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Vorrede. 


In der Sikung des Ausſchuſſes des Vereins für Socialpolitif dom 
19. März 1893 (Berlin) wurde mit der Abficht, die Kartellirage auf der 


- nädjten Generalverfammlung zu erörtern, bejchloffen, einen Sammelband 
mit Monographien über Kartelle im Umfang von 20—30 Bogen zu ver— 


öffentlichen. Die Herren Dr. Brentano, Bücher und von Miaskowski follten 
dabei den Vorſitzenden unterjtüßen. Der Drud jollte möglichſt jchon im 
Herbft 1893 beginnen, um den Band mehrere Donate vor der Herbit 1894 
ftattfindenden Generaiverfjammlung herauszugeben. Eine Situng der Kom 
miſſion war nicht zu ermöglichen. Der Unterzeichnete fonnte nur brieflich 
die Hilfe der genannten Herren in Anjpruch nehmen. 

Die Schwierigkeiten, welche fi) dem Unternehmen in den Weg jtellten, 
waren jehr große. Der Verein hatte durch die umfangreiche Schriftenaußgabe 
über die Lage der Landarbeiter und die innere Kolonifation nicht nur feine 
Mittel erjchöpft, jondern ftand einem Deficit von 7500 ME. gegenüber; 
daher der Beichluß, daß der Band nur einen mäßigen Umfang erhalten 
jolle. Und doch war e8 Klar, daß man gute monographifche Darjtellungen 
leichter zu 4—6 Bogen erhalten fünne, als mit der Beichränfung auf 
2 Bogen, die wir zunächit jedem Mitarbeiter auferlegen mußten. In dem 
Bande jollten einerjeit® monographiiche Schilderungen deutſcher Kartelle, 
andererjeit3 jummarifche Darftellungen des Kartellweſens anderer Länder ge— 
geben werden. Für beide Arten von Arbeiten war es ſehr jchiwierig, die 
rechten Bearbeiter zu gewinnen, weil die jachverjtändigen und eingeweihten 
praftiichen Kenner der Sache in der Regel nicht Zeit und Luft zur Schrift- 
jtellerei haben, auch meijt nichts von dem verraten wollen und dürfen, was 
fie ala Gejchäftsgeheimnig betrachten, die Schriftjteller (Nationalölonomen, 
Handelskammerſekretäre 2.) aber nur jehr ſchwer die entjcheidenden Ver— 
träge, Abjchlüffe, Verhandlungen zc. erhalten, meiſt auch die maßgebenden 
Perfonen und ihre Motive nicht genauer fennen, einen Einblid in die in— 
timen innern Vorgänge fich nicht verfchaffen können. Es lag die Gefahr 
nahe, daß man durch die beichränkte Auswahl in der Zahl der Mit- 
arbeiter entweder Tendenzarbeiten im Intereſſe der beteiligten Unternehmer 


> oder halbe Informationen befomme, die auf ungenügender Kenntnis beruhen. 
3. ‚Immer jchien mir der einzig gangbare Weg der zu fein, daß ich, unter- 
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ſtützt von den genannten Herren, ſowie von Herrn Steinmann-Bucher, der 
als Herausgeber der „Induſtrie“ und wiſſenſchaftlicher Arbeiten über die 
Kartelle zugleich große Perſonalkenntnis in dieſem Gebiete beſitzt, begann, 
alle möglichen Erkundigungen über die Perſonen einzuziehen, die wir im 
In- und Auslande bitten konnten, mitzuarbeiten. Wir konnten fo hoffen, 
wenigiteng eine Kleine Zahl von brauchbaren Kräften zu erhalten und von 
jeder, ehe wir fie aufforderten, ungefähr zu wiſſen, ob dag Gebotene mehr 
Zendenzichrift oder unbefangene Belehrung bieten werde. Ein umfangreiches 
Aktenſtück mit Korrejpondenz liegt heute als Refultat diefer Erfundigungen vor 
mir, das etwa zu drei Viertel vergebliche Bemühungen enthält, aber da— 
neben auch die Zufagen der Herren, deren Arbeiten ich im folgenden Bande 
dem Verein vorlegen Tann, ſowie mancherlei Beriprechen, die jpäter unerfüllt 
blieben oder wenigjtens bis Heute nicht eingelöft wurden. 

Dr. Brentano machte daneben den Vorſchlag, möglichit alle deutjchen 
Kartelle im Namen des Vereins aufzufordern, ihre Statuten ung zum Ab— 
drud einzufenden ; gewiß ein glüdlicher Gedanke, wenn er realifiert werden 
fonnte, da die Statuten ung wenigſtens ein Gerippe objeftiver Belehrung 
bieten und deshalb troß ihrer Magerfeit einer entjtellenden Schilderung 
vorzuziehen find. Jedenfalls wollte ich mich dem Verſuch nicht entziehen ; 
Herr Steinmann= Bucher, ohne deifen Hilfe ich gar nicht in den Beſitz der 
einichlägigen Adreſſen hätte fommen können, vereinigte ſich mit mir zu ges 
meinfamen Schreiben an etwa 40 deutjche Kartelle reſp. ihre Vorſitzenden, 
welche in der Hauptjache folgenden Wortlaut hatten: 

Der Verein für Socialpolitit wird im Herbit 1894 die Kartelle zum 
Gegenftande einer Erörterung in feiner Generalverfammlung machen, und dieſe 
durch einen Sammelband vorbereiten, twelcher eine Reihe monographiicher Dar: 
ftellungen bedeutender in: und ausländiicher Kartelle enthalten wird; eine Reihe 
fachverftändiger Mitarbeiter ift bereit3 gewonnen. 

63 ift num der Vorſchlag gemacht worden, diefem Bande möglichft viele 
Statute von Kartellen ala Anhang beizufügen und unfere Bitte geht dahin, ob 
Sie ung nit die Etatute und jchriftlichen Verträge und Berabredungen bes 
Kartells, an befjen Leitung Sie beteiligt find, zum Abdrud in dem Sammelbande 
überlaffen würden; fie würden dann fpäter auch in der Zeitjchrift „Die In— 
duftrie” zum Abdruck gelangen, welches Organ ja ſchon lange den Intereſſen der 
Kartelle dient. 

Da Sie ficher fein können, daß ber beabfichtigte Sammelband die Fragen 
in objettiver Weiſe behandelt, da eine allgemeine wachſende öffentliche Diskuffion 
über die Wirkung der KHartelle jedenfalls fommen wird, fo hoffen wir, dab Sie 
da3 Vorgehen des Vereins für Socialpolitif billigen und fein Unternehmen 
unterftüßen werden. 

Die Mitteilung von Geihäftsgeheimniffen begehren wir ja in feiner Weije. 

Die Veröffentlichung der Statute fann nur aufflärend wirken und dürfte 
daher in Ihrem eigenen Intereſſe fein. 
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Der Erfolg war faſt gleich null. Das heißt: wir erhielten von einigen 
wenigen der gebetenen Herren eine freundliche Antwort nebſt Statuten und 
andern Druckſachen; dieſe bezogen ſich aber überwiegend auf die wenigen 
Kartelle, für die wir bereits zuſagende Bearbeiter hatten; ſofern die Be— 
arbeiter alſo die Statuten nicht beigefügt hatten, konnten wir dies nun 
thun; was wir ſonſt an gedrucktem Material erhielten, war unvollſtändig 
oder wertlos. Die Antworten der meiſten Herren lauteten einfach, die Ver— 
öffentlichung ſei nicht möglich. Wir mußten ſo von einem beſondern An— 
hang, der Statuten ohne Beſchreibung enthalten hätte, ganz abſehen. — 

Der folgende Band enthält nun zehn deutſche Monographien nebſt 
einer Anzahl Statuten und Anhänge und fünf Arbeiten über die Kartelle 
in Frankreich, Oſterreich, Kußland, Dänemark und den Vereinigten Staaten. 
Die Arbeiten von Herrn Caro über den Walzwerksverband, von Herrn Wittgen- 
ftein über Öfterreich und von Herrn Dr. Fraenkel über Dänemark verdanken 
wir der Vermittelung von Dr. Brentano, die drei Nürnberger Arbeiten (III, 
IV, V der deutfchen Kartelle) der von Dr. Fuchs, die Daritellung des Sa— 
Iinenfartell3 der von Dr. Conrad. Den Verſuch, eine Arbeit über England 
au beichaffen, Hatte Dr. von Miaskowski übernommen; leider ohne Erfolg. 
Bon den nicht eingetroffenen aber verjprochenen Arbeiten erwähne ich nur 
die von Dr. Pohle über das Buchhändlerfartel, welche Dr. Bücher ver— 
mittelt hatte; die Fertigftellung wurde durch Krankheit verhindert; es iſt 
zu hoffen, daß die Arbeit bis Ende des Jahres vorliegen wird. Bielleicht 
fann fie al3 Anhang zu dem jtenographiichen Bericht der Generalverfamm- 
lung vom Herbit 1894 in unjeren Schriften erjcheinen. 

Die Trage, ob eine Zufammenjaffung deifen, was unfer Band biete, 
zum Schluffe desjelben beizufügen jei, wurde in der Ausfchußfigung vom 
1. April 1894 verneinend beantwortet, dagegen befchloffen, Dr. Stieda zu 
bitten, einen derartigen Bericht zu verjaffen, der gegen den 10. September an 
die Mitglieder des Vereins verfandt und dann dem Bande eingefügt werden 
wird, der den jtenographifchen Bericht wiedergiebt. Das Gleiche gilt von 
einem juriftifchen Gutachten über die Kartelle, dag Herr Prof. Dr. Menzel 
in Wien für unfere Generalverfammlung die Güte hatte zu übernehmen. 

Daß der Band ftatt Anfang Juli nun erſt im Laufe des Augufts 
ausgegeben werden kann, verdanken wir den Schwierigkeiten und Ängſt— 
lichkeiten von Intereffentengruppen , die ſelbſt der Veröffentlichung längſt 
verfprochener und fertig gejtellter Arbeiten fich zuletzt wieder entgegen- 
jtellten. Es bedurfte erſt wieder langer Verhandlungen, big fie überwunden 
waren. Hoffen wir, daß unjer Band dazu beitragen wird, dieſe un— 
motivierten Angjtlichkeiten zu befeitigen. Die Leiter der Kartelle müffen 
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endlich einſehen lernen, daß dieſe keine Veilchen ſind, die im Verborgenen 
blühen können. 

Allen unſeren Herren Mitarbeitern und den Förderern unſerer Be— 
mühungen innerhalb wie außerhalb des Vereins, beſonders den Herren, 
welche den Mut hatten, uns ihre Statuten zu ſenden, ſpreche ich im 
Namen des Vereins unſern beſten Dank aus. Ich halte es für meine 
Pflicht, beſonders zu betonen, daß ich ohne die aufopfernde Hilfe von 
Dr. K. Oldenberg, der mir bei der Korreſpondenz und Korrektur treu 
zur Seite ſtand und den Hauptteil der Geſchäftslaſt auf ſich nahm, nicht 
in der Lage geweſen wäre, den Band herzuſtellen. 

Daß er nichts oder nicht viel wert ſei, werden nörgelnde Kritiker ohne 
Zweifel ebenſo behaupten, wie ſie das gegenüber anderen Publikationen des 
Vereins thaten. Daß er die Frage nicht erſchöpft, nicht nach allen Seiten 
aufhellt, gebe ich ohne weiteres zu. Nur eine ſtaatliche Enquete mit geſetz— 
lichem Vernehmungszwang könnte volles Licht ſchaffen. So lange wir aber 
eine ſolche nicht haben, ſind wohl auch dieſe Bruchſtücke der Aufhellung 
von Wert. Die wenigen wiſſenſchaftlichen Arbeiten, die wir in der deutſchen 
Litteratur über Kartelle haben, werden durch unſern Band doch in ganz er— 
heblichem Umfang ergänzt. Und für den guten Willen der fämtlichen 
Mitarbeiter, die Wahrheit jagen zu wollen, für den Eifer, mit dem fie ver- 
jucht haben, die Wahrheit feftzuftellen, glaube ich einjtehen zu fönnen. 
Natürlich aber jchreibt jeder von feinem Gefichtsfreis aus. Und fo ijt es 
begreiflich, daß die Auffaffung vorherrfcht, eine gleichmäßig billige, ja eine 
reichliche Verzinfung des Anlagefapitalg fei nicht bloß vom Standpunkt der 
Unternehmer, jondern auch von dem der Volkswirtſchaft ein berechtigtes 
Ziel, Die Berteidiger der Kartelle überwiegen, weil wir leichter aus ihrer 
Schar Mitarbeiter fanden. Aber es fehlen auch die Stimmen nicht, welche 
die Kehrjeiten hervorheben, erwägen und befprechen. Wir Hätten ihre Zahl 
gern vermehrt, wir haben Verſuche, Mitarbeiter aus allen Parteien und 
Kreifen zu gewinnen, gemacht, Wir haben uns bejtrebt, alle Seiten zu 
Worte fommen zu laffen. Aber wir können nicht mehr bieten, ala wir bei 
eifrigem Bemühen unfererjeit3 erhielten. Daß der Band auch in feiner 
durch vderfchiedene äußere Gründe gebotenen Beſchränkung fich ebenbürtig 
unjeren bisherigen VBeröffentlichungen anreihe, hoffe ich, obwohl ich vielleicht 
am beſten jett überjehe, was ihm jehlt. 

Berlin, 31. Juli 1894, 


Guſtav Schmoller, 
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1. 
Das deutſche Balikartell in feiner Entwicklung 
und gegenwärtigen Geftalt. 


Don 


6. Engelde, 
Bergaſſeſſor. 





Gegenwärtig, wo auf allen Gebieten des wirtſchaftlichen Lebens die in 
unjerer heutigen Wirtfchaftsordnung begründete freie Konkurrenz mehr oder 
weniger bejtimmend auf die Gejtaltung der Gejchäftslage einwirkt, giebt es 
faum noch einen Induſtriezweig, deffen Rentabilität nicht zeitweife an den 
nachteiligen Folgen derjelben gelitten Haben ſollte. 

In ſolchen Zeiten Hat fich bei den interejfierten Vertretern immer 
mehr die Erkenntnis Bahn gebrochen, daß hier ein Einzelner nichts zu thun 
vermag, daß es vielmehr einer mächtigeren Gejamtheit bedarf, um die 
Grundübel jolcher Zuftände mit Erfolg befämpfen zu können. Man jchließt 
fich daher gejchäftlich enger aneinander und it geneigt, im Intereſſe der Ge- 
jamtheit fich gegenfeitig gewiſſe Einfchräntungen in Bezug auf die freie 
Handhabung des Warenvertriebes aufzuerlegen. 

Die Art und Weiſe, wie dies gejchieht, iſt bei den einzelnen In— 
duftrien jehr verjchieden, kommt aber in der Neuzeit zumeist dadurch zum 
Ausdrud, daß jich die gleichartigen Berufsgenoffen über die Höhe der Pro— 
duftion und des Preifes verabreden und, wo man noch weiter geht, jogar 
eine allgemeine Gentraljtelle errichten, von der aus der MWarenvertrieb 
Hattfindet. Solche Vereinbarungen oder Sntereffentenvereinigungen wer— 
den mit dem Namen „induftrielle Kartelle“ bezeichnet und unterjcheiden 
fich vorteilhaft von den jogenannten „Ringen“ dadurch, daß erſtere Über: 
einfommen don Unternehmern derjelben Branche darjtellen, deren Zweck 
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dahin geht, die fchranfenlofe Konkurrenz der Unternehmer untereinander 
einigermaßen zu bejeitigen und die Produktion annähernd dem Bedarfe an— 
zupaffen, um hierdurch etwaige Überproduftion zu verhindern, — während 
die „Ringe“ DBereinigungen von Spekulanten find, welche bald den einen, 
bald den andern Artikel durch Aufjtapelung dem Verkehr zeitweilig ent— 
ziehen, um unter dem Schuße hoher Preife ihre Borräte jo teuer wie mög— 
ih an den Mann zu bringen. 

Über das Weſen und die wirtjchaftliche Bedeutung diefer im vorſtehen— 
den nur furz charakterifierten Vereinigungen herrſcht in der Öffentlichkeit 
noch große Unklarheit, und diefer ift e8 3. T. zuzujchreiben, daß es noch 
heute jo viele principielle Gegner von Kartellen giebt, mögen diefe Kartelle 
mit erlaubten oder unerlaubten Mitteln operieren, einen wirtjchaftlichen 
oder unmirtichaftlichen Zwed verfolgen. 

Mit diefer Unklarheit verbindet fich ein gewiſſes Mißtrauen, welches 
dadurch hervorgerufen wird, daß man leider Heutzutage noch felbjt die 
beftorganifierten Vereinigungen mit allzu großer Heimlichkeit umgiebt, an— 
ftatt die Karten offen auszufpielen und den guten Kern der Sache zu zeigen. 

Wenn nun zur Aufklärung über dag MWejen und die Bedeutung der 
Kartelle im allgemeinen bereits viel durch die ausführlichen Abhandlungen 
von Kleinwächter und SteinmannsBucher gejchehen ift, jo Hoffe ich meiner- 
. ſeits durch die Darftellung der Grundzüge eines fpeciellen Kartells, des 
deutjchen Verkaufsſyndikats der Kaliwerke, dazu beizutragen, das grund 
ſätzliche Mißtrauen gegen Kartelle zu befeitigen und an der Hand dieſes 
Beilpiel3 zu zeigen, worin die Berechtigung eines Kartell und die natür- 
lichen Borausfegungen für das Beitehen eines jolchen beruhen. 

Die Staßfurter Kaliinduftrie, mit deren Entwidlung die Konventions— 
beftrebungen eng verknüpft find, gründet fich auf das Vorkommen der Kali— 
falze innerhalb des fogenannten Magdeburg » Halberjtädter Steinfalzbedens. 
Die Kalifalze treten Hier als die oberften Glieder der genannten Steinſalz— 
ablagerung, teil in ihrem füdwejtlichen und nordweitlichen Verlauf bei 
Bernburg, Afcheröleben bezw. Vienenburg, Thiederhall, teils an den beider: 
feitigen Abhängen de3 von Südoſt nach Nordweit, etwa in der Richtung 
Staffurt-Egeln mitten durch die Mulde ſtreichenden Buntfandfteinrüdeng, 
und zwar in einer Mächtigkeit von 20 bis 70 m auf. Die Längßerjtredung 
diejeg Vorkommens jchägt man auf etwa 20 Kilometer. Wie weit die 
Kalifalze in die Teufe fortjegen, ift bisher unbekannt, doch dürfte anzu— 
nehmen fein, daß diefe Bildung feine lokale ift, ſondern fich im wefentlichen 
gleichmäßig als oberftes Glied in "der ganzen Ausdehnung der Gteinjalz- 
ablagerung finden wird. 
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Bis zum Jahre 1860 wurden dieſe Kalifalze unter dem Namen „Ab- 
raumjalze” als wertlos betrachtet und dieſerhalb teils in den unterirdifchen 
Grubenräumen wieder verjeßt, teils, wo fich fein Pla in der Grube fand, 
über Tage auf die Halde geftürzt. 

Erjt feit dem Jahre 1861 ijt der Hohe Wert der Abraumjalze für die 
Sandwirtichaft und die Induſtrie erfannt worden, nachdem der Chemiker 
A. Frank in Staßfurt darauf Hingewiejen hatte, daß die in den Abraum— 
jalzen enthaltenen Berbindungen von Kali mit Schwefeljäure und Chlor 
geeignet wären, den dem Boden durch die Pflanzen entzogenen Kaligehalt 
wieder zu erjeßen, und nachdem es Trank gelungen war, die Abraumjalze 
auf fonzentriertes Chlorkalium fabrifatorijch zu verarbeiten. 

Mit diefer Erfindung entjtand binnen kurzer Zeit ein ganz neuer In— 
duſtriezweig, der vermöge jeiner ihm in großer Menge zu Gebote jtehen- 
den Rohprodukte berufen fein jollte, die bisher auf Schlempefohle, Holz— 
afche und Seetangen angewiefene, viel £ojtfpieligere en ge⸗ 
waltſam zurückzudrängen. 

Wenn ich vorhin allgemein von Abraumſalzen ſprach, ſo verſteht man 
hierunter in der Bergtechnik die Salze, welche man mit dem Namen Car— 
nallit-, Kieſerit- und Polyhalitjalze bezeichnet. Bon diefen fommen jedoch 
nur die Falireichiten, die Garnallitfalze und deren Umfegungsprodufte, wie 
Kainit, Sylvinit ꝛc. zur Verwertung. Der Carnallit ift in reinem Zuftande ° 
ein Doppeljalz von Chlorfalium und Chlormagnefium mit 6 Zeilen 
Waſſer; als Rohſalz enthält Garnallit nebenher noch Ehlornatrium, Chlor: 
calcium und Magnefiumfulfat. Als wichtigftes Umſetzungsprodukt ift der 
Kainitt zu nennen. Dieſer findet feine Hauptverwendung in der Land— 
wirtichaft, und zwar deshalb, weil in ihm der für die meiſten Pflanzen- 
gattungen jchädliche Chlor, wie er in den übrigen Kalirohjalzen in mehr 
oder weniger großer Menge vorhanden ijt, Taft ganz jehlt, andererjeits 
Kainit fi am Leichteften in die für den Gebrauch in der Landwirtichait 
bequemfte Form des Pulvers mechaniſch umwandeln läßt. 

Neben diefen beiden, die hauptjächlichiten Rohprodufte für die Kali- 
induftrie bildenden Salzen, dem Garnallit und Kainit, treten untergeordnet 
noch einige andere Salze, wie Schönit, Askanit, Krugit, Sylvin ꝛc. auf. 
Dieſe haben ala kalihaltige Umfeungsprodufte des Garnallits in den letzten 
Jahren ebenfalls ala Düngemittel und zur Darftellung konzentrierter Kali- 
ſalze Verwendung gefunden. Als Kalifabrifate fommen in Betracht Chlor: 
falium mit 80 %o Kaligehalt, konzentrierte ſchwefelſaure Kaliſalze und 
Rieferit. 
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Beginn der Konventionsbeitrebungen. 


Wie auf allen Gebieten der Induftrie Vereinbarungen unter den Bes 
fißern erft dann zuftande fommen, jobald infolge Überproduftion und fcharfer 
Konkurrenz der Abſatz der Ware zu jtoden beginnt, und deshalb Preife erzielt 
werden, bei denen ein Fortbetrieb der Unternehmungen kaum mehr rentabel 
erjcheint , jo machten fich auch in der Kaliinduftrie die erſten Konventiong« 
bejtrebungen zu einer Zeit geltend, als infolge Überproduftion dag Kali« 
gejchäft einen flauen Gang annahm. Diez fällt etwa um dag Jahr 1870 
und war veranlaßt durch das rapide Anwachſen der Zahl der Kalifabrifen. 

Zu einem fürmlichen Abſchluß einer Konvention kam es aber erjt im 
Jahre 1876, und zwar nur unter den Beſitzern der Kalifabrifen, während 
die beiden zur Zeit einzigen Salzbergwerfäbefiger, die Fisci von Preußen 
und Anhalt, ſtillſchweigend bejtimmte Preife hielten, ohne zu einer eigent- 
lichen Konvention zufammenzutreten. Die Kalifabrifanten hatten fich ver: 
traglich verpflichtet, nicht unter einem gewifjen Minimalpreife zu verkaufen. 
Letzterer jollte allwöchentlich durch gegenfeitige Abwägung von Angebot 
und Nachfrage reguliert werden. 

Diefe inı allgemeinen ziemlich loſe Vereinigung bewährte fich jedoch 
nur jolange, als die einzelnen Beteiligten durch die Not daran feftgehalten 
wurden. Als im Herbit 1877 die Nachfrage wieder ein wenig lebhafter 
wurde, hielten fich einzelne Yabrifanten nicht mehr an die Bereinbarung 
gebunden, und fo löſte fich die Vereinigung auf, der freien Konkurrenz 
wieder allein die Preisbejtimmung überlaffend. 

Inzwiſchen war im Jahre 1875 ein neues Salzwerf, Douglashall bei 
MWeiteregeln, entjtanden. Bei der örtlichen Entfernung zwifchen diefem und 
den beiden fisfalifchen Werfen Hatten letztere bezüglich des Abſatzes der 
Rohſalze an die Kalifabriten erhebliche Konkurrenz von dem Privatwerte 
nicht zu fürchten. Anders gejtalteten fich die Verhältniffe, ala Ende des 
Jahres 1877 ein zweites neues, von einer ſehr kapitalkräftigen Geſellſchaft 
gejtüßtes Privatjalzwerk ganz in der Nähe von Staßfurt, das Salzberg— 
werk Neu-Staßfurt bei Löderburg, in Betrieb kam. Wollten vornehmlich 
die beiden nächjtgelegenen fisfalifchen Werke durch jenes Privatwerk ihren 
Betrieb nicht erheblich beeinträchtigen laffen, jo mußten fie jeßt entweder 
den Konkurrenzkampf durch Preisermäßigung aufnehmen oder eine Verein— 
barung unter den vier Salzbergwerfen herbeiführen. Im erjten alle 
waren alle Werke ficher, zunächſt enorm zu verlieren, während der Erfolg 
vielleicht gerade für die fisfalifchen Werke fein jegengreicher gewejen wäre. 
In Betracht kommt Hierbei, daß die letzteren infolge ihres fomplizierteren 
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DBerwaltunggapparates weniger leicht beweglich find als die Privatwerfe, 
und daher auch weniger fähig, augenblidliche Konjunkturen auszunügen. 


I. Konventionsperiode von 1879— 1883. 


Solche Erwägungen führten anfangs des Jahres 1879 unter Fräftiger 
Mitwirkung und Befürwortung von feiten des preußifchen Bergfisfus zu 
einer erjten Konvention unter den Befitern der damals bejtehenden vier 
Salzbergwerfe zu Staßfurt, Leopoldshall, Weiteregeln und Neu-Staffurt. 
Diejelben bejchloffen, die Förderung und den Vertrieb des zu fabrifatorifchen 
Zweden erforderlichen Carnallitſalzes nach gemeinschaftlich feftzuftellenden 
Grundjäßen zu regeln. Dementfprechend wurde die Gejamthöhe der in den 
Fabriken zur Verarbeitung gelangenden Rohſalzmengen fejtgejegt, und die 
Verteilung, die Förderung und die Zuweifung des Abſatzes an die einzelnen 
Fabriken genau geregelt, jowie endlich Beftimmung getroffen über die Höhe 
de8 den Fabrikanten anzurechnenden Rohjtoffpreifes und die ihnen aufzus 
erlegenden Zahlungsmodalitäten. 

Diejer Vertrag unterwarf alfo nur die Garnallitrohjalze einer gewiſſen 
Regelung, während e8 den Yabrilanten überlafjen blieb, über den Abjak 
und den Preis des aus dem Carnallit dargeitellten Fabrikates, des Chlor- 
kaliums zc., unter fich eine VBerftändigung anzubahnen. Letztere wurde jeboch 
infolge der Uneinigkeit unter den Fabrikanten zunächſt nicht erreicht. Da— 
gegen führten unbillige Berfchiebungen auf dem Gebiete der Kainitförderung, 
welche eine ähnliche Verwendung wie das Chlorkalium fand, zu einer 
weiteren Vereinbarung unter den drei Kainit jördernden Merken — dem 
des preußijchen Fiskus, des anhaltifchen Fiskus und der Gewerkſchaft Neu— 
Staßfurt. 

Der bezügliche Vertrag fam am 1. April 1880 zuftande. 

Hiernach verpflichteten fich die drei Werksbeſitzer, Kainitfalze in rohem 
Zuftande und zu Düngezweden nur in joldden Mengen, wie ihnen vertrags— 
mäßig zugeteilt war, und zu übereinftimmenden Preiſen abzujegen. Unter dem 
Schutze diejer beiden Verträge haben fich die Verhältniffe des Kalibergbaus 
von Jahr zu Yahr gebeffert, es ftieg nicht nur ganz erheblich die Förder— 
menge, auch die Preife für das Rohſalz fonnten allmählich um ein geringes 
erhöht werden. 

Die günftigen Erfolge gaben naturgemäß Anlaß zur Begründung und 
Sinbetriebnahme neuer Salzwerfe.. So entjtanden das neue Privatwerk 
Schmidtmannshall bei Ajcheröleben und Ludwig II. bei Staßfurt. Erſteres 
joflte bereit3 im Jahre 1883, lebtereg im Jahre 1884 in Förderung 
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fommen. Dieſer vorauszufehenden Thatjache gegenüber war es für die be- 
jtehenden vier Werke angezeigt, fich von vornherein ein gewiſſes Abſatzfeld 
zu fihern. Zu dem Zwecke jchloffen jene vier Werke ſchon im Jahre 1882 
mit den beftehenden Privatjabrifen Verträge, worin diefe letzteren fich zur 
Abnahme beftimmter Quantitäten Rohſalz verpflichteten. 

Dieſe Vereinbarungen haben jedoch feine lange Dauer gehabt, denn 
ihon im nächjten Jahre 1883 nahm ein Werk Beranlaffung, den Carnallit- 
vertrag vom 8. Februar 1879 aufzufündigen unter Hinweis auf die That- 
jache, daß das neue Galzwerf Schmidtmannshall bereit? eine tägliche 
Förderung von 5000 Gentnern erreicht habe, und daß unter dieſen Um— 
ftänden nach den vertraglichen Beitimmungen die Kündigung jeitens jeden 
Konventionswerkes ftatthaft jei. 


1. Sonventionsperiode von 18835 — 1888. 


Somit war das alte Konventionsverhältnis gelöft. Von den Seg— 
nungen deöfelben waren jedoch alle zu jehr überzeugt, ala daß fie nicht den 
Wunſch gehabt Hätten, ein Ähnliches Vertragsverhältnis, vielleicht auf 
breiterer Grundlage und unter Hinzuziehung der zwei neuen Privatſalzwerke 
von neuem zuftande zu bringen. 

Dahingehende Beitrebungen, die lange Zeit an den dem preußifchen 
Bergfisfus ungerechtfertigt erjcheinenden Anfprüchen des anhaltifchen Fiskus 
jcheiterten, famen endlich nach mühevollen Verhandlungen am 23. Oftober 
1883 durch Vollzug eines neuen Garnallitvertrages zum Abſchluß. Ihm 
traten außer den vier alten Salzwerten — dem preußifch - fisfalifchen 
Salzwerk zu Staßfurt, dem anhaltifch-fisfaliichen Salzwerk zu Leopoldshall, 
dem konſ. Alfaliwerf Douglashall bei Wejteregeln, dem Salzbergwerke Neu- 
Staffurt — die beiden neu Hinzugelommenen — dag Kaliwerk Schmidt- 
mannshall bei Ajchersleben und das Salzwerk Ludwig II. bei Staßfurt — 
bei. Im Jahre 1886 wurde noch das inzwifchen in Betrieb genommene 
Salzwerk Hercynia bei Vienenburg in die Konvention aufgenommen, 

Der neue DBertrag, welcher big Schluß des Jahres 1888 Gültigkeit 
haben jollte, verfolgte im mefentlichen diefelben Zwede, wie der alte Car— 
nallitvertrag von 1879, jete alfo die Höhe der gefamten an die Fabriken 
abzugebenden Garnallitmengen feſt und verteilte die Förderung auf die ein- 
zelnen vertragichließenden fieben Salzbergwerkte. Die Beitimmung der Höhe 
der Förderung lag einem aus Bertretern der beteiligten Werke gebildeten 
Ausſchuß ob; derjelbe hatte auch im übrigen die richtige Handhabung des 
Vertrages zu überwachen. Bon befonderem Wert war es, daß man jchon 
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in dieſem Bertrage dem preußifchen Bergfisfus einige Sonderrechte einräumte, 
wie die Feſtſetzung des Rohſalzpreiſes und das Betorecht gegen Erhöhung 
oder DBerminderung der Abjahmengen. Es ift hierzu allerdings zu be— 
bemerfen, daß das Vorrecht der Preisnormierung für die übrigen Privat» 
werke faſt belanglo8 war, da diefelben entweder eigene Fabriken befaßen, 
oder doch zu bejtimmten Fabriken in einem engeren vermögengrechtlichen Ver: 
hältnis ſtanden, jo daß es ihnen gleich fein konnte, ob der größere Zeil 
des vom Rohſalzpreiſe beeinflußten Gewinns bei dem Bergwerks- oder Fabrik— 
betriebe erzielt wurde. 

Inzwiſchen Hatte das Salzwerf Schmidtmannshall auch mit jeiner 
Kainitförderung begonnen und Hatte diefe jogar ziemlich jchwunghaft be- 
trieben, ſolange es noch außerhalb der Kainitfonvention ftand. Dies führte 
zum Abichluß eines neuen Sainitvertrages am 14. Juni 1884; demjelben 
traten die vier alten Werke und das neue Werk Schmidtmannshall bei, 
während Ludwig II. an diefer Konvention nicht teil nahm, da es Kainit 
innerhalb jeines Bergwerksjeldes noch nicht geiunden Hatte. Wohl aber 
wurde noch im Jahre 1886 das ebenfalls Kainit fördernde Salzwerf bei 
Vienenburg in die Kainitlonvention aufgenommen. 

Die erfolgreichen Konventionsbeftrebungen unter den Salzwerksbeſitzern 
hatten auch die Fabrikanten veranlaßt, unter fich eine engere Vereinigung 
zuftande zu bringen. MWejentlich fördernd nach diefer Richtung wirkte der 
Umftand, daß feit Anfang 1883 das Salzbergwerk Neu-Staßfurt und das 
Salzbergwerf Schmidtmannshall mit eigenen Fabriken in Betrieb gekommen 
waren, daß Zudwig II, bereit enge Beziehungen zu gewiflen Fabriken in 
Leopoldshall beſaß, und daß endlich die beiden Fisci von Preußen und 
Anhalt, welche damals noch nicht im Befite eigener Tabriten waren, Neben- 
verträge mit beftimmten Sonderfabrifen gejchloffen Hatten. Da auch das 
Salzwerf in MWefteregeln jeit der Eröffnung ſeines Betriebes eine eigene 
Fabrik beſaß, waren aljo im Jahre 1883 jämtliche in Betrieb befindliche 
Salzwerke in der Lage, einen gewilfen Einfluß auf den Fabrifbetrieb aus- 
zuüben. 

Diefem Einfluß konnten fih auch die Privatfabrilanten nicht mehr 
entziehen, und jo kam unter fämtlichen Befigern von Kalifabriken am 
10. Dezember 1883 eine Einigung zujtande. Man gründete ein Verkaufs— 
bureau und verpflichtete fich allerfeits, jämtliche Fabrikate nicht mehr felbit- 
ftändig auf den Markt zu bringen, jondern fie außfchließlich diefem Ver— 
faufsbureau zur Verfügung zu jtellen. 

Ein Generalvertreter hatte den Verkauf der Fabrifate nach) Maßgabe 
der ihm von einem Werksausſchuß erteilten Inſtruktion zu bewirken. Der 
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Inſtruktion gemäß jchloß er die Verfaufsgefchäfte ab und erteilte die Auj- 
träge an die einzelnen Fabriken im Verhältnis der ihnen vom Schächte- 
ſyndikat zugeteilten Garnallitmiengen. Hierbei jollte eine möglichſt gleich- 
mäßige Verteilung der verjchiedenen Marken ftattfinden, und ſoweit folche 
nicht erzielt wurde, nachträglich und zwar zweimal im Jahre eine Aus: 
gleichung der verjchiedenen Preife, welche den einzelnen Syndifatsmitgliedern 
bei ihren Lieferungen vorgejchrieben waren, vorgenommen werden. Hierbei 
wurden die zu viel oder zu wenig erhaltenen Gelder hevans- bezw. nach- 
gezahlt. Den Preis für Chlorkalium ſetzte der Ausſchuß feſt, jedoch mit 
der Einjchränkung, daß eine Erhöhung desjelben nur jtattfinden durfte, 
wenn der preußifche Bergfisfus Hiergegen feinen Einſpruch erhob. Trat 
ungeachtet deffen eine Erhöhung ein, jo waren die mit dem preußifchen 
Bergfisfus in einem DBertragsverhältnis jtehenden Privatiabrifen berechtigt, 
mit dem Ablauf des dritten Monats von dem Vertrag zurüdzutreten. 
Hiermit war dem preußifchen Fiskus, obgleich er jelber dem Fabrikenſyndi— 
fate nicht angehörte, ein wejentliches Recht in Bezug auf die Preisgeſtaltung 
für die Kalifabrifate eingeräumt worden, was ihn Hinlänglich in die Lage 
jeßte, etwaige jpefulative Preistreibereien zu verhindern. 

Die im vorjtehenden erwähnten, bis zum Jahre 1883 zurüdreichenden 
drei Verträge follten Geltung behalten bis Schluß des Jahres 1888. 

Welchen Einfluß diefelben während diejer Konventionsperiode auf die 
Kali-Induſtrie und den Kalimarkt ausgeübt haben, ſoll an jpäterer Stelle 
Erwähnung finden. Hier fei nur bemerkt, daß dank dem feiten Zufammen- 
haften aller Kaliintereffenten das Kaligejchäft eine jtetig zum Beſſern fort: 
jchreitende Entwidlung angenommen hat, wobei allerdings zeitweije rüd- 
läufige Konjunkturen nicht ausgejchlofjen waren. 

Mit Spannung jah man dem Jahre 1888 entgegen, welches vielleicht 
das lebte Jahr friedlichen Gedeihens der Kaliinduftrie werden ſollte. Da 
galt es ingbejondere auch für den Königlich Preußiſchen Bergfisfus, ge— 
wappnet und fonfurrenzfähig nach jeder Richtung Hin auftreten zu können. 

Mit den damaligen Mitteln war dad nicht gut möglich. Das 
preußifche Salzwerk war gegenüber den Privatſalzwerken jchon ſeit Jahren 
dadurch im Nachteil, daß es behufs Abjates feines Rohfalzquantums mit 
meist älteren Fabriken operieren mußte, die fich in ihren Einrichtungen zum 
Zeil nicht mehr auf dev Höhe der Technif befanden und deshalb in ihrer 
Leiftungsfähigkeit Hinter den neuen, mit Salzwerfen verbundenen Fabrik— 
anlagen zu Mefteregeln, Neu-Staßfurt und Wfchersleben zurüditanden. 
Eine bejjere Situation konnte fi der preußifche Fiskus nur bejchaffen, 
wenn er dazu Überging, in eigener Fabrik fertige Yabrifate herzuftellen und 
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die für ihn allmählich Täftig werdende Abhängigkeit von fremden Fabriken 
abzujchütteln. 

Der preußijche Bergfisfus baute deshalb im Jahre 1887 eine eigene 
Kalifabrik. Sole Maßnahmen Hatten zur Folge, daß der preußiiche Fiskus 
die einzelnen Nebenverträge mit den Privatfabrifen auffündigte und mit 
denjelben neue Verträge abjchloß , worin den Privatjabrifen nur noch ein 
allmählich jich weiterverringernder Teil der früheren Salzmengen zur Ver— 
fügung gejtellt wurde, während der Fiskus den Reſt feiner Förderung nun 
jelbit zu verarbeiten gedachte. 

Der preußifche Bergfiskus war Hierbei von der Überzeugung geleitet, 
gegen die Sonderjabriten in feiner Weife unbillig zu handeln, um jo weni— 
ger, als diejelben durch die in den Vorjahren erzielten Gewinne ihr An— 
lagefapital längſt gededt Hatten, und ala fie irgend welchen rechtlichen An— 
ſpruch auf fortgejegte Zuführung ihres Rohſalzbedarfes von jeiten des könig— 
(ich preußiſchen Salzwerkes nicht Hatten. 

Der anhaltifche Fiskus, defien Salzwerf nunmehr das einzige ohne 
eigene Yabrik war, einigte ſich mit den dortigen Sonderfabrifen dahin, daß 
diefelben gegen die Zuſage weiterer Rohfalzförderung einen etwas höheren 
Rohfalzpreis entrichteten. 

Der Bertrieb der fertigen Fabrikate aus der preußiichen fiskaliſchen 
Fabrik wurde dem Generalvertreter des Verkaufsſyndikates perfönlich auf 
Grund eines bejonderen Abkommens übertragen. 


Dem Syndifate ſelbſt trat alfo der preußifche Fiskus nicht bei, 


verpflichtete fich jedoch zur Innehaltung gleicher Preife und Verkaufs— 
bedingungen. 


11. SKonventionsperivde von 1889— 1898. 


Im vorjtehenden find alle die Verträge und Bereinbarungen erörtert 
worden, die bis zu dem jahre 1888, dem Beginn der lebten und gegen= 
wärtigen Konventionsperiode, unter den Beteiligten der Kaliinduftrie be— 
itanden haben. Ihre Beiprechung in dem gewählten Umfange mußte vor= 
aufgehen, um veranjchaulichen zu können, daß das jehige, die ganze Kali— 
industrie umfafjende Kalikartell nicht das Merk einer erft im Jahre 1888 
aufgetauchten dee war, jondern feine Gejtalt der eigenen Hiftorifchen Ent- 
wiclung während der Jahre 1879—1888 verdankt. Gleichzeitig beweift 
die Entwidlungsperiode, wie die Intereſſenten der Kaltiinduftrie immer mehr 
von den Konventiongideen durchdrungen wurden und an der Anficht feſt— 
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hielten, daß eine ſegensreiche Entwicklung der Kaliinduſtrie nur auf Grund 
des Fortbeſtehens der Konventionen möglich ſei. 

Das „gegenwärtige Kalikartell“ beruht auf ſieben Einzelverträgen, durch 
welche zum Unterſchied von den früheren Konventionen nicht nur die Car— 
nallit- und Kainitſalze, ſondern auch alle übrigen Kalirohſalze, ſoweit 
ſolche eine Verwertung zulaſſen, und alle aus dieſen Rohſalzen dargeſtellten 
wichtigen Fabrikate in die Verträge hineingezogen worden ſind. Hierbei 
kommen an Kalirohſalzen außer Carnallit und Kainit in Betracht Kieſerit, 
Schönit, Krugit, Sylvin, Sylvinit, Hartſalz, Askanit. 

Bei der Abfaſſung der Verträge Hat man jedoch nur zweierlei Salze 
grumdjäglich unterfchieden, nämlich Garnallitfalze und alle ſolche Kaliſalze, 
welche nicht direkt als Carnallit angefprochen werden fönnen. Zu leßteren 
gehören Kainit und die foeben aufgeführten Salze, wie Schönit, Krugit 
u. ſ. w. Das Kieſeritrohſalz iſt in dem Garnallitvertrage mit einbezogen 
worden. 

Die wichtigiten Fabrilate, deren Vertrieb vertraglich geregelt wurde, 
find das Chlorkalium, der Blockieferit (ein ſchwefelſaures Magnefiafalz) 
und die ſchwefelſauren Kalierzeugniffe mit einem SKaligehalt von 20/0 an 
aufwärts. 

Ein anderer wefentlicher Fortſchritt war, daß man mit den neuen 
Verträgen nicht nur den Garnallitabjaß, joweit er an die Fabriken zur 
Berarbeitung auf Chlorkalium geht, geregelt, jondern daß man auch die 
Garnallitmengen, welche in rohem Zuftande als Düngeſalz an die Land— 
wirtfchaft oder zu jonjtigen gewerblichen Zweden abgegeben werden, dem 
Vertrag unterworfen hat, daß man ferner nicht nur, wie bißher, den Kainit- 
abſatz an die Landwirtichaft, jondern auch folchen zu Zwecken fabrifatorifcher 
Berarbeitung ſyndizierte. 

Die Erweiterungen in bezeichneter Richtung waren notwendig, um die 
Konkurrenz zu bejeitigen, welche den jyndizierten Produkten und Fabrikaten 
von den jeinerzeit noch nicht ſyndizierten Erzeugniffen gemacht wurde. 

In Erwägung deſſen find nachfolgende fieben Verträge, und zwar auf 
die Dauer von zehn Jahren, abgejchloffen worden: 

Vertrag Ia vom 21. 9. 1888, betr. den Abfa von Carnallit, joweit er an die „zue 
gehörigen“ (d. i. eigenen ober erpachteten oder vertraglich mit den Salz: 
werfen verbundenen) Kalifabrifen zum Zwed ber Darftellung von Chlor: 
kalium, ſchwefelſauren Kaliſalzen ꝛc. geht. 

IIa vom 14. 10. 1888, betr. den Abſatz von Kainit, ſoweit ec. (wie vorſtehend). 

⸗ Ib vom 25. 10. 1888, betr. den Abſatz von Carnallit, ſoweit er nicht an 

die zugehörigen Fabriken, jondern als Rohfalz an die Landwirtichaft ıc. 
abgegeben wird. 
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Vertrag IIb vom 14. 10. 1888, betr. den Abjak von Kainit, foweit ev nicht an 
die zugehörigen Fabriken, jondern ala Rohfalz an die Landwirtichaft ıc. 
abgegeben wird. 

⸗ Je vom 25. 10. 1888, betr. den Abſatz von Chlorkalium zu allen Zwecken. 

Id vom 25. 10. 1888, betr. den Abſatz von Kieſerit in Blöcken zu allen 
Zwecken. 

:  Dlevom 25. 10. 1888, betr. den Abſatz von ſchwefelſauren Kalierzeugniſſen 
zu allen Sweden. 


Kontrahenten vorjtehender Berträge find ausſchließlich die Befiker 
der Kaliſalzbergwerke. Die Befiter der fogenannten Sonderfabrifen — 
das find alle diejenigen Fabriken, welche im Beſitz Dritter ftehen, aljo 
nicht im Eigentum der zehn vertragjchließenden Salzbergwerksbeſitzer ſich 
befinden, oder von Tekteren auf Grund eines Pachtvertrages oder eines 
jonftigen Rechtsverhältniffe betrieben werden — welche früher an dem 
Chlorkaliumfyndifatsvertrag vom 10. Dezember 1883 aktiv beteiligt 
waren, ſtehen alfo jest außerhalb jämtlicher Konventionen, mußten fich 
jedoch durch Unterzeichnung der Verträge Je IA IIe, betr. die Fabrikate 
zur Innehaltung und Beachtung aller derjenigen Beftimmungen verpflichten, 
welchen fich auch die Salzwerfsbefiter mit eigenen Fabriken unterzogen 
haben. Als Gegenäquivalent ift den Privatfabrifen teils für die Gejamt- 
dauer des Kartelld, teils für einen längeren Teil dieſes Zeitraumes eine 
beitimmte Rohſalzmenge zur Weiterverarbeitung zugefichert und eine gewiffe 
Garantie für ein konkurrenzfreies Gefchäft dadurch geboten worden, daß fich 
die Salzwerksbeſitzer verpflichtet haben, Rohſalze zu fabrifatorifcher Ver— 
arbeitung auf Chlorkalium zc. an eine neue, außerhalb diejes Verhältniſſes 
itehende Kalifabrif nicht mehr abzugeben. 

Die Zahl der dem Syndikat beigetretenen Werke hat fich im Laufe 
der legten fünf Jahre, jolange jest das Kalikartell bejteht, wiederholt durch 
Aufnahme neuer Salzwerke vergrößert. Gegenwärtig gehören dem Kali— 
fartell zehn, das find fäntliche bisher in Deutjchland im Betrieb befind- 
lihe Kaliſalzwerke an, nämlich 


das fönigl. preußiſche Salzwerf zu Staßfurt, 
: herzogl. anhaltijche Salzwerk zu Leopoldshalt, 
re Douglashall bei Wefteregeln, 
Neuftaßfurt bei Löberburg (bei Stakfurt), 

⸗ Schmidtmannshall bei Aſchersleben, 
Ludwig II. bei Staßfurt, 
Hercynia bei Vienenburg, 
Solvayhall bei Bernburg, 
⸗ Thiederhall bei Thiede (in Braunſchweig), 
= ⸗ Wilhelmshall bei Anderbeck (am Huywalde). 


” „ % “ 
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Don den genannten Salzwerken nehmen Ludwig II. und Thiederhall 
an den beiden SKainitverträgen II* und IT® vorläufig nicht teil, da Diele 
Werke bisher Kainit nicht gefunden, bezw. nicht gefördert haben. Wohl 
aber find für den Fall, daß dies gefchieht, Verfammlungen wegen Eintritts 
diefer Werke in die Verträge IIs u. IIP vorbehalten worden. 

Was den Anhalt der Verträge, zunächft des Vertrages I? und II®, an— 
betrifft, jo haben fich in denfelben die vertragſchließenden Salzwerfäbefiter 
verpflichtet, in Bezug auf Höhe der Förderung don Garnallit und Kainit 
zu fabrifatorifchen Zweden fich gewiſſen Einſchränkungen zu unterwerfen. 
Letztere bejtehen darin, daß fich die einzelnen Salzwerksbefitzer des Rechtes 
der freien Bejtimmung über Förderung begeben und in diefer Beziehung 
einem Gemeinſchaftsbeſchluß unterworfen haben. Gin Ausſchuß aus ſämt— 
lichen MWerfsvertretern jet das geſamte tägliche Yörderfoll feſt, und eine 
Berwaltungsftelle verteilt dies ganze Rohſalzquantum nach einem vertraglich 
vorgeichriebenen Berhältnig an die einzelnen Werke zur Förderung. 

Dies Anteileverhältnis iſt infolge Hinzutritts neuer Werke mehrmals 
geändert worden, gegenwärtig gejtaltet es ſich wie folgt: 

An dem Gefamtförderjoll von Carnallitjalzen zu fabrikatoriſchen Zweden 
(Vertrag I®) beteiligen fich das 

fönigl. preußiſche Salzwerk mit 14.505 %o, 
berzogl. anhaltiihe Salzwert = 14.505 


Salzwert Douglashall : 11180 ⸗ 
⸗ Neu⸗Staßfurt : 11.180 ⸗ 

s Schmidbtmannehal = 11.180 - 

⸗ Ludwig II. 8.300 = 

⸗ Vienenburg 6.050 = 
Solvayhall : 11.000 = 
Thiederhall ⸗ 6.050 = 
Wilhelmshall ⸗ 6.050⸗ 

100.000 ®'o. 


An dem Gefamtabjag von Kainit und diefem gleichgeftellten Salzen 
zu fabrikatoriſchen Zwecken (Vertrag II®) — ſich, ſo lange die 
Tagesförderung 7 200 Centner beträgt, das 


fönigl. preußifche Salzwert mit 1300 — 
herzogl. anhaltifche Salzwert = 1300 


Salzwerk Neu-Staßfurt = 180 =: 
Schmidtmannshal = 2000 s 
Douglashall = 800 : 

7200 Centner 


Die übrigen Salzwerfe nehmen vorläufig an dem Kainitabja des 
Vertrages II? nicht teil. 
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Eine Verminderung genannter Gejamtziffer ift von allen Merken mit 
Ausnahme der Eonfolidierten Alkaliwerfe Douglashall bei Wefteregeln nach 
Verhältnis ihrer Beteiligungsziffern zu tragen. Erſt wenn die Beteiligung 
der beiden fiskaliſchen Werte bis auf je 800 Gentner täglich fich vermindert 
hat, nehmen auch die konſolidierten Alkaliwerke mit gleichen Ziffern wie 
die Staatöwerfe teil. Eine Vermehrung der gedachten Gejamtziffer fommt 
beiden fisfalischen Werken und den Kaliwerken zu Wefteregeln jolange allein 
zu gute, bis die beiden figfalifchen Werke je den Neu-Staffurter Anteil er— 
reiht Haben. Danach fteigen allein die Eonfolidierten Alkaliwerke MWefter- 
egeln bis zu gleicher Grenze, jodann die drei gedachten Werke und Neu: 
Staßfurt bis zur Gleichbeteiligung mit den Kaliwerken zu Aijchersleben, 
danach jämtliche Werke in gleichem Verhältnis. 


Zur Beſchlußfaſſung über Vermehrung oder Verminderung des periodifch 
fejtgejeßten Geſamtabſatzes von Garnallit bezw. Kainit an die Kalifabrifen 
ift die Zuftimmung von °a jämtlicher Stimmen, unter denen fich die des 
Borfitenden befinden muß, erforderlich. 

Hiermit haben es alfo die Salzwerföbefiter in der Sand, bei zeit: 
weiliger Überproduftion an Fabrifaten oder bei Iebhafter Nachfrage durch 
Verminderung bezw. Erhöhung des für die Darftellung erforderlichen Roh— 
falzbezuges dem Kalimarkt eine ftabilere Haltung zu verfchaffen. 

Um indes auch jederzeit die Intereffen der Konjumenten zu wahren, 
ift dem Vertreter des preußifchen Salzwerks das Recht eingeräumt worden, 
eine Erhöhung der yörderziffer und hiermit eine Erhöhung der Chlorkaliums ıc. 
produftion verlangen zu dürfen, infoweit dies von dem Königlichen Preußi- 
ſchen Minifter für Handel und Gewerbe nach Anhörung des Werksausſchufſes 
für erforderlich erklärt wird. — 

Wir haben gejehen, daß die Verteilung der Fördermengen an die 
Fabriken nad) Gewicht der Rohjalze erfolgt. Dies Verfahren iſt bei der 
Verteilung der Garnallitfalze faum bedenklich, weil der Gehalt an Kali in 
den Garnallitfalzen nur wenig ſchwankt; in Bezug auf den Kainit trifft 
dies nicht zu. Eine Folge würde ohne weitere Einſchränkung die jein, daß 
die Salawerfe, welche eigene Fabriken haben, möglichjt Hochprogentige Kainite 
für ihre Fabriken förderten, während der weniger EZalihaltige Kainit un- 
benußt in der Grube fteden bliebe. Um derartigen unmirtjchaftlichen Ab- 
bau von bornherein zu verhindern, hat man als Nechnungseinheit einen 
Gentner Kainit mit 12,400 Kaligehalt angenommen und diejen Kainit 
„Normalkainit“ genannt. Alle über 12.4 9/0 Kali enthaltenden Rohſalze 
werden dieſem Normalfainit dem Werte nach gleichgeitellt, während die 
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Rohjalze mit einem geringeren Kaligehalt nach Verhältnis degjelben zu vn 
Kaligehalt des Normalkainits in Anrechnung gebracht werden. — 

Nächit den Beitimmungeu über die Höhe des Gejamtabjahes an Soße 
falzen und der Verteilung dieſes Abſatzes an die einzelnen Salzwerfe ijt in 
den Verträgen I® und II? dag wichtigfte die Regelung der Beziehungen zwi— 
chen den Salzbergwerfen und den die Darjtellung der konzentrierten Salze 
betreibenden Fabriken. 

Danach fteht den Salzwerksbefigern das Recht zu, den auf fie ent— 
iallenden Anteil des Geſamtförderſolls in eigenen oder erpachteten Fabriken 
oder durch Abgabe an beftimmte, gefondert ftehende Fabriken zu verwerten. 
Andererjeit3 haben fich die im Beſitze don eigenen oder erpachteten Fabriken 
befindlichen Salzwerke verpflichtet, feinerlei Rohſalz, welches einem dem 
Kalikartell nicht angehörigen Salgbergwerfe unmittelbar oder mittelbar ent- 
nommen ift, in ihren Fabrikanlagen auf konzentrierte Kaliſalze zu ver- 
arbeiten, noch ihre Yabrifanlagen Dritten zum Zwede der Berarbeitung 
derartiger fremder Rohjalze zu überlaffen. Die Abgabe von Garnallitroh- 
falzen an die gefondert ftehenden Fabriken darf nur dann erfolgen, wenn 
das bereits angedeutete Vertragsverhältnis zwijchen ihnen und dem Salz: 
werk derartig ift, daß das Salzwerk jederzeit auf die betreffende Privat- 
fabrif einen genügenden Einfluß auszuüben vermag, um bei ihr den Zweck 
des gejchlofjenen Vertrages erreichen und die Ausführung der darauf ge— 
richteten Maßnahmen ducchiegen zu fünnen. Für eventuelle Schäden aus 
folchen Verträgen haftet da8 betreffende vertragichließende Salzwerk. Gegen- 
wärtig unterhält ein jolches Vertragsverhältnis mit Privatfabrifen nur das 
fiskaliſch anhaltiſche und das fiskaliſch preußifche Salzbergwerk, indem 
erjteres überhaupt noch nicht zur Selbitfabrifation übergegangen ijt, und 
dag preußiſche Salzwerk nur einen Teil feiner Gamallitförderung jelber auf 
fonzentrierte Salze weiter verarbeitet. 

Des weiteren find jehr eingehende Bejtimmungen getroffen worden, 
welche bezweden, beim Eintritt von Betriebsftörungen im gegenfeitigen 
Intereſſe einmal deren nachteilige Folgen durch thunlichjte Forterhaltung 
des jonftigen regelmäßigen Betriebes in geeigneter Weiſe einzuſchränken, ſo— 
dann eine Richtſchnur für dag den jeweiligen Umſtänden anzupafjende Ber: 
halten der Vertragswerke fejtzuftellen. Hierauf näher einzugehen würde zu 
weit führen; es fei nur erwähnt, daß mit diefen Beftimmungen den Salz- 
werf3befitern die Berechtigung zuerkannt ift, für den Fall einer Betriebg- 
ftörung auf dem Bergwerk verlangen zu dürfen, daß ihnen behufs Fort« 
gang des Fabrikbetriebes von einem anderen Werke Erſatzrohſalz geliefert 
werde, oder daß fie die ihm zuftehenden, aber während der Zeit der Be— 
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trieböftörung im Bergwerk nicht geförderten Rohſalzmengen nachträglich 
liefern. Desgleichen foll dem Werksbeſitzer für den Fall einer Betriebg- 
ftörung in der Kalifabrif das Recht zuftehen, fein „Ausfallſalz“ an andere 
zum Syndikat gehörige Fabriken behufs Weiterverarbeitung zu übertragen, 
und die Yeßteren follen zur Übernahme desſelben verpflichtet fein. 

Endlich ift in ben beiden Verträgen ein jedes Salzwerk verpflichtet 
worden, bei Handhabung von Maßen und Gewichten die gemeinschaftlich 
hierüber feſtgeſetzten Grundſätze zu beachten. 

Die beiden Verträge IP und II” können ähnlich wie I® und II® zu— 
fammengefaßt werden. Sie regeln den Abjat von Garnallit (IP) und Kainit 
(I®), foweit diefe Rohſalze in rohem oder gemahlenem Zuftande ala 
Düngefalze an die Bandwirtichaft und in geringen Mengen zu Badezwecken ıc. 
abgegeben werden. Um diefen Abjab dem Bedarf entiprechend zu regeln 
und ihn dadurch für alle Teile möglichſt nußbringend zu gejtalten, wird 
der Geſamtabſatz auf die einzelnen Werke im Berhältnis ihrer durch Ver— 
trag feitgelegten Beteiligungsziffern zur Lieferung übertragen. In Bezug 
auf den Verkauf der anteiligen Mengen haben fich die Salzwerksbeſitzer ver— 
pflichtet,, diefen don einer Gentraljtelle aus bewirken zu laffen, fich aljo 
jede8 eigenmächtigen Berfaufs zu enthalten, oder doch, joweit er nach dem 
Dertrag zuläfftg ift, die gegebenen Verkaufsbedingungen bejonder8 auch hin- 
ſichtlich des Verkaufspreiſes zu beachten und die effeftuierten Verkäufe der 
Gentralftelle anzumelden, damit dieſe in die Lage gejeßt werde, nachträglich 
eine Ausgleichung nach dem Verhältnis der zugeteilten Forderungen vor— 
junehmen. 

Mas das Beteiligungsverhältnis anbetrifft, jo nehmen an dem Car— 
nollitabfag zu befagten Zweden teil dag 


königlich preußiſche Salzwerk mit 13.50 %o, 
berzoglich anhaltiiche Salzwmrt : 13,50 =» 


Salzbergwerf Douglashall .« 1350 = 
. Neu⸗Staßfurt ⸗11.19 ⸗ 

⸗ Schmidtmannshall-11.19 — 

s Ludwig II. : 832 = 

= Dienenburg : 5983 ⸗ 

⸗ Solvayhall : 11.01 =: 

s Thiederhall :» 593 : 

⸗ Wilhelmshall : 598 = 
100.00 %o, 


und an dem Kainitabjab das 
Schriften LX. — Kartelle. 1. 2 
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königlich preußiſche Salzwerk mit 14.216 ®%o, 
herzoglich anhaltifche Salzwert =» 14.216 = 


Salzwerk Douglashall : 11.764 : 

» Neu: Stakfurt : 14216 ⸗ 

⸗ Schmidtmannshall : 14.216 : 

⸗ Hercynia : 9804 ⸗ 

⸗ Solvayhall 11.764 ⸗ 

Wilhelmshall : 9804 ⸗ 
100.000 %o. 


Die übrigen Salzwerke find, folange fie feinen Kainit fördern, an dem 
Vertrag II? nicht beteiligt. 

Die Berkaufspreife für die Rohſalze werden gemeinfchaftli von den 
an den Verträgen beteiligten und zu einem Ausſchuß vereinigten Salzwerks— 
beſitzern feſtgeſetzt. ine allfeitig anerkannte Einfchränfung in den Befug— 
niffen des Ausjchuffes findet nur inſoweit ftatt, als es dem Königlich 
Preußifchen Minifter für Handel und Gewerbe zuftehen foll, für die an die 
deutjche Landwirtjchaft abgehenden Rohſalze Ausnahmepreiſe zu beitimmen, 
injoweit jolche nach Anhörung des Ausjchuffes don dem Minijter behufs 
tgunlichiter Verbreitung der Anwendung diefer Salze und bei Eintritt be— 
ionderer Verhältniffe in der deutſchen Landwirtſchaft als erforderlich erachtet 
werben jollten. 

In ähnlicher Weife, wie im Vertrag I® und IT®, iſt durch die 
beiden Verträge IP und II? das Berfahren bei Betriebaftörungen geregelt 
worden, dedgleichen wurden entjprechende Beitimmungen über gleichmäßige 
Handhabung von Maßen und Gewichten aufgenommen. 

Mit den drei lebten noch zu bejprechenden Verträgen I®, Id, II° find 
zum Unterichied von den vier zuerjt behandelten Verträgen nicht Rohſalze, 
jondern die aus denjelben hergejtellten fertigen Fabrikate konventioniert 
worden, und zwar durch Vertrag Je das Chlorfalium von 50 %o Chlorkalium⸗ 
gehalt an aufwärts, durch Vertrag I! der Kieferit in Blöcken und durch 
Vertrag II® die ſchwefelſauren Kalierzeugniffe einfchließlich der jogen. calci= 
nierten Düngefalze mit einem Kaligehalt über 20 %o. 

: Die drei Verträge verfolgen im der Hauptjache gleiche Zwede. Man 
hat mit ihnen die Konkurrenz unter den Kalifabriten bejeitigen und anderer: 
ſeits im Intereſſe der Konjumenten für Ablieferung einer gleichmäßig guten 
Ware Sorge tragen wollen. Im Berfolg des erſten Zweckes haben fich die 
vertragichließenden Salzwerfsbefiger einer Beſchränkung in der Befugniz zur 
jelbftändigen Verfügung über die bezeichneten Erzeugniffe ihrer Kalifabrifen 
unterworfen, indem fie fich verpflichtet Haben, die von dem eingejeßten 
Ausſchuß nach Maßgabe des Vertrages getroffenen Beftimmungen in Sonder= 
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beit Hinfichtlich des Verkaufs zu bejolgen und die Anordnungen des Aus— 
Ichufles zur Ausführung zu bringen. Sie haben fich fernerhin verpflichtet, 
den ihnen zugehörigen Sonderfabrifen die gleiche Verpflichtung und die 
Stellung angemefjener Bürgfchaften aufzuerlegen, ſowie eine Sonderfabrik 
für die Dauer der Verträge vom Rohfalzbezuge auszufchließen, jobald fichere 
Anzeichen dafür vorliegen, daß die betreffende Fabrik in irgend welcher 
Weiſe die Inbetriebſetzung neuer, den gegenwärtigen Verträgen nicht an— 
gehöriger Salzwerfe begünftigt. Diefer Verpflichtung find die mit Sonder- 
fabrifen arbeitenden Salzwerksbeſitzer, zur Zeit das königlich preußifche und 
das hHerzoglich anhaltiſche Salzwerk, in der Weiſe nachgelommen, daß fie 
in die mit den Gonderfabrifen abgeſchloſſenen Specialverträge für die 
Vabrifanten eine Beitimmung aufnahmen, wonach jene durch Unter= 
zeichnung von Abfchriften der Hauptverträge die Pflichten der Chlorfalium- 
erzeuger als auch für fie verbindlich anzuerkennen hatten. Letzteres ift von 
allen Sonderfabrifen ohne weiteres gejchehen. 

Vertragsgemäß erfolgen die Verkäufe der genannten Kalifabrikate von 
einer gemeinfchaftlichen Verkaufsſtelle. Gin Ausschuß bejtimmt die allge 
meinen Berfaufspreife und die in befonderen Fällen dem Käufer darauf zu 
gewährenden Vergütungen. Die bei der Verkaufsſtelle eingegangenen Auf— 
träge werden nach Verhältnis der von den einzelnen Fabriken rechtzeitig 
angemeldeten Fabrikbeſtände verteilt, wobei der Verfaufsftelle die Verhältnig- 
zahlen, mit welchen die einzelnen Fabriken an dem Rohſalzbezuge teil- 
nehmen, in Bezug auf Nichtigkeit der Anmeldungen zum Anhalte dienen. 
Eventuelle Ungleichmäßigfeiten bei der Einzelverteilung der Aufträge werden 
am Halbjahrs- oder Jahresſchluß durch entiprechende Zumweifung von Liefe— 
rungdaufträgen nach Möglichkeit befeitigt. 

Im Intereſſe der Konſumenten find Borkehrungen getroffen worden, 
die auf eine gleichmäßige Beichaffenheit, Berpadung und Ablieferung der 
Waren binzielen. Solche Zwede verfolgt vornehmlich das Syndilatslabora= 
torium, welches regelmäßig Kontrollanalyjen anzufertigen Hat. Außerdem 
werden harte Strafen über dasjenige Werk verhängt, welches jchlecht Liefert. 

Des weiteren iſt im Intereſſe der Allgemeinheit der Ausſchuß be— 
rechtigt, zur Anftellung geeigneter Verſuche angemefjene Mengen Chlor= 
falium unter dem feſtgeſetzten Berkaufspreife, bezw. ohne Bezahlung abzu= 
geben, Agrikulturchemifer anzuftellen, Tandwirtjchaftliche und chemifchetech- 
nologijche Zeitungen zu unterjtügen, Augftellungen zu beſchicken u. ſ. w. 

Neben ſolchen Maßnahmen, die zweifellos nicht nur das Intereſſe der 
Babrifanten, fondern auch dag der Konfumenten im Auge haben, hat man 
dem preußifchen Bergfiskus auch in diefen Verträgen noch einige wichtige 
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Sonderrechte eingeräumt, mit deren Hilfe er bei eventuellen unwirtichaft- 
Yichen Beſtrebungen feitens einzelner Privatjalzwerfe imftande ijt, feinen 
Einfluß als Vertreter des Geſamtwohles gehörig geltend zu machen. 

Hierzu gehört 3. B. die Befugnis des Königl. Preußifchen Minifters 
für Handel und Gewerbe, in befonderen Yällen für die deutjche Land— 
wirtſchaft auch Hinfichtlich der Kalifabrifate Ausnahmepreife zu beitimmen, 
ferner die Berechtigung des preußifchen Bergfiskus, Ende jedes Salender- 
jahres aus dem Vertragsverhältnis auszufcheiden und hiermit das durch 
das Syndikat gebildete Monopolverhältnis jchon vor Ablauf der Vertrags- 
zeit, am Schluß des Jahres 1898, zu fprengen. 

Behufs Sicherftellung der genauen Beobachtung der mit den Verträgen 
übernommenen Berpflichtungen haben die Salzmwerfäbefiter eine die Ver— 
pflihtungen aus den Verträgen I® ‚IP, II® und II betreffende Eintragung 
in das zuftändige Grundbuch beantragt, welche befagt, daß der betreffende 
Beſitzer ausdrüdlich auf jedes Recht an der jelbftändigen Verfügung über 
die in dem betreffenden Bertrage jyndizierten Rohſalze verzichte. Behufs 
Sicherſtellung der Verpflichtungen aus den Berträgen Jed II° haben die 
vertragichließenden Chlorfaliumerzeuger mit Ausnahme der beiden Fisci, 
fowie die Sonderfabrifen bei der Syndikatskaſſe ausreichende, in Wechſeln 
oder preußifchen Staat3papieren beftehende Bürgſchaften hinterlegt. 

Dies find im wefentlichen die Grundzüge der fieben Verträge, auf 
welchen fich das gegenwärtige Kalifyndifat aufbaut. 


Verwaltungsorganiintion. 


Urfprünglich lag die Barchführung jedes einzelnen Vertrages, wie ſchon 
an früheren Stellen angedeutet wurde, in der Hand eines befonderen Aus— 
ſchuſſes. Die fieben einzelnen Ausſchüfſe jegten fich zufammen aus Ber: 
tretern der Werke, und zwar in der Weile, daß jedes Werk ein Mitglied 
und einen Bertreter desſelben zu entjenden Hatte. Außerdem wählten die 
beiden Fisci in die Ausfchüffe der Verträge I°, IA, IIe je einen Vertreter 
aus der Zahl der gejondert jtehenden Privatlalifabrifen, welche jedoch nur 
beratende Stimme hatten. Faſt an jeden Ausſchuß traten aber Fragen 
allgemeiner Natur heran, die nicht nur die Intereſſen eine, jondern aller 
Ausichäffe gleichmäßig berührten. Außerdem hatte fi dag Kaligeſchäft im 
Laufe der Jahre 1888—1890 derartig entwidelt, daß eine Entlajtung der 
Specialausſchüſſe von den Gejchäften geringeren Belanges angezeigt erjchien. 
Sole Erwägungen führten Mitte des Jahres 1891 zu der heutigen voll— 
tommen centralifierten Verwaltungsordnung, wonach ein Geſamtausſchuß 
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aus den regelmäßigen Bertretern jämtlicher Konventionswerke gebildet ift. 
Daneben bat man einen gemeinfamen faufmännijchen Vorſtand bejtellt und 
diefen mit größeren Befugniſſen, als bisher den einzelnen Gefchäftsführern 
zugeftanden war, außgeitattet. 

Die Kontrolle über deſſen Thätigkeit übt der Geſamtausſchuß durch 
Bermittlung des Geſamtausſchußvorſitzenden. Letzteres Amt ruht in der 
Hand des Vertreters des königlich preußifchen Salzwerkes. 

Gemäß der für die jeige Organifation maßgebenden VBerwaltungsord- 
nung dom 22. Juli 1891 iſt der Geſamtausſchuß beichlußfähig, wenn die 
Hälfte der auf Grund der bezüglichen Ginzelfonvention mit Stimmrecht 
ausgeftatteten Mitglieder in der Verfammlung anweſend iſt. Jedes Merk 
führt eine Stimme; ftehen indeffen Gefchäfte eines Konventionskreiſes, 
welchem einzelne Werke nicht oder mit derzeit ruhender Stimme angehören, 
zur Verhandlung, jo beteiligen fich diefe Werke an der Abftimmung nicht. 
Zu den Obliegenheiten des Geſamtausſchuſſes gehört in erjter Linie die 
Feſtſtellung des Gejamtjollabfages von Rohjalzen zu fabrikatoriſchen Zwecken 
und die periodifche Teitfegung des Verkaufepreiſes für alle Robjalze und 
Fabrikate. Nächſtdem unterliegen dem Beſchluß des Geſamtausſchuſſes die 
Wahl des Stellvertreter im Borfit, alle wichtigen Maßnahmen bei Hand- 
habung des Abſatzgeſchäftes oder Abſchluß wichtiger Verträge, die Anjtel- 
(ung der Beamten, Feſtſetzung der Geſchäftsordnung für den Borftand, 
Strafverfügungen über Werfäbefiter und ſchließlich alle wichtigeren Fragen, 
zu deren Entjcheidung nach Maßgabe der einzelnen Konventionsverträge 
eine Mehrheit von *°/s der Stimmen erforderlich ift, oder bezüglich deren der 
Königl. Preußiiche Reffortminifter fich gewiſſe Rechte vorbehalten hat. 

Der kaufmännische Borjtand beiteht auß zwei bis drei Mitgliedern und 
zwei bezw. drei Stellvertretern. Der Vorjtand hat Hinfichtlich aller Er- 
zeugniffe, auf welche fich die Verträge I’ und IT’-° Heziehen, daß Ver— 
faufsgefchäft und bezüglich jämtlicher Verträge einjchließlich I® und II* das 
Verrechnungsgeihäft zu handhaben. Hierbei Hat der Vorſtand als Haupt— 
ziel im Auge zu behalten, daß unter Berüdfichtigung berechtigter Interefſen 
der Werke jowohl wie der Käufer der Gefamtfaliabjag möglichſt großen 
Nuten bringe und immer weitere Ausdehnung gewinne. 

Wenn auch die Handhabung der Gejchäfte innerhalb des Vorſtandes 
gemeinschaftlich erfolgen fol, jo hat man doch gewifie regelmäßige Gefchäfte 
in erfter Reihe bejtimmten VBorjtandsmitgliedern übertragen. Gegenwärtig 
it ein Vorftandsmitglied mit dem örtlichen Verwaltungsdienſte betraut, 
wozu ingbejondere der gejchäftliche Verkehr mit den Salzwerfen und Fa— 
brifen und die gegenfeitige Abrechnung mit diejen, ferner die ganze innere 
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Verwaltung, Etatsaufftellung, Legung der Jahresrechnung gehört. Außer: 
dem liegt diefem Borjtandsmitglied die Handhabung des laufenden Vers 
faufagefchäftes im Inlande ob. Gin anderes DVorftandamitglied hat den 
Berkauf im Auslande zu bewirken. Außerdem ift diefem Mitglied, ſo— 
lange nicht ein drittes Vorftandsmitglied vorhanden, das fogenannte Pro- 
pagandagejchäft übertragen, d. i. die Durchführung der Maßnahmen, welche 
zur Ausbreitung des Kaliverbrauchd im In und Auslande und zur Ber- 
tiefung der Kenntniffe von dem landwirtjchaftlichen und technifchen Wert 
der Kalifalze erforderlich find. 

Zur Beichlußfaffung fiber die von einzelnen Vorftandsmitgliedern ge= 
machten Vorſchläge gehört, wenn der Vorftand aus drei Mitgliedern be- 
jteht, da8 Einverſtändnis zweier derfelben, in ftreitigen Wällen . entjcheidet 
der Geſamtausſchußvorſitzende. Lebterer, welcher, wie jchon erwähnt, als 
Bindeglied zwifchen Vorſtand und Geſamtausſchuß fteht, hat die von erſte— 
rem in Anregung gebrachten Vorjchläge dem Geſamtausſchuß nötigenfalls 
zur Beſchlußfaſſung vorzutragen, andererjeits die Beichlüffe des Gejamtaus- 
Ichuffes zur Kenntnis und Beachtung dem Vorſtand zu übermitteln, bezw. 
für die Ausführung derjelben zu forgen. 

Nach diefer Neuorganifation und Gentralifierung der ganzen Kali— 
induftrie hat die große Vereinigung dem Markte gegenüber den Namen 
„Berkaufsiyndifat der Kaliwerke zu Leopoldshall-Stakfurt” angenommen. 

Was die Entgegennahme und Abwidlung der Kieferungsaufträge an- 
betrifft, jo ift da Verfahren folgendes. 

Der Ausihuß nimmt alle Aufträge entgegen und jchließt die Liefer 
gejchäfte dem Käufer gegenüber mit dem Vorbehalt ab, deren Ausführung 
einem oder mehreren Salzwerken bezw. Fabriken mit der Befugnis zu über- 
tragen, die Rechnung auszufertigen und das Saufgeld einzuziehen. Alle 
Abſchlüſſe lauten netto Kaſſe oder gegen Bankdeckung bei Abjorderung der 
Ware frei Eifenbahnwaggon Frachtgrundlage Bahnhof Staßfurt. 

Bei der Verteilung der Lieferungsaufträge an die Salzwerke legt der 
Borjtand, wenn e& fi um Nobjalzlieferungen handelt, die Verhältnis— 
zahlen zu Grunde, mit welchen fich jedes einzelne Salzwerf gemäß den 
Beitimmungen in Bertrag IP und IP an dem Gejamtrohjalzabjag betei= 
ligen darf. 

Handelt e8 jih um Lieferungen von Kalifabrifaten, jo verteilt der 
Vorſtand dieje Aufträge nad) Maßgabe der ihm jeitens der Fabrifanten 
periodifch zu machenden Angaben über den Beitand ihrer fertigen Produkte. 
Unabhängig Hiervon kann der Vorſtand die Höhe der Produktion jeder 
Fabrik nach der ihm befannten Menge des jeder einzelnen Fabrik vertragg- 


Das deuiſche Kalikartell in feiner Entwicklung und gegenwärtigen Geftalt. 23 


mäßig zugeftandenen Robjalzbezuges berechnen. Wenn diefe Berechnungs- 
methode auch keineswegs den Anfpruch auf abjolute Genauigkeit machen 
fann, jo ift fie doch immerhin geeignet zur Kontrolle der angegebenen Pro— 
duktionsziffern. 

Mit der Überweiſung der Lieferungen gehen alle Rechte und Pflichten 
aus dem Geſchäft derart auf dern Werkbefitzer bezw. Fabrikanten über, als 
ob er jelbjt unmittelbar an Stelle des Vorſtands ala Verkäufer in die ab- 
geichloffene Lieferung eingetreten wäre. Er hat demgemäß dafür zu forgen, 
daß das Geſchäft pünktlich und gemäß den bejonderen Lieferungsbedingungen 
zur Erledigung gebracht werde. Insbeſondere muß die Bejchaffenheit der 
Mare gut fein und genau den vom Vorſtand zugefagten Eigenjchaften ent- 
iprechen. Eine auf die Beichaffenheit bezügliche Prüfung erfolgt ſeitens der 
im Dienjte des Syndikats jtehenden vereideten Probezieher und Chemiter, 
Für ungenügende Lieferungen haftet ausjchließlich das Liefernde Werk. 

Bei dem oben gejchilderten Verteilungsverfahren läßt fich nicht immer 
eine gerechte Verteilung des Gewinns fir gleichartige Lieferungen er» 
zielen, do aus naheliegenden Gründen für diefelbe Ware bald ein etwas 
höherer, bald ein etwas niedrigerer Nettopreis geftellt wird. Um auch in 
diefer Beziehung eine gleichmäßige Berüdfichtigung aller Werke zu erreichen, 
bat man die Beitimmung getroffen, daß in gewiſſen Zeitabjchnitten ein 
Geldausgleich jtattfinden fol. Zu dem Zwed wird zunächit der Durch» 
fchnittöpreis für eine jede Ware berechnet, alsdann werden die Differenz- 
beträge zwiſchen diefem und den wirklich eingenommenen Rechnungsbeträgen 
eines jeden Werkes jejtgeftellt, und fchließlich die auf Grund dieſer Berech— 
nung ermittelten, bei den einzelnen Werken zu viel oder zu wenig erhaltenen 
Gelder heraus» bezw. nachgezaflt. 

Der Vertrieb der Rohjalze und Fabrilate im Inlande vollzieht fich 
enttweder direkt durch das Verlaufsbureau, oder indirekt durch Vermittelung 
Yandwirtjchaftlicher Vereine oder Händler. Letztere beiden erhalten auf 
Grund allgemeiner Beftimmungen oder befonderer Verträge Provifionen, von 
denen fie jedoch nicht? an die Konfumenten, weder in Form von Preis— 
ermäßigungen, noch in anderer Yorm abtreten dürfen. Der den landwirt- 
Ichaftlichen Vereinen und Händlern gewährte Grundpreis ift derjelbe, zu 
welchem die Konjumenten direkt bei dem Syndikatsvorſtande kaufen 
fönnen. Die Händler find auf die Weiſe an den Grundpreis gebunden, 
können alfo nicht willkürlich Preisänderungen vornehmen. 

In ähnlicher Weiſe regelt fich das Geſchäft in Ländern, in welchen, 
wie 3. B. Belgien, England, Schweden, Norwegen, Auftralien ꝛc., ſogenannte 
Alleinvertreter des Verkaufsſyndikats angeftellt find. Da ein direkter Bezug 
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vom Syndikat infolge höherer Bahn- und ſchwankender Fluß» und Gee- 
frachten nicht gut möglich ift, jo ijt dieje Art von Konjumenten auf die 
Alleinvertreter mehr oder weniger angewieſen. Dean hat auf die Weile 
den Alleinvertretern allerdings eine gewilfe monopoliſtiſche Stellung einge: 
räumt. Unmäßiger Ausnußung des Monopols ift dadurch vorgebeugt, daß 
die Vertreter verpflichtet find, dad Syndikat über die ihrerſeits gejtellten 
Berkfaufspreife auf dem Laufenden zu erhalten. 

Inwieweit dieſes Gejchäftsverhältnis auf die Dauer Beſtand haben 
wird, hängt m. €. von der Zunahme des Konſums ab. Sollte letzterer 
in einzelnen der Länder fich beſonders lebhaft gejtalten, jo dürfte die Allein- 
vertretung nicht mehr als zweckmäßig anzufehen fein. 

In anderen Ländern, wie Frankreich und Rußland, bejteht eine ſolche 
Bertretung nicht; nach dorthin kann alfo jeder Händler zu den für das 
Ausland feſtgeſetzten Preiſen verkaufen. 

Ein bejonders wichtiges Abſatzgebiet für Kalirohſalze und in noch 
höherem Maße für Chlorfalium und TLongentrierte Kalifalze ift von jeher 
Nordamerika gewejen. Die Syndilatsverwaltung Hat deshalb dem Abſatze 
nach dorthin jtet3 ein bejonderes Intereſſe zugewendet. ZTroßdem aber 
hat im allgemeinen die Zunahme des Abſatzes noch nicht ganz den Er— 
wartungen entjprochen, die man bei der bedeutenden Konſumtionsfähigkeit 
jenes Landes hegen durfte. 

Die Veranlaffung hierzu lag darin, daß man in der Zeit vor der Kon— 
zentrierung des Kaliabjaggejchäftes in der Hand des Verkaufsiyndilats, d. i. 
bi3 zum Jahre 1891, für dag amerikaniſche Geſchäft Alleinvertreter, und 
zwar gejondert für Rohſalze und für Eonzentrierte Kalifabrifate unterhielt, 
denn dieje dißfreditierten nun gegenjeitig ihre Waren und ſäten dabei Miß— 
trauen unter die Abnehmer. 

Außerdem betrieben beide Teile das Propagandageichäft nicht mit 
dem nötigen Eifer, verhinderten fogar die Zunahme de Konfums durch 
Stellung zu hoher Preife. Letzteres war injofern möglich, als man auch 
für das nordamerifanifche Ausland die Preife loco Stakfurt jtellte, den 
Alleinvertretern alfo die Übernahme der Bahn: und Waſſer⸗ (Fluß- und 
See=) frachten, jowie die Seeverficherung zc. überließ. Dadurch wurde den 
Vertretern zu große Freiheit und Gelegenheit gegeben, den Frachtzufchlag 
für die Ware nach ihrem Vorteil zu bemefjen, wobei ihnen zu ftatten fam, 
daß in Sonderheit die Seefrachtgebühren im Laufe des Jahres erheblich 
ihwankten, eine Kontrolle ſeitens des Syndikat aljo faft unmöglich war. 

Um ſolche Willkür zu befeitigen, hat man jeit vorigem Jahre in 
New- York einen Delegierten — Beamten de Syndikats — angejtellt, durch 
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welchen alle Lieferungsaufträge für Nordamerifa dem Syndikat übermittelt 
werden. Das Verkaufsſyndikat tritt ſelbſt ala Verkäufer auf; unter jeinem 
Namen vollzieht fich die Abwidlung aller den Berfauf und die Lieferung 
nach den Vereinigten Staaten betreffenden Gejchäfte. 

Des weiteren berechnet man jet die Preife nicht mehr loco Bahnhof 
Staßfurt, jondern frachtirei amerikanischen Hafen ausſchließlich Seeverficherung. 

Die Berkäufe gejchehen, wenn nicht vorherige Barzahlung geleiftet 
wird, gegen die Verpflichtung des Käufers, bei fyndifatsfeitig beftätigten 
Bankier Kredit zu eröffnen, Kraft deffen das bezügliche Bankhaus an— 
gewiejen wird und fich verpflichtet, gegen Auslieferung der an Ordre ges 
jtellten Seefonnofjemente für den Fakturenbetrag der zur Berichiffung gebrachten 
Mare Wechjelaccepte zu leiften. Der betreffende Kreditbrief muß vor Ab» 
jendung der Ware ab Werk dem amerikanischen Delegierten zugeftellt fein 
und auf eine derjenigen Bankfirmen lauten, deren Necept der Geſamtaus— 
ihuß der Kaliwerke als Zahlungsmittel zugelaffen hat. 


* * 
* 


Im Anschluß an vorjtehende Ausführungen, mit welchen ich ein Bild 
von den Grundzügen der Kalikonvention in ihrer Hiftorijchen Entwidlung 
und der gegenwärtigen Gejtalt gegeben zu haben glaube, möchte ich noch 
mit einigen Worten auf nachitehende drei Fragen eingehen: 

1. War die Bildung des Kalikartells von wirtjchaftlichem Standpunkt 
aus betrachtet notwendig, und welche jpeciellen Momente jprachen für 
die Bildung? 

2. Welche wirtjchaftlichen Erfolge hat die Kaliinduftrie durch die Ver— 
einigung ihrer Intereſſenten erzielt? 

3. Hat das jeßige Kaliſyndikat Ausficht auf Beitand eventuell Neubil- 
dung nach Ablauf der Vertragsperiode am Schluß des Jahres 1898? 
I. Zur Klarlegung des erjten Punktes möchte ich von der Trage 

ausgehen: Können bei der Tendenz, welche unjere heutigen indujtriellen 
Kartelle allgemein verfolgen, diejelben überhaupt unter gewiſſen Umfjtänden 
als wirtjchaftlich notwendige Inftitutionen bezeichnet werden? ch glaube 
diefe Frage bejahen zu müfjen. Als Hauptzwed liegt allen Kartellen die 
Abficht zu Grunde, durch Regelung der Produktion von vornherein Über» 
produftionen und ala deren Folgen Geichäitsfriien abzumenden. Die von 
den Kartellen erjtrebte künstliche Produktiongregelung jcheint mir das ein— 
zige Mittel zu fein, welches geeignet ift, der Heute auf vielen Induſtrie— 
gebieten Herrichenden und wejentlich durch unfere freifinnige Gewerbeordnung 
berborgerufenen unwirtichaftlichen Produktion entgegenzutreten. Wenn hier 
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Gegner der Kartelle meinen, eines jolchen Mittels bedürfe es nicht, die Pro— 
duftion müſſe fich in freier Konkurrenz allein nach Angebot und Nachfrage 
regeln, jo überjehen fie hierbei die großen Gefahren, die die Konkurrenz— 
kämpfe mit fich bringen, wie allmähliche Vernichtung der weniger kapital— 
fräftigen Eleineren Gewerbebetriebe, biß unter die Produktionskoſten finfende 
Preife, zeitweilige Arbeitzeinfchränktungen, Lohnherabjegungen und Arbeiter 
entlaffungen. Derartige üble Folgen find nicht zum geringiten Teile die 
Urfachen unferer heutigen focialen Not, ſpeciell in den Kreiſen der weniger 
bemittelten arbeitenden Klaſſen, der Lohnarbeiter. Gerade mit Rückſicht 
auf diefe follte man umfomehr dafür eintreten, daß die Produktionsrege- 
lung nicht allein dem ungezügelten freien Wettbewerb überlaffen, und das 
Gewerbe jelber den darauffolgenden Krifen ausgefegt werde. Solchen Um— 
ſtänden gegenüber erfcheint es vielmehr ala durchaus notwendig und im Intereſſe 
fowohl der Arbeitgeber wie Arbeitnehmer liegend, durch eine zielbewußte 
Regelung der Produktion eine gewiſſe Stetigfeit Hinfichtlich des Waren» 
abjaßes und Preifes zu erftreben. Allerdings ift nicht zu verfennen, daß es 
bei einer großen Anzahl von Kartellen unſeres Vaterlandes an diejer ziel- 
bewußten und einheitlichen Durchführung ihrer Beitrebungen gefehlt hat, und 
daher die Dauer ihres Beſtehens meiſt nur kurz geweſen if. Man Hat 
deshalb wohl auf gegnerifcher Seite die Kartelle ala Kinder der Not be- 
zeichnet, die ebenfo jchnell, wie fie kommen, auch wieder gehen, und hat 
daraus den Schluß gezogen, daß Kartellbejtrebungen überhaupt jeder ges 
funden Grundlage und Berechtigung entbehren, indem fie fich mit den Be- 
ſtimmungen unferer heutigen Gewerbeordnung nicht vertragen. Ich möchte 
hiergegen einwenden, daß, jo lange die Geſetzgebung nicht gewiſſe Mittel, 
welche dazu dienen, den Warenpreis möglichit hoch zu geftalten, verbietet, 
und jolange diefe Mittel nicht ala unmoralifche bezeichnet werden können, 
dieje letzteren im Sinne unjerer Gewerbegejeßgebung zu den unbejtreitbaren 
Berechtigungen des Handels gehören. Und wenn wir 3.3. als eins diefer 
Mittel die Vereinigung gleichartiger Berufsgenoſſen zu einem Kartell an- 
jehen, To iſt fpeciell diefes geradezu durch unfere neue Gejehgebung über 
die Koalitionzfreiheit verbürgt worden. Ich kann wenigſtens die Vereini- 
gung mehrerer Arbeitgeber zur Erzielung auskömmlicher Preife ebenſowenig 
als ungejeßlich bezeichnen, ala dies in Bezug auf die Koalitionen der Ar: 
beiter zur Erzielung höheren Lohnes gejchieht. Wenn aber thatjächlich der 
Beitand jolcher Unternehmerverbände in vielen Fällen nur von kurzer Dauer 
gemwejen iſt, jo Liegt die Urjache Hierfür gewöhnlich in einer mangelhaften 
Organifation oder in jonftigen äußeren Anläffen, feinesfall® aber in Mo— 
tiven, die als Ausfluß unferer Gewerbeordnung aufzufafen find. 
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Abgeſehen don der Gefeglichkeit und mirtichaftlichen Notwendigkeit 
folder Unternehmervereinigungen dürften Beitrebungen, welche auf eine 
Regelung der Produktion im Intereffe einer größeren Gejamtheit hinzielen, 
aber auch ala durchaus moralisch zu bezeichnen fein; denn es ift entjchieden 
moralifcher, den wirtſchaftlich Schwächeren an den Vorteilen der Bereinigung 
teilnehmen zu laſſen, al ihn im ungezügelten Konkurrenzkampf um feine 
Grifteny zu bringen. 

Betrachten wir num unfere Kaltinduftrie, fo läßt fich hinfichtlich der— 
jelben behaupten, daß wohl feine Induſtrie fo viele für Kartellbildungen 
notwendige Vorbedingungen, wie auch berechtigte Gründe hatte, als ge- 
rade fie. 

Die Kaliinduftrie der Provinzen Sachſen und Hannover, jowie der 
Herzogtümer Anhalt und Braunjchweig, beruhte feinerzeit auf dem Vor— 
tommen eines Rohproduftes, welches ſowohl bezüglich feines Reichtums, ala 
auch feiner chemischen Bechaffenheit und der bequemen bergmännifchen Ges 
winnung einzig in feiner Art nicht nur in unferem Baterlande, fondern, 
ſoweit unjere Forfchungen reichen, auf dem Erdball war. 

As ſonſtige Vorkommen von kalihaltigen Salzen waren zur Zeit der 
Gründung de Kartelld nur noch die in den Trachyttufffteinbrüchen von 
Beregszaß in Ungarn auftretenden Alaunſteine mit etwa 5,690 Kaligehalt, 
die bei Kalusz in Galizien im SHafelgebirge eingejprengten Sylvin- und 
Rainitfalge und die bei Inowrazlaw in der Provinz Poſen als dünne 
Schnüren im Steinſalz auftretenden Kalifalze befannt. Diefe Vorkommen 
find aber jo geringfügig, daß fich eine bergmännifche Gewinnung derjelben 
kaum verlohnt, jedenfalls durch fie eine ernftliche Konkurrenz für die Kali— 
induftrie bei Staßfurt und Umgegend nicht zu befürchten war. Inwieweit 
die Lage der Kaliinduftrie durch die neueren Kalifunde eine Anderung er- 
fahren hat, ſoll an fpäterer Stelle Erwähnung gethan werden, 

Ag Konkurrenzrohprodufte traten bei Beginn der Staßfurter Kali— 
induftrie allein die bis dahin für die Kalifabrilation ausjchließlich verwen- 
deten falihaltigen Rohſtoffe, Holzaſche, Schlempekohle, Seetange und Meer- 
waſſer auf. Die bezügliche Kalifabrifation Eonnte fich aber gegenüber der 
weitaus billigeren Darftellung von Chlorfalium aus den Kalirohſalzen nicht 
halten, weshalb jegt die Chlorfaliumfabrilation aus Holzaſche, Schlempe- 
tohle und Seetangen faſt ganz zurückgedrängt ift, bezw. wo fie noch bejteht, 
nr ala Nebenfraktion bei der Gewinnung anderer Produkte betrieben wird. 
In neuerer Zeit hat man verjucht, die kalihaltigen Feldſpathe Norwegens 
und Schwedens als Düngemittel zu verwerten, befondere Erfolge hat man 
jedoch bisher auch mit diefen Rohproduften nicht erzielt, jo daß thats 
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jählich der Staßfurter Kaliinduftrie unbeftritten eine monopolartige Stel- 
lung eingeräumt werden mußte. Grwägt man nun, welch hohen Wert 
die Kalirohſalze für die Fabrikation von Chlorkalium Haben, und wie un— 
entbehrlich die Kalifchäge für die Landwirtichaft als Düngemittel find, jo 
wird man e8 ala eine wirtjchaftliche Notwendigkeit anerkennen, daß fich 
im Jahre 1879, als die Staßfurter Kaliinduftrie infolge Überproduktion 
einer ungünftigen Zeit entgegenging, die Vertreter jener Induſtrie vereinigten, 
um in gemeinfamer Arbeit dem Berfall ihrer Induſtrie und der unwirt— 
ichaftlichen Verſchleuderung des jo wertvollen Nationalfchaßes, zumal der— 
jelbe zum großen Zeil an das Ausland ging, entgegenzutreten. Dan 
wird zugeben müſſen, daß ein folches Vorgehen dem thatjächlichen Intereſſe 
der vaterländifchen Induſtrie und Landwirtichaft entiprach, wenn man da= 
nach ftrebte, das unerjegbare, aber nicht unerfchöpfliche Nationalgut nach 
Möglichkeit dem Vaterland zu erhalten, anftatt e8 zu Schleuderpreijen an 
dad Ausland abzutreten. Die Thatjache, daB es gerade der königlich 
preußiiche Bergfiskus geweſen ift, der für dag Zuftandefommen der Kalikon— 
ventionen ſtets jeinen Einfluß geltend gemacht hat, bürgt in erhöhtem Maße 
dafür, daß jelbitjüchtige Intereffen nicht allein maßgebend waren, jondern 
daß im wejentlichen das Intereſſe für die Allgemeinheit hier Veranlaſſung 
zur Bildung jener Konventionen gegeben bat. 

Als befonders fördernd für die ungehinderte Durchführung der Kartell- 
bejtrebungen fam den Beteiligten der Umjtand zu ftatten, daß die Zahl der 
Unternehmer zur Zeit der erjten Konvention nur jehr Elein, daß die räume 
liche Ausdehnung der Kaliinduftrie nicht bedeutend war, und daß es fich 
jeinerzeit nur um die Syndizierung eines einzigen Produktes, des Garnallit- 
rohjalzes handelte, von der jedoch die ganze Kaliindujtrie mehr oder weniger 
abhängig war. Als man fpäter das noch wertvollere Rohjalz, den Kainit, 
zu verarbeiten gelernt und deffen hohen Wert fpeciell für die Landwirt- 
ichaft erfannt Hatte, war es wejentlich leichter, an der Hand des erften 
Garnallitvertrages und im Hinblid auf die günjtigen Rejultate, die man 
mit der Garnallitfonvention erzielt hatte, das Vertragsverhältnis auch auf 
den Kainit auszudehnen. 

I. Fragen wir nun, welche Erfolge die Haliinduftrie durch die 
Bereinigung ihrer Intereſſenten zu dem Kalifyndifat aufzuweiſen hat, fo 
möchte ich zunächit auf die im Anhang beigefügten Tabellen verweijen, 
welche zur Genüge erfichtlich machen, wie es dem Syndikat gelungen ijt, 
den Hauptzweck der Vereinigung, nämlich die Regelung der Produktion und 
die Anpaffung derſelben an die Konjumtion, zu erreichen. Hierbei iſt es aller- 
dings der Vereinigung nicht eripart geblieben, zeitweife eine geringe Reduktion 
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der Rohfalzförderung eintreten zu lafjen; immerhin zeigt die Tabelle I in 
Spalte 4, welche den Gejamtabjah an Kalifalzen — diefe auf Garnallit 
berechnet — und zwar in dem durchjchnittlichen Abſatz während je fünf 
aufeinander folgender Jahre angiebt, eine allmähliche, aber ftelige, von er- 
beblihen Schwankungen verfchont gebliebene Zunahme desſelben. Es ift 
jehr wahricheinlich, daß ohne den Kartellverband nicht unbedeutende Schwan— 
kungen in den Abſatz- bezw. Förderhöhen vorgelommen wären, da bei freier 
Konkurrenz ein jedes Werk feine Förderung nach Möglichkeit erhöht haben 
würde, was unvermeidlich Überproduftion und derzufolge Abſatzkriſen mit 
fh bringen mußte. Wenn in Spalte 4 erfichtlich wird, daß eine folche 
Stetigfeit in der Zunahme auch vor 1879, alfo in der eigentlichen konven— 
tionzlojen Zeit, beitanden hat, jo it dag nur dem glüdlichen Umftand zu— 
zufchreiben, dab in jener Periode die beiden fiskaliſchen Salzwerfe von 
Preußen und Anhalt die einzigen Salzwerke waren, und daß dieje fich gegen- 
jeitig über das Abfabgebiet im ftillen verjtändigten, wobei ein jedes noch 
reichlich beichäftigt war, ja faum den ſtets wachjenden Bedarf deden konnte. 

Noch viel deutlicher laſſen auf Tabelle I Spalte 5 und 6, welche die 
Preife für die Garnallitfalze und dag Chlorfalium nachweifen, erkennen, daß 
dank dem feſten Zufammenhalten der EChlorfaliumerzeuger auch in Bezug 
auf die Höhe der Preije die früheren Schwankungen aufgehört, und fich eine 
Feltigkeit derjelben herausgebildet hat, die nicht nur den Unternehmergewinn 
gefichert, fondern auch für die Abſatzkreiſe ſtabile Verhältniſſe geichaffen 
bat. Zu jpefulativen Preistreibereien hat fic) dag Syndikat niemals ver- 
leiten laffen, im Gegenteil jchonend und unterjtügend überall eingewirkt, 
wo berechtigte Intereſſen zu berüdfichtigen waren. So hat fich das Kali- 
jyndikat vor allem auch angelegen jein Laffen, die einheimifchen landwirt— 
ſchaftlichen Verhältniſſe zu fördern, indem es zum Zeil durch Bermittlung 
landwirtichaftlicher Gejellichaften — fo neuerdings durch Abjchluß eines 
bis zum Jahre 1898 giltigen Vertrages mit der Deutfchen Landwirtichafts- 
Geſellſchaft — den einheimifchen Landwirten Gelegenheit bot, zu mäßigen, 
teiten Preifen Robfalze für Düngemittel zu beziehen. Da, wo befon- 
dere Klagen in Kreiſen der Landwirte laut wurden, hat das Syndikat Ver— 
anlafjung genommen, Hilfreich die Hand zu bieten. So hat & 5.2. erft 
in neuerer Zeit wieder den infolge Futtermangel® in Rot gevatenen 
Gegenden Vorzugspreiſe gewährt, hat ferner in uneigennüßiger Weiſe 
duch Einführung von Gtaffelpreifen für die der Landivirtichaft im Oſten 
jugehenden Düngeſalze Preisreduktionen eintreten laſſen, die für die Werke 
elber nicht unbedeutenden Gewinnausfall zur Folge haben werden. Eine 
gleih wohlwollende Haltung hat das Syndikat den nächſt größten Konfu= 
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menten von Chlorfalium, den Vertretern der Pottafche- und Salpeterfabri= 
fation gegenüber eingenommen. Klagen jeitens der legteren find deshalb auch 
nur noch in vereinzelten Fällen an das Syndikat herangetreten und Haben 
überall, wo fie berechtigt waren, gebührende Beachtung gefunden, jo daß 
fie heute als vollkommen erlojchen zu betrachten find. 

Hat alfo nach diefer Richtung Hin das Syndikat feinerlei Anftoß ge— 
geben, jo hat e& in anderer Beziehung ganz beſonders Hervorragend gewirkt. 
Grit dur die Bildung des Syndikats iſt es der Kaliinduſtrie möglich ge= 
worden, den Umfang und die Bedeutung anzunehmen, welche fie gegen 
wärtig beſitzt. Seine bedeutende Stellung hat das Syndikat ingbejondere 
den in fo geſchickter Weife durchgeführten Propagandabejtrebungen zu ver- 
danken. Gerade durch letztere find allerdings nicht unbedeutende Ausgaben 
veranlaßt, dafür aber auch eminenter Erfolg Hinfichtlich der Erweiterung 
des Abfahgebietes im Auslande, wie vornehmlich auch im Inlande erzielt 
worden. ine folche propagandijtiiche Thätigkeit Hätte ein einzelnes Merk 
nicht annähernd entwideln können und auch gar nicht wollen, einerfeits 
aus pefuniären Rückſichten, andererjeits, weil ein einzelnes Merk fein Inter— 
effe daran Hat, mit eigenen Mitteln eine Thätigkeit zu entfalten, aus der 
nebenher die anderen Konfurrenzwerfe Nuten ziehen können. Die Erfolge 
jener propagandiftifchen Thätigfeit ergeben fich unmittelbar aus den Zahlen 
der Tabelle IL, welche, mit dem Jahre 1884 bezw. 1885 beginnend, von 
Jahr zu Jahr die Abjabziffern der Rohſalze und Kalifabrikate, getrennt nach 
dem Abjag im In- und Ausland und nach ihrer Verwendung, ob zu land» 
wirtichaftlichen oder fabrikatorifchen Zweden, nachweiit. Hierzu ſei im 
voraus bemerkt, daß die propaganbdiftiiche Thätigkeit auf dem Gebiete des 
Garnallitabfages weniger erfolgreich war, ala auf dem Gebiete des 
Kainitabjages. Lebteres dürfte damit zu erklären fein, daß der Abfa von 
Garnallitrohfalgen auf dem allerdings der Erweiterung fähigen Gebiete der 
Landwirtſchaft verhältnismäßig nur gering ift, gegenüber dem, was zur 
fabrifatorifchen Verarbeitung auf konzentrierte Kalifabrikate geht. Da aber 
gerade das Hauptabſatzfeld Für diefe Fabrikate, die Pottafche- und Salpeter- 
jabrifation, eine wenig ſchwankende und nur allmählich zu erweiternde Kon— 
jumtiongfähigfeit befit, jo wirkte dies auch auf den Abja von Garnallit 
ausſchlaggebend. 

Anders ſteht es mit den Kainitſalzen. Dieſe dienen neben ihrer Ver— 
wendung zur Darftellung fonzentrierter Kalifabrifate vorherrichend der 
Landwirtjchaft als Düngejalze. Auf diefem Gebiete vermochte fich die pro— 
pagandijtiiche Thätigkeit in hohem Maße zu entfalten, und jo ift es ihre 
dern auch gelungen, das Abjahgebiet derartig zu erweitern, daß fich all- 
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mäbhlich der Konjum von ca. 500 000 Metercentner Kainit im Jahre 1884 
auf ca, 3°/s Millionen Metercentner im Jahre 1892, alfo auf etwas mehr 
als das 7 fache vermehren konnte, 

Desgleihen hat der Abſatz von Ehlorfalium, ſoweit er direft als 
Düngemittel von der Landwirtichaft konfumiert wird, infolge der mit 
großem Gejchi in Scene gejegten Propaganda vornehmlich im Auslande 
jeit 1885 um mehr als die Hälfte (j. Tabelle IT Spalte 14) zugenommen, 
jo daß auch der Geſamtabſatz an Chlorkalium fich feit Jahren mit wenigen 
Ausnahmen einer ftetigen, wenn auch geringen Zunahme erfreuen kann. 
Wenn dag Jahr 18923 einen geringen Rüdgang im Abſatz zeigt, jo ijt die 
wejentliche Urjache dafür darin zu erbliden, daß die Salpeterinduftrie fich 
in einer gewiſſen Abſatzkriſe befand. 

Die Salpeterfabrifanten waren zwar darauf vorbereitet, daß fie den 
Salpeterabja an die europäiſchen Militärftaaten jeit Einführung des rauch- 
ihwachen Pulvers verlieren würden, aber fie hatten nicht darauf gerechnet, 
daß in furzer Zeit jo bedeutende Mengen Salpeter und Pulver, für welche 
den Regierungen nunmehr eine Verwendung fehlte, durch die Militärverwal— 
tungen zum Verkauf gelangen würden, wie dies thatjächlich gejchehen it. 
Die Yolge davon mußte natürlich eine wejentliche Betriebseinſchränkung 
diejer Fabriken und ein entjprechend kleinerer Chlorfaliumverbrauch fein. 

Sieht man von diefer Abſatzſtockung des Jahres 1892 ab, fo berechtigt 
die im übrigen ftetige Zunahme der Verwendung von Kalifalzen ala Dünge- 
mittel, in Sonderheit auch die jo erfreuliche Zunahme der Abjagziffern im 
legten Jahre (1893) im allgemeinen zu der Hoffnung, daß die Kaliinduftrie 
einer weiteren, noch ſehr bedeutenden Entwicklung entgegengehen wird. 
Andererſeits ſteht es wohl außer allem Zweifel, daß der im vorjtehenden 
kurz charakterifierte Auffchwung der Kaliinduftrie nicht annähernd die 
Bedeutung angenommen hätte, wenn e& den einzelnen Werfen über- 
lafjen geblieben wäre, für die Ausdehnung des Abjahgebietes zu jorgen. 
Sole Bemühungen wären, wie jchon erwähnt, an den zu hohen Kojten 
und den Konfurrenzmaßnahmen gefcheitert, die dem einzelnen Werke von 
anderen gemacht worden wären. Man würde fich infolge deilen zunächſt 
auf den Abjag im Inlande bejchränkt, und hier würde fich ein Konkurrenz: 
fampf entjponnen haben, der wahrjcheinlich die ganze Kaliinduftrie zu einem 
nicht mehr lohnenden Induſtriezweig herabgedrüdt hätte. In der Vereini— 
gung ſtehen aber die einzelnen Werke finanziell gefichert da, erzielen einen 
ausreichenden, doch nicht ungebührlich hohen Unternehmergewinn und find, 
jolange fie in Einigkeit auf dem jelbjt gewählten Wege fortjchreiten, in der 
Lage, fich durch Regelung der Produktion vor verderbenden Kriſen zu ſchützen. 
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Hiermit ift aber nicht nur den Werfen felber geholfen, jondern vor 
allem auch der Arbeiterichaft, indem diejer mit dem ficheren Yortbeitand der 
Betriebe auch eine gewiſſe Ausficht auf ununterbrochene Arbeitsgelegenheit 
und ein ausfömmlicher Kohn ficher ift. 

Das Antereffe der Konfumenten ift jpeciell durch Maßnahmen gewahrt 
worden, welche darauf Hinzielen, den Konfumenten ſtets garantiert gute 
Ware in guter Berpadung und prompt zu liefern. 

Das Syndikat hat fich allezeit bemüht, mit den Käufern in engere 
Fühlung zu fommen, das Zwijchenhandelegeichäjt, joweit e8 auf unfoliden 
Grundjägen beruhte, einzufchränfen und nur das ſolide Gefchäft zu ftüßen. 

Ferner Hat das Syndikat im Intereſſe der Allgemeinheit größere 
Mengen von Rohfalzen und Fabrikaten zu Verſuchszwecken unentgeltlich ab- 
gegeben, bat durch Beichidung von Ausftellungen und Belehrungen die 
Landwirte über den Nuten und den Gebrauch der Kalifalze aufgeklärt und 
auf diefe Weile nicht unmwejentlih zur Förderung der Wiſſenſchaft auf 
jpeciell landwirtichaftlichem und chemiſch-technologiſchem Gebiete beigetragen. 
Als ein wejentlicher wirtjchaftlicher Vorteil. ift es anzuſehen, dab gerade 
infolge der Syndikatsbildung die Kaliinduftrie auf technifchem Gebiete jo er- 
hebliche Fortjchritte zu verzeichnen hat; dadurch, daR jedem einzelnen Werke 
bejtimmte Robfalzmengen zur Verarbeitung überliefert werden, ift dasſelbe 
darauf angewiejen, im Intereſſe eines möglichit hohen Gewinnes die Fabri- 
fationsmethode aufs äußerſte zu verfeinern und zu verbolllommmen. Für 
die Thatjache der verfeinerten Fabrilationgmethode fprechen die vielen Neben: 
probufte, die jebt neben dem Hauptprodufte, dem Chlorfalium, gewonnen 
werden und früher nicht bekannt waren. 

Auf diefe Weije iſt e8 dem Verkaufsſyndikat der Kaliwerke gelungen, 
in Kreifen des konjumierenden Publikums das ihm gebührende Anjehen und 
Vertrauen zu erlangen, es hat mit jeinen berechtigten Beitrebungen jogar Sym- 
pathien erivorben, die faum einem anderen Kartell in jo hohem Maße und 
von fo vielen Seiten zu teil geworden find. Und jo darf man dag Staß— 
furter Syndikat nicht ala eine nur dem Gewinn und dem eigenen Intereſſe 
dienende Vereinbarung von Produzenten bezeichnen, jondern ala einen durch: 
aus wohlthätigen Regulator des Kalimarktes, welcher den berechtigten In— 
terefjen von Produzenten und Konfumenten gleichmäßig dient. 

II. Ih fomme nun zur Beantwortung der Tetten der drei auf- 
geitellten Fragen: Hat das Kalitartell Ausficht auf Beitand eventuell Neu- 
bildung nach Ablauf der Vertragsperiode am Schluß des Jahres 1898? 

Meines Erachtens ift die Organifation des Kaliſyndikats eine fo ftraffe, 
und das finanzielle Wohlbefinden der einzelnen Angehörigen unter dem 
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Schutze dieſes Syndikats ein jo befriedigendes, daß an eine Auflöfung des— 
jelben noch vor Ablauf der Vertragsperiode faum zu denken fein wird. 

Bei jolher Annahme gehe ich von der Vorausſetzung aus, daß big 
zum Jahre 1898 wejentliche Veränderungen weder in dem derzeitigen Zu— 
ande des Kaligefchäfts, noch in Bezug auf die Anzahl der an dem Kali— 
geichäft fich beteiligenden Salzwerfe eintreten werden. inwieweit dieſe 
Vorausſetzungen zutreffen, läßt fich ſchwer überfehen. Hinfichtlich des Kali— 
geichäfts ift allerdings kaum anzunehmen, daß fich Hier ein Umſchwung 
zum Schlechteren einftellen wird; im Gegenteil, bei der zielbewußt be= 
triebenen Propaganda darf man zuberfichtlich Hoffen, daß der Abjat noch 
von Jahr zu Jahr zunehmen wird. 

Anders Liegt die Frage, ob nicht fchon im Laufe der nächiten fünf 
Jahre neue Salzwerfe entjtehen werben. 

Thatfächlich ift ein neues Salzwerf bei Sonderähaufen in der Grün: 
dung begriffen, und in wiederholten Fällen haben fich bereit? auf braun- 
ſchweigiſchem, hannöverſchem und altpreußifchen Gebiete, ſowie in Medlen- 
burg und Sachfen-Weimar fapitalkräftige Männer und Gefellichaften durch 
die glüdliche finanzielle Lage der beitehenden Werke verleiten Yaffen‘, auch 
ihrerfeit8 auf Kalifalzge zu bohren. Wenn nun auch diefe Verfuche bisher 
zumeift ohne größeren Erfolg infofern gewejen find, als man in den nieder: 
gebrachten Bohrlöchern wohl Steinſalz, aber nur ausnahmsweiſe auch 
Kalifalze, insbeſondere aber nirgends mit Sicherheit da gegenwärtig wert- 
vollfte Kaliſalz, „den Kainit”, angetroffen hat, jo wird man fich doch an 
den Gedanken gewöhnen müſſen, daß im Laufe der Jahre neue Salzwerfe 
entitehen können. 

Um folche Zuftände nach Möglichkeit hinauszufchieben, hat fich unter 
den Beteiligten des Syndikats eine Schußbohrgejellichaft gebildet mit dem 
Zweck, jedem neuen Bohrverfuche auf Kaliſalze eine Konkurrenzbohrung 
entgegenzufeßen. Dies Hat jelbftredend nur Zweck, joweit ſolche Boh— 
rungen auf Terrain vorgenommen werden, wo das Gteinfalz mit den be- 
gleitenden Kalifalzen Regel ift, und dem erjten Finder das Recht auf Ge— 
winnung der Salze zufteht, nicht aber 3. B. in der Provinz Hannover, 
wo dad Salz zum Grundeigentum gehört. 

Das Verfahren der Schußbohrgefellichaft Leidet aljo an dem großen Übel— 
fand, daß man mit demfelben nicht jede Konkurrenz auf die Dauer fernzu- 
balten vermag, abgejehen von der Möglichkeit, daß jelbit die Schußbohrgejell- 
haft mit den ihr zu Gebote ftehenden vorzüglichen Bohrapparaten bei Kon- 
fureenzbohrungen infolge mannigfacher unglüdlicher Umftände unterliegen kann. 


Trotz alledem dient dies Verfahren doch in etwas den — * Kaliſyndi⸗ 
Schriften LX. — Kartelle. 1. 


34 Engelde. 


fats, und da ich das letztere entichieden als eine wirtjchaftlich notwendige 
Einrichtung anfehen möchte, auch der Allgemeinheit. Es fehlt natürlich 
nicht an Stimmen, ſowohl in Zeitungen, wie auch politifchen Blättern, welche 
dies Verfahren der Schußbohrgejellihaft, wenn auch nicht ala ein direkt 
ungejeßliches, doch als ein unmoralifches und zweckloſes Beginnen hin— 
jtellen. Dieſe Stimmen ftehen auf dem einfeitigen Standpunkte, daß man 
Konkurrenz in feinem Falle mit fünftlichen Mitteln unterdrüden, jondern 
im Intereſſe des konſumierenden Publikums eher unterftügen müſſe, fie er- 
wägen dabei aber nicht die ſchlimmen Folgen, die bei überhandnehmender 
Konkurrenz über einen blühenden Induftriezweig hereinbrechen. Bor ſolchem 
Unglüd follte man aber gerade unfere Kaliinduſtrie ſchützen, fie, die infolge 
ihrer monopolartigen Stellung fpeciell unter Führung des Kalifyndikates 
in der Lage iſt, unfer deutjches Nationalgut wirtichaftlich auszubeuten und 
zu verwenden, hierbei insbeſondere unſerer Heimifchen Landwirtichaft un— 
ſchätzbare Vorteile vor dem Auslande zu gewähren. 

Daß das Kaliſyndikat feit feinem Beftehen die Intereſſen der inlän- 
diſchen Landwirtſchaft mit Wohlwollen gefördert und unterſtützt hat, werden 
die beteiligten Kreiſe felbft zugeben, und fie werden fich auch für die Zus 
funft jolchen Wohlwollens erfreuen dürfen, fo lange der Königl. Preußifche 
Bergfisfus als Mitbeteiligter am Syndikat mit den Mitteln, die ihm zu 
Gebote jtehen, die oberſte Wacht hält. 

Sollten troß der foeben erwähnten Maßregeln der Schußbohrgefellichaft 
einzelne neue Werke entjtehen, und diefelben fich weigern, dem Kaliſyndikate 
unter angemefjener Beteiligung beizutreten, jo bleiben dem Syndikate 
nur zwei Wege, entweder löſt es fih auf und überläßt alles weitere 
dem freien Spiel der Konkurrenz, oder man verfucht gemeinjchaft- 
lich das neu entjtandene Werk durch Preisunterbietungen und fchärfite 
Konkurrenz zum Eintritt in das Syndikat zu zwingen. Welch große Ver— 
Iufte ſolche Konkurrenzkämpfe für die beitehenden Werke bringen, bat fi . 
erft im Laufe des Jahres 1893 gezeigt, als man durch ähnliche Maß— 
regeln das Salzbergwerk Wilhelmshall zum Eintritt zwingen wollte. Wenn 
auch dies Berfahren Wilhemshall gegenüber geglüdt ift, jo ericheint der 
Erfolg in anderen Fällen vielleicht zweifelhaft. Aber felbft wenn es ge— 
länge, noch auf eine Reihe von Jahren alle neu entjtehenden Werke unter 
HZugeftändnis einer mäßigen Beteiligung an der Gejamtförderung dem Syn— 
difate zu unterjtellen, jo muß naturgemäß auch dieg Berfahren einmal ein 
Ende haben, nämlich dann, wenn der Zunahme der Zahl der Produzenten 
nicht mehr in gleichem Maße ein fteigender Abſatz der Produkte gegenüber: 
fteht; denn dann gelangt die Konvention bald an den kritifchen Punkt, wo 
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die verfügbare Produktion fich nicht mehr teilen läßt, ohne die Produftiong- 
fojten der Einzelnen unverhältnismäßig zu erhöhen. 

Borläufig liegen jedoch jolche Befürchtungen noch in ziemlich weiten 
Felde, und man darf deshalb mit einiger Sicherheit annehmen, daß das Syn⸗ 
difat vor Ablauf der Vertragsperiode im Jahre 1898 nicht außeinander- 
gehen wird. 

Ob aber das Syndilat nah dem Jahre 1898 von neuem zuftande 
fommen wird, das läßt fich auch nicht mit Vermutungen beantworten. 
Wünſchenswert und in aller Intereſſe, jowohl der Produzenten wie Kon- 
jumenten, dürfte e8 jedenfalls fein, und jo mögen zur Zeit die Vertreter 
der vorhandenen Werke Eleinliche Intereffen Hintanjegend mit aller Kraft 
und einmütigen Sinnes für den Fortbeitand des Kalifyndifats zum Wohle 
der Allgemeinheit eintreten. 


Dezember 1893. 


Nadhtrag.. 


Vorſtehende Arbeit jtand bereit? drudiertig im Sabe, als dem Land— 
tage in Preußen und Braunfchweig ein Gefegentwurf vorgelegt wurde, be— 
treffend die Kali» und Magneftafalze, beziehungsweije betreffend die Auf: 
juchung und Gewinnung des Gteinjalzes, der Kalimagnefiafalzge und ber 
Soolquellen. Da diefe Entwürfe, falls fie zum Geſetz erhoben werden, auf 
die Eriftenz des Kalifyndilates von größtem Einfluß find, jo will ich nach- 
träglich Hierzu einiges bemerken. Der preußifche Gefegentwurf beabfichtigt 
die Monopolifierung der Kali» und Mlagnefiafalze, d. i. die Inanſpruch— 
nahme des alleinigen Aufſuchungs- und Gemwinnungsrechtes diefer Salze zu 
Gunften de3 preußifchen Staates. Der braunfchtveigifche Gefeßentwurj be’ 
abfichtigt dasjelbe zu Gunjten des braunſchweigiſchen Staates, erjtredt fich 
aber zum Unterfchied von dem preußifchen Entwurf auch auf das Steinjalz 
und die Soolquellen. 

Welche Momente die beiden Regierungen von Preußen und Braunfchweig 
zur Einbringung diefer Gejegentwürje veranlaßt haben, ob mit denjelben rein 
voff3wirtfchaftliche Fragen gelöft werden jollen, oder ob, wie von gewiſſen 
Parteigruppen behauptet wird, dabei fisfalifche Intereſſen mit im Spiele 
find, das zu erörtern liegt nicht im Rahmen meiner Arbeit. Für mich 
fommt e8 nur darauf an, die Frage zu beantworten: 

3* 
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„Welchen Einfluß wird das beabfichtigte Kalimonopol für den Fall 

feiner Annahme auf das bejtehende Kalifyndilat ausüben ?“ 

Hinfichtlich diefer Frage bin ich der Anficht, daß nad Einführung 
des Kalimonopols im Sinne der vorgelegten Gejegentwürfe das Kaliſyndikat 
in feinem Beftand nur geftärft werden wird. Der Fiskus Hat, wie die 
Begründung zum Gefeg erfennen Yäßt, nur ein Intereſſe daran, dem Kali— 
berabau jeine bisherige ruhige Entwidlung zu erhalten, ihn zu ſchützen vor 
den Folgen ungezügelter Konkurrenz. Das wird aber der Staat am eheiten 
erreichen, wenn er fich die ihm durch die Konventiongbeftimmungen ge- 
währten Sonderrechte, beſonders auch die Hinfichtlich der Preigfejtfeßungen 
für die der inländifchen Landwirtichaft zugehenden Düngefalze, erhält. Aus 
diefem Grunde wird der Fiskus felber, jo lange ihm diefe Sonderrechte zu— 
gejtanden werden, meines Erachtens niemals Veranlaſſung nehmen, feine 
Beteiligung an dem Kalifyndilat aufzufündigen. Ebenſowenig ift m. €. 
daran zu denken, daß der preußijche Staat die vorhandenen Privatjalgberg- 
werke auf preußiichem Gebiete ankaufen und aladann das Kalifyndikat 
iprengen wird. Zur Erwerbung der preußijchen Privatjalzbergwerfe gehören 
mehrere hundert Millionen, die von der Volfsvertretung vorläufig nicht 
bewilligt werben möchten. Außerdem dürfte die Volksvertretung jchon um 
deswillen nicht für eine folche Abficht des Fiskus zu haben fein, weil fie 
gerade in dem Fortbeſtehen der Privatindujtrie das nötige Gegengewicht 
gegen etwaige Anwandlungen auf Seiten des Fiskus, die in Frage jtehende 
Gerechtſame des Staates zum Nachteile der Abnehmer der Kaliſalze fis— 
falifch auszubeuten, fieht. 

Da aljo der Fiskus noch auf viele Jahre mit der Privatinduftrie 
wird rechnen müſſen, jo bat er allen Anlaß, mit diefer in Frieden zu 
leben, wa® er am beten an der Spibe des alle Kalibergwerke umiafjenden 
Kaliſyndikates erreicht. 

Aber auch die Privatinduftrie hat m. €. fein AIntereffe daran, dies 
friedliche Einvernehmen zu ftören. Was follen die privaten Kalijalgberg- 
werksbeſitzer thun? Sollen fie fi) etwa ein jeder vom Syndikat unab— 
hängig machen, oder etwa in einem neuen Syndilat gegen den Fiskus fich 
verbinden, und aladann das Monopol in rein egoiftiicher Weiſe durch 
Stellung unverhältnigmäßig Hoher Kalifalgpreife ausnügen ? 

Im erſten Falle rufen fie Konkurrenzkämpfe herbei, die felbjt die wohl- 
fituierteften Werke jcheuen werden, im zweiten Falle könnte der Erfolg doch 
nur folange währen, als der preußifche Fiskus mit feinen Bergwerks⸗ und 
Tabrifanlagen nicht imftande ift, den ganzen Konſum zu bdeden. Dieſer 
Erfolg könnte doch aber nur von Furzer Dauer fein, denn der preußifche 
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Fiskus würde aladann nicht zögern, durch Eröffnung neuer Salzwerke fich 
ſehr bald konkurrenzfähig zu machen, wenigſtens infoweit, daß er dem in- 
ländifchen Bedarfe an Kalifalzen und -Fabrikaten genügen könnte. 

Alles dies werden fich die Befiter der Privatkaliwerke wohl überlegen 
und dabei zu dem Endrefultate kommen müfjen, daß ein geficherter und an— 
gemeſſen hoher Gewinn, wie fie ihn gegenwärtig unter dem Schube des 
ſtaliſyndikates genießen und auch in Zukunft erzielen werden, allen ſpeku— 
lativen Verſuchen, die für die Privatwerfe vielleicht einen verhängnisvollen 
Ausgang nehmen möchten, vorzuziehen fei. 

Nach alledem glaube ich ſogar, daß, wenn die vorgelegten Gejehent« 
würfe angenommen werben, und damit der Kalibergbau monopolifiert wird, 
dad Kaliſyndikat nicht nur bis zum Schluß der jetigen Vertragsperiode, 
d.i. bis Ende des Jahres 1898, bejtehen, jondern auch nach 1898 wieder 
von neuem, wenn auch vielleicht in etwas veränderter Form und unter 
Hinzuziehung einzelner neuer Privatjalzbergwerfe, zuftande fommen wird. 


Februar 1894. 


38 Engelde. 








Zabelle 1. 
Geſamtabſatz Durchſchnittsbreis 
von er Durchſchnittsabſatz per 100 kg 


im | Garnallit be: 


im 
Jahre | rechnet — be:| in den 80 90 Jahre 


Kainit Garnallit | 





t! 5 Jahren _ mei. | Chlorkalium 
— 100 kg ae 100g] 4 4 | A 
1 2 3 104 5 6 | 7 8 
1861 22 930 160 | 36.00 1861 
1862 197 471 1.60 30.00 1862 
1863 5883 717 2.00 27.00 1863 
1864 | 1154973 1.60 !24.00 19.50 | 1864 
1865 893 881 [18611865 570594 0.80— 1.60! 19.50 —12.50 | 1865 
1866 | 1430006 [1862--1866, 852010 0.80 |12.50—13.00| 1866 
1867 | 1538121 |1863—1867| 1120 140 0.80 | 12.5—13.0 | 1867 
1868 | 1821419 [1864—1868| 1367 680 0.80 | 12.7--13.2 | 1868 
1869 | 2331818 [1865—1869| 1603 049 0.80 |13.00—14.50| 1869 
1870 | 2933 162 1866-1870, 2.010 905 0.80 | 188-185 | 1870 
1871 | 3007470 |1867—1871| 2486 398 0.80 118.16—18.5 | 1871 
1872 | 4910899 |1868—1872) 3 160 953 110 | 18.7—16.2 | 1872 
1873 | 4487 104 |1869—1873| 3.694 090 0.80—1.20| 16.00-12.00 | 1873 
1874 | 4271678 |1870—1874| 4.082 063 0.80 13—12.5 | 1874 
1875 | 5300 704 |1871—1875| 4555 571 0.80 12.5 1875 
1876 | 5861959 |1872—1876| 4 966 469 0.80 12.00 1876 
1877 | 8157739 |1873—1877| 5 615 837 0.80 11.00 1877 
1878 | 7783939 |1874—1878| 6275 204 0.80 9.2 1878 
1879 | 6736 010 |1875—1879 6 768 070 1.00 11.00 1879 
1880 | 7030445 |1876—1880 7 114018 1.00 11.5 1880 
1881 | 9439631 |1877—1881| 7829 553 1.00 12.7 -16 | ıssı 
1882 | 12486243 |1878—1882| 8 695 253 1.00 14.5 1882 
1883 | 12474608 |1879-—-1883| 9 633 387 1.00 13.5 1883 
1884 | 10 202054 [1880-1884 10 326 596 1.12 13.26 1884 
1885 | 9970732 [1881188510 914 654 1.12 13.36 1885 
1886 | 10415446 |1882— 1886111 109 817 1.12 13.32 1886 
1887 | 11513621 |1883—1887 10 915 292] 1.62 | 1.12 13.34 1887 
1888 | 13536 739 |1884—1888111 127 718| 1.50 | 080 | 13.38 1888 
18892] 13 248500 }1885-—-1889111 737008] 150 | 080 | 18.48 1889 
1890 | 14131499 |1886— 1890112569 161] 1.50 | 0.80 | 13.45 1890 
1891 | 15272156 |1887—1891113540503] 1.50 | 080 | 13.45 1891 
1892 | 14923914 {1888—1892 14222562] 150 | 0.90 | 13.88 1892 
1893 | 1501 090 | 13.88 1893 


| 


I Bei diefer Umrechnung ift I metr. Kainit = °/4 metr. Garnallit angenommen 
worben. 

2 Bom Jahre 1389 ab find in den Abjagmengen Torfmull und andere Bei- 
milchungen nicht eingefchloffen. 
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Der Deutſche Walzwerksverband. 


Don 
Oscar Caro in Gleiwig (Oberjchlefien). 





J. 
Geſchichte des Verbandes. 


Bei den gewaltigen Fortſchritten der Walzwerkstechnik und der durch 
diefelbe bedingten zunehmenden Leiftungsfähigkeit der Apparate war der 
Gedanke der Bildung von Verkaufsvereinigungen für Walzwerksprodukte 
naheliegend, und die Notwendigkeit folcher Vereinigungen gegeben, um 

a. Produktion und Konfum miteinander in Einklang zu bringen, und für 
die Walzwerksanlagen eine möglichit gleichmäßige Beichäftigung her— 
beizuführen ; 

b. um durch Ausfchluß einer Spekulation aus dem Geſchäfte jtärkere Preis- 
Ihwanfungen zu vermeiden. Die letzteren find, in Rüdwirkung auf 
die Entwicdlung der Induſtrie, deshalb von ungünftigftem Einfluffe, 
weil vorübergehend fehr hohe Preife den Anreiz zur Ausdehnung der 
beitehenden Anlagen geben, und die Ausführung der Ausdehnung der 
Anlagen bei mangelnder Nachfrage wiederum einen bedeutenden Preis— 
drud und mangelnde Beichäftigung der im Walzwerfäbetriebe ein- 
gejtellten Arbeiter herbeiführt; 

e. eine Bereinigung für den Berfauf erfchien aber auch deshalb notwen— 
dig, um den Werfen, an welche ftaatlicherjeits immer weitgehendere 
Anforderungen bezüglich Wohlfahrtzeinrichtungen geftellt werden, durch 
rationellen Verkauf einen angemefjenen Nuten zu jchaffen, da bei freier 
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Konkurrenz, durch unverftändiges gegenſeitiges Unterbieten, der Nutzen 
auf das äußerjte gejchmälert fein muß, und 


. Ichließlich erfchien der Zufammenjchluß zum gemeinjchaftlichen Verkaufe 


geboten, um durch einheitliche Handhabung des Gejchäftes, unter an- 
derem durch eine jachgemäße Unterftügung der weiter verarbeitenden 
und auf Export angewiejenen Induſtrien diefelben auch in folchen 
Zeiten lebensfähig zu erhalten, in welchen bei lebhafter Nachivage eine 
anderweitige, höhere Verwertung der dargeftellten Waren durch den 
Handel möglich erjcheint. 


Dieſe in die Augen fpringenden Vorteile können naturgemäß nur durch 


einen Verband erzielt werden, bei welchem, unter Feitlegung des prozen— 
tualen Arbeit3anipruches jedes einzelnen Werkes, die einzelnen Kontrahenten 
ſich des Rechtes des jelbjtändigen Verkaufes begeben und den Verkauf ihrer 
Fabrikate in eine Hand legen. 


Troß der offenbaren Vorteile einer folchermaßen gegründeten Vereini— 


gung ift e& indes in der Praxis im allgemeinen fchiwierig, eine Verftändi- 
gung unter Yachgenoffen zuftande zm bringen, und zwar aus folgenden 
Gründen: 

1. weil eine große Anzahl Interefjenten zunächit ein Bedenken darin er- 


bliden , fi) des bislang jelbjtändig gehandhabten Verkaufes zu be- 
geben, in der Meinung, dem Konkurrenten Gejchäftsgeheimnifie preis- 
zugeben, — eine Schwierigkeit, welche um jo größer wird, je viel: 
gejtaltiger der Artikel ift, um deffen Syndizierung e8 fich handelt; 


. weil die Einjchäßungsfrage bezüglich des den einzelnen Werfen zuzu— 


weijenden Arbeitsanfpruches mannigiache Schwierigkeiten in fich birgt, 
da jelbjt, wenn don einem einheitlichen Grundprincip (Zugrundelegung 
der Produktion eines bejtimmten Zeitraumes) ausgegangen wird, für 
einzelne Werke angeficht? der eigenartigen Berhältniffe Ausnahme: 
bejtimmungen erforderlich erjcheinen, jo daß ſchließlich nur auf dem 
Wege deö Kompromifjes ein Berjtändigungsrejultat herbeizuführen if, 
— und 


. weil zumächt, ehe jeitens der Werke der Gedanke einer Verbandsbil- 


dung (Verkaufsſyndikat) aufgenommen wird, im allgemeinen Verſuche 
unternommen werden, um in einfacher und möglichjt wenig in die 
faufmännischen Gepflogenheiten der Werke einfchneidender Weife, 5. 3. 
durch Bildung von Preisfonventionen, — bei im übrigen den Werfen 
überlaffenen jelbjtändigen Verkaufe — eine Beſſerung der gejchäft- 
lichen Lage zu erzielen. Derartige Vereinbarungen haben fich aber in 
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der Praxis als unhaltbar erwiejen und fajt ausnahmslos, da eben die 
grundlegenden Bedingungen in der Praris nicht durchführbar find, 
mit einem Mißerfolg geendigt, indem bei eintretendem Arbeitsmangel 
jeiten® einzelner Kontrahenten die vereinbarten Beitimmungen umgangen 
wurden. Diesbezüglich gemachte Erfahrungen veranlaßten jelbitver- 
ſtändlich manche Werke zu einer überhaupt ablehnenden Haltung 
gegenüber der Bildung don Vereinigungen, wobei diejelben der Er— 
wägung nicht Yolge gaben, daß die biäherigen üblen Erfahrungen 
zum weitaus größten Zeile durch die mangelhaften Grundlagen der 
geichaffenen Vereinigungen bedingt waren. 


Diejes waren auch im allgemeinen dte Schwierigkeiten, welche fich in 
erſter Reihe der Bildung des Deutſchen Walzwerksverbandes entgegenitellten, 
und es bedurfte neben der Ausdauer der Begründer desjelben des Drudes 
einer anhaltend überaus ungünjtigen Konjunktur auf dem Walzeifenmartte, 
um die beftehenden gegenteiligen Anjchauungen der Werksleiter zu der Ans 
ficht zu vereinigen, daß bei der großen KLeiftungsfähigfeit der beitehenden 
Apparate das Wohlergehen der Walzwerksinduftrie lediglich auf dem Wege 
eine jachgemäß begründeten Verkaufsſyndikates zu juchen fei. 

Wir wollen im nachjtehenden in furzen Abriffen ein Bild von der 
Entwicklung des Deutſchen Walzwerksverbandes, welcher nunmehr jeit jechs 
Jahren befteht, entwerfen. 

Den Ausgangspunkt bildete eine im Jahre 1886 in Oberjchlefien ge= 
ichloffene Berfaufsvereinigung des Eiſenwerkes „Herminenhütte”, Laband, 
mit der „Bismarckshütte“, Schwientochlowik, zwei Werke, welche fich aus— 
ichließlich mit der Darftellung von Feineiſen bejchäftigten und bei großer 
Leiftungsfähigfeit in diefem Artikel fich bis dahin im Verkaufe eine jcharfe 
Konkurrenz machten. 

Bald nachdem diefe Vereinigung gejchaffen war, traten auch die „Ober: 
ichlefiiche Eifenbahnbedarfs-Aktiengefellichaft”, Friedenshütte bei Morgenroth, 
die „Bethlen- Falvahütte” und die „Konfolidierte Redenhütte“, Zabıze, 
diefer Vereinigung bei und begründeten mit Si in Gleiwiß ein „Verkaufs— 
bureau vereinigter oberjchlefiicher Walzwerke“ nach dem Princip, daß unter 
Feitlegung des prozentualen Arbeitsanfpruches jede Werkes der Berkauf 
von einer Stelle aus gehandhabt und der erzielte Erlös in folcher Weife 
abgerechnet wurde, daß ein angemefjener Ausgleich desjelben unter den ein- 
zelnen Werfen erfolgte. 


Diefem „Verkaufsbureau vereinigter oberjchlefiicher Walzwerke“ ftanden 
in Oberfchlefien noch das in der Walzeifenfabrifation größte Werk, die 
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„Bereinigte Könige: und Laurahütte“, ferner die „Marthahütte“, die 
„Baildonhütte” und auch das „Borfigwerf” fern, und zwar hauptfächlich 
veranlaßt durch die Gründe, welche wir einganga ala den Konventions— 
beftrebungen Hinderlich angerührt haben. 


Der bislang auch in DOberjchlefien beitandene Konkurrenzlampf gewann 


| >, durch dag Zufammenfaffen einer großen Zahl von Werfen zu dem „Ber- 


faufgbureau vereinigter oberjchlefifcher Walzwerke“, welches durch daß ver- 
einte Vorgehen eine größere Verkaufsmacht repräfentierte, gegenüber den 
fernftehenden Werken eher an Intenſität, und nachdem mit Beginn des 
Jahres 1887 die Nachfrage nach Walzeifen eine immer lebhaftere wurde, 
drängte fich den Intereſſenten die Überzeugung auf, daß es beffer fei, den 
ziellofen Preisopfern im Walzeifenverfaufe durch Befeitigung der Konkurrenz 
der Werke untereinander ein Ende zu machen. 

In einer am 22. Januar 1887 zu Berlin abgehaltenen Konferenz 
faßten die Vertreter jämtlicher oberjchlefiichen Walzwerke, mit Ausjchluß des 
Borfigwerkes, welches fich nur zur Innehaltung der von der Bereinigung 
feſtgeſetzten Preife verpflichtete, den Beſchluß, zunächſt auf die Dauer eines 
Bierteljahres den Walzeifenverfauf der Vereinigten Königs- und Laurahütte 
zu übertragen. 


Nachdem dieje proviforiche Maßregel fich auf das bejte bewährte, und 
alle Kontrahenten fich von den Borteilen des von einer Stelle aus bewirkten 
Berkaufes überzeugt Hatten, erfolgte am 18. April 1887 zu Berlin die 
definitive Begründung des Verbandes oberjchlefiicher Walzwerke. Sämtliche 
derzeit im Betriebe befindlichen Walzwerke Oberſchleſiens, mit Ausſchluß 
des Borfigwerks, begaben fich des Rechtes, während der Dauer von drei 
Jahren (bis 15. Mai 1890) (der Vertrag wurde im Laufe der Zeit bis 
zum 31. Dezember 1890 verlängert) ihre Walzwerkprodufte im Rahmen 
eines vereinbarten Walzprogrammes und in Höhe einer Yahresproduftion 
von rund 200 000 Tonnen nach dem Inlande und dem Auslande (exit. 
Rußlands) direkt zu verkaufen, und übertrugen diefes Recht einer der Direl- 
tive der Generalverfammlung bezw. des Verbandsvorſitzenden unterjtellten 
Berkaufsftelle, mit Sig in Berlin. Dem jo gebildeten oberjchlefiichen 
Walzwerksverbande gehörten folgende Werke an: die Vereinigte Königs— 
und Saurahütte, die Oberſchleſiſche Eifenbahnbedarfs - Aftiengefellichaft, die 
Oberſchleſiſche Eifeninduftrie-Aktiengefellichaft, die Bismardhütte, die Bethlen- 
Falvahütte, die Marthahütte, die Konfolidierte Redenhütte und die Firma 
A. Schoenawa-Hoffnungshütte. 

Die einzelnen Werke wurden mit einer beitimmten Normalproduftion 
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eingejchäßt, und des jerneren Maßnahmen vereinbart, um einen entjprechen- 
den Ausgleich der erzielten Erlöſe unter den Werfen herbeizuführen. 

Bereit am 25. Juni 1887 erfolgte zu Düffeldorf die Begründung 
des rheiniſch-weſtfäliſchen Walzwerfsverbandes, welcher auf analoger Grund- 
lage aufgebaut war, wie der Verband oberjchlefifcher Walzwerfe, und welchem 
die bedeutenderen Werke, welche auf Walzeifendarjtellung eingerichtet find 
— im ganzen 16 — beitraten. Gin wejentlicher Unterjchied zwiſchen der 
Drganifation beider Verbände beftand lediglich darin, daß der rheinijch- 
weitjäliiche Verband (ſehr wenig zu Gunflen der Weiterentwidlung desjelben) 
lediglich den Abſatz nach dem deutjchen Markte, unter Ausſchluß des Ex— 
portes, umjaßte. 

Es wurden nun Berhandlungen des jchlefiichen und rheiniſch-weſtfäli— 
ichen Verbandes mit der Gruppe mitteldeuticher Walzwerfe und mit der 
Konvention der Saar: und Mojelwerke aufgenommen, und fand am 10. Sep— 
tember 1887 zu Berlin eine Konferenz der Delegierten der vier Reviere 
jtatt, um wegen Begründung eines deutjchen Walzwerfsverbandes in Be— 
ratung zu treten. Die Delegiertenverfammlung verftändigte fich über die 
Anteilziffern der einzelnen Gruppen an dem Jahresabſatze nach dem deutjchen 
Markte, jowie über die Höhe der für eine eventuelle Überfchreitung des zu: 
gebilligten prozentualen Anteile feitens einer Gruppe den anderen zu zah— 
enden Entſchädigung. 

Nachdem die weiteren Organifationgfragen (Feſtſtellung des Statutes 
und der Gejchäftsordnung) jeitens einer am 3. und 4. Oktober in Dort- 
mund zujammengetretenen Kommiſſion vorberaten waren, erjolgte am 
15. Oftober 1887 die Konjtitwierung des Deutichen Walzwerfsverbandes. 
Derjelbe wurde, da innerhalb der Konvention füddeutſcher Walzwerke 
Schwierigkeiten wegen Berteilung des der Gruppe zugebilligten Arbeits- 
quantums unter die einzelnen Werke entjtanden waren, vorerjt nur zwiſchen 
der rheinifch-weitfälifchen,, oberjchlefifchen und mitteldeutfchen Gruppe un- 
fündbar auf die Dauer von drei Jahren, vom 1. Januar 1888 an ge: 
rechnet, geichloffen. 

Der jolchermaßen begründete Berband umfaßte im ganzen 28 Firmen 
mit einer Zotalfhägung von 452 800 Tonnen, und zwar gehörten 16 Fir— 
men der rheinijch = weitfälifchen, 8 Firmen der oberjchlefiichen und 4 der 
mitteldeutfchen Gruppe an. 

Mit den Hauptjächlichften der noch außerhalb des Verbandes jtehenden 
Werke in Rheinland-Weftfalen wurde, wie auch in Oberjchlefien mit dem 
Borfigwerk, zunächft eine Vereinbarung bezüglich Innehaltung gemeinjamer 
Preife geſchloſſen. Schlieklich vereinigte fich die bisherige Konvention der 
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Saar: und Mojelwerke zu einer jüddeutichen Gruppe und trat mit elf Fir- 
men dem Deutſchen Walzwerföverbande bei. 
Derjelbe umfaßte fonach von Beginn des Jahres 1888 an 


die xheinifch-weftfälifche Gruppe mit 16 Werfen u. 34.29 %/0 Anteil am deutichen Markt, 


- oberjchlefiiche : 8 2: M80 =: =: =: - 
- mitteldeutiche ⸗ s 4 ⸗100.74 = : : B 2 
« füddentjche . Fe | Ga u, A \ : : 


in Summa 39 Werke mit einer Einſchätzungsquote für die Verladung nach 
dem deutjchen Markte von 625 800 Tonnen pro Jahr. 

Begünftigt durch eine relativ freundliche Konjunktur verliefen die Ge- 
ichäfte dev Bereinigung den an diefelbe geftellten Erwartungen entjprechend. 


Der Verband hatte für das „gemeinjchaftliche Gebiet“ (Provinzen 
Brandenburg, Pommern, Oft: und Weftpreußen, Sachen, Königreich Sachjen 
und ſächſiſche Herzogtümer) eine Gentralverfaufgjtelle mit Sit in Berlin 
eröffnet, während die den einzelnen Gruppen zunächjtgelegenen Reviere von 
Sruppenverfaufsjtellen, die fich in enger Fühlung mit der Gentralverfaufs- 
jtelle hielten, bearbeitet wurden. 

Im großen und ganzen gelang e&, den für die einzelnen Werke im 
Verbandövertrage vorgefehenen ratierlichen Arbeitsanfpruch denjelben zu über- 
weiſen; ſoweit dies nicht gejchehen Eonnte, trat jeweils zu Jahresſchluß ein 
Geldausgleich in der Weije ein, daß die Werke, welche ihren prozentualen 
Arbeitzanfpruch überjchritten Hatten, am diejenigen, welche gegen ihren 
Arbeitsanfpruch zurüdgeblieben waren, pro Tonne Mehrverfendung eine im 
Bertrage feſtgeſetzte Entſchädigung entrichteten. 

Während in den Jahren 1887 und 1888 die Preife relativ geringe 
Schwankungen zeigten, umd fich ein jteteg, mäßigen Nuben laſſendes Ge- 
ichäft entwidelte (die Vereinswerke erzielten im Durchfchnitt in diefen Jahren 
ca. Mark 132.50 bis 135.— pro Tonne, franfo Empfangaftation), ging 
der Vorſtand im 2. Semejter des Jahres 1889, nachdem infolge des be— 
deutenden Arbeiterausjtandes auf den Kohlengruben und der in Konjequenz 
desjelben herbeigeführten Arbeitsunterbrechung eine jehr lebhafte Nachfrage 
nach Walzeifen eingetreten war, zu einer bedeutenden Preiäfteigerung über, 
die teilweife durch die infolge der erhöhten Rohmaterialpreije und Arbeits- 
löhne wejentlich geftiegenen Selbſtkoſten motiviert war. 

Infolge deffen wurde der Walzeifenpreis im 2. Semejter auf 150 Marf, 
und mit Schluß des Jahres bereits auf 170 Mark erhöht‘, und nahm 
die jteigende Bewegung im 1. Quartale de Jahre 1890 noch weiteren 
Fortgang, jo daß der Verband die Preife bis auf 195 Mark, und in wei— 
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terer Folge jogar auf 210 Mark pro Tonne, franko Gmpfangsjtation, 
iteigerte. 

Diefe bedeutende Preizfteigerung, welche troß der Bedenken eines 
Teiles der Werke, wie bereit? erwähnt, auch in Rüdficht auf die geftiegenen 
Selbitkojten einzelner Werke durchgeführt wurde, erwies fich in der Prarig 
indes als verhängnisvoll, teilweife deshalb, weil durch die hohen Walz- 
eifenerlöfe jolchen Werken, welche bisher Walzeifen nicht dargejtellt hatten, 
Anregung gegeben wurde, biöher mit der Darftellung von Walzdraht be= 
ichäftigte MWalzenjtraßen auf die Erzeugung von Malzeifen einzurichten. 
Hierbei wirkte neben dem verlodend hohen Walzeifenerlöfe der Umftand be= 
itimmend mit, daß im Walzdrahtabfage, namentlich im Export nad) 
Amerifa, eine fühlbare Stodung eingetreten war, jo daß die vorerwähnten 
Werke in der Lage waren, den ihnen im Walgdrahtgeichäfte erwachjenen 
Arbeitsausfall zunächſt in gewinnbringender Weile auf Koſten des Walz: 
werksverbandes, welchen fie in ſeinen Notierungen von Fall zu Fall unter— 
boten, durch Verkauf von Walzeiſen zu decken. 

Ferner wurde infolge der hohen Walzeiſenerlöſe das Eindringen aus— 
ländiſchen Walzeiſens veranlaßt. 

Bon Anfang des Jahres 1890 an zeigte demnach der Walzeiſenmarkt 
eine ſtark weichende Tendenz. 

Der Walzwerksverband erlitt durch das Auitreten der Außerverbands— 
fonfurrenz jchwere Schädigungen, ein Umſtand, der, abgefehen von den 
fortgeſetzten Beunruhigungen des Marktes, dazu führte — und zwar in 
erfter Reihe in der rheiniſch-weſtfäliſchen Gruppe, in welcher 
neue, reſp. auf Walzeifendaritellung neu eingerichtete Werke Hauptjächlich 
auftraten —, dieje Werke, teilweife mit hohen Einjchägungen, in den Ver— 
band aufzunehmen, 

Zur Preigentwidlung ſei noch bemerkt, daß im Jahre 1890 bereits 
im Juni der Preis von 195 Markt — derjenige von 210 Mark war, nach— 
dem bereitz ein Mißtrauen bei der Kundſchaft Plat gegriffen Hatte, fajt 
nur ein nomineller gewejen — auf 165 Mark die Tonne, franto Empfangs— 
itation ermäßigt wurde, und im September eine weitere Ermäßigung auf 
140 Mark erfuhr. 

Bei einer fich etwas freumdlicher geitaltenden Gejchäftslage wurde Ende 
des Yahres 1890 diefer Preis zwar auf 145 Mark pro Tonne, franko 
Empfangsſtation, erhöht, welcher während des Jahres 1891 der. offizielle 
Preis des Verbandes war, — die Konkurrenz; der Außerverbandswerke 
‚ machte aber fallweiſe Konzeſſionen diefem offiziellen Preiſe gegenüber erfor— 
derlich, jo daß der Verband fich entichloß, mit Beginn des Jahres 1892 
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den Preis auf 132% Mark pro Tonne, franko Empfangajtation, zu er- 
mäßigen. Diefe Preigermäßigung wirkte auf das Gejchäft belebend ein, 
und konnte der Preis im 3. Quartal 1892 auf 135 Mark pro Tonne, 
franko Empfangaftation, erhöht werden. Indeſſen trat bereit? mit Schluß 
des Jahres 1892 die Notwendigkeit an den Verband heran, fallweiſe, in 
Rücdficht auf die Außerverbandskonkurrenz, unter diefem Preife zu verkaufen, 
und nachdem namentlich in Rheinland Weltfalen die Außerverbandskonkur— 
renz an Terrain gewann, wurde im Juni 1893 bejchloffen, von der Preis— 
ſtellung „franko Empfangsſtation“ abzugeben und für Schweißeifen einen 
Preis von Mark 100.— pro Tonne, ab Dortmund, und für Flußeijen 
Markt 95.— pro Tonne, ab Dortmund, feſtzuſetzen. 

Die Bewegung der Einſchätzung innerhalb des Verbandes geitaltete fich 
folgendermaßen: 

Am 1. April 1889 traten der rheinisch-weitfäliichen Gruppe folgende 
Werke bei: Walzwert Germania, Franz Bicherour Söhne & Go., Felſer 
& Co., Thyſſen & Eo., Wittener Walzwerk, TH. Wuppermann, Rheinifche 
Stahlwerke, de Dietrich & Go., während am 1. November 1890, ebenfalla 
bei der rheinifcheweitfälifchen Gruppe, die Werke Böder & Co, Funde, 
Borbet & Co., Böcking & Co., Friedrich Thomée, Steinhaufer Draht: 
indujtrie, Gebr. van der Zypen, Hohenlimburger Hüttenverein, Aachener 
Hüttenaftienverein „Rote Erde” aufgenommen wurden. 

Am 1. April 1891 erfolgte bei der rheiniſch-weſtfäliſchen Gruppe die 
Aufnahme des Werkes Kuhbier & Sohn, am 1. Dezember 1892 die Auf: 
nahme der Werke: Gebrüder Röchling und Luxemburger Bergwerfg- und 
Saarbrüder Eifenhütten-Aftiengejellichaft, jo daß von diefem Zeitpunfte an 
die Sruppenanteile ſich wie folgt verjchoben Haben: 


rhein.eweftf. Gruppe, 31 Werke, Arbeitsanfprud an den —— Markt 41.01 %o 
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Zuſammen 57 Werke mit einer Einſchätzungsquote für die Verladung nach 
dem deutſchen Markte von zuſammen 759 416 Tonnen. 

Hierbei iſt zu bemerken, daß in Rheinland-Weſtfalen des weiteren noch 
einige Werke, und zwar u. a. „Deutjcher Kaifer“, „Weſtfäliſche Stahlwerke“ 
u. ſ. w., neu gejchaffen worden find, und zur Zeit, außerhalb des Verban- 
des befindlich, den Verbandswerken eine ſchwierige Konkurrenz bereiten, — 
fowie jerner, daß auch in Oberjchlefien eine neue Arbeitsftätte durch Eta— 
blierung einer Walzwerfsanlage feitens der Firma ©. Huldſchinsky & Söhne, 
Gleiwitz, entitanden ift. 
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Immerhin muß im Rüdblid auf die abgelaufene Gejchäftsperiode ge- 
jagt werden, daß durch die Regelung des Verkaufes die Erlöfe für die ein- 
zelnen Werke fich wefentlich günftiger und gleichmäßiger geftaltet haben, 
ala e8 ohne den Verband der Fall gewejen wäre, und, daß die Ausdehnung 
der beitehenden Apparate unter dem Eindrud ber vorübergehend außerorbent- 
Lich günftigen Konjunktur, wenn der Verband nicht beitanden Hätte, wahr- 
jcheinlich eine noch umfangreichere geweſen jein würde, 

Daß die Erweiterung reſp. Neufchaffung von Anlagen über das vor- 
handene Maß nicht Hinausgegangen ift, muß darauf zurüdgeführt werben, 
daß die hauptfächlichiten Werke durch den Berband geeint waren, und jo- 
mit ihre Produktion reſp. ihr Abja nach dem deutſchen Markte ein limi— 
tierter war. 

In wirkungsvollſter Weiſe könnte das Grundprincip des Verbandes, 
Produktion und Konſum in angemeſſenen Einklang zu bringen, dann er— 
reicht werben, wenn auch für die Rohmaterialien, auf deren Weiterverarbeis 
tung die Walzeifeninduftrie angewiefen ift, analoge, untereinander in Füh— 
Yung jtehende und gleiche Ziele verfolgende Verbände geichloffen würden, 
welche aladann die für die Fertigiabrifate, wie Walzeiſen ꝛc., errichteten 
Berbände in ihren Beitrebungen, die Produftionsfähigkeit der Werke in 
limitierten und mit dem Konfum in Einklang jtehenden Grenzen zu halten, 
in wirkſamſter Weife unterftüßen würden. 

Gegenüber einem Verbande, wie dem Walzwerföverbande, bei welchem 
es fich lediglich um die Syndizierung eines verfeinerten Materiales handelt, 
ift die Schaffung von Konkurrenzftätten, welche angekauftes Halbproduft 
verarbeiten, um dieſes aladann zu Walzeifen zu Eonvertieren, eine relativ 
leichte, wogegen beim Bejtehen von Verbänden für die Rohmaterialien und 
bei einem gejchloffenen Zufammengehen derjelben mit dem Walzwerfsverbande 
dag Entitehen folcher Konkurrenzſtätten wejentlich erſchwert werden könnte. 

Die im vorftehenden gejchilderten Übelftände, welche fich jämtlich in 
einer bejonders jcharfen Weiſe bei der rheinifch-weitfäliichen Gruppe gezeigt 
haben, nämlich das Entjtehen von Konkurrenzunternehmungen, deren Auf— 
nahme in den Verband, in Nüdficht auf die Beſtimmung der Höhe des 
Arbeitsanipruches desjelben, Schwierigkeiten bereitet, haben dazu geführt, 
daß zunächit innerhalb der rheiniſch-weſtfäliſchen Gruppe eine Verftändigung 
bezüglich der Verlängerung des Walzwerfsverbandes über den 31. Dezember 
1893 hinaus nicht erzielt werden konnte. 

Die Mitglieder der bisherigen jchlefiichen und mitteldeutichen Gruppen 
des MWalzwerfsverbandes haben fich inzwijchen über die Verlängerung des 


Bertrages über den 31. Dezember 1893 hinaus bis ultimo nn. geeinigt, 
Shriften LX. — Sartelle. 1. 
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und fich zu einem fchlefifch » mitteldeutfchen Walzwerksverbande zufammen- 
geichloffen. Auch haben die Verhandlungen mit der Firma ©. Huldſchinsky 
& Söhne, Gleiwig, zum Beitritt diefer Firma zu dem jchlefijch - mittel» 
deutſchen Verband geführt. 

Innerhalb der füddeutjchen Gruppe ſchweben zur Zeit Verhandlungen 
wegen Verlängerung des Verbandes über das Jahr 1893 hinaus, welche 
dorausfichtlich zu einem befriedigenden Refultate führen werden. 

63 ift zu erwarten, daß angeficht? der ſeitens der Induftriellen der 
Walzwerksbranche in den letzten ſechs Jahren innerhalb des deutſchen Walz- 
werksverbandes gemachten Erfahrungen, welche unbedingt für eine Vereini— 
gung im Verkaufe fprechen, es gelingen werde, die zur Zeit einer allge 
meinen Bereinigung noch entgegenftehenden Schwierigkeiten zu bejeitigen, 
und zwar um jo mehr, al& die Geitaltung der Verhältniffe auf dem Ge- 
biete der deutjchen Walzwerksinduftrie wiederum eine recht ungünstige ge= 
worden ijt, und die Induſtriellen die an fich bereit beftehenden mannig= 
fachen Schwierigkeiten vorausfichtlich nicht noch durch Aufnahme eines leb— 
haften Konkurrenzkampfes unter einander verjchärfen werben. 


I. 
Berlaufsprineipien des Deutſchen Walzwerksberbandes. 


3; Gefihtspuntte, nach denen die Aufträge unter die ein— 
zelnen Werke verteilt werden. 


Der Verband weift den Werken quantitativ nach den im Verbands— 
vertrage vorgeſehenen prozentualen Einſchätzungsquoten Aufträge zu, und 
zwar wird, nachden die Walz bezw. Fabrikationsprogramme der einzelnen 
Werke der Kundichaft befannt find, an die Kundfchaft in bejtimmten Werks— 
marken, und zwar jeweils dem Walz- bezw. Fabrifationsprogramm des ber 
treffenden Werkes entjprechend, die Ware verkauft. 

Im übrigen geht die Specififation, zur Abwicklung der bon der 
Kundſchaft bewirkten Abjchlüffe, principiell direft an die Werke, und haben 
diefelben, fofern ein Kunde feinen Verpflichtungen bezüglich rechtzeitiger 
Specififation nicht nachfommt, darüber der Gentraljtelle in Berlin Mit- 
teilung zu machen, welche aladann duch Vorſtellung bei der Kundichaft 
dafür jorgt, daß das betreffende Werk rechtzeitig in den Beſitz der erforder« 
lichen Aufträge gelangt. 
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Aus praftiihen Gründen Handhabt des ferneren die Gentralverfaufs- 
ftelle dag Gejchäft in der Weife, daß fie fich feitens einzelner Großhändler 
ohne Vereinbarung der Marke, d. 5. von welchem Werke der Groffijt das 
Eifen zu beziehen wünjcht, einen Zeil der GSpecififation direft zukommen 
läßt, jo daß fie durch Überweifung von folchen Specififationen an das eine 
oder andere Werk, je nad) dem dorliegenden Arbeitsbebürfniffe, und je nad) 
dem Umftande, ob die eine oder andere Strecke (Grobeifen- oder Feineifen- 
ftrede) mehr oder minder bejchäftigt ift, entiprechende Abhilfe zu ſchaffen 
vermag. 


2. Preigftellung. 


Nachdem die verſchiedenſten Verkaufsſyſteme im Verbande durchgeführt 
worden waren, hat fich jchließlich ala das zwedmäßigite Verkaufsprincip 
herausgejtellt, in ganz Deutjchland principiell ganz gleiche Frankopreiſe ein- 
zuführen, jo daß fich für jeden Konjumplaß die Einfaufspreife für den Groß- 
handel franko Empfangsftation ganz gleich gejtalteten. 

Naturgemäß ift Hierdurch der Erlös ab Werk für Verladungen nach 
nahen Relationen ein befjerer, als der Erlös ab Werk, fojern nach entfernten 
Relationen verladen wird, und es hat fich dadurch von jelbjt dag Princip 
herausgebildet, den einzelnen Gruppen des Verbandes jeweils diejenigen 
Aufträge zu überweijen, welche die für die betreffenden Fabrikationsſtätten 
geographiich günftigft gelegenen Relationen aufwieſen. 

Infolge deſſen wurden der ſchleſiſchen Gruppe ala Schußgebiet für die- 
jelbe die Provinzen Schlefien und Poſen überwielen, jo daß nach diejen 
Provinzen Lediglich Eifen jchlefifcher Provenienz verladen werden darf. Ded- 
gleichen erfolgte eine Abgrenzung des Gebietes für die ſüddeutſche und für 
die rheinifch-weftfälifche Gruppe, während von jämtlichen Gruppen des Ver— 
bandes (ſchleſiſche, mitteldeutfche, xheinifcheweitfäliiche und zum Zeil auch 
von der füddeutſchen Gruppe) als „gemeinjchaftliches” Gebiet die Provinz 
und das Königreich Sachen, die Mark Brandenburg, die Provinzen Pom— 
mern, Oſt- und MWejtpreußen ꝛc. bearbeitet werden. 

Principiell wird, joweit das Syftem nicht durch das in dem erften 
Berichte bereit? erwähnte Auftreten der Außerverbandskonkurrenz in jpeciellen 
Fällen eine Durchbrechung erfahren muß, die Preisftellung jo gewählt, daR 
der Verband genau gegen den Import ausländifchen Eiſens Tonkurriert, 
d. 5. daß der Verband die Preife jo ftellt, daß nach dem für den Import 
günftigft gelegenen Seehafen Hamburg die Einfuhr englifchen Eiſens nicht 
möglich ift, ein Syſtem, bei welchem der der deutjchen Walzeifeninduftrie 


gewährte Schubzoll voll zur Geltung fommt. 
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Abgejehen von diefer Preigftellung, die im Verkehr mit dem Handel 
maßgeblih war, erjolgte eine DVerftändigung über die Preisftellung bei 
Lieferung an Fabriken, jei es, daß die Lieferung an Fabriken direkt, oder, 
in einer durch den Handel nachzumeifenden Art, durch Vermittlung des 
Teßteren gejchieht, weil der Deutjche Walzwerksverband ſich jagt, daß es 
für die MWalzeifeninduftrie von jehr großer Wejenheit ift, die Weiterver- 
arbeitungsinduftrien, welche vielfach auf Erport der von ihnen hergeftellten 
Waren angewiefen find, durch eine möglichft billige Preisftellung zu unter- 
jtüßen. 

Demnach werden jeweils, unter Prüfung der Anforderungen der weiter- 
verarbeitenden Induſtrien, jpecielle Preisftelungen gemacht, welche unter 
demjenigen Preife Liegen, welcher für den Handel feſtgeſetzt ift. 


3. Bertehr des Handels mit dem Verbande. 


Der Verband macht dem Händler in feiner Weiſe VBorfchriften darüber, 
zu welchem Preiſe er das von ihm gekaufte Eifen weiterhin zu verwerten 
hat. Am großen und ganzen verlauft der Verband in Nüdficht auf eine 
Überfichtlichkeit im Gejchäfte und in Rüdficht auf die Kreditverhältniffe an 
Großhändler. 

Den Großhändlern wird für die Läger, welche fie in den Städten, in 
denen die betreffenden Firmen ihren. Sit haben, unterhalten, eine fogen. 
„Lagerbonifikation“ gewährt, und zwar unter Berüdfichtigung des Um— 
Standes, daß es für den Verband in Hinblick auf möglichſt günftige Speci- 
fitationen (geſchloſſene Lagerordres in großen Posten) wünſchenswert ift, 
wenn die Bezüge nach den Großhandlungslagern möglichjt umfangreicher 
Art find. 

Außerdem genießen die Großhändler für den Abja nach den ihnen 
naturgemäß zujallenden Rayons (3. B. die Breslauer Händler für den Ab- 
ja nach Schlefien, die fächfifchen Händler für den Abſatz nach Provinz und 
Königreich Sachen, die Berliner Händler für den Abſatz nach der Mark 
Brandenburg und die Stettiner Händler für Verkäufe in Pommern) eine 
ſogen. „Umſchlagsproviſion“. 

Endlich verkehrt der Verband auch mit Händlern mittleren Ranges, 
denen indes für ihre Bezüge die vorerwähnten Bonifikationen nicht gewährt 
werden. 

Hierdurch iſt bereits für den Großhandel die Bedingung gegeben, bei 
dem Weiterverkauf des Eiſens über einen gewiffen Aufichlag nicht hinaus— 
zugehen, weil fonjt, jofern der Großhändler den Preis übermäßig anjpannen 
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würde, der Verband das Korrektiv darin hätte, durch ein direktes Arbeiten 
mit dem Mittelhändler einer ungebührlichen Preigfteigerung feitens des 
Großhandels entgegenzuarbeiten. 

Im allgemeinen hat der Verlauf der Verbandageichäfte gelehrt, daß 
ſich angefichts dieſes gejchloffenen Syſtemes unter den Großhändlern, welche 
für den Verband bejtimmte Abfatgebiete bearbeiten, eine Verftändigung 
herausgebildet hat, jo daß diefelben unter dem Schube des Verbandes zwar 
mit einem mäßigen Nutzen arbeiten, andererſeits aber auch bei der größeren 
Stabilität de durch den Verband geführten Gejchäftes wiederum gegen 
früher vor Berluften gejchügt find, jo daß ſowohl der Großhandel ala au 
der Mittelhandel im allgemeinen dem Verbande ſympathiſch gegenüberftehen, 
und die jebige Situation den dor Begründung des Verbandes beitandenen 
Berhältniffen vorziehen. 

Eine fpecielle Kontrolle des Verbandes bezüglich der Handhabung des 
Geſchäftes durch Großhändler ift auch deshalb nicht erforderlich, da, ſofern 
in dem einen oder anderen alle eine auffallende Preigerhöhung oder ein 
auffallendes Unterbieten jeitens eines Großhändler erfolgen jollte, die übri— 
gen Händler dafür forgen, daß folches ohne Verzug zur Kenntnis der 
Gentralverfaufsftelle gelangt. 

Es ift noch zu bemerken, daß die vorerwähnten, dem Großhandel ge= 
währten Bonififationen fi an die feitens des Großhandels übernommene 
Verpflichtung knüpfen, feinen Bedarf lediglich don Verbandswerken zu be= 
ziehen, jo daß der Verband, fofern zu feiner Kognition kommt, daß einer 
der Großhändler auch von einem Außerverbandswerke gekauft Hat, nach dem 
Anichluffe berechtigt ift, von der Bewilligung der betreffenden Bonifikation 
Abftand zu nehmen. 
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Statut des Schlefifh-Mitteldeutihen Walzwerks— 
berbandes, 
(Gültig vom 21. November 1893 ab.) 


81. 
Nachſtehende Firmen vereinigen ſich zu einem 


„Schleſiſch⸗ mitteldeutſchen Walzwerlsberbande“ 


a. ———— — Gruppe 
.Vereinigte Königs- und Laurahütte, Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hütten: 
betrieb, Berlin, 
2. Oberſchleſiſche Eiſeninduſtrie, Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb, 
Gleiwitz, 
3. Oberſchleſiſche Eiſenbahnbedarfs-Aktiengeſellſchaft, Friedenshütte bei Morgen: 
roth DJS,, 
4. Kattowitzer Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Eiſenhüttenbetrieb, Kattowitz, 
5. Bergwerfd: und Hüttendirektion des Grafen Guido Henckel-Donnersmarck, 
Charlottenhof bei Königshütte O.S., 
6. Konſolidierte Redenhütte, Zabrze O./S., 
7. Bismarckhütte, Aktiengeſellſchaft für Eiſenhüttenbetrieb, Schwientochlowitz, 
8. A. Schoenawa, Hoffnungshütte bei Ratiborhammer; 
b. Mitteldeutſche Gruppe 
1. Attiengejellfchaft Peiner Walzwerk in Peine, 
2. ,Lauchhammer“, Vereinigte vorm. Gräfl. Einfiedel’jche Werke, Lauchhammer 
3. Eijenhüttenwerf Thale, Aftiengejellichaft, Thale a. H., 
4. FKönigin-Marienhütte, Aktiengejellichaft, Cainsdorf, 
und vereinbaren nachjtehenden Vertrag. 


82 
Die Gefchäfte des Verbandes werden von einer Verkaufsſtelle, von der General: 
verjammlung, dem Borfibenden des Verbandes und einem VBertrauensmann bejorgt. 


838. 

Die in $ 1 genannten Firmen übertragen für da3 gefamte deutjche Abſatzgebiet 
ben Verkauf der Walzwerfsprodbufte in Fluß- und Schweiheijen, welche auf ber einen 
integrierenden Teil dieſes Vertrages bildenden Anlage A sub IA verzeichnet find, 
einer Verfaufgftelle und begeben fich des Rechtes, während der Dauer dieſes Vertrages 
(efr. $ 16) in den genannten Abjabgebieten und Sorten direkt an die Kundſchaft 
Derfäufe zu machen. 

Die Verwaltung des Peiner Walzwerkes foll jedoch, mit Rückſicht darauf, daß 
dasſelbe das gegen Weften vorgejchobenfte Werk ift, berechti— t ſein, unter Berückſich— 
tigung der durch den Verband beſchloſſenen Preiſe, und in Übereinftimmung mit der 
Verkaufsſtelle in einzelnen Fällen, und zwar in den der weftlichen Konkurrenz bejons 
ders erponierten Pläben, jelbjtändig, eventuell mit mäßigen Unterpreifen, zu verkaufen. 
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84. 

Die Verkaufsſtelle Hat ihren Siß in Berlin; fie wird verwaltet von zwei oder 
mehreren, den Borjtand bildenden, gleichgeitellten Beamten (Direktoren) und dem er: 
forderlichen Hilfsperfonal unter Oberaufficht des Verbandsvorſitzenden, welcher bie 
Gejamtheit der Werfe vertritt und in deren Namen verfügt und enticheidet. Die 
Organiſation der Verfaufftelle, jowie die Anftellung und Entlafjung der Beamten 
mit einem Jahresgehalt von mindeftens 3600 Mark, bezw. minbeftens einjähriger 
Vertragsdauer, den Abjchluß der Dienftverträge mit denfelben beiorgt namens de3 
Derbandes der Vorſitzende. 

85. 

Die Verkaufzftelle erhält ihre allgemeinen Direktiven von der Generalverfamm: 
lung der Werke, hat deren Beichlüffen Folge zu leiften und im übrigen dag Ver: 
kaufsgeſchäft nach) verftändigen und foliden faufmännifchen Grundfägen zu handhaben. 

Die Verkaufsſtelle zeichnet ihre Korreipondenz: 

„Berband Schlejifch-mitteldeutiher Walzwerfe. 
Die Verkanfsſtelle“. 

Da3 Delfredere für die gemachten Verkäufe tragen die jämtlichen im Verbande 
vereinigten Walzwerfe nach Verhältnis ihrer Anteile an den Geſamt-Verſendungen in 
demjenigen Jahre, für welches ein Ausfall zu deden ift. 

8 6. 

Die Verfaufsftelle hat die Verpflichtung, alle zur Dispofition ftehenden Mittel 
anzuwenden, daß die Werfe pro rata ihrer Einſchätzung gleichmäßig beichäftigt wer: 
den, bezw. dat fie in den rechtzeitigen Empfang der ihnen zufommenden und erfor: 
berlichen Specififationen gelangen, und daß die den Werfen in ben einzelnen Fabri— 
fationagruppen überwiejenen Specififationen nad) Möglichkeit den Betriebgeinrich: 
tungen derſelben entjprechen. Die hierzu nötigen Anordnungen hat die Verkaufsſtelle 
zu treffen. 

87. 

Die einzelnen Werke find ftreng an die Beichlüffe des Verbandes gebunden, 
und übernehmen die Verpflichtung: 

a. bie feitens der Verfaufsftelle vereinbarten Abſchlüſſe in allen Punkten genau 

aufrecht zu erhalten und dieſe Abſchlüſſe der Kundſchaft zu beftätigen, 

b. ſich mit der leßteren wegen Ausführung und Biquidierung der Aufträge direkt 

zu benehmen, 

c. ber Kundichaft feinerlei Bonifilationen oder Nachläſſe oder Konzeſſionen in 

ben Abwidlungsterminen der Abichlüffe zu gewähren, 

d. etwa notwendig werdende Mahnungen um Specififationen bei der Kundſchaft 

nur im Einverftändnis mit der Berfauföftelle vorzunehmen. 
8 8. 

Die Mitglieder unterwerfen fich bei etwaigen Übertretungen gegenüber den Be: 
fimmungen des Statut? oder den Ausführungsbeftimmungen zu leßteren oder bei 
Verfäumniffen gegen diejelben den von der Generalverfammlung mit Zweibdrittel: 
majorität zu beftimmenden Geldftrafen bis zur Höhe der deponierten Kaution (cfr. 
$ 15). Dieſe Gelditrafen fließen pro rata ber Einſchätzung den einzelnen Werfen 
mit Ausnahme des jchuldigen zur Verwendung bei ihren Arbeiterfafjen zu. 
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g 12. 
Die Generalverfammlung wählt einen Vorfikenden und einen ftellvertretenden 


Vorſitzenden auf die Dauer des Vertrages. Die Generalverfammlung faht ihre Be: 
ichlüffe, joweit in den 88 13 und 16 nichts befonderes beſtimmt ift, mit abfoluter 
Mehrheit der vertretenen Werkäftimmen. 


Bei den Abjtimmungen vertreten die einzelnen Werke folgende Stimmen: 


a. Vereinigte Königs: und Laurahütte-. -. ». 2... 17 
b. Oberfchlefiiche Eijeninduftrie-Aktiengefellichaft. . - . . 1 
c. Oberichlefiiche Eiſenbahn-Bedarfs-Aktiengeſellſchaft. 6 
d. Kattowitzer Aktiengeſellſchaft -. - - 5 
e. Bergwerf3- und ——— des 3 Grafen Guido oGendil 50 Stimmen 


Donnerdmard 


f. Konjolidierte Rebenhütte. 


h. 4. Schoerawa . 


4 

g. Bismarckhütte, ern a Beer ee SB 
1 

4 


i. Peiner Walzwerf . . . 92 
k. „Lauchhammer”, Vereinigte — Grafl. En deiſch 


l. 


Merle . . » ; . + 12, 50 Stimmen 
Eijenhüttenwerf Thale, Attiengeſeliſchaft 8 


m. Königin Marienhütte, Aktiengefellihaft -»- » » »..6 


Summa 100 Stimmen. 


Bei Stimmengleichheit enticheidet die Stimme des Vorfibenden, eventuell die: 


jenige be3 ftellvertretenden Vorfitzenden. In Ausnahmefällen ift die Einholung der 
Stimmen auf ſchriftlichem Wege zuläffig. Sämtliche Werke find an die Beichlüfje 
der Generalverfammlung gebunden. 


A. 


8 18. 


Die Befugniffe der Generalverfammlung find die folgenden: 


Zur Beſchlußfaſſung mit abjoluter” Majorität: 


I. die Feſtſetzung der Höhe des Gejamtverfaufsquantums für einen beftimmten 


5. 


6. 


7. 


Zeitraum, 


2. die Inſtruktion für die Verfaufäftelle, 
8. 
4. die Feſtſetzung der Überpreisifala für Dimenfionen und Qualitäten und ber 


die Feſtſetzung der Verkaufspreiſe, 


fonftigen Verkaufsbedingungen, 

die Beftimmung über den Verkauf oder die Siftierung des Verkaufs von 
Ausſchußeiſen, 

bie Beſtimmung ber Inſtruktion für den Vertrauensmann und der Beſoldung 
besjelben, 

die Beitimmung über die Befoldung der Beamten des Verbandes, 


8. die Bewilligung des Etats der Verfaufsftelle und die Erteilung der Decharge, 
9: der Beichluß über von dem Verbande zu tragende jonftige Koften, 


10. 


bie Beftellung der Agenten, 


11, die Beftimmung über die Höhe des den einzelnen Handelsfirmen zu gewäh: 


12. 


renden Kredits, 


die Beichlußfaffung über Pachtung von Konkurrenzunternehmungen behufs 
Kaltlegung derjelben, 
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13. die Beichlußfaffung über gänzliche oder teilweiſe Ausfchüttung der Verbands⸗ 

faffe und über die Termine hierfür. 
B. Zur Beichlußfaffung mit %s Majorität: 

1. die Beftimmung über etwaige Abänderungen in der Abrechnung, 

2. die Feftftellung der Strafen bei Übertretung ber Statut3-Beftimmungen ober 
Berfäumniffen gegenüber benfelben, jomwie gegenüber den Ausführungsbeftim: 
mungen, 

3. Aufnahme neuer Werke in den Verband, 

4. Beichlukfaffung über den Anſchluß an andere Verbände, 

5. Abänderung ber Höhe der Mehr: oder Minderverſandts-Entſchädigung. 


$ 14. Ä 
Als Normal: $ahresverladung ber einzelnen Werke werben folgende Mengen feit: 
gelegt: 
I. Oberſchleſiſche Gruppe 
a. Dereinigte Königs: und Laura: 
hütte.. 2:0 BIO To. — 23.44 %o 
b. Oberichlefiiche Eifeninduftrie, 
Aktiengefellichaft . » - . 38976 : — 16.03 : 
c. Oberſchl. Siena Bere 
Attiengefellihaft . .. 20 376 = — 8.38 - 
d. Kattowitzer Mftiengefelffchaft . . 18409 ⸗ == 7.57 ⸗ 
e. Bergwerfd: und Hüttendiref: 
tion des Grafen Guido ang 
Donnerömard . . . : 12928 ⸗ — 5,51 » 
f. Konfolidierte Redenhütte . ..1208 : — 4.96 : 
g. Biamardhütte, rn 12058 = — 49 : 
h. A. Schoenawa . . - 2193 : = 0% > 


Summa IL 174000 To. — 71.55 %o 
II, Mitteldeutiche Gruppe 
i. Beiner Walzwerf. . . . . 33049 To. — 13.59 % 
k. „Lauchhammer‘, Vereinigte 
vormals Gräflich Einfiedeliche 
Werke .» . . 16525 = = 6.79 : 
l. Eijenhüttenwert Thale, Aktien: 
geielichaft . . . . 11014 =: = 453: 
m. Königin arenhüte, Aktien: 
geſellſchaft . . - . . 8612 = = 84: 
Summa II. 69200 To. = 28.45 %o 
Summa I. und II. 243 200 To. = 100 % 


Die Verkaufsſtelle verkauft für jede Firma deren prozentualen Anteil an dem 
bon der Generalverfammlung zu beftimmenden Gefamt-Berfaufsquantum. 

Über die Verjendungen werden Konten geführt, aus denen fich die Anſprüche und 
Pflichten der einzelnen Firmen ergeben. 
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Erfolgt in den BVerfendungen eine Abweichung gegen die prozentualen Ein: 
ſchätzungsziffern, jo foll per 31. Dezember 1894 ein Geldausgleich in der Weife er: 
folgen, daß diejenigen Werke, welche ihren prozentualen Anteil an den Berfendungen 
überfchritten haben, an die Werke, welche in der Berfendung zurüdgeblieben find, 
pro Tonne Mehrverfandt eine Entichädigung von M. 2.50 bezahlen. 

Die Koften des Verbandes werden auf die einzelnen Werfe pro rata ber er: 
folgten Berjendung repartiert. 

8 15. 

Um die Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen ficher zu ftellen, Hinter: 
legen die Werfe Kautionen in guten Wertpapieren oder in ihren Solawedjieln an 
einer von der Generalverfammlung zu wählenden Stelle. Die Höhe der Kaution 
beträgt für jede Tonne der Einſchätzung 1 Mark. 

Der Verband hat dad Recht, ohne weiteres aus den Kautionen diejenigen Be: 
träge zu entnehmen, zu deren Zahlung die Werke verpflichtet find, im Falle fie nicht 
vier Wochen nach erhaltener Aufforderung Zahlung leiften. Die jolcher Art redu— 
zierten Kautionen find auf die vertraggmäßige Höhe zu ergänzen. 

Durch vorftehende Beftimmung wird nicht ausgejchloffen, daß, wenn eines der 
beteiligten Werfe jeine in diefem Bertrage übernommenen Verpflichtungen verlebt, 
bie übrigen Werke zujammen oder einzeln Erſatz des ihnen hierdurch zugefügten 
Schadens im Wege ber gerichtlichen Klage fordern. Es bleibt dies Necht a 
ausdrüdlich vorbehalten. 

8 16. 

Das vorjtehende Abkommen gilt bi3 zum 31. Dezember 1894, und, fall von feiner 
Seite bi3 1. Dftober 1894 eine Kündigung erfolgt, noch für ein weitere Jahr. In— 
zwiichen kann dasſelbe nur buch einftimmigen Beichluß aller Teilnehmer gelöft wer: 
ben. Sobald indes eine nicht zum Verbande gehörige Firma eine neue Fabrikationsſtätte 
‚für Walgzeifen in Mittel: oder Dftdeutfchland in Betrieb jet, fteht jedem Mitgliede 
mit dreimonatlicher Kündigung der Austritt aus dem Verbande frei. Abänderungen 
dieſes Vertrages find nur dann zuläffig, wenn fie einftimmig von der vollzählig be: 
fuchten Generalverfammlung beſchloſſen werden. Verläuft die erfte hierzu einberufene 
Generalverfammlung refultatlos, weil nicht alle Intereſſenten erichienen, jo beſchließt 
eine zweite, ordnungamäßig nach frühestens zehn Tagen zu berufende Generalverfamm: 
lung ohne Rüdficht auf die Vollzähligkeit der Mitglieder endgültig. 

$ 17. 

Gehen Werke durch Pacht, Taufch oder Kauf in eine andere Hand über, jo hat 
der hier fontrahierende heutige Inhaber die Verpflichtung, die aus diefem Abkommen 
rejultierenden Rechte und Pflichten auf feinen Nachfolger bindend zu übertragen. 

8 18. 

Sollten die zur Zeit zwiſchen der oberjchlefiichen Gruppe und der Firma 
©. Huldſchinsky & Söhne wegen Aufnahme in den Verband jchwebenden Ver: 
handlungen zu einem Abjchluffe führen, jo joll das der Firma ©. Huldſchinsky 
& Söhne zugebilligte Quantum ohne weiteres dem ratierlichen Arbeitsanfpruche 
der Oberfchlefiichen Gruppe Hinzutreten. 

$ 19. 

Da bei Abſchluß des Vertrages der Direktor des „Eifenhüttenwerf Thale 

Atiengejellihaft Thale a./H.", Herr Clauß, im Auslande weilt, und eine Ent- 
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ſcheidung von ihm deshalb nicht zu extrahieren ift, fo bleibt der Beitritt diefer Firma 
vorbehalten. 

Für den Fall, dab dieſelbe dem Verbande nicht beitreten follte, würbe fich ber 
Anipruc der Mitteldeutichen Gruppe um die Einihäßungsquote dieſes Werfes ver 
mindern. 

Anerfannt 


Berlin, den 21. November 1893. 


Anlage A. 


I. Unter die Beitimmungen des Verbands-Vertrages fallen fol: 
gende Sorten: 
1. Runde und Quadrateifen 4mm ftarf bis unter 120 mm ftarf. 
2. Flach: und Univerfaleifen unter 178mm breit, ebenfo das in nachftehenbem 
ipecifizierte Bandeiſen: 


= (0.75mm Stärfe und jtärfer, m einer Breite von 13mm bis inf, 40mm 
= | 0.9mm z z : ⸗ ⸗ : 12mm » - 45mm 
= | Imm : : z =: ⸗ : 1lmm =: =: 55mm 
& 1! mm ⸗ ⸗ — ⸗ ⸗ :z 9mm : ⸗ 65 mm 
= ! 1/amm ⸗ E »s = ⸗ : 8mm = : 156mm 
“| 1ımm - : : eo = : : 88mm «=: = 156mm 
2 | 2mm : s ⸗ ⸗ ⸗ : 6mm bi3 unter 173mm 
= | 2!ı sat 6mm = - 178mm 
3 | und ftärferes — von * mm Breite Si — 178 mm. 


3. Schneibeifen. 
4. Formeifen, und zwar: 

a. MWinfeleifen aller Art, jofern fein Schentel über 105 mm breit ift, 

b. TEiſen bis zur Marimalftegyöhe von 80 mm inkl., 

c. [ Eifen, T und Z Eifen bi3 zur Maxrimalfteghöhe von 80 mm exkl., 

. frenfteriprofjeneifen, einfach und doppelt, in allen Dimenfionen, 
. Heöpen= und Gittereifen, einfach und doppelt, in allen Dimenfionen, 
. jämtliche Sorten Halbrund:, Splint:, Oval-, Kummetbügel:, Carnies— 

und Leiſteneiſen, 
. abgerundetes unb abgefantetes Reifeneifen, 
. Roftftabeilen und Rättereifen, 
. fagonniertes Hufitabeifen, 
. Säuleneijen, 
. Bettftelleneiien, 
. Ihürjchlagleijteneifen, 


— Du 


BE kon 
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n. alle jonftige Yormeifen, welches nad) den vorftehenden Ausführungen 
ala unter den Rahmen de3 Verbandes fallend bezeichnet werden kann. 

5. Ausſchußeiſen. 

I. Ausgeihlojjen von den Beftimmungen des Vertrages find: 

1. ſämtliches Formeijen, jomweit es nicht unter A. 4 genannt ift, namentlich 
Zored: und Quadranteneifen, Speichen: und Bulbeiſen, 

2. jämtliche Halbfabrifate, als Rohichienen, Knüppel und Platinen, 

3. Schienen und Schwellen, Kleineijenzeug aller Art zum Eifenbahnoberbau, 
ferner Eijenbahnrabeifen, Eiſenbahn-Achſen und Räder, 

4. Bleche aller Art, 

d. Walzdraht, rund und vierfantig in Ringen, 

6. gezogener Draht unter 6mm ftarf und Drahtfabrifate, wie Nägel, 
Ketten ıc., 

T. Rohrbandeijen, 

8. das nicht unter A. 2 aufgeführte (kaltgewalzte) Bandeijen. Unter falt- 
gewalztem Bandeiſen ift jolches Bandeifen zu verftehen, welches auf bei— 
den Seiten blank gewalzt und in der Preiftellung jo hoch gehalten ift, 
daß es fyndiziertem Eijen feine Konkurrenz machen kann, 

9. härtbarer Stahl, d. h. Federſtahl, Griffftahl, Werkzeugftahl, überhaupt 
ſämtlicher Stahl, welcher vermöge feines Preifes nicht geeignet ift, dem 
Flußeiſen Konkurrenz zu machen, 

10. Eifen zum eigenen Gebrauch und alles Eiſen, welches zwiichen zwei 
ein und derſelben fontrahierenden Firma gehörigen Werken zur Lieferung 
gelangt. 


Anlage B. 


Infteuktion für die Verrechnung. 


1. Der Geldverrehnung im jchlefifch- mitteldeutichen Verbande unterliegt das 
gefamte im deutſchen Zollgebiet zum Verſand an Fremde gelangte jyndizierte 
Walzeiſen. 

2. Als Verrechnungszeitraum gilt das Kalender-Quartal derart, daß die 
jeweilig innerhalb eines Quartals zum Verſand gelangten Mengen unter ſich zur 
abgeſchloſſenen Verrechnung gelangen. Der erſte Quartalsabſchluß erfolgt für das 
J. Quartal des nächſten Jahres. In dieſen Abſchluß ſind auch die etwa bereits im 
laufenden Quartal auf Grund des neuen Vertrages verſandten Mengen hineinzu— 
beziehen. 

3. Behufs Herbeiführung der Verrechnung überſenden die Verbandswerke dem 
Abrechnungsbureau für jede einzelne Sendung möglichſt ſofort nach Fakturen-Erteilung 
eine ganz genaue Abſchrift der Faktura unter Benutzung des anliegenden Formu⸗ 
laxs A. 

Es enthält genanntes Formular in ſeinem zweiten Teile gleichzeitig Rubriken 
für die Abrechnung der betreffenden Sendung. Die Ausfüllung dieſer letzteren 
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Rubriken ift ebenfall® von dem Werke jelbft vorzunehmen, derart, dab in denſelben 
ausgeworfen werden: 

1. da3 gelieferte Quantum, 

2. der dafür erzielte Gejamterlös, und 

3. die vollen Überpreife nach der Verbands-Skala vom 1. Dezember 1887. 

Nachdem die Summa diefer Überpreife in der Rubrif 3 gebildet ift‘, fürzt dag 
Merk von diefer Summa 20% und erhält Hierdurch für die betreffende Lieferung 
ben Gejamtüberpreis laut Abrechnungs: Skala. 

Bon dem Gejamterlöje in Rubrif 2 werden nunmehr für die betreffende Liefe: 
zung in Abzug gebradit: 

1. bei der Franko-Lieferung die verlegte Fracht ab Werkftation big zum Bes 
ftimmungsort in Höhe des 10 t-Satzes, 

2. die etwa zu zahlende Provifion für Agenten des Schlefiſch-Mitteldeutſchen 
Verbandes, 

3. bie Überpreife lt. Abrechnungs-Skala, alfo ber nach Kürzung der 20%0 ver 
bliebene Überpreisbetrag. 

Der von dem Gejamterlöje alsdann noch verbleibende Betrag ift der reine 
Grundpreiserlds für die betreffende Lieferung. — Die Abrechnungen find mit 
fortlaufenden Nummern zu berieben. 

4. Das Abrechnungsbureau revidiert diefe ihm täglich von den Werfen zu: 
gehenden FFakturenabjchriften nebft Abrechnungen an der Hand der Schlußbücher fos 
wohl auf die Richtigkeit der angejeten Preife, ala auch auf die Richtigkeit der Abs 
rechnung jelbit. Nach erfolgter Revifion beftätigt das Abrechnungsbureau dem Werfe 
täglich die Nichtigkeit der eingegangenen Abrechnungen, bezw. giebt Abänderungen 
zur fonformen Buchung auf. 

5. Für jedes Verbandswerk wird im Abrehnungsbureau ein Grundpreis: 
Ermittelungsbuch nach anliegendem Schema B geführt; in dieſes Buch bucht das 
Abrechnungsbureau die eingegangenen und revidierten Abrechnungen des betreffenden 
Wertes. 

Das Werk jelbft führt ein gleichlautendes Buch, 

6. Die verfandten Quantitäten und erzielten Grundpreiserlöſe werben ſeitens 
des Abrechnungsbureaus endmonatlich aufaddiert, und diefe fi) ergebende Monat3- 
umma wird dem Werke mitgeteilt; diefelbe muß mit dem auf dem Werke jelbft er: 
mittelten Rejultate übereinftimmen. 

7. Behufs Herbeiführung des ftatutenmähigen Abjchluffes bildet 
das Abrehnungsburean nad) Ermittelung des Rejultates für den lebten Quartals— 
monat zunächſt durch Refapitulation für jedes Werk die Geſamtſumma der Verſen— 
dungen und der Grundpreis:Erlöfe für das betreffende Quartal. Diefem Netto: 
grundpreis-Erlöſe für das abzurechnende Quartal werben gekürzt: 

3. bei Königin Marienhütte ein Frachten— 
Präcipuum von 3 ME. per t 

b. bei Lauchhammer ein Frachten-Präcipuum 
von 2 Mi. per t 

8. Die ermittelten Quartalsſummen der Lieferungen und Grundpreis-Erlöſe 
werden jodann vom Abrechnungsbureau für die Werke einer jeden Verbands-Gruppe 
zufammenaddiert, und auf dieje Weife wird die Summa vom Quantum und Grund: 
prei3:Erlds für die betreffende Gruppe jelbit gebildet. 


der erfolgten Verſendungen. 
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Dem Netto:Grundpreis:Erlöfe der mittelbeutichen Gruppe wirb alsdann der ſta— 
tutenmäßige Aufichlag von 5 ME. per t der erfolgten Verfendungen hinzugefügt, und 
hierauf geichieht die Endverrechnung der Gruppen untereinander in folgender Weiſe. 


I. Quartal 1894: 





Mithin 
zu zahlen | zu erhalten 






* Dur ch⸗ 
ſchnittlicher 
„Netto— 
Grundpreis⸗ 











Erlös bei | ___ | — 
beiden H | 
Gruppen | Per per 
per 100 kg [100 kgl 100% | 
“la Mala 


Schleitiche Gruppe - |____I_ _ 








Mitteldeutjche Gruppe. | — | 














9. Das Abrechnungsbureau bringt diefe Schlußabrechnung den von den beiden 
Gruppen zu ernennenden VBorftänden berjelben zur Kenntnis, und Hat die in Pflicht 
geratene Gruppe den auf fie entfallenden Betrag innerhalb 14 Tagen nad; Aufgabe 
dem Vorſtande der anderen Gruppe zu überweifen. 

10. Behufs Revifion der Fakturen und Mbrechnungen meldet die Verkaufs— 
ftelle dem Abrechnungsbureau täglich die erfolgten Verkäufe, während die Verbands: 
werke dem Bureau Tagesrapporte über die eingegangenen Specififationen und die 
erfolgten VBerladungen unter Benubung der anliegenden Formulare C und D aufs 
machen. 

Das Abrehnungsbureau führt Schlußbücher behufs Kontrolle der in den Fak— 
turen angejeßten Preife und fontrolliiert auf diefe Weife auch die Abwidelung der 
Schlüſſe. 

Die Abrechnung bezw. Auszahlung findet für jedes Quartal auf Grund der für 
das betreffende Quartal aufgeftellten dreimonatlichen Ausgleichsverrechnungen ſtatt. 
Das verladene Ausichußeifen wird nicht mit in die Ausgleichsverrechnung hinein— 
bezogen, wohl aber jedem Werke quantitativ belajtet. 

Die Auszahlung ſoll fpäteftend zwei Monate nah Schluß eined jeden Quar- 
tale3 für die einzelnen Quartale erfolgen. 

Reklamationen gegen die Abrechnung find innerhalb 6 Wochen nad) Empfang 
ber letzteren zuläflig. 

Die auf Grund der Abrechnung zu zahlenden reſp. zu empfangenden Beträge 
validieren vom Schluß desjenigen Quartals, für welches die Abrechnung gilt, und 
find von diefem Termin ab mit dem jeweiligen Zinsſatz der Deutjchen Reichsbant zu 
verzinjen. 


III. 


Die Vereinigung bayeriſcher Spiegelglasfabriken, 
e. 6. m. u. H. in Fürth, 


(Stizze.) 


Don 
Dr. Eduard Schwanhäußer (Nürnberg). 


Sm Jahre 1882 bildete fich in Fürth unter der Firma: „Vereinigung 
bayerifcher Spiegelglasfabrifen, e. ©.” eine Genoſſenſchaft von bayerischen 
Polierwerfäbefigern, deren Zwed war, „die Fabrikation auf den bayerifchen 
Glasveredlungswerfen (Polieren und Schleifen) durch Erzielung angemefjener 
Preife nußbringend zu machen“. 

Über die Organifation jener Vereinigung kann indes leider feine ein= 
gehende Schilderung gegeben werden, da die damaligen Statuten mir nicht 
zur Verfügung ftanden; in betreff der Refultate (Bilanz, Dividende) wird 
indes fpäterhin auch auf diefe Jahre zurüdgegriffen werden. 

Die Beranlaffung zur Bildung jener Genofjenjchaft war zweifellos die 
gefteigerte Konkurrenz und der dadurch Hervorgerufene oder bevorjtehende 
Rüdgang der Preife. 

Wohl um den Erforderniffen deg neuen Geſetzes betreffend die Er— 
werbs⸗ und MWirtichaftsgenoffenichaften vom 1. Mai 1889 zu genügen, 
ihritt man im Jahre 1889 zu einer Neuorganijation der Vereinigung. 
Indes zeigen zahlreiche Beitimmungen der neuen Statuten, daß wir im 
wefentlichen eine und diejelbe Gejellfchait vor und nach dem 1. Oktober 
1889 vor ung haben, jo die Übernahme der ſämtlichen Aktiven und Paffiven 
($ 41), jowie des Reſervefonds ($ 42), Beibehaltung desſelben Vorſtands 
und Auffichtsrats ($ 43), Erklärung der bis dahin geleijteten Eintrittg- 
gelder zu Geichäftzanteilen für die neue Genoſſenſchaft ($ = u. dgl. 

Schriften LX. — Kartelle. 1. 
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Diefe neue Genoffenfchaft fol nun auf Grund des eingangs erwähnten 
Materials im fofgenden näher dargejtellt werben. 

Die Genoffenjchait beiteht aus Eigentümern und Pächtern (Einzel: 
perjonen, Korporationen, Handelsgeſellſchaften, Genofjenichaften u. ſ. w.) 
bayerifcher Glasveredlungswerke ($ 4); diefe haften mit ihrem ganzen Ver— 
mögen für die Verbindlichkeiten ber Genoſſenſchaft ($ 6). 

Als Gegenftand des Unternehmens wird bezeichnet ($ 3) „der An— 
und Verlauf de von den Genoſſen veredelten unbelegten Spiegelglafes 
(„Zollglas“) und die Einſchränkung der Überproduftion der Genoffen”. 
Diefer Zweck ſoll dadurch erreicht werden, daß jeder Genofje fich ver- 
pflichtet, Tämtliche auf feinen Werken veredelte Gläjer nur an die Ver— 
einigung zu verkaufen, und zwar zu beitimmten von der Genofjenjchaft 
fejtgefeßten Preiſen. 

Die Genofjenjchaft Hält ihrerjeit in Fürth ein großes Lager aller 
möglichen Gläfer und verfauft von dort aus die gefamte Produktion ihrer 
Mitglieder an die in Fürth mwohnenden Abnehmer. Dadurch werden bie 
vordem ifolierten und fich gegenfeitig befämpfenden Genoffen jet in ihrer 
Pofition den Abnehmern gegenüber bedeutend gejtärkt, fie brauchen fich 
nicht mehr durch die Abnehmer die Preife vorjchreiben zu laſſen, jondern 
fie können ihrerſeits die Preisbildung ganz bedeutend beeinfluffen. 

Um num nicht eine Überproduftion eintreten zu Lafjen in dem Sinne, 
daß das Lager dauernd größere Beitände aufnehmen muß, ald dem Bedarf 
entjpriht, muß die Genofjenjchaft notwendigerweife in der Lage fein, eine 
weitere Ausdehnung der Produktion zu verhindern oder, wenn nötig, jogar 
die beitehende einzuſchränken. 

Diefem Bedürfnis entiprechen die Vorfchriften, welche in den Statuten- 
paragraphen 13 und 15 unter Androhung beträchtlicher Konventionalftrafen 
($S 17) gegeben find. 

Für die Dauer feiner Mitgliedichaft darf fein Genofje ein Glasver- 
edlungswerk irgend welcher Art neu erbauen oder fich irgendwie am Bau 
oder Betrieb eines (von einem Nichtgenofjen) neu erbauten Werkes beteiligen, 
auch darf er auf feinen Werken feine neue Triebkraft anbringen; nur die 
Snftandhaltung und Verbeſſerung der beftehenden den Genofjen fchon ge= 
börenden Werke, ſowie die beffere Ausnützung ſchon vorhandener Trieb- 
fraft! ift geftattet, Ieteres indes auch nur mit Zuftimmung des Auffichte- 
rateg ($ 15). 





I Bon diefer Erlaubnis ift in der That, foweit nur irgend möglich, der aus— 
giebigfte Gebrauch gemacht worden. 
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Hat fich troß dieſer Vorfichtsmaßregeln die Produktion allzu jehr ver— 
größert, jo kann die Genoſſenſchaft zur teilweifen oder vollftändigen Ein- 
ftellung des Betriebes jchreiten. Solche Einftellungen müffen dann natürlich 
für alle Genofjen gleichmäßig erfolgen; fie werden durch eingefchriebenen 
Brief mitgeteilt und treten früheftens drei Wochen nach der Benachrichtigung 
in Kraft. Den durch derartige Arbeitsbejchränfungen ganz oder teilweife 
brotlos werdenden Arbeitern wird von der Genoſſenſchaft eine Entſchädigung 
gewährt !, 

Die Durchführung folcher Arbeitzeinftellungen, wie überhaupt ſämt— 
licher die Genofjen in ihren Betrieben einfchränfenden Beitimmungen, wird 
jeitens der Genofjenjchaft durch bejondere Organe genau Eontrolliert ($ 16), 

Die Bertretung der Genofjenjchaft gefchieht wie bei jeder anderen Ge— 
nofjenjchaft durch Vorſtand, Auffichtsrat und Generalverfammlung. Deren 
Rechte und Pflichten find in den Statuten 88 20—32 im einzelnen genau 
geregelt. Hier jollen bloß einige Punkte hervorgehoben werden. Der Vor: 
ftand bejteht aus drei, der Auffichterat aus neun Mitgliedern; beide werden 
jährlich neu gewählt. Zu den wichtigiten Rechten des Auffichtsrats gehört 
die Feſtſetzung der Ein- und Verkaufspreiſe, dann die Beitimmung über die 
Sorten und Maße, deren Annahme eingejchräntt bezw. verweigert wird 
($ 13, Abf. 3). Die Beihlußfaffung über die Einfchränfung der ganzen 
Produktion jteht indes nur der Generalverfammlung zu. 

Das Vermögen der Genofjenichaft wird gebildet durch die Geſchäfts— 
anteile der Genoffen, den Gejchäftsgewinn, Konventionalftrafen und eventuell 
Zuſchüſſe der Genofjen zur Dedung des Verluſtes ($ 33). 





ı Ihre Bemeſſung kann aus der folgenden Zufammenftellung erſehen werden: 
Vergütungen pro Woche während ber Arbeitzeinftellung vom 7. Jan. bis 31. März 1892 


ME. 

an 58 Poliermeifter (bis zu 64 Blöden) à Mt. 10.— 580.— 

: 58 Poliermeifter (biß zu 144 Blöden) := » 12.— 696. — 

16 Poliermeifter (über 144 Bid) = = 15.— 240.— 

= 247 Schleifmeifter : = 8&— 1976. 

: 414 Poliergefellen : : d—  2070— 

: 442 Schleifgefellen  : 5 2210. 

: 756 Daufiererinnen ee : 8— 22368.— 

: 310 Brüdbuben : : dd , B0.— 
Sa. 2301 Perfonen pro Woche Mi. 10 970.— 


Pro zweites Semefter 1893 wurde feine Vergütung mehr gegeben, ba ber Res 
fervefonds vollftändig verbraucht und Unterbilanz vorauszuſehen war. 
5* 
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Der Gejchäftsanteil eines Genofjen ift in minimo 120 Mk., in maximo 
15000 ME., im übrigen richtet er fich nach der Zahl der Blöde, welche 
der Genofje in feinen Werfen im Betrieb Hat, und beträgt pro Blod 5 Mt. 
(8 7u88). 

Die Borjchriften über die Aufftellung der Bilanz bieten nichts be— 
ſonders Erwähnenswertes. 

Zur Bildung eines Reſervefonds find min. 100/0 des jährlichen Rein— 
gewinns zu verwenden, bis derjelbe eine Höhe don min. 200000 ME, er- 
langt Hat; er darf nie unter 20000 ME. herabfinken; Berlufte, die ein 
noch tiefereg Sinken berbeiführen würden, müſſen durch Zufchüffe der Ge- 
nofjen für den Mehrbetrag gedeckt werden ($ 36). 

Gewinn, Berluft und Zufchüffe verteilen fich auf die Mitglieder im 
Verhältnis der Jahrezeinlieferungen von Glas an die Genofjenjchaft ($ 37). 

Nach all dem Beiprochenen charakterifiert fich die Vereinigung als eine 
jolche, bei der grundfäßlih an dem perjönlichen Eigentum der einzelnen 
Genofjen nichts geändert worden ift, im Gegenſatz zu faft allen anderen 
Kartellorganifationen des Nürnberg-Fürther Induftriegebietes, wo fat immer 
das Eigentum an den Betrieben von den Einzelnen auf die Gefamtheit 
übergeht. 

Um die Bedeutung der uns vorliegenden Bereinigung für die betreffende 
Induſtriebranche kennen zu lernen, müſſen wir unterfuchen, in welchen Ver⸗ 
hältnis die Zahl und wirtfchaftliche Kraft der Genoffenjchaftsmitglieder zu 
der Gejamtjumme aller Polierwerksbefizer fteht. Dies wird unſchwer aus 
der folgenden Zabelle zu entnehmen fein. 


Le hr ua Js — — — e— 
Befiper Werte | Polierblöde 


Die Genoffenichaft umfaßt ee ——— 35 





138 12 136 
Außerhalb der Gen. ftehen in Bayern . . 24 12 7044 
Außerhalb des Vertrags! ftehen in Bayern 4 ? 440 
Außerdem in Böhmen - ... 2.2... 9 5342 4988 


Dieſe Zuſammenſtellung allein würde ſchon das Überwiegen der Ge- 
nofjenichaft den außerhalb derſelben ftehenden Betrieben gegenüber zur 
Genüge darthun. Dazu kommt aber noch, daß jene Werke durch ein 
ganzes Netz don DBerträgen in ihren Konkurrenzbeftrebungen, die möglicher- 


1 ©. weiter unten. 
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weife der Genoſſenſchaft jchaden könnten, bedeutend eingejchränft und ge— 
bunden find. 

Bevor wir indes dieſes Syitem von Verträgen beiprechen wollen, follen 
noch einige, mehr technifche Vorbemerkungen vorausgejchiet werden, die über 
die verjchiedenen in Betracht kommenden Perjonengruppen orientieren jollen. 

Wir müſſen nämlich unterfcheiden zwiſchen: 

1. den Rohglasfabrikanten, die durch Blaſen die rohen Gläſer herſtellen; 

2. den Polierwerksbeſitzern, die die rohen Gläſer polieren und veredeln 
(dieſe ſind es, die ſich zur Genoſſenſchaft zuſammengeſchloſſen haben); 

3. den Abnehmern der letzteren, welche die veredelten Gläſer in Queck— 
ſilber- oder Silberbelegen zu Spiegeln verarbeiten und an die Kon— 
ſumenten abſetzen. Man unterſcheidet bei ihnen je nach dem Abſatz— 
gebiet zwei Kategorien: 

a. die „Erporteure”, die nach den Vereinigten Staaten arbeiten (fog. 

engliiche Maße), und 

b. die „Rheinländer”, die ihre Gläfer (fog. rheinländifche Maße) in 

Deutichland abſetzen. 

Alle die im vorhergehenden genannten Perfonengruppen find durch 
Verträge der Genofjenfchait gegenüber gebunden. Der Grundgedanke, der 
ſich durch alle jene Vereinbarungen Hindurchzieht, ift der: Keine weitere 
Vermehrung der Produktion, im Gegenteil: Maßregeln zur eventuell nötig 
werdenden Einjchränfung. 

I. Vertrag zwiſchen Rohglasfabrifanten und Polier- 
werksbeſitzern vom 21. Februar 1890 (an Stelle einer Vereinbarung 
vom 21. Februar 1888). 

Die Rohglasfabrilanten bilden unter fich einen Verband, den „Rob: 
glashüttenverein”. Don einem Yabrikanten, der diefem nicht angehört, darf 
fein Polierwerksbeſitzer Gläfer irgend welcher Art kaufen ($ 2). Kein Kon— 
trahent darf einen neuen Spiegelglasofen erbauen oder pachten ($ 1), eben- 
fowenig ein neue Polier- und Schleifwerf ($ 3), bei einer Konventional« 
ftrafe von 20000 ME. Gin durch andere neu erbautes Werk darf weder 
direft noch indireft mit Rohgläfern verjehen werden ($ 4). Aufträge in 
Rohgläſern dürfen nur durch diejenigen ausgeführt werden, die diefer Kon— 
vention beigetreten find ($ 4, Abſ. 2 u. 3). Für die Rohgläſer wird ein 
Maximalpreis vereinbart (S5), der jedoch bei Steigerung von Mlaterialpreijen 
und Arbeitslöhnen durch einen Siebenerausfhuß auf Antrag des Hütten» 
vereins erhöht werden kann. Für jede Übertretung einer Beftimmung dieſes 
Bertrages excl. $ 1 und 3 (f. o.) wird eine Konventionaljtrafe von 3000 ME, 


feſtgeſetzt ($ 7). 
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Den Vollzug der Vertragäbeftimmungen haben die Vorftände des Roh— 
glashüttenvereind und der Vereinigung bayerifcher Spiegelglasfabrifen zu 
überwachen ($ 8). Streitigkeiten entjcheidet inappellabel ein Schiedsgericht 
N. 

Der Vertrag, der am 21. Februar 1893 abgelaufen war, wurde an 
diefem Tag auf weitere drei Jahre erneuert mit folgenden Modifikationen : 

Die bis dahin zur Verwendung kommenden Häfen müfjen binnen vier 
Wochen auf einen Eleineren Kubifinhalt reduziert werden ($ 1). Für jeden 
Ofen wird eine Marimalzahl von Schmelzen pro Monat (12) feſtgeſetzt 
(G 2). Jeder Kontrahent muß pro Ofen im Monat 30 ME. in eine ge- 
meinfame Kaffe zahlen ($ 4). Als Sicherftellung für pünktliche Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen müfjen die Kontrahenten je 3000 ME. pro Ofen in 
Solawechfeln bei der Vereinigung der Spiegelglagfabrifen hinterlegen ($ 9). 
Die übrigen Beitimmungen diejes zweiten Vertrags find teild analog den 
jrüheren, teil3 ohne erhebliche Bedeutung. 


Ebenjo wie zwifchen der Genofjenjchaft und den Robglasfabrifanten, 
beitehen auch 


II. Berträge zwiſchen der Vereinigung bayerijcher 
Spiegelglasfabriltanten und deren Abnehmern. Die lebteren 
fommen nämlich nicht nur ala Abnehmer für die Polierwerksbeſitzer in Betracht, 
jondern fie find ihrerjeits jelbft Polierwerfsbefiter, e8 find genau die Leute, 
die auf obiger Tabelle ala „Polierwerksbeſitzer außerhalb der Genoſſenſchaft“ 
angeführt find. Die Verträge haben weniger den Ziwed, jene ala Abnehmer, 
wie als Konkurrenten in der Produktion rechtlich zu binden. 

A. Bertrag zwiſchen der Bereinigung und den Erpor=- 
teuren vom 22. Mai 1890: 

Die Genofjenjchaft verpflichtet fih, ihre Gläfer von fogenanntem eng« 
liſchem Maß ausfchlieglih an die Erporteure zu feſtgeſetzten Preifen und 
Bedingungen zu verfaufen. Nur Kleine Quantitäten (pro Monat nie über 
5500 ME.) darf fie an andere Käufer abgeben ($ 1). Die (8) Exporteure 
verpflichten fich dagegen, jobald das Glaslager der Genofjenichaft den Wert 
von 650000 ME. überfteigt, alle Mehrbeträge fojort zu übernehmen ($ 2); 
überfteigt indes die Höhe des Lager auch noch nach drei Monaten bie 
angegebene Summe, jo find die Erporteure von weiterer Übernahmäver- 
pflichtung befreit ($ 4). 

Diefer Vertrag kann nach Ablauf je eines Jahres ſtillſchweigend auf 
denjelben Zeitraum erneuert werden; die Kündigung fteht der Genoffenjchaft 
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und den Exporteuren (letzteren nur gemeinſam) vor Beginn des letzten 
Vierteljahres ſtets frei ($ 6). Ein ſofortiges Erlöſchen des Vertrages iſt 
vorgeſehen insbeſondere für den Fall, daß die Genoſſenſchaft ſich auflöſt, 
oder daß in den Vereinigten Staaten oder in Deutſchland ein Krieg aus— 
bricht. 


B. Vertrag zwiſchen der Genoſſenſchaft einerſeits, Er- 
porteuren und Rheinländern andrerſeits, vom Oktober 
1891. 


Keiner der Abnehmer darf ein neues Glasveredlungswerk neu erbauen 
u. ſ. w., feiner eine neue Triebkraft verwenden u. ſ. w. (10000 Mi. Kon— 
ventionalſtrafe) ($ 2). 

Überfteigt das Lager den Wert von 650000 Mt. und hat die Ge= 
nofjenjchaft deshalb ihre Produktion eingefchräntt, fo müfjen dies ebenjo 
auch Erporteure und Rheinländer auf ihren Werken thun, jedoch mit einigen 
Erleichterungen (halbe Zeit, Marimaldauer u. ſ. w.). Konventionalftraje 
15 ME. für jeden Bloc eines zumiderhandelnden Wertes ($ 3). Die Ab 
nehmer dürfen ohne beiondere Genehmigung der Genofjenichaft feine Zoll 
gläfer (engl. Maße) von anderen kaufen (Konventionaljtrafe 10 %0 des Netto— 
betrags der gefauften Gläſer). Der Ankauf rheinländifcher Sorten ift dann 
freigeftellt, wenn fie von einem Werk bezogen werden, deijen Eigentümer 
oder Pächter zu den Kontrahenten gehört ($ 4). Hinfichtlich der Preife 
wird vereinbart, daß für englische Maße die Majorität der Erporteure, für 
ıheinländifche Maße die der NRheinländer maßgebend fein jolle ($ 6). 

Der Bertrag tritt in Kraft am 1. Januar 1892 und ift auf die 
Dauer eines Jahres berechnet; indes wird er fchon im März reip. April 
erjeßt durch zwei neue Verträge. 

C. Bertrag zwiſchen der Genoſſenſchaft und den Er= 
porteuren vom 31. März 1892. 

Außer den bisherigen Verpflichtungen übernehmen die Erporteure die 
folgenden neuen: 

Keine beſſere Ausnügung ſchon vorhandener Triebfräfte durch Ver— 
mehrung der Blodzahl vorzunehmen ($ 1), das Lagerplus über 650 000 ME. 
nicht nur für die Dauer von drei Monaten zu übernehmen, fondern für 
die ganze Zeit des Vertrags ($ 6). Dagegen Haben fie das Recht, in 
folchen Fällen auf eine Produktionseinfchräntung zu dringen. Die Genofjen= 
ichaft ift nicht gebunden, Gläfer abzugeben, wenn dadurch das Lager unter 
500000 ME. finfen würde ($ 3). 
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Die Berkaufspreife erfahren neuerdinga eine genaue Regelung. Es 
wird eine Skala aufgeftellt, die die Preife in Fürth denen der German 
Looking Glas Plate Company in New-York entfprechend reguliert. 

Die Übrigen Vertragsbeftimmungen find nicht von großer Bedeutung. 
Der Vertrag läuft bis 30. Juni 1893, kann aber ſtillſchweigend auf ein 
weiteres Jahr erneuert werden. 

Noch weniger neues bringt 

D. Der Bertrag zwifhen der Genofjenjhaft und den 
Rheinländern vom 5. April 1892, 

Maßregeln zur Einfchräntung oder doch gegen weitere Vermehrung 
der Produktion, Feſtſetzung der Preife durch einen Ausfchuß u. dgl. bilden 
jeinen Inhalt. Die Genoſſenſchaft macht den Rheinländern eine Konzeffion, 
indem fie fich verpflichtet, bei Beginn einer Arbeitseinftellung ein Lager 
von minimo 65 000 ME. an rheinländifchen Gläfern zu haben. 

Auch diefer Vertrag follte biß zum 30. Juni 1893 Geltung haben. 


Schließlich beſteht noch 

III. Vertrag zwiſchen der Genoſſenſchaft und den (11) 
außerbayeriſchen wie den innerhalb Bayerns wohnenden 
aber nicht zur Vereinigung gehörigen Polier- und Schleif— 
werksbeſitzern vom 20. April 1892. 

Allen dieſen werden diejelben die Produktion einjchränfenden Vor— 
ichriften auferlegt, die wir nun fchon des öftern kennen gelernt haben: fein 
neues Wer, feine neue Triebkraft, eventuell nicht einmal beffere Ausnützung 
ſchon bejtehender Kraft ($ 2), bei Lagerplus über 650 000 ME. und Arbeits- 
einjtellung feitens der Genoſſenſchaft auch ihrerſeits dieſelben Maßregeln, 
nur wieder mit einigen Grleichterungen (nicht über vier Wochen u. j. w.) 
($ 3). Die Konventionalftrafen find, wie auch bei Vertrag IIC und IID, 
für jeden Block eines zumwiderhandelnden Werts 10 ME, ($ 4). Der Ber- 
trag ift in Furth a. Wald abgefchloffen und Läuft bis zum 30. Juni 
1893 ($ 6). — 


Die im vorausgehenden kurz ihrem Inhalt nach angegebenen Ber: 
einbarungen bilden jenes Net von Verträgen, durch welches die Polier- 
werksbeſitzer fich ſelbſt, ihre Lieferanten, ihre Abnehmer und ihre Kon— 
furrenten rechtlich gebunden haben, durch welche fie ſich gegen eine zu 
große Ausdehnung der Produktion jchügen wollen. 

Die kurze Frijt, für die die einzelnen Verträge abgefchloffen find, hängt 
mit gefeglichen Borfchriften zufammen die jährlich notwendig werdende 
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Erneuerung der DVerträge mit ihren vielen Verhandlungen bringt aber 
naturgemäß ein jehr unruhige® Moment in das Geichäft. 

Sehen wir nun zu, welche Refultate die Genoffenfchait zu ver— 
zeichnen hat, wie fich die Grundlagen bewährt haben, auf denen fie auf- 
gebaut iſt. 

Dies wird am leichteften gefchehen können auf Grund der auf Seite 


74-77 abgedrudten Tabellen, bei denen übrigens auch die Reſultate der 
früheren Genoffenfchaft, alfo ab 1883, berüdfichtigt find. 


Diefen Refultaten entiprechen folgende Daten über 
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Der Rückgang in der Profperität der Vereinigung rührt lediglich von 
den fchlechten Abfabverhältniffen in Nordamerifa her, denn unter den Ab— 
nehmern der Polierwerfäbefiter werden die Rheinländer an Wichtigkeit und 
Bedeutung bei weiten von den Exrporteuren übertroffen, die Lieferungen an 
die Erporteure find 3. B. im Jahr 1889/90 cc. achtmal fo groß als die 
an die Rheinländer. Hier kann bei diejer Gelegenheit auch eine Tabelle 
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Bilanz. 
I. Altiva. 
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Bilanz. 
I. Altiva. 
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Gewinn: und 


1. Soll, 
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Pla finden, die über den gejamten Glagumjag der Genofjenjchait von 
1882/3 an bis 1892/3 orientiert. Es wurden nämlich 





verkauft 
auf den Einkaufs: 
preis umgerechnet 


eingeliefert 
zum Einfaufspreis 











in ben Jahren für #4 für 4 
1882/83 2 865 116 2 450 082 
1883/84 2 990 077 2780 148 
1884/85 2 759 612 2 983 369 
1885/86 3452 908 3 362 791 
1886/87 3'311 475 3 365 788 
1887/88 4 181 853 4 220 528 
1888/89 4 058 362 3 958 393 
1889/90 4 727 842 4 379 359 
1890/91 3 989 739 4 008 531 
1891/92 1 2 789 170 2 926 099 


Sn all diefen Yahren betragen die Bezüge der Erporteure ce. das 
5—10fache von denen der Rheinländer, 

Wie wichtig diefer Erport von Spiegelglad nach Nordamerika für 
die Nürnberg Fürther Induftrie ift, mag daraus Hervorgehen, daß er jahre= 
lang nicht weniger als "/s ober doch !/s des geſamten Export? dorthin be- 
tragen und damit weitaus den bedeutenditen Ausfuhrartifel nach Amerika 
gebildet Hat. Nachdem der Gejamtwert des von Nürnberg» Fürth aus er- 
portierten Spiegelglajes noch im Jahre 1881 nicht einmal den Wert von 
U. St. $ 920000 erreicht Hatte, betrug er im Jahr 1890 ſchon nicht 
weniger als U. St. $ 2263000, war aljo binnen 9 Jahren auf das 
2!/sfache geftiegen. Nach einem vorübergehenden NRüdgang des Konſums 
in den Jahren 1884, 85 und 86, Hatte der Reft der 80er Jahre einen 
ganz bedeutenden Aufſchwung der Induſtrie gebracht, der aber im Jahr 90 
ſchon feinen Höhepunkt erreichte. 

Die Schwankungen im Abſatz erkennt man übrigens auch jehr gut aus 
der folgenden Tabelle, welche die notwendig gewordenen Arbeitseinftellungen 
veranschaulicht: 


1 Pro 1892/93 fehlen mir die bez. Daten Yeiber. 
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nn El ZI ae an 
Der Arbeiteinftellung halb. | effektive | effektive | effektive | alles umge: 


Jahr ganz | Dauer | Dauer | Dauer | rechnet auf 
oder ganze | Halbe 2/5 ganze 
Beginn Ende 2/5 Wochen | Wochen | Wochen | Wochen 
1883 30. IX. 28. X, ganz 4 — — 4 
1884 16. III. 27. IV. 6 — — 6 
12. X. 28. XI 6 — — 6 
1885 15. IL. | 8, VIII. halb — 9 — 91/g 
1886 21. IH. 13. VL — 11 — 5i/⸗ 
1891 318: V 19, VL ganz 4 — 4 
1892 7. 1 I7. II. 6 — — 6 
8 19. I 31. II. 6 — — 6 
22. VIII. 29. X. halb — 9 — 4!/a 
1893 5. VI. 30. VL ganz 4 — — 4 
28. VOL | 31.X. 2/8 — — 9 6 


Hier tritt ganz deutlich der oben fonftatierte vorübergehende Rückgang 
in den Jahren 1884, 85 und 86 zu tage, noch mehr aber die mit dem 
Jahr 1891 beginnende, bis zur Gegenwart jortdauernde Abſatzſtockung, die 
jo ungünftige finanzielle Refultate für die Genoſſenſchaft zur Folge hatte. 

Gerade aber aus der Zeit, in der wir dieje lebte Krifis in der 
Spiegelglasinduftrie bemerken, fünnen wir erjehen, daß wir es Yediglich mit 
den Folgen allgemein ungünftiger Gefchäftsverhältniffe zu thun haben, mit 
einer nahezu auf alle induftriellen Branchen fich erſtreckenden Erſchwerung, 
ja Verhinderung der Einfuhr in die Vereinigten Staaten, nicht etwa mit 
einem plöglichen Auftauchen oder Erſtarken von außerhalb der Genoſſenſchaft 
jtehenden Konkurrenten ®. 

Daraus ergiebt fich Hinwiederum, daß die unglnftigen finanziellen 
Erfolge der letzten Jahre nicht etwa auf dag Konto der Genoffenfchafts- 
gründung zu fegen find, daß fie ohne diefe Zuſammenſchließung etwa aus 


ı Nur 2 Tage Arbeit dazwiſchen. 

2 Es befteht wohl eine Konkurrenz für die Fürther Spiegelglasinbuftrie, aber 
nicht eigentlih in bemfelben Artikel: in Fürth u. ſ. w. wird nämlich nur dünnes 
Glas Hergeitellt, welches durch Blaſen erzeugt wird, die auswärtige Konkurrenz (bei. 
Belgien, Paris ꝛc.) Liefert viel dideres, ſog. Kryſtallglas, das man durch Gieken 
gewinnt. Durch bie Möglichkeit viel weitgehenderer Mafchinenarbeit kann diefe Kon— 
kurrenz troß ber größeren Glasdide den qm meift billiger Herftellen, ala die Fürther 
Induſtrie, die viele Handarbeit zu bezahlen hat. 
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geblieben wären, man wird im Gegenteil die Behauptung aufftellen dürfen, 
daß ohne die Bereinigung die Berlufte wohl noch größere geweſen wären. 

Fragen wir ung doch, wie ſonſt Abſatzſtockungen fich bemerkbar machen: 
faſt ausnahmslos durch einen enormen Preisdruck und in der Folge durch 
eine WVerfchlechterung der Produktion. Beide Eventualitäten find hier jo 
gut wie ausgejchloffen. Sind die jchlechten Zeiten vorbei — und es jteht 
ja zu hoffen, daß der amerifanifche Markt fich über kurz oder lang wieder 
erichließen wird —, jo jteht die Fürther Spiegelglasinduftrie mit gleich 
großer, mindeſtens qualitativer Leiftungsfähigkeit wieder auf dem Markt 
und auch die Preife der Yabrifate find wohl nahezu die alten. 

Diefe eben beiprochenen Gefichtspunfte fünnen ung auch noch eine lebte 
Trage beleuchten helfen, die Hier noch zum Schluß behandelt werden joll, 
weil fie für den Nationalölonomen von herborragendem Intereſſe ift, die 
Trage nach der jocialen Wirkung der Genoſſenſchaftsgründung. 

Bedenklich erfcheinen vor allem an der Organifation die häufigen, 
teilweife jehr lang andauernden Arbeiterentlaffungen, und es ift nicht zu 
leugnen, daß dies eine große Schattenfeite der jonft gewiß ehr förderlichen 
Produktionsbeſchränkung bedeutet. 

Allein dem gegenüber bleibt zu bedenken: 

1. daß wir es mit induftriellen Arbeitern zu thun Haben, die in der 
überwiegenden Mehrzahl in Dörfern und fleinen Orten arbeiten, wo an fich 
die induftriellen Löhne feine jo hohen find, wie in Städten, wo alfo die 
gezahlte Entjchädigung einen bedeutend Höheren Prozentfag der normalen 
Derdienfte darjtellt ala anderwärts, bis 80, ja 100°%/o derjelben; 

2. daß doch auch ein großer Teil der Arbeitseinftellungen in eine 
Jahreszeit fällt, wo fich ihnen an ihren MWohnorten auch Tandwirtjchaft- 
liche Arbeit in den meiften Fällen bieten wird. So finden thatjächlich die 
meilten Arbeiter bei der Ernte, dann auch beim Hopfenpflüden lohnenden 
Verdienſt; | 

3. daß die mehr oder weniger gehaltenen Preife ihnen auch indirekt 
gleichbleibende Löhne fichern und damit ihren standard of life erhalten; 

4. daß jchließlich Arbeiterentlaffungen auch ohne die Genoſſenſchaft 
vorkommen würben!, daß fie viel häufiger, viel rüdfichtslofer fein würden, 
ohne jede Gewährung von Entjehädigungen und ohne die jetzt vorhandene 
beſtimmte Ausſicht auf Wiederanſtellung. 

Faſſen wir fo alles über die Genoſſenſchaft geſagte zuſammen, jo 

ı Im Winter zwingt jehr Häufig die durch die Kälte verſagende Waſſerkraft 
fo wie jo zu einer wenigftens teilweifen Arxbeitseinftellung. 
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fommen wir zu dem Rejultat, daß diejelbe im wefentlichen volkswirtſchaftlich 
günftig zu beurteilen iſt; denn fie hat für die Allgemeinheit ſchon um des⸗ 
willen feine Nachteile, weil ihr Zwed nicht eine Preigfteigerung ift, ſondern 
lediglich die Abwehr allzu großer Schädigung der Induſtrie, eine ver— 
nünftige Einjchränfung der Produktion und Regelung der Konkurrenz. Zus 
dem bietet die Organifation, wie im obigen dargelegt, auch den Arbeitern 
der Branche feine Schädigung, im Gegenteil eher Borteile. — 

Die im Jahre 1893 abgelaufenen Verträge find, wie mir mitgeteilt 
wird, durchweg erneuert worden, nur mit der Mobdififation, daß die Ge— 
nofjenjchaft nicht mehr verpflichtet ift, Lediglich an die Erporteure und Rhein— 
länder zu liefern, fondern jet in der Wahl ihrer Abnehmer völlig freie 
Hand hat, wie nmgefehrt jene in der Mahl ihrer Bezugsquellen. Die Be- 
ftimmungen über die Regelung der Produktion — da3 wichtigfte an der 
ganzen Organifation — find ihrem vollen Umfange nach aufrecht erhalten 
worden. 

Hat die Bereinigung bis heute, ſpeciell in den lebten Jahren feine fo 
günftigen finanziellen Refultate aufzumweifen, wie man bei der Gründung 
wohl gehofft, jo iſt doch nicht zu vergefjen, daß gegen wirtjchaftliche Kriſen 
eben fein Kraut gewachjen ift, daß aber jedenfalls eine gejchloffene Gefamt- 
heit mit ihrer größeren wirtfchaftlichen Kraft die Krifis Leichter überwinden 
kann, wie alleinftehende Privatbetriebe. 

Hoffen wir, daß die fommenden Zeiten, wie den andern Induſtrien, jo 
auch der Fürther Spiegelglasinduftrie, fpeciell der „Vereinigung bayerifcher 
Spiegelglasfabrifen” wieder beffere Tage bringen mögen wie bisher. 


An Material ftand mir zur Verfügung: 

. Statuteneremplare von 1889 und 1892 (dem Inhalt nach gleich); 

2. ein Vertrag zwilchen den Rohglasfabrikanten und Polierwerfsbefigern vom 
21. Februar 1890; 

3. eine Vereinbarung zwiſchen der Vereinigung und ben Erporteuren vom 22. Mai 
1890; 

4. ein Vertrag zwifchen der Bereinigung und den Exporteuren und Rheinländern 
vom Dftober 1891; 

5. ein Vertrag zwifchen der Bereinigung und ben Erporteuren vom 31. März 1892; 

6. ein Vertrag zwiſchen der Bereinigung und den Rheinländern vom 5. April 1892; 

7. ein Vertrag zwifchen der Bereinigung und ben Polierwerfäbefigern außerhalb 
ber Genofjenfchaft, fowie denen außerhalb Bayern? vom 20. April 1892; 

8. ein Vertrag zwilchen ben Rohglasfabrifanten und den Polierwerfsbefigern vom 
7. Februar 1893; 

9. Tabellen über die Jahrezeinlieferungen der Genoifenichafter vom Jahr 1882,83 
bi zum Jahr 1891/92; 

Schriften LX. — Kartelle. I. 6 
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10. Tabellen über die Bezüge ber Erporteure und der Rheinländer; 
11. Tabellen, welche die Zahl der Werke, fowie der Polierblöde angeben, für 
a. die Genoſſenſchaftswerke, 
b. die Zollglaspolierwerte in Bayern außerhalb der Genoſſenſchaft, 
e. bie bayerischen Zollglaswerke außerhalb des Vertrags, 
d. die Zollglaswerfe in Böhmen; 
12. Tabellen über die Dividendenverteilung und über die Reſervefonds-Einlage, bezw. 
:Entnahme; 
13, Bilanzen vom 31. Oftober 1883 bis zur Gegenwart; 
14. Gewinn: und Verluſtkonti für diefelbe Zeit. 


Anlage. 


Statuten 
der Bereinigung bayheriſcher Spiegelglasfabriten 
(eingetragene Genoſſenſchaft mit unbeihr, Haftpflicht) 
in Fürth, 


Nebit den in der Generalverfammlung vom 10. Febr. 1892, 4. Mai 1892 
und 6. Dezember 1892 gemachten Zufäßen bezw, Abänderungen, 


I. Firma, Sit der Genoſſenſchaft und Gegenftand des Unternehmens. 


81. 

Um die Fabrikation auf den bayerifchen Glasveredlungswerken (Polieren und 
Schleifen) durch Erzielung angemeffener Preije nugbringend zu machen, wird unter 
der Firma: 

„Bereinigung bayerifcher Spiegelglasfabrifen (eingetragene Genofjenfchaft mit 
unbeſchränkter Haftpflicht)“ 
eine Produktiv- und Abſatzgenoſſenſchaft gebildet. 


82. 

Der Sit der Genoſſenſchaft ift in Fürth. 

Für alle Streitigkeiten der Genoffenjchaft gegen die Genoffen oder der Genofjen 
gegen die Genoſſenſchaft wird, joweit nicht ein befonderer ausſchließlicher Gerichts— 
ftand gegeben ift, auf die Zuftändigfeit des fal. Landgerichts Fürth fompromittiert. 


83. 

Gegenitand des Unternehmens der Genoffenichaft ift der Ans und Verkauf des 
von ben Genoſſen veredelten unbelegten Spiegelglafes (Zollglas) und die Einſchränkung 
der Überproduftion der Genofjen nach Maßgabe der Beftimmungen des Statut? zum 
Zwecke der Förderung des Erwerbs und der Wirtjchaft ihrer Mitglieder durch Er: 
zielung günftiger, den Betrieb der Spiegelglasfabrifen lohnender Berfaufspreife. 
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II. Mitglieder der Genoſſenſchaft. 
8 4. 

Mitglieder der Genoffenichaft find alle jene Eigentümer oder Pächter (Einzeln: 
perjonen, Storporationen, Handelsgejellichaften, Genofjenjchaften und andere Perfonen: 
vereine) bayerifcher Glasveredlungswerke für Zollglas, welche entweder bei Gründung 
oder während bes Beſtands der Genofjenfchaft ihren Beitritt zu derſelben ſchriftlich 
und unbedingt erflärt haben und in die Mitgliederlifte gemäß $ 15 des Gefehes vom 
1. Mai 1889, die Erwerbs: und Wirtjchaftsgenoffenichaften betr., eingetragen find. 

Die Beitritt3erklärung erfolgt auf einem Exemplare der Statuten mit den Worten: 

„Borftehenden Statuten treten) ich (wir) bedingungslos bei und haften) für die 
Berbindlichkeiten der Genoſſenſchaft diejer jowie unmittelbar ihren Gläubigern gegen: 
über nad) Maßgabe des Gejehes mit meinem (unferem) ganzen Vermögen.“ 

(Datum, Unterfchrift, Stand und Wohnort.) 


Der Eigentümer oder Pächter eines während des Beſtands der Genoſſenſchaft neus 
erbauten Glasveredlungswerks irgend welcher Art kann nicht Mitglied der Genoſſen— 
Schaft werden. 

85. 

Jeder Genoffe hat da3 Recht, mittelft Auffündigung feinen Austritt aus ber 
Genoſſenſchaft zu erflären. 

Der Austritt findet nur am Schluffe eines Geichäftsjahres ftatt; die Auf: 
fündigung mu mindeftens drei Monate vorher fchriftlich erfolgen. 

Ein Genofje, welcher fich jeiner fämtlichen bayerischen Glasveredlungswerke fir 
Zollglas entäußert, hat am Schluffe des Geichäftsjahres aus der Genoffenichaft aus— 
zuſcheiden. 

86. 

Die Genoſſen haften für die Verbindlichkeiten der Genoſſenſchaft dieſer, ſowie 

unmittelbar den Gläubigern derſelben mit ihrem ganzen Vermögen. 
87. 

Jeder Genoſſe iſt ſchuldig, bei ſeinem Eintritte ein Eintrittsgeld von 5 ME. für 
jeden Block Zollglad der am Tage des Eintritts eigentümlich beſeſſenen oder er— 
pachteten Werke, mindeitens aber 120 Mark an die Genoffenichaft zu bezahlen (Ge- 
ihäftsanteil) und im Falle der Vermehrung ber Zahl der Blöde fofort für jeden 
weiteren Blod 5 ME. zu entrichten. 

88. 

Der Betrag, bis zu welchem ſich die einzelnen Genofjen in Gemähheit des $ 7 
mit Einlagen beteiligen können (Gejchäftsanteil), wird auf 15000 ME. feitgefett. 

Der Geichäftsanteil wird weder verzinit, noch zur Dedung von Verluften heran 
gezogen. 

Bei dem Ausſcheiden des Genofjen fteht der Genofjenjchaft wegen ihrer etwaigen 
Gegenforderungen das Kompenſationsrecht mit dem Geihäftsanteil zu. 


II. Bon den Mitteln zur Erreichung des Ziwedes. 
89. 
Den Genoffen ift unterjagt, Spiegelglas (Zollglas), welches auf den in ihrem 
Eigentum ftehenden oder den von ihnen erpachteten bayerischen Glasveredlungswerken 
6* 
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erzeugt oder veredelt wird, an irgend einen Anderen als an die Genoſſenſchaft zu 
den von leßterer feftgefeßten Preifen, jei es auf eigenen, jei e3 auf fremden Namen 
zu verfaufen oder jonft wie zu veräußern. 

8 10. 

Die Feſtſetzung der Preife, zu denen die Genoſſenſchaft ein= und verkauft, erfolgt 
je nad) Bedarf; fie ſoll unter genauer Bezeichnung der verſchiedenen Sorten jpätefteng 
innerhalb 8 Tagen nad) Feitjegung den Genofjen Ichriftlich durch Aufgabe zur Poft 
fundgegeben werben. 

8 11. 

Einer jeden an die Genoffenichaft abgelieferten Sendung muß ber Lieferjchein 
in Urfchrift beiliegen. 

Jede Lieferung wird nach Empfang feitens der Genoſſenſchaft geprüft und in 
üblicher Weife auf Grund der feitgefeßten Preife den Genoffen berechnet. 

Für den Kaufpreis erhält der Genofje nach Einlieferung und Anerkennung feiner 
Faktura Dreimonatwechiel auf ein Bankhaus. Bei diefer Prüfung und Berechnung 
ift der Vorftand nicht verpflichtet, mit den außerhalb Fürths wohnenden Genofjen 
zu verkehren; es jei denn, daß fie jelbft nach Fürth fämen oder einen Stellvertreter 
in Fürth oder Nürnberg aufjtellen. 

$ 12. 

Den Genofjen, welche Glas von der Genoſſenſchaft kaufen, fteht nicht das Recht 
zu, das von ihnen veredelte Glas ohne ausdrüdliche Genehmigung des Vorſtands als 
Kaufsobjekt zu betrachten und zurüdzubehalten. 

Der Borftand kann die Genehmigung verweigern oder bedingt oder unbedingt, 
auf beftimmte oder auf unbeftimmte Zeit oder auf Widerruf, je nad feinem Er— 
meſſen, erteilen. 

Gläſer, welche ein Genoſſe von der Genoſſenſchaft erfauft hat, dürfen nicht unter 
dem zur Verkaufszeit ſeitens der Genofſſenſchaft feſtgeſetzten Verkaufspreiſe weiter ver: 
fauft oder ſonſt veräußert werben. 

$ 18. 

Der Genoſſenſchaft fteht frei, die Veredlung von Zollgläfern einzujchränten, und 
zwar in ber Art, daß der Betrieb auf fämtlichen den Genoffen eigentümlich gehörigen 
oder von ihnen erpachteten bayerischen Zollglaswerfen gänzlich oder teilweiſe ein— 
zuftellen ıft. 

Jeder Genoffe ift verpflichtet, den Vorjchriften genau nachzukommen, welche zır 
dem Zwede erlaſſen werden, um den Vollzug der Arbeitseinftellung oder Arbeit: 
einichränfung zu fontrollieren. 

Der Genoſſenſchaft fteht ferner frei, die Annahme von Gläfern beftimmter Sorten 
und Make einzuichränfen oder gänzlich zu verweigern. 

Jede Einſchränkung muß für alle Genoffen gleichmäßig erfolgen. 

Die Einihränfung nad Abſatz 1 tritt nicht früher ala 3 Wochen, jene nad 
Abſatz 3 nicht. Früher ala 8 Wochen, nachdem ein eingejchriebener Brief an die nicht 
in Hürth wohnenden Genoffen zur Poft gegeben, bezw. das Umlauffchreiben den in 
Hürth wohnenden Genoffen zugeftellt ift, in Wirkjamteit, foferne der Borftand nicht 
anders beichließt. 

& 14. 

Den Genofjen ift unterjagt, auf die Dauer ihrer Mitgliedichaft ein bayerijches 

Glasveredlungswerk für Zollglas an einen Nichtgenoffen zu verpachten oder zu Gunjten 
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eines Nichtgenofjen von einem laufenden Pachtverhältniffe zurückzutreten, oder für 
Rechnung eines Nichtgenofjen auf einem Glaßveredlungswerfe zu arbeiten oder fonft 
wie ein Pachtverhältnis zu Löfen. 

Jedes Mitglied muß beim Eintritte anzeigen, welche Werke es gepachtet hat, und 
wie e3 fich mit der Löfung und Kündigung der Pachtverträge verhält. 

Auf einem ſog. Bandelwerfe dürfen Zollgläfer irgend welcher Art nicht gearbeitet 
werden. 

$ 15. 

Den Genofjen ift ferner unterjagt, auf die Dauer ihrer Mitgliedichaft ein Glas: 
veredlungswerk irgend welcher Art ſelbſt neu zu erbauen (ſei e8 mit oder ohne Auf: 
gabe des bisherigen Werks, fei es innerhalb oder außerhalb Bayerns gelegen, fei es 
ein Bandelwerk oder ein Werk für Gußglas) oder fi in irgend einer Weile am Bau 
eine don einem Nichtgenofjen neu erbauten Glasveredlungswerfes zu beteiligen oder 
ein jolches zu pachten oder fonjt wie in Benüßung zu nehmen. 

Den Genofjen ift unterfagt, auf die Dauer ihrer Mitgliedichaft ein von ihnen 
betriebene? Glasveredlungswerk mit einer weiteren ZTriebfraft zu verjehen, wodurch 
die bisherige Kraft verftärft wird. 

Diefe Beitimmung findet feine Anwendung auf die Inftandhaltung und Ber: 
beflerung der bereits den Genoſſen gehörenden oder von ihnen erpachteten Werke, ſowie 
auf die befjere Ausnüßung der bejtehenden Triebfraft, wenn zu der lebteren die Ge: 
nehmigung des Auffichtsrates erholt ift. 

$ 16. 

Die Genoffen müſſen jederzeit an Ort und Stelle die Einficht und Unterfuchung 
fowohl ihrer Fabriken, als ihrer Fabrikbücher (Meifterbücher) durch die Genoſſenſchaft 
geftatten, auch dem von der Genoſſenſchaft zur Einficht oder Unterfuchung abgeord— 
neten Perjonale hiebei die begehrten Aufichlüffe jelbft oder durch einen Bevollmächtigten 
erteilen. 

Soferne nicht der Genejje jelbft oder ein fich über jeine Bevollmächtigung aus: 
weijender Vertreter desjelben zur Stelle ift, gilt der Poliermeifter der Genoſſenſchaft 
gegenüber ala Bevollmächtigter des Genofien. 

8 17. 

Für jede Übertretung eines in den $$ 9, 12, 13 und 14 erlaffenen Verbotes 
oder irgend einer in den Statuten übernommenen Verpflichtung ift eine Konventional: 
ftrafe von 2000 Mk. für jeden einzelnen Fall an die Genoffenichaft zu bezahlen. 

Bei Zuwiderhandlung gegen $ 9 beträgt die Strafe 1090 des Nettobetrages der 
verfauften Gläjer, falla auf diefe Weiſe die Strafe fich auf mehr ala 2000 ME. be: 
läuft. 

Zuwibderhandlung gegen $ 15 hat eine Konventionalftrafe von 10000 ‘ME. zur 
Folge. 

8 18. 

Durch Zahlung der Konventionalſtrafe kann ſich der Genoſſe von der Befolgung 
der Statuten nicht befreien. 

Die Konventionalftrafe wird von dem Borftande mittelft eingejchriebenen Briefes 
verhängt. 

Dem Genofjen fteht die Einrede der Kompenjation nicht zu. 

Gegen den Beichluß des Vorftandes kann der Genofle, jedoch erit nach Zahlung 
der Strafe, Beichwerde an die nächfte Generalverfammlung ergreifen. 
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Die Beſchwerde ift binnen 14tägiger Ausichlußfrift, welche mit der Aufgabe des 
eingefchriebenen Briefes zur Poft beginnt, bei dem Vorſtande jchriftlich einzulegen, 
und hat feinen Sufpenfiveffeft. 

Die Generalverfammlung fann die Strafe ermäßigen ober erlaffen oder die Be— 
ſchwerde verwerfen. 

Inſoweit die Konventionalftrafe zurückzuvergüten ift, find 5%oige Zinſen beis 
zulegen. 

Der Beichluß der Generalverfammlung jchließt die Betretung des Rechtsweges 
nicht aus. Die Klage bes Genofjen gegen die Genoffenichaft findet nur binnen der 
Friſt von einem Monate vom Tage des Beichluffes der Generalverfammlung an ftatt. 

Wenn ein Genoffe gegen den die Strafe ermäßigenden Beichluß der General- 
verfammlung den Rechtsweg betritt, fo ift die Genoffenfchaft an die Ermäßigung 
nicht weiter gebunden, falls die Generalverfjammlung nicht das Gegenteil beſchlofſen Hat. 


IV. Bertretung der Gemnoſſenſchaft. 


$ 19. 
Die Vertretung der Genoffenichaft liegt ob: 
1) dem Borftande, 
2) dem Auffichtsrate, 
3) der Generalverfammlung. 


8 20. 

Der Borftand befteht aus zwei Mitgliedern und wird von der Generalverfamm- 
Yung mittelft Stimmzettel durch relative Mehrheit der Erjchienenen auf die Dauer 
eines Geichäftsjahres gewählt. 

Die Abtretenden find wieder wählbar und haben ihre Funktion über die Dauer 
des Geichäftsjahres hinaus bis zur Neuwahl zu verjehen. 

Ergiebt fi) im Laufe des Geihäftsjahres in dem Vorftande eine Vakanz, fo 
findet eine Zwifchenwahl auf die Reftdauer des Geſchäftsjahres ftatt. 

$ 21. 

Jede Schriftliche Erklärung des Vorſtands muß, um die Genoffenichaft zu vers 
pflichten, derart vom Vorſtande gezeichnet fein, daß der Firma der Genoffenfchaft die 
Bezeihnung „Der Vorſtand“ und diejer die eigenhändigen Namensunterfchriften zweier 
Vorſtandsmitglieder beigeſetzt find. 

Jede mündliche Erklärung muß, um die Genoſſenſchaft zu verpflichten, von zwei 
Vorſtandsmitgliedern ausgehen. 

8 22. 

Der Vorſtand vertritt die Genoſſenſchaft gerichtlich und außergerichtlich mit allen 
in dem Reichsgeſetze vom 1. Mai 1889, die Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
betr., eingeräumten Befugniffen, ex leitet die jämtlichen Gejchäfte nach innen, ihm 
ftehen alle Rechte zu, welche nicht dem Auffichtsrate oder der Generalverfammlung 
vorbehalten find. 

Insbeſondere joll der Vorftand berechtigt fein, Aktiv» und Paſſivprozeſſe für die 
Genoſſenſchaft zu führen, Sachwalter zu beftellen und Vergleiche zu ſchließen, dag 
erforderliche Subalternperfonal (Lehrlinge, Hausknechte, Sortierer, Pader 2c.) anzu- 
ftellen und zu entlaffen und ihre Obliegenheiten und Gehälter feftzufeßen. 
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8 23. 
Sämtliche Borftandsmitglieder haften der Genoffenichaft gegenüber für die Über: 
einftimmung ihrer Handlungen mit den Statuten, dann den zuftändig gefaßten Be: 
ichlüffen des Auffichtsrates und der Generalverfammlung. 


8 4. 

Der Auffichtärat befteht aus neun Mitgliedern. 

Diefelben werden in ber Generalverfammlung mittelft Stimmzettel durch relative 
Mehrheit der Erichienenen auf die Dauer eines Gefchäftsjahres gewählt. 

Die Abtretenden find wieder wählbar und haben ihre Funktion über die Dauer 
bes Geichäftsjahres hinaus bis zur Neuwahl zu verjehen. 

Ergiebt ſich im Laufe des Geichäftsjahres in dem Auffichtrate eine Vakanz, fo 
findet eine Zwifchenwahl auf die Reftdauer des Geichäftsjahres nur dann ftatt, wenn 
die Zahl der fungierenden Mitglieder des Auffichtsrates weniger als fieben beträgt. 


& 25. 

Der Auffichtsrat wählt aus feiner Mitte einen Vorſitzenden und deſſen Stell: 
vertreter. 

Er faßt jeine Beichlüffe in Sikungen, zu denen alle Mitglieder geladen und 
wenigſtens drei Mitglieder erfchienen fein müſſen; im falle der Stimmengleichheit 
entfcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Der Auffichtsrat kann feine Beichlüffe auch mittelft Cirkulars faflen; auf Antrag 
eines Auffichtsratsmitgliedes iſt jedoch Sitzung anzuberaumen. 

Schriftliche Erklärungen des Auffichtsrates erfolgen in der Art, dab der Firma 
der Genoſſenſchaft die Bezeichnung: „Der Auffichtarat” und biefer die eigenhändige 
Namensunterfchrift des Vorſitzenden oder feines Stellvertreters beigejeßt fein muß. 


8 26. 

Dem Auffichtärate ftehen außer den in dem Reichsgeſetze vom 1. Mat 1889, die 
Erwerb: und Wirtichaftsgenoffenfchaften betr., eingeräumten Befugniffen folgende 
Rechte zu: 

1) die Feſtſetzung der Ein= und Verkaufspreiſe ($ 10 der Statuten); 

2) die Beftimmung derjenigen Sorten und Maße, deren Annahme eingeichränft 
bezw. verweigert wird ($ 13 Abi. 3 ber Statuten); 

3) die Anftelung und Entlafjung der Genofjenichaftsbeamten (foweit jolche nicht 
zum Subalternperjonale gehören), jowie die Feſtſtellung ihrer Befugnifje und 
Gehälter; 

4) die Vermittlung von Streitigkeiten zwifchen dem Borftande und den Genoſſen; 

5) bie Beſchlußfaſſung über alle nicht vor die Generalverfammlung gehörigen Gegen: 
ftände, ſoferne der Vorſtand einen Beſchluß des Auffichtärates für wünſchens⸗ 
wert erachtet und darauf anträgt; 

6) die Erteilung der Genehmigung nach $ 15 lebter Abſatz. 


8 27. . 
Sämtliche Mitglieder des Auffichtsrates haften der Genoſſenſchaft für die Über: 
einftimmung ihrer Handlungen mit den zuftändig gefaßten Beichlüffen des Aufficht: 
rates, der Generalverfammlung und den Statuten. 
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$ 28. 

Öffentliche, von der Genoffenfchaft ausgehende Bekanntmachungen müffen im 
„Hürther Tagblatt” und in der „Amberger Volkszeitung“ in den Formen erlaffen 
werben, in welchen der Vorftand, bezw. der Auffichtsrat zeichnet. 

Schriftliche Mitteilungen an die Genofjen, insbefondere die Berufung zur General: 
verfammlung, dürfen auf mechanifchen Wege vervielfältigt jein. 


$ 29. 

Die Generalveriammlung findet alljährlid im Monate November oder Dezem- 
ber ftatt. 

Zu allen Generalverfammlungen müflen fämtliche Genoffen wenigftens 8 Tage 
vorher unter Kundgabe der Tagesordnung mitteljt eingefchriebenen Briefeg oder Um: 
lauffchreibena eingeladen werden. 

Die Frift beginnt mit dem Tage der Aufgabe des Briefes zur Poft, bezw. mit 
dem Tage der Zuftellung des Umlaufichreibens. 


$ 30. 

Die Generalverfammlung wird von dem (nad) dem Lebensalter) älteften anmwefen- 
den Mitgliede des Vorftands, im Falle der Verhinderung fämtlicher VBorftandsmit: 
glieder von dem älteften anwejenden Mitgliede des Auffichtsrates eröffnet, worauf 
die Generalverfammlung den Vorfitenden wählt. 


$ 31. 

Die Generalverfammlung faht, joferne nicht ein Anderes verordnet ift, ihre Be: 
ichlüffe mit abjoluter Mehrheit der Erjchienenen und mitteljt mündlicher Abftimmung. 

Die perfönliche Teilnahme von rauen an der Generalverfammlung ift ausge: 
ſchloſſen. 

Handlungsunfähige Perſonen, Korporationen, Handelsgeſellſchaften, Genofjen: 
ſchaften oder andere Perſonenvereine und Frauen können das Stimmrecht durch ſchriftlich 
Bevollmächtigte ausüben. 

Für mehrere Erben eines verſtorbenen Genoſſen kann das Stimmrecht durch einen 
gemeinſamen ſchriftlich Bevollmächtigten ausgeübt werden. 

Die Vollmacht iſt zu den Protokollsbeilagen zu nehmen. 

Die Beſchlüſſe der Generalverſammlung ſind in ein Protokollbuch einzutragen, 
zu verleſen und von den anweſenden Mitgliedern des Vorſtandes und Auffichtsrates 
zu unterzeichnen; den übrigen anweſenden Genofjen bezw. ihren Vertretern ſteht die 
Mitunterfchrift Frei. 

In gleicher Weije ift der Widerfpruch eines Genoſſen gegen einen Beichluß der 
Generalverfammlung zu beurfunden. 

$ 32. 

Der Generalverfammlung kommen neben den Rechten, welche ihr nach dem Geſetze 
äuftehen, folgende Rechte zu: 

1) die Feftftellung und Decharge bir Rechnungen, dann die Dotierung des Rejerve- 
fonds nach Maßgabe der Beitimmungen des Statuts; 

2) die Beichlußfaflung darüber, ob und inwieweit der Verluſt durch Zufchüffe der 
Genoſſen oder lediglich aus dem Reſervefonds zur dedfen ift; 

3) die Entjcheidung bei allenfallfigen Streitigkeiten zwiſchen Vorſtand und Auf: 
ſichtsrat; 
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4) die Beſchlußfaſſung über die Beſchwerde nach $ 18 der Statuten; 
5) die Beichlußfaffung über den dem Gerichte vorzuichlagenden Revifor. 


& 32b. 
Die Beihlußfaffung über die Arbeitäeinftellung oder Arbeitsbeſchränkung gemäß 
$ 13 der Statuten, jowie die Beitimmung der Benachrichtigungsfriſt ($ 13 Abjag 
ult.) wird dem Borftande übertragen. 


V. Vermögen und Bilanz der Genofjenichaft. 
$ 33. 
Das Vermögen der Genoſſenſchaft bildet fich durch die Gejchäftsanteile der Ge: 


noffen, den allenfallfigen Geichäftsgewinn, die allenfallfigen Konventionalftrafen und 
die allenfallfigen Zufchüffe der Genofjen zur Dedung des Verluſts. 


$ 34. 

Das Gejhäftsjahr beginnt am 1. November und endigt am 31. Oktober eines 
jeden Kalenderjahres. 

8 35. 

Die Bilanz wird am 1. November eines jeden Jahres vom Vorſtande gefertigt, 
vom Auffichtsrate geprüft und nach erftattetem Berichte des Auffichtsrat® von der 
Generalverfammlung endgültig feftgeftellt. 

Die Bilanz muß den Vermögensſtand der Genoſſenſchaft genau erjehen laffen; 
alle VBerbindlichfeiten der Genoſſenſchaft find mit ihrem vollen Werte einzufeßen, auch 
die Gejchäftsanteile der Genofjen werden als Paſſiva eingejeßt; vorläufig einbezahlte 
Konventionalftrafen find bis nach Beicheidung der eingelegten Bejchwerde ($ 18 der 
Statuten), oder bis nach Ablauf der Beichwerdefrift ala Paifiva einzujeßen. 

Die Außenftände dürfen nur, jomweit fie vorausfichtlich einbringlich find, die 
Warenvorräte nur zu dem am Tage der Bilanzfertigung geltenden Ankaufspreis, 
Wertpapiere nur zu dem am Tage der Bilanzfertigung geltenden Kurſe eingejegt 
werben. 

Bei ſonſtigem Mobiliarbefite müſſen angemefjene Abfchreibungen ftattfinden. 

Die Prüfung der Bilanz erfolgt an der Hand der Bücher und Schriften der Ge: 
noſſenſchaft, der Genoſſenſchaftskaſſe, der Beſtände an Effekten, Handelöpapieren, Waren 
und des fonftigen Eigentums der Genoflenichaft. 

Zur Kontrolle der am 1. November vorhandenen Beitände kann der Auffichtsrat 
ein oder mehrere jeiner Mitglieder oder einen oder mehrere der in Fürth wohnen: 
den Genojjen abordnen. 

$ 36. 

Die Genofjenschaft hat einen Reſervefonds zu bilden, welcher zur Deckung eines 
aus der Bilanz fich ergebenden Verluſtes dient. 

Eine Verwendung de3 Nejervefonds zu anderen Zweden ift auögeichloffen. 

Zur Bildung des Reſervefonds find mindeftens 10%o des jährlichen Reingewinnes 
vorweg in folange zu verwenden, bis der Rejervefonds die Höhe von mindefteng 200 000 ME. 
erreicht Hat oder der durch Verluſte geichmälerte Reſervefonds wieder auf die Höhe von 
200000 ME. gebracht ift. 
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Würde der Refervefonds durch Berluft auf weniger al3 20000 ME. herabfinten, 
fo muß der Mehrbetrag bes Verlufts durch Zufchüffe der Genoſſen gedeckt werden. 
Zuſchüſſe müfjen innerhalb 6 Wochen nad; Anforderung geleiftet werben. 


$ 37. 

Gewinn, Verluft, Zuſchüſſe zur Deckung des Verluft3 und Geihäftsunfoften ver- 
teilen fi unter den Genofjen (unter jich) in dem Berhältnifie, in welchem die im 
Geſchäftsjahre erfolgte Glazeinlieferung eines Genofjen nad ihrem Nettogeldbetrage 
zur Summe aller in dieſem Jahre erfolgten Glaseinlieferungen nach deren Nettogeld- 
betrage fteht. 

Die Auszahlung des Gewinnes erfolgt in Dreimonatwechjeln auf ein Bankhaus. 

Das Geihäftsguthaben des Genoſſen befteht: 

a) aus deſſen Geichäftsanteil; 
b) aus dem den Genojjen treffenden Gewinnanteil abzüglich des ihm zur Laſt ges 
ichriebenen Berluftanteila. 


VI Dauer der Genoſſenſchaft. 


8 38. 
Die Genoſſenſchaft ift auf unbeftimmte Zeit errichtet. 
5 39. 

Ber Auflöfung der Genoſſenſchaft (außer dem alle der Eröffnung des Konkurs— 
verfahrens) ift den Genoffen die bei ihrem Eintritte gemachte Einlage (Geſchäftsanteil) 
zurüdzubezahlen. 

Im übrigen erfolgt die Auseinanderjegung unter den Genofjen nach dem Ber- 
bältniffe, in welchem ber Nettogeldbetrag jämtlicher vom einzelnen Genoſſen feit 
feiner Angehörigfeit zur Genoſſenſchaft gemachten Glaseinlieferungen zur Summe des 
Nettogeldbetrages ber Glageinlieferungen fteht, welche von allen an der Auseinander— 
fegung teilnehmenden Genoffen feit ihrer Angehörigfeit zur Genoſſenſchaft gemacht 
worben find. 

Die Auszahlungen erfolgen nach Tilgung oder Dedung der Schulden und nad 
Ablauf der in $ 88 des Gefehes vom 1. Mai 1889, die Erwerbs- und MWirtichafts: 
genofienichaften betr., vorgejehenen Friſt je nach dem Borhandenfein bereiter Mittel. 

Zufchüffe find innerhalb 6 Wochen nach Anfordern zu leiften. 

$ 40. 

Nachſchüſſe im Sinne des 8 98 des Geſetzes vom 1. Mai 1889 find von den 
Genofjen unter fi) nad dem im $ 39 Abi. 2 der Statuten bezeichneten Verhältniffe 
zu leiften. 


VII. Übergangsbeitimmungen. 


$ 41. 

Sämtliche Aktiva und Paffiva der bisher unter der Firma: „Vereinigung baye- 
rijcher Spiegelglasfabrifen, eingetragene Genofjenichaft” bejtehenden Genofjenjchaft 
gehen auf die nach Maßgabe gegenwärtiger Statuten gebildete Genoſſenſchaft über. 

Die Statuten der bisherigen Genoffenichaft und deren Abänderungen und Zufähe 
vom 19. November 1883, 18. Februar 1884, 20. November 1884, 19. Februar 1885 
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und 24. November 1885 find durch die gegenwärtigen Statuten erjeßt und vom 
1. Oftober 1889 an aufgehoben. 


8 42. 

Der Reſervefonds der bisherigen Genoſſenſchaft geht ala folcher auf die neue Ge: 
nofjenjchaft über. 

8.4. 

Der Zeitraum 1. November 1888 bis 31. Oktober 1889 bildet das lebte Geſchäfts⸗ 
jahr der biöherigen und gleichzeitig das erfte Geſchäftsjahr der neuen Genoſſenſchaft. 

Der biöherige Borftand und Auffichtärat behält feine Funktion bis zum Ablaufe 
des eriten Geſchäftsjahres. 

84. 

Das von ben Genoſſen bisher geleiſtete Eintrittsgeld ($ 6 der bisherigen Statuten) 
gilt für die bisherigen Genoſſen fortan als Geſchäftsanteil im Sinne bes $ 8 ber 
gegenwärtigen Statuten, jo daß aus Anlaß bes Gejees vom 1. Mai 1889 für bie 
bisherigen Genofjen weder eine Zurüdzahlung der Eintrittögelder noch deren Erhöhung 
ftattfindet. 

Die Verzinfung der Eintrittägelder hört am 1. DOftober 1889 auf. 

8 45. 
Vorftehende Statuten treten mit dem 1. Oktober 1889 in Kraft. 
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IV. 


Die Aktiengefellfhaft Vereinigte Pinfelfabriken 
in Nürnberg. 
(Skizze) 


Don 
Dr. Eduard Schwanhäußer (Nürnberg). 





Entitehung, Zwed, Organijation und Reſultate der 
Bereinigung der Nürnberger Pinſelfabriken. 


Die Veranlaffung zur Gründung der „Vereinigten Pinfelfabriten“ bot 
die außergewöhnlich heftige Konkurrenz unter den Nürnberger Fabrikanten 
und die hauptſächlich dadurch hervorgerufene fchlechte Lage der Induſtrie. 
Ein Strike der Arbeiter aller Pinſelfabriken zur Erlangung einer Lohn- 
erhöhung führte zum erjten Mal die Konkurrenten zufammen und zwang 
fie zu gemeinfamem Vorgehen. Dadurch gelang es ihnen, die Forderungen 
der Arbeiter nach ca. 6 wöchentlichen Strike zurüdzuweijen. 

Diefe Gelegenheit benübten nun diejenigen Elemente, welche fich von 
einer Vereinigung der Pinjelfabrifanten für die Zukunft Vorteile verſprachen, 
dazu, ihren Kollegen die großen Vorzüge eines ſolchen Zufammengeheng, 
einer Verſchmelzung der Fabriken, darzuthun, und jo hielt am 3. Juni 
1889 Herr 3. B. einen Vortrag, der diefe Trage eingehend behandelte. 
Als Vorteile der vorgefchlagenen Neuerung werden die genugjam bekannten 
Faktoren Hingeftellt, im einzelnen die folgenden: 

1. Befeitigung der Konkurrenz in Nürnberg, jo daß nur noch die aus— 
ländifche Konkurrenz übrig bleibt; 
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2. Erleichterungen im Anlauf der Robftoffe; 

3. Borteile im Verkauf: Erfparung der Hälfte der Reifenden und 
Möglichkeit, die Kunden auszumählen ; 

4. in der Fabrikation: Herftellung foliderer Produkte, ſyſtematiſcheres 
Arbeiten, Eriparniffe an Perjonal und Material, rentablerer Betrieb der 
Fabrikation des Zubehörd, wie Bleche, Stiele, Ringe ıc. 

Die Auffaffung des BVortragenden über die Erfolge der Bereinigung 
war entjchieden zu optimiftifch, und dies wurde von den übrigen Yabrifanten 
gleich anfangs betont oder vielmehr befürchtet. Er glaubte an die Möglich: 
feit, den Preis der Waren um volle 10% erhöhen zu können; für Er— 
iparnifje beim Einkauf und rationellere Arbeit rechnete er weitere 5 %/o 
Gewinn als „gewiß nicht hoch gegriffen“. So würden fi) 15 %/o ergeben, 
was bei einem zweimaligen Kapitalumfaß, den man dann gewiß fchaffen 
fönne, ſchon ein großer Nuten für die Gejellfchaft fein würde. 

Das Optimiftifche diefeg ganzen Projektes Liegt meiner Anficht nach 
vor allem darin, daß ein Hauptjaftor nahezu gänzlich außer Betracht ge— 
laſſen worden ift: die Möglichkeit neu entjtehender inländifcher Konkurrenz 
außerhalb der Vereinigung. Da die zur Pinfelfabrifation nötigen Roh— 
materialien keineswegs nur in begrenzter Menge gewonnen werden, wie 
etwa alle Bergwerksprodukte, oder jo vollitändig wie diefe in wenigen Händen 
konzentriert find, da außerdem die Pinjelfabrifation nicht jo wie etwa die 
Ultramarinfabrilation nur auf Grund langjähriger eingehender experimen— 
teller Erfahrung (Erforfchung der Einwirkung von Luftdrud, Klima ꝛc.) 
betrieben wird!, jo mußte man notiwendigerweife mit dem Auftauchen einer 
ausgedehnten neuen Konkurrenz rechnen, die durch Verlauf zu den alten 
Preifen auf eine Kundfchaft zählen durfte. Man mußte dies um jo mehr 
thun, als es troß ernjtlicher Bemühungen, möglichft alle bisherigen kauf— 
männifchen und technischen Angeftellten der Einzelfabrifen auch im Betrieb 
der neuen vereinigten Gejellichaft zu verwenden, nicht ausbleiben Fonnte, 
daß eine ziemliche Anzahl branchefundiger Leute feinen Pla mehr fand, 
jondern verabfchiedet werden mußte — galt es doch gerade im Perfonal 
auch Erfparungen zu machen! Für dieje letzteren lag es nun fehr nahe, 


’ Dies wird allerdings von meinem Gewährämann beftritten, welcher behauptet, 
daß zu richtiger Verwertung und Verwendung der Nohmaterialien, befonberd auch zu 
richtigem Einkauf derjelben eine große Übung und Erfahrung gehöre. In der That 
iſt es ja auffällig, daß ſich die Pinjelfabritation vorher in Deutichland gerade nur 
in Nürnberg fo bebeutend entwidelt hatte, obwohl das auch an und für fich nichts 
weiter zu beweijen braucht, ala die Macht der Hiftorifchen Entwidlung und Tradition, 
wie das Beifpiel der Bleiftiftinduftrie ebenfalls in Nürnberg zeigt. (Val. meine 
Arbeit: Die Nürnberger Bleiftiftinduftrie ac.) 
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joweit möglich durch Gründung eigener Betriebe der neuen Geſellſchaft 
Konkurrenz zu machen. 

Aber dieje Gefahr wurde von den Gründern der Gejellichaft nicht oder 
nicht genügend in Erwägung gezogen und jo fam es, daß bejonders in der 
erjten Zeit die großen Hoffnungen ftark enttäufcht wurden. — 

In dem erwähnten Vortrag war mit einer Dividende von 15—20 do 
gerechnet worden, „bei ganz ungünftigen VBerhältniffen aber von 12V/e—15 io 
zum mindejten“. Der weitere Inhalt des Vortrags befaßte fich mit der 
Drganifation der geplanten Gejellihaft, worauf aber Hier nicht näher ein- 
gegangen werden foll, da an jpäterer Stelle jowiejo noch davon gejprochen 
werden muß. 

Der ganze Vorſchlag wurde wenige Tage darnach (13. Juni) in einer 
mündlichen Beiprechung der Interejfenten nochmals nach allen feinen Einzel- 
heiten durchberaten. Indes dauerte e8 noch über ein Vierteljahr, ehe die 
Unterhandlungen zu einem greifbaren Rejultat führten. Als jolches kann 
der fogenannte „Vorvertrag” vom 20. September 1889 betrachtet werden, 

Die vertragfchließenden Perfonen find einerſeits die Pinfelfabrifanten 
X, D, 3, handelnd im Namen der zu gründenden Aftiengejellihaft, und 
andrerjeit3 ein anderer Fabrikant U. Der Anhalt des Vertrags giebt Be— 
jtimmungen über die Abtretung der Warenvorräte, Utenfilien, Gebäude, 
Einrichtungen u. ſ. w., über die ſeitens der Aktiengefellfchaft zu leitenden 
Vergütungen (jpäter näheres!), ftatuiert das Verbot der Beteiligung an 
Konkurrenzunternehmungen in ganz Europa auf 15 Jahre bei einer Kon— 
ventionalftrafe von 40 000— 350 000 ME. (je nach der Größe des betr. 
bisherigen Einzelbetriebeg) und bejtimmt ſchließlich, daß beide Parteien an 
diefen proviforifchen Vertrag bis Anfang November desjelben Jahres gegen 
30 000 Mi. Konventionalftrafe jollten gebunden bleiben. 

Indeſſen wird die Gefellichaft vor Ablauf des Termins perfeft; der 
mir in Abſchrift vorliegende Gefellichaftsvertrag trägt zwar feine Datums» 
angabe, allein das Statutenexemplar ift vom 26. Oktober 1889 datiert. 
Die Übernahme des Betriebes ıc. erfolgte am 4. November 1889. 

Intereffant, aber erklärlich ift die Thatfache, daß die größte der 
Tinfelfabrifen am längften gezögert hat, ihre Zuftimmung zur Vereinigung 
zu geben, die ohne fie gar nicht Hätte zuftande gebracht werden können. 

Die Einbringungen der einzelnen Fabriken werden eingeteilt in: 

a. Gejamtbeitand des Marenlagers, der Vorräte, der Immobilien u. ſ. w.; 

b. Wert der Schußmarken, der Patente, der ganzen Kundjchaft, des Ge- 
ſchäftsrenommees, der Gejchäftsdauer (Zahl der Jahre des Beftehens) 
und dergl.; 
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e. die gefamten Außenftände, für deren Rechtsbeſtand und Einbringlich— 
feit die Antereffenten Haften. 

Aus diefen drei Faktoren jet fich die Einlage jedes Einzelnen zufammen. 
Die Höhe des Poſtens a wird von einer Kommiffion beftimmt, welche aus 
mehreren Pinjelfabrifanten beftegt. Für Poften b gilt der Grundſatz, daß 
von dem Jahresumſatz der legten 5 Jahre 590 zu vergüten find und 
außerdem noch 1/2 /oo für jedes Jahr des Beſtehens der einzelnen Fabrik. 

Für Beteiligung an Konkurrenzunternehmungen in Deutjchland, Oſter⸗ 
reich-Ungarn, Italien, Holland, Belgien, Rußland, Frankreich, England, 
Bereinigte Staaten ift, wie jchon oben bemerkt wurde, eine Konventional- 
ſtrafe fejtgefegt, die für die größte Fabrik 350 000 ME., für drei Fabrikanten 
40 000 ME., für eine 20 000 ME., für jämtliche anderen aber 50 000 ME. 
beträgt. 

Die ausgegebenen Aktien zu je 1000 ME. repräfentieren ein Kapital 
von 3 Millionen. Davon find 2897000 ME. durch die Einlagen ge= 
zeichnet. Die Aktien find bis Heute noch nicht an der Börſe eingeführt; 
fie lauten auf den Inhaber. Der Emiſſionskurs foll mindeftens al pari 
fein; feine Feſtſetzung erfolgt durch den Auffichterat. 

Die im Gejelichaftsvertrag projektierten fogenannten „Verzichtsaktien“ 
(Verzicht auf das Dividendenerträgnis zu Gunften der Aftiengefellfchaft big 
zur Einführung der Aktien an der Börfe bis zu beftimmten Beträgen) famen 
nicht zur Einführung, ebenfo wie Interimsfcheine auf Namen vor Ausgabe 
der Aktien fich nicht bewährt haben. 

Die Berwaltungsorgane der Geſellſchaft find, wie bei jeder Aftiengejell- 
Ichaft, Vorſtand, Auffichterat und Generalverfammlung. Jedes dieſer drei 
Organe beſteht bis Heute Lediglich aus ehemaligen jelbjtändigen Pinfel- 
fabrifanten, was beſonders bezüglich der in diefem Fall aus Fachkundigen 
bejtehenden Generalverfammlung in Betracht zu ziehen ift. 

Die einzelnen Pinfelfabriten blieben zum weitaus größten Zeil be= 
jtehen, doch wurden die einzelnen Fabrikationszweige getrennt und in die 
verjchiedenen Fabriken verlegt. Heute bejtehen in Nürnberg allein 6 Be- 
triebe. Dazu kommen noch die außerhalb Nürnbergs errichteten Filialen 
der Gefellfchaft, jo in Linz a. d. Donau und in New: Pork, die ſich vor— 
wiegend mit der Fabrikation von Specialitäten befafjen und den ungünftigen 
Bollverhältniffen ihre Entjtehung verdanken; weitere Filialfabrifen bejtehen 
nicht, wohl aber Filialfontore. 

Die Errichtung oder Aufhebung von ſolchen Filialen fann vom Vor— 
jtand nur unter Zujtimmung des Auffichtsrat® verfügt werden. Überhaupt 
ijt der Vorſtand nach vielen Seiten hin an die Einwilligung des Aufſichts— 
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rat? gebunden, fo bei Erwerb, Veräußerung und Belaftung von Immobilien, 
jowie von Hypotheken, bei Aufnahme von Anlehen, bei Neu- und Umbauten, 
bei Abjchluß don Mietverträgen über 2000 ME. oder über ein Jahr u. ſ. w. 
u. ſ. w. 

Vorſtand und Auffichtsrat müſſen für die Dauer ihres Amtes eine be— 
ſtimmte Anzahl von Aktien als Kaution in der Geſellſchaftskaſſe hinter— 
legen (Aufſichtsratsmitglieder: je 10 Aktien). Der Aufſichtsrat wird all— 
jährlich gewählt. 

Altjährlich findet einmal die ordentliche Generalverfammlung ftatt, auf 
der vor allem die Bilanz zu genehmigen und die Berichte von Vorſtand 
und Auffichtsrat entgegenzunehmen find. Die Verteilung des nach der 
Bilanz fich ergebenden Reingewinnes regelt fich in folgender Meije: 

8 26. 1. 5% kommen zum ordentlichen Refervefonds, folange derjelbe 
10/0 des Aktienkapitals nicht überjchreitet ; 

2. zum außerordentlichen Refervefonds ein vom Auffichtsrat feſtzuſtellen— 
der Betrag; 

3. von dem Reſt find 

a, zunächſt 49/0 Dividende zu zahlen, 

b. von dem übrigbleibenden Gewinn 10%o an den Auffichterat ala 
Tantiemen und 

c. 1090 nach Beichluß des Auffichtsrats an den Vorjtand, Beamte und 
Bedienjtete der Geſellſchaft, ſowie an die eine befondere Thätigkeit im 
Intereſſe der Gejellichaft entwidelnden Mitglieder des Auffichtsrats ; 

d. ein jeßt noch bleibender Reſt kann als Superdividende verwendet 
werden. 

Drdentlicher und außerordentlicher Refervefondg können vorläufig uns 
verzinglich zum Betriebafonds verwendet werden — was in hohem Grade 
bedenklich ericheint,, weil ja damit ihr Zwed verfehlt ift!. 

Dies ift die Entſtehungsgeſchichte und die Organifation der „Ver— 
einigten Pinjelfabrifen“ Nunmehr komme ich zu den Rejul- 
taten, die die Gejellichaft bisher aufzuweiſen hat. 

Die finanziellen Reſul tate, die doch ſchließlich am meiſten intereffieren, 
mag die folgende Tabelle illuftrieren. 

NB! Das erjte Gejchäitsjahr dauerte nur vom: 4. November 1889 bis 
30. Juni 1890, 


1 Diefe Betimmung ifi nie zur Anwendung gefommen und foll bei einer 
Statutenrevifion auch in Wegjall kommen. 
Schriften LX. — Kartelle 1. 7 
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1. Geigäfts:|2. Geſchafts ſ8. Geſchafts.ſ4. Geſchäfis. 
jahr jahr jahr jahr 
1839190 | ıssogı | 189192 | 1892198 












f 
444444 
Gefamt-Erträgniß. - - - - - - 434 643 311 262 748 |85] 282 674 60 
Abichreibungen und Wohlfahrts⸗ | 
einrichtungen. » » x. +» 88 814 46) 48463 170] 46 865 150 











bleibt: 345 828 185] 214 285 115] 235 809 10 
50% gejehl. Refervefonde . . . - 17291 44] 10741126] 11790 46 
Außerordentlicher Refervefonds . 7000 |—]| 5000 5 000 |— 





Dem Auffichterat bleibt: 198 570 89] 219 018 164 

em Au ra \ E R 

Dem Borftand u. |. w. | je 10% 64 307 4815. unten | }f. unten 
bleibt: 


Dividende von 4 %o 


257 229 |93 
120 000 - 120 000 I—] 120 000 |— 


137 229 93] 78570 89 99 018 |64 
j. oben | 15 714/20] 19803 73 


— |] 6285669] 79214 91 
135 000 —] 60.000|—| 75000 - 


2229/93 2.856 ‚69 4214 91 
t 


Dem Auffichtarat 


Dem Vorſtand u. ſ. w. je 10°% 
bleibt: 


Euperbividende. . . . 2... 
Reft auf neue Rechnung: 
Sefamt-Dividende: | 5% giſa %% 6% | Gi/n % 


Nun noch einzelne Bemerkungen zu den Jahresberichten. Bon vorn= 
herein ift zu beachten, daß die Rejultate der erften Jahre ſchon um des— 
willen nicht voll maßgebend fein können, weil bier mit den mancherlei 
Schwierigkeiten und Unzuträglichkeiten zu rechnen ift, die eine Neuerung 
immer im Gefolge hat. 

Die Höhe der Abjchreibungen beziffert ſich alljährlich auf: 

1. bei Immobilien: 1/0; 

2. = Mafchinen und Utenfilien: 10 %o; 

3. ⸗Fuhrwerk und Clichés: 20 %o; 
von einem Poften 4: Schutzmarken und Patente, find anno’ 1890/91 
39 643.20 ME. abgejchrieben worden, während der Reit diejes Kontos im 
nächſten Jahr durch die einzelnen Aktionäre getilgt wurde. 

Die Dotation des „Fonds für Wohlfahrtzeinrichtungen zum beten der 
Arbeiter” belief fich im Jahre 1889/90 auf Mi. 3 751.60, im Jahre 
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1890/91 auf ME. 5 000 (vielleicht immer noch unter dem Eindruck des 
Strites?), im Jahre 1891/92, wie auch 1892/93 auf die Hälfte, Mt, 2 500, 
Die Berminderung der Dotierung in den fpäteren Jahren wird der Alters— 
und Invalidenverficherung in die Schuhe gefchoben. Die Zahl der Arbeiter 
in den Bereinigten Pinfelfabrifen beträgt heute ca. 1400, Davon find 
eine große Zahl, ca. 70%o, Arbeiterinnen, was mir bei einem Befuch 
mehrerer Betriebe befonders aufgefallen iſt. Eine große Anzahl von Patent- 
pinjeln wird durch Mafchinen Hergeftellt, welche die Verwendung weiblicher 
Arbeitskräfte wiederum begünftigen, 

Die oben dargejtellte und begründete Befürchtung der erwachjenden 
neuen Konkurrenz traf nicht lange nad Gründung der Gefellichaft ein. 
Reifende und fonftige Angejtellte der einjtigen Einzelfabrifen, die feine Stel- 
lung fanden, begannen ihrerjeitz, jelbitändige Fabriken zu gründen, dazu 
famen noch einige alte Konkurrenten, einige größere und mehrere Eleine Be— 
triebe, und im übrigen Deutfchland ebenfalls noch mehrere Fabriken (teils 
tationeller eingerichtete, teild Heinere Betriebe). Bon feite der Gejelljchaft 
wird der gefchilderte Übelftand indes nur als ein Symptom des Übergangs- 
zuftandes und als etwas vorübergehendes angejehen, und e& läßt fich nicht 
verfennen, daß hierzu eine gewiſſe Berechtigung vorhanden ift, Die neuen 
Fabriken waren meift nur Heinere Betriebe, die über feine große Kapital: 
fraft zu verfügen Hatten, und deshalb nicht annähernd jo gute Einrichtungen 
anjchaffen Fonnten, wie die große Gefellichaft. Die notwendige Folge war 
eine geringere Leiftungsfähigkeit nach Quantität und Qualität, Aber einen 
Faktor Hatten fie vor der Gefellfchaft voraus, die niedrigen Preife und 
ichlieglich eine gewilfe Abneigung des Publikums gegen alle Kartelle, von 
denen es meijt glaubt übervorteilt zu werden. Diefe Umftände bewirkten 
einen jtärferen Zulauf jener außerhalb der Gejellfchaft jtehenden Fabrikanten, 
als die Vereinigten Binjelfabrifen angenommen Hatten. In vielen Fällen 
hat freilich vermöge der Berfchlechterung der Fabrikate der Zufpruch der 
Kundſchaft jehr bald nachgelaffen. Eine Fabrik Hatte jedoch auch größere 
Kapitalskraft. Bei diefer Hat fich nun gezeigt !, daß eben doch die Erfah- 


ı Ein einftiger Neifender der Bereinigten Pinfelfabriten gründete mit über 
100 000 Mark Kapital einen Betrieb, zog aus der Aktiengejellfchaft verjchiedene Arten 
von tüchtigen Vorarbeitern und Arbeitern und brachte es fo bald nach jeiner Eta- 
blierung auf 150 Arbeiter; aber jchon nach zwei Jahren war er auf 25 herab: 
gefommen, und doch beſaß er Warenkenntnis und auch einige Erfahrung in ber Fabri— 
fation und war überhaupt jehr tüchtig. Sein Mikerfolg fam jedoch daher, daß er 
nicht genug Kenntnis im Einkauf der Rohmaterialien hatte, und nur einjeitig mit 
der Fabrifation vertraut war. Die Vereinigten Pinjelfabriten find, wie oben er: 

7* 
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rung in der Verteilung der Rohmaterialien nicht durch untergeordnete Or— 
gane erjeßt werden kann, und daß bei Aniprüchen großer Käufer die Be— 
ichaffung fpecieller Gattungen von Pinfeln eine äußerſt jchwierige ift, jo 
daß die Erzielung eines entfprechenden Nutzens bei jolchen Gejchäften jehr 
ichwer erfcheint, vielmehr der Vereinigten Aktiengefellichaft ziemlich alle 
derartigen Geſchäfte zufallen. Außerdem haben die Konjolidierung der Fabri— 
fation und die praftifchen Einrichtungen bei diefer durch die Vereinigung 
aller hervorragenden Kräfte der Branche, die jelbjt bei der Aktiengeſellſchaft 
beteiligt find, dem Unternehmen eine gewiſſe fichere Grundlage und einen 
großen Vorjprung vor allen Konkurrenzbetrieben gegeben. Dies ift indes 
noch lange fein Grund, daß fich nicht künftig doch einmal eine neue größere 
Fabrik neben den „Vereinigten Pinfelfabrifen“ follte halten können; fie 
hätte nur die nötigen Vorbedingungen zu erfüllen: fie müßte die nötigen 
Kapitalien und tüchtige branchenkfundige Leiter haben. Es ijt meiner An- 
ficht nach keineswegs unmöglich, beide Faktoren zu befchaffen, während e8 von 
meinem Gewährsmann allerdings bezweifelt wird; die erforderlichen Per— 
fönlichfeiten könnte man aus den Reihen der einſtmals in den Einzelfabrifen 
Angeftellten nehmen oder durch Gewährung befferer Stellung der jebigen 
Geſellſchaft wegloden, falla ihnen nicht durch den Anftellungsvertrag Be- 
teiligung oder Eintritt in Konkurrenzunternehfmungen, eventuell auch auf 
mehrere Jahre nach Austritt aus dem Dienfte der Gefellichaft ausdrücklich 
unterfagt ift. Bei den jebigen größeren Einrichtungen der Vereinigten 
Vinfelfabrifen. finden allerdinga nur Zeilfräfte oder Specialiften Verwen— 
dung, die den allgemeinen Überbli nicht Haben, und die nötige Anzahl 
folcher verfchiedenen Teilkräfte fünnte von einem neuen Konkurrenzunter- 
nehmen nur mit jehr großen Opfern gewonnen werden, aber möglich iſt es 
doch. Andererjeits ift e8 aber gar nicht ausgejchloffen, daß einer der den 
allgemeinen überblick befigenden, an der Aftiengefellfchaft beteiligten Direk— 
toren (alfo ein ehemaliger jelbjtändiger Fabrikant) feine Konventionalftrafe 
erlegt und mit einem tüchtigen Kapitaliften einen Konfurrenzbetrieb be— 
ginnt, 

Vorläufig fcheint indes jene Gefahr nicht einzutreten. Im Gegenteil 
„erfreuen fich die Fabrikate der Vereinigten Pinjelfabrifen einer zunehmen- 


wähnt, jet in einzelne getrennte Zweige zerlegt, deren Specialdireftoren don den 
anderen Betrieben wenig willen. Die Hauptdireftoren und Auffichtsratsmitglieder 
find alle aber einftige felbftändige Pinfelfabritanten, die ſtark an der neuen Aktien: 
gefellfchaft beteiligt find. Immerhin beweift diefer Fall nicht alles, fondern nur, daß 
jener Reijende zwar manche, aber nicht alle notwendigen Bebingungen zum Gelingen 
feines Unternehmens erfüllte, 
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den Beliebtheit”. (Jahresbericht 1890/91.) Bejonder werde auch „die 
prompte Bedienung“ anerkannt; die große Leiſtungsfähigkeit ermögliche es, 
jeder Konkurrenz erfolgreich entgegenzutreten. 

Der bedeutende Rüdgang des Jahrgangs 1891/92 wird mit dem Dar- 
niederliegen des Exports und vieler heimiſcher Induſtriezweige, bejonderg 
der geſunkenen Bauthätigfeit erklärt; auch die „jeiten® der amerifanifchen 
Zollbehörde bei der Verzollung der Nürnberger Binfelfabrifate bereiteten 
Schwierigkeiten, welche den Verſand nach den Vereinigten Staaten für längere 
Zeit gänzlich behinderten“, feien an der Berringerung von Umſatz und 
Nuben jchuld. Inwieweit neben diefen Yaltoren auch die heimifche Kon— 
furrenz jchädigend eingewirkt bat, entzieht fich meiner Beurteilung; nach 
meinem Gewährsmann hat fie doch vermocht, die Preife zu drüden. 

Der letzte Jahresbericht vom Jahre 1892/93 Eonftatiert, daß „troß an- 
baltender jchwieriger Erportverhältniffe und der allgemeinen Depreſſion auf 
allen heimiſchen Abjaßgebieten der Umſatz in den Fabrifaten zugenommen 
habe. Dies ſei ein erfreuliches Zeichen dafür, daß fich die Fabrikate der 
Geſellſchaft überall gut eingeführt hätten“. 

So Hat e8 den Anfchein, ala ob die Gejellichaft bei wiedereintretender 
Befferung der wirtjchaftlichen Verhältniſſe günftigeren Refultaten entgegen 
geht. — 

Zum Schluſſe ſei noch eine kurze — unmaßgebliche — volkswirtſchaft— 
liche Beurteilung gegeben. 

Die ganze. Gründung ftellt meines Grachtens eine Reaktion dar gegen 
den allzuſehr übertriebenen Konkurrenzlampf. Der Wettbewerb unter ver— 
ichiedenen Einzelfabrifen Hat gewiß große Vorteile mannigfacher Art, doch 
darf oder jollte e8 nicht foweit kommen, daß eine Qualitätöverjchlechterung 
eintreten muß, oder daß alle Arten von Waffen im Kampfe gebraucht 
werden. 

Da die Vereinigten Pinjelfabriten zu ihrer jegigen Organifation haupt— 
ſächlich aus dem Grund gegriffen haben, um eine Verbeſſerung der Qualität 
ihrer Waren herbeizuführen (die dann natürlich auch einen entjprechend 
höheren Preis erzielen), jo kann die Neuerung auch als im Intereſſe des 
Publikums Liegend bezeichnet werden. 

Man kann dies Urteil um jo unbedenklicher fällen, als die Vereinigten 
Pinjelfabrifen durchaus kein Monopol nad Art der Bergwerfsbefiger inne 
haben (mie ſchon oben dargelegt.) Meines Erachtens wenigſtens exiftiert 
immer noch ein gewifjer Regulator, der allzu große, nicht mehr zu billigende 
Gewinne ausſchließt: die Möglichkeit neuer Konkurrenz oder die Erſtarkung 
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alter, ſchon beſtehender Konkurrenz. Wenn ich alles zuſammenfaſſe, komme 
ich zu folgendem Reſultat: 

Vom Standpunkt der Volkswirtſchaft, vom Standpunkt der Allge— 
meinheit aus wird gegen eine derartige Vereinigung, wie wir ſie in den 
„Vereinigten Pinſelfabriken“ vor uns haben, ſo lange und inſoweit nichts 
einzuwenden ſein, als das Ziel der Vereinigung vor allem eine ſolidere, 
beſſere Produktion iſt, als die Macht der Geſellſchaft nicht zur Außeracht⸗ 
Yaffung notwendiger Fortſchritte und Verbeſſerungen führt und als ſchließ— 
lich dauernde günftige finanzielle Refultate auch der Arbeiterjchaft zu gute 
fommen. 


An Attenmaterial ftand für die vorſtehende Darftellung zur Verfügung: 
. Ein Bortrag eines Nürnberger Pinfelfabrifanten, der die erfte Anregung zu 
bem Plan gab, vom 3. Yuni 1889. 
2. Ein fog. „Vorverirag”, durch den fich einige der größeren Fabrikanten vorläufig, 
bi3 zum 1. November 1889 banden, vom 20. September 1889, deren Inhalt 
auch wejentlich derjelbe, wie 
der Gejellfchaftävertrag. 
Ein Eremplar Statuten vom 26. Oktober 1889. 
Drei Jahresberichte über das 2., 3. und 4. Geichäftsjahr, vom 1. Juli 1890 
bis 30. Yuni 1898. 


Dazu kamen perjönliche Mitteilungen eines hervorragenden Fabrikanten. 
Nürnberg, 18. November 1898, 


— 


Na 


V. 


Vereinigte Ultramarinfabriken in Nürnberg. 


Von 
Johannes Zeltner (Nürnberg). 





Kartelle erſcheinen in unſerer Zeit der oft vernunftlos handelnden Kon= 
furrenz notwendig, da durch fie allein der Ruin ganzer großer Induſtrie— 
dranchen verhindert werden kann, 

Ein Kartell ift gefund, wenn es anftrebt, legitimen Gewinn feinen 
Zeilnehmern zuzuführen, die Vorteile, welche vorher einer der Zeilnchmer 
in Fabrikation ꝛc. erreicht Haben mag, allen zu gute kommen zu laffen, 
wodurch die Gemeinjchaft dem Auslande gegenüber mächtiger werden muß. 
Der Vorteil der Konfumenten wird oftmald damit Hand in Hand gehen 
fönnen. 

Letzteres wird am leichteften durch eine große, einen Artikel beberr- 
chende Gemeinfchaft erreicht. 

Es fteht außer Frage, dab maßloje Konkurrenz dahin führt, die Duali- 
täten herunter zu bringen; jeder Produzent will verdienen, jo lange dies 
möglich ift; unfchwer kann aber noch eine lange Zeit bei billiger werdenden 
Preifen verdient werden, wenn man die Ware nur um jo viel jchlechter 
berftellt. 

Durch jolches Beginnen ift ſtets der Konſument mitgejchädigt, denn es 
ift ganz ausgeſchloſſen, daß er fich einen Artifel um fo viel billiger ver« 
ihaffen kann, um die Qualitätsunterjchiede aufgewogen zu jehen. 

Den Hauptnugen am billiger werdenden Preife hat in faft allen Fällen 
der Zwijchenhändler, dem in erjter Linie daran gelegen ift, feine Artikel 
möglichjt billig einzukaufen, und fie möglichjt teuer zu verkaufen. 
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Der Geſchmack des Konfumenten kann verfchlechtert werden, wenn ihm 
gute Ware überhaupt nicht mehr angeboten wird, dadurch leidet aber nicht 
nur der Produzent, der feine Ware zu Preifen Losjchlagen muß, welche ihm 
die Arbeit nicht mehr lohnen, jondern e& leidet auch der Konſument, der 
für fein immerhin teueres Geld eine unfolide oder unhaltbare Arbeit erhält. 

63 ift ein Irrtum, anzunehmen, die freie Konkurrenz werde dafür 
jorgen, daß der Konfument, d. h. der letzte Arbeitleiftende, gute Ware zu 
billigften Preiſen erlange. 

Wenn die Konkurrenz einen gewiffen Grad erreicht Hat, wird gute 
Mare überhaupt nicht mehr hergeitellt, denn es dürfte fich jedermann hüten, 
Ware zu fertigen, durch die er im voraus weiß, Schaden erleiden zu 
müſſen. 

Geradezu als Krebsſchaden müſſen nicht wenige Zwiſchenhändler be— 
zeichnet werden, die keinerlei andere Wünſche haben, als die, viel Geld zu 
verdienen, denen es völlig gleich iſt, wie der Produzent und der Konſument 
dabei fährt, die zum Teil gar keinen Wert darauf legen, mehr als ein 
Geſchäft mit demſelben Abnehmer zu machen, daher nur trachten, dieſes 
eine Geſchäft möglichſt gewinnreich für ſich zu geſtalten. 

Die Handlungsweiſe ſtreift zuweilen recht nahe an das kriminell Straf— 
bare; der kleine Konſument rafft ſich aber höchſt ſelten dazu auf, dergleichen 
zur Anzeige zu bringen, ſondern begnügt ſich damit, bei dem Betreffenden 
nicht mehr zu faufen, oder — in beſonders gravierenden Fällen — die 
gelieferte Ware zurücdzugeben, vielleicht einen fleinen Schadenerfaß fich 
zahlen zu lafjen. 

Die Kartelle für Konjunkturartikel find oft nicht gefund zu nennen, da 
die Kartellijten fat niemals darnach fragen, ob die Anduftrien, welche von 
ihnen beziehen müjjen, es ermöglichen können, Preife zu zahlen, welche 
zu fordern erjtere für gut erachten. 

Sie find ſchon dadurch teilweife als ungefund — daß ſie es 
nicht zu vermeiden wiſſen, von einem Extrem zum andern zu ſchwanken. 

Ich glaube, daß die Zukunft eine Ausbildung der Kartelle inſofern 
zeitigen wird, als die Kohlenzechen z. B. ſich bereit finden laſſen werden, 
notleidende Induſtrien durch billigere Preiſe zu begünſtigen, während es 
entſchieden von keinem Nachteil ſein dürfte, Geſellſchaften, welche hohe Divi— 
dende zu zahlen in der Lage find, die Kohlen teurer zu berechnen. 

Für das Publikum, den Beſitzer der Aktien induſtrieller Unterneh: 
mungen, iſt es am wünſchenswerteſten, eine gewiſſe Gleichmäßigkeit der 
Dividenden zu genießen, ſoweit dies bei einem Induſtriepapiere denkbar iſt. 
Denkbar iſt es indes, wenn Fälle ausgeſchloſſen bleiben, welche die Preiſe 
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gleih um fast hundert Prozent jteigern, wie dies jeitens des Sodaſyndikats 
geſchah. 

Am gedeihlichſten für die Induſtrie, wie für das kaufende, d. h. kon— 
ſumierende Publikum iſt es, anzuſtreben, daß alle Extreme ſowohl nach 
unten, wie nach oben, vermieden werden, und daß der deutſche Verkehr ſich 
emanzipiert vom Handel in Schundware, die nun leider oft regiert. 

Am nützlichſten für die Nächſtbeteiligten wie für Deutſchland find Kar— 
telle, welche anſtreben, durch feſten Zuſammenſchluß die Fabrikationsvorteile, 
welche dem einen Teilnehmer zu eigen ſind, den anderen zur Verfügung zu 
ſtellen, welche darnach trachten, die Qualitäten immer mehr zu vervoll— 
fommmen, welche nicht die Gunjt der Zeit und ihre temporär erlangte 
Macht dazu benüten, fich zu bereichern über Gebühr und ohne Rückſicht, 
wie die don ihnen abhängigen anderen Induftrien es vertragen können, 
welche demnach die Verhältniffe von einem anderen Geſichtspunkte aus er- 
fafjen. 

Bei der verjchiedenartigen Auffaffung der Begriffe von Ehrlichkeit, Loyali— 
tät, faufmännifchem Anftand, bei dem Übergewicht, welches der weniger loyal 
Vertragzjchließende dem ohne Hintergedanten Handelnden gegenüber befitt, 
it e8 in vielen Fällen geraten, Zufälligfeiten, welche die Pläne jtören 
können, auszuschließen. 

Wenn Privatfirmen mit Aktienfirmen Vertrag jchließen wollen, fcheint 
es mir geboten, jtatt eine einfachen Kartell eine dauernde, unumftößliche 
Vereinigung anzuftreben, wie die Vereinigten Wltramarinfabrifen dies ges 
than haben. 

Die Art diefer Vereinigung wird durch das Statut erklärt; diejenigen 
Fabriken, welche ſchon anfangs aus verfchiedenen Gründen überflüſſig 
ichienen, wurden durch die Vereinigung zum Gtillftand veranlaßt. 

Borteile wurden bisher in Herborragendem Grade in technifcher Hin- 
ficht erzielt; 8 darf behauptet werden, daß die Vereinigten Ultramarin= 
fabriken Hinfichtlich Fabrikation auf der Höhe der Gegenwart ftehen; die 
pefuniären Vorteile können fich erſt in der Folge zeigen. 

Die Art der Vereinigung ftellte die Maßgebenden der Branche vor ein 
Feld, dag in feinen Bedürfniffen erjt ftudiert fein wollte; der innere Aus— 
bau kann erft beginnen, nachdem die über Erwarten großen Geftaltungs- 
arbeiten vollendet find. 

Wenn auch die Begründer der Vereinigten Ultramarinfabrifen ich 
jagen müſſen, fie würden jet auf Grund der erlangten Erfahrungen manches 
anders machen, jo find fie doch darüber fich Har, daß die von ihnen ge= 
ichaffene Bereinigung jedem Kartell und jedem weniger umfaſſenden Vertrag 
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weit vorzuziehen iſt, daß durch ſie und ihre Art ein dauerndes Gedeihen 
der Branche am ſicherſten ſich erreichen läßt. 
| Sie fehen mit Zuderfiht in die Zukunft und nehmen mit Beſtimmt⸗ 
heit an, daß dieſe für die Enttäuſchungen der Kindheit ihres Unternehmens 
entſchädigen wird. 

Die bisherigen finanziellen Reſultate der Vereinigung find aus den 
Anlagen B bi D zu entnehmen. Es fei Hinzugefügt, daß auch im lebten 
Gejchäftsjahre feine Dividende gezahlt worden ift. 


Anlage A. 


Statut der Altien:Gejellihaft Vereinigte Ultramarin- 


fabrifen vormals Leverfus, Zeltner & Konjorten 
mit dem Sitze in Nürnberg. 


Titel 1. 
Firma, Sig und Zwech der Gejellichaft. 


81. 

Unter der Firma 
„Bereinigte Ultramarinfabrifen vormals Leverfus, Zeltner & Konjorten“ 
wird durch gegenwärtiges Statut eine Aktiengejellichaft errichtet, welche ihren Sitz 
in Nürnberg hat. 

Die Gefellichaft ift berechtigt, Zweigniederlaffungen zu errichten, fich auch bei 
anderen, den Gegenftand der Aftiengejellichaft fördernden Unternehmungen zu bes 
teiligen. 

8.2. 

Gegenftand ber Aktiengejellichaft ift die Fabrifation von Ultramarin und ans 
deren Farben; zu diefem Behuf der Betrieb, die Erwerbung und Erridtung bon 
Fabriken und Anlagen, welche zur Herftellung von Ultramarin und anderen farben 
erforderlich oder dienlich erfcheinen, insbejondere die Erwerbung und ber Fortbetrieb 
der Fabrik der Herren Johannes Zeltner und Hermann Dieb in firma 
„Nürnberger Ultramarin Fabrik oh. Zeltner“ in Nürnberg, ſowie ber 
Ultramarinfabrif, welche die Herren Julius Leverfus, Carl Leverfus und 
Otto Leverfus unter der Firma: „Dr. C. Leverfus und Söhne“ in Leverkujen 
bei Cöln bis jebt betrieben haben, ferner der Verkauf der hergeftellten oder ander: 
weitig erworbenen Fabrifate: auch kann die Gejellichaft Unternehmungen der gleichen 
Art übernehmen und fortführen. 

33. 
Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf eine beſtimmte Zeit nicht beſchränkt. 


Bereinigte Ultramarinfabriten in Nürnberg. 107 


Titel I. 
Grundkapital, Attien, Einlagen, Genußicheine. 


84 

Dad Grundkapital der Gejellihaft ift auf ME. 5500000, Fünf Millionen 
Yünfhundertiaujend Mark, feftgejebt, eingeteilt in 500, Fünftaufendfünfhundert Stüd, 
auf den Inhaber lautende Aktien zu Mi. 1000, Eintaufend Mark, jede, welche voll 
einbezahlt find!. 

Die Erhöhung des Grundkapitals durch Ausgabe neuer Aktien kann nur durch 
Beichluß einer Generalverfammlung erfolgen, welche zugleich den Minbdeftbetrag, nicht 
unter dem Nominalbetrag, zu beftimmen hat, für welchen die Aktien auszugeben find. 

Die Einzahlungsfriften und Raten, ſowie die fonftigen Modalitäten neuer 
Emiffionen beftimmt der Auffichtsrat, infoweit nicht die Generalverfammlung hier: 
über beſchloſſen haben jollte. 

Ein Aktionär, welcher die in den Gejellichaftsblättern eingerufene Einzahlung, 
nicht rechtzeitig Leiftet, ift zur Entrichtung von Verzugszinjen mit ſechs Prozent für 
das Jahr verpflichtet. Außerdem greifen im Falle verzögerter Einzahlungen die Be: 
ftimmungen in Art. 219 reſp. Art. 184, 184a bis 184c bes Geſetzes vom 18. Juli 
1884 Pla$. 

$5. 
Die Aktien und ebenjo die etwa augzugebenden Interimsſcheine werden von 
einem Mitgliede des Auffichtärates und einem Mitgliede des Vorftandes unterzeichnet 


ı In der ordentlichen Generalverfammlung vom 19. Juli 1890 wurde bie 
Fuſion mit folgenden Aftiengejellfchaften: 
Aktiengejellihaft Sophienau, 
annover’sche Ultramarinfabrif, vorm. Aug. Egeitorff, 
——— Blaufarbenwerk Marienberg, 
Schweinfurter vorm. De er Ultramarınfabrif, 
und der Ankauf folgender Werte beichloffen: 
Ultramarinfabrit von 3. Nuppeney & Co. g Andernach a. Rh., 
⸗ -Jordan & Hecht in Oker a. Harz, 
⸗ -Bahl & Ev. in Montabaur. 
Die durch die Übernahme diejer Werke und zur Vermehrung der Betriebsmittel 
notwendige Erhöhung des Grundfapitals von ME. 2500 000 auf ME. 5 500 000 fand 
in genannter Generalverfammlung gleichfalls einftimmige Annahme, und wurden bie 
Stüd, zu Mi. 1000 jede, auf den Inhaber Yautende Aktien wie folgt begeben: 


An die Aktionäre der Aftiengefellihaft Sophienau . .- .... +. - 371 Stüd, 
= 3 ⸗ -Hannovber'ſchen Ultramarinfabrik, vorm. Aug. 
Ggeftorff - » » «nen EEE 750 
« Aftiengejellihaft Blaufarbenwerk Marienberg . 483 =: 


fabrif 
» Heren Hof. Buch, jeitherigen Befiter der Ultramarinfabrit J. Nup: 
eney & 60. . ©... 2200 nenn. 10 = 
die Firma Jordan & Hecht, jeitherige Befikerin der Ultramarin: 
Eur IE DE : 4 0 een „10 = 
⸗ : Gebr. Bahl, ſeitherige Beſitzerin der Ultramarinfabrik 


12 
während durch Herrn Johannes Zeltner in Nürnberg der Reſt von 495 = 
übernommen wurde. 


Summa 3000 Süd. 
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und erhalten auf den Inhaber lautende Dividendencoupons für eine von dem Auf: 
fichtsrate zu beftimmende Zahl von Jahren, jowie Talons. 

Im übrigen bejtimmt der Auffichtsrat die Form der auszuferligenden Aktien, 
Interimsſcheine, Dividendencoupons und Talons. 


8 6. 

Sind Aktien oder Interimsſcheine abhanden gefommen, fo findet deren Kraft: 
Yogerflärung nach den gejeßlichen Borjchriften ftatt; eine Amortifation von Divi— 
dendencoupons und Talons, getrennt von den Aktien, zu welchen fie gehören, ift aus: 
geſchloſſen. 

Für durch gerichtliches Urteil für kraftlos erklärte Aktien oder Interimsſcheine 
hat der Aufſichtsrat den Berechtigten auf ihre Koſten neue Ausfertigungen zuzu— 
ſtellen. 

Desgleichen können nach Beſchluß des Aufſichtsrates für Aktien, Interimsſcheine, 
Dividendencoupons und Talond, welche jchadhaft geworden, jedoch in ihren wejent: 
lichen Beftandteilen dergeftalt erhalten jind, daß über ihre Jdentität und Echtheit 
fein Zweifel obwaltet, den Berechtigten auf deren Koften neue — erteilt 
werden. 

87. 

Die Anſprüche aus den einzelnen Dividendenſcheinen erlöſchen, wenn innerhalb 
vier Jahren nach Fälligkeit die Erhebung der Dividenden nicht erfolgt iſt; jedoch 
kann auf Beſchluß des Aufſichtsrates demjenigen Aktionär, welcher den Verluſt von 
Dividendenſcheinen feiner Aktien vor Ablauf obiger Friſt angemeldet hat, die auf den 
nicht vorgefommenen Dividendenjchein entfallende Dividende gegen Quittung aus: 
gezahlt werden. 

Die Talond werden ungültig, wenn fie nicht innerhalb eines Jahres nach dem 
zur Präjentation beftimmten und publizierten Termin behufs Umtauſch gegen die 
neue Dividendenfchein-Serie eingelöft worden find: letere wird aladann dem Inhaber 
der Aktie gegen deren Vorzeigung ausgehändigt. 


88. 

Herr Johannes Zeltner bringt in die neue Aktiengeſellſchaft ein, und letz— 
tere übernimmt: 

Die ihm eigentümlich zugehörigen, in der Anlage I diefes Statut3 näher be: 

jchriebenen, zum Zeil in der Stenergemeinde Steinbühl, Amtsgerichtsbezirks 

Nürnberg, zum Teil in der Steuergemeinde Yauf, Amtsgericht? gleichen Na: 
mens, gelegenen Immobilien, jfamt den darauf befindlichen Gebäulichkeiten, 
den Öfen, den in Lauf vorhandenen Majchinen und der Wafferfraft und den 
daſelbſt befindlichen Utenfilien, auf welchen Liegenjchaften nebft Gebäulichkeiten 

u. ſ. mw. fich der Fabrikbetrieb der Firma Nürnberger Ultramarin: 

Fabrik Joh. Zeltner befindet. 

Dieje Liegenjchaften nebſt Gebäulichkeiten find bewertet zu ME. 2321966. —, 
age Mark Zwei Millionen dreihunderteinundzwanzigtaufend neunhunderliechsund: 
jechzig, und es gewährt die Gefellfchaft dagegen dem Herm Johannes Zeltner: 
ME. 750 000, Mark Siebenhundertfünfzigtaufend, in 750, Siebenhundertfünfzig, Aktien 
der Gejellichaft, welche jonad) als volleinbezahlt gelten, während vom Reftbetrag von 
ME. 1571966.—, Mark Eine Million fünfhunderteinundfiebenzigtaujend neunhundert: 
jechaundfechzig, Mk. 212466.—, Mark Zweihundertzwölftaufend vierhundertiechsund: 


Vereinigte Ultramarinfabrifen in Nürnberg. 109 


fechzig, per 1. Oftober Eintaufend achthundertundneunzig zinsfrei an Herrn Jo: 
bannes Zeltner zu zahlen find und ME. 1359 500.—, Mark Eine Million 
dreihundertneunundfünfzigtaufend fünfhundert, der Aftiengejeflichaft auf die Dauer 
von zehn Jahren, vom erften Januar Eintauſendachthundertneunzig gerechnet, und 
von dieſem Tage an zu viereinhalb Prozent jährlichen Intereſſen verzinslich kredi— 
tiert werden. 

Die Aftiengejellichaft ift jederzeit berechtigt, das Kapital ganz oder in Raten 
abzutragen, und verzichtet Herr Johannes Zeltner wegen diejer beiden Beträge 
fowohl auf Hypothek, ala auch auf Eigentumsvorbehalt. Herr Johannes Zelt: 
ner ift insbeſondere auch verpflichtet, hypothekariſch geficherte, zu viereinhalb Prozent 
verzinzliche Prioritäts-Obligationen der Gejellichaft zu pari in Zahlung anzunehmen. 

Die oben bezeichneten Liegenichaften gehen hypothekfrei auf die Aftiengefell- 
chaft über. 

89. 

Die Herren Johannes Zeltner und Hermann Dieß, als die alleinigen 
Inhaber der Fabrik und Handlung in Firma „Nürnberger Ultramarin: Fa: 
brit Joh. Zeltner“, bringen in die Gejellichaft ein, und lebtere übernimmt von 
denfelben: 

Deren Fabrik und Handlung mit allen nach der Bilanz vom breißigiten 
Juni Eintaufend achthundertneunundachtzig vorhanden gewejenen Aktiven 
und Paifiven, von melden letzteren Tage ab der Betrieb des Geichäftes für 
Rechuung der Gefellichaft geht. Von der Übernahme der Aktiven, welche 
nad) den Bewertungen der angezogenen Bilanz eingelegt und übernommen 
werden, find ausgejchlofien: 
der Baus nventarsflonto mit. Me. 34 945.74 
welcher Verwendungen zu Laften des Herrn Johannes 
Zeltner auf die Immobilien betrifft, 
ber Beizen-Konto Mil - 2. 2.2. # ara : 1410.22 
und der Aktiensfonto mit » . » >» 22 nennen - 15479.76 
und ferner wird auf die Konti Maſchinen-Inventar-Konto und Uten— 
ſilien-Inventar-Konto laut Bilanz im Gefamtbetrage von Mk. 252 577.63 
Ele Naclan Yon 3% a0 ann = 8462.48 
gewährt, jo daß dieje Konti fh auf - » -». 2... : 249 115.15 
Zweihundertneunundvierzigtaufend einhundertfünfzehn Markt fünfzehn 
Pfennig, reduzieren. 

Eine Aufftellung der hiernach übernommenen Aktiven und deren Bewertung 
ift in Anlage II dieſes Statuts enthalten und ergiebt einen Gejamtbetrag von 
Me. 1202 659.17, Mark Eine Million zweihundertzweitaufend jehshundertneunund: 
fünfzig auch fiebenzehn Pfennig. 

Bon den Pafliven laut Bilanz vom dreißigften Juni Eintaufend achthundert- 
neunundachtzig werden nur die in Anlage II dieſes Statuts verzeichneten im Geſamt— 
betrage von DE. 264 509.83, Mark Zweihundertvierundjechzigtaufend fünfhundertneun 
auch dreiundachtzig Pfennig, übernommen. 

Die den Herren Johannes Zeltner und Hermann Dieb zu gewährende 
Vergütung berechnet ſich ſonach auf ME. 938 149.34, Markt Neunhundertadhtund: 
dreißigtaufend einhundertneunundvierzig auch vierunddreigig Pfennig. 
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Diefelbe erhöht fi um den Betrag von Mi. 30 263.41, Mark Dreikigtaufend 
zweihundertdreiundjechzig auch einundvierzig Pfennig, welchen die VBorgenannten feit 
dem erſten Juli Eintaufend achthundertneunundachtzig in das Geſchäft ausmweislich 
der Bücher eingelegt haben, und ferner um ME. 75000.—, Mark Fünfundfiebenzig- 
taufend, als Bergütung für den Gejchäftsgewinn vom erften Juli bis einunddreißig- 
ften Dezember Eintaufend achthundertneunundachtzig, mit Rüdficht darauf, daß der 
Betrieb des von den Herren Leverfus eingebrachten Gejchäftes erſt vom erften 
Januar Eintaufend achthundertneungig auf die Gejellichitft übergeht, ſonach Gefamt: 
vergütung von Mi. 1043412.75, Mark Eine Million dreiundvierzigtaufend vier: 
hundertzwölf auch fünfundfiebenzig Pfennig, zu deren Ausgleichung den Herren Jo: 
hannes Zeltner und Hermann Diek von ber Gefellichaft gewährt werden: 
ME. 499 000, Mark Bierhundertneunundneungzigtaufend, in vierhundertneunundneungig 
Stück Aktien der Gejellfehaft, während die Herren Johannes Zeltner und Her: 
mann Dieb den Betrag von Mt. 544 412.75 Pf., Mark Fünfhundertvierundvierzig: 
taufend vierhundertzwölf auch fünfundfiebenzig Pfennig, der Geſellſchaft auf die Dauer 
von zehn Jahren vom erften Januar Eintaufend achtgundertneungig, und vom gleichen 
Tage an zu viereinhalb Prozent jährlichen Intereifen verzinslich Ereditieren. 

Die Gejellfchaft ift jederzeit berechtigt, dad Kapital ganz oder in Raten abzu: 
tragen; die Herren Johannes Zeltner und Hermann Diet find insbeſondere 
verpflichtet, Hypothefarisch geficherte, zu viereinhalb Prozent verzinzliche Prioritäts: 
obligationen der Gejellichaft zu pari in Zahlung anzunehmen. 

Don den vierhundertneunundneungig Stüd Aktien hat Here Johannes Zelt: 
ner 250, zweihundertfünfzig, Stüd, Herr Hermann Diet 249, zweihundertneun: 
undvierzig, Stüd übernommen. 

Die freditierten Mi. 544 412.75 Pf., Mart Hünfhundertvierundvierzigtaufend 
vierhundertzwölf auch fünfundfiebenzig Pfennig, fallen mit ME. 272 206.38 Pf., Mark 
Zweihundertzweiundfiebenzigtaufend zweihundertſechs auch achtunddreihig Pfennig, auf 
Heren Johannes Zeltner und mit Mi. 272 206.37 Pf., Mark Zweihundertzwei: 
undfiebenzigtaufend zweihundertſechs auch fiebenunddreigig Pfennig, auf Herrn Her- 
mann Dieß. 

8 1. 

Die Herren Carl Leverkus und Otto Leverfus, ala Teilhaber der Han: 
delögejellichaft in Firma „Dr. E. Leverkus und Söhne“ in Leverfujen (Gemeinde 
Wiesdorf bei Opladen), bringen mit Zuftimmung ihres Mitteilhaberd, Heren Julius 
Leverkus, in die Gefellichaft ein, und die Ießtere übernimmt von denjelben: 

Die von den Vorgenannten unter der Firma Dr. 6. Leverfus und Söhne 
betriebene Ultramarinfabrif und Handlung mit allen zu diefem Fabrikbetrieb 
gehörigen Immobilien, welche in Anlage III zu diefem Statut näher be: 
zeichnet find, den auf diefen Immobilien befindlichen Gebäuden, Majchinen, 
Ütenfilien und fonftigen Aftiven auf Grund der Bilanz per einunddreißigiten 
Dezember Eintaufend achthundertneumundachtzig, von welchen Tage an der 
Betrieb der Fabrik und Handlung auf die Aktiengefellichaft übergeht. 

Paffiven find, außer achtundvierzig Kreditoren, welchen zweihundertzwei 
Debitoren gegenüber ftehen und ME. 76 045.01 Pf., Mark Sechsundiiebenzig« 
taufend fünfundvierzig auch einen Pfennig, als Saldo der Guthaben bei Des 
bitoren laſſen, nicht vorhanden. 
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Der Grumd und Boden und die Gebäulichkeiten find bewertet auf Mf.575000.— Pf., 
Markt Fünfhundertfünfundfiebenzigtaufend. 

Die Mafchinen, Trandmiffionen und vorhandenen Einrichtungen. Utenſilien, 
Werkzeuge, Geräte und Ausrüftungsgegenftände ac. auf ME. 545 765.62 Pf., Mark Fünf: 
hundertfünfundvierzigtaujend fiebenhundertfünfundjechzig auch zweiundiechzig Pfennig. 

Die fonftigen Aktiven der Bilanz und deren Bewertung ift in der Anlage IV 
dieſes Statut3 enthalten und ergiebt einen Gejamtbetrag von Mt. 695 923.24 Pf., 
Markt Schshundertfünfundneunzigtaufend neunhundertdreiundzwanzig auch vierund— 
zwanzig Pfennig, jo daß fich als zu leitende Gefamtvergütung Mi. 1816 683.86 Pf., 
Mark Eine Million achthundertjechzehntaufend jehshundertachtundachtzig auch ſechs— 
undachtzig Pfennig berechnen; da jedoch die Teilhaber der fyırma Dr. E. Leverfus 
und Söhne jeit der Bilanz vom einunddreihigften Dezember Eintauſend achthundert: 
undneunundachtzig den Betrag von ME. 250 000.— Pf, Mark Zweihundertfünfzig- 
taufend, entnommen haben, jo mindert jich die ihnen zu leitende Vergütung auf 
Mt. 1566 688.86 Pf., Mark Eine Million fünfhundertjechtundjechzigtaufend ſechs— 
hundertachtundachtzig auch fechsundachtzig Pfennig. 

Zur Ausgleihung gewährt die Gejellichaft den Herren Carl Leverfus und 
Otto Leverfus Mi. 1249000.— Pf., Mark Eine Million zweihundertneunund: 
vierzigtaufend, in 1249, Eintaufend zweihundertneunundvierzig Aktien der Gejellichoft, 
welche jonach al3 volleinbezahlt gelten. 

Vom Reftbetrag von Mi. 317 688.86 Pf., Mark Dreihundertjiebenzehntaufend 
ſechshundertachtundachtzig auch jech3undachtzig Pfennig, erhalten die Herren Carl 
Leverkus und Otto Leverfus am erjten Oktober Eintaufend achthundertneungig 
zinsfrei ME. 45 765.62 Pf., Mark Yünfundvierzigtaufend fiebenhundertfünfundjechzig 
auch zweiundjechzig Pfennig, bar ausbezahlt, während Mi. 271 923.24 Pf., Mar 
Zweihunderteinundfiebenzigtaufend neunhundertdreiundzwanzig auch vierundzwanzig 
Pfennig, der Aktiengefellfchaft auf die Dauer von zehn Jahren vom erften Januar 
Eintaufend achthundertneunzig und von dem gleichen Tage an zu biereinhalb Prozent 
jährlichen Intereſſen verzinslich Ereditiert werden. 

Die Gejellichaft iſt jederzeit berechtigt, „die Schuld ganz oder in Raten abzu— 
tragen; die Herren Carl Leverkus und Otto Leverfus find insbejondere ver— 
pflichtet, hypothekariſch geiicherte viereinhalbprozentige Privritätsobligationen der 
Gejellichaft in Zahlung zu nehmen. 

Don den Eintaujend zweihundertneunundbierzig Aktien hat Herr Carl Lever— 
kus 625 jechöhundertfünfundzwanzig Stüd, Herr Otto Leverkus 624 fechshundert- 
vierundzwanzig Stück übernommen; an dem Betrag von Mt. 317 688.86 Pf., Mark 
Dreihundertfiebenzehntanjend jechshundertachtundachtzig auch jechsundachtzig Pfennig, 
find diejelben je zur Hälfte beteiligt, 


s II. 

Die Herren Johannes Zeltner, Hermann Dieb, Carl Leverkus und 
Dtto Leverkus erhalten ferner als Bergütung für den inneren Wert der abge: 
tretenen Gefchäfte je 250 zweihundertfünfzig Stüc, zufammen ſonach 1000 Eintaufend 
Stüf Genußfcheine mit den aus den Paragraphen dreizehn umd vierzehn ſich er: 
gebenden Rechten. 

Die vorgenannten Empfänger der Genußicheine erklären für ſich und ihre Rechte: 
nachfolger, dab ihnen fein Widerſpruchsrecht zufteht, falls die Aitiengejellichaft das 
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im Paragraphen vier feſtgeſetzte Grundkapital beliebig und einmal oder wiederholt 
erhöhen, oder noch weitere Genußſcheine im Höchſtbetrage von 500 fünfhundert Stück 
mit den gleichen Rechten, wie die ihren Genußſcheinen gewährten, ausgeben ſollte. 


$ 12. 

Die zur Dedung de3 Grundlapitala der Gefellichaft noch auszugebenden weiteren 
zwei Attien find bei Gründung der Gejellfchaft gezeichnet und alsbald voll einbezahlt 
worden. 

8 13. 

Die Genußfcheine, welche nach dem Paragraphen elf dieſes Statut3 den dafelbit 
genannten Perfonen zu gewähren find, lauten auf Namen und werben mit einer von 
dem Auffichtsrate zu beftimmenden Zahl von Coupons und Talons ausgegeben. 

Die Genußicheine find mit genauer Vezeichnung der Nummern und des In— 
haber3 nach Namen, Stand und Wohnort in ein befonderes Buch der Gejellichaft 
einzutragen. 

Menn das Eigentum eine? Genuficheines auf einen andern übergeht, fo ift dies 
unter Vorlegung des Genußjcheines und des Nachweifes des Überganges bei der Ge: 
fellichaft anzumelden und in dem betreffenden Buche vorzumerfen. 

Im Verhältnis zur Gefellichaft werden nur diejenigen als Eigentümer ange: 
jehen, welche als folche in dem betreffenden Gejellfchaftsbuche verzeichnet find. 

Zur Prüfung der Echtheit von Übertragungen, fowie der Legitimation der Prä: 
fentanten von Genußſcheinen, deren Coupons und Talons ift die Gejellichaft berechtigt, 
aber nicht verpflichtet. 

Im übrigen finden auf die Genußſcheine reip. ihre Coupons und Talons die 
Paragraphen fünf bis fieben des Statut? finnentiprechende Anwendung. 


8 14. 

Der Genußſchein berechtigt den Eigentümer gegen Einlieferung des betreffenden 
Coupons auf den ratierlichen Bezug von zwei Neuntel de3 allenfall3 nach Verteilung 
einer Jahresdividende von zehn Prozent auf die jeweilig ausgegebenen Aktien ver: 
bleibenden bilanzmäßigen Gewinnüberfchuffes gemäß Paragraph zweiunddreißig diejes 
Statut3 und ferner auf die eventuelle Partizipation an dem Reingewinn gemäß 
Paragraph zweiunddreißig, sub 5b des Statute. 

Im alle der Auflöfung und Liquidation der Gejfellichaft, ebenſo im Falle 
deren Vereinigung mit einer anderen Gejellichaft, durch welche erjtere aufgelöft würde, 
ift die Gefellichaft verpflichtet, die Genußfcheine gegen eine Vergütung des zwölfund— 
einhalbfachen Betrages des Durchichnittes der Beträge, welche in den dem betreffenden 
Beichluffe der Auflöfung und bezw. Vereinigung vorangegangenen drei Gejchäfts- 
jahren allenfall3 auf die Genußicheine aus dem Reingewinn entfallen find, mindeſtens 
aber mit Eintaufend Mark für jeden Genußſchein einzulöfen. 

63 jollen jedoch bei Auflöfung und Liquidation der Gejellichaft die Genuß: 
fcheine erſt nach vollftändiger Dedung des Aktienkapitals zum Zuge fommen. 

Tas Recht der Einlöfung fteht der Gejellichaft auf Beſchluß ihrer Generalver- 
fammlung aud) während ihrer Dauer zu, und zwar fann diefelbe einen oder mehrere 
Genußfcheine nach Beitimmung durch das Los zur Einlöfung bringen; jedoh kann 
diefe Einlöfung nur aus dem nach Paragraph zweiunddreißig zur Verfügung der 
Generalverfammlung ftehenden Gewinnrefte ftattfinden. 

Mit und durch die partielle Einlöfung von Genuficheinen mindert ſich ente 
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ſprechend der Zahl der eingelöften Genußjcheine der eventuelle Gewinnbezug ber 
übrigen Genußjcheine. 

Die Einberufung des oder der Genußfcheine zur Einlöfung erfolgt durch eins 
geichriebene Briefe an die in dem Gejellfchaftsbuche eingetragenen Inhaber und durch 
Bekanntmachung in den Gejellicaftsblättern mit Anberaumung einer bejtimmten, 
mindeſtens breiwöchentlichen Präfentationsfrift. 

Mit Ende eines Jahres nach Ablauf der Präjentationzfrift erlischt jeder An- 
Ipruc auf Vergütung und jedes Recht aus den bis dahin nicht präfentierten Genuß: 
icheinen, welche wertlos werben; die Coupons und Talons werden bereit mit ber 
Publitation der Einberufung ungültig. 


g 15. 


Der Mitgründer der Geſellſchaft, Herr Friedrich Curtius-Brockhoff, 
in ſeiner Eigenſchaft als alleiniger Inhaber der Fabrik und Handlung in Firma 
Julius Curtius in Duisburg, verpflichtet ſich, und hat ſich verpflichtet, der Aktien— 
geſellſchaft ab erſten Januar Eintauſend achthunderteinundneunzig auf die Dauer von 
fünfzehn aufeinanderfolgenden Jahren ſeine geſamte Produktion von Ultramarin, und 
zwar in Höhe von dreizehnhundert Tonnen jährlich, verkäuflich zu ſeinem jeweils 
nachzuweiſenden Selbſtkoſtenpreis zuzüglich von ME. 34.60 Pf., Mark Vierunddreißig 
auch ſechzig Pfennig, pro Tonne für Zinſen und Amortiſation, zu überlaſſen. Herr 
Friedrich Curtius-Brockhoff in Firma Julius Curtius verpflichtet ſich, 
während dieſes Zeitraumes feinen Fabrikationsbetrieb in Ultramarin auf dreizehn: 
hundert Tonnen jährlich zu beſchränken und dieſe dreizehnhundert Tonnen nur an 
bie Aktiengeſellſchaft zu liefern, verzichtet jomit auf jede weitere Produktion und jeden 
Berfauf an dritte. 

Herr Curtius hat in Qualität und im Prozentjaß diejenigen Farben zu liefern, 
welche er bisher und fpeciell im Jahre Eintaufend achthundertneunzig dargeftellt und 
verkauft hat. Der Prozentja von Abfallblau, d. h. folcher reiner fyarbe, welche im 
Jahre Eintaufend achthundertneunzig zu ME. 30, dreißig Mark, und darunter per 
einhundert Silo, in zweihundertfünfzig Hilo Faß franko Fabrik verfauft wurde, darf 
feinesfall3 zehn Prozent der Gefamtproduftion überfteigen. 

Herr Curtius hat feine Kundenverzeichniſſe, die Bezeichnung deren Bezüge nad 
Qualität und Preis der Aftiengejellichaft zu behändigen. 

Die gelieferten Quantitäten find drei Monate vom Tage ber Faktura an oder 
nah Wahl der Aktiengejellichaft bis zum fünfzehnten des der Lieferung folgenden 
Monats mit eineinhalb Prozent Skonto bar zu bezahlen. 

Gegen die vorgedachten, von Herrn Curtius übernommenen und von der Aktien: 
geſellſchaft acceptierten Verpflichtungen gewährt lehtere dem Herrn Curtius — an: 
fangend am erften Januar Eintaufend achthunderteinundneungzig — denjenigen gleichen 
Betrag des jährlichen bilanzmäßigen Neingewinnes, welcher auf Eintaufend zwei: 
Hundertachtundvierzig Aktien und fünfhundert Genußjcheine jeweils entfallen wird, 
wogegen Herr Curtius fich andererjeit3 verpflichtet, an dem etwaigen bilanzmäßigen 
Sahresverlufte mit dem Betrag zu partizipieren, welcher ratierlih auf Eintaufend 
zweihunbertfünfzig Aktien der Geſellſchaft fich berechnet. 

Sollte Herr Curtius in einem Betriebsjahre weniger als breizehnhundert 
Tonnen geliefert haben, jo reduziert ſich — unbeichadet der Frage, ob Herr Curtius 
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der Gefellichaft wegen der Minderlieferung ſchadenserſatzpflichtig ift — feine Parti— 
zipation am Gewinn und Verluft entfprechend ber Minderlieferung. 

Herr Curtius ift berechtigt, das vorbezeichnete Bertragsverhältnis in allen 
jeinen Zeilen auch dor Ablauf der fünfzehn Jahre durch Kündigung ſpäteſtens drei 
Monate vor Ende eines Geichäftsjahres mit dem Ablauf des letzteren aufzulöfen, falls 
er die Abtretung feiner Ultramarinfabrif mit Grund und Boden (ca. Einundeinhalb 
Heltar), Gebäulichteiten, Maſchinen, Einrichtungen, Utenfilien, Mobilien u. ſ. w., 
hewertet zu Mt. 1075 000.— Pf, Mark Eine Million fünfundfiebenzigtaufend, und 
jeiner Vorräte an Rohftoffen, Materialien, Halb: und Ganzfabrifaten nad) Bewertung 
durch Sachverftändige gegen Gewährung von Aktien zu pari bis zum Betrag von 
Me. 1250 000.— Pf., Mark Eine Million zweihundertfünfzigtaujfend, und eventuell 
Barzahlung und gegen Gewährung von fünfhundert Genußfcheinen angeboten, die 
Aktiengefellichaft aber diefes Angebot abgelehnt Haben jollte. 


g 16. 

Sämtliche Koften der Gründung der Geſellſchaft, einſchließlich der Koſten der 
Eintragung der Geſellſchaft zum Handelsregiſter, der Überfchreibung der Immobilien 
auf die Gejellichaft, des Drudes der Aktien und Stempel der Aktien, werden von 
den Gründern getragen, jo dab der Gejellfchaft in allen dieſen Richtungen feine 
Koften erwachſen dürfen. 


Titel II. 
Organiſation der Gefellichaft. 


s 17. 
Die Organe der Gejellichaft find: 
A. die Direktion (der Vorftand), 
B. der Aufſichtsrat, 
C. die Generalverfammiung. 


A. Die Direltion, 


$ 18. 

Die Direktion bildet den Vorftand der Gejelljchaft im Sinne des Geſetzes und 
bejteht aus einem oder mehreren Mitgliedern Oiretioren welche der Aufſichtsrat 
ernennt. 

Der Aufſichtsrat kann auch ſtellvertretende Direktoren ernennen. 

Mit Zuſtimmung des Aufſichtsrates fünnen von der Direktion Prokuriſten und 
Handlungsbevollmächtigte beftellt werben. 
Die Beitellung der Direktoren und deren Stellvertreter kann jederzeit durch ben 
Auffichtsrat widerrufen werden, unbejchadet der denfelben etwa zuitehenden Ent: 
— —— aus den mit denſelben abgeſchloſſenen Anſtellungsverträgen. 


$ 19. 

Die Direktion führt die Gejchäfte der Gejellichaft nach Makgabe der Beftimmungen 
des Geſetzes und der Statuten, fowie auf Grund der von dem Aufſichtsrate zu er: 
teilenden Inſtruktionen. 

- Die Direktion ernennt und entläßt die Beamten der Geſellſchaft, ſoweit nicht 
durch die Geſchäftsordnung die Genehmigung des Aufſichtsrates vorbehalten iſt. 
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Beamte, zu deren Ernennung und Entlafjung die Genehmigung des Auffichtsrates 

erforderlich ift, können bon ber Direktion bis zur Entſcheidung des Auffichtsrates 

ſuſpendiert werden. 
$ 20. 

Die Direktion bedarf der Zuftimmung des Auffichtärates: 

1. zu dem Erwerb, der Veräußerung, ber VBerpfändung oder fonftigen Be: 
laftung von Immobilien; 

2. zur Aufnahme von Anlehen; 

3. zu Neubauten und Umbauten; 

4. zur Errichtung oder Aufhebung von zur fommans 
ditarifchen oder jonftigen Beteiligung bei Gejchäften oder Unternehmungen 
dritter; 

5. zum Abſchluß von Pacht: und Mietverträgen auf längere Dauer als drei 
Jahre. 

| 82. . 

Die Firma der Gejellichaft wird, jolange nur ein Direktor gewählt ift, von 
diefem gültig gezeichnet, und bejtimmt der Auffichtarat, ob ein ftellvertretender Direktor 
oder Profurift gleichfalls allein oder in welcher Weiſe follektiv die Firma zeichnet. 

Bei mehreren Direktoren beftimmt der Aufſichtsrat, in welcher Weife Direktoren, 
ftellvertretende Direktoren und Profuriften die Firma gültig zeichnen. 


B. Der Auffichtsrat. 


8 22. 

Der Aufſichtsrat befteht aus wenigstens drei und höchſtens neun Mitgliedern, 
welche von der Generalverjammlung gewählt werden. 

Die Wahl des erften Anffichtsrates gilt, da das erſte Geichäftsjahr der Gejell- 
haft auf einen fürzeren Zeitraum ald ein Jahr feit Eintragung des Gefellichafts- 
vertrages in das Handeläregifter bemeſſen iſt, bis zum Ablaufe de am Ende dieſes 
Sahres Laufenden Geichäftsjahres. Bon da ab erfolgt die Wahl auf den Zeitraum 
vom Tage der Wahl bis zum Ablauf der der Wahl folgenden vierten ordentlichen 
Generalverfammlung. 

Scheidet im Laufe eines Gejchäftsjahres ein Mitglied aus, jo bedarf es, jolange 
der Auffichtsrat aus drei oder mehr Mitgliedern befteht, feiner Ergänzung vor der 
nächſten ordentlichen Generalverfammlung. 

Iſt die Zahl der Mitglieder des Auffichtsrate® auf weniger als drei herab: 
gegangen, jo hat der Auffichtsrat oder der Vorftand fo zeitig eine Generalverfanm: 
lung zur Vornahme der Ergänzungswahl einzuberufen, daß jpätefteng innerhalb dreier 
Monate nach dem Eintritt jener Thatjache die Ergänzung des Auffichtärates ftatt- 
gefunden * 

g 28. 

Der Aufſichtsrat erwählt jährlich einen Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. 
Die Zuſammenberufung der Sitzungen erfolgt durch den Vorſitzenden oder deſſen Stell: 
bertreter. 

Der Auffichtsrat ift beichlußfähig, wenn jämtliche Mitglieder geladen find und 
mindeftens die Hälfte jeiner jeweiligen Mitglieder in der Sitzung anweſend tft. Zur 
Gültigkeit eines Beſchluſſes ift einfache Stimmenmehrheit der anmwejenden Mitglieder 
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erforderlich, bei Stimmengleichheit enticheidet die Stimme bes Vorſitzenden. Der Bor- 
fiende kann in jolchen Fällen, welche er für dringlich erachtet, brieflich, telegraphiſch 
oder telephoniſch Abftimmung veranlafen. 

Die Protokolle werden von ben in der Sitzung anwejenden Mitgliedern, die 
Ausfertigungen von dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter unterzeichnet. 

Der Auffichtrat ftellt im übrigen feine Geſchäftsordnung ſelbſt feit. 


$ 24. 

Der Auffichtsrat hat den Vorftand bei feiner Gejhäftsführung in allen Zweigen 
ber Verwaltung zu überwachen und zu dem Zwede fi) von dem Gange ber An— 
gelegenheiten ber Gejellihaft zu unterrichten. Er kann jederzeit über biejelben Bes 
richterftattung von dem Vorſtand verlangen und felbft oder durch einzelne von ihm 
zu beftimmende Mitglieder, auch unter Zuziehung von Sachverftändigen, die Bücher 
und Schriften ber Gefellichaft einfehen, den Beftand der Geſellſchaftskaſſe und die Be— 
ftände an Wechjeln, Waren u. ſ. w. unterfuchen. 

Er Hat die Jahresrechnungen, die Bilanzen und die Vorfchläge zur Gewinn 
verteilung zu prüfen und darüber alljährlich der Generalverfammlung der Aktionäre 
Bericht zu erftatten. 

Er hat eine Generalverfammlung zu berufen oder durch den Vorſtand berufen 
zu laſſen, wenn dieſes im Intereſſe der Gejellichaft erforderlich ift, oder wenn die 
Einberufung von dem Vorftande oder von Aktionären unter den Vorausſetzungen des 
Art. 237 des Geſetzes verlangt wird. . 

Der Auffichtsrat ſchließt die Anftellungsverträge mit den Mitgliedern der Diref- 
tion und beftimmt deren Bezüge. 

Er übt ferner diejenigen Befugniffe aus, welche ihm die Statuten bejonders 
zumeifen. 

g 25. 

Der Auffichterat bezieht neben Erſatz feiner Auslagen ala Entjchädigung für 
feine Mühewaltung lediglic die in Paragraph zweiunddreißig diefer Statuten feft- 
geſetzte Tantième, über deren Verteilung unter feine Mitglieder er beichließt. 

Den Mitgliedern des erftgewählten Auffichtärates kann jedoch eine Entſchädigung 
für ihre Mühemwaltung nur durch die nach Ablauf des Zeitraumes, für welchen fie 
gewählt find, ftattfindende Generalverfammlung bewilligt werden. 


C. Die Generalverfammiung. 


8 26. 

Die ordentliche Generalverfammlung der Aktionäre findet innerhalb ber legten 
ſechs Monate eines jeden Kalenderjahres in Frankfurt am Main oder an einem an- 
deren bon dem Aufſichtsrate beftimmten Orte ftatt und wird von dem Vorſtand oder 
dem Auffichtsrate durch einmalges Ausichreiben in den Gefellfchaftsblättern, welches 
minbeften® zwei Wochen vor dem DBerfammlungstage erjchienen fein muß, berufen; 
das Ausjchreiben hat jederzeit auch den Zwed der Generalverfammlung (die Tages: 
ordnung) befannt zu geben. 

In derfelben Weife erfolgt die Berufung jeder auberordentlichen Generalver: 
fammlung. 

Durch die vorftehenden Beftimmungen ift die Berufung einer Generalverfamme 
lung nad) Maßgabe der Vorſchrift in Art. 237 Abſatz 3 des Gefehes in dem eben- 
daſelbſt vorgejehenen Falle nicht ausgeichlofien. 
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8 27. 

Über Gegenftände, deren Verhandlung nicht mit dem Ausfchreiben der General: 
verfammlung oder mindeftens eine Woche vor dem VBerjammlungstage angekündigt 
ift, Lönnen Befchlüffe nicht gefaßt werden; ausgenommen hiervon ift jedoch der 
Beſchluß über den in einer Generalverfammlung geftellten Antrag auf Berufung einer 
außerordentlichen Generalverfammlung. 

Aktionäre, deren Anteile zufammen den zwanzigften Zeil des Grundfapitala 
darftellen, find berechtigt, zu verlangen, daß Gegenftände zur Beichlußfaffung auf die 
Tagesordnung der Generalverfammlung gejegt werden, inſofern dieſes Verlangen jo 
zeitig geftellt wird, da die Ankündigung entweder in dem Ausjchreiben oder doch 
mindeftens eine Woche vor dem VBerfammlungstage erfolgen kann. 


8 28. 

Die Aktionäre, welche an der Generalverfammlung teilnehmen wollen, haben 
ihre Aktien oder Interimäfcheine bis zu dem von dem Auffichtsrate oder dem Vor: 
ftande in der Einladung zur Generalverfammlung zu beftimmenden Zeitpunfte vor 
der Generalverjammlung, und zwar bis nach der Generalverfammlung, zu hinterlegen. 

Jede Aktie giebt eine Stimme. 

Sjeder ftimmberechtigte Aktionär fann fi) durch einen Bevollmächtigten aus 
der Zahl ber übrigen ftimmberechtigten Aktionäre fraft öffentlicher oder Privat: 
vollmacht vertreten laſſen. 

Pflegbefohlene üben ihr Stimmrecht durch ihre gejeglichen, juriſtiſche Perſonen 
durch ihre ftatutarifchen Vertreter aus. 

Frauen können fich durch Bevollmächtigte, die auch Nichtaktionäre fein dürfen, 
vertreten Lafjen. 

Der Auffichtsrat beftimmt alles Weitere über die Legitimation zur Teilnahme 
an der Generalverfammlung, namentlich auch über die Hinterlegungäftellen, und find 
dieje in dem Ausjchreiben der Generalverfammlung befannt zu machen. 


829 

Die Generalverfammlung bejchließt: 

1. über die Erhöhung oder Herabjeßung des Grundfapitals; 

. über die Abänderung oder Erweiterung de3 Gegenftandes der Unternehmung; 

. über alle Statutenänderungen ; 

. über die Fufion und Auflöfung der Gejelichaft; 

. fie wählt den Auffichtörat; 

. fie empfängt den Gejchäftsbericht des NWorftandes nebft Gewinn: und Verluft: 
rechnung und Bilanz, jowie den Prüfungsbericht des Auffichtsrates, be: 
ichließt über die Bilanz uud über die Gewinnverteilung und erteilt dem 
Borftande die Entlaftung. 

Die Gegenftände unter 5 und 6 bilden die regelmäßige Tagesordnung der 
ordentlichen Generalverfammlung. 

Die Verhandlung der Bilanz ift zu vertagen, wenn died mit einfacher Stimmen: 
mehrheit befchloffen oder von einer Minderheit, deren Anteile den zehnten Zeil des 
Grundkapitals darftellen, verlangt wird, auf Verlangen der Minderheit jedoch nur, 
jobald von ihr beftimmte Anſätze der Bilanz bemängelt werben; in letzterem Falle 
gilt bezüglich der nicht bemängelten Anſätze der Bilanz die Entlaftung des Bor: 
ſtandes ala erfolgt. 


op m 
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Über die Gegenftände unter 1 bis.4 kann nur durch eine Generalverfammlung, 
in.welcher mindeftens zwei Dritteile des Aftienfapitals vertreten find, und mit einer 
Mehrheit von drei Vierteilen des vertretenen Kapitals gültig beichloffen werden; aus— 
genommen ift zu 3 die Abänderung der Beltimmung über die Gefellichaftsblätter, 
welche mit einfacher Stimmenmehrheit und ohne Rüdficht auf das vertretene Kapital 
beichloffen werben kann. Sit in der zu einem der vorgenannten Zwecke einberufenen 
Generalverfammlung nicht die vorgeichriebene Anzahl von Aktien vertreten, jo ift 
innerhalb der nächften ſechs Wochen eine zweite Generalverfammlung einzuberufen, 
welche aladann ohne Rücficht auf die Zahl der vertretenen Aktien mit drei Viertel 
Mehrheit des in der Generalverfammlung vertretenen Kapitals gültig befchließen kann. 

An allen übrigen Fällen bejchließt die Generalverfammlung durch einfache 
Stimmenmehrheit. 

Alle Abftimmungen erfolgen jchriftlich, fofern nicht ein anderer Weg. der Ab- 
ftimmung einhellig genehmigt wird. 

$ 30. 

Den Borfiß in der Generalverfammlung führt der Borfibende des Auffichts- 
rates oder deſſen Stellvertreter oder ein von dem Auffichtsrate gewähltes Mitglied 
beajelben. 

In dem Falle eine Generalverfammlung nach) Maßgabe der Borfchrift in 
Urt. 237 Abſatz 3 des Gefehes einberufen worden wäre, ebenjo wenn der Vorſitzende 
und die Mitglieder des Auffichtsrates die Führung des Vorſitzes ablehnen würden, 
wählen die in ber Generalverfammlung erichienenen Aktionäre mit einfacher Stimmen= 
mehrheit den Vorfibenden der Berfammlung. 

Die Generalverfammlung erwählt aus ihrer Mitte zwei Stimmenzähler. Über 
die Beichlüffe der Generalverfammlung wird ein gerichtliches oder notarielles Protokoll 
geführt, welches Lediglich) von dem Borfibenden und ben beiden Stimmenzählern 
unterjchrieben wird; demjelben ift ein Verzeichnis der erjchienenen reſpektive ver— 
tretenen Aktionäre mit Angabe der Zahl der von ihnen vertretenen Aktien und ge 
führten Stimmen beizufügen; eine Beifügung ber Vollmachten zu dem Protofoll ift 
nicht erforderlich. 

Eine beglaubigte Ausfertigung der Urkunde ift ohne Verzug nach der General— 
verfammlung von dem Borftande zu dem Handelsregifter zu überreichen. 


Titel IV. 
Bilanz, Gewinnverteilung, Reſerve. 


8 31. 

Das erfte Geſchäftsjahr der Gejellichaft endet am dreikigften Juni Eintaufend 
achthundert und neunzig, von da ab läuft das Geſchäftsjahr vom erften Juli big 
zum breißigjten Juni des folgenden Jahres. 

Die Direktion Hat Inventar und Bilanz nah Schluß des Geichäftzjahres 
aufzuftellen. Für die Aufftellung fommen bie allgemeinen Vorfchriften des Art. 31 
des Handelsgeſetzbuches und die befonderen Vorjchriften des Art. 1852 des Gejehes 
vom 18. Juli 1884 zur Anwendung. 

Der Auffichtsrat beftimmt im Einvernehmen mit der Direktion, ob an Anlagen 
und Gegenftänden, welche dauernd zum Gejchäftsbetrieb der Gejellichajt beftimmt find, 
an dem Anſchaffungs- oder Herftellungspreife beziehungsweife an dem bereits unter 
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diefem Preiſe ftehenden Buchwerte der der Abnutzung gleichtommende Betrag in 
Abzug gebracht oder ob ein der Abnugung emtiprechender Erneuerungsfonds in Anja 
gebracht, beziehungsweiſe der beitehende Erneuerungsfonds entiprechend erhöht 
werden joll. 

. Späteftens Ende Oftober eines jeden Jahres hat der Vorftand die Bilanz, die 
Gewinn: und Verluſtrechnung und einen den Vermögensſtand und die Verhältniffe 
der Gejellichaft entwicelnden Bericht dem Aufficht3rate zur Prüfung vorzulegen. 

Dieje Vorlagen und der Prüfungsbericht des Auffichtärates find mindeftend zwei 
Wochen vor dem Tage der ordentlichen Generalverfammlung in dem Gejchäftslofale 
der Gejellichaft zur Einficht der Aktionäre auszulegen. 


$ 32. 

Bon dem nach der genehmigten Bilanz fich ergebenden Reingewinne find: 

1. fünf Prozent in den Rejervefonds fo lange einzuftellen, ala derjelbe den 
zehnten Zeil des jeweiligen Aftienfapitals nicht überjchreitet; 

2. von dem alödann verbleibenden Betrage find bis zu vier Prozent auf das 
eingezahlte Aktienfapital als erfte Dividende an die Aktionäre und bis zu 
bier Prozent aus dem Betrage von ME. 1248000, Mark Eine Million 
zweihundertachtundvierzigtaufend ($ 15), an Heren Friedrich Curtius— 
Brodhoff, in Firma Julius Eurtius, zu verteilen; 

3. bon dem übrigen Reingewinne find zu überweifen zehn Prozent als Tan— 
tieme an den Auffichtsrat und die den Direktoren und Beamten laut ihren 
Anftellungsverträgen gutfommenden Tantiemen; 

4. aus dem Überreit erhalten die Aktionäre eine weitere. Dividende bis zu 
ſechs Prozent auf das Aktienkapital und Herr Friedrich Curtius— 
Brodhoff, in Firma Julius Eurtius, bi zu jechs Prozent Zinfen 
aus ME. 1248000, Mark Eine Million zweihundert achtundvierzigtaufend; 

5. verbleibt hiernach noch ein Überjchuß, jo find: 

a. zwei Neuntel bdesjelben unter die berechtigten Inhaber der Genuß— 
iheine gemäß $ 14 und ein Neuntel an Herrn Friedrich 
Gurtius3-Brodhoff, in Firma Julius Curtiud, zur Ber: 
teilung zu bringen. 

b. Die anderen zwei Drittel ftehen zur Verfügung der Generalverfamm- 
lung, welche insbefondere auch nach $ 14 die volle oder teilweife 
Berwendung zur Einlöfung von Genußſcheinen oder die volle oder 
teilweife Zurückſtellung zu ſolchem Zwecke beichließen fann. 

Inſoferne jedoch die Generalverfammlung die Verwendung zur Zahlung einer 

weiteren Dividende bejchließen würde, partizipieren die Genuficheine und Herr 
Friedrih Eurtius-Brodhoff (in Firma Julius Curtius) an der zur Ber: 
teilung fommenden Summe in der MWeife, dab die Genuhicheine mit je Mark 1000, 
Markt Eintaufend, und für Heren Curtius als SKapitalbetrag Mark 500 000, 
Mark Fünfhunderttaufend, in Rechnung fommen. 


$ 33. 

Der Rejervefonds, in welchen, abgejehen von den in $ 32 bejtimmten, jowie etwa 
bon einer Generalverfammlung zu beichließenden Zuwendungen, ohne Rüdfiht auf 
feinen jeweiligen Beftand der Gewinn einzuftellen ift, welcher bei einer Erhöhung 
des Aftienfapitald durch Ausgabe der Aktien zu einem höheren als dem Nominal: 


120 Zeltner. 


betrag erzielt werden follte, und ferner die zu Gunften der Gefellichaft verjährten 
Dividenden fließen, dient ausfchließlich zur Dedung eines aus der Bilanz fich er: 
gebenden Berluftes. 

Über die Verwendung etwaiger Specialvejerven zu den Zwecken, zu welchen fie 
gebildet wurden, befchließt der Auffichtsrat, imfoferne nicht bei Kreierung der be: 
treffenden Referve die Generalverfammlung fi die Verfügung über dieſelbe aus— 
drücklich vorbehalten hat. 

Solange die Generalverfammlung nicht ander3 beftimmt, können ber Referve: 
fonds und die Rejerven unverzinglich zum Betriebsfonds verwendet werden, unbeichabet 
jedoch bejonderer Buchung. 

Zitel V. 
Belanntmachungen. 
8 34. 

Alle Bekanntmachungen ber Gefelichaft erfolgen durch das geſetzlich oder ftatuten: 
gemäß hierzu berufene Gefellfchaftsorgan unter der ftatutengemäß verordnneten Unter: 
ſchrift mittel3 Einrüdens in: 

1. den Deutjchen Reichdanzeiger, 
2. die Frankfurter Zeitung, 

3. die Kölnische Zeitung, 

4. den Fränkiſchen Kurier. 

Zum Nachweis rechtzeitiger Bekanntmachung fol jedoch in allen Fällen die 
rechtzeitige Belanntmahung in dem Deutjchen Reichdanzeiger genügen. 

Sollte eines der unter 2 big 4 genannten Blätter eingehen oder nicht mehr 
zugänglich jein oder die Bekanntmachung ablehnen, jo genügt bis nad) Schluß der 
nächſten ordentlichen Generalverfammlung, welche mit einfacher Stimmenmehrheit ein 
anderes Blatt beftimmen fann, das Cinrüden in die übrigen genannten Blätter. 

Sofern nicht öftere Publifationen durch das Geſetz oder das Statut vor: 
gefchrieben find, bedarf ed nur der einmaligen Bekanntmachung in den Geſellſchafts— 
blättern. 


Anlage B. 


Bericht der vereinigten Ultramarinfabriten 
vormals Leverkus, Zeltner u. Konforten in Nürnberg 
an die ordentliche Generalverfammlung der Aktionäre 
vom 18. November 1891 
über daS Betriebsjahr 1890/91. 


Bericht des Vorſtandes. 
Geehrte Herren! 
Der Abſchluß des erften vollen Betriebsjahres unferer Gejellichaft bietet ung will: 
fommene Gelegenheit, Ihnen die Verficherung zu geben, daß die Erwartungen, die 
wir von demjelben hegten, fich zum großen Zeil erfüllt haben. 
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Wo früher ſchrankenloſe Konkurrenz gewaltet, welche die Freude an unferer fo 
Hlühenden und den Weltmarkt beherrfchenden Jnduftrie immer mehr vergällte und 
die Erträgniffe jchmälerte, da Herricht Heute zielbewußte Cinmütigfeit und Schaffenz- 
freudigkeit. 

Es iſt nach wie vor die Abſicht der leitenden Kreiſe, nicht durch unvernünftige 
Preisſteigerungen, die nur den Konſum einſchränken würden, Dividenden von be— 
ftechender Höhe zu erzielen, jondern durch mäßige, der Steigerung der Rohmaterialien 
entiprechende Erhöhung der Verfaufßpreife und durch Ausnützung aller bei ung jeht 
vereinten Sachfenntnis und Erfahrung unjere Induftrie wieder auf eine völlig gefunde 
Bafi3 zu bringen und aus den in ihr angelegten Kapitalien eine fich allmählich 
hebende Rente zu erzielen, die dem Rififo entipricht, da3 der Anlage von Kapitalien 
in der Induſtrie in erheblicherem Maße innewohnt, wie folcher in Staatäpapieren. 

Wie auß unferem Statut erfichtlich, find folgende Werke in unferer Firma auf: 
gegangen: 

Ultramarinfabril von Dr. C. Leverfus & Söhne, Leverkufen bei Köln a, Rh., 
Nürnberger Ultramarinfabrif, Joh. Zeltner, Nürnberg, 
Hannoverſche Ultramarinfabrif vorm. Aug. Egeftorff, Linden⸗Haunover, 
Schweinfurter vorm. Heidelberger Ultramarinfabrif, Oberndorf-Schweinfurt, 
Aktiengeſellſchaft Blaufarbenwerk Marienberg, Ultramarinfabrit Bensheim, 
Aktiengeſellſchaft Sophienau, Sophienau bei Eisfeld, 
Jordan & Hecht in Ofer, 
Andernacher Ultramarinfabrit 3. Nuppeney & Eo., Andernad), 
Gebr, Bahl & Eo, in Montabaur, 
während wir die Produktion in Mltramarin der Firmen 
Yulins Curtius, Duisburg, 
Altiengefellfchaft Georg Egeftorffs Salzwerke, Linden-Hannover, 
auf 15 Jahre zum Berfauf übernommen haben. 
Die nachftehenben Firmen 
Theunert & Gechter, Chemnig i. S., 
Ultramarinfabrit Wilh. Büchner, Aktiengeſellſchaft, Pfungſtadt, 
Horadam & Co. in Düſſeldorf, 
G. G. Stinnes in Ruhrort, 
Sam. Fr. Holtzapfel in Grub bei Koburg, 
haben die Fabrikation in Ultramarin eingeſtellt. 

Vier außerdem in Deutſchland exiſtierende kleinere Ultramarinfabriken, deren 
Produktion circa 6%0 der Geſamtproduktion Deutſchlands beträgt, werden denklich 
mit der Zeit zu ber Einficht gelangen, dab ihre Intereflen innerhalb der Vereinigung 
jedenfalls beſſer gewahrt fein würben, wie zur Zeit. 

Zu einem kurzen Bericht auf das verfloifene Gefchäftsjahr übergehend, erwähnen 
wir, daß die fo notwendige Erhöhung der Preije unjerer Fabrifate in den meiften 
Füllen Leicht durchgeführt werden fonnte, doch hat die Erledigung” einer großen Zahl 
vor unferer Bereinigung übernommener Aufträge zu billigen und teilweife verluft: 
dringenden Preifen den Ertrag des verfloffenen Geichäftsjahres ebenſo erheblich ge: 
Ichmälert, wie das fortgejeßte Steigen der Preiſe für Soda, Schwefel und andere 
Rodftoffe, ſowie die fortdauernd enormen Preife für Kohlen und Coaks. 

Natürlich konnten fich auch die Vorteile, die wir von der Vereinigung der ber: 
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ichiedenen Werke mit Recht durch Eriparnis an Vertriebsſpeſen, durch Austauſch der 
Erfahrungen, namentlich aber durch die Vereinfachung des Betriebes erwarten dürfen, 
im erften Geichäftsjahre nicht erheblich geltend machen, diefelben werben aber | in ber 
Folge ganz wejentlich zum Ausdruck kommen. 

Selbftverftändlich ift auch unjere Branche in 1890/91 von der fait allgemein uns 
günftigen Geichäftslage nicht unberührt geblieben, eine Reihe von Inbduftrien, die 
unfere Produkte verwenden, lag jehr darnieder, jchlechte Ernteausfichten in einzelnen 
Provinzen beeinträchtigten die Kaufkraft der Konjumenten, die Bauthätigfeit hatte 
allerort3 erheblich nachgelaffen und der Erport — namentlich durch die unficheren 
Verhältniffe in Mittel- und Südamerifa — unverfennbare Einbußen erlitten. 

Trotzdem nun im neuen Geichäftsjahr, mit Ausnahme des Erportes — der ſich 
etwa® zu heben beginnt — die oben geichilderten Verhältniſſe fich in feiner Weiſe 
gebeffert, ſondern eher verjchlechtert haben, ift da3 Verkaufsquantum unferer Fabrikate 
im I. Quartal 1891/92 im Gegenjat zu demjelben Zeitraum des vorigen Jahres wohl 
das gleiche geblieben, während der Verfaufswert aber um circa 5%o geftiegen ift. 


Unjere Verkäufe für die Firmen Julius GEurtins in Duisburg und Georg 
Egeſtorffs Salzwerle ım I. Quartal des neuen Geichäftsjahres find dabei natürlich 
nicht berüdfichtigt, da uns deren Produktion im abgelaufenen Gefhäftsjahr noch nicht 
zur Verfügung ftand. 

Dieje Umstände, unter Berüdfichtigung deffen, dab das erjte Betriebsjahr durch 
die Erweiterung unferer Gejellichaft mit dem ganz erheblichen Betrag von circa 
Mt. 115000 — circa 2%0 des Aktienfapitals für Fuſionskoſten und einmalige Ab— 
findungen belaftet ift, laffen ung mit Zuverficht eine ftetige Fortentwidlung des Er: 
trägniſſes erwarten. 

Zu der Ihnen vorliegenden Bilanz bemerfen wir, dab Immobilien und Eins 
richtungen mit circa ME. 560000 niedriger zu Buch ftehen, als nad) der durch einen 
vereidigten Sachverftändigen im Laufe ded Jahres 1891 aufgeftellten Tare, daß ferner 
fämtliche Reparaturen auf Gebäude, Mafchinen und Öfen, die für das abgelaufene 
Betriebsjahr auf den ungewöhnlich hohen Betrag von über Mt. 100000 fich beliefen, 
direft dem Fabrikationsunkoſten-Konto belaftet und gleich den oben erwähnten circa 
ME. 115000 fofort abgefchrieben wurden. 


Der Reingewinn beträgt laut der vorliegenden Bilanz nad) erfolgten Abfchreibungen 
Mt. 505339.49, über deren Verwendung Ihnen der Auffichtsrat Vorjchläge unter: 
breiten wirb. 


Nürnberg, im Dftober 1891. 


Der Borftand: 
9. Diet, Generaldirektor. 


Bericht des Auffichtsrates. 


Geehrte Herren! 


Unter Bezugnahme und unter Anſchluß an den Geichäftsbericht des Vorſtandes 
beehren wir und, Ihnen mitzuteilen, daß die Bücher und die Jahresrechnung durch 
unjeren Revifor geprüft und richtig befunden worden find. 
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63 ergiebt ſich für das Betriebsjahr 1890/91 nach bethätigten 


Abſchreibungen ein Reingewinn von. . . 2. Mt. 505339.49 
Davon find in den Refervefonds einzftlen 5% mit ... ,. BIT— 
Dom verbleibenden Rejtbetrag zu . - ... ME 80072.49 


erhalten die Herren Aktionäre gemäß $ 82 — Statuis zu⸗ 
nächſt 4%o des eingezahlten Aktienkapitals von Mk. 5500 000.— 


Wil Mt. 220000. — 

und Herr GSurtius gemäß N 15 — Statut 

zunächſt 4% aus Mi. 4656001 . .... „=, 1864 — = NM. 3364 — 
Aus dem übrigen Reingewinn von . . Mt. 241448.49 


find zu übermweifen gemäß $ 32 unjeres Statuts 

an Tantiemen: F 
dem Auffichtsrat 10% aus Mk. 234302.66= Mi. 23430.27 
den Direktoren und für Remunerationen an 


Beamte . . . nr ..43600.— 67030.27 
Wir ſchlagen Ahnen FR von Din Biernach 
verbleibenden . . . DE. 174418.22 
an die Herren Aktionäre —R als Supers i 
dividende mit oo. . . Mt. 137500.— 
und an Heren Curtius 21% Of au at. 465 600 
WIE 2° % .....164.— = „ 149140.— 


zu verteilen * ben verbleibenden Reft von Mt. 25278.22 
auf neue Rechnung borzutragen. 

Falls diefer Vorſchlag Ihre Zuftimmung findet, wird der Coupon Nr. 2 mit 
Mt. 65.—, fofort zahlbar, eingelöft. 


Nürnberg, im Oftober 1891. 


Der Auffichtsrat: 
Johannes Zeltner, Vorfitzender. 


Herr Curtius hätte zu erhalten den Anteil von 624 Aktien unſerer Geſellſchaft, 
wofür er verpflichtet geweſen wäre, 650 Tons reinen Ultramarins zu liefern. Da er 
im erften Semefter 1891 indeflen noch 165 Tons für eigene Rechnung verkaufte, vefp- 
in —— früherer Verkäufe direkt lieferte, fo iſt er für das Geſchäftsjahr 1890/91 
nur für 185/660 aus 624 Aktien anteilberechtigt. 


124 Zeltner. 


Anlage C. 


Bericht des Borftandes und Auffichtsrates 
der vereinigten Ultramarinfabrilen vormals Leverkus, 
Zeltner u. Konforten in Nürnberg 
über das Betriebajahr 1891/92 


an die ordentliche Generalderfammlung der Altionäre 
vom 1. Dezember 1892, 


Bericht des Vorſtandes. 


Geehrte Herren! 


Das abgelaufene Betriebsjahr hat Leider die Erwartungen, die wir glaubten in 
dazjelbe ſetzen zu dürfen, nicht erfüllt, fondern una große Enttäufchungen bereitet. 

Mährend noch zu Anfang besjelben der Abſatz unferer Fabrikate ſich in be- 
friedigenden Grenzen bewegte, ging derjelbe in den fpäteren Monaten infoferne ganz 
erheblich zurück, als bie befjeren und tußbringenden Qualitäten vom Konfum vielfach 
vernadhläffigt und geringe, ſowie gemifchte Sorten ftark gefragt wurden, eine Er: 
fcheinung, die leider auch in vielen anderen Artikeln zu Tage trat und tritt, wie bie 
Klagen aus zahlreichen Induftrien beweifen. 

Daß daran die allgemeine Gejchäftslage den größten Teil der Schuld trägt, ift 
ja zweifellos, aber ein gut Zeil trifft auch den KHonfumenten jelbft, der, mangels 
genügender Sachkenntnis, vielfach durch den Zwiſchenhandel veranlaßt wird, eine 
Mare zu kaufen, die den halben Preis der befferen oder reinen Sorte koſtet, aber oft 
nur ben jechften oder achten Teil des Wertes diefer befikt. 

Abgejehen davon nun, dat wir infolge verbefjerter Fabrikation gar nicht in der 
Lage find, dem Verlangen nach Abfall und Abfallmifchjorten nur annähernd zu ent: 
iprechen, kämpfen wir mit aller Macht, diefem Mißftand zu ſteuern, und hoffen auch, 
daß e8 dem Zwifchenhandel gelingen wird, den Konjumenten zum Bezug befjerer 
Ware zu bewegen. 

Zu diefem angebeuteten Übelftande gejellte fi) im verfloffenen Betriebsjahre die 
weitere Steigerung don Soda und anderen Roh: und Hilfäftoffen, während die billiger 
gewordenen Kohlen uns erſt im neuen Gejchäftsjahre zu Gute kommen. Die Er: 
höhung des franzöfiſchen Einfuhrzolles für unferen Artikel um 60% erſchwert den 
Abſatz nad Frankreich in jo erheblichem Maße, daß geringere und mittlere Handels: 
orten davon gänzlich ausgeichloffen find. 

Zudem macht fi) auf nichtdeutjchen Märkten die Konkurrenz des Auslandes 
durch Ausbieten von Abfallforten und Herabjegung der Preife in empfindlicher Weide 
bemerkbar. 

Alle diefe Gründe, namentlich aber der verminderte Konſum in den beſſeren 
Sorten, zwangen und, eine teilweije erhebliche Einſchränkung der Produktion faft 
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aller unferer Betriebe vorzunehmen, was eben anbererjeit3 eine weſentliche Erhöhung 
ber Geitehungstoften veranlaßte und den Gewinn weiter jchmälerte. 

Die erften vier Monate des laufenden Geihäftsjahres haben eine Steigerung des 
Abjates gegenüber dem gleichen Zeitraum des Vorjahres ergeben. 

Laut der Ihnen vorliegenden Bilanz beträgt der Reingewinn des lebten Geſchäfts— 
jahres Mt. 10670.27, wozu der Vortrag des Betriebsjahres 1890/91 mit Mi. 25 278.22 
fommt. 


Nürnberg, im November 1892. 


Der Vorſtand: 
H. Diek, Generaldirektor. 


Bericht des Aufſichtsrates. 


Geehrte Herren! 


Wir beehren ung, Ihnen mitzuteilen, dat die Bücher und die Jahresrechnung 
unferer Gefellichaft von unjerem Revifor geprüft und richtig befunden worben find. 

Dem Berichte unſeres Borftandes haben wir den Ausdruck unfere® Bedauerns 
über das ungünftige Ergebnis des letzten Gefchäftsjahres beizufügen; der Ausfall muß 
als Folge der allgemeinen Berhältnifje bezeichnet werden, deren Entwiclung im Vor— 
jahre nicht vorauszuſehen war. 

Im Einverftändnig mit unferem Vorftande Haben wir die Abichreibungen nach 
vorjähriger Norm bethätigen Lafjen. 

Wir beantragen Genehmigung ber Bilanz und Entlaftung des Vorſtandes. 

Nach erfolgten Abſchreibungen ergiebt fich ein Reingewinn von ME. 10670.27 

Davon ſind in den Reſervefonds — DIE MEN 533.50 


ne ned a ee ee A AO 
zuzüglid . .. nee u 25278.22 


Vortrag — 1891 — wir Ahnen — mit. ren. Me 3541499 
auf neue Rechnung borzutragen. 


Nürnberg, im November 189% 


Der Auffichtsrat: 
Johannes Zeltner, Vorfikender. 
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— Bilanz pro 30. Juni 1891 
ba. 














30. Juni 1891 | 30. Juni 1892 





























AA AH |IR 

Smmobiliensftonto. » » «u... A 5226 662.21 

ab 1YoAbjchreibung - » » » » - - : 52266.62 | 517439559] 5066563 | 55 
Maſchinen-, Apparate- und Utenjilien- 

— Der A 1287 498.54 

ab 7!/a Yo Abſchreibung - » » » - E %6 562.38 | 1190936 161 1144896 | 95 
Handlungs⸗Mobilien-Konto . . .» - » -» A 19 755.86 

ab 10% Abjchreibung a ih : 1975.59 17 780 20 320 | 20 
Pferdes und Wagen-onto . .» ... . A 3162.50 

ab 25% Abjchreibung » - » . - « : 790.62 2371 3991| 40 
re und Thonwaren-Fabrik Sophienau . . .... . 41 764 27329! 23 

aren-Konto: | 

Vorräte an Rohftoffen, Brennmaterialien ꝛc., Halb- 

und —— bei den Betrieben und auf aus— 

wärtigen Lagern......686 2133888 041 2162177 25 
Wertpapier-Kontdd.. 416 187 101 282587 08 
—— yyy — 99 050 | 74 92476 | 95 
—— ER ar we ae ee le 25461! 69 
Debitoren-Konto: 

Guthaben bei Banken und Diverfen . «4 337 655.22 

Außenftände bei Kundichaft. - - - -» : 682 169.68 | 1019824 90] 845014! 19 

| 















10 117981 9670 818 | 49 


Soll. Gewinn: und Verluſt⸗ Konto pro 















30. Juni 1891 } 30. Juni 1892 








. A Al 4 % 

An Heritellungs: u. Verkaufskoſten inkl. Zinſen, Fuſions— 
DER EN 2857 052 70] 2666228. 70 
Abſihrebunge en 151595 |21] 147595| 14 
Reingewint - » » 2: 0000. a RE Be 35 948 | 49 





2849 772 33 





505 339 49 


Vereinigte Ultramarinfabriken 
Der Aufſichtsrat: 
Johannes Zeltner, Vorſitzender. 


ı Diejer Poſten repräſentiert die Reſervefonds der ehemaligen Aktiengeſellſchaften 
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und 30. Juni 1892. 
Paſſiba. 


30. Juni 18911 30. Juni 1892 























A A 
Altiensftapitalsffonto - » - > 2 2 . 5 500 000 | — 
Prioritäts:Anleihesftonto . » . .. . . A 2000 000.— 
ab per 30. Juni a. ce. zurüdbezahlt = 40 000.— 1847000 | — 
ee . a. 
etrie arienberg, Hannover und Sophienau Sl — 
ale rare” ea —— hi DIN 
etrie REIBENEE 2: ee 92 511| 68 
Darlehen-Konto: | 6 
Konto-Korrent:Darlehen der Vorbeſitzer, von — 
derſelben bis zum Jahre 1901 unfündbar . 627749 | 18 
Reſervefonddd... . 29590 46 
J 52582 54 
Rückſtändige Dividenden-Coupons... 2 222.0. 4352| 50 
Penfions- und Unterftügungsfaflen - - -» » » 2 2.2.. 77123 95 
Arbeiter: und Beamten-Guthaben - » » 2» 2 2 2.2.0. 180 147 | 73 
Kreditoren-Konto.. 3 713111| 96 
Gewinn: und Berluft:fonto. . . . . -» A 656 934.70 
ab Abſchreibungen 
1 % er Ammobilien . M 52 266.62 
Te: auf Mafchinen, 
Apparate u. Uten- 
filin.. ..... : 96 562.38 
10 = auf Handlungs: 
Mobilien . . . . = 1975.59 
25 = MPferde: u. Wagen- 
Konto... ..._ 5 790.62 #4. 151.595.21 | 
MEINDEWERS 39 35 948 49 
| — — 
30. Juni 1891 und 30. Juni 1892. Haben. 
30. Juni 1891 ]30. Juni 1892 
AIR A 1% 
Per Vortrag vom 1. Juli 1890 bezw. 1891... ... - 7145183 25278 | 22 


; Ulramaziwitonie . ; 0 40: u ce 3506 741!57| 2824 494 | 11 


| 284772 Be 


| 





vormals Leverkus, Zeltner & Conforten. 
Der Vorſtand: 
9. Diek, Generaldirektor. 


Hannover, Schweinfurt und Sophienau. 


VI. 


| Die Kartelle der deutfchen Salinen. 


Don 
Dr. Adolf Wurf. 





I. Die Abſatz- und Produftions-PVerhältnifje der Salinen- 
induſtrie. 


Bevor wir in eine Darſtellung der Entwicklung der deutſchen Salinen— 
kartelle eintreten, wird es erforderlich fein, einen furzen Überbliet über die 
befondere Eigenart dieſes Produktionszweiges und feine bejonderen Berhält- 
niffe in Deutjchland vorauszuſchicken. 

Die Verwendung des Produktes, die Art der Herſtellung, die Zahl 
und der Umfang der Betriebe, ihre geographiiche Lage und Anordnung zu 
einander und zu dem Abfatgebiete, endlich auch ihr Verhältnis zum Aus— 
ande bilden die Grundlage, auf welcher jene Entwidlung vor fich ge= 
gangen ift, und bedürfen daher einer kurzen Beleuchtung. 

Das Kochſalz findet eine außerordentlich mannigfaltige Verwendung. 
Am wichtigſten ift feine Verwendung als umentbehrliches menfchlicheg 
Nahrungsmittel. Der Landwirtichaft dient es als Zufaß bei der Fütterung 
des Viehs und zur Düngung des Bodens. Sehr weitgehend ijt feine Ver- 
wendung in Induſtrie und Gewerbe. Für die Sobdafabrifation, ebenio wie 
für die Herftellung chemifcher Farben und anderer chemifcher Fabrikate ift 
das Kochſalz ein wichtiges Rohmaterial. Ebenſo ift e8 für mehrere Ge— 
werbe, wie Gerbereien, Töpfereien, Seifenfiedereien u. j. w. unentbehrlich. 

Der Verbrauch von Speifefalz bewegt fich bekanntlich innerhalb be— 
ftimmter Grenzen. In Deutichland Hat fich der jährliche Verbrauch von 
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Speifefalz pro Kopf der Bevölkerung in der Zeit von 1872—1891/92 
zwijchen 7,5 kg als Minimum und 7,9 kg als Marimum bewegt und 
betrug im Durchfchnitt der lebten 10 Jahre 7,7 kg pro Kopf der Be- 
völferung. Daraus ergiebt fich, daß der Verbrauch von Speiſeſalz pro— 
portional mit der Zunahme der Bevölkerung fteigt und von den Schwan— 
tungen der allgemeinen wirtjchaftlichen Lage faft gänzlich unbeeinflußt bleibt. 

Der Verbrauch don Speifefalz im Deutjchen Reiche betrug im Jahre 
1872 312678 Tonnen und ftieg in 1891/92 auf 386362 Tonnen. 

Ahnlich, wenn auch nicht in demfelben Maße, ift der Verbrauch von 
Salz zur Biehfütterung infofern ein gleichmäßiger, ala der Zuſatz von Salz 
zum Futter ebenfalls eine bejtimmte Grenze hat, über die hinaus er dem 
Tiere nicht mehr zuträglich it. Er hängt im wejentlichen von der Größe 
des Viehſtandes und der mehr oder weniger reichlichen Fütterung ab. Ein 
ichlechter Ausfall der Futterernte wird daher auch auf den Verbrauch von 
Viehſalz ungünftig einwirken. In Fachkreiſen ift man allgemein der Ans 
fiht, daß in Deutjchland der Zujfa von Salz zum PViehfutter die an— 
gemefjene Grenze noch nicht erreicht Hat und noch ſehr der Steigerung 
fähig ift. Daß er aber immer mehr in Aufnahme gelangt, zeigt die Ver— 
brauchsjtatiftit, nach welcher der Verbrauch von Salz zur PViehfütterung 
von 53 011,2 Tonnen im Jahre 1872 auf 112597 Tonnen in 1891/92 
gejtiegen ift, alfo in weit höherem Maße, als die Viehzahl zugenommen hat. 

Noch ungleich bedeutender ift die Zunahme des Verbrauches von Salz ' 
zu gewerblichen Zweden, der im Jahre 1891/92 355 748,8 Tonnen gegen 
93 036,8 Tonnen im Jahre 1872 betrug, alfo jajt auf den vierfachen Be- 
trag geitiegen ift. Der größte Zeil Hiervon entfällt auf die Verwendung 
von Salz zur Soda- und Glauberjalzfabrifation, Dieſe in den letzten 
20 Jahren jehr aufgeblühte Induſtrie verbrauchte im Jahre 1872 76872 
Zonnen Salz, in 1891/92 aber bereit3 273678 Tonnen. Entſprechend 
dem Aufſchwunge der chemifchen Induftrie, der Farbefabrifen und Färbe— 
reien bat auch der Salzverbrauch in diefen Induftrien im Jahre 1891/92 
die Höhe von 36 258 Tonnen erreicht. 

Für das Fabrik- und Gewerbefalz läßt fich natürlich nicht diejelbe 
Konſtanz des Verbrauches erwarten, wie für Speije- und Viehſalz; viel- 
mehr ijt derjelbe hier aufs engjte von der allgemeinen wirtjchaftlichen Lage 
und den Abjahverhältnifien der betreffenden Induſtrien abhängig und 
größeren Schwanfungen unterworfen. 

Die Kenntnis des Bedaris an Speifefalz ift dagegen mit der Kenntnis 
der Bevölkerungszahl gegeben, und da die letztere ftet3 annähernd befannt 
ift und fih auch mit annähernder Gewißheit für mehrere Jahre voraus 
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berechnen läßt, jo ift es am fich jehr leicht möglich, die Produktion von 
Speiſeſalz nicht bloß für ein Jahr, jondern für mehrere Jahre dem Bedarfe 
anzupafien, bezw. das Angebot in den Grenzen der Nachfrage zu halten. 

Nicht ganz mit derjelben Wahrfcheinlichkeit, aber doch auch annähernd 
zutreffend läßt fich der Bedarf an Salz zur Biehfütterung ermitteln, da 
der Viehbeſtand von Jahr zu Jahr, ausgenommen die Jahre mit einer 
mißratenen Yutterernte, nicht allzu großen Schwankungen unterliegt. 

Speiſeſalz jowohl wie Viehſalz find alſo an fich jehr geeignet, für 
Konventionen, deren Beitand von einer genauen Anpaffung der Produktion 
an den Bedarf mehr oder weniger abhängig ijt, eine fichere Grundlage ab» 
zugeben; während dag jogenannte Fabrikſalz wegen feiner Abhängigkeit von 
der Induftrie und der allgemeinen weltwirtjchaftlichen Konjunktur diefe Be— 
dingungen nicht erfüllt. 

Das Salz gelangt entweder als Siedejalz oder als Steinjalz zur Ver: 
wendung. Der Gebrauch bdesfelben in Geftalt von Gole zu fanitären 
Zweden ift von ganz untergeordneter Bedeutung. Zu Speifefalz wird faft 
ausschließlich, zu Viehſalz bei weiten überwiegend Siedeſalz verwendet. 
Das gemahlene Steinjalz hat Hinfichtlich feiner Verwertung ala Genuß: 
mittel für Menſchen und Vieh nicht den Erwartungen entjprochen, welche 
in Fachkreifen nah Aufdeckung der mächtigen Steinfalzlager in Staffınt, 
Erfurt u. ſ. w. allgemein gehegt wurden. Es iſt vor allem jchwerer Löslich 
und ſpeeifiſch jchwerer wie das Siedejalz , und daher weniger al dieſes zu 
Speifejalz geeignet. Aus demfelben Grunde hat auch der Verbrauch des— 
jelben zur Viehfütterung nicht die erwartete Entwidlung genommen. Bon 
dem Gejamtverbrauh an Viehſalz wurden im Jahre 1872 70,5 Yo durch 
Siedeſalz und 29,5 %/o durch Gteinjalz, in 1891/92 dagegen nur 283,3 %o 
dur Steinfalz und 76,7 %o durch Siedejalz gededt. 

Umgekehrt ift das Verhältnis bei der Verwendung zu gewerblichen 
Zweden. Hier zeigt die Verwendung von Giedejalz eine ſehr erhebliche 
Abnahme im Verhältnis zum Steinjalz; denn im Jahre 1872 nahm das 
Siedeſalz noch mit 27,4 %o an dem Geſamtverbrauch von Fabrik- und 
Gewerbejalz teil, während es 1891/92 nur noch 9,8 %o, das Steinjalz 
aber 90,2 %/o desſelben lieferte, 

Bon dem Geſamtabſatz an Siedeſalz im deutjchen Zollgebiete im Jahre 
1891/92 waren 18,0 %o Biehjalz, 7,10 Salz zu gewerblichen Zmeden 
und 74,9 0/0 Speifefalz. Mithin find 92,9 0/0 des gejamten Siedefalzabjates 
Speife- und Biehfalz. 

Wir jehen alfo, daß Siedeſalz ganz Überwiegend denjenigen Verbrauch 
deckt, welcher einem ftetigen und leicht überjehbaren Bedarf entipringt, 
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während die Steinfalzproduftion Hauptjächlich den wmejentlich anders ge— 
arteten Abjagverhältniffen des Fabrikſalzes Rechnung zu tragen hat. Die 
Salineninduftrie, deren Produkt eben das Siedejalz ift, findet alfo in den 
Verbrauchs- und Abfagverhältniffen ihres Produkts eine gute Grundlage 
für Verabredungen über Preife und Abſatz. 

Auch die Produftionsverhältniffe der Salinenindujtrie find dafür günftig 
geartet. 

Das Siedeſalz wird durch Berfieden von Salzjole gewonnen. Die 
Sole ift entweder natürliche oder künstliche Sole. Die durch Auslau— 
gung don Steinjalzlagern durch unterirdiiche Gewäſſer entjtandenen natür= 
lichen Solquellen treten entweder zu Tage oder werden durch Bohrlöcher 
gefaßt. Künftliche Sole wird durch Niederbringung von Bohrlöchern auf 
Steinfalzlager und Auslaugen derjelben durch in den Bohrlöchern jtehendes 
Mailer oder auch dadurch gewonnen, daß man durch unterirdijche ſogenannte 
Sinkwerfe, die mit Süßwaſſer geſpeiſt werden, das Steinfalzlager auslaugt. 
Die jo Hergeftellte gejättigte Sole wird dann durch Pumpwerke aufgeför- 
dert. Much über Tage kann Fünftliche Solenbereitung durch Auflöfung 
von Steinjalz flattfinden oder geringhaltige natürliche Sole durch Stein- 
jalz angereichert werden. 

Diejenigen Salinen, welchen nur natürliche Sole zur Verfügung 
ſteht, finden die Grenze ihrer Produktion an der Ergiebigkeit und Reich— 
haltigkeit ihrer Solquelle. Auch bei dem Betrieb auf Steinfalzlager 
niedergeführter Bohrlöcher zur Heritellung fünftlicher Sole ergiebt fich ein 
Marimum der Solförderung, welches nicht überfchritten werden kann, 
ohne den Gehalt der Sole mwejentlich zu fchmälern und dadurch die Erfolge 
der Siedung zu beeinträchtigen. Die Vermehrung der Bohrlöcher aber hat 
den Nachteil wachjender Zerjplitterung des Betriebes zur Folge. Immerhin 
find Hier der Ausdehnung der Produktion geringere Schranken geſetzt, als 
bei der Berfiedung natürlicher Sole. Noch weniger ift es dort der Fall, 
wo die Golebereitung durch Sinkwerke gefchieht. 

Diejenigen Salinen, welche natürliche Sole zur Verſiedung bringen, 
find daher bald auf ihrer Höchiten Produktionsleiſtung angelangt, falls fie 
nicht neue Sole erbohren fünnen. Aber auch die Salinen, welche fünjtliche 
Sole verarbeiten, find, wie wir geſehen haben, an eine gewiſſe Schranfe in 
der Ausdehnung der Produktion gebunden. 

Außer von der Verfügung über die nötige Menge von Sole ift 
eine Ausdehnung der Produktion im Salinenbetriebe noch von den vor» 
handenen Betriebzeinrichtungen abhängig. Die Produftionsjähigfeit einer 
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Saline richtet fi nach der Zahl und der Heizfläche der vorhandenen 
Siedpfannen, von denen jede neue ein bedeutendes Anlagefapital und in— 
folge Vermehrung des Bedarfs an Heizmaterial auch ein nicht unbedeuten- 
des Betriebäfapital erfordert. Es find daher in der Salineninduftrie einer 
Erhöhung der Produktion ohne Erhöhung der Generalkoften jehr enge Gren- 
zen gejeßt, und es ift der Anreiz, billigere Preife durch Ausdehnung der Pro— 
duktion auszugleichen, nicht in demjelben Maße gegeben, wie beim Kohlen— 
bergbau oder auch jelbjt bei der Steinſalzgewinnung. 

Die Siedefalgproduftion zeigt alfo ſowohl Hinfichtlich der Verbrauchs— 
verhältniffe ihres Produktes, wie Hinfichtlich der Art ihres Betriebes eine 
gewifle Stetigfeit, welche fie ala ganz beſonders geeignet für Kartellbildungen 
erfcheinen läßt. Ein anderer günftiger Umjtand kommt noch infofern hinzu, 
als das Salz in faſt allen Staaten der Bejteuerung, und damit der Abſatz 
der öffentlichen Kontrolle unterliegt. Die für Konventionen jehr wichtige 
Überwachung der einzelnen Werke, wenigjtens joweit es das verabredete 
Quantum des Abſatzes betrifft, it alfo an fich nicht fchwer. 


II. Statijtit der Salinenindujtrie in Deutſchland und ihr Ber- 
hältnis zum Auslande. 


Die Zahl der Salzproduktionsſtätten jeder Art in Deutſchland, welche 
im Jahre 1872 83 betragen Hatte, ijt in 1891/92 auf 92 gejtiegen. 
Darunter waren 14 Bergwerke, 63 Salinen und 15 Fabriken mit Neben- 
geivinnung von Salz. Die Zahl der Salinen. ift während der lebten 
20 Jahre annähernd dieſelbe geblieben. Sie ſchwankte nur zwiſchen 61 
(1872) und 64 (1884/85). | 

Dem natürlichen Vorkommen von Solquellen und Salzlagern ent« 
iprechend find die Salinen in gewiſſen Gruppen über. das Deutjche Reich 
verteilt, die fich feit dem Jahre 1868 nur wenig verändert haben. 

In Norddeutichland Liegen in ſolchen Gruppen zujfammen die Galz- 
werke der Provinz Sachen und Thüringens, ferner diejenigen der Provinz 
Hannover, zu denen geographiich auch die Saline des Fürftentums Lippe⸗ 
Detmold und des Herzogtums Braunſchweig gehören, und diejenigen der 
Provinz Weſtfalen. 

In Süddeutſchland laſſen ſich drei ſolcher Gruppen unterſcheiden. 
Die bayriſche Gruppe in der ſüdöſtlichen Ecke des Königreichs Bayern; die 
ſogenannten Neckar-Salinen, welche am Neckar und Kocher liegen und teils 
zu Württemberg, teils zu Baden, teils zum Großherzogtum Heſſen ge— 
hören; endlich die elſaß-lothringiſchen Salinen an den Nebenflüſſen der 
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Meurthe und an der Saar, welche erſt durch den Frankfurter Frieden an 
das Deutiche Reich gekommen find. Vereinzelt liegen dann noch Salinen 
in der Provinz Pojen, der Provinz Heſſen-Naſſau, der Rheinprovinz, in 
Hohenzollern, im Großherzogtum Heilen und in Medlenburg Mit Aus— 
nahme der öjtlichen Zandesteile Preußens, der Provinzen Oſt- und Weſt— 
preußen, Schlefiend, des Königreich Sachfen und der an der Nordjee ge— 
fegenen Landesteile find alfo die übrigen Zeile des Deutjchen Reiches mehr 
oder weniger mit Salzproduftionajtätten verjehen. 

Die größte Zahl der Salinen (in 1891/92) weiſt die Provinz Han— 
nover auf, nämlich 12. Ihr folgt die Provinz Weſtfalen mit 9, Eljaß- 
Lothringen mit 8, Provinz Sachjen, die thüringiſchen Staaten, Bayern mit 
je 6, Württemberg mit 4, Großherzogtum Heſſen mit 3, Baden und Pro- 
vinz Heffen-Naffau mit 2, Anhalt, Braunfchweig, Medlenburg mit je 
1 Saline. 

MWejentlich anders, als man nach ihrer jeweiligen Zahl der Salinen 
erwarten jollte, geitaltet fi) das Verhältnis, in dem die einzelnen Landes— 
teile an der Gejamtproduftion von Siedeſalz teilnehmen. 

Nach der Statiftil des Deutfchen Reiches betrug im Durchichnitt der 
10 Jahre von 1882/83 bis 1891/92 die jährliche Produktion an Siedeſalz: 
in %o ber Gelamt- 


in überhaupt Tonnen produftion 
Prov. Pommern . . 2... 118 0,0 
> net wo a 16 759 3,4 
= Sablen : 2 2 2020. 108 111 22,2 
e Hannover. » 2» 2 2 0. 92 958 19,1 
= Meftfaln. . . 2... 31464 6,4 
» Heflen-NRafau . . . . . 3133 0,6 
= Rheinland . . . 2... 7201 1,5 
Hobenzollen . . . . . ; 1 724 0,4 
Königreich Preußen. -. - » » .» 261470 53,6 
⸗ Bayern.. a 42 741 88 
Württemberg. . . . 36 129 7,4 
Baden ———— 30 207 6,2 
DEIRE 2 5 rn u 15 370 3,2 
Medlenburg - » » 2» 2 20. 1376 0,3 
Braunfhweig. - » >» — 6113 1,2 
Thüringen. 38 088 7,8 
Anhalt... ee 2384 0,5 
Eljaß:Lotdringen . . .» 2... 53 738 11,0 
Deutſches Zollgebit . . .» . . 487 616 Tonnen 100,0 


Das Königreich Preußen produziert aljo mehr ala die Hälfte der ge— 
famten Produktion im Deutfchen Reiche. Innerhalb des Königreichs 
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Preußen zeigen die Provinzen Sacjen und Hannover den bedeutenditen 
Anteil nicht bloß an der Produktion des Königreich, fondern auch der 
des ganzen Reiche. In der Provinz Sachen allein find in dem angege- 
benen Zeitraume durchjchnittlich 22,2 %o erzeugt worden, d. h. joviel wie 
in Bayern, Baden und Württemberg zufammengenommen. Hannover er— 
zeugt 19,1 %o, jteht aljo Hinter Sachfen nicht weit zurüd, während die 
zunächit Höchjte Produktiongziffer, die der elfaßslothringifchen Salinen, erſt 
mit 11 %o folgten. 

Vergleicht man die Produftiongziffern der einzelnen Landesteile mit 
der Zahl der Salinen in denjelben, jo ergiebt fich, daß auch hier die Pro— 
vinz Sachſen in erjter Reihe fteht und die größten Betriebe anfweiſt. Die 
größte fächfifche Saline produzierte im Jahre 1891 62289 Tonnen Siede- 
ſalz aller Art, fait 12 %o der Gefamtproduftion Deutjchlande. 

Die kleinſten Betriebe dem Durchichnitt nach haben die Provinzen 
MWeftfalen und Hannover. Etwa der dritte Teil aller deutſchen Salinen 
bat nur eine Produktion von 2000 Zonnen und darunter. Die Pro: 
duftiongziffer der übrigen liegt meiſtens zwiſchen 3000 und 10000 Tonnen; 
nur etwa der fünfte Teil aller Salinen hat eine höhere Produktion. 

Die Konkurrenz von ausländiſchem Salze auf den deutjchen Markte 
bat in den legten zwanzig Jahren eine jehr bedeutende Abnahme erfahren. 
Zwar ftieg im Anfang diejes Zeitraumes die Einfuhr fremden Salzes von 
44 326 Tonnen im Jahre 1872 auf 55051 Tonnen in 1876; von ba 
an aber ift fie bejtändig zurüdgegangen, und betrug im Jahre 1891/92 
nur noch 25926 Tonnen. Das eingeführte Salz ift vorwiegend Speiſe— 
ſalz. Bon der obigen Einfuhr des Jahres 1891/92 waren 22268 Tonnen 
Speiſeſalz. 

Unter den einführenden Ländern ſteht in erſter Reihe England. In— 
folge des billigen Waſſerweges und der großen Entfernung der nächſtgele— 
genen deutſchen Salinen konnte ſich England zum jaft ausſchließlichen Ver— 
ſorger der Provinzen Oſt- und Weſtpreußen mit Salz machen. Es führte 
ein Speiſeſalz 

im Jahre nach Oſtpreußen nach Weſtpreußen 


100 kg 100 kg 

1875 141 746 73 382 
1880/81 156 313 95 088 
1885/86 126 352 79071 
1891/92 108 811 67 149 


Die nächjtgelegenen deutjchen Salinen waren früher die der Provinzen 
Sachſen und Hannover. Erſt jeit 1874 ift die Saline Inowrazlaw in der 
Provinz Pofen in Betrieb. Im lebten Jahrzehnt ift e8 diefen Salinen ge= 


136 Wurft. 


lungen, die englische Konkurrenz in diefen beiden Provinzen, bejonders in 
Weitpreußen, etwas zurüczudrängen. Der Abſatz inländifchen Speifefalzes 
betrug im Jahre 1891/92 nach Oſtpreußen 4218 Tonnen, nach Weft- 
preußen 6398 Tonnen, erreichte alfo in letzterem Gebiete beinahe die Höhe 
der englifchen Einfuhr. 

Am Gebiete der Nordjee konnte englifches Salz dem deutjchen wegen 
der großen Nähe der hannoverfchen und braunfchweigifchen Salinen und 
der bequemen Berbindung der bedeutendjten jächfifchen Saline mit diefen 
Gebieten durch die Elbe bisher nur wenig Konkurrenz machen. Mit jeder 
Erhöhung der Preife des inländifchen Salzes kann hier aber Leicht eine Ver— 
mehrung des Berbrauches von engliichem Salze jtattfinden. 

In zweiter Reihe fommen für die Einfuhr fremden Galzes Frankreich 
und die Schweiz in Betracht. Die franzöſiſchen Meurthe-Salinen Liegen 
dicht an der deutjchen Grenze, ebenfo die fehweizerifchen Rheinſalinen. 

Wie gefährlich die franzöfifche Konkurrenz werden kann, zeigt die fran— 
zöfifche Einfuhr in den Jahren 1872 bis 1875, in denen diejelbe von 
6807 Tonnen auf 23223 Tonnen flieg. Die dann erfolgende rapide Ab» 
nahme (1891/92 21 Z.) iſt lediglich auf Vereinbarungen der beutfchen, 
insbejondere elfaßslothringifhen Salinen, mit den franzöfifchen zurück— 
auführen. 

Die Einfuhr aus der Schweiz Hat nie eine derartige Bedeutung er- 
langt, wie die frangöfifche. Ihren höchiten Betrag erreichte fie im Jahre 
1872 mit 3652 Tonnen. Seht ift fie ebenfalls infolge von Vereinbarungen 
mit den deutfchen Salinen auf einen nicht nennenswerten Betrag zurück— 
gegangen. 

Von geringer Bedeutung find diejenigen Salzmengen, welche aus den 
Niederlanden, Belgien und Portugal bisher eingeführt worden find. 

Seit der Zollreform vom Jahre 1879 hat das ausländiſche Sala, 
welches big dahin dem inländifchen völlig gleichgeftellt war, foweit e8 zu 
Lande eingeht, einen Zoll von 80 Pr. pro 100 kg zu fragen. Diefer 
Schutzzoll wurde den deutfchen Salinen hauptſächlich mit Rückſicht auf die 
Konkurrenz der franzöfifchen Meurthe-Salinen bewilligt. Nach diefer Rich» 
tung hat der Zoll feine Wirkſamkeit jedoch noch nicht zeigen können, weil, 
wie bereit? erwähnt, die franzöftiche Konkurrenz durch Vereinbarungen be= 
jeitigt wurde. Das jeewärts eingehende Salz wurde von den Zollzufchlage 
ausgenommen, weil die Dftfeeprovinzen noch zum größten Teil auf das— 
jelbe angewieſen find. 

Während das importierte Salz hauptſächlich Siedeſalz ift und als 
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Speijejalz Verwendung findet, befteht der Export von deutjchem Salz zum 
weitaus größten Teile aus Gteinfalz. 

Wenn die Ausfuhr von Salz aus dem deutſchen Zollgebiete nach 
außerdeutjchen Ländern von 24 429 Tonnen im Jahre 1872 auf 244199 
Tonnen in 1891/92 geftiegen ift, fo entiällt der hervorragendſte Anteil 
diefer Steigerung auf die vermehrte Ausfuhr von Steinfalz. Einjchließlich 
der Ausfuhr nach den Zollaugfchlüffen betrug die Ausfuhr von GSteinjalz 
im Jahre 1891/92 214735 Tonnen. Immerhin ift auch die Ausfuhr 
von Siedeſalz ganz bedeutend und erreichte in demfelben Jahre die Höhe 
von 40449 Tonnen. 

Die Ausfuhr richtet fich Hauptjächlich nach Dänemark, Schweden und 
Norwegen, Rußland, Belgien, den Niederlanden, Dfterreich- Ungarn. Don 
außereuropäifchen Ländern ift der größte Abnehmer deutjchen Salzes Britifch- 
Indien. 

Da das Steinſalz beim Export überwiegt, jo find auch die Steinſalz 
produzierenden Landesteile, Provinz Sachſen, Anhalt und Württemberg am 
färfften an der Ausfuhr beteiligt. Siedeſalz wird am meiften von den 
hannoverjchen Salinen (21591 T. in 1891/92) zur Ausfuhr gebracht; 
dann folgen die Provinz Sachjen (7824 T.), Württemberg (1753 T.), 
Poſen (17318 T.), Anhalt (1667 T.). Die Salinen der Provinzen Sachfen, 
Hannover und von Anhalt exportieren hHauptjächlich nach den ſtandinaviſchen 
und überjeeifchen Ländern. Das württembergiſche Salz geht den Nedar 
und Rhein hinab nach Belgien und den Niederlanden. Die Saline Ino— 
wrazlam in Poſen endlich richtet ihren Erport nach dem nahe gelegenen 
Rußland, deſſen eigene Salinen jedoch feit dem Jahre 1835 das deutjche 
Salz jehr zurücgedrängt haben. Die Ausfuhr dahin ift von 59 982 Ton— 
nen im Jahre 1885 auf 11362 Tonnen in 1891/92 zurüdgegangen, 


III. Die Entwidlung der deutſchen Salinen-Kartelle. 


Die erſten Verfuche der Salinen, einen rüdfichtslofen Konkurrenzkampf 
und ein Herabdrüden der Preife unter die Grenze, bei welcher noch ein 
Gewinn erzielt werden kann, durch Vereinigungen zu verhüten, zeigen fich 
ſchon im Jahre 1868. 

- Mit dem Beginne dieſes Jahres trat die Übereinkunft der deutfchen 
Staaten vom Jahre 1867 in Kraft, wonach im ganzen Umfange des Zoll: 
vereins der freie Verkehr mit Salz hergeftellt wurde. 

Bekanntlich beftand big dahin in allen deutjchen Vereinsjtaaten, mit 
Ausnahme des Königreich® Hannover und des Großherzogtums Oldenburg, 
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das Salzmonopol. Und zwar war in einigen Staaten, wie in Bayern, 
MWüritemberg und Baden fowohl die Gewinnung und Bereitung des Salzes, 
wie der Vertrieb desſelben ausfchließlih dem Staate vorbehalten, wäh. 
rend in andern DBereinsitaaten, wie 3. B. auch in Preußen, nur ber 
Vertrieb des Salzes ein Monopol de8 Staates war, die Produktion aber 
außer den fiskaliſchen Salinen auch von privaten Werken betrieben werden 
fonnte, denen der Staat ihre Produfte nach von ihm beſtimmten Kontin— 
genten und Preijen abnahm. 

Damit waren der Produktion der einzelnen Salinen ganz bejtimmte 
Grenzen gejeßt, die fie, auch wenn ihre natürlichen Berhältniffe eine Aus— 
dehnung des Betriebes geitattet hätten, nicht überjchreiten fonnten. 

Für ihr Abfahgebiet war ihre politische Zugehörigkeit maßgebend, 
während ihre geographiiche Lage ihnen oft ein natürliches Abſatzgebiet an- 
wies, welches nur zum Zeil innerhalb der Grenzen des Staates lag, dem 
fie angehörten. Der Salzreichtum der einzelnen Staaten ftand natürlich 
nicht immer im Verhältnis zu ihrer politischen Ausdehnung. Einzelne 
Staaten, wie 3. B. Preußen, und ganz bejonders Württemberg, waren ins» 
folge ihres Salgreichtums imftande, ihre Produktion weit über den Bedarf 
des eigenen Landes hinaus zu erhöhen. Zwar gab es falzarme Staaten, 
die ihren Bedarf von den jalzreicheren auf Grund von befonderen Kon— 
ventionen bezogen, wie 3. B. das Königreich Sachſen, welches fein Salz 
produziert, von Preußen. Doch war die nicht Hinreichend und zudem 
auch noch zu jehr von politischen Verhältniffen beeinflußt, um einen natur— 
gemäßen Ausgleich in den Abſatz- und Produktionsverhältniffen über ganz 
Deutichland herbeizuführen. 

63 kam Hinzu, daß das Monopol auch auf den Konfum einen un» 
günftigen Einfluß ausüben mußte. Zwar Hat der durchjchnittliche Ver— 
brauch von Speifejalz nach Aufhebung des Monopol nicht in dem Maße 
zugenommen, wie man erwartet Hatte. Dagegen zeigt die raſche Zunahme 
des Salzverbrauchs zu landwirtjchaftlichen und gewerblichen Zweden, daß 
dad Monopol einer weitgehenden Verwendung desjelben im Wege geitanden 
hatte. 

Die Beeinfluffung der Salzproduftion Deutjchlandg durch die politifche 
Geftaltung bdesjelben hatte außerdem zur Folge, daß die ungeheure Um— 
wälzung in den Verkehrsmitteln in der erjten Hälfte diefeg Jahrhunderts 
an derjelben faſt jpurlos vorübergegangen war, obgleich fie für diefen Pro— 
duktionszweig mit feinem geringwertigen Produkte und feinem großen Ver— 
brauch an Brennmaterial von der größten Bedeutung jein mußte. 

So war e8 erflärlih, daß mit dem plößlichen Wegfall aller diejer 
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Schranken ein äußerjt lebhafter Wettkampf unter den deutichen Salinen 
begann. Bor allem juchten alle Salinen ihre Produktion baldmöglichit jo 
weit augzudehnen, als e& ihnen ihre natürlichen Verhältniſſe gejtatteten, 
und dasjenige Abjabgebiet für fi) zu gewinnen, welches ihnen durch ihre 
geographifche Lage und die Ausbildung der Verkehrsmittel zugewieſen war. 

Nach der Statiſtik de Deutichen Reichs ftieg die Produktion von 
Siedefalz im Königreich Preußen von 1868 bis 1875 um 33 %o, nämlich 
von 167718 auf 223165 Tonnen. Den bei weiten größten Anteil an 
diefer rajchen Zunahme zeigt die Provinz Hannover, die ihre Produktion 
von 37827 auf 65 926 Tonnen, d. 5. um 74,2 0/0 erhöhte. In der Pro= 
vinz Sachjen nahm die Produktion in diejer Zeit um 22,8 %/o zu, in Thü— 
ringen um 74,7 %o, in Württemberg um 55,4 Yo, in Eljaß-Lothringen 
von 1872 bis 1875 um 49,3 Yo, in Baden um 25%. Die Produktion 
der übrigen Landesteile zeigt im Jahre 1875 nur geringe Änderungen gegen 
die Zahlen von 1868. Einen ziemlich bedeutenden Rüdgang zeigen nur 
die weitjälichen Salinen, deren Produktion von 28812 Tonnen im Jahre 
1868 auf 21439 in 1875 ſank. 

Mußte ſchon diefe plößliche, ohne Rückſicht auf den wirklichen Bedarf 
erfolgende Erhöhung der Produktion auf die Preife drüden, jo wurde dieje 
Tendenz noch verjtärkt durch das Beitreben der Salinen, den Abſatz außer: 
halb ihrer bisherigen Gebiete zu fuchen und überall in neuen Gebieten erſt 
feiten Fuß zu fallen. 

So traten bereit3 im erjten Jahre der Herjtellung des freien Verkehrs 
mit Sal; am 4. September 1868 Vertreter der fächfifchen und thürin— 
gischen Salinen zufammen, um fich über die Grundjäße zu vereinbaren, 
nach welchen fie den Betrieb und Debit ihrer Salinen zur Vermeidung 
eine übermäßigen Drüdens der Preife durch die gegenfeitige Konkurrenz 
im künftigen Jahre zu leiten beabfichtigten. 

Diefe Grundjäße dachte man in einer gemeinjchaftlichen Feſtſetzung und 
Regelung der Preife und der Fixierung des Produktionsquantums für jede 
einzelne der vereinbarenden Salinen zu finden. 

Die gedachte Vereinbarung kam jedoch nicht zuftande, weil die be= 
deutenditen ſächſiſchen Salinen die Verhandlungen vorher abbrachen. Schei- 
terte jo diefer frühe Verfuch einer Einigung der ganzen Gruppe der jächfijch- 
thüringifchen Salinen, jo gelang es dagegen, einzelne Salinen für Berein« 
barungen zu gewinnen, die jedoch einen bedeutend bejchränkteren Umfang 
hatten, als die oben angegebenen. 

Die ſehr wichtige Beitimmung, daß das jährliche Produktionsquantum 
der fontrahierenden Salinen vertragsmäßig beſchränkt fein jollte, fehlt in 


140 MWurft. 


diefer Konvention vom 24. Dezember 1868. Der Hauptinhalt derjelben 
war vielmehr nur die gemeinfame Verabredung von Minimalpreifen, unter 
denen feine der fontrahierenden Salinen Speifefalz abgeben durfte. 

Die wejentlichen Punkte dieſes Vertrages, der für viele andere diejer 
erften Periode der Konventionsbejtrebungen in der Salineninduftrie typifch 
ift, waren die folgenden. Die Beitimmungen des Vertrages beziehen fich 
nicht auf jämtliche Produkte der Salinen, jondern nur auf Speifefalz. Gie 
gelten jernerhin nicht für den gefamten Abſatz diefer Salinen an Speifejalz, 
fondern nur für den Abjfa nach beitimmten Abfatgebieten, nämlich für 
den Abſatz nach den Provinzen Schlefien, Pofen, Brandenburg und Sachſen. 

Innerhalb diefer Gebiete und nur für Speijefalz vereinbarten die kon— 
trabierenden Salinen Minimalpreije, unter denen feine derſelben Speiſeſalz 
abjeben follte. 

Als allgemeinen Grundſatz für Regulierung der Preife hielt man feſt, 
daß die Preife loco Saline ungefähr gleich hoch fein follten, und ebenjo 
am Konfumtionsorte ſich nahezu gleichjtellen jollten. 

Die Feliftellung der Preiſe für die einzelne Saline richtete fich alfo 
nach der Entfernung don dem der Konvention unterliegenden Abjabgebiete. 

Da zwei der fontrahierenden Salinen 3. B. zu den angegebenen Ge— 
bieten in annähernd gleicher Entfernung lagen, jo wurden die Preiſe für 
diefe beiden Salinen loco Saline gleich hoch jejtgejeßt, für die dritte Sa— 
line wegen ihrer mehr wejtlichen Lage dagegen etwas niedriger. 

Nach diefen Grundpreifen loco Saline wurden dann unter Berüdfich- 
tigung der Frachtdifferenzen die Preife für die einzelnen Provinzen jo ges 
regelt, daß fie am Konſumtionsorte nicht zu große Verſchiedenheiten auf: 
wiefen. Es wurden aljo für die entjernteften Konjumtiongorte etwas nie— 
drigere Preife loco Saline fejtgejeßt, als für die näher liegenden, und daher 
innerhalb des Konventiondgebietes je für die Provinz Schlefien und den 
füdlichen, näher begrenzten Teil der Provinz Poſen, für das fübliche 
Pofen und für die Provinzen Brandenburg und Sachjen bejondere Grund- 
preife verabredet. Zu diefen Grundpreifen wurden die Frachtpreiſe hinzu— 
gerechnet, woraus fich der Preis am Konfumtiongorte ergab. 

Außer der Entfernung der Saline von Abjatgebiete wurde aber auch 
die verſchiedene Qualität des Salzes in Betracht gezogen. Wenn von zwei 
der fontrahierenden Salinen mit gleichem Locopreiſe die eine ein Produkt 
befferer Qualität erzielte, jo war naturgemäß diefe Saline im Vorteil vor 
der mit fchlechterem Salzproduft. So erhielt denn auch eine der Salinen, 
deren Produkt don nachweislich geringerer Qualität war, die Vergünftigung 
zugebilligt, den Preis billiger jtellen zu dürfen. 
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Ein Rabatt durfte nur an Großhändler, d. h. Abnehmer von jährlich 
über 50000 Etr. und mehr, gewährt werden. 

Dagegen waren die übrigen Berfaufsbedingungen nicht in die Kon— 
vention aufgenommen. Die Gewährung von Kredit, Skonto, die Preife der 
Säde, ebenfo, wie bereits erwähnt, die Preife der übrigen Salze der Sa— 
linen waren dem Belieben der einzelnen Salinen überlafjen. 

Die Konvention wurde zunächſt für das Yahr 1869 abgejchloffen. 
Eine der Eontrahierenden Salinen hatte fich jedoch vorbehalten, daß für 
fie die Konvention außer Kraft treten follte, wenn fie big zum 1. April 
1869 weniger als 50000 &tr., big zum 1. Juli weniger al® 90000 Gtr. 
abſetze, hatte fich alfo damit gegen eine Benachteiligung ihres Abſatzes 
durch die Konvention fichern wollen, die einerjeit3 dadurch hervorgerufen 
jein Konnte, daß der Abſatz der Saline im Konventionsgebiete ſelbſt 
zurüdging, oder aber in dem nicht zur Konvention gehörigen Abſatzgebiete 
derfelben eine Verminderung erfuhr, für die dann nur Erjaß durch Unter- 
bringung im Konventionsgebiete bei freier Konkurrenz möglich war. 

Die ganze Konvention beruhte lediglich auf dem gegebenen Worte der 
Salinenvertreter. Konventionaljtrafen oder jonjtige Strafbeitimmungen für 
Zumwiderhandeln gegen die Beitimmungen des Vertrages, oder vorzeitiges 
und einjeitige® Zurüctreten von der Konvention waren darin nicht ge= 
troffen. 

Dffenbar war die Weglafjung einer Regelung der Kredit- und Sfonto= 
gewährung ein Mangel der Konvention; denn es war leicht, unter die feit- 
gejeßten Minimalpreife durch größere Ausdehnung des Kredits und Gewäh- 
rung höheren Skonto Herunterzugehen, ohne doch gegen den Wortlaut des 
Vertrages zu verftoßen. Es kommt auch bald die Klage einer der kon— 
trahierenden Salinen gegen eine andere, daß fie infolge günjtigerer Kredit- 
und Diskontgewährung billiger verkaufe, al3 die Verabredung ei. Und im 
April 1869 bereit? wird der Vertrag dahin ergänzt, daB Beitimmungen 
über Kredit- und Skontogewährung aufgenommen werden. 

Bei Erneuerung diejes Vertrages für das Jahr 1870 wurde dann die 
Wirkung desſelben außer auf die Preife des Salzes, Kredit und Sfonto, 
auch auf die Preife der Säde eritredt. Ein jehr großer Fortſchritt, wenn 
man in Rüdficht zieht, daß für den Salzhandel bei dem geringen Wert 
de8 Produktes und der Notwendigkeit jorgfältiger Verpackung in feinenen 
Säden die Preife der Ießteren einen hohen Prozentfaß des Gejamtpreifes 
des Produkts einnehmen. | 

Eine gleiche Vereinbarung ſchloſſen drei Salinen, zwei ſächſiſche und eine 
thüringifche, für das Königreich Sachjen und Thüringen, und mit bejonderer 
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Preisfeſtſetzung für die Provinz Schleſien. Dieſe im Juli 1869 abgeſchloſſene 
Vereinbarung ſollte jedoch nur bis zum 1. September desſelben Jahres 
Gültigkeit haben. 

Ein weiterer unſicherer Punkt, der die Verabredung leicht empfindlich 
ſtören konnte, war der Umſtand, daß die Preiſe an den einzelnen Kon— 
ſumtionsorten bon den Frachtſätzen abhängig waren, Anderungen in den 
Frachtſätzen daher auch eine Anderung in den Preifen zur Folge haben 
mußten, ohne daß von denſelben die einzelnen Salinen in gleicher Weife 
getroffen worden wären. 

Auch diefer Punkt wurde daher bei der im November 1870 erfolgten 
weiteren Erneuerung obigen Bertrages für dag Jahr 1871 in Rüdficht ge— 
zogen, indem beftimmt wurde, daß bei Anderung in den gegenfeitigen 
Trachtunterichieden durch Eröffnung neuer Bahnlinien oder Neuregelung der 
Tarife auch eine neue Verftändigung über die Preife erfolgen jollte. 

Eine weitere Anderung zeigt diefer erneuerte Vertrag für 1871 gegen 
die früheren derjelben Kontrahenten darin, daß der Vorbehalt der einen 
GSaline, von der Verabredung vor Ablauf derjelben zurüdtreten zu können, 
falla ein beitimmtes Abſatzquantum innerhalb gewiſſer Zeit nicht erreicht 
wird, auch den beiden andern Salinen zugeftanden wird. Lebteren jedoch 
in anderer Form, indem diefe beiden Salinen zum Rücktritt berechtigt fein 
follten, wenn der Abja der dritten Saline biß zum 1. Juli mehr als 
10000 &tr., bis zum 1. Oktober mehr ala 150000 Gtr. betragen follte. 

Durch diefe Beitimmungen ficherten ſich alfo die fontrahterenden Sa— 
linen dagegen, daß das Verhältnis des Anteil am Abſatze nicht über eine 
gewifle Grenze hinaus verſchoben werden fonnte: ein Beweis dafür, daß 
man die Unzulänglichfeit bloßer Regelung der Preife und Verkaufsbedin— 
gungen bereits jehr wohl erkannte. 

Eine bemerkenswerte Anderung zeigt die Konvention der fächfifchen 
Salinen für dag Jahr 1872, der auch die bedeutendite thüringifche Saline 
beitrat. 

Außer der Verabredung über die Preife und Berfaufsbedingungen 
innerhalb näher beftimmter Abſatzgebiete, in welchen die Salinen mit— 
einander fonkurrierten, verpflichteten fich die Kontrahenten, in bejtimmten 
anderen Abjabgebieten fich überhaupt feine Konkurrenz zu machen. 

Zwei der ſächſiſchen Salinen hatten fich des Abſatzes nach den König— 
reihen Sachſen und Bayern gänzlich zu enthalten. Dafür verzichteten die 
beiden andern Salinen auf den Abjaß: die eine nah Schlefien, die andere 
nach Polen, Brandenburg und dem nördlich der Linie Merfeburg— Leipzig 
gelegenen Zeil der Provinz Sachen. 
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Dieje Verteilung der Abjatgebiete entiprach ungefähr den bis dahin 
wirklih don den einzelnen Galinen in Beſitz genommenen Abjabgebieten 
und enthielt ſomit nur die Verabredung, fich in Bezug auf die gegenfeitige 
Konkurrenz in den bisherigen Grenzen zu halten. Es Hatte fich dies als 
eine Konfequenz der früheren Konventionen herausgeftellt. Denn, wenn in 
dem einen Abſatzgebiet fich die Salinen durch Konvention gewinnbringende 
Preiſe ficherten, in den übrigen aber ſich nach wie vor Konkurrenz machten, 
jo mußte bier die Konkurrenz um jo jchärfer ausfallen, da die Salinen, 
für einen Zeil ihres Abſatzes gefichert, hier um fo niedrigere Preife ftellen 
fonnten. 

So wurden die Salinen durch den Zwang der Verhältniffe dazu ges 
führt, das Gebiet ihrer Verabredungen immer mehr zu erweitern. 

Bei der Erneuerung diefer Konvention für das Jahr 1873 mußte 
dann bereit3 auf die Konkurrenz der hannoverſchen Salinen Rüdficht ge- 
nommen werden. In dem nördlichen Teile der Provinzen Sachſen und 
Brandenburg machte fich die Konkurrenz diefer Salinen jo bemerflich, daß 
ein Feſthalten der Konventionspreife dort nicht durchführbar gewejen wäre. 
E3 wurden daher die Orte nördlich der Linie Magdeburg, Berlin, Frank— 
furt von der Konvention ausgenommen und den dorthin abjegenden Salinen 
die Preisſtellung unter den Minimalpreifen geitattet. 

Als dann im Laufe des Jahres 1873 die Konkurrenz der Hannoverjchen 
Salinen in Brandenburg und Sachſen jich immer mehr verjchärfte und 
fchließlih auch in der Provinz Schlefien in bedrohlichen Umfange auftrat, 
war die Aufrechterhaltung der Konvention der jächftich-thüringifchen Sa— 
linen für diefe Gebiete unmöglich geworden, wenn es nicht gelang, Die 
hannoverſchen Salinen Hinzuzuziehen. 

Im Frühjahr 1874 kam eine Ginigung der hannoverſchen und fächfifch- 
thüringifchen Salinen auch zuftande, in welcher fie für gewifle Gebiete die 
gegenjeitige Konkurrenz einjtellten und für andere gemeinfchaftlich bleibende 
Abfabgebiete gleiche Verfaufspreife und Verkaufsbedingungen vereinbarten. 

Im Anjchluffe an diefe Konvention erfolgte dann eine Vereinbarung 
der hannoverjchen und jächfifch-thüringifchen mit einzelnen heififchen Salinen 
über das jehr umſtrittene Abjahgebiet der Provinz Heſſen-Naſſau. Diefe 
Vereinbarung bejtimmte einerſeits, daß innerhalb des gemeinjchaftlichen 
Debitsfeldes ein beftimmter, von der Verſammlung jeftgejegter Minimal: 
verfaufspreis von allen Kontrahenten innegehalten werden jollte. Anderer: 
ſeits verjprachen die Salinen, ihr ſonſtiges Abjaggebiet zu achten. Die 
hannoverſchen Salinen bewogen die übrigen Kontrahenten zum Berzicht auf 
jeden Abja nach der Provinz Hannover, verpflichteten fich aber ihrerjeits, 
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für ihren Abſatz in Hannover gleiche Verkaufspreife zu Halten und auch 
mit den andern dahin konkurrierenden Salinen zu vereinbaren. Zu Gunften 
der fächfifchen und thüringifchen Salinen verzichteten die andern Kontrahenten 
auf den Abſatz nach dem öftlich der Linie Erfurt— Nordhaufen und deren 
Verlängerung liegenden Gebiete der Provinzen Sachſen, Brandenburg, Pom— 
mern, Bofen, Schlefien, dem Königreich Sachſen und dem nicht zu dem 
gemeinjchaftlichen Debitzfelde gehörigen Zeile Thüringens. 

Diefer Verzicht galt jedoch für diejenigen hannoverſchen Salinen, die 
mit den fächfichen Salinen das oben erwähnte bejondere Abkommen ges 
troffen hatten, nur unbefchadet diejeg Abkommens. 

Sehr bald ſtellte fich aber Heraus, was man übrigens bereits bei 
Abſchluß der Konvention befürchtet Hatte, daß die für das gemeinfchaftliche 
Debitsjeld feſtgeſetzten Preife wegen der Konkurrenz der nicht beigetretenen 
jüdlichen heſſiſchen und der eljaß-lothringifchen Salinen nicht zu Halten 
waren, und man jah fich genötigt, diefelben auf einer neuen Konferenz nicht 
unbedeutend herabzufeßen. 

Die ſächſiſchen und thüringifchen Salinen find infolge ihrer geo— 
graphiichen Lage, wie wir gejehen haben, auch auf den Abſatz nach Bayern 
hingewieſen, deffen eigene Saltnen infolge ihrer ungünftigen Lage in der 
fübdftlichiten Ede des Königreiches nach den nördlichen und weftlichen Teilen 
des Landes einen wejentlich weiteren Transportweg Haben, ala die Salinen 
des benachbarten Thüringens, Sachſens und Württembergs. 

Beſonders die fächfifchen und thüringifchen Salinen juchten einen 
großen Zeil ihrer erhöhten Produktion in Bayern unterzubringen. Die 
bayerifchen Salinen verjuchten daher bereit im Jahre 1871, dieje Salinen 
für eine Berftändigung zu gewinnen. Es gelang auch im Augujt des 
Jahres, mit der bedeutendjten konkurrierenden Saline eine Konvention über 
die Preife abzufchließen, der dann auch drei andere für die Konkurrenz in 
Bayern in Frage kommende jächftfche und thüringifche Salinen fih an— 
ſchloſſen. Doch bereit im Mai 1872 kündigte eine ſächſiſche Saline dag 
Abkommen mit der Begründung, daß die vereinbarten Preife von den an— 
dern Salinen nicht gehalten worden wären. Bon den bejchuldigten Sa— 
linen wurde allerdings die Vermutung ausgeſprochen, daß dieſe Beichuldie 
gung nur ein Vorwand wäre und in Wirklichkeit die Saline wegen ftarfen 
Rüdganges ihres Abſatzes nach Bayern von dem ihr nachteiligen Abkommen 
loskommen wollte. Doch welches auch der wahre Grund gewejen jein mag, 
die Konvention Löfte fich infolge des Rücktritts diefer Saline auf. 

Die Berhandlungen wegen einer neuen Vereinbarung wurden ſofort 
wieder aufgenommen, waren aber zumächjt deswegen rejultatlos, weil die 
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obige Saline nunmehr Kautionslegung als Garantie gegen Übertretung 
verlangte, wozu fi) die übrigen Kontrahenten nicht verjtehen wollten. 
Erſt im Oktober desjelben Jahres gelang es wieder, die Mit« 
glieder der früheren Vereinbarung zu einer neuen Konvention zufammen- 
zufchließen. Außer der Bereinbarung über die von den einzelnen Salinen 
innezubaltenden Preiſe verpflichteten fich die Fontrahierendeu Salinen auch 
zur Innehaltung gleicher Berkaufsbedingungen, gleichen Kredite, Skontos 
und gleicher Sadpreife. Zu der verlangten Sicherung gegen Übertretung 
hinterlegten die Mitglieder Kautionen, und waren gehalten, fich gegenfeitig 
Einficht in die Handelsbücher zu gewähren. Bei entjtehenden Streitigkeiten 
follte ein von den Parteien gewähltes Schiedögericht mit Ausfchluß des 
Rechtöweges entjcheiden. Die Vereinbarung wurde auf ein Jahr gefchlofjen ; 
doch jollte bei Anderung in den Tarifen oder, falls nicht zur Konvention 
gehörige Salinen mit wefentlich niedrigeren Preifen in Konkurrenz treten 
follten, auf Verlangen auch nur einer der beteiligten Salinen eine ander: 
weitige Regelung der Preiſe erfolgen. 

Bereits zwei Monate jpäter (22. Dezember 1872) tritt jedoch an bie 
Stelle diefer Vereinbarung eine neue Konvention, der alle für den Abfag 
nach Bayern in Frage fommenden ſächſiſch-thüringiſchen Salinen beitraten. 
Man bejchräntte fich diesmal nicht auf die Beitimmung der Preife, jon= 
dern zog den einzelnen Mitgliedern gewiſſe Grenzen nicht bloß für das 
Quantum ihres Abſatzes, jondern auch für das Gebiet desjelben innerhalb 
Bayernd. Im übrigen enthielt der Vertrag die früher fchon üblichen 
Beitinnmungen über Kredit, Skonto, Sadpreife, Schiedägericht. 

Diefer Vertrag wurde dann auf einer Konferenz zu Koburg im Mai 
1873 mit geringen Veränderungen erneuert. Sehr bemerkenäwert war bei 
diefer Erneuerung des Vertrages, daß einer thüringifchen Saline freie Preig- 
ftelung zur Befämpfung der franzöfiichen Saline Barangeville, deren Kon— 
furrenz fich über das gemeinfchaftliche Debitzfeld ausdehnte, zugeftanden 
und ihr zu dieſem Zwede auch die Ablaffung beitimmter Salzmengen zu 
niedrigen Preifen von den andern Salinen verjprochen wurde. 

Ahnliche Vereinbarungen, wie die vorftehend gefchilderten, hatten auch 
die weftfälifchen Salinen für ihr Abſatzgebiet abgeſchloſſen. 

Einen wefentlich andern Charakter als dieſe Konventionen hatte der 
fogenannte Nedar-SalinensBerein. Diefer Verein bejtand jchon lange vor 
Aufhebung des Monopol. Es gehörten ihm die bei Wimpfen auf einem 
verhältnismäßig engen Raume gelegenen fiskaliſchen badiſchen und württem— 
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für den Abſatz außer Landes gemeinſam unter Leitung eines Vorortes ab: 
Schloffen und das zu liefernde Quantum unter fich nach beitimmtem Ber: 
hältnis verteilten. Der DBerein Hat alfo jchon in ſehr früher Zeit die 
Form eines gejchlofjenen Syndikats gehabt und ijt auch nach Aufhebung 
des Monopol3 bis heute beftehen geblieben. 

Bis zum Jahre 1874 erjtredten fich alfo die Konventionen unter den 
Salinen fajt über dad ganze norddeutiche und über einen Teil des ſüd— 
deutjchen Abſatzgebietes. 

In demfelben Jahre jedoch, zu deifen Anfang fie noch eine jo bedeu— 
tende Ausdehnung erhalten Hatten, famen alle diefe Konventionen zur Auf- 
löfung, und es zeigte fich, daß fie in ihrer Organifation nach nicht ftark genug 
waren, um Beunruhigungen des Marktes Stand Halten zu können. 

Die Gründe für Ddiefen plößlichen Zerfall der Konventionen lagen 
bauptjächlich darin, daß fie erſtens nur die Preife und Berfaufsbedingungen 
regelten, nicht aber auch die Produktion, und zweitens darin, daß fie fih 
immer nur auf einzelne Salinen und einzelne Abſatzgebiete ertredten. 

Die feftgefegten Minimalpreife konnten auf die Dauer nicht gehalten 
werden, wenn zu gleicher Zeit eine fich fortdauernd fteigernde Ausdehnung 
der Produktion ftattfand und Diefelbe nicht in Einklang mit dem Bedarfe 
gebracht wurde. 

Mochten fi auch die Konventiongfalinen innerhalb der Konventiond- 
gebiete in Bezug auf ihren Abſatz Schranken auferlegen, was zudem durch 
die Konventionsbeftimmungen meiſtens gar nicht zur Pflicht gemacht war, 
jo juchten fie dafür ihre Mebrproduftion um jo rüdfichtölofer auf anderen, 
nicht zur Konvention gehörigen Gebieten unterzubringen, und machten fich 
bier, wo fie nicht zum MWaffenftillftand gezwungen waren, eine um jo 
Ichärfere Konkurrenz. Erlitt eine Saline in dieſen Gebieten einen Rück— 
gang ihres Abſatzes, jo war es ihr nun nicht möglich, diefen Rückgang 
dur Mehrabfat in dem Konventionggebiete wieder auszugleichen, und e8 
konnte dann leicht der Vorteil der Höheren Preife innerhalb des Konventions— 
gebietes durch den Nachteil verringerten Abfabes in dem t Bhrigen Abſatz⸗ 
gebiete weit überwogen werben. 

Jede Änderung in den Abſatzverhältniſſen in den nich zur Kon— 
vention gehörigen Gebieten mußte ſo auf diejenigen der Konventionsgebiete 
zurückwirken. 

Es Fam Hinzu, daß die Kontrollmaßregeln und das Syſtem der Kon— 
ventionalftrafen in diefen Konventionen meiftens völlig ungenügend waren. 
Der Mangel an Kontrollvorichriften erzeugte gegenſeitiges Miktrauen unter 
den Salinen. Sobald der Abſatz eines der Kontrahenten. im Konventiong- 
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gebiete ftieg, regte fich der Verdacht, daß die nur — Umgehung des 
Vertrages möglich ſein konnte. 

Derartige Beſchuldigungen find denn auch thatſachlich häufig erhoben 
worden. Die damals noch herrſchende Disparität der Eiſenbahnfrachtſätze 
der einzelnen Gijenbahngejellichaften und der. Häufige Wechſel derſelben 
brachten bei der Abhängigkeit der Konventionalpreife von denjelben. eben- 
falla ein Moment der Unficherheit in die Konventionen, und wiederholt 
find Streitigkeiten darüber entftanden, ob nicht eine Saline inggeheim bil- 
ligere Frachtſätze genieße, ala fie vorgebe. 

Da Konventionalftrafen meiſtens nicht fejtgejfeßt wurden, oder, wo es 
geihah, nur in jehr ungenügender Höhe und ohne oder mit mangelhafter 
Hinterlegung don Bürgjchaften, fo wurde dadurch der Anreiz zu Umgebungen 
noch. verftärft und dem vorzeitigen Rücktritt von der Konvention — 
Schranke geſetzt. 

Im Laufe des Jahres 1874 wirkten mehrere rfadhen — die 
eine ſtarke Beunruhigung des deutſchen Salzmarktes hervorriefen. 

Seit dem Jahre 1872 war die franzöſiſche Einfuhr, begünſtigt von den 
deutfchen Zollverhältniffen, fortdauernd geftiegen. Während fie in 1872 
nur 6807 Tonnen betragen Hatte, belief fie fih in 1874 auf 207837 
Tonnen, und hatte damit noch nicht ihren Höhepunkt erreicht. Diefe Ein- 
fuhr richtete ſich hauptfächlich nach dem benachbarten Elfaß-Lothringen und 
den Rheinlanden, aber auch nach ‚den füddeutichen Staaten und jelbft nach 
Weſtfalen. Dadurch wurde zunächit den elſaß-lothringiſchen Salinen ein 
großer Zeil ihres Abſatzes in ihrem natürlichen Abfabgebiet entzogen, ein 
Berluft, den fie ihrerjeits durch vermehrten Abſatz um jeden Preis nach 
den Rheinlanden, Baden, Württemberg und Bayern wieder einzubringen 
Juchten. Die an dem Abjak im Rheinlande vorwiegend beteiligten weſt— 
fälifchen Salinen wurden von dort zurüdgedrängt und fuchten Entſchädi— 
‚gung dafür auf dem Abjabgebiet der hannoverſchen und thüringifchen Sa— 
linen. Ebenſo mußten die badijchen und württembergifchen Salinen für die 
Minderung ihres Abſatzes in der Rheinprovinz und im eigenen Lande fich in 
Heffen-Raffau und in Bayern zu entjchädigen juchen. Auch einzelne han— 
noverjche und jächfiiche Salinen verloren ihren nicht unbedeutenden Abjat 
in den Rheinlanden und ſahen fich zudem auf ihrem natürlichen Abſatz- 
gebiet durch die von Weiten ber zurüdgedrängten Salinen bedroht. , 

Pflanzte fich jo ſchon der von den franzöfiichen Salinen gegebene Ans 
ſtoß big nad) dem dftlichen deutjchen Abſatzgebiet fort, jo wurde hier deffen 
Wirkung noch durch die Entftehung neuer Salinen in der Provinz Poſen 
(Inowrazlaw), Sachſen (Laublingen) und Hannover (Stade) und durch die 
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übermäßige Ausdehnung der Produktion auf einigen älteren, namentlich 
hannoverſchen Salinen verftärkt. Auch in diefen Gebieten waren daher bie 
Konventionapreife bei der überall neu auftretenden Konkurrenz nicht mehr 
haltbar. Man verjuchte e8, eine Einigung mit den franzöfiichen und elſaß⸗ 
lothringiſchen Salinen Herbeizuführen, um diefelben von dem Bordringen 
über den Rhein abzuhalten. Die württembergifchen und badiſchen Salinen 
Iehnten jedoch eine Einigung ab. Sie wollten mit ihnen, wie fich einer 
der Antereffenten ausdrüdt, den Kampf bis aufs Meffer fortführen. 

So famen denn Ende des Jahres 1874 alle —— Konventionen 
zur Auflöſung. 

Es wurde ſeitens der Vertreter der Salineninduſtrie ſehr wohl er— 
kannt, daß ein längeres Beſtehen der Konventionen und eine dauernde 
Befſerung der Verhältniſſe des Salzmarktes nur zu erwarten ſei, wenn alle 
bedeutenderen deutschen Salinen eine Verftändigung über die den Preis und 
die Abjagverhältniffe bedingenden Faktoren abichlöffen. 

Trotz der allfeitigen Enttäufchung über den erhofften Erfolg der Kon— 
dentionen, welche Ende des Jahres 1874 bei faft allen Salinenvertretern 
plaßgegriffen Hatte, trotz der weitverbreiteten Überzeugung, dab die Ver- 
hältniſſe innerhalb der Salineninduftrie zw verjchieden feien, als daß eine 
allgemeine Einigung ihrer Vertreter Erfolg Haben könnte, ließen es einzelne 
energifche Männer nicht an ununterbrochener Bemühung fehlen, die einzelnen 
Salinen von der Genteinfamkeit ihrer Intereſſen zu überzeugen. 

Da es augenblidlic” unmöglich war, die angejtrebte Verſtändigung 
fämtlicher deutſchen Salinen Herbeizuführen, fo ergriff man mit weiten 
Bli ein anderes Mittel, zunächſt erit dag Verjtändnig für die Gemeinfam- 
feit der Intereſſen zu weden und zu fördern. 

Im Yahre 1875 wurde auf einer Verſammlung von Salinenvertretern 
in Wiesbaden ein Berein der deutichen Salinen und Salzbergwerke ge= 
gründet, ber fich die förderung der allgemeinen Intereſſen der deutjchen 
Salineninduftrie zur Aufgabe machen follte. In jährlichen Generalverfamme 
ungen wurden bier Berichte über die Lage der Salzinduftrie in den ein= 
zelnen Zeilen des Reiches gegeben, Übelftände beiprochen und Vorſchläge 
zur Beſſerung gemacht, eine ſorgfältig erhobene Statiſtik über die natür— 
lichen techniſchen Produktions- und Abſatzverhältniſſe der Vereinsſalinen ge— 
führt, Vorträge über Verbeſſerungen in der Technik gehalten, Broſchüren 
herausgegeben, die für die vermehrte Verwendung des Salzes beſonders in 
der Landwirtſchaft Propaganda machen ſollten, gemeinſame Schritte wegen 
Erhöhung des Zolltarifs für ausländiſches Salz unternommen u, dergl. m. 

Diefer Verein wurde zum Mittelpunft aller Beitrebungen nach einer 
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Einigung der Salinen und hat auf die jpätere Entwidlung der Kartell- 
bewegung in der Galineninduftrie einen maßgebenden Einfluß ausgeübt 
und übt ihn noch aus, 

Erft im Jahre 1879 gelang e& jedoch wieder, eine umfafjendere Eini« 
gung der Salinen herbeizuführen und dem erbitterten Konkurrenztampfe ein 
Ende zu machen. 

Die fteigende Franzöfiiche Einfuhr, welche die Verhältniffe des füd- und 
weftdeutjchen Marktes gänzlich umgeftaltet und in fortwährender Beunruhi« 
gung gehalten Hatte, gelang e& durch eine Anfang des Jahres 1878 ge- 
ichloffene Übereinkunft vom deutfchen Markte fernzuhalten. Schon vorher 
hatten die elfaßslothringifchen Salinen mit den franzöfifchen Salinen des 
benachbarten Meurthe-Departement3 fich Über eine Abgrenzung des beider« 
feitigen Abſatzgebietes in Eljaß-Lothringen verftändigt, welches Abkommen 
fchließlich zu einer völligen Bereinigung der genannten GSalinen, zu einem 
Syndikate „der Compagnie de l'Eſt“ führte. Zu Anfang des Jahres 1878 
fam dann ein Abkommen zwiſchen diefem franzöfiich-lothringifchen Synditate 
und dem Verein der Nedar-Salinen über eine Regelung der beiderfeitigen 
Abfatgebiete zuſtande. 

Das Abjahgebiet des Nedar-Salinen-Bereins umfaßte danach das König— 
reich Württemberg, das Großherzogtum Baden, das Großherzogtum Heffen, 
ein Kleines Gebiet auf dem Linken Ufer und ein folches auf dem rechten Ufer 
des Rheins, während das den Dftfalinen vorbehaltene Abſatzgebiet aus der 
Pfalz, dem Großherzogtum Luxemburg, Elfaß-Lothringen, Belgien, Frant« 
reich und dem Gebiete beftand, welches weftlich durch die Holländifch-Turem= 
burgifche Grenze, jüdlich durch Elfaß-Lothringen, öjtlic und nördlich durch 
eine über Orte der Rheinprovinz gezogene Linie begrenzt wurde. 

Mit diefem Vertrage wurde dem Heftigen Konkurrenzlampfe auf dem 
füdweftdeutichen Dtarkte ein Ende gemacht, und es traten wieder rubigere 
Verhältnifſe ein, die e8 ermöglichten, allmählich wieder die Produktion und 
den Abjah in Einklang zu bringen. 

Die Wirkung diefer Beruhigung des Marktes äußerte fich bald auch 
auf dem übrigen deutichen Markt. Zunächſt war e8 nun auch den weit 
fälifchen Salinen möglich, ihre frühere Vereinigung wieder aufzunchmen. 
Durch Verhandlungen mit dem franzöfifchelothringifchen Syndifat und dem 
Nedar-Salinen-Berein einerjeits, und mit den hannoverſchen Salinen anderer: 
ſeits juchten fie fich gegen die Konkurrenz diefer Salinen zu fichern. 

Mit dem franzöfiich-lothringiichen Syndikat, wie mit den Nedarjalinen 
wurde eine in der Richtung Eifenah— Köln verlaufende Grenzlinie verabredet, 
über welche hinaus nach Süden die weitfälifchen Salinen nur geringe feſt 
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normierte Salzmengen liefern durften, während die Syndikats- und Neckar— 
jalinen nördlich dieſer Linie nur zu erhöhten Preiſen Salz zu debitieren ſich 
verpflichteten. 

Die bedeutendſte hannoverſche Saline trat der Bereinigung der weſt— 
fäliſchen Salinen jelbjt bei, während andere im weftfäliichen Gebiet konkur— 
rierende Salinen zwar nicht Mitglieder wurden, aber die Beltimmungen 
jtillfchweigend beobachteten und an den Sitzungen der Bereinigung teil 
nahmen. 

Nachdem auf diefe Weiſe im Abſatzgebiete der weſtfäliſchen Salinen 
eine öftliche und wejtliche Grenze gegen die Abſatzgebiete der konkurrierenden 
Salinen fejtgeftellt war, wurde im Februar 1880 die „Weitfälifche Salinen= 
vereinigung“ ins Leben gerufen, der 6 weſtfäliſche Salinen und die Egejtorff« 
jchen Salzwerfe bei Hannover als Mitglieder angehörten, und deren Vereins— 
abjatgebiet die Provinz Weftfalen und die RR) nördlich und öft- 
fih der oben angegebenen Linie war. 

Zu derjelben Zeit jchloffen auch die bayrischen, jächfifchen und thitrins 
giichen Salinen für das gemeinjchaftliche Abſatzgebiet Thüringen, Königreich 
Sachſen und Bayern und die Provinz Sachjen ein Abkommen. 

Ebenfo gelang «3 noch im März desjelben Jahres, eine Vereinbarung 
hinfichtlich des gemeinjchaftlichen Abjabgebietes in die Provinzen Schlefien, 
Pojen, Pommern, Brandenburg und Sachſen zwijchen den in diefen Gebieten 
fonkurrierenden ſächſiſchen, hannoverſchen und thüringifchen Salinen unter bem 
Namen „Norddeutiche Salinenvereinigung“ zuftande zu bringen, Die ge= 
nauen Grenzen dieſes Abfabgebietes der Norddeutichen Salinenvereinigung 
waren im Norden die Bahnlinien Lüneburg » Wittenberge = Berlin» Küftrin= 
Schneidemühl-Thorn; im Weiten die Bahnlinien Lüneburg = Uelzen = Lehrtes 
Braunjchtweig » Börfum » Herzberg=- Nordhaufen; im Süden die Bahnlinie 
Halle-Leipzig und die Südgrenzen der Provinzen Sachjen, Brandenburg und 
Schlefien; im Oſten die Oftgrenze der Provinzen Schlefien und Poſen. 
Ausgenommen waren innerhalb dieſes Gebietes die Stationen der Eijen- 
bahnlinie Nordhaufen =» Halle Leipzig und die Stadt Berlin. 

So waren aljo mit Beginn des Jahres 1880 jür faſt das gejamte 
deutiche Abjabgebiet wieder Vereinbarungen zu Wege gebracht. 

Die Organifation diefer Vereinigungen war eine jehr verjchiedenartige. 

Die wenigft gejchlofjene Geftalt zeigt die Weſtfäliſche Salinenvereinigung, 
Al mit dem oben erwähnten Abkommen der franzöfifch = Lothringifchen 
und der Nedar-Salinen die@inigungäverfuche in Weitfalen wieder neues Leben 
gewannen, wurde einer Verſammlung der Salinen Weſtfalens und Hannovers 
ein Syndikatsentwurf vorgelegt, nach welchem die Salinen zu einer ftillen 
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Handelagejellichait mit der Firma „DVBerfaufsbureau der vereinigten Salinen 
für Rheinland und Weitfalen“ zufammentreten und den Berfauf ihres 
Salzes auf gemeinfchaftliche Rechnung bewerfitelligen follten. 

Die Kapitaleinſchüſſe follten nach der Produftionzfähigfeit und dem 
Durchſchnittsabſatze der lebten zehn Jahre bejtimmt und zugleich danach 
"die Repartitiongquoten an Abſatz und Gewinn bemejjen werden, 

Auf der Seite, von welcher diefer Vorſchlag ausging, dachte man 
innerhalb des natürlichen Abjatgebietes der vereinigten weltfälifchen Sa— 
linen derartig nubbringende Preife zu erzielen, daß man die Konkurrenz an 
den Grenzen des Syndifatögebietes durch Stellung niedrigerer Preife würde 
wirkſam befämpfen können, ohne die Rentabilität der Betriebe zu gefährden. 

Die Mehrzahl der Vertreter erachtete jedoch die Konkurrenz noch für 
zu mächtig, um einen derartig gejchloffenen Verband mit Erfolg durchführen 
zu können. 

Der fchließlich angenommene Bereinigungsvertrag der Weitfälifchen 
Salinenvereinigung vom 16. Februar 1880 verpflichtete die Mitglieder 
nur zur Innehaltung beftimmter Verkaufspreiſe und Verkaufsbedingungen 
innerhalb des oben angegebenen Vereins-Abſatzgebietes. Im übrigen ſtanden 
auch innerhalb des Bereinsgebietes die Mitglieder in freier Konkurrenz 
miteinander und waren weder Hinfichtlich ihrer Produktion noch ihres Ab— 
jages irgend welchen Beichränkungen unterworfen. Außerhalb des Vereins— 
Abjaggebietes war ihnen völlig freie Bewegung auch Hinfichtlich der Preis— 
jtellung vorbehalten. | 

Die Beichlüffe Über Verkaufspreiſe und Berfaufsbedingungen wurden 
in Generalverfammlungen mit einfacher Majorität der Vertreter gefaßt, 
eine Beitimmung, die jedoch nur jcheinbar einen größeren Zwang enthält, 
wenn man berüdfichtigt, daß die Frift zur Kündigung des DVertrages nur 
3 Monate betrug. 

Eine Kommiffion von 3 Mitgliedern unterfuchte unter eventueller 
Einſichtnahme in die Bücher der beichuldigten Saline etwaige Kontra= 
ventionen, und entichied darüber. 

Eine feftere Form zeigt der Vertrag der Norddeutichen Salinen-Ver— 
einigung. 

Die Beitimmungen des Vertrages verpflichteten auch Hier die Salinen 
nur für das vertraggmäßige Abjabgebiet, eritredten ſich aber nicht bloß auf 
die Preisbemefjung und die Verfaufsbedingungen, jondern auch auf den Abſatz. 

Tür die Preisbemeflung wurde ala Hauptgrundja angenommen, bei 
jonjt gleichen Verkaufsbedingungen die Verkaufspreiſe loco Saline nach den 
zur Grundlage angenommenen Minimalverfaufspreifen einer beftimmten Sa= 
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line unter Ausgleich der Frachtdifferenzen derart zu regeln, daß das Salz 
aller Konventiongfalinen an jedem einzelnen Bezugsorte des Vereinsgebietes 
gleich Hoch zu jtehen kommt. 

Das Bereinsgebiet war behufs verfchiedenartiger Abitufung der Ver— 
fauföpreife in VBerfaufögebiete geteilt, in denen die Preife entjprechend ber 
Entfernung de Konfumtiongorte® von der Saline abnahmen, aljo am 
höchſten in den allen Salinen zunächft gelegenen Zeilen der Provinz Hans 
nover und Brandenburg, am niedrigften in ben öftlichen Grenzbezirken 
waren. 

Die feſtgeſetzten Preife waren Großhandeläpreife,; dadurch jedoch, daR 
die Großhändler ſowohl, wie die an Kleinhändler direkt verfaufenden Sa- 
linen zu einem beftimmten Minimalzufchlage fich verpflichten mußten, war 
auch ein Minimum de? Kleinverfaufspreijes gefichert. 

Die ungleichartige Qualität, bezw. Beliebtheit der Produkte der ein- 
zelnen Konventiongfalinen wurde nach Beichluß der Salinenvertreter durch 
Preisauffchläge Über, bezw. Preisnachlaß unter die Normalpreife aus— 
geglichen. 

Für den Abſatz war die jehr wichtige Beſtimmung getroffen, daß die 
Konventionzfalinen fi in den Grenzen des Abſatzes des Jahres 1879, 
einzelne Salinen in den Grenzen des Jahres 1880 zu Halten hatten. 
Sobald der Abja dieſes Quantum zu überfteigen begann, durften die 
Großhändler wie die direft verfaufenden Salinen nur noh um 10 Pf. pro 
100 kg über dem Normalpreife verkaufen. Um mehr ala 5 %o durften 
die Abſatzmengen des Normaljahres aber überhaupt nicht überfchritten werden. 

Die Beobachtung der PVorfchriften über den Abſatz wurde dadurch 
fontrolliert, daß die Konventiongfalinen gehalten waren, dem Borfigenden 
der Vereinigung über den innerhalb des Vereinsgebietes im Kalenderjahre 
erzielten Abjag gewiſſenhafte, auf Verlangen fteueramtlich beglaubigte An— 
gaben zu machen. 

Ohne diefe Organifation der Vereinigung in wejentlichen Punkten zu 
ändern, wurden dann nach BVerftändigung der Salinen untereinander für 
einzelne Salinen bejondere Beitimmungen getroffen. So erhielt eine Sa— 
line die alleinige VBerforgung des Herzogtums Braunfchweig zugeftanden ; 
der Abja einer andern Saline nach Dftfriesland und Dldenburg wurde 
auf 12000 Gtr. pro Jahr beſchränkt; eine dritte Saline mußte fich mit 
ihrem Abſatz innerhalb bejtimmter Grenzen des Abjabgebietes halten, 

Die Bereinigung der franzöfifchelothringifchen Galinen hatte bereits 
1877 die fefte Form des Syndikats angenommen. Die Mitglieder, ſämt— 
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lihe Salinen der Oftgrenze Frankreichs und von Elſaß-Lothringen, über 
trugen den Abſatz ihrer Produkte dem Syndikat und nahmen an dem Ge— 
ſamtabſatz nach feftgejegten Kontingenten teil. Es wurden zwei Verkaufs— 
bureaus in Nanzig und in Paris mit je einem Direktor und genau ab- 
gegrenzten Abjabgebieten gegründet. Dieje Verkaufsbureaus nahmen jämt- 
liche Beitellungen entgegen und verteilten diefelben auf die Salinen nad 
Maßgabe ihrer Kontingente. 

Die Berkaufscomptoire gaben direkt Faktura und zogen die Beträge 
durch Zratten mit 14 Tagen Laufzeit ein. Das gelieferte Sala wurde den 
Salinen von dem Syndikate zu einem feftgejeßten Normalpreife bezahlt und 
am Schluffe eines jeden Semefterd der von dem Syndikate erzielte Gewinn 
nad Maßgabe der Kontingente verteilt. 

Die Preife wurden fo geitellt, daß diefelben überall franco Empjangs- 
ftation gleich waren, die Engroshändler alſo 3. B. in Meb, Straßburg, 
Mülhaufen u. ſ. w. die gleichen Preife zahlten. 

Die Beitimmungen des Syndikat? galten außerdem nicht bloß für den 
Abſatz innerhalb eines beftimmten Gebietes, fondern für den gefamten Ab— 
faß überhaupt, wohin fich derjelbe auch erſtrecken mochte. 

Die Kontrolle über die einzelnen Mitglieder wurde dadurch ausgeübt, 
daß die Salinen am Schluffe jedeg Monats eine amtliche Beicheinigung 
über ihren monatlichen Verkauf dem Borfitenden einreichen mußten. Als 
Bürgſchaft gegen Umgebungen des Syndikats oder vorzeitigen Rüdtritt von 
demjelben hinterlegten die Salinen bei ihrem Eintritt in das Syndikat eine 
hohe Kaution, die außerdem durch Abzüge von dem zur Verteilung ge— 
langenden Grtrage jährlich fich noch erhöhte. Die Kündigung de Ver— 
trages durfte erſt nach zehn Jahren erfolgen. 

Eine allgemeine VBerfammlung fämtlicher Salinen fand am Schluffe 
jedes Semeſters ftatt und erledigte die das franzöfifche wie deutfche Abjah- 
gebiet gemeinfam berührenden Angelegenheiten. Für die befonderen An— 
gelegenheiten der beiden Abjabgebiete jtand dem Direktor jedes der beiden 
Berfaufscomptoire eine aus jeder Salinengruppe gewählte Kommilfion zur 
Seite, welche ſich monatlich verfammelte. 

Durch dieje Vereinbarungen der norddeutichen, thüringifchen, weſt— 
fälifchen und jübmeftdeutjch-lothringifchen Gruppen wurde wieder ein ruhiger 
Geihäftsgang eingeführt und das fortdauernde Schwanken der Preiſe be= 
feitigt. Die Bürgfchaft Für einen dauernden Beltand trugen aber auch diefe 
Konventionen nicht in fi. Zunächſt war die Organifation derjelben zum 
Zeil, wie 3. B. die der mweitfälifchen, nur eine jehr lockere. Davon ab- 
gejehen hatten diefe Konventionen die Schattenfeite, daß fie nur Verſtändi— 
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gungen der einzelnen Gruppen und für einzelne Abjabgebiete waren. Die 
hauptjächlichite Gejahr für das Beſtehen einer derartigen Konvention, die 
Überproduftion, war aber jo lange nicht bejeitigt, als es nicht gelang, eine 
allgemeine Vereinbarung zwifchen allen deutfchen Salinen für eine lange 
Reihe von Jahren herbeizuführen, oder doch wenigstens den einzelnen Gruppen 
mehr Fühlung miteinander zu geben. Denn fo lange dies nicht geichah, 
war e8 immer noch möglich, daß einzelne Salinen zwar für ein großes 
Abjatgebiet der Vereinbarung beitraten und fich für diejes auch einer Bes 
ichränfung der Produktion und des Abjages fügten, nunmehr aber doch 
mehr produzierten und die Mehrproduftion in andern Gebieten, für welche 
jene Abmachungen nicht galten, abzufegen juchten. 

Für das wichtige mitteldeutiche Abfatgebiet, namentlich die Provinz 
Heſſen-Naſſau und den nordweftlichen Teil von Bayern, war es zudem noc) 
nicht gelungen, die dort konkurrierenden Salinen zu einer VBerjtändigung zu 
bringen. Auch lagen mitten zwifchen den Gruppen der vereinigten Salinen 
vereinzelte kleinere Salinen, die fich den Gruppen noch nicht angejchlofjen 
hatten. 

Als im Jahre 1884 wieder eine plöliche Ausdehnung der Produktion 
ftattfand durch Gründung zweier neuer Salinen in Lothringen und Würt- 
temberg mit jehr bedeutender Produktion, ferner durch Vermehrung und 
Erweiterung älterer Betriebe, denen e8 gelungen war, neue Sole zu er- 
bohren, brachen diefe Konventionen wieder zufammen. 

Der Norddeutiche Salinenverband löſte fi im Januar 1885 auf, 
und infolge davon auch die eng mit jenem Verbande zujammenhängende 
Bereinigung der jächfifch-thüringifchen Salinen. Die loſe Vereinigung der 
weitjälifchen Salinen Hatte fich ſchon 1883 aufgelöft, jo daß Anfang des 
Sabre 1885 außer dem franzöfifch=Tothringifchen Syndifat und bem 
Nedar-SalinensBerein feine Konvention mehr zu Recht beitand. 

Es begann wieder ein lebhafter Konkurrenzkampf, der eine wejentliche 
Berichiebung der Abjakverhältniffe und im allgemeinen Herabgehen der 
Preife zur Folge Hatte. 

Erit mit dem Jahre 1887 wurden die Salinen wieder einer all« 
gemeinen Berjtändigung nahe gebracht. Wieder war es der Verein deutjcher 
Salinen, von welchem die Bejtrebungen auf eine nunmehr feſte und ein— 
heitliche Zujammenfaffung aller deutjchen Salinen ausgingen, und dem es 
Ihließlih zu danfen war, wenn der Verband nach äußerft umftändlichen 
und jchwierigen Verhandlungen zujtande kam. 

Zwar gelang es dem Vereine nicht, wie er zunächit verfuchte, jämt- 
liche deutfchen Salzproduzenten, auch die Steinfalzbergwerfe und die Fa— 
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brifen, welche Kochſalz als Nebenproduft gewinnen, zu einem feftgejchloffenen 
Syndilate zu vereinigen, in welchem den einzelnen Mitgliedern ein feftes 
Produktionsquantum zugeteilt war und der Abjat durch Verkaufscomptoire 
bewerfitelligt werden ſollte. 

Immerhin aber wurden durch die jchließlich erzielte Konvention die 
wejentlichiten Bedingungen für ein längeres Beſtehen derjelben erfüllt. 

Das anfangs geplante Syndilat follte zunächſt nicht bloß die Sa— 
linen, jondern auch die Steinjalgwerfe und die Fabriken, welche Kochjalz 
als Nebenproduft gewinnen, umfafjen. 

Durch eine allgemeine und gleiche Reduktion der Produktion, bezw. 
des Abſatzes der einzelnen Werke ſollte dann der Abfa dem vorausficht- 
lichen Bedarf angepaßt werden und die einzelnen Konventionswerke follten 
nach Maßgabe ihres entiprechend reduzierten Abjates vom Jahre 1886 daran 
teilnehmen, | 

Da die Aufftellung gleichartiger Verkauſsbedingungen bezw. Preije für 
ganz Deutjchland bei den Berfchiedenheiten in der Qualität der Salze 
und mehr noch in der befonderen Gewöhnung der Konfumenten nicht 
angängig jchien, jo war die Einteilung des ganzen Deutjchen Reiches in 7 
verjchiedene Abjabgebiete vorgefehen, für welche befondere Verkaufsbedingungen, 
bezw. Preife jejtzuftellen waren, und in welche nur diejenigen Konventiong= 
werke Salz liefern durften, welche im Jahre 1886 dahin Salz abgeſetzt 
hatten, oder welche durch den Ausſchuß dazu ermächtigt wurden. Für 
jedes Abjabgebiet jollte ein Verkaufsbureau errichtet werden, das alle ein— 
gehenden Beltellungen entgegennahm und diefelben den einzelnen Salinen 
zur Ausführung bis zur Höhe ihrer Beteiligungsquote zuwies. Außerdem 
jollte bei Verteilung der Aufträge auf möglichite Erjparung an Frachtloften 
Rücficht genommen werden. Die an den einzelnen Abjabgebieten beteiligten 
Werke jollten bejondere Unterſyndikate bilden, denen die Abänderung der 
Preife und Berkaufsbedingungen für ihr Abfatgebiet zuftand, wodurch be- 
ſonders der Verſchiedenheit der Konjumtionsverhältniffe in den verſchiedenen 
Zeilen des Reiches Rechnung getragen werden follte. 

Doch es jtellte ſich als unmöglich heraus, den Salzwerken eine ber 
artig einheitliche und fefte Organijation zu geben; bejonders lehnten viele 
den Verzicht auf den Vertrieb ihres Salzes ab. Auch über die Reduktion 
des Abſatzes konnte man fich nicht einigen. 

Endlich gelangte man auf einem andern Wege, welcher zuerft von den 
bannoverfchen und weſtfäliſchen Salinen bejchritten wurde, zum Ziele. 

Die geographiih zufammengehörigen Salinen traten zunächſt wieder 
zu jelbjtändigen und anfangs voneinander unabhängigen Gruppenverbänden 
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zufammen. Nachdem jo gewifjermaßen durch Berminderung der Zahl der 
fontrahierenden Mächte die Verftändigung erleichtert war, gelang es, dieſe 
Gruppenverbände umd die in geringerer Zahl vereinzelt gebliebenen Salinen 
zu einer einzigen großen allgemeineren Bereinigung zufammenzufchließen. 

Die Gruppenverbände umfaßten in drei gejonderten Verbänden bie 
weitfälifchen, die hannoverſchen und die ſächſiſch-thüringiſchen Salinen unter 
den Namen „Meftfälifcher Salinene Verband”, „Berband Norddeuticher Sa- 
linen“ und „Verband mitteldenticher Salinen“. 

Die Statuten diefer drei Verbände waren mit nur geringen Unter— 
Ichieden gleichartig. 

Der Bertrag galt nur für Speifer, Vieh- und Kleingewerbeſalz mit 
Ausſchluß des Pfannenſteins, des Dünge- und Abfalljalzes, ſowie des zur 
Verarbeitung auf Glauberfalz, Soda und Farben an Fabriken abgegebenen 
Gewerbeſalzes. 

Die Mitglieder nahmen an dem Geſamtabſatze in dem Verhältnis 
vertragsmäßig feſtgeſetzter Beteiligungsquoten teil. Hinſichtlich der Beſtim— 
mung der Beteiligungsquoten war als Grundlage der wirkliche Abſatz vom 
1. November 1887 bis 31. Oktober 1888 genommen worden, zum Zeil 
auch einigen Salinen eine etwas Höhere Beteiligungsquote zugeftanden 
worden, als ihnen nach Maßgabe ihres wirklichen Abſatzes im Normale 
jahre zugefommen wäre. Ein Mehr: oder Minderabjag ala der des 
Normaljahres wurde auf die Salinen nach Maßgabe diejer — 

quoten verteilt. 

Die Preiſe und Verkaufsbedingungen unterlagen der Feſtſetzung der 
Generalverſammlung. Dagegen war der Vertrieb der Produkte den ein— 
zelnen Salinen anheimgeſtellt, jedoch mit der Einſchränkung, daß derſelbe 
ſich nur auf den bisherigen Kundenkreis erſtrecken durfte. 

Da nun die Preiſe franco Empfangsſtation feſtgeſetzt wurden, ſo er— 
hielten die einzelnen Salinen ſehr verſchiedene Preiſe für ihre Produkte, je 
nach der größeren oder geringeren durchſchnittlichen Entfernung ihres Kunden⸗ 
kreiſes. 

Dieſe Ungleichheiten wurden durch einen finanziellen Ausgleich am 
Ende des Jahres beglichen, der in den genannten Konventionen nach ver— 
ſchiedenen Grundjäßen ſtattfand. 

Entweder nämlich wurde der Ausgleich in der Weiſe vorgenommen, 
daß am Ende des Jahres der Netto-Durchſchnittsverkaufspreis jämtlicher 
Salinen berechnet wurde, und dann jede Saline für ihre Produkte den- 
jelben Preis erhielt, und zwar ab Bahnjtation für das durch die Bahn 
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verfandte und ab Saline für das übrige Salz. Bei dieſem Verfahren 
nahmen aljo die einzelnen Salinen an dem Ertrage in ganz gleicher Weiſe 
teil. Eine Ausnahme von diefer Art des finanziellen Ausgleich wurde nur 
infojern vorbehalten, ala in dem Falle, wenn der Netto-Durchjchnittsverfaufg- 
preis unter einen im Bertrage näher beftimmten Sat finten jollte, die Ver— 
teilung des Gewinns nach Maßgabe der Preije jtattfinden follte, welche die 
beteiligten Salinen im Normaljahre erzielt hatten. 

Letztere Beftimmung, welche hier nur ausnahmaweiie Platz griff, gab 
bingegen bei der andern Art des Ausgleichverfahrens die Regel ab. Da— 
nach erhielt jede beteiligte Saline für das im Kalenderjahre abgeſetzte Salz 
vorweg denjenigen Durchichnittspreis, welchen fie im Normaljahre erzielt 
hatte. Der darüber hinaus erzielte Ertrag wurde an die Salinen nad 
Maßgabe ihrer Beteiligungsquoten verteilt. 

Eine grundfäßliche Verſchiedenheit zeigen diefe beiden Arten des Aus— 
gleich® nicht, haben vielmehr grundfäglich beide diejelbe Bedeutung, infofern 
dadurch erſt jeder Anreiz zur Konkurrenz der Verbandajalinen untereinander 
befeitigt wurde. 

Zwar war nach dem Wortlaut der Statuten die Konkurrenz der Ver— 
bandsſalinen untereinander ja jchon dadurch ausgeichlofien, daß der Verkauf 
nur an die bisherigen Kunden erlaubt war, an die Hunden anderer Sa— 
linen feine Offerten gemacht werden durften. 

Aber jolange durch BVBerringerung der Frachtkoſten noch die Erzielung 
höherer Preife möglich gemacht war, lag doch noch eine Verführung dazu 
vor, nahe gelegene Kunden anderer Salinen für fich zu gewinnen und da— 
mit die Konventionsbeftimmungen zu umgehen. Der finanzielle Ausgleich 
machte diefe Bemühungen zwecklos. Der Anteil der einzelnen Salinen an 
dem Gefamtertrage war dantit vertragamäßig fejtgefeßt und unabhängig 
von ihrem bejonderen Gejchäitsergebnis. Den Betrag, welchen ein Wert 
nach der Abrechnung über die Gewinnverteilung durch die von ihm aus— 
geführten Lieferungen zu viel oder zu wenig erhalten Hatte, mußte es ſo— 
nach an die Gemeinfchaft abjühren, bezw. von ihr erjiattet befommen. 

Neben dem finanziellen Ausgleich fand auch ein jogenannter quantita- 
tiver Ausgleich alle Vierteljahre ftatt, durch welchen feitgejtellt wurde, was 
jedes Werk mehr oder weniger, ala ihm nach feiner Beteiligungsquote zu= 
kam, an Lieferungen ausgeführt hatte. Die Differenz war dann im fol« 
genden Duartale auszugleichen. 

Die Organe der Beichlußfaffung und. Verwaltung waren die General- 
verfammlung, das Gentralbureau und der Borfigende. 

Die Generalverfammlung faßte insbeſondere Beſchluß über die generelle 
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Feſtſetzung der Verkaufspreife und Verkaufsbedingungen; fie übte die all« 
gemeine Kontrolle über die Geichäftsführung aus, hatte die Entjcheidung 
über Beichwerden, Strafen u. ſ. w. und wählte den Borfienden. 

Die Mitglieder des Verbandes Hatten entweder je 1 Stimme in der 
Generalverfammlung, wie im Berband mitteldentfcher Salinen, oder für 
einen beitimmten Saß der Beteiligung je 1 Stimme. (Im Norddeutichen 
SalinensBerbande für je 50000 Etr. Beteiligung 1 Stimme, doch fein 
Wert mehr als 8 Stimmen; im weftfäliichen 20000 Etr. 1 Stimme.) 
Die Beichlüffe kamen durch einfache Majorität, bei Statutenänderung mit 
einer Majorität von ®s der anweſenden Stimmen zuftande. 

Ordentliche Generalverfammlungen Hatten monatlich ftattzufinden, 
außerordentliche konnten jederzeit durch den Vorſitzenden einberufen werben. 

Der Vorfitende wurde don der Generalverfammlung aus der Zahl der 
Mitglieder gewählt. Ihm lag die Leitung der allgemeinen Geichäftsfüh- 
rung, in&bejondere de3 Gentralbureaug, ob. Er zeichnete rechtsverbindlich 
für den Verband und Hatte die Berechtigung, in Ausnahmefällen unter 
Borbehalt der Genehmigung durch die Generalverfammlung Anderungen der 
Preiſe, bezw. Verkaufsbedingungen zu treffen und Abjchlüffe für die Geſamt— 
heit zu machen. 

Zur Ausführung der gefchäftlichen Arbeiten war ihm das Gentral: 
bureau unterftellt, welches die ‚befoldeten Beamten und jonftigen Angeftellten 
in fich vereinigte. Die Thätigkeit desfelben beitand Hauptjächlich in der 
Anfertigung der Abrechnungen für den finanziellen und quantitativen Au 
gleich am Ende des Jahres. 

Jedes Werk Hatte dem Gentralbureau von feinen täglichen Lieferungen 
unter laufender Nummer Anzeige zu machen und am Ende jedes Jahres 
eine jteueramtlich beglaubigte Aufftellung über feine Gejamtlieferungen wäh» 
rend desfelben einzureichen. Das Gentralbureau feinerjeits übermittelte den 
Mitgliedern allmonatlich eine Zufammenftellung der täglichen Lieferungs— 
anzeigen und gab fo einen genauen Überblid über den Geſchäftsſtand. 

Auf Grundlage diefes ftatijtischen Materiald erfolgte dann am Ende 
des Jahres die finanzielle Abrechnung, bezw. der quantitative Ausgleich in 
jedem Duartale. 

Die aus der Geichäftsführung erwachjenden Koſten wurden auf die 
einzelnen Mitglieder nach Maßgabe der Beteiligungsquoten verteilt. | 

Die Dauer der Konventionen wurde bei Abjchluß derjelben zunächft 
auf 1 Jahr fejtgefeßt; bereit? in der erjten Hälfte ded Jahres 1889 er- 
folgte jedoch bei allen drei Verbänden eine unkündbare ee der⸗ 
jelbden auf 5 Jahre. Ä 
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Daß den Mitgliedern die Beteiligung an a an verboten 
war, bedarf faum bejonderer Erwähnung. 

Sehr erwähnenswert ijt aber eine andere Beſtimmung, die ſich in 
dieſen Konventionen findet. Danach hatte jedes Werk, jedoch nur mit Zu— 
ſtimmung der Generalverſammlung, das Recht, das von ihm zu liefernde 
Salz, anftatt es ſelber zu produzieren, don einem andern Mitgliede des 
Berbandes zu Faufen, ohne daß die Beteiligungsquote der in diefem Falle 
verfaufenden Saline dadurch alteriert wurde. 

Dadurch war einmal den Galinen die Möglichkeit gegeben, bei vor- 
übergehend nötiger Einjchränkung des Betriebes wegen Störungen in dem- 
felben oder Berbefjerungsarbeiten und Neueinrichtungen doch in der vollen 
Höhe der Beteiligungsquote an dem Gejamterlös teilzunehmen; andererjeits 
war jo der Weg dazu gebahnt, jchlecht rentierende, Hinter der fortgefchrit- 
tenen Technik und Leiftungsfähigkeit der übrigen zurüdbleibende Salinen 
allmählich völlig jtillftehen oder eingehen zu laſſen, ohne daß für den Be— 
figer damit derjenige Vermögensverluſt verbunden ift, welcher in dem freien 
Konkurrenzkampfe oft zum völligen Ruin desfelben führt. | 

Nachdem die norddeutjchen Salinen durch diefe Verbände im mejent- 
lichen bereits eine fejte Organifation erhalten Hatten, gelang es im De— 
zember 1888 zunächſt zwijchen der Mehrzahl der am norddeutſchen Abjak- 
gebiet beteiligten Salinen, nämlich zwijchen den erwähnten Verbänden und 
einigen außerhalb derſelben ſtehenden Salinen eine Vereinigung zum Ab— 
ſchluß zu bringen, der fi) dann im Jahre darauf auch die an dem Abjat 
in Süddeutjchland beteiligten Salinenverbände anfchloffen. 

Die an dem Abſatz in Norddeutjchland beteiligten Salinen bildeten 
die „Norddeutſche Salinen-Bereinigung“, die des ſüddeutſchen Abſatzgebietes 
die „Süddeutiche Salinen-Vereinigung“. 

Diejenigen einem feſten Verbande nicht angehörenben Salinen und 
Salinenverbände, welche diejen Vereinigungen formell nicht beitraten, ſetzten 
fih zu denjelben wenigjtens in ein gewiſſes SKartellverhältnis durch die 
Zufage, ihren Salzhandel nach den Abmachungen der Vereinbarungen regeln 
zu wollen. 

Das Gebiet der jüddeutichen Vereinigung greift weit nach Norddeutſch- 
land hinüber; eine Folge der ftarken Beteiligung der elſaß-lothringiſchen, 
badiſchen und — Salinen an dem Abſatz in un und 
Weſtfalen. 

Die beiderſeitigen Abſahgebiete find — abgegrengtt 

Das Gebiet der Norddeutſchen Vereinigung erſtreckt ſich auf die Pro⸗ 
vinz Schleswig⸗Holſtein mit Lauenburg, Hamburg, Bremen, die beiden 
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Großherzogtümer Mecklenburg, Oldenburg, die Provinz Hannover mit dem 
Fürſtentum Lippe, Braunſchweig, die thüringiſchen Staaten, Königreich 
Sachſen, Provinz Sachſen mit Anhalt und Schwarzburg-Sondershauſen, 
Brandenburg, Pommern, Berlin mit Charlottenburg, Poſen und Schleften. 

Der Übrige Teil Deutichlands mit. Ausnahme. der Provinzen Oft- und 
Weſtpreußen, welche wegen der englifchen Konkurrenz freie® Gebiet find, 
bildet das Gebiet der „Süddeutſchen Salinen-Bereinigung”. 

Diefe Bereinigung zeigt im wefentlichen diejelbe Grundlage, wie fie 
die eben angeführten Salinengruppen für ihre Verbände angenommen haben, 
und erftredt fich auf Regelung der Preife, der Verkaufsbedingungen und des 
Abſatzes. 

Die Konvention gilt nur für den Vertrieb don Speiſe-, Vieh⸗ und 
Kleingewerbefalz mit Ausichluß des Fabrikſalzes und der übrigen Salinen— 
produfte. 

Die Preife und Berkaufsbedingungen der Konventionsprodufte werden 
von der Vereinigung feſtgeſetzt. 

An dem Abſatz der Produkte nehmen die Mitglieder nah) Maßgabe 
ihres wirklichen Abjages im Jahre 1888 (in der Norddeutichen Salinen- 
Bereinigung gilt die Zeit vom 1. Oktober 1887 bis zum 1. Oftober 1888, 
in der Süddeutjchen Bereinigung dag Kalenderjahr 1888 ala Normaljahr) 
teil. Jedoch ift e8 den Mitgliedern nicht geftattet, das ihnen zufommende 
Quantum beliebig innerhalb des Konventionggebiete® unterzubringen. 
Vielmehr find die Beteiligungsquoten provinzenweife nach Maßgabe des 
Abſatzes, welchen die Mitglieder im Normaljahre nach jeder Provinz ge= 
habt hatten, feftgefeßt. Jedes Mitglied ijt alſo Hinfichtlich ſeines Abſatzes 
in den einzelnen Provinzen genau auf die Pofition des Normaljahres be= 
grenzt und darf in andere Provinzen ald die im Normaljahre von ihm 
belieferten nicht liefern. Der Export über See und nach Dänemark bleibt 
innerhalb der Norddeutichen Salinenvereinigung ausſchließlich beftimmten 
Salinen überlaffen, jo lange nicht eine wejentliche Steigerung de Exports 
eintritt. 

Zur Vermeidung von Abjabverfchiebungen ſoll ferner durch zweck⸗ 
entjprechende Regelung der Berkaufspreife dahin geftrebt werden, daß jeder 
Saline der Kundenkreis des Normaljahres erhalten bleibt. 

Neue Kunden, die einer andern Saline nicht angehören, können in 
Orten, an welchen man jchon vertreten war, angenommen werden. Dar 
gegen bleibt die Entfcheidung darüber, welcher Saline die direkte Lieferung 
nad Orten, an welchen bisher noch feine Saline vertreten war, auftehen 
folle, der Berftändigung der intereffierten Verbände überlafjen. ' 
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Zur Regelung des Abſatzes in Übereinftimmung mit den Beteiligungs- 
guoten findet jedes halbe Jahr ein allgemeiner Ausgleich in der Weife ftatt, 
daß die Mehr-, bezw. Minderlieferung gegen die Solllieferung von den Bes 
teiligten in natura ausgeglichen wird, d. h. wer zu viel geliefert hat, muß 
dem, der zu wenig geliefert hat, das entjprechende Quantum abnehmen, 
und zwar zu dem Preife, welchen dag gejchädigte Mitglied in dem bezüglichen 
Bezirke während des in Frage fommenden Zeitraumes nachweislich erzielt hat. 

Es iſt aber auch den beteiligten Salinen überlaffen, ftatt des Aus⸗ 
gleiche® in natura eine Ausgleihung in Geld vorzunehmen. Die gefchä= 
digte Saline hat dann denjenigen Betrag zu beanfpruchen, welcher fich aus 
dem don ihr während des in Frage kommenden Zeitraumes erzielten 
Durchſchnittsverkaufspreis abzüglich des Erftehungspreifes de Salzes ergiebt. 
63 kann die auch dadurch gejchehen, daß die vorausgeeilte Galine der 
geichädigten Saline Kunden überweiſt. 

Da die Beteiligungsquoten provinzenweiſe feſtgeſetzt find, jo erfolgt- 
auch der Ausgleich nach Provinzen. Die Grundlage für denfelben ergeben 
die don der Generalverfammlung auf ihre Richtigkeit zu prüfenden Abſatz- 
tabellen. 

Die Mitglieder find verpflichtet, dem Vorfigenden der Bereinigung 
über ihren innerhalb der einzelnen Bezirke des Vereinsgebietes im Laufe 
eines jeden Monats erzielten Abſatz bis zum 10. des nächitfolgenden Mo 
nat3 gewiffenhafte Nachweife in der vorgefchriebenen Form einzufenden. 

Der Borfigende läßt dann diefe Nachweife halbjährlich zufammenftellen 
und durch Gegenüberjtellung mit den Beträgen der Beteiligungsquoten die 
Zahlen für den Ausgleich berechnen, der dann der Generalverfammlung zur 
Genehmigung. vorgelegt wird. 

Derartige Tabellen, aus welchen für jedes Mitglied, getrennt nach den 
einzelnen Gebieten, die wirklichen Lieferungen, die Solllieferungen und das 
Mehr oder Weniger gegen das Soll zu erjehen find, gehen den Mitgliedern 
auch monatlich zu, damit fie ihren auf den betreffenden Monat für die 
einzelnen Gebiete entfallenden Anteil berechnen und danach Borkehrungen 
treffen fönnen, um nicht in namhaften Vorſchuß zu kommen. 

Ergiebt fi) aus den monatlich dem Borftande eingereichten Abjat« 
tabellen, daß eine Saline im Abſatz zu fehr vorausgeeilt, bezw. zurüde 
geblieben ift, jo Kann die Generalverjammlung eine zeitweilige Erhöhung, 
bezw. Herabjeung der Preife für diefe Salinen verfügen. 

Die Generalverfammlung, zu welcher die Mitglieder jeden Monat 
zufammentreten, jet die Preife und Verkaufsbedingungen feſt, übt die Kon« 


trolle über den Salzabjaß der einzelnen Mitglieder aus er au über 
Schriften LX. — Rartelle. I. 
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alle das Vereinsintereſſe berührenden Angelegenheiten. Die Beſchlüſſe der 
Generalverſammlung haben bindende Kraft für die Mitglieder, nicht bloß 
für die Einzelſalinen, ſondern auch für die Verbände. Jedoch iſt einzelnen 
Verbänden das Recht überlaſſen worden, in ihren ſpeciellen, jtatutengemäß 
begrenzten Abjahgebieten die Preife jelbftändig Feftzufegen. Die Gefchäfts- 
führung liegt dem Vorſitzenden ob, der jährlich auß der Zahl der Mit— 
glieder neu gewählt werden kann. 

- Jede Vereinzjaline ijt gehalten, auf Verlangen eines andern Mitgliedes 
der Vereinigung ihre jpeciellen Kunden und die von diefen bezogenen Salz- 
mengen anzugeben, ſowie im Streitfalle die Einfichtnahme ihrer Bücher zu 
geftatten. 

Die Kündigung des Vertrages iſt für die einzelnen Mitglieder jeder- 
zeit zuläſſig. Eine Garantie für eine längere Dauer der Vereinigung ift 
alfo durch Zwangsmaßregeln nicht gegeben. Jeder kann zurüdtreten, ſo— 
bald er die Zugehörigkeit zur Vereinigung al nicht mehr in feinem Intereſſe 
Liegend anfieht. Hier ift jedoch. nicht zu vergeffen, daß die Mitglieder des 
Vereins vorwiegend Verbände find, die ihrerjeitz eine jtatutengemäß verbürgte 
längere Dauer haben, wodurd; auch die — der Verbände einen 
feſteren Halt gewinnt. 

Die Vereinigungen, ſowohl die norddeutſche wie die addeutſche 
Bereinigung, ſind denn auch bis jetzt unverändert beſtehen geblieben. 
Ein Teil ihres Unterbaues, zwei Verbände, haben jedoch ſeit der Grün— 
dung eine größere Feſtigung erfahren. Die bei dem weſtfäliſchen und mittel— 
beutjchen Verbande beteiligten Salinen nämlich thaten den letzten Schritt, 
der fie noch von der Syndifateform trennte und legten den Verkauf der 
Produkte in die Hand der Gemeinichaft. Die Kontrahenten verpflichteten 
fi, die von ihnen erzeugten Produkte an Speiſe-, Bieh- und Kleingewerbe— 
ſalz nicht mehr diveft zu verkaufen, ſondern alle Aufträge an ein gemein- 
ſames Berfaufsbureau abzugeben. Letzteres hat die eingehenden Aufträge an 
die einzelnen Salinen möglichjt nach Maßgabe der Beteiligungziffern zu 
berteilen. Doch iſt außerdem bei der Wahl der mit der Lieferung zu bes 
auftragenden Saline noch darauf Rüdficht zu nehmen, daß die Lieferung 
mit möglichſter Frachterſparnis bewirkt wird. 

Das Verkaufsbureau erteilt den einzelnen Beſtellern eine den Geſamt⸗ 
betrag nach Steuern, Salz- und Sackpreis, Kontrollgebühren, Denaturie⸗ 
rungskoſten und Fracht getrennt enthaltende Faktura. 

Die Beträge werden beim Mitteldeutjchen Salinen-Verein — zwei 
Vereinsbankiers eingezogen und nach Anweiſung des Verkaufsbureaus an 
die berechtigten Vereinswerke oder für deren Rechnung am einen von den— 
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jelben etwa bezeichneten Dritten zur Auszahlung gebradt. Zu Anfang 
iedes Monats ftellt das DBerkaufsbureau einem jeden Kontrahenten eine 
Nachweiſung zu, welche die im Laufe des vorhergehenden Monats zu= 
gewiejenen und gelieferten Salzmengen und die dafür in Rechnung geftellten 
Beträge enthält. 

Das Verkaufsbureau fteht unter Seitung des. Vorſitzenden des Vereins, 
welchem alle Rechte zujtehen und alle Pflichten obliegen, welche zu einem 
jachgemäßen Betriebe des Unternehmens dienen, joweit er hierin nicht durch 
die Beichlüffe der Generalverfammlung bejchräntt if, Er zeichnet rechts⸗ 
verbindlich für den Verein. 

Im übrigen iſt die Organiſation der Verbände dieſelbe geblieben. Die 
Abrechnung und der finanzielle, bezw. quantitative Ausgleich findet am 
Schluſſe eines jeden Jahres in der früher angegebenen Weiſe ſtatt. Der 
mitteldeutſche und der weſtfäliſche Verband haben mit der Anderung der 
Organiſation auch eine Anderung des Namens vorgenommen und führen 
nunmehr die Firma „Mitteldeutſcher Salinen-Verein“ und „Weſtfäliſcher 
Salinen-Verein“, während der Verband norddeutſcher Salinen, welcher ſeine 
urſprüngliche Verfaſſung nicht änderte, auch ſeinen Namen beibehalten hat. 

In dieſer Form find die Gruppenverbände, wie auch die allgemeine 
Bereinigung bis heute bejtehen geblieben. Wie bereit3 oben erwähnt, hat 
fih die GSalinenvereinigung gegen die Konkurrenz der franzöſiſchen und 
ſchweizeriſchen Salinen durch Vereinbarungen mit diejen gefichert. 

Bemerkenswert ift der Einfluß der Kartellbildung in der Salinen- 
induftrie auf den Großhandel mit Salz. Die Kartellbewegung in der 
Salineninduftrie richtete fich zunächjt gegen den Großhandel. Denn diejer 
trug in der Zeit des erbitterten Konkurrenzkampfes der Salinen und des 
allgemeinen Sinkens der Preife allein den Gewinn davon, da die Preife im 
Detaildandel fich während diefer Zeit nicht geändert hatten, 

Die don den Salinen vereinbarten Berfaufsbebingungen enthalten ge= 
naue Beitimmungen darüber, welcher Vorzugspreis und bei welchem Abnahme— 
quantum dem Großhandel gegeben werden darf. Der Gewinn des Groß- 
bandel3 hat alfo gänzlich den Charakter einer feiten Provifion angenommen. 
Es ift natürlich den Salinenverbänden auch die Möglichkeit gegeben, die 
Zahl der Großhändler in denjenigen Grenzen zu Halten, welche ihnen gut 
ſcheinen. 

Die Großhändler mit Salz haben ſich ihrerſeits innerhalb kleinerer 
Bezirke ebenfalls zu Vereinbarungen über die Preiſe gegenüber dem Klein— 
handel zuſammengeſchloſſen, um ſich ſo gegen eine weitere Schmälerung 
ihres Verdienſtes durch gegenfeitige Konkurrenz zu ſchützen. Doc iſt ihnen 
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auch hier eine gewiſſe Grenze geſetzt, da es im Intereſſe der Salinen liegt, 
eine Verteuerung des Kleinverkaufspreiſes durch den Großhandel zu ver— 
hüten. 

So ift auch thatjächlich ein Fall vorgefommen, daß die Salinen den 
Großhandel auf Vorſtellung des Kleinhandel3 in einer größeren Stadt des 
Reiches gezwungen haben, die Preife um einen beftimmten Betrag herab 
zuſetzen. 

Auf dieſe Weiſe iſt alſo die Preisbildung im Kleinverkehr vom Groß— 
handel gänzlich unabhängig geworden und ebenfalls der direkten Beein— 
fluſſung der Salinenverbände unterworfen. 


VI. 


Holzkofffyndikate, 


Don 
Oscar Reuther (Dresden). 


Bon allen Rohmaterialien dürfte keines fich beffer zum Verkauf durch 
eine Hand eignen, als der Holzſtoff; zugleich aber erforderte fein anderes 
Produkt jo gebieterijch eine gemeinfame einheitliche Regelung der Produktion, 
wenn anderd nicht durch unabwendbare hejtige Produktionsſchwankungen die 
ertremften Preisftellungen den wirtichaftlichen Stand der Holzichleifereis 
befiger fort und fort gefährden follen. 

Seit Erfindung des Holzftoffes durch Tr. Gottlob Keller, Ende der 
fünfziger Jahre, Hat ſich die Fabrikation von Holzftoff über alle an Nadel— 
Holz reichen Länder Europas und über Nordamerika verbreitet. Die Bedeu- 
tung des Fabrikates zur Herftellung billiger Papiere, hauptſächlich Drud- 
papiere, wurde zuerft auf der Barifer Weltausftellung im Jahre 1867 aller 
Welt vor Augen geführt. Man jtaunte das Wunder an: oben rohes 
Fichtenholz in eine Mafchine Hinein, unten anfcheinend fertiges Papier (in 
Papierform fich abrollender Holzftoff) Heraus! Von dort ab begann das 
mächtige Heranwachjen der Heute jo umfangreichen Induſtrie. 

Der Umftand, daß ſchon eine Kleine Waflerkraft von 30 —40 BPierde- 
ftärfen, und jelbjt eine noch geringere, zur Errichtung einer Holzichleiferei 
vor einem Jahrzehnt noch genügte, um ihrem Befiter eine anſehnliche Rente 
abzumwerfen, trug nicht wenig zur Ausbreitung der Holzftofffabrifation bei. 
Kleinere Landwirte, Müller, Waldbefiter u. ſ. w. neben Großinduftriellen 
der Papierbranche machten Gefälle von 30 bis hinauf zu 1000 Te 
der neuen Induſtrie dienjtbar. 
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So lange die Papierfabrifen den Stoff fuchen gingen, oder die ihnen 
gemachten Angebote ohne langes Feilfchen um den Preis annahmen, war 
es jelbit dem gejchäftsunfundigen Beſitzer einer Heinen, im Gebirge verein= 
famt liegenden Holzjchleiferei Leicht, feine Produktion fo wie fie fiel, d. h. 
in wafjerreihen Monaten viel und in trodenen Sommermonaten oder bei 
icharfem Froſt wenig oder gar nicht?, zu gut rentierenden Preifen abzu= 
jeßen. Die Trage der Möglichkeit, den 50 biß 70 Prozent Waſſer ent- 
haltenden Stoff längere Zeit unbefchadet feiner Qualität aufzubewahren, um 
eine Bejtändigfeit in den Lieferungen herbeizuführen, oder von einem Jahr 
zum andern einen Ausgleich zu jchaffen, der den Wert des Produktes er- 
höhen mußte, blieb lange Zeit unbeachtet. Man überließ es den Papier- 
fabrifen, für geeignete Lagerung zu jorgen. | 

Den Stoff an der Luft oder gar durch fünftlich erzeugte Wärme zu 
trodnen, um ihn lagerfähig und geeignet zu®weiteren Transporten zu machen, 
bot in Deutjchland bisher feinen Vorteil. 

Mitte der achtziger Jahre eilte die Holzftofferzeugung dein Verbrauch 
in den Papierfabrifen voraus. Norwegen, Schweden und Yinnland, welche 
bi8 dahin Hauptjächlich den englifchen Konſum gededt hatten, riffen den für 
Weſtdeutſchland jo bedeutenden belgifchen und franzöfiichen Markt größten 
teils an ſich, und der nordifche Stoff fand ſelbſt in deutſchen Papierfabrifen, 
troß des im Jahre 1879 ſchon eingeführten Schutzzolles, Aufnahme. 
Diefer Import ift nur unter Benußung der Waflerftraßen und auch nur 
dann möglich, wenn infolge längerer Trodenheit die deutjchen Holzichleifes 
reien vorübergehend lahm gelegt find. 

Dem drohenden Preisniedergang zu entgehen, warfen fich viele Schleife- 
reien auf die Holzpappenfabrifation. Das Anwachſen der jogenannten 
Berfandgeichäfte, der Kartonagefabrifen u. |. w. begünftigte den Abſatz der 
Holzpappen. Aber auch Hierin brachten wafferreiche Jahre alabald eine 
Überproduftion. 

Im Jahre 1887 traten in Köln zuerſt die rheiniſch-weſtfäliſchen Holz« 
ichleifereien zu einer Preisfonvention zufammen Sie umfaßte fünf- 
zehn Schleifereien mit einer Normalproduktion von ca. 9000 Tonnen Iuft« 
trodener Maſſe mit einem Frachtgewicht von etwa 24 000 Tonnen. Der 
Verkaufspreis Für weißen, beſten FFichtenholzftoff wurde je nach ber in 
Frage fommenden Menge auf Mi. 13.50 big ME. 14.— für 100 Kilo 
(ufttrodene Mafle frei Berkaufsftelle fejtgejegt, gegen ME. 11.50 in ber 
Zeit vorher. Die Statuten waren kurz und bündig und gründeten ſich in 
der Hauptjache auf gegenfeitige Sicherung der Kundſchaft, Verbot der Ver- 
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größerung der beſtehenden Fabriken, Zulaſſung ſcharfer Kontrolle des Vers 
kaufes durch einen Vertrauensmann und Hinterlegung hoher Kautionen. 

Die Konvention beſtand während der Jahre 1888, 1889 und 1890 
zur Zufriedenheit ihrer Teilnehmer und nicht zum mindeſten auch der 
Papierfabriken. 

Das Jahr 1890 war ein waſſerreiches. Vom Harz und aus Baden 
wurden größere Mengen Stoff auf den rheiniſchen Markt geworfen und 
neue Holzſchleifereien waren inzwiſchen in Weſtfalen in Betrieb geſetzt worden. 

Alle Beſtrebungen, die Konvention auf die Nachbargebiete auszudehnen 
oder gar ein Syndikat mit gemeinſamer Verkaufsſtelle zu errichten, ſcheiterten 
an dem MWiderftand gegen die dabei unumgänglich notwendige Produktions— 
einſchränkung. | 

In der Annahme, daß diefer Widerltand nur dann gebrochen werde, 
wenn buch freie Konkurrenz und den damit verbundenen Niedergang ber 
Preiſe jeder an feinem Teile empfindlich geichädigt würde, wurde im Herbſt 
1890 die Auflöfung der Konvention bejchloffen. Die Jahre 1891/92 brachten 
noch größere Regenmengen und die Preife für Holzftoff Tanken in Weit» 
deutjchland bi8 auf ME. 10.— für 100 kg Stoff. 

Schlimmer noch war die Lage der Holgitoffinduftrie in Oſt- und Sud⸗ 
deutſchland, am ſchlimmſten im Königreich Sachſen. Hier überſtieg die 
Produktion im Mai/Juni 1892 den Verbrauch und die Aufnahmefähigkeit 
der Papierfabrifen um faft das Doppelte. Keine Holzichleiferei wollte ihre 
Produktion einſchränken, jede dachte alles, wenn auch billig, ar den Mann 
zu bringen, und jo mußte e& dazu fommen, daß jchlieklich der Stoff bis 
herunter zu ME. 7.— per 100 kg verfchleudert wurde. 

Die unmittelbare Folge war ein Zurüdgehen der Drudpapierpreife 
auf eine niemals für möglich gehaltene Stufe. 

Angefichts diefer Lage war e8 möglich, im Herbſt 1892 in Rheinland 
und Weſtfalen ein Syndilat zuftande zu bringen, dem fich fofort alle Holz« 
ichleifereien, von zwei unbedeutenden Werken abgejehen, anfchloffen. Die 
gemeinfame Berkaufsjtelle wurde in Köln errichtet und der Verkauf der 
Gejamtproduktion des Jahres 1893 vollzog fich ſchlank zum Durchſchnitts— 
preife von ME. 11.35 frei Verbrauchaftation. Hierbei juchte und fand man 
Fühlung mit der maßgebendften badifchen Konkurrenz und die Witterungss 
verhältniffe (trodener Herbſt und Winter) halfen nad). 

Faſt gleichzeitig fchloffen eine Anzahl ſächſiſche und ſchleſiſche Holz— 
ſchleifereien eine loſe Konvention, wobei ſie ſich gegenſeitig verpflichteten, 
nicht unter ME. 11.— zu verkaufen. Von Erfolg lonnte dieſer Schritt 
nicht fein, denn die Papierfabriten wehrten fich gegen die Preißerhöhung 
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und jchoben die Verkaufsabichlüffe hinaus big in die in jedem Jahre waſſer⸗ 
reichen Frühjahrsmonate des Jahres 1893, in der Hoffnung, daß dann 
wieder ftürmijches Angebot erfolgen und fie dadurch wieder die Herren ber 
Lage würden. 

Dieje Gefahr einjehend, und von dem Erfolg der weſtdeutſchen Schleife- 
reien ermutigt, vereinigten fich am 22. März 87 fächfijche Firmen zu einem 
Berbande mit gemeinfamer DBerkfaufzftelle in Dresden, und am 4. Mai 
27 jchlefiiche Firmen zu einem jchlefifchen Verbande mit gemeinjfamer Ver— 
faufaftelle in Dresden. Im Auguſt endlich traten auch 24 bayerifche, 
badische und mwürttembergifche Firmen zu einem jüddeutjchen Verbande zu= 
jammen und errichteten ihre Verkaufsſtelle in München. 

Die Statuten der vier Verbände find im wejentlichen diejelben!. Sie 
unterjcheiden fi nur in zwei Punkten, wovon einer grumdfäßlicher Natur 
ift, der andere örtliche Berhältniffe betrifft. 

Grundjäglich joll der Verband das Delcredere aller Verkäufe tragen 
und liegt e8 dem Ausſchuß ob, die Verkaufsſtelle in der Kreditgewährung 
zu überwachen. Dies gejchieht beim wejtdeutjchen, jchlefifchen und ſüd— 
deutichen Verbande. Der jächlifche Verband Hat dagegen durch das Statut 
die Tragung des Riſikos der Verkaufsſtelle übertragen. Bei dem relativ 
geringen Entgelt, welches der Verkaufsſtelle als Verkaufskommiſſionär für 
die Übernahme de Delcredere vertragsgemäß zugebilligt ift, wird diefelbe 
in zweifelhaften Fällen feinen Kredit gewähren und es fünnen hieraus dem 
Berbande Produktionseinſchränkungen erwachfen. 

Örtlicher Natur ift die Gewährung von Frachtvorteilen beim weit: 
deutſchen und fchlefiichen Berbande.. Durch Feſtſetzung von Normalfrachten, 
worunter die Bahntransporte von der Schleiferei zur Papierfabrik zu ver— 
ftehen find, jucht man die Unterfchiede in der geographiichen Lage der ein— 
zelnen Schleifereien zu den Papierfabrifen dem Verbande gegenüber aus— 
äugleichen. Es foll derjenige, welcher fein Werk mit Hintanjegung des 
Vorteils billigen Grunderwerbs, niedriger Holzpreife und billiger Arbeits- 
fräfte in der Nähe von Papierfabrifen errichtet Hat, um Transportkoſten 
auf das erzeugte Produkt zu jparen, durch die Verbandsrechnung nicht die 
hohen Bahnfrachten mit tragen, die auf die Produktion der entfernt, in 
Bezug auf die Herftellungsfojten aber günjtiger gelegenen andern Werke 
entfallen. 

Bei dem jüddeutjchen und jächfifchen Verbande fehlen derartige Bes 
ftimmungen und der Verband zahlt feinen Mitgliedern einen gleichen Normal: 


ı Die Statuten des jchlefiichen Berbandes find in der Anlage A mitgeteilt. 
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preis franko Wagen der Verſandſtation. Auch in der Übertragung der 
Verkaufsftelle und in der Handhabung der Berlaufstechnik find Verſchieden— 
heiten zu Tage getreten. Während in Sachen die Verkaufsſtelle einem 
größeren Bankhauſe übertragen wurde, deilen Verkaufsperſonal mehr oder 
weniger unter fortdauernder Leitung des Verbandsausſchuſſes arbeitet, wo- 
durch den Ausjchußmitgliedern ein nicht geringer Anteil an den Laufenden 
Geichäften zufällt, Haben am Rhein und in Schlefien Gejchäftshäufer den 
Verlauf übernommen, die mit dem Artifel vertraut oder doch ſchon in lang— 
jähriger Gejchäftsverbindung mit den in Frage kommenden Papierfabrifen 
ftehen. Der ſüddeutſche Verband Hat ſich ein eignes Verkaufskontor ein- 
gerichtet. 

Gerade darin, daß dem deutjchen Volkscharakter, der mit Zähigfeit an 
feinen „berechtigten Eigentümlichkeiten“ feſthält, durch die Gliederung in 
vier durchaus jelbjtändige Verbände Rechnung getragen ift, liegt die Ge— 
währ einer gedeihlichen Zukunft der Holzftoffigndifate. Jeder jucht ſich in 
feinem Gebiet den Berhältniffen anzupafjen, die Witterungsverhältniffe aus— 
zunußen, die ja durchaus nicht immer die gleichen find im weiten Deutfchen 
Reiche, und den Kampf mit der außerhalb der Verbände noch ftehenden 
Konkurrenz zu führen. Unterliegt dabei ein Verband, jo iſt damit das 
Fortbeſtehen der anderen nicht ohne weiteres unmöglich gemacht. 

Damit aber Grenzitreitigfeiten vermieden und gemeinjfame Angelegen- 
heiten wirkjam beraten werden können, ſowie eine gemeinfame Vertretung 
nah außen nicht fehle, haben die vier Syndifate fich zu einem Gentral« 
verband deutſcher Holzitofffabrifanten vereinigt, deſſen Gefchäftsleitung im 
den Händen eines der Vorſitzenden der Einzelfyndilate liegt. Das Statut 
desjelben ijt in der Anlage B mitgeteilt. 

Wenn auch, wenigſtens teilweife, eine Statiftif der Produftiongjähig- 
feit und ihrer Schwankungen feit einigen Jahren ſchon befteht, fo ift es 
doch jet erſt möglich, ein annähernd zutreffendes Bild der ganzen Holz» 
ftoffinduftrie zu entwerfen, deffen genaue Richtigitellung eine Hauptaufgabe 
des Gentralverbandes bleibt. 

Die Holzitoff erzeugenden Fabriken laſſen fi in drei Gruppen ein= 
teilen: 

1. Gruppe: Holzichleifereien, die nur weißen Holzftoff zum Verkauf 
an Papierfabrifen erzeugen; 

2. Gruppe: Holzichleifereien, die nur weißen Holzftoff zur direkten 
Verarbeitung auf eignen Papiermaſchinen herſtellen; 

3. Gruppe: Holzichleifereien,, die weißen und braunen Holzſtoff zur 
direften Weiterverarbeitung in Pappen oder Padpapiere produzieren. 
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Diefe drei Gruppen gliedern ſich in fünf Interfengeie: 
I. Königreich Sachien ; 
II. Provinz Schlefien; - 
II. Süddeutſchland (Baden, Elſaß, Württemberg mit Hohenzollern 
und Bahern); | 
IV. Weftdeutfchland (Nheinprovinz und Weftfalen) ; 
V. Mittel: und Norddeutichland, mit dem enger gruppierten Gebiete 
bed Harzes. 
Nachſtehend die Produktionsſtatiſtik, wie folche fich unter der Annahme 
normaler Waſſerverhältnifſe für den Zeitpunkt Ende ‘1893 bes 
rechnet, und zwar nach) Tonnen lufttroden gedachten Stoffes: 








1. Gruppe | 2. Gruppe | 3. Öruppe 
weißer Stoff weiße und 











weißer — in eigener Ver:] braune Sioffe une 
zum Derfauf | grbeitung | zu Pappen ac. 
E83 Jahres⸗ &=| Jahres: 58 Jahres⸗ 3 Jahres |E 3| Jahres: 
Gebiete produktion |" hend 2: produktion 35 produktion 
29 in Tonnen ER; in Tonnen ER; Din Tonnen | SR |in Tonnen 
J. Sadjien .... * 39800 1 491 35750 | 70 25450 1265| 101000 
I. Schlefien..... | 49) 12430 | 12 5730 | 311 14500 | 92| 32660 


III. Süddbeutichland | 47! 26960 | 20! 16200 | 25) 14400 | 921 57560 

IV. MWeftbeutichland | 16 9470 5 1400 7 3300 | 28] 14170 
V. Mittel: und 

Norbbeutichland. | 32] 10310 | 13 8420 | 41! 23950 | 86| 42680 


je) 98 970 | 90 67500 |174| 81600 |563| 248.070 
| 


Der Verkaufswert ſtellte fi durchſchnittlich 
in 1891 in 1893 
für weißen Holzjtoff (Gruppe 1 u. 2) Mi. 10.— ME. 11.50 pr. 100 kg 


für Holzpappen 2) * 
— — 3) ME. 13—17 Mt. 15—20 pr. 100 kg 


Insgeſamt annähernd 30 Millionen 331/2 Millionen. 


Der Holzaverbrauch berechnet fi) hiernach auf rund 685 000 Feſt— 
meter, und zwar zu drei Viertel Fichtenholz und ein Viertel Kiefernholz. 
Lebtere Holzart findet nur Verwendung in Gruppe 8. 
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Der Kraftverbrauch berechnet fich für die Gefamtnormalproduftion 
auf rund 70000 Pferdeitärken, wovon ſchätzungsweiſe etwa 8500 HP durch 
Dampf entwickelt werden. 

Nimmt man an, daß die Anlagewerte einer Holzſchleiferei, Grund— 
ſtücke, Waſſerkraft, Gebäude, Maſchinen und fonftige zum Betriebe gehörende 
feitjtehende Einrichtungen durchſchnittlich mindeftene Mi. 1200.— für 
jede Pferdeſtärke Wafferkraft bei normalem Waſſerſtande entſprechen, jo er= 
giebt ich, daß etwa 84 Millionen Mark in der deutjchen Solleniabnficie 
feftgelegt find. 

Die in den erften vier Gebieten beftehenden Verkaufsſyndikate 
der Gruppe 1 umfaflen zur Zeit von den darin betriebenen 258 Holz« 
ichleifereien mit 88660 Tonnen Normalproduktion die jtattliche Zahl von 
175 Schleifereien mit 62150 Tonnen. 

Die außergewöhnliche Trodenheit im Jahre 1893 verurfachte einen 
bedeutenden Produktiongaugfall, der fich auf etwa ein Viertel der Normal: 
produktion ſchätzen läßt. Da gleichzeitig rege Nachtrage nach Papier beftand, 
jo ftieg der Import don nordiſchem Holzitoff ganz außergewöhnlich ftark 
und damit auch der Preis. Es gab Papierfabrifen, die neben dem auf 
Jahresſchluß zu ME. 9.— per 100 kg gekauften deutfchen Holzſtoff gleich“ 
zeitig nordijchen Stoff verarbeiteten, der fie troß feiner geringeren Qualität 
Me. 17.— per 100 kg einjtand! 

Menn es den Syndilaten gelingt, durch jachgemäße jtrenge Regelung 
der Produktion ihrer Mitglieder die Ungleichheiten der Witterungseinflüffe 
auf den Gang der Werke aufzuheben oder doch mindeſtens jo abzuſchwächen, 
daß die Lücken in waſſerarmer Zeit durch die Überproduftion bei vollem 
Maflerftande annähernd gededt werden, fo ift Hierdurch allein ſchon ihr 
Beitehen gefichert und berechtigt. Und dafür gebührt ihnen auch ein Preis, 
der dem Meltmarktpreife zuzüglich des deutſchen Schußzolles gleich jteht. 





Anlage A. 


Statuten des Verbandes ſchleſiſcher Holzitoff-Fabrilanten. 


Um ben Abſatz ihres Produktes zu regeln, bie gegenfeitige Konkurrenz zu bes 
jeitigen und angemefjene Preife zu erzielen, vereinigen fich die unterzeichneten Firmen 
zu einem 

Berband jchlejifher Holzftoff: Fabrifanten. 
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Zur Durchführung diefer Zwecke joll eine gemeinſame Berkaufzftelle zum Vertriebe 
des don den Firmen hergeftellten weißen Fichtenholzitoffes gebildet werden. 


81. 

Der Berband ftellt eine Vereinigung zu der im Vorwort bezeichneten Art von 
Handelögejchäften im Sinne des zweiten Titel des dritten Buches des Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuches dar. 

Die Organe des Verbandes find: 

1. Die Generalverfammlung. 
2. Der Verbandsausſchuß. 
3. Die Verkaufsſtelle. 
4, Die Zahlijtelle. 
82. 

Die Generalverſammlung beſteht aus den Vertretern ſämtlicher verbun— 
dener Firmen. Sie tritt zweimal alljährlich und zwar in der zweiten Hälfte der 
Monate Februar und Auguſt zu ordentlichen Sitzungen zuſammen. Die vom Vor— 
ſitzenden des Verbandes zu erlaſſende Einladung muß die Tagesordnung enthalten 
und eine Woche vor dem Sitzungstage den verbundenen Firmen durch eingeſchriebenen 
Brief zugehen. Enthält die Tagesordnung Anträge auf Anderung der Statuten 
oder Auflöſung des Verbandes, ſo muß die betreffende Einladung mindeſtens 14 Tage 
vorher geſchehen. 

Jede der verbundenen Firmen hat das Recht, Anträge zu ſtellen, und müſſen 
dieſelben zur Beratung und Beſchlußfaſſung auf die Tagesordnung geſtellt werden, 
wenn fie bis zum 1. Februar bezw. 1. Auguſt bei dem Vorſitzenden eingehen. Der 
Vorſitzende hat das Recht, außerordentliche Generalverfammlungen zu be: 
rufen. Er ift dazu drei Wochen nach Eingang eines Antrages verpflichtet, wenn 
fünf der verbundenen Firmen einen jolchen unter Einreichung der Tagesordnung 
Ichriftlich ftellen. 

88 . 

Das erfte Mal wählt die fonftituierende Generalverfammfung, jpäter jede im 
Auguft jtattfindende ordentliche Generalverijammlung aus den VBerbandsmitgliedern 
den Borjibenden des Verbandes und deſſen Stellvertreter, jowie fünf Mitglie- 
der, welche zufammen den Verbandsausſchuß bilden. 

Der Verbandsvorſitzende ift auch zugleich Vorſitzender des Verbandsausſchufſes. 

Die Wahlen Haben durch Stimmzettel zu gejchehen, und zwar diejenige des Vor- 
figenden und feines Stellvertreters in bejonderem Wahlgange. Hierbei entjcheidet 
die abjolute Stimmenmehrheit der vertretenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
entjcheidet das Los. Bei der Wahl der übrigen fünf Ausjchußmitglieder find Die: 
jenigen al3 gewählt zu betrachten, welche die meiften Stimmen auf fi) vereinigten. 

8 4. 

Das Stimmrecht der verbundenen Firmen richtet fich in allen Fällen nad) der 
SJahresproduftion ihrer Fabriken, wie jolche gemäß $ 8 feftgejeßt ift, und zwar fällt 
auf die Produktion einer Firma bis zu fünfzig Waggon von ungefähr 3300 Kilogr. 
Iufttrodenen Stoff je eine Stimme, mit der Maßgabe, daß mit jeden angefangenen 
weiteren fünfzig Waggon je eine Stimme mehr verfnüpft ift. 

Im Behinderungsfalle fönnen die Firmen ſich durch einen Angeftellten ihrer 
Firma, durch ein männliches Mitglied ihrer Familie oder durch ein anderes ſtimm— 
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berechtigte? Verbandsmitglied vertreten Laffen, welches hierzu fchriftlich bevollmächtigt 
fein muß. 

| Alle Beichlüffe der Generalverfammlung find mit abjoluter Mehrheit der ver— 
tretenen Stimmen zu faſſen und haben bindende Gültigkeit für fämtliche Mitglieder ; 
bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Borfigenden. | 

Anderungen der Statuten fönnen jedoch nur mit Zweidrittelmehrheit 
fämtlicher verbundenen Firmen befchloffen werden. 

85. 
Die Generalverfammlung beichließt außerdem mit verbindlicher Kraft für alle 
verbundenen Firmen 

1. Bereinbarungen mit anderen induftriellen Gruppen ähnlicher Tendenz, jo: 
wie Aufnahme weiterer firmen in den Verband und Beitimmung der Bes 
dingung ihres Anjchluffes. 

2. Den Normalpreis, unter welchem die Verkaufsſtelle nicht verkaufen darf, 
jowie den Normalfrachtfat eines jeden Mitgliedes. 

3. Die Abnahme der Rechnungslegung der Berkaufsftelle und der Zahlftelle. 

4. Die vom Ausſchuß in Borfchlag gebrachten Strafen; hierbei Hat das in 
Strafe zu ziehende Mitglied feine Stimme. 

$ 6. 

Über die Beichlüffe der Generalverfammlung wird ein Protofoll geführt, 
welches der Vorſitzende und der Protofollführer, ſowie drei Mitglieder aus der General: 
verfammlung zu unterzeichnen haben. Jede der verbundenen Firmen erhält Abichrift 
bes Protokolls. 


8.7. 

Der Verbandsausſchuß jebt fich jelbft feine Gefchäftsordnung feft und ift- 
beauftragt bezw. ermächtigt, 

1. Berträge wegen Übernahme der Verkaufsſtelle und der Zahlftelle zu jchlieken. 

2. Anftruftionen für die Berfaufsftelle und die Zahlftelle auf Grund dieſes 
Statuts feſtzuſetzen. 

3. Die Verkaufsſtelle und die Zahlſtelle in ihrer Geſchäftsführung zu überwachen. 

4. In beſonderen Fällen kleinere Abweichungen von dem Normalpreiſe im Ein— 

verſtändnis mit dem beteiligten Lieferanten und für deſſen Rechnung zu ge— 
nehmigen. 
. Vorſchläge über etwa zu verhängende Strafen zu machen. 

6. Der Generalverfammlung über die jeitens der Verkaufzftelle gemachten Ber: 
fäufe, Abichlüffe und die jeitens der Mitglieder gemachten Lieferungen Bericht 
zu erftatten. 

7. Die Schlukrehnung der Zahlftelle und der Verkaufäftelle zu prüfen und ber 
Generalverfammlung vorzulegen. 

Die Beichlüffe des Ausichuffes find in ein Protofollbuch einzutragen und von 
den anmwejenden Ausihußmitgliedern zu unterfchreiben. Der Ausſchuß ift beſchluß— 
fähig, wenn außer dem Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter drei Mitglieder ans 
wejend find. Bei Stimmengleichheit enticheidet der Vorſitzende. 

88. 

Jedes Mitglied hat die Produftiongergebniffe der lebten drei Betriebsjahre, 

ober, falls fein Betrieb jo lange Zeit noch nicht befteht, auf Grund forgfältig abzu— 


or 


174 Reuther. 


wägender anderer Berechnungen ſeine Normal-Jahresproduktion an weißem 
Fichtenholzſtoff nach Wagenladungen von ungefähr 3300 Kilogr. lufttrockenem Stoff 
innerhalb einer vom Vorſitzenden zu beſtimmenden Friſt dieſem ſchriftlich mitzuteilen. 

Dieſe Angaben unterliegen der Prüfung des Ausſchuſſes, welcher die mittlere 
Jahresproduktion — Normalproduktion — hiernach für jedes Mitglied feſtzu— 
ſetzen hat. 

Gegen dieſe Feſtſetzung ſteht jedem Mitglied die Berufung an die Generalver— 
ſammlung zu. Die ſo gefundene Normalproduktion bildet die Beteiligung jedes ein— 
zelnen Mitgliedes am Verbande. 

89. 

Die verbundenen Firmen verzichten auf den Selbſtverkauf ihres weißen 
Fichtenholzſtoffes und verpflichten ſich ausdrücklich, dem Verbande ihre volle Normal: 
produktion zum Verkauf durch die Verlaufeſtelle in möglichſt gleichen Monatsraten 
rechtzeitig zur Verfügung zu ſtellen. 

Der Verband hingegen übernimmt die Verpflichtung, die Geſamtnormalpro— 
duktion oder einen für alle Mitglieder gleichen Prozentſatz derſelben durch die Ver— 
kaufsſtelle zu verkaufen. 

Jedes Mitglied hat ſeine Produktion unweigerlich dahin zu liefern, wohin 
ſolche von der Verkaufsſtelle dirigiert wird. In erſter Linie ſind hierbei die bis— 
herigen Verbindungen beizubehalten, insbeſondere iſt für jeden einzelnen Lieferanten 
ein Normalfrachtſatz auf Grund ſeiner bisherigen Verfrachtungen (ſ. $ 5) feſtzuſtellen. 
Den Normalfrachtſatz überjchreitende FFrachtbeträge werden dem Abjender vergütet, 
Trachterfparniffe dagegen mit ihm zu Gunften der Verbandskaſſe verrechnet. Falls 
ein Mitglied fich hierbei benachteiligt fühlt, ſo ſteht ihm die Beſchwerdeführung an 
den Ausſchuß zu. 

Über alle noch laufenden Selbftverfäufe oder im Borjahre — Liefe— 
rungsabſchlüſſe haben die Mitglieder der Verkaufsſtelle rückhaltlos Aufſchlüſſe zu 
geben und von Inkrafttreten des Verbandes an 1%o der Nettofakturierung derſelben 
an die —— zu zahlen. 


8 10. 

Für Qualität und Quantität hat jedes Mitglied ſelbſt ke und 
e3 darf dem Verbande feinerlei Nachteil aus Verzögerungen oder Nichtlieferung des 
aus der Normalproduktion verkauften Quantums erwachſen. 

Unvorhergeſehene bezw. unfreiwillige Betriebsſtörungen verpflichten das be— 
troffene Mitglied zu ſofortiger Anzeige des Unglücksfalles bezw. der Störung und 
deſſen Tragweite an den Vorſitzenden und die Verkaufsſtelle und entbinden es für 
die Dauer der Betriebsſtörung von feinen Lieferungsverbindlichkeiten. Nach Beſeiti— 
gung der Störung ift ſofort darüber Mitteilung dem Vorſitzenden und der Verkaufs: 
ftelle zu machen. 

j 5 8 11. 

1. Jedes Mitglied kann für eine von ihm erzeugte beſonders gute Quali: 
tät weißen FFichtenftoffs einen Aufpreis verlangen. Gelingt es der Verkaufsſtelle, 
diefen Aufpreis über den Normalpreis zu erzielen, jo fällt der Mehrerlös dem liefern— 
den Mitgliede zu. 

2. Gelingt e3 der Berkaufäftelle nicht, wegen Qualitätsmängel die Produktion 
oder einen Teil derfelben eines Mitgliedes zum Normalpreife zu verkaufen, jo ent— 
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ſcheidet der Ausſchuß unter Zuziehung des betreffenden Mitgliedes darüber, zu 
welchem Minderpreiſe der betreffende Stoff verkauft werden ſoll und werden darf. 

Der Mindererlös iſt von dem liefernden Mitglied allein zu tragen. 

3. Jedes Mitglied kann von der Verkaufsſtelle verlangen, daß dieſelbe eine 
etwa über das Normal-Jahresquantum hinaus hergeſtellte Menge Fichtenſtoff für 
ſeine eigene Rechnung verkaufe. Die diesbezüglichen Verkaufspreiſe dürfen keinesfalls 
billiger geſtellt werden, als 10% unter dem Normalpreis. Solche Verkäufe bilden 
Gegenstand bejonderer ER zwifchen der Liefernden Firma und der Verkaufs: 
bezw. Zahlitelle. 

8 12. - 

Die Mitglieder fakturieren ihre Sendungen an die Verfauföftelle zum Verkaufs: 
preife und bringen den Normalfrachtſatz in Abzug. 

Die Verkaufsſtelle ftellt bis zum zehnten Tage des der Lieferung folgenden 
Monats die Monatsfakturenbeträge zufammen und giebt der Zahlftelle Anweiſung, 
90 0)0 dieſer Beträge bis zum nal desſelben Monats an die Mitglieder in bar 
anszuzahlen. 

S 13. 

Die Verkaufsſtelle und die Zahlftelle legen Halbjährlic) dem Verbande Rech: 
nung über die gemachten Verkäufe und Zahlungen, ftellen in Diefelbe die ihnen ver- 
tragsmäßig zuftehende Provifion, Kontoforrentzinien, VBerwaltungstoften ein, und 
verteilen den erzielten Nettoüberfchuß, nachdem die Rechnung von ber General: 
verfammlung richtig geiprochen ift, pro rata der gelieferten Onantitäten an die Mit: 
glieder in bar. Die Vertreter der Verkaufsſtelle und der Zahlitelle find zu den 
Situngen des Ausſchuſſes und zu den Generalverfammlungen einzuladen. Sie haben 
nur beratende Stimmen bei allen Berhandlungen. 


8 14. 

Das Delcredere trägt der Verband, ebenfo die Berwaltungskoften. 

Don dem Nettoüberfchuß, welcher halbjährlich zur Auszahlung gelangt, hat die 
Zahlftelle einen Betrag, der einem Prozent des erzielten Halbjahrsumſatzes gleich 
fommt, zur Bildung eines Rejervefonds zurüdzulegen. Diefe Rüdlagen find ſo— 
lange fortzuſetzen, bis der Reſervefonds die ‚Höhe von 5% des Jahresumſatzes erreicht. 
j Über die Anlage des Reſervefonds in —— — entſcheidet 
der Ausſchuß. 

815. 

: Die Mitglieder des Ausſchuſſes erhalten die im Intereffe des Verbandes ihrer: 
ſeits gehabten direkten Auslagen aus der Verbandskaſſe zurücdvergütet, mit Aus—⸗ 
nahme ihrer Auslagen am Tage der. Generalverjammlungen. 


g 16. | 

Der Ausſchuß hat das Recht, bei Zumiderhandblungen gegen die Beſtim— 
mungen dieſes Statuts Geldftrafen teftaufeben, welche der Be der General: 
derfammlung bedürfen. 


gr. 
..  Berftöhe gegen $ 9 werden für jeden dabei in Frage kommenden —— 
Holzſtoff mit Mk. 100 beſtraft. 
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Durch jolcde Straffeftfegungen find weitere Schadenerfaganiprüche des Verban— 


be3 nicht ausgeſchloſſen. 
Alle Strafgelder fließen in die Verbandskaſſe. 


$ 18. 

Zur Sicherftellung der durch diefen Vertrag gegenfeitig übernommenen Bere 
pflichtungen hinterlegen die einzelnen Firmen Kautionen in ihren Solawechfeln, 
giriert an den ftellvertretenden Vorſitzenden des Verbandes, bei einer vom Ausſchuß 
zu bezeichnenden Bantftelle. 

Die Höhe der Kaution beträgt Mark 20 für jeden Waggon der gemäh $ 3 
feſtgeſetzten Jahresproduktion, mindeſtens jedoch Mark 500 für jede Firma, und muß 
diefelbe in Abjchnitten von 500 bis 1000 Mark fpäteftens in acht Tagen nach Unter: 
zeichnung des Statutes dem Vorſitzenden übergeben fein. 

Der Ausſchuß Hat das Recht, aus den KHautionen oder dem Guthaben bei der 
Zahlitelle ohne weiteres die von der Generalverfammlung gebilligten Strafen flüjfig 
zu machen, falla nicht innerhalb vier Wochen nach der betreffenden Generalverfamm: 
lung das betreffende Mitglied die Strafiumme freiwillig dem Vorſitzenden eingehäns 
digt hat. 

Die durch Geldftrafen verminderten Kautionen find fofort zu ergänzen. 


$ 19. 

Gehen Holzichleifereien der verbundenen Firmen durch Pacht, Taufch, Berfauf 
oder Erbgang in andere Hände über, jo hat ber hier fontrahierende heutige Inhaber 
die Verpflichtung, die aus dieſem Vertrage refultierenden Rechte und Pflichten auf 
feine Rechtönachfolger bindend zu übertragen. 


8 20. 

Hall während ber Dauer des Vertrages eine ber beteiligten Firmen für "ihre 
Produktion an weißem Fichtenftoff eigene Verwendung findet, oder die Herftel- 
lung von ſolchem ganz oder teilweife aufzugeben wünſcht, jo hat fie hiervon vorher 
dem Ausſchuß Anzeige zu erftatten, welcher unter Zuziehung der Antragftellerin feft: 
ftellt, von welchem Zeitpunkt an und unter welchen Bedingungen diefelbe von ihrer 
Verpflichtungen entbunden werden kann. 


8 21. 

Im Falle der Auflöfung des Verbandes hat die Liquidation der Vers 
fauföftelle bezw. Zahlftelle durch die don der Generalverfammlung bei dem Auf: 
löſungsbeſchluß gewählten Liquidatoren zu erfolgen. Die Berteilung des etwa bors 
handenen Vermögens (Rejervefonde) oder die Aufbringung etwaigen Verluſtes erfolgt 
in bemfelben Verhältnis, in dem die Firmen am Reingewinn beteiligt find. Die 
Liquidatoren haben nach Beendigung der Liquidation eine Verfammlung der früheren 
Mitglieder einzuberufen, denfelben die Liquidationsrechnung vorzulegen und richtig 
Iprechen zu Laffen. Für Aufbewahrung der Gejchäftsbücher an neutraler Stelle haben 
die Liquidatoren Sorge zu tragen. 

Sceidet eine Firma nad) $ 20 aus dem PVerbande aus, fo erhält fie 25 %o 
ihres in den Rejervefonds gezahlten Betrages heraus. 

8 22. 

Diefe Vereinbarungen find einftweilen von Heute an bis zum 31. Oftober 

1895 getroffen, und für alfe gleich bindend. Wer am 31. Oftober 1895 aus dem 
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Derbande austreten will, muß dies bis fpäteftens 1. Mai 1895 dem Vorſitzenden 
mittelft Einfchreibebrief anzeigen, andernfalls bleibt er an das Berbandaftatut auf 
ein weiteres Jahr gebunden. 

Derjelbe Kündigungsmodus gilt für die fpäteren Jahre. Stirbt ein Mitglied, 
fo wird der Verband mit deſſen Erben fortgejekt. 

Durch Ausſcheiden eines Verbandsmitgliedes wird der Verband nicht aufgelöft, 
befteht vielmehr unter den übrigen Mitgliedern fort. 

Bei der im Auguft 1895 ftattfindenden ordentlichen Generalverfammlung ift 
über die weitere Fortdauer des Verbandes im Sinne diejeg Statutes Beſchluß zu 
faſſen und darüber ein Nachtrag diefem Statut anzufügen. 


Anlage B. 


Statuten des Centralverbandes deutſcher Holzitoff- 
Fabrifanten. 


81, 
Auf Grund dieſes Statuts vereinigen fich die in Deutichland beitehenden Vers 
bände von Holzftoff-Fabrifanten (Syndikate) zu einem 


Gentralverband deutſcher Holzftoff-Fabrifanten. 


8.2. 
Der Eentralverband hat den Zwed, den einzelnen Verbänden bei ihren, dag 
gleiche Ziel verfolgenden Beftrebungen als Bermittlungsamt zu dienen. - 
Ansbejondere foll er: 
1. Die Vorgänge im Holzftoff: und Papiergefchäft auf dem inländifchen und dem 
Meltmarkte überwachen und den Ginzelverbänden darüber Bericht erftatten, 
2. Die Produftiond- und Verkaufsſtatiſtik der Einzelverbände alljährlich zus 
jammenftellen, 
3. Die Einzelverbände in ihren wirtfchaftlichen und techniſchen Intereffen nach 
außen und namentlich den Reichsbehörden gegenüber bertreten, 
4. Bei Feftfegung der Minimal-Verkaufspreiſe eine Übereinftimmung zwifchen den 
Einzelverbänden herbeizuführen Juchen, 
5. Streitigkeiten jeglicher Art zwifchen den Einzelverbänden zu jchlichten fuchen. 


83. 

Der Gentralverband wird geleitet von einem Borftand, der aus den jeweiligen 
Borfihenden der Einzelverbände, bezw. deren Stellvertretern befteht. 

Der Borftand überträgt einem feiner Mitglieder die Geichäftsführung bez 
Gentralverbandes und ftellt demjelben nötigenfalls eine Schreibhülfe. 

An den Situngen be3 Vorftandes übernimmt dasjenige VBorftandsmitglied den 
Vorſitz, in defien Verbandägebiet die Sitzung ftattfindet. 

Die Abftimmungen im Borftande erfolgen nad) der Höhe des . die Mit: 

Schriften LX. — Rartelle. I, 
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glieder repräjentierten Kontingentes (Normal: Jahresproduftion) und bilden je 
100 Waggons besfelben eine Stimme. 
Der Borftand ift beichlukfähig, wenn drei feiner Mitglieder anweſend find. 


84. 

Alle Beichlüffe des Vorftandes find zu protofollieren und das Protokoll 
von allen Anweſenden zu unterjchreiben. Beichlüffe, welche die den Einzelverbänden 
nach deren Statut zugetwwiefenen Rechte beeinträchtigen, find unverbindlich für die 
Einzelverbände, jo lange nicht die Generalverfammlung des betreffenden Verbandes 
denjelben zugeftimmt hat. 

85. 

Alljährlich ladet der Vorſtand alle Mitglieder der Eingzelverbände zu einem Ber: 
band3tage ein; er erftattet in Diefer Verfammlung den Jahresbericht über jeine 
Thätigkeit und legt Rechnung über feine Ausgaben für die Verbandsleitung. 


8 6. 

Die entftehenden Koften der Gefhäftsführung des Gentralverbandes liquidiert 
das geichäftsführende Vorftandamitglied nach Richtigſprechung durch den Gefamtvor- 
ftand bei den Zahlftellen der Einzelverbände. 

Die Verteilung diefer Koften auf die Einzelverbände hat nach Mafgabe der 
Kontingente halbjährlich zu erfolgen. 

8 7. 

Die Berkaufsftellen der Einzelverbände find zu allen Vorftandafikungen 
einzuladen, und haben die Vertreter derfelben Anſpruch auf Erftattung ihrer Reife 
foften, welche mit den Unkoſten ber Gejhäftsführung gemäß $ 5 umgelegt werben. 

S 8. 
h Die Auflöfung bes Gentralverbandes erfolgt an dem Tage, an welchem durch 
Auflöfung der Ginzelverbände nur noch ein einziger derfelben fortbeiteht. 


VIII. 


Verſuche zur Bildung eines Zellſtoff-Verkaufs—⸗ 
Syndikates, 


| | Bon 
Oskar Reuther (Dresden). 


Ende der jechziger Jahre entjtanden in Deutjchland ‚die erften Zelljtoff- 
fabriken. Man arbeitete nach. der damals allein bekannten Methode, mit« 
telſt Kauftifcher Soda und unter hohem Dampfdrudf die weichen Nadelhölger 
aufzuldjen und die reine bleichbare Zellftofffafer daraus zu gewinnen. 

Die damals noch fehr hohen Sodapreife bedingten einen jo hohen Ver: 
kaufspreis dieſer „Natroncellulofe”, daß ihre Verwendung in der Papier« 
fabrifation eine bejchränkte bleiben mußte. Dies um jo mehr, als Länge 
und Feſtigkeit der Yajer weit Hinter dem bewährten Hauptmaterial, dem 
Hadernftoff, zurückſtand. 

Auf dem Wege, Gerbftoff aus Eichenholz in konzentrierter Form zu 
gewinnen, gelangte 1875 Profeffor Dr. A. Mitjcherlich zur Darftellung 
eine jehr Jangfaferigen feſten Zellſtoffes. An Stelle der teuren Soda 
wendete er den viel billigeren und energijcher wirkenden ſchwefeligſauren 
Kalt als Löfungsmittel an. Wenn jelbjt diefe Methode theoretifch jchon 
einige Jahre früher von dem Amerikaner Tilghman erfunden und in Eng- 
land unter Patentſchutz geftellt war, jo gebührt doch Profeffor Dr. Mitfcher- 
lich das Hohe Verdienft, die großen Schwierigkeiten, die der praftifchen Ver— 
wertung diefer Methode entgegenftanden, überwunden und die Grundlage 
der heute jo hoch entwidelten Zellftoffinduftrie gefchaffen zu Haben, Wäh- 

12* 
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rend Profeſſor M. noch damit beichäftigt war, fein inzwifchen patentierteg 
Verfahren durch beichränkte und vorſichtige Vergebung von Licenzen zu= 
nächft in Deutichland in den Großbetrieb einzuführen, gelang es mehreren 
Ausländern, denfelben Zellſtoff „Sulfitcellulofe” auf ähnliche Weife, jedoch 
unter Anwendung Eleinerer Kochgefäße und jtärkerer Lauge, in viel kürzerer 
Zeit darzujtellen, ala dies nach der Mitjcherlich- Methode überhaupt mög— 
lich iſt. — Die erſten größeren Sulfitcellulofefabrifen kamen in Deutjchland 
im Sabre 1879 in Betrieb. Für das noch jehr unreine Produkt zahlten 
die Papierfabrifen ME. 44.— bis 50.— für 100 Kilo. Die Herftellungs- 
foften beliefen fich damals noch auf etwa Mi. 27.— bis 28.—, Immer⸗ 
Hin reizte der hohe Gewinn und die von allen Seiten anerfannte VBerbrauchz- 
fähigkeit des neuen Stoffes als direkter Erfah für Hadern, jowie die An— 
preifungen der Mafchinenfabrifen, zur Ausdehnung der beftehenden und zur 
Anlage neuer Fabriken. 

Man wendete fich dabei mehr und mehr dem Syſtem des Hſterreichers 
Dr, Kellner zu, welches geringere Anlagekoſten erforderte und größeren Ge— 
winn infolge der unverhältnismäßig höheren Produktionsfähigkeit verſprach. 

Neben zahlreichen Fachleuten traten fachunkundige Kapitaliften an die 
Errichtung von Gellulofefabrifen heran. Holzhändler, Mühlenbeſitzer, Apo— 
theker, Gutsbeſitzer, Maſchinentechniker und Kaufleute nahmen Licenzen im 
In- und Auslande. In den wenigſten Fällen konnten die Eigentümer der 
neu entjtandenen Fabriken die Betriebsleitung jelbjt in die Hand nehmen, 
meiftenteil3 mußten jüngere, allgemein technifch vorgebildete Kräfte in den 
Mufterfabrifen der Erfinder überhaftet angelernt werben. 

So konnte e8 nicht ausbleiben, daß eine geraume Zeit Hindurch in 
vielen Fabriken mit vielen Schwierigkeiten gefämpft und mit Mißerfolg ge— 
arbeitet wurde. Dabei eilte die Produktion dem Berbrauche voraus, und 
die Preife für die beten Sorten ſanken jchon im Jahre 1886 auf ME. 30.—, 
1887/88 auf ME. 27.— bis 28.— und 1889/90 bis auf Mi. 26.— 
bis 27.—. | 

Diefe Zahlen gelten nur für Sulfitſtoff. Natroncellulofe war im 
Preife noch weit mehr gejunten, und man begann einzufehen, daß in Deutjch- 
land der Natronzelljtoff auf die Dauer dem Sulfitzellftoff unterliegen werbe. 
Der haftige Konkurrenzkampf beider Stoffe drohte aber auch die Rentabili= 
tät der damals noch mit hohen Selbſtkoſten arbeitenden Sulfitjtofffabrifen 
aufzuheben. Im Mai 1886 fanden fich daher eine Anzahl Sulfitftofffabri» 
fanten zufammen und faßten den Entichluß, eine Preisfondention 
aller deutſcher Sulfitzellftofffabrifen ins Leben zu rufen, um 
dem bedrohlichen Preigrüdgang Einhalt zu thun. 
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Diejer Verſuch blieb um deswillen ohne jeden Erfolg, weil zu jener 
Zeit etwa 15 neue Fabrifen im Entjtehen begriffen waren, ober doch feit 
kurzem erjt den Betrieb eröffnet hatten, welche alle mehr oder weniger der 
eignen Kraft vertrauend, fich ihre Freiheit wahren wollten. 

Als aber gegen Ende des Yahres 1888 auf dem MWeltmarkte die in« 
zwiſchen entjtandene Konkurrenz der öfterreichifchen, vornehmlich böhmischen, 
und der jchwedifch-norwegifchen Sulfititoffiabrifen fich immer ınehr fühlbar 
machte, und die Preife allenthalben einen jcharfen Rüdgang erfahren hatten, 
verfammelten fi im Januar 1889 in Berlin abermals die Zellitofffabri- 
kanten zwecks Beratung don Mitteln zur Hebung ihrer Induſtrie. 

Es wurde eine Kommilfion eingejegt, welche einen vorliegenden, von 
dem Herm Geheimen. Oberregierungsrat a. D. Dr. Ernſt Engel unter Be- 
nußung eines umfangreichen ſtatiſtiſchen Materials ausgearbeiteten Entwurf 
zu einer Zellftofjlonvention in Berbindung mit einer Zell- 
ftoffbanf prüfen und dag Zuftandefommen der Konvention fördern jollte. 
Die erwartete Beteiligung blieb aus. 

Man wandte fi nunmehr dem Gedanken zu, eine innige Verichmel- 
zung der leiftungsfähigeren Gulfitzellftofffabrifen dadurch herbeizuführen, 
daß man fie, ähnlich dem Vorgehen der Strohjtofffabrifen und Gummi— 
jabrifen, in eine große Aktiengejellichaft zu fufionieren juchte. Acht Fa— 
brifen unterzogen fi) einer Taxe ihrer Werte, die leider bei den meiften 
nicht im Verhältnis zu den gleichzeitig exrmitteiten Betriebsergebniſſen der 
lebten drei Jahre jtanden. Go ging denn aus diefen vielfachen Beitrebun- 
gen eine Gründung kleineren Umfanges hervor. Drei Fabriken, eine in 
Meftfalen und zwei in Schlefien, wurden zu der Aftiengefellichaft „Verein 
für Zellftoffinduftrie” verfchmolzen und als Hauptaufgabe derjelben die Er- 
mweiterung burch vorteilhaften Ankauf anderer —— Zellſtofffabriken 
geſtellt. 

Inzwiſchen traten die Nordamerikaner mit “ erheblichen Produktion 
neu errichteter Zelljtoffiabrifen auf den Plan, die Norweger und Schweden 
hatten ihre Produktion bedeutend vergrößert, die badifche Zellſtofffabrik Wald» 
hof hatte ihre dritte Abteilung in Betrieb gejegt, wodurch diefe Fabrik allein 
ihre Jahresproduftion von 15—16 000 Tonnen mit einemmal auf 25 big 
27000 Tonnen erhöhte. Gleichzeitig war es dem raftlofen Voranſtreben 
der Technik gelungen, die Produftionsfähigkeit der beitehenden Fabriken be= 
deutend zu erhöhen, und die Herftellung erheblich zu verbilligen. 

So ſanken denn infolge des ftarken Angebotes die Zellftoffpreife in 
den Jahren 1890/91 auf dem Weltmarkte fortwährend, jo zwar, daß im 
Frühjahr 1891 in vielen Fällen, namentlich in den Fabriken Eleineren 
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Umfanges, die an und für ſich niedrigen Geſtehungskoſten kaum gedeckt 


wurden. 
Die geſchilderten Vorgänge finden in nachſtehenden abgerundeten Zah— 
len ihre Begründung: 





Jahrgang 
ı832 | 1884 | 1897 | 1890 | 1891 

Eulfitzellftoff = Fabriken im | | 

Deutſchland im Betriebe . 5 23 45 50 52 
Jahresproduktion in Tonnen 

= 100 kg... ..- 6 000 28 700 77500 | 118000 | 146000 
Verkaufswert der Produkte 

in Millionen Matt . . 28/4 gig 20 281 /s 31!/a 
für 100 kg durchſchn. Mark 46 38 26 24 21!/s 
Der Export beziffert ſich auf 

Tonnen.. 0 7000 18000 | 29000 | 35000 
im Werte von Millionen ME. 0 2l/s 42/3 7 7'/a 
Die Gefamtprobuftion in 

Deutichland erforderte an 

Holz in Feftmetern (über: 

wiegend Fichtenholz) . - 3800 | 172000 | 440000 | 650000 | 750.000 


an Kohlen in Tonnen . - 10000 | 45000 | 110000 | 160000 | 185000 
an Chemikalien, Rohſchwefel. 

Schwefelties und Kalk für 

Malt ». oo 0000 165 000 | 650.000 | 1 700 000 | 2 000 000 | 2 750 000 
Das in den Fabriken anges 

legte Kapital betrug ein- 

ſchließlich der nötigften Ber 

trieb8mittel annähernd in 

Millionen Marl. . . » 2l/a 113/4 241/g 30 321/g 


Demgegenüber jei hier bemerkt, daß im Jahre 1891 in Deutjchland 
nur noch 10 Natrons bezw. Sulfatzellftofffabrifen mit einer ungefähren 
Gefamtproduftion von 15 000 Tonnen in Betrieb jtanden. 

Unter dem Drude der Überproduktion, der durch das Sinken des Ver— 
trauens im Welthandel (Zuſammenbruch der Londoner Bankfirma Baring, 
Brother) verfchärft wurde, begann man einzufehen, daß bei fortjchreitender 
freier Konkurrenz die weniger fapitalkräftigen Fabriken zum Erliegen fommen 
würden. So fand denn die erneute Anregung, ein fejtes Kartell zu bilden, 
lebhaften Widerhall. Man fchritt zur Bildung eines Unternehmer— 
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verbandes mit gemeinſamer VBerfaufsftelle und ftellte einen 
Syndifatsvertrag! auf, der in allen feinen Zeilen durchaus zweck— 
entjprechend war. Als erfter Grundſatz ift Feſtlegung der Produktiongfähig- 
feit darin ausgefprochen; es jollte ohne Genehmigung der Gefamtheit nie 
mand jeine Fabrik vergrößern oder fich an nicht zum Verbande gehörenden 
inländifchen und nicht an ausländijchen Zellftofffabrifen beteiligen. Ferner 
follte jeder auf den Selbitverfauf feiner Erzeugung unbedingt verzichten, 
deren Bertrieb lediglich Sache der BVerkaufzjtelle des Verbandes war. Die 
Erfüllung diefer Verpflichtung mußte durch Offenlegen der Gefchäftsbücher 
jederzeit nachgewiefen werden. 

Die Verkaufsſtelle follte einem Bankhaufe derart übertragen wer— 
den, daß diejed den ganzen Geldverfehr allein übernahm, auch die Hierzu 
nötigen Kafjenbeamten jelbjtändig amjtellte, während der Verband durch 
feinen gejchäftstührenden Ausſchuß das eigentliche Verkaufsſtellenperſonal 
einftellte, demfelben die Direftiven gab, und das Berkaufsgefchäft genau 
überwacht... Am 15. jeden Monats erhielten die Verbandsmitglieber den 
Betrag ihrer vormonatlichen Lieferungen, die zu einem bejtimmten Einheitg- 
preife berechnet waren, in bar abzüglich der Verkaufsproviſion ausbezahlt. 

Da diejer Einheitspreis niedriger bemefjen wurde, als der Verkaufs— 
preis, der für die Mare voraußfichtlich erzielt werden fonnte, jo konnten 
aus den in Händen bleibenden Überjchüffen dag Delcredere und die der 
Gemeinschaft zur Laſt fallenden Koſten für die ad beitritten 
werden. 

Durh Hinterlegung Hoher Solawechſel und Feſtſetzung ſcharfer Straf- 
beftimmungen war nach Möglichkeit Übertretungen vorgebeugt. 

An einer im März 1891 in Frankfurt a. M. abgehaltenen Verſamm— 
lung erflärten jchon jo viele Fabriken ihren Beitritt, daß man Hoffen 
durfte, wenigſtens 80 %/o der Gejamtproduftion vereinigen zu können, wenn 
es gelang, den Beitritt der Zellftofffabrit Waldhof herbeizuführen, deren 
Produktion allein etwa 23%o des Ganzen betrug. 

Nah wochenlangem Berhandeln jchien das Ziel erreicht zu fein. 
Waldhof Hatte fich gegenüber dem Vorteil, der allen andern Kleinen Fa— 
brifen, namentlich denjenigen in Weſt- und Süddeutſchland, aus feinen 
Beitritt erwuchs, für fich folgende befondern Rechte ausbedungen: 


1. Bon fieben Mitgliedern des gejchäftsführenden Ausſchuſſes Hat Wald- 
hof vier zu ernennen. 


! Siehe Anlage. 
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2. Waldhof bringt nur 80 Prozent feiner Produktion ein und behält 

% fi) vor, die 20 übrigen Prozent jelbjt zu verarbeiten. 

: 3. Im Falle eine allgemeine Produktionseinſchränkung eintreten muß, 
braucht Waldhof feine eingebrachte Produktion erſt dann verhältnig- 
mäßig zu reduzieren, nachdem die jämtlichen übrigen Berbandsmit- 
glieder ihre volle Produktion bereit? um 20 Prozent eingefchränkt 
haben, 

4. 68 jollte feinem Verbandsmitgliede gejtattet fein, mehr Zellftoff zu 
bleichen als bisher gejchehen war. 

5. Die Berkaufzftelle follte in die Nähe von Mannheim, d. 5. nicht 
weiter als nad) Frankfurt a. M. gelegt werden. 

Über die Aufnahme diefer Vorrechte in den Syndifatsvertrag jollte 
eine im Juli 1891 nach Nürnberg berufene Hauptverfammlung entjcheiden. 

Wenn auch Waldhof fich dazu herbeiließ, feine ad 1. und 4. geftellten 
Anfprüche zu modifizieren, jo war doch bei dem ernbleiben der ſüdweſt— 
deutjchen und jchlefiichen Gruppe ein Abſchluß des Vertrages nicht möglich. 
Die Schlefier, unterftügt don ſächſiſchen Firmen, glaubten in der geographi— 
chen Lage von Frankfurt a. M. als dem Sitze der Verkaufsſtelle einen 
Nachteil erbliden zu müflen, und verlangten eine Zweiteilung, jo zwar, 
daß der Hauptfiß der Verkaufsſtelle in Frankfurt a. M., und eine ziemlich 
jelbftändige Filiale in Leipzig oder Berlin errichtet würde. Sollte dies 
nicht durchführbar fein, jo könne nur Berlin als einzig möglicher Plaß in 
Frage fommen. Auch wurde verlangt, daß die öſterreichiſchen Zellitoff- 
fabrifen, die, gejtüßt auf billige® Holz und niedrige Arbeitglöhne, den 
deutſchen Schußzoll Leicht überwinden und einen beträchtlichen Teil ihrer 
Produktion nach Deutjchland einführen, mit in den deutjchen Verband ein- 
treten jollten. Die Südweftdeutjchen machten ihren Beitritt von dem Weg» 
Tall aller Borrechte Waldhofs abhängig. 

Die Hierauf noch bis in den Herbſt hinein mit den widerjtrebenden 
Tabrifen geführten Einzelverhandlungen Hatten nur ungenügenden Erfolg. 
Troßdem fand im Dezember nochmal? eine Hauptverfammlung in Berlin 
ftatt, auf der e8 gelang, Waldhof zu weiteren Zugeftändniffen zu bewegen. 
Der Bertraggentwurf wurde umgearbeitet, und man hoffte, bei den immer 
weiter finfenden Zellftoffpreifen doch noch die nötige Beteiligung herbei— 
führen zu können. 

Auch diefe Hoffnung ſchlug fehl, und man erfannte, daß alle weiteren 
Beſtrebungen nutzlos jeien. 

Wenn infolge des in Fachkreiſen ſchnell bekannt gewordenen Scheiterns 
der Verhandlungen die Preiſe auf dem deutſchen Markte keinen erheblichen 
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Rüdgang erfuhren, wie dies von vielen vorausgeſagt wurde, jo lag dies 
daran, daß mit Ausnahme des böhmifchen fein anderer außländifcher Zell 
foff im Inlande in Frage kam, und die Papierfabrifen ihren Bedarf für 
das laufende Jahr bereit vor Beginn desjelben gededt hatten. 

Der wirtichaftliche Erfolg des Syndilates, auf den die deutjchen Zell- 
ſtofffabriken verzichteten, hätte in der Hauptjache darin beitanden, daß das 
gegenfeitige blinde Unterbieten der Deutſchen im Auslande in Wegfall ges 
fommen wäre. Die Qualität des deutjchen Zellftoffes jteht allen auslän— 
diſchen Stoffen um deswillen voran, weil fein Land gleich gutes, d. h. 
ebenfo gut gejchultes aſtfreies Fichtenholz befit, wie Deutjchland. Es wäre 
aljo Leicht, die beiten Preife im Auslande ftet? zu erzielen, wenn nicht der 
Verkauf dort in Händen von Agenten und Zwiichenhändlern läge, die gleich- 
zeitig auch nordifchen und dfterreichifchen Zellftoff vertreiben und den Vor— 
teil ihrer Kundjchaft neben ihrem eigenen höher ftellen, als denjenigen ihrer 
Lieferanten. 

In der Bejeitigung diefer Übeljtände durch dag machtvolle Auftreten 
des Syndilates erblidte man den jchwerwiegenditen Erfolg. Die Bedeu— 
tung einer wirtichaftlich fichergeitellten Zelljtoffinduftrie für die beutjchen 
Staatöregierungen ergiebt fich allein jchon aus dem großen Holzverbrauche, 
der zu zwei Dritteln aus Staatswaldungen gededt wird. 


Anlage. 


Bertragsentwurf. 


Eine Anzahl Sulfit-Zellftoff fabrizierender Firmen haben in einer Reihe von 
Eikungen über die Mittel und Wege beraten, wie den Intereſſen diefer Induſtrie, 
welche unter unhaltbaren Konturrenzverhältniffen Leibet, aufgeholfen werden könne. 

Man ift fchlieklich Übereingelommen, den Gejamtverkauf des von dieſen Firmen 
produzierten Sulfit:Zellftoffes in eine Hand zu geben. 

Es haben demnad die auf der Anlage A verzeichneten Firmen im Sinne bes 
Zitela II des III. Buches des „Allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuches“ ſich zu 
einer Gelegenheitö:Gejellfchaft vereinigt, beren Zweck es ift, den Intereſſen ber in: 
ländiſchen Induſtrie aufzuhelfen, insbefondere auch die ausländiſche Konkurrenz wirk- 
fam zu befämpfen und zugleich dafür Sorge zu tragen, daß ber Konſum bes Zell. 
Roffes den Intereſſenten in entiprechender Weiſe ermöglicht werde. 

Die unterzeichneten Zellftoff fabrizierenden firmen bilden mit etwa neu Hinzu- 
fommenden weiteren Firmen ben „Verband deutſcher Sulfit:Zellftoff:Fa- 
briken“, und gelten für denjelben die nachfolgenden Beftimmungen: 
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1. Sämtliche Firmen verpflichten ſich, von heute ab eine Vergrößerung und 
Vermehrung ihrer Sulfit:Zellftoff: Kocher nicht vorzunehmen, ohne Hierzu die Geneh- 
migung ber Generalverfammlung ($ 9 de3 gegenwärtigen Vertrages) eingeholt zu 
haben. 

2. Sie verpflichten fich weiter, auf die Dauer de3 gegenwärtigen Vertrages auf 
die Beteiligung an anderen außerhalb dieſes Vertrages jtehenden Firmen und Fa— 
brifen zu verzichten, auch Dritten weder direkt noch indirelt bei Errichtung jolcher 
Konkurrenzen behülflich zu fein. 

3. Sämtliche Verpflichtungen gelten auch für die Rechtänachjolger der Kontra- 
henten. Jede firma ift verpflichtet, die aus diefem Abkommen refultierenden Rechte 
und Pflichten auch auf ihren Rechtenachfolger verbindlich zu übertragen. 


8 2. 

Die Kontrahenten verzichten von dem heutigen Tage ab unbedingt auf den 
eigenen Verkauf des von ihnen für die Papierfabrifation produzierten Sulfit = Zell- 
ftoffes. Soweit die betreffenden Bertragsfirmen Zellftoff feither nicht zum Ver— 
fauf brachten, fondern ihre Produktion felbft verwandten, verpflichten fich diefelben 
ausdrüdlich, auf die Vertragsdauer auch ferner auf ben Verkauf des Zellftoffes zu 
verzichten, und gelten für diefe im übrigen die ſpäter folgenden Specialbeftimmungen 
des $ 20. 

8 8. 

1. Um eine Bafis für den Verkauf durch eine Hand zu gewinnen, wirb bie 
Gefamtproduftion von den verjchiedenen Sorten Eulfit:Zellftoff jeder der einzelnen 
Fabriken im zweiten Semefter 189... ermittelt, und zwar zunächft durch Aufftellungen, 
welche jeder Kontrahent für feine Fabriken anzufertigen Hat. Dieſe Auffielungen 
müfjen enthalten: Jede einzelne Ablieferung vom 1. Juli 189.. ab bis zum 31. Des 
zember 189..; den Namen des Empfängers; die gelieferte Quantität; die gelieferte 
Qualität und den Preis, und zwar Inland: und Auslands-Verkauf getrennt und 
je nad) den Qualitäten geordnet, wozu ber Ausfchuß einen entprechenden Fragebogen 
ausgeben joll. 

2. Soweit bie Fabriken ihre Produktion felbft verarbeiten, haben fie diefelbe 
dur eine Aufftellung der einzelnen Monat-Konſumtionen nachzuweifen. 

3. Jeder Kontrahent ift verpflichtet, ſpäteſtens 14 Tage nad) Inkrafttreten des 
Verbandes dieje Aufftellung dem Ausfhuß einzufenden, bemjelben eventuell die Rich- 
tigkeit aus feinen Büchern nachzuweiſen, und ift der Ausſchuß verpflichtet, wenigſtens 
eine Anzahl Stichproben nad) den ihm vorgelegten Büchern zu machen. Jeder ons 
trahent ift eventuell zur Vorlage dieſer Bücher verpflichtet. 

4. Eine jede Firma hat alsdann da3 Quantum, welches fie als Jahresproduk— 
tiongquote zu erhalten wünicht, und nach den Beitimmungen dieſes Vertrages auf 
Verlangen auch Liefern muß, einzujchäßen, in der Weile, dab fie die Mengen bes 
vom 1. Juli bis 31. Dezember 189.. thatjächlich erzeugten Zellftoffes mit 2 mul: 
tipliziert angiebt. Die Generalverfammlung ift berechtigt, Fabriken, welche durch 
eine derartige Einſchätzung benachteiligt fein follten, eine Mehrquote einzuräumen. 

5. Die Summe der alio ermittelten, für den Verkauf zur Papierfabrifation 
beftimmten ‘Produftionsmengen bildet die Gejamtquote und als ſolche die Grundlage 
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für fämtliche Verrechnungen unter den Unterzeichnern dieſes Vertrages, infofern 
biefelben für den Verkauf arbeiten. 

6. An diefer Gefamtquote, bezw. dem jeweiligen Geſamtumſatz der einzelnen 
Rechnungsperioden participieren die Kontrahenten, wie auf Anlage B. verzeichnet, 
ohne jede Rüdficht auf die einzelnen Qualitäten. Es unterliegt dieſe Gefamtquote 
und diefe Gejamt-Participation während der Vertragsdauer ohne Genehmigung ber 
Generalverfammlung einer Anderung nicht. 

7. Jede Firma ift zur Lieferung ihres Anteils verpflichtet, aber auch berech- 
tigt, jo lange nicht eine Probuftionzübertragung ftattfindet, welche die Participation 
einzelner Kontrahenten unter fich verjchiebt. ($ 18). | 

8. Eine finngemäße Abänderung der Beitimmungen dieſes Paragraphen findet 
nur ftatt in ben Fällen, welche der $ 9, pos. 2 vorfieht. | 


84. 

1. Der Verband übernimmt den Verkauf der ſämtlichen von den Kontrahenten 
für die Papierfabrikation erzeugten Mengen von Sulfit-Zellſtoff und errichtet zu 
diefem Zwecke eine gemeinfame Verkaufsſtelle. 

2. Sämtliche Firmen überweijen alle nach dem Inkrafttreten des Derbandes 
bei ihnen eingehenden Preisanfragen, Aufträge und alle den Verkauf von Zellftoff 
zur PBapierfabrifation überhaupt beircffenden Sorrefpondenzen ber gemeinfamen Ber: 
faufsftelle zur direkten Erledigung. Ausgenommen bleiben die in $ 18 vorgefehenen 
Faͤlle. 

3. Die vertragſchließenden Firmen verpflichten ſich weiter, keinem Abnehmer 
von Zellſtoff Vorteile irgend welcher Art einzuräumen oder in Ausſicht zu ſtellen da— 
für, daß dieſelben von der Verkaufsſtelle über etwa heute beſtehende Lieferungsverkräge 
hinaus eine beſtimmte Marke bezw. Qualität Zellſtoff geliefert verlangen, auch zu 
dieſem Behufe Agenten feine geheimen Anweiſungen zu geben oder denſelben Vorteile 
einzuräumen. 

85. 


Die Organe des Verbandes find: 


I Sie Generalverfammlung. 

I. Der Ausſchuß, 
III. Einer oder mehrere von der Generalverfammlung erwählte Kontrolleure, 
IV. Sie gemeinfame Verfaufsftelle. 


J. Die Generalderfanmiung. 


$ 6. 

1. Die Generalverfammlung befteht aus den gejeßlichen Vertretern jämtlicher 
verbundenen Firmen. Sie tritt in jedem Quartal mindeftens einmal zu Beratungen 
zuſammen. 

2. Die von dem Vorſitzenden oder einem eventuellen Stellvertreter ausgehende 
Einladung muß die Tagesordnung enıhalten und mindeſtens acht Tage vor dem Tage 
der Generalverfammlung den verbundenen Firmen durch Einfchreibebrief zugehen. 

3. Auf die Tagesordnung jeder Generalverfammlung fann dann nachträglich 
weiter gejeßt werden jeder Antrag aus der Reihe der Stontrahenten, welcher min= 
beftena 5 Tage vor ber Generalverfammlung jchriftlicy bei dem Vorſitzenden eins 
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gereicht worden if. Der Borfigende hat von ſolchen Anträgen ebenfalls ſofort ſämt— 
lichen Kontrahenten noch Mitteilung zu machen. 

4. Der Borfikende hat das Necht, außerordentliche Generalverfammlungen zu 
berufen, und ift dazu verpflichtet, wenn ein Viertel der Stimmen aus der Zahl der 
Firmen oder der Ausſchuß ſelbſt es beantragen follte. Über Gegenftände, welche nicht 
auf der Tagesordnung ftehen, kann bie betreffende Generalverfammlung nicht bes 
ichließen, wohl aber beraten. 

87. 

1. Die Generalverſammlung wählt den aus 12 Mitgliedern beſtehenden Aus— 
ſchuß. Der Vorſitzende des Ausſchuſſes iſt zugleich Vorfitzender der Generalverfamm: 
lung, doch hat er das Recht, den Vorſitz einem anderen Ausſchußmitgliede zu über— 
tragen. 

2. Die Generalverfammlung faßt ihre Beichlüffe mit abjoluter Mehrheit ber 
abgegebenen Stimmen, wobei Stimmengleichheit als Ablehnung gilt. 

3. Das Stimmrecht der verbundenen Firmen in der Generalverfammlung 
richtet fich nach der Produktion ihrer Fabriken, wie ſolche nach $ 3 beftimmt worben 
ift, und zwar fällt auf jede Probuftion einer Firma bis zu 1000 Tonnen eine 
Stimme, mit der Mahgabe, daß mit jeden weiteren angefangenen 1000 Zonnen je 
eine Stimme mehr verfnüpft ift. Dabei macht es feinen Unterjchied, ob die Ware 
jelbft verarbeitet oder zum Verkauf gebracht worden iſt. 


88. 

Jede der verbundenen Firmen kann ſich auf Grund ſchriftlicher Vollmacht in 
der Generalverſammlung vertreten laſſen. Von der Erteilung dieſer Vollmacht hat 
bie Ausſtellerin dem Vorſitzenden der Generalverſammlung mittelſt eingeſchriebenen 
Briefes rechtzeitig Kenntnis zu geben. 

89. 

Die Generalverſammlung beſchließt unter anderem mit verbindlicher Kraft für 
alle verbundenen Firmen über folgende Gegenſtände: 

1. Beſtimmung des Ortes, an dem die gemeinſame Verkaufsſtelle ihren Sitz 

haben ſoll, 

2. Aufnahme weiterer Firmen in den Verband und Beſtimmung der Bedin— 
gungen des Anſchluſſes, ſowie Vereinbarungen mit anderen induſtriellen 
Gruppen ähnlicher Tendenz ($ 3). 

3. bie etwaige Vergrößerung der Zellftoff: Fabrikation der einzelnen Mitglieder 
($ 1 und 3), - 

4. Anderung des gegenwärtigen Vertrages, 

5. Feſtſetzung ber Berechnungspreiſe ($ 16, 2), 

6. Abnahme der Rechnungslegung der Berkauföftelle und Entlaftung derſelben. 

Über die Beſchlüſſe der Generalverfammlung wird Protokoll geführt, welches 
ber Borfigende, der Protofollführer und fämtliche anwejenden Ausfhußmitglieder zu 
unterzeichnen haben. Die Originalprotofolle werden von dem Vorſitzenden des Aus⸗ 
fchufjes verwahrt. Jede der verbundenen Firmen erhält Abſchrift des Protokolles. 


$ 10. 
Eine Ausnahme von den Beftimmungen de $ 7 findet nur betreff3 Statuten: 
deränderungen ftatt. Diejelben können nur mit %ı Majorität bejchlofjen werben. 
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In ber betreffenden Sitzung müjjen wenigſtens 2/s jämtlicher Stimmen vertreten 
fein. Iſt dies nicht ber Fall, jo enticheidet u Majorität einer weiteren ſofort inners 
balb 14 Tagen einzuberufenden Generalverfjammlung ohne Rückſicht auf die Zahl der 
in berjelben vertretenen Stimmen. Dies alles unbeichadet der Beftimmungen des $ 26. 


II. Der Ausſchuß. 
$ 11. 
Der Ausſchuß wird auf ein Jahr gewählt. Ex wählt ſich feinen Vorſitzenden 
und ftellvertretenden Vorſitzenden felbft und ſetzt feine Gejchäftzorbnung felbft feft. 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes find wieder wählbar; fie erhalten für ihre 
Zhätigfeit außer dem Erſatz für ihre baren Auslagen eine Vergütung nicht; fie fönnen 
fih im Berhinderungsfalle auf Grund jchriftlicher Vollmacht durch ein anderes Aus⸗ 
ſchußmitglied vertreten lafſen. 

Sollte ein Mitglied durch Tod abgehen oder aus beſonderer Veranlaſſung vor 
Ablauf feiner Funktionsperiode freiwillig ausfcheiden, jo fteht dem Ausſchuß dag Recht 
zu, fich big zur nächften Generalverfammlung zu fooptieren. 

8 12. 

Der Ausschuß überwacht die Geſchäftsführung ber Verfaufäftelle und hat außer 
ben > etwa jonft noch zuzumweifenden Rechten und Pflichten folgende Befugnifle: 

1. Die Vereinbarung und den Abſchluß bes mit ber Verfaufäftelle zu errich- 
tenden Vertrages, inäbefondere auch hinfichtlich der diefer Verkaufsſtelle zu— 
zubilligenden PBrovifionen und Rechte. 

2. Die Erteilung von Inftruftionen an die Verkaufsſtelle, die Feſtſetzung ber 
Verkaufspreiſe. 

Die Feſtſetzung der jährlichen Pauſchalvergütung an die Kontrolleure und 

die Abſchließung der betreffenden Verträge mit denſelben. 

4. Die Feſtſetzung der den einzelnen Abnehmern für Rechnung des Verbandes 
zu gewährenden Maximalkredite. 

5. Prüfung der von der Verkaufsſtelle zu legenden Verbandsrechnung. 

6. Die Vertretung des Verbandes nach außen, insbeſondere in allen Streit— 
fällen. 


5 


g 183. 

Zu den Ausſchußſitzungen werden die Mitglieder durch den Vorſihzenden mit- 
telft eingefchriebenen Briefes eingeladen. 

g 14. 

Bei Abflimmungen des Ausſchuſſes hat jedes Mitglied eine Stimme; die Be: 
ſchlüſſe erfolgen durch abfolute Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit entſcheidet 
die Stimme des Borfikenden bezw. jeines Stellvertreter. 

Zur Beſchlußfähigkeit ift die Anwejenheit von mindeſtens neun Stimmen er: 
forderlich. Über die Ausſchußſitzungen wird ein Protokoll geführt; dasſelbe bleibt bei 


den Alten des Ausſchuſſes; eine Mbjchrift erhält jedes Ausſchußmitglied. : 
IH. Die Kontrolleure, 
g 15. 


Um die zur Aufrechterhaltung und Durchführung des Verbandes erforberliche 
Konteollierung und Beauffichtigung der einzelnen Firmen auszuüben, wählt die 


190 Reuther.- 


Generalverfammlung einen ober mehrere Kontrolleure. Diejelben haben nach näherer 
Anweiſung des Ausſchuſſes ihre Thätigkeit auszuüben. Die verbundenen Firmen find 
verpflichtet, entiprechende Bücher zu führen und ben Sontrolleuren auf Berlangen 
jeberzeit vollftändige Einficht ihrer Gejchäftsbücher, Korrefpondenzen zc. zu gewähren 
und fie über ihre Geihäftsführung zu unterrichten. 

Dagegen find die Kontrolleure auf Ehrenwort zu verpflichten, außer ihren Mit: 
teilungen an den Ausſchuß, oder auf befondere Aufforderung an die Generalverfjamm- 
Kung, oder an das Schiedsgericht und die ordentlichen Gerichte, unbebingtes Still: 
fchweigen über ihre Funktionen und die ihnen dabei ofienbarten Einzelheiten zu bes 
wahren, jowohl während der Dauer bes Verbandes, wie nach Auflöfung desſelben, 
auch unter keinen Umftänden davon im eigenen Intereffe oder im Intereſſe Dritter 
direkt oder indirekt jpäter Gebrauch zu machen. 


IV. Die Berfaufsitelle, 


8 16. 

Die Derkaufaftelle ſieht zu dem Verbande im Rechtsverhältnis eines Verkaufs— 

Kommiſſionärs im Sinne des III. Titels des IV. Buches des „Allgemeinen deutſchen 
Handelsgeſetzbuches“. 
Sie hat alle Geſchäfte in ihrem eigenen Namen, jedoch für Rechnung bed Ver⸗ 
bandes abzuſchließen und ift jedem Dritten gegenüber allein berechtigt und verpflichtet, 
während dieſer Dritte dem Verbande . gegenüber weder Rechte noch Pflichten über: 
nimmt. Die Verkaufsſtelle gilt für alle diejenigen Handlungen beauftragt, welche 
zur Erreichung bes Zweckes des Verbandes erforderlich find. 


s 17. 

Der Vertrag, welchen der Ausjchuß namens des Verbandes mit der Verkaufs— 
ftelle behufs Übernahme des alleinigen Verkaufes abjchlieht, joll die folgenden Bes 
fimmungen enthalten: 

1. Die Verkaufsſtelle fol nicht berechtigt fein, Beamte und Agenten anzuftellen 
oder zu entlaffen, ohne hierzu die Zuftimmung des Ausſchuſſes eingeholt zu haben. 
Ausgenommen hiervon find die Kaffenbeamten, deren Anftellung und Entlaffung der 
Verkaufsſtelle allein obliegt. 

2. Die Berlaufäftelle ift zu verpflichten, jedem einzelnen Verbandsmitgliede 
für feine monatlichen Lieferungen bis zum 15. des folgenden Monats ben feftgefegten 
Berechnungspreis, jowie bie etwa erzielten Überpreife ($ 21, 1) nach Abzug des dar- 
auf entfallenden Scontos und ber Provifion in bar audsuzahlen und bie für Frachten, 
Verſicherungen ꝛc. gemachten Auslagen zu erftatten. 

3. Am 1. Januar und 1. Juli jeden Jahres hat die Verkaufsſtelle die Ge- 
famtrechnung bes Verbandes aufzuftellen, woraus der Gejamtgewinn, der Gewinn an 
ben berfchiebenen Sorten und bie Gewinnbeteiligung ber einzelnen Verbandsmitglieder 
erſichtlich iſt. 

Die Summe ber Verkaufsfalturen nach Abzug der Frachtvorlagen und bes 
Scontos fowie der Überpreife, nach Sorten für jebes einzelne Mitglied zufammen: 
geftellt, bildet bie Beteiligungsziffer am Sortengewinn für das betreffende Mitglied. 

4. Die Rechnungsaufſtellungen hat die Verkaufsftelle fpäteftens am 15. Februar 
bezw. 15. Anguft jeden Jahres dem Ausſchuß zur Prüfung vorzulegen. Sie hat bie 
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Gewinnanteile jpäteftend 14 Zage nach erfolgter Anweifung jeitens des Ausſchuſſes 
an die einzelnen Mitglieber in bar auszufchütten. 

5. Ergiebt ſich ftatt des Gewinnes ein Verluft, jo ift berjelbe nach Maßgabe 
ber Beteiligungaziffern von ben Mitgliedern fpäteftens 14 Tage nach ergangener Auf: 
forderung ſeitens des Ausſchuſſes der Verkaufsſtelle zu erftatten. 

6. Die DVerfaufäftelle darf Filialen an anderen Orten nur mit Genehmigung 
des Ausſchufſes errichten. 

Im übrigen ſoll der Vertrag mit der Verkaufsſtelle alle diejenigen Beftimmun- 
gen enthalten, welche zur Erfüllung des gegenwärtigen Vertrages notwendig find. 


V. Lieferungsbedingungen. 


8 18. 


1. Jeder der Kontrahenten ift berechtigt, das auf ihn entfallende Quantum 
Zellſtoff oder einen Zeil desſelben, ftatt es felbft darzuſtellen, durch einen oder mehrere 
ber anderen Kontrahenten barftellen zu laſſen, und bleiben die Bebingungen, unter 
welchen eine derartige Übertragung der Fabrikationsberechtigung ftattfindet, ben bes 
treffenden Kontrahenten überlaffen, unbeichadet der dem Unterzeichneten nach diefem 
Bertrag der Gejellichaft gegenüber obliegenden übrigen Verpflichtungen. 

2. Die BVerfaufsftelle joll derartige Übertragungen dadurch erleichtern, daß fie 
auf Anfrage diejenigen Mitglieder bezeichnet, welche eventuell imftande find, Mehr⸗ 
Yieferungen zu machen. Zu diefem Behufe jollen die einzelnen Firmen die effektive 
Produktion, welche fie bei ſich vorausſehen, der Verkaufsſtelle für einen möglichft 
langen Termin jeweilig befannt geben, ebenjo fie über eventuelle Störungen x. auf 
bem Laufenden halten. 

3. Bor dem gejchehenen eventuellen Abſchluß ift der Ausſchuß zu benach 
richtigen. | 

4. Jede andere Transaktion diefer Art mit einer außerhalb des gegenwärtigen 
Dertrages ftehenden Fabrik ift nur dann geftattet, wenn die Generalverfammlung 
dazu ihre Genehmigung erteilt. 


g 19. 

Im Falle des Eintritt? elementarer oder höherer Gewalt ruht die Lieferunga- 

verpflichtung für die davon betroffene Firma, fowie auch die Verpflichtung zur Ab- 
nahıne der betreffenden Quantitäten für den Verband, und zwar für bie Dauer bes 
durch die Elementargewalt verurfachten Lieferungshinderniſſes. Zur Abnahme einer 
eventuellen Nachlieferung ift der Verband nicht verpflichtet. 
—Das Quantum, welches auf diefe Weiſe bei einer Firma in Ausfall kommt, 
müffen bie übrigen Firmen liefern, und zwar im Berhältniffe ihrer Anteilberech— 
tigung, | 
. 8 20. F 

Die in $ 2 erwähnten Firmen, welche ihre Produktion von Zellſtoff ſelbſt ver⸗ 
arbeiten, verpflichten fich, während ber Vertragsdauer jeden Mehrbebarf von dem 
Verband zu entnehmen. Derjelbe ift verpflichtet, diefen Mehrbedarf zu den billigften 
Zagespreifen ber betreffenden Gegend zu liefern. er 
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VI. Berfaufsbedingungen. 


8 21. 


1. Jede Firma ift gehalten, Mufter ihrer Zellftoffjorten an die Berfaufftelle ein— 
zuliefern, welche ald Standard: Mufter für die betreffenden Qualitäten zu gelten und 
in Streitfällen zum Vergleiche zu dienen haben. Jede Firma kann innerhalb der 
Grenzen ihrer Lieferungaberechtigung und Lieferungsverpflichting Überpreife verlangen, 
und erhält diefe, infoweit e3 der Verkaufsſtelle möglich war, diefelben zu erzielen. 

2. Nicht unter die Verbandsbeſtimmungen al3 ſolche fällt der Berfauf ber 
Zelftoffabfälle; die Fakturierung derſelben darf jedoch auch nur durch die Verkaufs: 
ftelle geichehen. Die Kontrollvorfchriften gelten jedoch auch für folche Verkäufe, und 
hat der Ausſchuß jeweilig endgültig darüber zu entjcheiden, was Zellftoffabfälle find. 

3. Sollten hinfichtlich der gelieferten Qualitäten feitend de3 Empfängers Rekla— 
mationen gemacht werden, welche die Berfaufsftelle nach) vorheriger Verhandlung mit 
ber liefernden Firma nicht auszugleichen vermag, dann ift die Angelegenheit bem ende 
gültigen Schieböfpruche eines aus brei Perfonen beftehenden Schiedsgerichtes zu unters 
werfen. Die Mitglieder diejes Schiedägerichtes können nur aus der Zahl ber Konz 
trahenten genommen werden. Das eine Mitglied wird von der Firma gewählt, deren 
Ware beanftandet ift, dag andere von der Verkaufäftelle. Dieje beiden Schiedsrichter 
wählen da3 dritte Mitglied. Können fich die beiden Erftgewählten über die dritte 
Perſon nicht einigen, jo beftimmt der Vorfigende des Ausſchuſſes das dritte Mitglied, 
Iſt der Borfitende jedoch bereit? ernannter Schiedsrichter, oder feine Firma jelbft 
beteiligt, jo beftimmt der Ausſchuß das dritte Mitglied. 

4. Wird durch das auf dieſe Weije errichtete Schiedägericht die Beanftanbung 
zu Gunften der Liefernden Firma entjchieden, jo tritt der Verband für bie folgen 
der Reklamation ein. Entſcheidet dagegen das Schiedägericht zu Ungunften ber Liefern: 
den Firma, fo ift diefelbe gehalten, die betreffende Ware auf ihre Koften zurüdzu- 
nehmen und in untabelhaften Zellftoff umzutaufchen. | 

5. Ein eventueller Nachlaß, welcher dem Käufer auch dur Beichluk des 
Schiebögerichtes gewährt werden kann, um ihn zur Annahme der Ware zu beftimmen, 
ift zu Laſten der Liefernden Firma. 

Sollte ein Umtauſch notwendig und bdiefer der Liefernden Firma nicht möglich 
fein, jo hat der Ausſchuß zu entjcheiben, ob das betreffende Quantum von der Liefe- 
rungaberechtigung der betreffenden Firma geftrichen werden foll, oder ob die Verlaufs: 
ftelle gehalten fein joll, für Rechnung ber betreffenden Firma von einem anderen Ver: 
bandsmitgliede ein gleiches Quantum zu beichaffen. Eine etwaige Preisdifferenz 
fällt auch in diefem Falle der durch Schiedsſpruch jchuldig befundenen Firma 
zur Laſt. 

Besgleichen ift der Ausschuß ermächtigt, für ben Fall, daß ein Mitglied des 
Verbandes, unbefchabet des $ 19, die ihm vorbehaltene Quote nicht rechtzeitig zur 
Verfügung ftellen kann, oder einen ihm innerhalb feiner Produktionsberechtigung über: 
mittelten Auftrag nicht rechtzeitig ausführt, zu erklären, ob das betreffende Quantum 
an ber Anteilberedhtigung der jäumigen Firma abgezogen, oder für beren Rechnung 
erworben werben foll. 
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$ 22. 

Die Berkaufsftelle ift gehalten dafür zu forgen, dab, unbeichabet der Beftim- 
mungen des $ 21, die Abrufungen in jeder Rechnungsperiode bei jeder Firma, fo: 
weit als thunlich im Einklang mit ber Anteilberechtigung derfelben bleiben. 

Die Lieferungsjaldi werden vorgetragen. 


VI. Strafbeitimmungen. 


$ 23. 

1. Sämtliche Kontrahenten erklären, dab fie an ber Einhaltung der Beftim: 
mungen biejes Vertrages ein außerordentlich großes Intereſſe haben. Sie find da— 
her übereingefommen, unter fi) für den Fall der Umgehung des Vertrages, worunter 
jeder Verſtoß gegen die einzelnen Beftimmungen besfelben zu verftehen ift, Konven- 
tionalftrafen feitzufeßen, welche jeweilig zu Laften des den Vertrag umgebenden Teiles 
und zu Gunften der Allgemeinheit fällig find, und bie in die gemeinjchaftliche Nech- 
nung eingeftellt werben. 

2. Durch die Zahlung einer ſolchen Konventionalftrafe ift der ftraffällige Unter: 
zeichner in feiner Weile von dem Erfah des Schadens, welchen er eventuell den vers 
tragstreuen Kontrahenten durch fein Vorgehen zufügen follte, befreit. Er haftet viel: 
mehr außerdem für alle Nachteile, welche denjelben durch feine VBertraggumgehung 
entitehen, und wird durch eine folche fällige Konventivnalftrafe der Bertrag in feiner 
Weiſe berührt oder aufgehoben. 

3. Die Konventionalftrafe, welche demnach Lediglich für die Umgehung ber 
Beftimmungen bed Vertrages zu entrichten ift, wird für jeden einzelnen Fall auf 
It. 3000.—, (in Worten: Dreitaufend Mark) feſtgeſetzt. 

4. Sollte eine derartige Vertragaumgehung fonftatiert oder vermutet werden, 
jo ift die Frage allen Verbandsmitgliedern ſeitens des Ausſchuſſes zu unterbreiten. 
Diefelben Konftatieren duch Abftimmung, welche jchriftlich geichehen fan, ob ein 
Kontraventionäfall vorliegt oder nicht, wobei die abfolute Mehrheit der abgegebenen 
Etimmen enticheidend ift. Stimmengleichheit gilt ala Ablehnung des Antrages auf 
Beftrafung. 

5. Jedes ber Derbandsmitglieder ift verpflichtet, feine Stimme abzugeben. 
Unterläßt oder verfäumt e3 dies, fo ift der ohne e3 gefahte Beichluß dennoch für das: 
jelbe gültig. 

6. Die Kontrahenten hinterlegen zur Sicherung diefer Beftimmungen ein jeder 
ſechs Solawechfel im Betrage von je Mk. 3000 und verpflichten fich, fall die Summe 
von Mt. 18000 aus irgend einem Grunde (Fälligwerden, Verjährungen) nicht mehr 
voll vorhanden fein follte, neue Wechjel in gleichem Betrage bis zur gedachten Ge: 
famtfumme von ME. 18 000.— zu beponieren. 

Die Kontrahenten fielen die Wechiel an Ordre [Name] aus. 

Die Wechſel find acht Tage nach Wiederficht zu ftellen, damit dem Betroffenen 
die Möglichkeit geboten ift, durch Deponierung des Betrages ein Urteil eines Schieds- 
gerichtö zu erwirken (j. $ 28). 

7. Die vorgedachten Solamechjel werben bei [Name eines Banthaufes oder einer 
Bank] zu [Ort] bis ſpäteſtens acht Tage nach Unterzeichnung dieſes Vertrages von 
einem jeben der Kontrahenten hinterlegt, und ift babei folgende Form zu wählen: 
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„An [Name des Bankhauſes oder ber Bank] 
in [Ott]. 

Wir behändigen Ihnen einliegend 6 Solawechſel à ME. 3000.—, acht 
Tage nad) Wiederficht, Ordre [Name], welche Sie laut Abjprache mit (Name der 
dazu Beauftragten) in Depot nehmen wollen. 

Es ift Ahnen befannt, daß Verträge, Sulfit-Zellftoff betreffend, eriftieren, 
wonach unter gewiſſen Borausfegungen die deponierten Werhfel zur Verfügung 
[Name der Ordre)] zu halten find. Sie wollen ſomit einen oder mehrere dieſer 
von una deponierten Wechjel der Orbre übergeben, wenn Ihnen biefelbe einen 
entiprechenden notariell beglaubigten Auszug aus dem Protofollbuche des Aus: 
ſchuſſes des „Werbandes deutſcher Sulfit-Zellftoff: Fabriken“, den betreffenden 
Auftrag enthaltend, einhändigen wird. Wir betrachten die von ber Ordre als— 
dann zu erteilende Quittung ala von uns erteilt. Hochachtend.“ 


VIII. Dauer des Bertrages. 
$ 24. 

Die Dauer des Bertrages ift zunächſt feftgefeßt unkündbar bis 31. Dezember 
189.. Wird von feinem der Kontrahenten jechd Monate vor Ablauf de3 gegenwär: 
tigen Vertrages gekündigt, jo läuft der Vertrag auf ein Jahr weiter und fo fort, big 
jeweilig ſechs Monate vor Ablauf eine Kündigung erfolgen follte. 


g 25. 

Sollte einer der Teilnehmer diefes Vertrages während der Dauer deafelben die 
Tabrikation von Sulfitzellftoff ganz eingeftellt haben, und verpflichtet ex ſich, auch an 
einem andern Orte die Zellftofffabrifation nicht wieder aufzunehmen, jo fieht ihm das 
Recht zu, jederzeit von biefem Vertrage zurüdzutreten. Zur Sicherung defien, daß 
vor Auflöfung deö Verbandes das betreffende ausgetretene Mitglied nicht doch wieder 
die Zellftofffabrifation außerhalb des Verbandes aufnimmt, verbleiben die von ihm 
laut $ 23, 7 hinterlegten Kautionswechſel bis zur Auflöjung des Verbandes im Depot. 


$ 26. 

Sollten Ereignifje eintreten, welche die Erreichung des Zwedes des Verbandes 
als ferner unmöglich erfcheinen Lafjen, jo tann mit 94 Majorität jämtlicher Stimmen, 
welche der Verband in fich vereinigt, eine vorzeitige Auflöfung des Verbandes be= 
Ihloffen werden. Der Ausſchuß ift ermächtigt, mit der Verkaufäftelle für diefen Fall 
eine an biejelbe zu zahlende Entſchädigung zu vereinbaren, und zwar für Rechnung 
fämtlicher Beteiligten. 


IX. übergangs- und Schlubedingungen. 


. 8 27. 
Folgende Übergangsbeftimmungen gelten für den Beginn des DBertragsverhält- 
niſſes und bis zur Erledigung der vor Beginn desjelben abgefchloffenen Verkäufe: 
1. Die erfte Rechnungsperiode umfaßt den Zeitraum vom Vertragsabſchluß bis 
31. Dezember 189.. Alle in vorftehendem Vertrag niedergelegten Ab: 
madungen finden finngemäße Anwendung für diefe Gejchäftsperiode. 
2. Alle Verkaufsabſchlüſſe jedes einzelnen der Verbandsmitglieder find, ſoweit 
fie noch Laufen, dem Ausſchuß umgehend bekannt zu geben; fie werben noch 
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direkt für Rechnung und Gefahr bes betreffenden Verbandsmitgliebes, welches 
fie aufgenommen hat, erledigt, dem Quantum nach aber in die Lieferung?: 
berechtigung ber einzelnen Verbandsmitglieder eingerechnet, während fie dem 
Erlös nach ohne Rückſicht auf die gemeinjchaftliche Rechnung bleiben. 

Die Fakturierung und das Inkaſſo der betreffenden Beträge ift aus: 
Ichließlich durch die Berfaufsftelle vorzunehmen, und wird der Ausſchuß mit 
ber letzteren die diesbezüglichen Bedingungen ebenfall3 vereinbaren. 

3. Es ift Sache eines jeden Berband3mitgliebes, ſich mit den feither von ihm 
beichäftigten Agenten abzufinden. Eine Verpflichtung der Berfaufsftelle zur 
Übernahme beftimmter Agenten durch bie Verkaufsftelle ift ausgeſchloſſen. 


8 28. 

Nach Beendigung der gemeinjchaftlichen Geichäfte de3 Verbandes wirb die Liqui- 
dation durch die Verkaufsſtelle unter Beauffichtigung des Ausſchuſſes und für Ned: 
nung des Verbandes bejorgt. 

$ 29. 

Sollten unter ben Kontrahenten dieſes Vertrags oder deren Rechtsnachfolgern 
mit Bezug auf diejen Vertrag und die dadurch begründeten NRechtsverhältniffe Diffe- 
renzen oder Streitigleiten irgend welcher Art entftehen, jo follen diejelben in allen 
Fällen durch ein Schieb3gericht geichlichtet werden. Der Schiedsſpruch ift für beide 
Zeile bindend. Die durch den Schiedsſpruch feftgeftellte Geldjumme ift eventuell auf 
dem Rechtswege beizutreiben. 

Dieſes Schiedägericht ift, unbeichadet ber Beftimmungen des $ 21 des gegen: 
wärtigen Vertrages, ftel3 in der Weiſe zu bilden, daß jeder ber GStreitteile einen 
Schiedsrichter ernennt, welche aljo Ernannten einen Dritten ala Obmann erwählen. 

Die Schiedsrichter jollen jelbftändige Gefchäftäleute oder Rechtsverftändige fein. 
Das Schiedögericht hat feinen Sit an demjenigen Orte, wo die Berfaufsftelle fich 
befindet, und entjcheidet nach Recht und Billigkeit. 

Unterläßt ein Zeil innerhalb acht Tagen nach jchriftlicher Aufforderung des 
anderen Teiles die Bezeichnung be3 Schiedsrichters, jo geht das Ernennungsrecht auf 
ben anderen Teil über. Wenn fich bie beiden erftgebachten Schiebarichter über bie 
Wahl eines Obmannes nicht einigen, jo ift der Vorſitzende der zuftändigen Handels: 
fammer um bie Ernennung zu erfuchen. 

Bei Streitigkeiten einer der dem DVerbande angehörigen Firmen gegen ben Ver» 
band gilt dieſer als Streitteil, welcher nach $ 12 pos. 6 durch feinen Ausſchuß ver- 
treten wird. 

Im übrigen tommen für das Schiebagericht die Beſtimmungen des X. Buches 
ber R. C. P.O. zur Anwendung, mit der Maßgabe jedoch, da eine Hinterlegung des 
Schiedsſpruchs bei der Gerichtäjchreiberei nicht zu erfolgen hat. 


$ 30. 
Gegenwärtiger Bertrag ift in einem Haupteremplar auägefertigt worden, 
welches bei der Verfaufzftelle deponiert wird. Jeder ber Kontrahenten hat eine be= 
glaubigte Abjchrift davon erhalten. 


13* 
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Anhang. 


Am vorjtehenden Auſſatz ift Die gedrudte „Deukfchrift, betreffend die Errichtung 
einer Zelljtofffonvention in Verbindung mit einer Zellftoffbant, auf Veranlaſſung 
der von dem Vereine deuticher Holzzellitofffabrifanten am 24. Januar 1889 in Berlin 
ermwählten Redaktionskommiſſion bearbeitet von Dr. Ernſt Engel, d. 3. Vorſitzen— 
der de3 Auffichtärats der Danziger Cellulojefabrit” auf S. 181 erwähnt. Aus dem 
Inhalte diefer 44 Quartſeiten umfajfenden und deshalb zur vollitändigen Wieder: 
gabe nicht geeigneten Publifation, deren Verfaſſer der befannte Statiftifer und 
Nationalöfonom ift, wird auf VBeranlaffung des Vorfitenden des Ausfchuffes des 
Vereins für Socialpolitif im folgenden ein Auszug gegeben. 

Die Hartellbeftrebungen laſſen ih bis zum Jahre 1885 zurüdverfolgen und 
gingen wohl jchon damals vom Verein deutjcher Holzzellftofffabrifanten aus. „ALS 
erite Station ijt die Wahl der Kommiſſion zu Frankfurt a. M. am 15. September 
1835 anzuſehen, welche einen Plan ausarbeiten follte, um das gegenfeitige fich Unter: 
bieten der deutſchen Zellitofffabrifen auf den Erportmärkten zu regeln. Ein ſolcher 
Man ift u. W. weder ausgearbeitet worden, noch ift das Unterbieten unterblieben. 

„sn Mai 1886 verjammelten fich die deutichen, nach dem Syſtem Ritter-Kellner 
arbeitenden Sulfitftofffabrifanten und faßten einmütig folgende Refolution: 

1. Eine Überproduftion von Sulfit:Gellulofe Hat bisher noch nicht ftattgefuns 

den. Nirgends lagern Vorräte; 

2. gleihwohl tft ein intenfiver Preisrüdgang vorhanden, der bis an die 
Selbitfoften ftreift und feinen Nutzen mehr übrig läßt; 

3. dieſer Preisrüdgang ift um fo bedauerlicher, als die Verheißungen der 
Kicenzgeber nirgends in Erfüllung gegangen find. Die Anlagd: und Eins 
richtungsfoften betragen das Doppelte der veranfchlagten Summen. Die 
Fabrikation leidet noch ſehr an Betriebsſtörungen; 

4. zur Gewinnung einer gefunden Baſis für die Eulfitftofffabrifation gehört 
eine Aufbeiferung des Preifes um wenigſtens 6 Mark pro 100 kg trodener 
Ware; 

5. um dieſes Ziel zu erreichen und feftzuhalten, ift eine Preisfonvention jämt: 
licher Zellftofffabrifanten Deutichlands zu erftreben; 

6. der Vorſitzende de3 Vereins deutfcher Holzzellitofffabrifanten ift zu erfuchen, 
die Refolutionen I—5 zur Kenntnis auch der nicht anweſenden Fabrikanten 
von Sulfitftoff zu bringen und diefelben zum bedingungslofen Beitritt auf: 
zufordern.“ 

Dieſe Konvention kam nicht zuſtande. Dagegen berührte der Vereinsvorſitzende 
in einem Schreiben vom 26. Dezember 1886 an die Mitglieder ſchon den Plan einer 
centralen Verkaufsſtelle. Ein proviſoriſcher Statutenentwurf hierfür erblickte am 
23. Januar 1887 das Licht, blieb aber gleichfalls ohne praktiſche Folge. 

Auf der außerordentlich zahlreich beſuchten Berliner Vereinsverſammlung vom 
24.—26. Januar 1889 war die längſt geplante Preiskonvention Hauptgegenftand 
der Tagesordnung. Der Referent, Dr. Pfeiffer-Egelsdorf, verwies auf das Beiſpiel 
anderer erfolgreich fartellierter Anduftrien. Gin der Verfammlung vorgelegter jehr 
ausführlicher jogenannter „Urentwurf“ für eine Konvention fiel unter den Tijch, 
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weil er nicht rechtzeitig in die Hände der Mitglieder gelangt war. Dagegen fand 
ein Auszug aus diefem, in Geftalt von 14 Thejen (Grundzügen), einftimmige Ans 
nahme. 

| Diefe Grundzüge vom Januar 1889 jahen eine obligatoriich zu benußende ges 
meinjame Berkaufsftelle in Berlin vor. Der inländiſche Abſatz follte nad) Maß— 
gabe der eingejchäßten Produftionsfähigkeit des einzelnen Werks verteilt, und die 
thatjächliche Produktion nach dem jeweiligen Bedarf einheitlich bejchräntt werden. 
„Der Abjat der Produktion nad) dem Auslande durch die Verfaufäftelle unterliegt 
nur injofern einer Beſchränkung, als diejenigen Fabriken, welche durch Aufftellung 
neuer Kocher während der Stonventionsdaner ihre Produktion fteigern, gehalten find, 
damit in die entlegeneren, jchlecht rentierenden Abjabgebiete zu gehen.* Die den 
Produzenten zu berechnenden Preife follten im Statut „niedrigft“ feitgejegt, für 
Transport ab Produftiongort und Bertrieb den Abnehmern für je 100 kg Luft: 
trocken Gewicht 3 Mark zugejchlagen werden. Den Produzenten bleibt das Recht 
der eigenen Fakturierung und die VBerantwortlichfeit für gute und rechtzeitige Liefe— 
rung, während die unter einer beftimmten Firma in das Handeläregifter einzutragende 
Verkaufsſtelle das Delcredere übernimmt. Die Verlaufsftelle wird von beliebig an: 
geftellten Beamten geleitet, und ift einer aus 5—7 Mitgliedern der Konvention be— 
ftehenden Vertrauenskommiſſion untergeordnet. Cine Redaktionskommiſſion von fünf 
Mitgliedern, der in der erſten Hälfte des Februar von den einzelnen Fabriken die 
Produftionäziffern pro 1888 mitzuteilen waren, jollte das Statut nochmals redi: 
gieren, jowie die Frage einer Vereinbarung mit den djterreichifchen und jfandinavis 
chen Konkurrenten überlegen. Das Statut follte daun, nach Ichriftlicher Begut— 
ahtung durch alle deutichen Gellulofefabrifanten, in einer Fonftituwierenden General: 
verjammlung genehmigt werben. 

Übrigens war in der Berfammlung noch ein zweites, viel weiter gehendes Pro: 
jeft beiprochen worden: Verſchmelzung aller Sulfititoff: und Natronftofffabrifen in 
zwei große Altiengejellichaften nach dem Vorgang der Vereinigten Strohftofffabrifen. 
Der Plan fand jedoch praftijche Schwierigkeiten (inäbejondere würden manchen Fa— 
brifen dadurch „Opfer auferlegt, die fie nicht bringen können“) und wurde zurück— 
geftellt, ohne aufgegeben zu fein. 

Im Auftrage der Kommiſſion vedigierte Dr. Engel die Statuten zu einer Zell: 
ftofffonvention im Sinne der Berliner Beichlüffe, „wobei der in Konventionsange— 
legenheiten praktiſch ſehr erfahrene Herr Generaldirektor Barnewig ihn kräftigſt 
unterftügte”. Aus diefer Formulierung ift zunächſt hervorzuheben, daß die Kom— 
miffion (für Sulfit: und Natronzellftoff) Preife erjtrebt, die außer der Dedung „Jämt— 
licher Produktionskoſten“ „einen entiprechenden Gewinn übrig lafjen“. ferner „hat 
die Gentralverfaufsftelle, unter Beiftand der Ver trauenskommiſſion, bezw. deren Dele: 
gierten, die Verpflichtung, zu jeder Zeit mit allen Kräften dahin zu wirken, daß die 
einzelnen zur Konvention gehörigen Fabriken thunlichjt gleihmäßig, nach dem Ver: 
hältnis ihrer eingefchäßten Produktion, beichäftigt werden, ferner, daß dieje Fabriken 
ftet3 rechtzeitig in den Befig der Auftragserteilungen gelangen, und dab ihnen die 
genügende Zeit zur Ausführung der Aufträge verbleibt“. Stein Konventionsmitglied 
darf eine ihm direkt zugehende Bejtellung ohne Genehmigung durch die Verfaufsftelle 
annehmen. Die Preije, und zwar Minimalpreife, werden von der Generalverfamm: 
lung nach Rayons fejtgefeßt, und fünnen duch die Vertrauenskommiſſion jederzeit 
horläufig geändert werden. Die Konventiongmitglieder unterftehen der Kontrolle der 
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Bertrauenstommiffion und hinterlegen eine Kaution. Die Konvention gilt für drei 
Sahre, wenn fie nicht vorher von der Generalverfammlung gekündigt ift. 

Dr. Engel gewann jedoch die Zuftimmung der Kommilfion für ein zweites, 
noch vorteilhafteres Projekt, bei dem die Eentralverfaufsftelle durch eine jelbftändige, 
jpeciell für die Zellftofffabrifation in Leben zu rufende Gejellichaft erjegt werden 
jollte, die zugleich ala deren Bankier zu fungieren Hätte (Zellſtoffbank). Bei diejer 
veränderten Sachlage wurde die nochmalige Berufung einer bloßen vorberatenden 
Bereingverfammlung — ftatt der fonftitwierenden Verſammlung — in Ausficht ge 
nommen. 

Die Statuten für diefes zweite Projekt, nebft der für beide Projekte gemein- 
ſchaftlichen Denkichrift, bieten uns das Hauptintereffe. 

Die Denkichrift verfucht zunächft den ſehr ausführlichen ftatiftiichen Nachweis, 
dab eine Überproduftion an Zellftoff wenigitens im Verhältnis zum inländifchen 
Abſatz unbedingt vorliege; ein Ergebnis, das freilich bei einer exportierenden In— 
duftrie nicht überrajcht (die jchnell fteigende Ausfuhr wurde jchon damals auf fait 
1/g des Inlandsverbrauchs geichäßt, nämlich 283000 Metercentner bei einer Gejamt- 
produktion von 1000 000 Metercentnern). Von unverkäuflichen Vorräten ift nirgends 
Die Rede, wie ja auch die Thatfache der Überproduftion von „jehr erfahrenen Zell: 
ftofffabrifanten“ „entfchieden bejtritten” wurde. 

Über die — übrigens nach den Ausweijen für 1887 nicht erhebliche — aus— 
ländifche Konkurrenz wird folgendes bemerft: 

„Es ift vorn ſattſam darauf Hingewiefen worden, dab die deutjchen Zellftoff: 
fabrifen nichts weiter erzielen wollen, als Preife, bei denen fie beftehen fünnen. Da 
bieje Fabrilen ebenjo tüchtig geleitet find, wie die des Auslandes, und in der Haupt: 
fache auch nicht unter Ichlechteren Bedingungen fabrizieren als dieje, jo werden bie 
Eelbftkoften der ausländiichen Fabriken faum oder gar nicht hinter denen der deut— 
chen zurückbleiben; fie können daher auch nicht viel billiger verfaufen, müffen aber, 
um im Deutichen Reiche zu fonkurrieren, eine größere Fracht und den Zoll von 
1 Mt. pro 100 kg tragen. Daß fie mit ihren Preifen bereit? bis zur äußerſten 
Grenze herabgegangen find, beweifen die Beftrebungen der öfterreichiich-ungarifchen 
wie der nordiichen oder ſtandinaviſchen Zellftofffabrifen, fich ebenfall® zu vereinigen 
und eine Produktions: und Verkaufsregelung herbeizuführen, um dem auch ihnen 
verderblichen Preisfall wirkſam entgegenzutreten; denn auch fie wollen und können 
nicht mit Schaden arbeiten. Es dürfte darum nicht allzuichwer fein, daß die Deutſche 
Zellftofftonvention, wenn nur erſt zu ftande gekommen, ſich mit jenen ausländiſchen 
Konventionen jowohl über die Preife, ala auch über die gegenfeitig fich einzuräumens 
ben Abfabgebiete verftändige. Was die ruffiichen und ameritaniichen Fabriken an: 
langt, jo ift von diefen zwar feine Konkurrenz bei der Einfuhr zu fürchten, wohl 
aber hat die deutjche Ausfuhr mit ihnen in ihren Heimatländern zu rechnen. Welche 
Mittel in Bewegung zu fegen feien, um auch hier fiegreich vorzudringen, läßt fich 
augenblicklich noch nicht jagen, jedoch die Märkte, insbeiondere der amerikanische 
Markt, find jo bedeutend, daß e3 gute Weile haben wird, ehe die einheimifchen Zell 
ftofffabriten ihn allein verforgen können. Zwar machen jebt jabelhafte Mitteilungen 
über die Größe und die Rentabilität der zu Dutzenden entitanden fein follenden Zells 
ftofffabrifen in den Bereinigten Staaten die Runde durch die Zeitungen, indes es 
wird wohl einige Übertreibung dabei fein. 
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„Die englische Zellftoffinduftrie ift bei ber notorifchen Holzarmut des bie 
größten Mailen von Papier verbrauchenden Bereinigten Königreichs und ber ihren 
wejentlich höheren Arbeitslöhnen ſelbſt bei fich faum zu fürchten; der deutfche Holze 
zellftoff wird dort noch auf unabjehbare Zeit hinaus reichliche Abnahme zu zufrieden: 
ftellenden Preifen finden, wenn die importierenden Fabriken fich nicht jelbft unter: 
bieten.” — 

Für die Regelung ber einheimifchen Produktion find neben dem Privatintereffe 
gemeinnübige Erwägungen maßgebend. „Jede Bereinigung von Produzenten 
und Hänblern, die auf eine Vergewaltigung der Konfumenten hinausläuft, ift ver— 
werflich, und trägt, wie jehr fie auch für eine fürzere oder längere Zeit projperieren 
mag, ben Keim de3 Zerfalld in fih. Dagegen läht fi) weder vom volfswirtichaft: 
lichen, noch vom ethiſchen Standpunkt etwas gegen die Arten von Vereinigungen 
von Produzenten eintwenbden, welche gemeinjfam ihrer Vergewaltigung durch die Kon— 
fumenten wiberftreben.“ Insbeſondere hat die geplante Vereinigung der Zellftoff: 
fabrifen „nicht? von dem Häßlichen Charakter jener Raubgenofjenfchaften an ſich“, die, 
wie der furzlebige Parifer KHupferring, auf Gründergewinn Hinzielen, ftatt auf eine 
dauernde Vergewaltigung der Konſumenten. „Im Gegenteil, eine Vereinigung 
zum Zwecke der Erzielung und Aufrechterhaltung von Preifen, bei welchen die Fa— 
brifen beftehen können, hat nicht allein diejen fpeciellen Nutzen, jondern auch noch 
ben höheren und allgemeineren, daß mit der Vereinigung die gegenwärtige, big ing 
äußerfte getriebene gegenfeitige Abſchließung und Geheimnisfrämerei der Fabriken 
aufhören und ein lehrreicher gegenjeitiger Austausch von Erfahrungen an deren Stelle 
treten wird, denn der Vorteil des einen braucht nicht mehr in der Übervorteilung 
de3 andern gefucht zu werben. Die geregelte Produktion wird ferner zur Folge 
haben, daß nicht bald Perioden von Arbeitsüberhäufung, bald ſolche von faft gänz— 
licher Arbeitslofigkeit die Fabriken Heimfuchen, jondern daß eine gewiſſe Stetigfeit 
der Beihäftigung überall eintritt, und mit ihr auch eine Stetigfeit de3 Verdienſtes 
der in den Fabriken bejchäftigten Arbeiter.“ „Jenen allgemeinen Nuten der Stetig: 
feit und Freudigkeit der Arbeit, hervorgehend aus dem Gefühl, durch Fleiß, Spar: 
ſamkeit, Intelligenz, Solidität und Humanität aud wirklich vorwärts zu fommen, 
den Produzenten auf die Dauer zu fichern, das ift faft noch wichtiger, als durch eine 
Konvention von kürzerer oder längerer Dauer die Rentabilität ihrer Fabriken ans 
gemefjen zu erhöhen." Endlich wird „der größte Wert darauf gelegt, eine Kon— 
vention zu Ächaffen, die den Produzenten zwar nüßlich, den Konjumenten aber in 
feiner Weiſe jchädlich if.” Ja, es jcheint fogar, daß dem Intereſſe der Konfumenten 
gedient werben joll; einerjeit3 fomme fintender Preis in der Hauptjache gar nicht 
den Konfumenten, fondern den Händlern zu gute, und andrerjeit3 würden die Kon— 
fumenten überhaupt feine Ware befommen, wenn die Produzenten nicht durch regel: 
mäßigen Abjaß ihrer Ware die Mittel erhielten, ihren Betrieb fortzuführen. Es 
icheint alſo befürchtet zu werden, es möchte auch ohne Kartell die Überproduftion zu 
einer Unterproduftion führen, und zwar in der Weife, dab plößlich ein Zeil der 
Fabriken zur Liquidation gelangt, Diefer Eventualität muß auch im inter: 
effe der Konfumenten vorgebeugt werben. Eine jpefulative Betriebgeinfchränfung 
zum Schaden der Konſumenten, wie fie von Händlerringen allerdings ausgehen mag, 
fei bei Fabrikanten Schon durd) deren eigenes Interefje an der Ausnutzung ihrer Bes 
triebamittel, ſowie durch das Intereſſe ihrer Arbeiter ausgeſchloſſen. 

Daß die Preife gefteigert werden jollen, it freilich unleugbar. Aber „man 
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wende nicht ein, daß, weil eine jolche Preiserhöhung ſich in der Papierinduftrie fühl: 
bar und das Papier, einen Bildungsſtoff, teurer machen werde, fie ein Attentat auf 
die Bildung ſei. Das ift um fo weniger der Fall, als es unbeftreitbare Thatſache 
ift, daß die größten Konſumenten von Papier, die Zeitungsinduftrie und der Bücher: 
verlag, die Preife ihrer Erzeugnifie, troß des Niedergangs der Papierpreije, nicht nur 
nicht herabgeſetzt, ſondern ftetig erhöht haben. Die Zeitungen find feit Jahrzehnten 
nicht wohlfeiler, die Inſerate aber immer teurer geworden; die deutjchen Buchhändler 
haben erft vor kurzem eine Vereinigung beſchloſſen und unter Zuhilfenahme ziemlich 
draftischer Mittel gegen die widerjtrebende Minorität ed durchgejegt, dab der bisher 
allgemein den Bücherfäufern gewährte Rabatt von 10%0 entweder ganz aufgehoben, 
oder doch mindeſtens auf 5% Herabgemindert wurde. Im Kunſthandel wird dem 
Laufenden Publitum gar fein Rabatt gewährt”. Dieje etwas jummarifche Argumen: 
tation will, wenn ich fie recht verftehe, nachweiſen, daß die Zellftoff: oder Papier: 
fonjumenten die wirtjchaftliche Macht befiken, den Preis ihrer Ware, des bedrudten 
Papiers, erheblich über die Herftellungskoften zu fteigern. Daß fie unter jolchen Um: 
ſtänden nicht imftande fein werden, eine Verteuerung des Zellitoffs in den Papier: 
und Bücherpreifen zum Ausdrud zu bringen, jcheint mir aus der Argumentation 
nicht zu folgen. Die Bildungsmittel würden nad aller Wahrfcheinlichfeit gerade 
bei der geichilderten Machtlage verteuert werden. Die Denkſchrift fügt hinzu: 
„Und übrigens würde die durchjchnittliche Verteuerung des Papiers durch eine Preis: 
erhöhung des Holzzellftoffs um 5 Mark! für 100 kg. nicht mehr als 1,50 ME. für 
100 kg Papier betragen.“ 

Mas nun die erftrebenswerte Geftaltung des Preifes betrifft, jo befteht zunächſt 
eine Meinungsverichiedenheit zwiſchen Herrn Oskar Reuther und der Engelichen Denk— 
Schrift über die bisherige Rentabilität der Fabriken ſowohl früher wie jet. Nach Reuther 
beliefen fich die Herſtellungskoſten der Sulfitcellulofe 1879 „damals noch auf etwa 
Me. 27.— bis ME. 28.—*, während die Papierfabriten 44 bis 50 ME. für die Ware 
zahlten; „der hohe Gewinn” reizte neben andern Motiven zur Ausdehnung der be— 
ftehenden und zur Anlage neuer Fabriken. 1882 ftand der Preis noch auf 46 Mark. 
Aber infolge fchlechten Betriebs und rapid finfender Preije ging die Rentabilität zus 
rüd, und als fich etwa 1889 acht Fabriken einer Selbfttare ihrer Werte unterzogen, 
die freilich gewiß feine zu niedrige geweſen fein wird, fiel Diefe bei der Mehrzahl im 
Berhältnis zu den gleichzeitig ermittelten Betriebsergebniſſen der letzten drei Jahre 
ſehr hoch aus („stand nicht im Verhältnis”), d. h. wohl, fie entiprady den durch Die 
vorangehenden fetten Jahre gefteigerten VBerzinfungsanjprüchen nicht mehr. Und nach— 
dem 1890 und 1891 die Preije noch fortwährend gefallen (1890: 24; 1891: 21/2 M.), 
war es im Frühjahr 1891 dahin gefommen, daß „in vielen Fällen, namentlih in 
den Fabriken Eleineren Umfangs, die an und für jih niedrigen Geftehungstoften 
kaum gedeeft wurden.” Die Verbilligung der Produktion hatte alſo mit dem Rüd- 
gang der Preije injoweit Schritt gehalten, daß jelbjt die unrentabeljten Fabriken 
noch 1891 ihre Selbitkoften herausjchlugen. — In dem von Engel citierten Schrei: 
ben de3 Bereinsvorfißenden vom 26. Dezember 1886 heißt es: „Diejelbe (unfere In— 
duftrie) arbeitet, mit wenig Ausnahmen vielleicht, zur Zeit ohne Gewinn. Manche 


ı In Wirklichkeit follte die Verteuerung, da die 2-3 Mark Bankſpeſen mit: 
—— — müſſen, mindeſtens 7—8 Mark, womöglich mehr betragen; vergleiche 
weiter unten. 
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Kollegen werden faum Zinjen oder Abjchreibungen, welche letztere bei Cellulofefabrifen 
gar nicht Hoch genug bemeifen werden können, verdient haben.” Alſo nad) Abzug 
der gar nicht hoch genug zu bemeijenden Amortijation haben doch alle Kollegen 
mindeftens ihr Kapital (mit wieviel Prozenten?) verzinft, aber faft alle Haben 
ohne Gewinn gearbeitet. Diefer Umſtand ift wichtig zur Feſtſtellung des Begriffs 
Gewinn. Schon im Mai 1886 hatte übrigens eine Berfammlung von Eulfititoff: 
fabrifanten in der oben abgedrudten Refolution eine ähnliche Erklärung abgegeben. 
Engel jelbit dagegen ift der Meinung, die Zellftofffabrifen hätten auch aus den 
früheren heben Preifen feinen „nennenswerten“ Vorteil gezogen. „Sogenannte goldne 
Zeiten hat die junge deutjche Zellftoffinduftrie bis jet noch nicht erlebt;“ die Selbit: 
foften feien eben früher viel höher geweſen; eine ziffernmähige Berechnung wird nicht 
verfucht. „Im allgemeinen Hat fie jo gut wie feine Gelegenheit gehabt, durch 
reichliche Abjchreibungen von dem beträchtlichen Anlagefapital ihre Selbftkoften 
herabzumindern; belaftet mit verhältnismäßig jehr hohen Anlagekoften, empfindet fie 
darum den zunehmenden Preisdrudf um jo ſchmerzhafter.“ Demgemäß urteilt er aud) 
über das menerliche Verhältnis zwifchen Selbjtkoften und Preis nicht günftig. Er 
giebt an, daß von drei Sulfitfabrifen im Jahre 1886 — vermutlich wieder auf 
Grund einer Selbfttare — die eine für 100 kg Iufttrodne Ware ungebleicht 24 Mk., 
die andere 27,68 Mk., Die dritte (öfterreichiiche) 28,0 ME. Selbitfoften hatte; dieſe 
drei Fabriken bezahlten den Naummeter Holz mit 5 ME, bezw. 14 ME. und 3.20 fl. 
Die damaligen Preife für Culfitcelulofe giebt Engel nicht an, jondern nur die für 
Natroncelluloje ab Danzig, die nach Reuther billiger ift. Nach Reuther kofteten die 
beften Sorten Sulfitftoff 1886 30 Mk., während 1887 der Sulfitjtoff durchſchnittlich 
26 ME. brachte. Seit 1886 find die Eelbftloften nach Engel, obgleich fie „jeit den 
legten 10—12 Jahren“ „erheblich“ zurücgingen, ftabil geblieben, und er glaubt, daß 
„ſelbſt die intelligenteften, jparfamften und geichäftsgewandteiten Fabrikanten ſchwer 
imftande fein dürften, mit den heutigen (1889er) Preifen ihre jämtlichen, richtig 
berechneten Selbftoften zu decken“. Nachdem inzwijchen ein weiterer ftarfer Preis: 
fall eingetreten ift, müßte Engels Urteil noch ganz anders lauten. 
Nach andern Auferungen Engels werden „die rationellen Produktionskoſten 
nicht mehr gededt”, find die Preife „jebt vielen verluftbringend“, „den meisten Zell: 
ftofffabrifen verluftbringend“, und können die Fabriken bei den 1889er Preifen — aller: 
dings nur „angelichts der jteigenden Löhne und des Steigen? der Preife vieler Roh: 
ftoffe, namentlich des Holzes“, aljo wohl bei Vorausſetzung fünftiger Verteuerung der 
Produktion — „nicht beftehen“; „iie find, aus Gründen der Gelbfterhaltung, 
gezwungen, dieje Preife um ca. zwanzig Prozent zu erhöhen; Preife, die immer 
noch mäßig find gegenüber denen vor 5—6 Jahren, wo die Zellitoffinduftrie freilich 
nur erft die Kinderſchuhe ausgezogen hatte“. Die lebten Worte jollen offenbar an: 
deuten, daß den früheren hohen Preifen auch hohe Selbitkoften entfprachen, womit 
freilich der Hinweis auf diefe hohen Preife die beabfichtigte Bedeutung einbüßt. — 
„Die natürliche Grundlage der Preife find die rationellen Produktionskoſten.“ 
‚Zu betonen ift hier das Wort „rationell”, wie auch in der früher citierten Stelle 
Engel jelbft mit Sperrdrudf hervorgehoben hatte, daß er die richtig berechneten 
Selbftkoften meine. Der Preis muß außer den eigentlichen Produftionstojten „aud) 
einen angemeffenen Erſatz des in der Produktion fi) abnützenden Stapital3 und eine 
Rente für dag viele Chancen des Verluſts laufende Kapital übrig laſſen“. Das heißt 
wohl: Amortifation und Kapitalzins; wobei zu beachten ift, dab mach der obigen 
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Auberung die Amortifation bei Gellulofefabriten gar nicht hoch genug bemeſſen wer: 
ben fann, und daß aus den vergangenen Jahren die Gellulofefabrifanten mit ihrer 
Amortifation nach Engel ftarf im Rüdftande find. „Dieje Forderungen find jo ges 
recht, wie es nur irgend welche fein können, und ohne ihre Erfüllung vermag die 
Induſtrie überhaupt nicht zu beftehen, müflen in nicht zu langer Zeit Arbeitgeber 
wie Arbeitnehmer zu Grunde gehen.“ 

Nach dem von Engel ftipulierten Statutenentwurf hat die zu gründende 
Deutiche Zellftoffbant ben; Zwed, „Preife zu erzielen, bei welchen die Zellftofffabrifen 
imftande find, jämtliche Produftionäfoften, mit Einſchluß der Abfchreibungen, ge— 
nügend zu decken und für die einzelnen Kapitalien eine angemefjene Verzinſung zu 
erlangen“. Nach Ausweis de3 beigefügten Rentabilitätsanfchlags ſoll der Preis von 
25 auf 30 Mark gejteigert werden; das find die ſchon erwähnten 20 Prozent Zus 
ichlag. Es jcheint alfo hiernach, als jeien 25 Mark weniger al3 die „rationellen Pro— 
duktionskoſten“, welche vielmehr auf etwa 30 Mark tariert werden jollen. Der 
Fabrikant ſoll zunächit zu 25 Mark an die Bank verfaufen, und dieje joll 5 Mark 
aufichlagen; die 25 Mark heißen „Minimalpreig“. 

Nach Seite 12 und 14 der Dentichrift ift die Rechnung jedoch etwas anders 
gedacht. „Der nächte Schritt zu einer Vereinigung der Zellftofffabrifen ift aljo die 
Beſtimmung eines Grunbdpreifes, unter welchem feine Fabrik ihre Ware verlaufen 
darf. Diefer Grundpreis muß thunlichit jo bemeifen werden, daß feine ber bereits 
beftehenden Fabriken, rationelle Anlage und Betrieb vorausgeſetzt, dabei außer jtande 
ist, zu fabrizieren. Iſt er für einige Fabriken günftiger als für andere, um fo beifer 
für fie; fie werden dann dabei um fo mehr profperieren.” „Die Bank müßte den 
Zellftoff zu dem feftgeftellten Grundpreife kaufen, und ihn zu um ca. 20%0 erhöhtem 
Preife zu verfaufen bemüht fein.” Hiernach jcheint e3 faſt, als ftellten die 25 Marf 
jchon die ratıonellen Produftionskoften vor; deun wir haben ja gehört, daß ohne 
Eritattung der im weiteften Sinne erftandenen Produktionskoſten die Induſtrie zu 
Grunde gehen müſſe, daß aber der in Ausficht genommene Grundpreis (aljo 25 ME.) 
jedem vationell produzierenden Fabrikanten den Betrieb ermöglichen folle. Dem ent- 
iprechend wird auch in Engels erftem Statutenentwurf ala Zwed der Konvention 
hingeftellt, Preife zu erzielen, „welche jämtliche Produftionskoften in genügendem 
Maße deden und einen entiprechenden Gewinn übrig laſſen“. Daneben werden 
freilich in dem Rentabilitätsanfchlag 25 Mark ala gegenwärtiger Durchſchnitts— 
preis bezeichnet, während Doch jeßt die meilten Fabriken Verluft haben jollen. Es 
muß aber beachtet werden, dab die Fabriken fünftig die Mühen und Koſten bes 
Abjahes jparen, die, wie ſich noch zeigen wird, jelbit bei der Bank auf 2-3 Mark 
pro Metercentner (exkluſive Fracht) abgeſchätzt werben. 

Muß es alfo dahingeftellt bleiben, ob die 20% zu den rationellen Produftiong- 
foften hinzuzufchlagen find, jo jcheint doc) ein anderer Grundſatz fi) aus dem Vor— 
ftehenden mit Deutlichkeit zu ergeben. Nicht die Produktionskoften des am billigften 
produzierenden Großbetriebs jollen die Unterlage bilden, auch nicht die durchſchnitt— 
lichen Produktionskoſten, ſondern bie des am teuerften produzierenden Betriebe. 
Selbft der teuerfte Fabrifant foll jchon im Minimalpreife, ehe die 20%0 aufgeichlagen 
find (?), feine „rationellen Produktionskoſten“ gededt haben; die anderen Fabrikanten 
jollen aber diejelben Preife nehmen, und alſo einen entjprechenden Mehrgewinn über 
ihre rationellen Produftionskoften hinaus haben; „um jo beſſer für fie”. 

Freilich wird auch diefer deutlich ausgeſprochene Grundſatz durch zwei andere 
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Außerungen wieder in Frage geftellt. „Für Stapelartifel nehmen diefe Koften (die 
rationellen Produktionskoſten) alsbald und überall, wo foldhe Artikel gefertigt wer— 
den, ein beftimmtes Niveau ein. Hohe Löhne an einem Orte werden eventuell aus: 
geglichen (? vergl. die früher angeführten Selbftloftentagen) durch billigere Roh: und 
Hilfsftoffe oder auch durch Frachterfparniffe an einem anderen(?) und umgetehrt. Der 
Preis der Erzeugniffe muß dieſe gleichfam nivellierten Produktionskoſten decken.“ 
Wenn es hiernach den Anjchein gewinnt, als ſei an eine Durchichnittsrechnung ge: 
dacht, jo wird furz darauf ein dritter Grundſatz aufgeftellt: „Ob der Grundpreis 
auf einen beftimmten Ort im Deutichen Reiche bezogen, oder ob er für jede Fa— 
brif, mit NRüdficht auf ihre geographiiche Lage, ihren Abjakrayon, die Qualität 
ihrer Ware u, ſ. w. fejtgeftellt werde, das ift feine Principfrage, jondern Lediglich 
eine jolche der Ausführung.” Es wird in der That injofern feine Principienfrage fein, 
als jedenfalls der Abzug, der den billiger produzierenden Fabriken vom Preife ettva ge= 
macht wird, der Gejamtheit der fartellierten YFabrifanten doch twieder zu gute fommen 
muß. Die Bank hat nicht den mindeften Anlaß, denjenigen Käufern, die zufällig 
das Produft einer billiger produzierenden Fabrik erhalten, einen entjprechenden Preis: 
nachlaß zu gewähren. E3 find alfo thatjächlich die Produktionskoſten der am teuerften 
produzierenden Fabrik, auf die ein Aufichlag von zunächſt 20% gemacht werden joll. 

Jedenfalls geht aus diefen MWiderjprüchen hervor, dab 25 Mark ala Grundpreiz 
noch nicht definitiv ins Auge gefaßt waren, jondern dab man eine Steigerung oder 
Ermäßigung diefes Satzes gewärtigen mußte!. 

Dazu fommt aber die Hauptjache, daß auch die Bank an jene 20% Aufichlag 
nicht gebunden ift; fie wird verpflichtet, jo teuer zu verfaufen, als möglich, und ift 
nur an die Untergrenze gebunden, nicht unter dem Minimalpreis zuzüglich der Frach— 
ten und andern Speſen zu verfaufen. Es wird auch vorausgeſetzt, daß fie im erſten 
Anfang noch nicht einmal die 20% werde auffchlagen können. 

„Zur Dekung ihrer Spejen jchlägt die Zellſtoffbank 2 Mark auf jenen Mini— 
malpreis zuzüglich etwaiger Verſendungsſpeſen.“ Da die Fabrikanten bisher 
Mühen und Hoften des Abſatzes ſelbſt trugen und in den Preis des Zellftoffs hinein— 
rechneten, jo Liegt Hier ein neuer Aufichlag vor; der Preis ſollte in Wirklichkeit nicht 
25 bezw. 30, jondern 27 bezw. 32 Mark in minimo betragen. Falls in dem 1889er 
Durchichnittäpreije von 25 Mark auch Verſendungskoſten enthalten waren, jo würde 
die beiondere Berechnung der Verjendungstoften neben Grundpreis und Bankſpeſen 
einen ferneren Aufichlag bedeuten. In diefe Verſendungsſpeſen follte ausdrüdlich 
auch die Fracht vom Fabrikanten zum Lager der Bank einbegriffen werden. Wird 
diefe Fracht vom Abjender getragen, jo joll der Minimalpreis in diefem Einzelfalle 
entiprechend erhöht werden. Der Verkaufspreis feitens der Bank jeht fich alſo nun zu— 
fammen aus 1. dem Minimalpreis (25 Mark), der die rationellen (?) Produftiongkoften 
des teuerften Fabrilanten dedt, 2. den Verſendungskoſten vom Fabrifanten zur Bank 


‚ Nach dem Statutenentwurf für die Zelftoffbant wird den von bornherein 
beitetenden Fabrikanten ihre erſte Zellftofflieferung (Zweimonatproduftion) zum 
ara von 25 Mark pro Metercentner angerechnet. Die nachträglid) _ beitretenden 
aben über den Preis ihrer erften Lieferung befondere Vereinbarung zu treffen. Seite 14 
(in Verbindung mit Seite 11) wird das Kapital, deijen die Bank zum Ankauf von 
1 Million Metercentnern Zellitoff bedarf, auf 30 Millionen Mark tariert. Den 
Preis fchreibt die Konvention der Bank vor. 
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und eventuell von der Bank zum Käufer, 3. 2 Mark Bankjpejen, 4. 5 Mark Auf: 
jchlag jeitens der Bank und 5. einer eventuellen Erhöhung des Minimalpreijes oder 
des Aufichlags oder beider. Vielleicht löſt fich die Schwierigkeit betreff3 des Minimal- 
preijes von 25 Mark, der einerfeit3 der gegenwärtige unzureichende Marktpreis fein, 
andrerjeit3 den Produktionskoſten entiprechen joll, wie gejagt, in der Weije, daß in dem 
heutigen Marktpreis Verkaufs- und Verſendungskoſten jchon einbegriffen waren. — 

Es find noch zwei Fragen übrig: wie foll die beabjichtigte Preisfteigerung er: 
möglicht werden? und: twie ift die Zellftoffbant zu fonftruieren, wen foll ihr Ge: 
winn zufallen ? 

Die Preispolitit wurzelt in der Befürchtung, die Fabrikanten möchten ihre 
Produktionskoſten zu verringern fuchen durch weitere Ausdehnung ihrer Produktion, 
alio durch Großbetrieb, der zur Überproduftion, zu weiterem Preisdrud und zur Un: 
verfäuflichkeit eines Teil3 der Produkte führen müßte. „Allerdings werden die fapi- 
talfräftigen Fabriken die Jagd nad) dem Glück auf diefem Wege Länger aushalten, 
als die fapitalichiwachen, allein von dieſen lekteren werden, im Kampfe um ihre 
Eriftenz, ftet3 einige das Feld jo lange wie möglich zu behaupten juchen‘, Unter: 
bilanzen nicht jcheuen und den erfteren es unmöglich machen, die Opfer, die fie ge: 
‚bracht, wieder zu gewinnen“ 1, 

Die Produktion joll demgemäh zwangsmäßig beichränft werden; es ſoll das in 
Dentichland zu produzierende Geſamtquantum feftgeftellt und auf die einzelnen Fa— 
brifen nach der Größe einer jeden verteilt werden. Aber wohl zu beachten: das Ge: 
famtquantum foll nicht der Nachfrage angepaßt werden, jondern hinter dieſer zurüd- 
bleiben; die Fabriken ſollen „ihre eigne bisherige und demnächftige Produktionsfähig— 
feit feftftellen und diefe mit dem inländifchen Verbrauche, der doch ſtets der Haupt: 
abnehmer fein und bleiben wird, vergleichen. Wächſt nach wahrbeitsgetreuer und 
von Echönfärberei freier Ermittlung die derzeitige bezw. demnächſtige Produktion er: 
heblich jtärfer, al3 der Verbrauch, hat die Ausfuhr mit Schwierigkeiten zu kämpfen, 
liegen überhaupt fichere Anzeichen einer Überproduftion vor, jo müffen fich die Zell: 
ftofffabrifen eine Produktionsbeſchränkung auflegen.“ 

Wenn jchon 1889 die Ausfuhr auf fait Ye des Inlandsverbrauchs geichäßt 
wurde und in jchneller Zunahme begriffen war, fo ift es auffällig, wie Engel dieſe 
auswärtige Nachfrage als quantite negligeable behandelt. Nach Engels Plane jolite 
die Produktion das Maß des Inlandsverbrauchs nicht überjchreiten, oder doc), da 
das allzu unglaublich, die Steigerung der auswärtigen Nachfrage ignorieren?. Über: 
dies jollte die Berechnung ausdrüdlich in „von Schönfärberei freier" Meije gemacht 
werden, alſo Lieber auf eine zu große als eine zu Kleine Beichränfung der Produktion 
Hinauslaufen. Übrigens ift ein jolches Mißverhältnis zwischen Produktion und Nach: 
frage ja auch erforderlich, wenn es gelingen joll, den Prei3 um mindeſtens 20%0 über 
die Produftionsfoften zu fteigern. „Unbegrenzte Mengen von Zellftoff vermag die 


Aus diefen Worten fcheint nebenbei die Auffaffung herborzugehen, daß an 
eine Preiöfteigerung gedacht wird, die nicht nur die rationellen Produftionsfoften des 
Augenblid3 deckt, jondern auch frühere „Opfer“, d. h. wohl luera cessantia, wieder 
einbringt. 

? Die Fabriken find verpflichtet, ihre gejamte Produktion an die Bank zu 
verlaufen, aljo auch die für das Ausland beitimmte Ware. Diefe muß mithin ın 
dem vorgejchriebenen Produftionsmarimum enthalten fein. 
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geichictefte Nerfaufsftelle nicht zu fteigenden Preifen zu verkaufen.“ Bei zus 
nehmender Ausfuhr wäre aber die Preisfteigerung bald eine ganz enorme geworben, 
Nah den weiter unten folgenden „Hauptpunftationen“, $ 2, ergiebt ſich eine ge= 
fteigerte Unterproduftion und Preiserhöhung auch im Falle einer Störung des Be: 
trieb3 durch Naturereigniffe, Unglücdsfälle und namentlich Arbeitseinftellungen. 
Es wird damit auf die Provofation eines gröheren Strifes, gewiß ohne Abficht, 
eine Prämie gejet. 

Die auf die einzelnen Fabriken entfallenden Produftionsquoten (Prozente der 
feitgeftellten Gejamtproduftion) „fünnen erhöht werden, wenn Fabriken eingehen; fie 
müſſen unter Umftänden erniedrigt werden, wenn neue Fabriken hinzutreten, denn 
es iſt vorteilhafter, dieſe in die Einichäßung mit aufzunehmen, als fie auszuſchließen 
und jo zum Konkurrenzkampf zu zwingen, der felten mit anderen Waffen als denen 
der Preisunterbietung gefochten wird." — 

Die Zellftoffbanf gewährt zunächit den Vorteil einer Arbeitsteilung. Biss 
her mußten die Habrifanten nebenbei dem Vertriebsgeſchäft obliegen. „Ganz anders, 
wenn der Verlauf durch eine bejondere, mit den tüchtigften Verkaufskräften aus: 
gerüftete Gentralverfaufsjtelle geichieht, welche ihre ganze Kraft und Aufmerkſamkeit 
lediglich dem Vertrieb zuwenden fann und mit der Fabrikation nichts zu thun hat.“ 

„Es giebt dergleichen Berkaufsftellen, welche nur den Verkauf vermitteln, die 
Fakturierung und Liquidierung der Aufträge aber den Fabriken belafjen; es giebt 
dagegen aud) jolche Gentralverfaufsftellen, welche gleichjam die alleinigen Käufer der 
gefamten Produftion find und dieſe für eigne Nechnung verkaufen. Letztere führen 
gewöhnlich den Namen Syndikate.“ Es fcheint, daß die Zellitoffbant den Faden 
zwiſchen der einzelnen Fabrik und ihren Hunden nicht völlig durchichneiden, alſo fein 
eigentliches Syndikat werden jollte!. Für den Fall einer Auflöfung des Syndikat 
bleibt die Konjervierung diefer Fäden von Wichtigkeit. 

Die Gentralverfaufzitelle einer Bank zu übertragen, war die Berliner Verſamm— 
(ung mit NRücficht auf eine dabei drohende Übervorteilung abgeneigt gewefen. 
Engels Plan geht deshalb dahin, eine eigne Bank ins Leben zu rufen, deren Ges 
winn im wejentlichen der Zellftoffinduftrie wieder zufließt. Um aber die Käufer des 
Zellftoff3 nicht zu verftimmen, wohl auch, um fie nicht der auswärtigen Zellitoff: 
fonfurrenz in die Arme zu treiben, joll ihnen Gelegenheit geboten werden, fi an 
der Bank in beicheidener Weife zu beteiligen; jo würde eine Konvention geichaffen, 
die „den Produzenten zwar nüßlich, den Konfumenten aber in feiner Weije jchädlich 
it“; offenbar ein für die Regelung des Kartellweſens zufunftsreiches Princip, das 


ı 88 19 und 20 des SKonventionsftatut3: „Die Mitglieder der Konvention 
verpflichten jich, bei etwaigen ihnen von der Kundichait direkt zugehenden Aufträgen, 
hiervon der Zellftoffbant jofort Kenntnis au geben und fich mit derjelben über Aus: 
führung, Fakturierung und Liquidierung dieſer Aufträge zu verjtändigen. Die Mit- 

lieder der Konvention verpflichten fich, bei den ihnen übertragenen Geſchäftsabwick— 
ungen, der Kundjchaft keinerlei Benefizien oder Nachläfje irgend welcher Art außer: 
halb der Abjchlußbedingungen zuzugeitehen, und fie unterwerfen jich bei vorfommene 
den Zutwiderhandlungen gegen dieſe Beftimmungen den von der Generalverfammlung 
N bejtimmenden Gelditrafen bis zur Höhe der Hinterlegten Kaution.“ Aus der 

enfichrift: „ES ſoll ... den Yabrifanten u. a. auch der nicht zu unterjchäßende 
Vorteil gejichert werden, daß fie bis zu einem gewijjen Grade mit ihrer bisherigen 
Kundſchaft in Fühlung und über die Abfagritung ihres Fabrikats nicht ganz in 
Unfenntnis bleiben.“ 


206 Verſuche zur Bildung eines Zellſtoff-Verkaufs-Syndikates. 


an gewiſſe neuere Genofjenichaftsformen erinnert. Aber natürlich” würden die Kon: 
fumenten auch nad) Abrechnung ihrer Gewinne für den Zellftoff mehr ala früher be- 
zahlen müfjen, jonft wäre die ganze Veranftaltung für den Produzenten ohne Zwed. 

Die Konſumenten dürfen einen Teil der Aktien der Banf erwerben. E3 wer: 
ben zunächit Aktien im Werte von 5 Millionen Mark ausgegeben. Der bei weiten 
größere Teil dieſer Aktien fällt den Fabrifanten zu, dieſe zahlen den Wert in Zell 
ftoff ein, und zwar giebt jeder Fabrikant die zweimonatliche Produktion feiner Ya: 
brit. Nimmt man mit Engel an, daß ıo der Induſtrie ſich an der Konvention 
beteiligen, und dat der Metercentner zu 25 Marf angerechnet wird, jo würden 
33/4 Millionen des Aktienkapitals auf die Fabrikanten fallen, 11/4 Millionen auf die 
Barzahler!, die übrigens nad) den Statuten nicht notwendig alle Konjumenten jein 
müſſen; es können auch Zellftofffabrifanten darunter fein, ja dies jcheint jogar ans 
geficht3 de3 in der Anmerkung 1 bezeichneten modus procedendi notwendig zu jein. 

ft die Erwerbung der Aktien erledigt, jo zahlt die Bank den weiterhin all: 
wöchentlich eingelieferten Zellftoff monatlich, während „gegenwärtig vielfach auf vier: 
monatiges Ziel verfauft werden muß”. Es kann auch darin eine verſteckte Preis: 
erhöhung Liegen. 

Bon dem Preisaufichlag, den die-Bank erflufive Speſen erzielt, fällt zunächſt 
die Hälfte denjenigen Aktionären zu, die ihren Anteil in Zellftoff eingezahlt haben. 
Diejer Betrag wird um fo größer fein, je niedriger die Spejen berechnet worden find; 
im Nentabilitätsanjchlag wird aber der Fall als möglich angenommen, daß die auf 
2 Mark pro Metercentner feftgelegten Bankſpeſen in Wirklichkeit 3 Mark erreichen 
fönnten?. Dieje an die Zellftofflieferanten vorweg abzuführende Hälfte des Auf: 
ſchlags wird in den Statuten der Bank, die die Verteilung de3 Reingewinns regeln, 
nicht erwähnt; fie jollte wohl der Öffentlichkeit gegenüber als Teil der Selbitkoften 
der Bank erjcheinen. Die Bankftatuten jchreiben dagegen folgendes vor: 

„Bon dem aus der Bilanz fich ergebenden NReingewinn ift ein Rejervefonds 
dergejtalt zu bilden, daß demjelben mindeſtens 5%o des Reingewinns zugewwiejen wer: 
den, bis er die Höhe von "/s des jeweilig emittierten Aktienkapital erreicht, bezw. 
wieder erreicht Hat, wenn er vorher angegriffen worden ift.“ 

„Von dem nad) Dotierung des Rejervefonds verbleibenden Überjchuffe des Rein: 
gewinns find 5% auf das emittierte Aktienkapital für die Aktionäre ala Vordivi— 
dende abzujeßen. Bon dem alsdann noch verbleibenden Überfchuffe werden 

a. ein Betrag von 7V2%o ald Tantieme dem Auffichtsrat gewährt?; 

b. diejenigen Gewinnanteile gekürzt, welche dem Vorſtande und den Beamten 

der Gejellichaft, gemäß der mit ihmen geſchloſſenen Berträge, zufommen. 
Der Gejamtbetrag diejer Gewinnanteile darf jedoch 121/200 des zu verteilenden 
Überjchuffes nicht überjchreiten. Der in einem Jahre nicht verbrauchte 
Zeil von dieſen 121/200 flieht einem anzufammelnden Beamten:Gratifi: 
fations:, Unterſtützungs- und Penjionsfonds zu; 


Zunächſt jollen 2 Millionen auf die Barzahler fallen, aber den nachträglich 
beitretenden Zellftoff-Einzahlern ſoll ein entiprechender Teil diejer Aktien überwiejen, 
die Barzahlung aljo rüdgängig gemacht werden. 

‚? Die in Anſatz zu bringenden Frachtipefen werden vom Borjtande der Konz 
vention beftimmt. | I 
3 Mindeſtens 600 Mark pro Mitglied, eventuell auf Unkoſten-Konto bis zum 
Gejamtbetrage von 6000 Mart. 
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e. der Reft (= 80% des verbleibenden Überfchuffes) wird, vorbehaltlich der 
Beihlußfaffung der Generalverfammlung, als Nachdividende an die Aftio: 
näre berteilt.” 

„Der Nejervefonds ift dazu beftimmt, bei etwaigen Unterbilanzen den Abgang 
von Kapital zu erjeßen, und er wird gleich dem Grundfapitale zu den ftatuten- 
gemäßen Gejchäften der Gejellfchaft mit verwendet.” Der Rejervefonds wird alfo 
zum Beifpiel ermöglichen fünnen, vorübergehend einzelnen Käufern beliebig niedrige 
Preife zu gewähren, um einen Konkurrenten zu verdrängen; oder er würde den Fabri— 
fanten als Darlehn gewährt werden fünnen. 

Nach dem Rentabilitätsanjchlag würde Jich eine Vor- und Nacddividende von 
21,52% ergeben, ungerechnet Tantiemen und Reſervefonds. Dazu fommt die vorweg 
den Fabrifanten zufließende Hälfte des Überſchuſſes, die jelbit ‚bei einem Preisauf— 
ichlag von 20% noch 60%, alfo mit der Dividende zufammen 81,52 %0 bes Aktien: 
wertes betragen würde. Im ganzen bezögen nad dem Rentabilitätsanichlag die 
Habrifanten für den Metercentner Zellftoff eine Entihädigung von 28,39 Marf, und 
e3 ift ihnen dabei noch möglich geweſen, die Käufer erfter Hand durch Gewährung 
eines Anteil3 am Gewinn zu verpflichten. Inwiefern den barzahlenden Aktionären, 
aljo den Konjumenten, die Vorteile ber Banf oder gar der Konvention zur vollen 
Hälfte wieder zu qute fommen ſollen (S. 14), ift mir nicht deutlich. 

Die Fabritanten jollen indes aus der Bank noch weitere Vorteile ziehen. Die 
Bank joll mehr ala bloße Verkaufsſtelle fein, und fie joll u. a. „bei allmählicher 
Erweiterung ihres Wirkungsfreifes auch anderen verwandten Induftriezweigen bon 
gröhtem Nuben ſein“; die Dividende wird dementiprechend fteigen. Statutarifcher 
Zweck der Bank jollte fein: 

„% Roh: und Hilfäftoffe für die Papiers, Pappen: und Papierwarenfabrifation, 
insbeſondere Holzzellftoff, zu beleihen, anzufaufen und zu veräußern; 

b. Fabriken folcher Roh: und Hilfsitoffe, wenn erforderlich auch in Verbin— 
dung mit Papier», Pappen: und Papierwarenfabrifen , zu errichten, zu be: 
treiben und einzeln oder vereinigt wieder zu veräußern oder zu finanzieren, 
auch Aktien oder Anteile jolcher Fabriken zu erwerben und wieder zu ver— 
äußern; 

e. auf die Herftellung von Roh: und Hilfeftoffen für die Papier:, Pappen: 
und Papierwareninduftrie gerichtete Patente zu erwerben, auszunußen und 
zu veräußern; 

d. alle Arten von Bantgejchäften, welche mit den unter a bis c genannten 
Zweden in Berbindung ftehen, zu betreiben und Zmeigniederlaffungen, 
Agenturen und Kommanditen zu diefem Behufe zu errichten.“ 

Bon ferneren Beftimmungen des Statut3 iſt noch hervorzuheben, daß Die eriten 

5 Millionen Mark Aktien bis ſpäteſtens Ende 1890 unveräußerlich jein und bis da— 
bin durch Depoticheine erſetzt werden jollten; daß bei Ausgabe junger Aktien die ur: 
prünglichen Aktionäre im Verhältnis ihrer urjprünglichen Aftienzeichnung Ya 
der jungen Aktien zum Paripreife, zuzüglich des durch Reſerve- oder etwaige Spar: 
fonds repräjentierten Mehrivert3 der Aktien, beanipruchen dürften ; daß der Vorſtand 
faft willenlojes Werkzeug des Auffichtsratesg und durch ihn jederzeit, jogar durch 
telephonijchen Beichluß, abſetzbar jein jollte; daß der jeweilige aeichäftsführende Vor: 
ftand der Konvention ipso jure Mitglied des Auffichtärates der Bank fein follte. 
Aus den Statuten der Konvention geht hervor, daß die Generalverfammlungen ohne 


298 Verſuche zur Bildung eines Zellſtoff-Verkaufs-Syndikates. 


Rückſicht auf ihre Frequenz beihlußfähig fein jollten, daß eine Abftufung des Stimme 
rechts nach der Produftionsmenge und feine Übertragbarkeit an Vertreter beabfichtigt 
war, daß zur Kompetenz der Generalverfammlung auch die PBeichlußfaffung über 
Mahnahmen gegen die Konkurrenz gehören follte. Ferner $ 17: „Die Mitglieder der 
Konvention verpflichten fich, die über ihre Produktion und Lieferungen von Holzzell: 
ſtoff, ſowie über die Yagerbeftände geführten Bücher oder Negifter dem gejchäftsfüh- 
renden Vorftande jederzeit auf defien Verlangen an Ort und Stelle zur Einfichtnahme 
vorzulegen und denjelben bei Ausübung jeiner ihm obliegenden Stontroflfunftionen 
nach beiten Kräften zu unterftüßen.” $ 21: „Um die Erfüllung der übernommenen 
Verpflichtungen ficherzuftellen, unterwerfen die Mitglieder der Konvention ihre Ge— 
ichäftsgebahrung, joweit fie auf die Konvention Bezug hat, der Kontrolle des ges 
schäftsführenden Vorftands, und fie hinterlegen gleichzeitig für ihre Firmen Kaution ;” 
aus diefer Kaution werden rükftändige Strafbeträge entnommen; Schadenserſatz-— 
anfprüche einzelner oder aller Mitglieder fönnen aber außerdem geltend gemacht wer: 
den. Die Kaution beträgt 2 Mark pro 1000 kg Jahresproduftion. $ 23: „Sämts 
liche Koften, welche die Einrichtung, Ausführung und Handhabung der Konvention 
verurfacht, werden auf die einzelnen Fabriken im Berhältnis ihrer Einichägung ums 
gelegt. Als Einrichtungs- und Betriebsfonds Hat jede Fabrik bei Abſchluß der Kon— 
vention 1 Mark für jede 1000 kg der eingeichäßten Produktion zu entrichten“. 
Dieje Unkoſten find im Rentabilitätsanjchlage übergangen worden. 

Die Dentichrift lehrt, wie ſchwer es ift, eine konkrete VBorftelung von dem 
Maße der Anfprüche zu gewinnen, die deutiche Fabrikanten im Intereſſe der Friftung 
ihrer nadten Eriftenz erheben. 

Der von Engel entworfene Vertrag zwifchen Konvention und Banf, jowie fein 
Rentabilitätsanjchlag folgen Hier im Wortlaut. 
K. Oldenberg. 


Haupt-Punftationen eines Vertrags zwiſchen der Deutſchen Zell- 
toff = Konvention einerjeits und der Deutihen Zellitoif- Bank 
andererjeits. 


I. Verpflichtungen der Konvention gegen die Bank. 
$1. 

Die Mitglieder der Konvention verpflichten ſich, den Verkauf bes geſamten 
Holzzellitoffs, den ihre Fabriken erzeugen, der Deutichen Zellſtoff-Bank zu Übertragen, 
in der Weife, daß jede einzelne Fabrit wöchentlich zwei Prozent der Normalpro= 
duktion, wozu fie eingefchäßt ift, in guter Lieferbarer Beichaffenheit zur Verfügung 
der Bant hält. Als lieferbar gilt diejenige Ware einer Fabrik, welche den von dieſer 
Fabrik bei der Banf deponierten Muftern entipricht. 

82, 

Naturereigniffe, Unglüdsfälle, Arbeit3einftelungen, welche die Fabriken ein: 
zelmer Mitglieder der Konvention zeitweilig zu unfreiwilligem Stillftand nötigen 
oder die Produktion beichränfen, entbinden diefelben für die Dauer des Stillftandes- 
gänzlich, bezw. teilweife von der Produktions: und Lieferungsverpflichtung. Jedoch 
müſſen jolche Ereigniſſe ſowohl dem geichäftsführenden Vorftande der Konvention als 
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auch der Bank fofort angezeigt werden. Ebenfo muß dem einen wie der andern an: 
gezeigt werden, wenn die Produftion und Lieferung wieder aufgenommen wird. 


83. 

Den Mitgliedern der Konvention iſt unverwehrt, ihre Produktions- und Liefe— 
rungsberechtigung an andere Mitglieder ganz oder teilweiſe zu übertragen oder zu 
veräußern, oder auch die anderer Mitglieder ganz oder teilweiſe zu erwerben. Die 
betreffenden Mitglieder ſind aber verpflichtet, von ſolchen Verſchiebungen dem ge— 
ſchäftsführenden Vorſtand und der Bank ſofort Nachricht zu geben. 


84. 

Die Mitglieder der Konvention verpflichten ſich, bei Beanſtandungen ihres 
Fabrikats ſeitens der Beſteller ſich dem endgültigen Spruche eines aus drei Perſonen 
beſtehenden Schiedsgerichtes zu unterwerfen, wovon die eine von dem betreffenden 
Mitgliede der Konvention, die andere von dem Beanſtander gewählt wird, die dritte 
aber von dieſen beiden Gewählten ernannt wird; können ſich die beiden Gewählten 
über die dritte Perſon nicht einigen, ſo entſcheidet das Los über die Wahl der von 
ihnen vorgeſchlagenen Perſonen. 

Wird die Beanſtandung für gerechtfertigt erachtet, ſo iſt dem betreffenden Mit— 
gliede hiervon ſofort Nachricht zu geben. Dasſelbe hat ſich gefallen zu laſſen, daß 
die beanſtandete Ware öffentlich oder aus freier Hand, wenn nötig auch unter dem 
der Bank vorgeſchriebenen Minimalpreiſe, verkauft werde. Die dergeſtalt verkaufte 
Ware wird dem betreffenden Mitgliede auf feine Produktions- bezw. Lieferungs- 
berechtigung voll angerechnet, die Bezahlung dafür erfolgt aber nur nad) dem er: 
zielten Verkaufspreis, abzüglich der durch die Beanftandung, Begutachtung und den 
Berfauf entitandenen Koften und vorbehaltlich der von dem Mitgliede zu tragenden 
Anſprüche, die ſeitens des umbefriedigten Beftellerd erhoben werden könnten. 


85. 

Für den Fall, dab ein Mitglied der Konvention (ohne einen der in $ 2 ge— 
nannten Hinderungsgründe) die ihm zugeteilte Produftionsmenge nicht rechtzeitig zur 
Verfügung der Bank hält, oder einen ihm innerhalb feiner Produktionsberechtigung 
übertragenen Auftrag nicht oder nicht rechtzeitig ausführt, muß es fich gefallen 
fafien, daß die Bank das nicht gelieferte Quantum für jeine Rechnung fauft, ohne 
hierbei an einen beftimmten Ginfaufsprei3 gebunden zu jein, ihm aber dieſes ander: 
weit angefaufte Deckungsquantum auf feine Produktions: und Lieferungsberechtigung 
angerechnet werde. 


11. Berpflichtungen der Zellftoff:Banf gegen die Konvention. 


8 6. 

Die Zellſtoff-Bank ift verpflichtet, den gefamten Holzzellitoff, welchen die Fa— 
brifen der KHonventionsmitglieder in Gemäßheit der Statuten der Konvention er— 
zeugen, zu den von der Konvention vorgeichriebenen Minimalpreifen abzunehmen und 
zu beftmöglichen Preifen, keinesfalls aber unter den Minimalpreijen, zuzüglich der 
Frachten und anderen Spejen, zu verfaufen. Eine Abweichung von diefer Verpflich: 
tung ift nur in den im $ 4 genannten Fällen zuläjiig. 
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8 7. 

Die Zellſtoff-Bank ift verpflichtet, für den von ihr gefauften Holzzellftoff, gegen 
Ginhändigung der Ablieferungsjcheine feitens der Abjender und der Empfangs- und 
Annahmeicheine jeitens der Empfänger, den Mitgliedern der Konvention allmonatlich 
den vorgeichriebenen Minimalpreis, zuzüglich etwaiger von dem Abjender getragenen 
Verſendungsſpeſen, zu entrichten. 

Zur Deckung ihrer Speſen jchlägt die Zeiftoff-Bant 2 Markt auf jenen 
Minimalpreis zuzüglich etwaiger VBeriendungsipeien. Bon den noch hierüber erzielten 
höheren Berfaufspreifen ift die Bank verpflichtet, die Hälfte an die Mitglieder der 
Konvention abzugeben, und zwar pro rata der Lieferungen derjelben. Der Geld- 
oder Wertbetrag diefer Hälfte ift am Anfange jedes neuen Halbjahres für das vor- 
lebte Halbjahr von der Bank zu entrichten. Die andere Hälfte fällt der Bank als 
Gewinn zu. 

88. 

Die Zellſtoff-Bank iſt verpflichtet, dem geſchäftsführenden Vorſtande der Kon— 
vention jederzeit Einſicht in die über den An- und Verkauf von Holzzellſtoff der 
Konventionsmitglieder geführten Liſten, Bücher und Abmachungen zu geſtatten und 
auch deſſen Weiſungen in Bezug auf möglichſt gleichmäßige Beſchäftigung der Fa— 
briken der Mitglieder Folge zu geben. 


Rentabilitäts-Anſchlag einer Deutſchen Zellſtoff-Bank in Verbin— 
dung mit einer Deutſchen Zellſtoff-Konvention. 


Dem Statutenentwurf nad) ſoll das Aktienkapital der Deutſchen Zellſtoff-Bank 
in 10 Millionen Mark beſtehen, wovon aber nur erſt 5 Millionen Markt in 5000 
Stück Aktien zu 1000 Mark emittiert werden jollen. 

Es wird nun angenommen, daß von den deutichen Holzzellſtoff-Fabriken, welche 
zufammen jährlich ca. 1000 000 Metercentner (zu 100 Kilogramm) Iufttroden ge: 
dachten Holzzellftoff fabrizieren, eine Anzahl der Konvention (und infolge deſſen auch 
der Bank) beitritt, deren Fabriken neun Zehntel diefer Jahresproduftion erzeugen. 
Das find 900 000 Metercentner (zu 100 Kilogramm). 

Der Durchichnittäprei3 eines Metercentners jolcher Ware beträgt gegenwärtig 
ca. 25 Mark. Der Geldwert der Jahresproduftion der Fabriken der Konventions— 
mitglieder beläuft fich demnach zur Zeit auf 22500 000 Mark. 

Die Deutſche Zellſtoff-BVank ift nach dem Statut die alleinige Käuferin und 
Verkäuferin dieſes gefamten Holzzellſtoffs; fie muß alfo ihr Stapital von 3. 3. 5 000 000 
Mark I/smal im Jahre umfegen, um die Mittel zum Ankauf de3 Holzzellftoffs 
ftets rechtzeitig bereit zu haben. 

Es wird ferner angenommen, daß e3 durch die Regelung der Produftion einer: 
jeit3 und durch die Gentralifation des Verkaufs andererfeits der Deutichen Zellftoff: 
Bank gelinge, den Metercentner anftatt zu dem feftgeiehten Minimalprei3 von 
25 Mark zu dem Preiſe von 30 Mark (Fracht und Spejen extra gerechnet) zu ver: 
kaufen. Das bedingt eine Einnahme der Bank aus diefem Gefchäft allein von 
27 000 000 Marf. 

Von dem Mehrpreife von 5 Mark, wie von jedem andern über 25 Mark für 
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den Metercentner hinausgehenden Mehrpreiſe, muß die Bank den Konventionsfabriken 
die Hälfte abgeben; das ſind im vorliegenden Falle 2250000 Mark, die anderen 
2250 000 Mark fallen ihr als Bruttogewinn zu, aus welchen fie jämtliche Koſten 
zu deden Hat, die durch den Zuſchlag von 2 Mark für jeden Metercentner noch nicht 
gedeckt find. 

Selbft für den Fall, dab ſich dieſe Koften im Durchichnitt auf 1 Mark für 
den Metercentner, im ganzen alio auf 900000 Mark beliefen, würden der Bant 
immer noch 1350 000 Mark ala Reingewinn verbleiben. 

Der ftatutarifchen Beſtimmung nach ſoll diefer Gewinn wie folgt verteilt werden: 

1. Dem Rejervefonds find zuzuführen 5%. . 2.2.2. = 6750 Mt. 

Bleibt Neft 1232 500 Me. 
2. Hiervon find vorweg 5%o de3 Attienkapitals von 5000 000 


Mark ala Vordividende abzuſetzen = 250 000 
Bleibt Reſt 1032500 ME. 
3. Hiervon find zu gewähren: 
a. dem Auffichtsrat bis 7I/20io. == 77430 
b. der Direktion und den Beamten bis 121. 3— = 129 060 
e. den Aktionären ala Nachdividende 80%o —= 826 010 


Sa. 1350 000 Mt. 
Auf das Aktienkapital entfallen mithin 1076010 Mark Dividende, welche einer 
Kapitalrente von 21,52 Prozent entjpridt. 
Da die Konventionsfabrifen mit 3000 000 Mark an diefem Kapital beteiligt 
find, jo erhalten fie nod) 645 600 Mark Dividende. 
Diefe Fabriken haben mithin für ihre 900 000 Metercentner Holzzellftoff em— 
pfangen: 
ME. 22500 000 Einfaufspreis, 
2 250 000 Mehrpreis, 
- 150 000 Bordividende 
645 000 Nachdividende 


Sa. WE. 25 545 000, 
wa3 einem Durchjchnittsverfaufspreije von 23.39 Markt für 1 Metercentner entipricht. 

Daneben find dieſe Fabriken aber im Befite von 3000000 Mark Aktien, 
deren Kurs, bei jo guter Rentabilität, ſich wohl erheblich über pari ftellen dürfte. 

Ferner haben die Honventionsfabrifen das Bezugsrecht der Hälfte jeder Aftien- 
emiffion zum Parifurfe pro rata ihrer Beteiligung an der Gründung der Banf, ein 
Recht, welches ebenfalls mit der Zeit jehr wertvoll werden dürfte. 

Endlich erhöht fich der Wert der SKonventionsfabriten ſelbſt durch deren ge: 
fiherte und nunmehr lediglich auf die Fabrikation zu richtende Thätigfeit. 

Daß die Bank bei guter, vorfichtiger und jolider Leitung alle Anwartichaft hat, 
fi) einen ausgebreiteten Kunden: und Gejchäftsfreis zu erwerben, und dadurd) eine 
hohe Rentabilität zu fichern, unterliegt wohl feinem Zweifel. 

Selbft wenn es unter allen übrigen fich gleich bleibenden Umftänden nötig fein 
ſollte, das Aktienkapital der Bank auf 10000 000 Mark zu erhöhen, lediglich um das 
Holzzellftoffgeihäft ſchwunghaft zu betreiben, jo würde der Reingewinn der Bank 
immer noch eine Dividende von ca. 11,3 Prozent zulaffen, bei der Annahme, daß die 
Bank einzig und allein aus dem genannten Geſchäft ihren Nuben zöge. 

14* 
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IX. 


Das Rheiniſch-weſtfäliſche Kohlenfyndikat'. 
Von 


Arnold Steinmann-Buder. 


Die Vorgefchichte des Rheiniſch-weſtfäliſchen Kohlenſyndikats ift neuer— 
dings in einer geſchichtlich-kritiſchen Studie deg Bergaſſeſſors Sarter? dar- 
gejtellt worden, welche das Wefentliche der Vorgänge auf diefem wichtigen 
Gebiete gewerblicher Thätigfeit jachgemäß erörtert und erjchöpfende Mit- 
teilungen über die einzelnen Stufen der VBereinigungsbeftrebungen im Stein- 
fohlenbergbau Rheinland Weitialend bringt. 

Wie auf den meiſten Gebieten großgewerblicher Thätigfeit, jo knüpfen 
fih auch im Steinfohlenbergbau die eriten Verſuche zur Herbeiführung eines 
gemeinjchaftlichen Gejchäftsbetriebe8 an die wirtjchaftlichen Greigniffe der 


ı &3 war urfprünglich beabfichtigt, eine eingehende geichichtliche Darftellung der 
Vorgänge im rheiniich-weitfäliichen Steinfohlenbergbau, welche auf die Vereinigung 
der Zehen zur Feftftellung ihrer Erzeugung und ber Kohlenpreiſe abzielen, bem 
Sammelwerke des „Vereins für Socialpolitif” einzuverleiben. Nachdem jedoch die 
verbienftvolle Abhandlung de? Bergaſſeſſors Franz Sarter inzwiſchen erfchienen ift, 
fonnte auf die Ausführung jener Abficht verzichtet werden. Es muß genügen, an 
diefer Stelle Lediglich einen gedrängten Überblick über jene Vorgänge zu bringen. 
Wenn dabei bie legte Stufe ber bisherigen Einigungsverſuche, dag Rheiniſch- weft: 
fälifche Kohlenſyndikat, eingehender dargeftellt wird, jo ift dies durch deſſen Bedeu— 
tung für die Gegenwart und die nächte Zukunft begründet. 

2 Franz Sarter, Bergaffeffor: Die Synditatsbeftrebungen im niederrheiniſch— 
weftfälifchen Steinkohlenbezirke. ine geichichtlich-Eritiiche Studie In Conrad's 
Sahrbüchern, 1894, III. Folge, Bd. VII, I. Heft. 
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fiebziger Jahre, d. 5. auf die Zeit der zügellofen Wirtichaft folgt ein Beit- 
abjchnitt, welcher fich durch das Beitreben kennzeichnet, Ordnung in die 
gefamte Wirtſchaft und deren einzelne Gebiete zu bringen. Wenn davon 
geiprochen wird, daß die Förderung in den erjten fiebziger Jahren maßlos 
gefteigert worden ſei und daß ſich infolgedefjen eine Überproduftion ein- 
geitellt Habe, welche wiederum einen Drud auf die Preife auszuüben ver- 
mochte, der feinen Nuten mehr lieg — wenn ferner ala eine der Haupt» 
urfachen des gejchäftlichen Rüdganges die Zeriplitterung des Bergwerksbeſitzes 
und der Kampf auf Tod und Leben zwijchen den einzelnen Werken bezeichnet 
wird, jo find dies mur Umfchreibungen des Grundgedanfens, daß der Stein- 
fohlenbergbau als nationaler Wirtjchaftszweig und als Ganzes jchlecht ver- 
waltet worden ift. Damit fol nicht gejagt fein, daB im Gegenfaß zu jener 
ichlechten Verwaltung zur Zeit der zügellofen Wirtjchaft nun die Herrichaft 
des Syndifats als die jchlechthin gute Verwaltung gelten foll; wir haben 
e3 vielmehr auch Hier lediglich mit einer Stufe in der Entwidlung zur 
beiten und zweckmäßigſten Verwaltung zu thun; aber offenbar ift jene Zeit 
des zügellofen MWettbewerbes, der Zubußen und Anleihen, der Zerjplitterung 
des Bergwerksbeſitzes als eine niedrige Stufe der Verwaltung aufzufaflen, 
der gegenüber die fjpäteren Formen der Wirtichaft ala höhere Stufen zu 
bezeichnen find. Mit dem Syndikat iſt die lebte Stufe noch immer nicht 
erreicht. Es ift auch von unferer Zeit nicht zu erwarten, daß fie die Form 
fennt, welche diefer höchiten Stufe entjpricht; mur die Erwägung, daß bisher 
eigentlich noch fein Wirtjchaftsförper zu einer vom allgemein jtaatswirtichaft- 
lichen Gefichtäpunfte aus verftandenen Politik der Kohle gelangt ift, be— 
rechtigt zu der Annahme, daß es noch Höhere Formen der Verwaltung für 
die Kohle geben wird und daß mit der Bildung des Syndifats tiefgreifende 
Fragen der Staatöwirtfchaft, welche mit der Kohle zufammenhängen, noch 
nicht beantwortet find. 

Was die bisherigen Stufen der Bewirtichaftung und Verwaltung der 
Kohle Fennzeichnet, alfo auch namentlich alle Beitrebungen zur Bildung 
von Kohlenverfaufsvereinen und Syndilaten, das ijt ihre rein privatwirt- 
ihaftliche Eigenart. Sie richten ihre Aufmerkſamkeit ausſchließlich auf das 
Intereſſe des Bergwerkbefies, auf die Befeitigung des Wettbewerbes unter 
den einzelnen Befitern und die Erzielung eines höheren Ertrages, alfo im 
wejentlichen auf die Erhaltung und Sicherung der beitehenden Beſitzver— 
hältniffe. Es ift nur die Privatwirtichaft der getrennten Ginzelbetriebe in 
die Privatwirtichaft der vereinigten Ginzelbetriebe umgewandelt, und zwar 
der nur aus dem Gefichtspunft der privatwirtichaftlichen Intereſſen ver- 
einigten Einzelbetriebe. Die Vereinigung geht über diefe Interefjen nicht 
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hinaus, und im allgemeinen find die Kartelle über diefe Entwidlungzftufe 
hinaus noch nicht gelangt, auch auf anderen gewerblichen Gebieten. Bei 
den Kohlenverfaufsvereinen und -Syndikaten ift alleg, mas außerhalb der 
Feltfegung der Förderung und der Preife der Kohle jteht, jorgjältig ver— 
mieden; denn auch die gelegentlichen Verhandlungen mit anderen Kohlen— 
gebieten des In- und Auslandes oder mit einzelnen Gruppen der Kohlen- 
verbraucher gehen über diefen engeren Rahmen nicht hinaus. 

Die Verſuche zur Befeitigung der zunächjt empfundenen Übelftände, 
der Schwierigkeiten des Abſatzes und der ungünjtigen Preife, beginnen mit 
den Beitrebungen, der Kohle neue Abjakgebiete zu gewinnen. Schon im 
Jahre 1877 wurde zu diefem Zwecke von 23 Gas- und Flammenkohlen— 
zehen des Bochumer und Geljenfirchener Revier der Weitfälifche 
Kohlenausfuhrverein geichafften, dem Hauptjächlich die Aufgabe zu— 
kam, die englifche Kohle in den Nordjeehäfen zu befämpfen und auch die 
Oſtſeehäfen ſowie die öjtlichen Provinzen für die wejtfälifche Kohle zu ges 
winnen. Weder diefe Verſuche, noch die vom Staate bewilligten Aus— 
nahmetarife für die augzuführende Ruhrkohle waren imjtande, die Lage des 
Kohlendergbaues zu befjern. 

Gleichzeitig wurde aber auch verfucht, duch Einſchränkung der 
Kohlenförderung auf die Preisverhältniffe einzuwirken. Die exjte 
Übereinkunft diefer Art fällt in das Jahr 1877. Diejelbe war jedoch ihrer 
ungenügenden Schugmittel wegen unwirkſam. Es war nicht einmal eine 
Konventionalftrafe vereinbart. Es folgten nun nacheinander die Förder— 
fonventionen von 1880, 1881, 1885 und 1886, melche alle von furzer 
Dauer und geringer Einwirkung auf die Gejundung des Kohlenbergbaues 
waren, da fie nur die Förderung einzufchränfen juchten und die Feſtſetzung 
der Preife unterließen. Es wurde aber teilweife nicht einmal die Ein— 
ſchränkung der Förderung erzielt, da bei den niedrigen Konventionaljtrafen 
fich für viele Zechen ſelbſt bei Überjchreitung der zugebilligten Förderung 
noch ein Nuben ergab. 

Auch der Verſuch einer Regelung der Förderung mitteljt der Berg— 
gewerkichaitäfaffe im Jahre 1887 mißlang vollitändig, da das Oberlandes= 
gericht zu Hamm in jeinem Urteil vom 13. Dezember 1890 entichied, daß 
die Berggewerkſchaftskaſſe nicht befugt jei, eine außerordentliche Abgabe von 
denjenigen Zechen zu erheben, welche die von ihr feitgejeßte Förderungs— 
einſchränkung nicht einhalten. Das Scheitern dieſes Verſuches hatte ge= 
zeigt, daß die Einfchränfung der Förderung allein nicht genügt, um bie 
Marktlage der Kohle zu beſſern. 

Während diefe Maßregeln bethätigt worden find, jehlte es auch nicht 
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an Verſuchen, durch Vereinbarungen über die Preiſe dem Wett— 
bewerb ein Ende zu bereiten. Auch dieſe Bemühungen hatten nicht den 
erwarteten Erfolg, und nur die Vereinigung der Gasflammkohlenzechen ver— 
mochte fich bis in die neuere Zeit zu halten. 

Das Mikglüden der bisherigen Gemeinfchaftsunternefmungen hatte die 
Beteiligten nicht entmutigt, vielmehr gelehrt, daß die geftellte Aufgabe auf 
den bisher befchrittenen Wegen nicht gelöft werden fönne, daß vielmehr das 
Ziel nur zu erreichen ift, wenn auf jeite der Beteiligten fich ein tieferes 
Berftändnis der Gemeinschaftsaufgaben und ein größerer Opferfinn aus— 
bilden. Nachdem die TFörderfonventionen gejcheitert waren, wurde ſofort 
von den Einfihtigiten für die Aufklärung in diefem Sinne gewirkt und 
der gemeinjchaftliche Verkauf der Bergwerkserzeugniſſe in Verbindung mit 
der Regelung der Förderung unter fejten und jtrengen vertraglichen Ab— 
machungen befürwortet. Es fehlte dabei nicht an dem Verſuche, das ganze 
Kohlengejchäft den Händen einer Fapitaltftifchen Gruppe zu überantworten, 
zu welcher die Zechen in ein Abhängigkeitsverhältnis gejeßt worden wären. 
Auch Hierunter verſtand man die Regelung des Berfaufsgefchäftes, zu welcher 
wohl manche der notleidenden Zechen die Hand geboten hätten, wenn nicht 
inzwifchen die Gefchäftslage fich vorübergehend gebefjert hätte. Es war in 
diefem Falle ficherlih ein Glück für die Zechen, daß fie fich von jeder 
Schwanfung des Marktes fo leicht beeinfluffen ließen; denn diefe Befjerung 
hatte gerade genügt, um eine große Gefahr von dem Bergbau abzulenfen, 
die Gefahr nämlich, ala großes notleidendes Gewerbe einer Fapitaliftifchen 
Großmacht überantmwortet zu werden. 

Die Zechen waren zwar noch nicht reif für den ausgefprochenen großen 
Gedanken einer einheitlichen Regelung des Verkaufsgeſchäftes des ganzen 
niederrheinifch-weitjäliichen Bezirkes, aber eine der vielen MWellenbewegungen 
auf dem Kohlenmarkte veichte aus, um die erneute Inangriffnahme der Ber: 
einigungsverfuche im Jahre 1889 zu bewirken. Da aber das größere Ziel 
einer Vereinigung jämtlicher Zechen des Bezirks noch unerreichbar erjchien, 
jo begnügte man fi) mit gruppenweifen Vereinigungen, den jogenannten 
Verkaufsvereinen, die dann im Jahre 1890 in verjchiedenen Formen 
ing Leben traten, als eigentliche Vereine mit gemeinfchaftlicher Verkaufs— 
jtelle oder doch wenigitens einer Kontrollftelle unter Feſtſetzung von Mindeſt-— 
preifen und Feſtlegung der Fördermenge und Vereinbarung von Konventional- 
ftrafen (Verein Rheinifch-weitfäliicher Magerkohlenzechen, Ziegel: und Kalk— 
fohlenvereinigung, Grus- und Siebgrusfohlenvereinigung), — und ala Ber- 
faufsvereine in Berbindung mit von den beteiligten Zechenbefigern gebildeten 
und den Verkauf vermittelnden Aktiengeſellſchaften (Dortmunder Kohlen» 
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verkaufsverein, Bochumer Kohlenverkaufsverein, Eſſener Kohlenverkaufsverein, 
Steele-Mülheimer Kohlenverkaufsverein!, Koksſyndikat, Briquettverfaufg- 
verein). 

Von weittragender Bedeutung iſt die zuletzt erwähnte Form der Ver— 
kaufsvereine geworden, nicht weil die Gruppen, welche dieſe Form gewählt 
hatten, eine dauernde Geſundung des Marktes erzielten, ſondern weil die 
vertraglichen Grundlagen dieſer Vereine auf das ſpätere Rheiniſch-weſtfäliſche 
Kohlenſyndikat übertragen worden find. 

Der Übelitand, welcher den Derfaufsvereinen von Anfang an das 
Leben erjchtwerte, war die Trennung in Gruppen, welche den Wettbewerb 
zwiichen denjelben fortbeitehen Tief. Plan hatte gehofft, nachdem einmal 
eine Einigung innerhalb der Gruppen erzielt war, auch dieſe unter fich zu 
einem großen Verbande vereinigen zu können. Diefem Zwecke ſollte die 
jogenannte Gemeinschaft dienen, die im Jahre 1892 ins Leben trat. 
Diefelbe war jedoch von jo loderem Gefüge, daß die Abficht nicht erreicht 
wurde, die bei ihrer Gründung vorjchwebte, und jo wurden auch die 
Kohlenvereine nur zu einer Verſuchsſtation. Die Zechen waren num reif 
für den großen Plan eines niederrheinifch-weitfäliichen Syndikates, das denn 
auch im Februar 1893 gebildet wurde. Go Iehrreih war indefjen dieſe 
furze Verſuchszeit mit den Verkaufsvereinen, daß die Erkenntnis von der 
Zwedmäßigkeit der einheitlichen Regelung des Verkaufsgeſchäftes eine all— 
gemeine wurde, und daß man Jich alljeitig überzeugt Hatte, es fehle zum 
vollitändigen Gelingen nur noch die Verfchmelzung aller Zechen zu einer 
einzigen großen Vereinigung. 

Dieje Vereinigung bildet nun dasKheiniſch-weſtfäliſche Kohlen- 
Iyndifat. 

Die Grundlage desjelben bildet eine Aftiengefellichaft, deren 
Statut? fich in nichts unterfcheidet von demjenigen anderer Aktiengefellichaften. 
Dasjelbe trifft die üblichen Beitimmungen über Firma, Sit und Dauer 
der Gefellichaft, wobei als Ei Bochum und jpäter Efjen angegeben ift. 
Als Gegenftand des Unternehmens ijt der An- und Berfauf von Kohlen, 
Koks und Briquetts bezeichnet. Das Grundkapital beträgt 900 000 Mark 
und iſt eingeteilt in dreitaufend auf Namen lautende Aktien von je 300 Mk., 
deren Übertragung an die Einwilligung der Gejellfchaft gebunden ift. Zur 


I Sarter zählt ben Sieele-Mülheimer Kohlenverfaufäverein zu den Vereinen 
mit einer Kontrollftele, während thatjächlich diefer Verein ähnlich gebildet ift, wie 
der Dortmunder Kohlenverkaufsverein und für feinen Kohlenverfauf eine Aktiengeſell— 
ſchaft gebildet Hat. 

2 Siehe Anlage B. 
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Übertragung der Aktien ift demnach die Zujtimmung des Auffichtsrats und 
der Generalverfammlung erforderlich. Die weiteren Beitimmungen über die 
Drgane der Gejellichaft, Bilanz, Gewinnderteilung, Rejervefonds und Art 
der Bekanntmachungen zeigen durchaus Feine Eigentümlichkeit. 

Auffallen dürfte unter den vorjtehend Herborgehobenen Beftimmungen 
des Statut? der verhältnismäßig niedrige Betrag des Aktienkapital, das 
noch feine Million beträgt, während die Altiengefellichait doch die Aufgabe 
erhalten Hat, die jämtlichen Kohlen des Ruhrgebietes aufzufaufen und ums 
zufegen. Es möge hier erwähnt werden, daß die Aftiengejelichaft Weſt— 
fäliſches Koksſyndikat mit einem Aktienkapital von 400 000 Mark, die 
Aktiengeſellſchaft Steele-Mülheimer Kohlen-Verkaufs-Verein mit einem folchen 
von 100 000 Mark und die Aktiengefelihaft Dortmunder Kohlenverkauis- 
derein mit nur 80 000 Mark ausgeitattet worden waren. Offenbar war 
dag Aktienkapital jo niedrig bemeffen, weil es fich dabei nur um die Er— 
füllung einer gejeglichen Vorſchrift handelte, und bei dieſen Aktiengeſell— 
ichaften das Kapital nur eine nebenjfächliche Rolle fpieltee Das Wefent- 
liche war aber der Vertrag, welcher gleichzeitig mit Begründung der 
Aktiengeſellſchaft Rheiniſch-weſtfäliſches Kohlenſyndikat zwifchen diefer und 
den Zechenbefitern de Ruhrgebietes ſowie zwiſchen diefen letzteren unter» 
einander abgejchlofjfen worden war. Diejer Vertrag, welcher am 16. Fe— 
bruar 1893 abgejchloffen wurde, und durch den nachträglichen Beitritt der 
Gewertihaft Mont Cenis am 19. Februar 1893 in Wirkſamkeit trat, 
bildete da Eigentümliche an der Syndikatsbildung. 

As Zweck dieſes Vertrages ift bezeichnet: unter den Zechen für die 
Zufunft einen ungefunden Wettbewerb auf dem Kohlenmarkt auszufchließen 
und mit anderen beim Wettbewerb in Betracht kommenden Zechenbefiern 
und Bereinigungen ſoweit ala thunlich fejte Vereinbarungen über die Be— 
teiligung am Geſamtabſatz, jowie über Preife und Lieferungsbedingungen zu 
erreichen. Es ift alfo eine Verjtändigung auch mit anderen Koblengebieten 
beabfichtigt; da nun in diefen letzteren ähnliche Beitrebungen fich ſeit längerer 
Zeit geltend machen und teil® bereit? zur Anknüpfung von Berhandlungen 
gerührt haben, wie beifpielsweife zwiſchen den xheinifch = weitfältfchen und 
belgiſchen Kofzanftalten, jo dürften demnächjt auch internationale Ab— 
machungen zu erwarten jein. Indeſſen muß immer hervorgehoben werden, 
daß die Syndifatspläne auch jet jich noch ausſchließlich auf die Erzielung 
befjerer Preife und die Regelung des Verkaufsgeſchäfts befchränfen. 

Der Vertrag fucht nun dieſes Ziel durch folgende wejentliche Beſtim— 
mungen zu erreichen: 

Jeder Hechenbefiger verpflichtet fich, eine feiner Förderung entjprechende 
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Anzahl Aktien der Aktiengefellichaft Rheinifch-weitfäliiches Kohlen-Syndikat 
zu eviverben. Damit it die Ablicht zu erfennen gegeben, die Aftiengejell- 
Ichaft von fremden, außerhalb des Kohlenbergbaus jtehenden Elementen rein 
zu halten. 

Außer den oben erwähnten üblichen Organen der Aktiengejelichait 
find durch den Vertrag folgende weitere Organe geſchaffen: 

1. Die Berfammlungen der BZechenbejiter, welche be— 
ihlußfähig find, wenn 24 aller Stimmen vertreten find. Zur Teilnahme 
an den Zechenverfammlungen ijt nur der legitime Vertreter jeder Zeche oder 
bei deſſen Verhinderung ein mit Vollmacht ausgerüjteter Zechenbeamter 
befugt. Vertretung durch dritte Perfonen ift unitatthaft. Die Verſamm— 
lungen werden einberufen, wenn der Beirat dies für notwendig erachtet, 
oder wenn Zechenbefiter, die !/5 der Geſamtſtimmen vertreten, dies jchriit- 
lich beim Borftande des Syndikats beantragen. Das Protokoll der Ver— 
jammlungen, für deifen Unterzeichnung beftimmte Vorſchriften beftehen, hat 
für die Mitglieder unbedingt beweiſende Kraft. Der Berfammlung der 
Zechenbefiger liegt ob: 

a. die Ernennung des Beirat? (fiehe unten 2.), 

b. die Wahl der Mitglieder der Kommilfton zur Feftitellung der grund» 
(egenden Beteiligungaziffern (fiehe unten 3.), 

c. die Beichlußfaffung über etwaige, auf Vorſchlag des Vorjtandes auf 
fürzere oder längere Zeit einzuführende Fördereinſchränkung, 

d. die Feitjtellung der Abgabe und Entichädigung für Mehr- bezw. 
Minderabſatz, 

e. die Beſchlußfaſſung über Aufnahme neuer Mitglieder, 

f, die Feititellung des Aftienbefites der beteiligten Zechenbefiter. 

Über die Preife der Kohlen, Koks und Briquetts entjcheidet alſo die Ver— 
ſammlung der Zechenbefiger nicht, ebenjo nicht endgültig über die Beteili- 
gungsziffern. Nur in letterer Beziehung Hatten die Zechenbefiger injoferne 
einen Einfluß, ala in dem Bertrage Teitgefegt wurde, daß al3 Grundlage 
für die Beteiligung am Gejamtabja nah Wahl des Zechenbefigers die 
Förderung des Jahres 1891 oder des Jahres 1892 zu gelten habe. Strei— 
tigfeiten hierüber entfcheidet jedoch nicht die VBerfammlung der Zechenbefiker, 
fondern die unter 3. zu erwähnende Kommiſſion und in lebter Inſtanz der 
unter 2. erwähnte Beirat. Dat der Berfammlung die Entjcheidung über 
die Preife ſowie über Streitigkeiten in Bezug auf die Beteiligungsziffer 
entzogen ift, hat wohl feinen Grund in den Erfahrungen der früheren Ver— 
faufsvereine. Der Dortmunder Kohlenverfaufsverein hatte der Berfammlung 
der Zechenbefiter die generelle Feitiegung der Mindejtpreife und der Liefe— 
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rungsbedingungen, ſowie die Feititellung der Beteiligungsziffern eingeräumt. 
Es muß offenbar als zwedmäßig erfannt worden fein, diefe Befugniffe dem 
unmittelbaren Einfluß der Gefamtheit der Beteiligten zu entziehen und 
einer Eleinen Zahl von DVertrauengmännern zuzumetfen. 

2. Der Beirat ift eine dem Vorftand der Aftiengejellichaft bei- 
geordnete Behörde, welche einesteil3 diefem Ausjchuffe mit feinem Rate bei- 
äuftehen, andernteild in gewiſſen Fällen ala letzte Inſtanz zu entjcheiden 
hat. Jedem Zechenbefiter refp. jeder Gruppe von Zechen fteht das Recht 
zu, für eine Produftionsbeteiligung von je einer Million Tonnen je ein 
Mitglied zum Beirat, jowie einen Stellvertreter zu ernennen. 

Der Beirat ftellt die allgemeinen Grundjäße Hinfichtlich der Preis- 
beitimmung, jowie der Qualitäts- und Sortenbeſtimmungen feſt, nad 
welchen der Vorſtand der Aktiengeſellſchaft die Verfaufspreife und Verkaufs— 
bedingungen beitimmt. Die Preife und Berkaufsbedingungen werden alfo 
durch eine Gemeinjchaftsthätigkeit von Vorftand und Beirat feſtgeſetzt. Die 
Zechen haben dabei nicht mitzufprechen. Der Beirat beſchränkt ſich auf die 
allgemeinen Grundfäße, an die fich jedoch der Vorftand Halten muß; im 
Weſen iſt aljo der Beirat maßgebend, er überwacht die Preisbeftimmungen 
des Vorſtandes und erhebt Einjpruch gegen diefelben, wenn fie feinen Grund— 
lägen nicht entjprechen. 

Außerdem jteht dem Beirat die endgültige Entjcheidung zu in Streit— 
fällen über die Beteiligung am Geſamtabſatz, bei Nichteinhaltung der 
Lieferungsverpflichtung, bei Gewährung von Entſchädigungen im alle der 
Verfügung don Ausnahmepreifen und bei DVerfchulden nicht vorſchrifts— 
mäßiger Lieferung. 

Schließlich bejtimmt der Beirat die Höhe der Abzüge von den Monats— 
rechnungen, wenn jolche Abzüge zur Dedung der Geſchäftsunkoſten, der Ent- 
Ihädigungen jowie einer allfälligen Unterbilanz der Aftiengejellichaft not— 
wendig werben. 

3. Die Kommiffion zur Feititellung der Beteiligungs— 
Ziffern Hat die in ihrem Namen ausgebrüdte Aufgabe. Sie beiteht aus 
vier Mitgliedern, zwei Technifern, einem Kaufmann und einem PVorjtands- 
mitglied der Aftiengejellichaft. Es ift alfo dem technifchen Element ein 
mweitgehender Einfluß gefichert, weil es fich hier in den meiſten Fällen um 
rein technifche Fragen handelt. Aber auch dafür iſt gejorgt, daß feines der 
Mitglieder diefer Kommiffion im einzelnen Falle Beamter oder Aktionär 
oder Gewerke an der in Frage ftehenden Zeche ift. In diefer Richtung 
find bejtimmte Vorfchriften zu befolgen und auch dem Beirat Befugniſſe 
zur Ergänzung der Kommiffion erteilt. 
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In den vorſtehenden Mitteilungen iſt ſchon das Weſentliche über die 
Art und Weiſe der Regelung des gemeinſamen Verkaufsgeſchäftes gejagt. 
Zur weiteren Aufllärung muß jedoch noch einiges beigefügt werden. 

Der gemeinfame Verkauf erftredt fich auf die ganze Förderung 
von Kohlen, Koks und Briquetts; ausgejchloffen find nur die zu eigenen 
Sweden der Zeche erforderlichen Erzeugniffe, ferner die im Landdebit ab» 
gehenden Kohlen, Koks und Briquett3, ſoweit dadurch nicht benachbarte 
Werke in regelmäßiger Weiſe bedient werden, und ſchließlich die Deputat- 
fohlen für die Grubenbeamten, die Hausbrandfohlen für die Bergleute und 
die für mwohlthätige Zwede zu verfchenfenden Kohlen. Diefe Ausnahmen 
unterliegen jedoch der Kontrolle des Syndifate. 

Die Abmahung trat vom 1. März 1893 in dem Sinne in Kraft, 
dab von diefem Zeitpuntt an die Zechen jeden Auftrag und jede direkte 
Anfrage jofort dem Syndikat zu überweilen und diefem die Erledigung zu 
überlafjen Hatten. Nur die von den Zechen vor dem 1. März 1893 ein- 
gegangenen Lieferungsverpflichtungen Hatten dieſelben ſelbſt abzumideln. 
Diefe letztere Beſtimmung war von großem Einfluß auf die Geftaltung der 
eriten Wirkſamkeit des Syndikats und des Kohlenmarktes während diejer 
Zeit; aber fie war nicht zu umgehen, denn als die Bejtrebungen zur Bil- 
dung des Syndikats in weiteren Kreifen befannt wurden, bemühten fich 
die Händler und Verbraucher, von der damals beitehenden Verwirrung 
Gebrauch zu machen, indem fie fich für möglichjt lange Zeit die Lieferungen 
ficherten, jo daß die Zechen, welche an das Zuftandefonmen des Syndikats 
nicht geglaubt Hatten, mit ſchweren Lieferungsverpflichtungen in das Syndikat 
eintraten. Die freie Wirkſamkeit des Syndifats war hierdurch in der erjten 
Zeit feines Beſtehens jehr beſchränlt, um jo mehr, als auch den älteren 
Berfaufgvereinen, dem Kofafyndifat und dem Briquettverfaufsverein ähn— 
liche Zugejtändnifje gemacht werden mußten. Diejen Berkaufsvereinen ward 
jedoch die Pflicht überbunden, dem Rheinifch = weitfäliichen Kohlenſyndikat 
bi8 zum 1. März 1893 eine Aufitellung der bezüglichen Verträge einzu— 
reichen und bis zu deren Erledigung über die Ausführung derjelben monatlich 
zu berichten. Je näher die Abwicklung diejer alten Lieferungsverpflichtungen 
rückt, um fo freier wird die Thätigkeit des neuen Syndifates fich entwideln 
fönnen, dann werben aber auch die alten Verkaufsvereine überflüſſig ge— 
worden fein und die betreffenden Aktiengeſellſchaften fich auflöfen müſſen. 

In dem Bertrage ift noch die auffallende Beitimmung enthalten, daß 
der Borftand des Syndikats berechtigt jein joll, Kohlen, Koks und Briquetts 
auch von außerhalb de Syndifats ftehenden Zechen anzufaufen und zu 
verfaufen. Dieſe Beitimmung hat offenbar den Zweck, dem Vorſtand den 
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Ankauf von Kohlen ꝛc. derjenigen Zechen, welche dem Syndikat noch nicht 
angehören, zu ermöglichen, um auf diefe Weife den noch beitehenden Wett: 
bewerb dieſer wenigen Zechen zu jchwächen und diejelben an das Syndikat 
zu feſſeln. 

Eingehende Bejtimmungen enthält der Vertrag über die Beteiligung 
am Gejamtabjaß und die Regelung der Förderung. Hier ift 
nun die Thätigfeit dev Kommiffion zur Feſtſtellung der Beteiligungsziffern 
von Wichtigkeit. Wie ſchon mitgeteilt iſt, entjcheidet über allfällige 
Meinungsverfchiedenheiten zwijchen der Kommiſſion und den einzelnen 
Zechen endgültig der Beirat. Tür die durch die Lage des Marktes etwa 
bedingte Einfchränfung der Förderung ift vereinbart, daß eine gleichmäßige 
prozentuale Einjchränkung der Förderung durch Beichluß der VBerfammlung 
der Zechenbefiter erfolgt. Falls jedoch eine ſolche Einſchränkung wegen be— 
jtehender Verträge oder Qualität der Kohlen nicht gleichmäßig erfolgen 
fann, haben die Zechen, welche verhältnismäßig mehr zugewiefen erhalten, 
eine Abgabe zu zahlen, während die Zechen, deren Abja unter der Anteil 
ziffer tet, eine Entſchädigung erhalten. 

Daß die Feitjegung der Preife durch den Vorſtand nach den 
vom Beirat aufgeftellten Grundjäßen erfolgt, ift bereit3 angedeutet worden. 
Hier wäre nur Hervorzuheben, daß für den Fall von Ausnahmepreifen, 
welche infolge des Wettbewerbe von außerhalb des Syndikats jtehenden 
Zechen eingeräumt werden müſſen, den Liefernden Zechen Entjehädigungen 
gewährt werden, welche der Beirat zu genehmigen hat, die aber nicht höher 
jein dürfen, als der Unterjchied zwiſchen dem erzielten Preife und dem un— 
gefähren Durchichnittspreife im natürlichen Abſatzgebiet. 

AB Strafen find vorgefehen bei Berfäufen unter Umgehung des 
Syndikat? 50 Mark für jede Tonne, bei jonjtigen Übertretungen der Bes 
ftimmungen des Bertrages bis 1000 Mark für jede Übertretung. 

Der Vertrag ift auf 5 Jahre abgefchloffen worden und gilt für 
weitere 5 Jahre, wenn feiner der Bertragichließenden ein halbes Jahr vor 
Ablauf des Vertrages MWiderfpruch erheben follte. 

Dies find die wejentlichen Beſtimmungen des Vertrages, deſſen Einzel« 
heiten in dem in der Anlage A. abgedrudten vollftändigen Wortlaute ent- 
halten find. 

Die dem Syndikat beigetretenen etwa 100 Zechen vereinigen in fich 
eine Förderung don etwa 35 Millionen Tonnen oder etwa 94 %/o der Ge— 
jamtjörderung des rheinifch-wejtfäliichen Bezirks, während etwa 6°%/o außer- 
halb des Syndikat jich befinden. Da es von Wert ift zu willen, welche 
Zehen dem Syndikat fern geblieben find und welche Bedeutung diefelben 
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haben, ſo mögen dieſelben unter Angabe der Förderung hier aufgezählt 
werden. Es iſt zu unterſcheiden zwiſchen Zechen, welche ſich im Beſitze von 
Werken befinden, und Einzelzechen. 

I. Im Beſitz von Werken befindliche Zechen, ſogenannte Hüttenzechen: 


Förderung 1892 


II. Einzelzechen: 


.Weſthauſen 

. Bergmann . 

. Schöne Ausfit . 
. Friedlicher Nachbar 
. Alte Haaje. 
Modarn . 

Rabe . . 

. Hammerthal . 

. Johannesjegen 
10. Hermann 

11. Hoffnungsthal 
12. Hülfiepenbant . 
13. Piingftblume . 
14. Geduld . 


ER Su pom— 


Zonnen: 

1. Hörder Bergwerfs: und Hüttenverein: 

Hörder Kohlenwert . .» . : 2... 272 239 
2. Dortmunder Union: 

Glückauf Tiefbau - -» - : 222.0. . 212 727 

Karl Friedrich Erbftollen. . . . . . 108 616 
3. Manäfeldiche Gewerfichaft: 

ANGHBREED. 2. u a a a 304 160 
4. Bochumer Verein für Bergbau ꝛc.: 

Haſenwinkel..... 292 788 

Maria Anna und Steinbanf . ... 190333 

Der. Enaelöbıre: - » 2. 2... 68 619 
d. Friedrich Krupp: 

Summer su. on ana 667 715 

Sälzer und Neufad -» ».. 22... 257 206 
6. Gutehoffnungshütte: 

Ebel: ne 156 043 

Oberhauſen.. ae 901 122 

. Gewerfihaft Deuticher Kaifer: 
Deuticher Haider . . - 2-2 200. 326 437 


Zufammen 3758005 t. 


Tonnen 
124 472 
1936 
510 

100 639 


Übertrag 287 217 t. 
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Tonnen 

Übertrag 287 217 

15. Bernek. 28412 
16. Langenbrahm.. 222 773 
17. Prinz Friedrich . » .»- .» 17 689 
18. 0 13 709 
19. Riänbt . ..: 2. 0% 13 026 
20. Sofeph » » x 2... — 433 
21. Roland - «© - = » 2 2.106239 
22. Wieſche. 119 635 
23. Weitendte -. . : 2 20.» 187 716 


Zufammen 1056 859 t. 


Nun iſt zu bemerken, daß die Förderung der jogenannten Hüttenzechen 
zu etwa °s von den befigenden Werfen ſelbſt verwendet wird und nur 
ettiva der dritte Zeil, aljo etwa 1252668 Tonnen an den Markt gelangt. 
68 wird dies ſofort erflärlich, wenn man fich vergegenwärtigt, welches die 
Befiger diefer Hüttenzechen find. Es ift alfo nur mit diefen 1/4 Million 
Tonnen auf dem offenen Markt zu rechnen. Dabei darf wohl angenommen 
werden, daß die Befiber dieſer Zechen fi) in der Preisbildung an das 
Syndikat anfchließen werden. Was nun die Einzelzechen betrifft, jo Hat 
man es hier vorzugsweiſe mit ganz fleinen Zechen zu thun, die auf dem 
Kohlenmarkt kaum zu Bedeutung gelangen fünnen, und der Reft bildet 
einen jo £leinen Teil der Gejamtförderung, daß von Hier aus dem Syndikat 
wohl feine Werlegenheiten bereitet werden fkünnen. Dieſe Zechen werden 
froh fein müffen, wenn fie durch das Syndikat nicht lahmgelegt werden. 

Dem Syndikat jcheint alfo in jeinem engeren Gebiete eine Gefahr 
nicht erwachjen zu können, und es bleibt nur die Möglichkeit bejtehen, daß 
ihm durch die anderen Kohlenreviere Schwierigkeiten bereitet werden. Bis 
jetzt iſt wegen der noch kurzen Wirkjamfeit de Syndikats ein Urteil hier— 
über nicht möglich. Allem Anjchein nach wird zwiſchen den verjchtedenen 
Revieren ein Modus vivendi fich herausbilden, gerade fo wie ſich das 
Syndifat bereit? mit den Händlern und größeren Verbrauchern verftändigt 
hat. Auf die Verſuche in diefer Richtung wird fich die Thätigfeit des 
Syndikat zunächſt zu erjtreden haben, und es it höchſt unmwahrfcheinlich, 
daß die Leiter desjelben Gelegenheit finden werden, größeren wirtjchaft« 
lichen Aufgaben, welche mit der Bedeutung der Kohle jür den gejfamten 
Wirtſchaftskörper zujammenhängen, näher zu treten. Die Organe des 
Syndikats werden fich bemühen müffen, die Frift von fünf Jahren, welche 
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dem Syndikat vorerft gewährt it, jo auszunüßen, daß ihm eine größere 
Lebensdauer wird, die dann vielleicht auch weitergehenden Zielen gewidmet 
werden kann. 


Anlage A. 


Bertrag zwiſchen der Aftiengejellihaft Rheiniſch— 
Weſtfäliſches Kohlen-Syndifat und den nadjitehend 
genannten Zechenbeiitzern, ſowie zwiſchen den letzteren 

untereinander. 


Zwiichen der Aktiengeſellſchaft Rheiniſch-Weſtfäliſches Kohlenſyndikat 
einerſeits und den nachſtehend aufgeführten einzelnen Zechenbeſitzern (folgen 98 Firmen 
mit den Namen ihrer Vertreter) andererjeits, ift, um unter diefen für die Zukunft 
eine ungejunde Konkurrenz auf dem Kohlenmarkte auszuschließen und mit anderen 
bei der Konkurrenz in Betracht fommenden Zechenbefikern und Vereinigungen joweit 
als thunlich feite Vereinbarungen über die Beteiligung am Gejamtabja, jowie iiber 
Preife und Lieferungsbedingungen zu erreichen, der nachitehend in den $ 1 bis mit 
9 niedergelegte Vertrag geichlofien. 

Gleichzeitig verpflichten ſich die vertragichliegenden Zechenbefiber untereinander, 
wie im folgenden vorgeichrieben, zu Berfammlungen zufammenzutreten und fich in 
den nachftehend aufgeführten Fällen denjenigen Beſchlüſſen zu unterwerfen, welche in 
diefen DVerfammlungen der Zechenbefiter, für melche die unter A. aufgeitellten 
Normen gelten, mit Stimmenmehrheit gefaßt werden, jowie ferner den Beichlüffen 
des unter B. aufgeführten Beirat3 und der unter C. beitimmten Kommijfion zur 
Feſtſtellung der Beteiligungsziffern fich zu unterwerfen. Auch hat jeder Zechenbefiter 
eine jeiner Förderung entiprechende Anzahl Aktien dev Aktiengeſellſchaft Rheiniſch— 
Weſtfäliſches Kohlenſyndikat zu erwerben. 


A. Die Verfammlungen der Zechenbeſitzer 
finden nach Bedürfnis ftatt. Ob ein jolches Bedürfnis vorliegt, enticheidet der Beirat 
des Rheinische MWeitfälifchen Kohlenſyndikats. Auherdem iſt eine Verſammlung der 
Zechenbefiger jofort einzuberufen, wenn Zechenbejiber, welche "5 der Gejamtftimmen 
vertreten, dies jchriftlich beim Vorſtande des Syndilats beantragen. 

In den Zechenverfammlungen hat jeder Zechenbefiger für je volle 10 000 Tonnen 
jeiner feſtgeſetzten Beteiligungsziffer eine Stimme, 

Die Zechenverjammlungen find beichlußfähig, wenn % aller Stimmen ver: 
treten find. Erweiſt fich eine Berfammlung als nicht beichlußfähig, fo ift in dev 
ipäter vorgeichriebenen Weiſe jofort eine neue Verfammlung zu berufen, welche als— 
dann ohne Rückſicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen beichlußfähig ift. Dies 
muB jedoch in der zweiten Einladung ausdrüdlich angegeben werden. 

Schriften LX. — Kartelle 1. 15 
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Den Borfit in den Verfammlungen der Zechenbefiter führt der Vorfibende des 
Beirats oder deſſen Stellvertreter, oder im Falle der Behinderung beider ein von 
der Verſammlung zu wählender Vorfikender. 

Zur Teilnahme an den Zechenverlammlungen ift nur der legitime Vertreter 
jeder Zeche oder bei deilen Verhinderung ein mit Vollmacht ausgerüfteter Zechen- 
beamter befugt. Vertretung durch dritte Perionen ift unftatthaft. 

Die Verfammlungen der Zechenbeitter find durch den Vorftand des Nheinijch- 
Meftfälifchen KHohleniyndifats anzuberaumen und ift zu denfelben jedes Mitglied 
unter Mitteilung der Tagesordnung mit mindeſtens dreitägiger Friſt durch ein: 
gejchriebenen Brief zu laden. 

Als Friftanfang gilt der Tag der Abjendung des Briefes, und bildet hierfür 
die Beicheinigung der Portanftalt vollgültigen Beweis. 

Die Verfammlungen der Zechenbefiker finden ftatt am Sitze des Rheiniſch— 
Weſtfäliſchen Kohleniyndifats oder an einem vom Beirat zu beftimmenden Orte. 

Der Vorſitzende eröffnet und jchließt die VBerfammlungen, ernennt zwei Stimm: 
zähler und leitet die Verhandlungen. 

Über die Verhandlungen wird ein Protofoll aufgerommen, welches von dem 
Vorfitenden, den Stimmzählern und denjenigen Mitgliedern, welche die wünfchen, 
zu unterzeichnen ift. Dem Protokoll ift ein dem Vorſitzenden als richtig beicheinigtes 
Verzeichnis der anweſenden und vertretenen Mitglieder nebft deren Stimmenzahl 
beizufügen. 

Jedem Mitgiiede wird eine Abichrift des Protofoll3 zugeftellt. 

Die Protokolle haben für die Mitglieder unbedingt beweifende Kraft. 

Die Befugniſſe der Berfammlungen der Zechenbefißer find, ſoweit darüber nicht 
vorstehend und nachftehend befondere Beftimmungen getroffen find, folgende: 

1. Ernennung des Beirats, 

2. Wahl der Mitglieder der Kommiffion zur Feſtſtellung der grundlegenden 
Beteiligungäziffern, 

3. Beſchlußfaſſung über etwaige auf Vorichlag des Vorftandes auf kürzere 
oder längere Zeit einzuführende Fördereinſchränkung, 

4. Feſtſtellung der Abgabe und Entjchädigung für Mehr- bezw. Minder- 
abſatz, 

5. Beſchlußfaſſung über Aufnahme neuer Mitglieder, 

6. Feſtſtellung des Attienbeſitzes der beteiligten Zechenbeſitzer. 


B. Der Beirat. 


Jedem Zechenbefiker veip. jeder Gruppe von Zechen fteht das Recht zu, für 
eine Produftionzbeteiligung von je einer Million Tonnen je ein Mitglied zum 
Beirat, ſowie einen Stellvertreter zu ernennen. 

Die Mitglieder des Beirats bezw. deren Stellvertreter find alljährlich in der 
erften Verſammlung der Zechenbefiter zu ernennen und zwar nur aus Mitgliedern 
von Zechenverwaltungen der Beteiligten. 

Der Beirat ift berechtigt, zur Erledigung einzelner ragen Ausſchüfſe zu er: 
nennen, im übrigen regelt er jeine Geichäftsführung jelbft. 
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C. Die Kommiſſion zur Feſtſtellung der Veteiligungsziffern. 


Die Kommiſſion befteht aus vier Mitgliedern, zwei Technifern, einem Kaufmann 
und einem Mitgliede des Vorſtandes des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats; die 
erfteren werden alljährlich in doppelter Zahl, aljo vier Techniker und zwei Kauf: 
leute, von der Verſammlung der Zechenbefißer gewählt. — cfr. A. 2. — 

Scheidet ein Mitglied während der Funktionsperiode aus, fo erwählt die Ver: 
jammlung der Zechenbefiger für den Reit derielben ein anderes. 

Die Mitglieder, welche an der Enticheidung teilzunehmen haben, werden vom 
Beirate nach dejien beitem Grmeilen für jeden einzelnen Fall jo gewählt, daß die— 
jelben weder als Beamte noch als Aktionäre oder Gewerfen an der intereflierten 
Zeche beteiligt find. 

Sofern die Kommiffionsmitglieder leßteren Bedingungen in einem Falle nicht 
in genügender Zahl entiprechen jollten, jo jteht dem Beirate das Recht zu, hierfür 
andere Mitglieder zu berufen. 

Die Kommiſſion faht ihre Beichlüffe mit Stimmenmehrheit, bei Stimmen: 
gleichheit enticheidet der Vorfiende des Beirats. 


Gemeinſamer Berfauf und Ausnahmen Dabon. 


sl. 

Soweit nicht durch die im der Schlußbejtimmung vorgejehenen Übergangs: 
beftimmungen Anderungen borgejehen werden, verfaufen vom 1. März 1893 an bie 
Eingangs des Vertrages aufgeführten Zechenbefiker ihre gefamten Produkte an 
Kohlen, Koks und Briquett3 dem Rheinifch-Weftfälifchen Kohlenſyndikat, welches da— 
gegen die Verpflichtung der Abnahme und des Weiterverfaufs diefer jämtlichen Pro: 
dukte nach Mahgabe der feitgeftellten Beitimmungen übernimmt. 

Ausgeichloifen von diefem Verkaufe find: 

a. die zu eigenen Zweden, 3. B. Seifelfeuerung zc., jowie zum Betriebe 
eigener Werke als Stofereien, Briquettfabrifen, Ziegeleien, Salinen u. ſ. w. 
erforderlichen Kohlen, Koks und Briquetts, 

b. die im Landdebit abgehenden Kohlen, Koks und Briquett3, joweit nicht 
dadurch benachbarte Werke in regelmäßiger Weije bedient werden, 

c. die Deputatlohlen für die Grubenbeamten, die Hausbrandfohlen für die 
Bergleute und die für wohlthätige Zwede zu verichenfenden Kohlen. 


Die vorftehend unter a, b und c aufgeführten Kohlen, Koks und Briquetts unter: 
liegen in Anfehung ihrer Mengen der Kontrolle des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlen: 
iyndifats; fie find demjelben bis zum 5. des der Abgabe folgenden Monats ziffer: 
mäßig aufzugeben und kommen auf die Beteiligungsziffer in Anrechnung; Die 
Feitftellung des Preifes für die im Landdebit abgehenden Kohlen unterliegt der Ge: 
nehmigung des Vorftandes des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats. 

Die fontrahierenden Zechenbefiger verpflichten fich, vom 1. März 1893 an und 
während ber Dauer diejes Vertrages ſich jeden Verkaufs von Kohlen, Koks und Bri- 
quett3, foweit nicht in den folgenden Beftimmungen ausdrücklich Ausnahmen vorgefehen 
find, zu enthalten, vielmehr jeden bei ihnen einlaufenden Auftrag und jede Direkte 
Anfrage fofort an das Rheiniſch-Weſtfäliſche Kohlenſyndikat zu überweifen und 
diefem die Erledigung zu überlaffen. Das Rheiniſch-Weſtfäliſche Kohleniyndifat hat 
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aber das Recht, die Mitwirfung eines jeden der Zechenbefiter zum Abſchluß eines 
Vertrages oder zur Beilegung von Differenzen in Anipruch zu nehmen. 

Die vor dem 1. März 1893 ſeitens der vertragichließenden Zechen direkt ein— 
gegangenen Lieferungsverpflichtungen haben die Zechenbejiker jelbit abzumideln. 

Dies betrifft auch das Verhältnis zum Koksſyndikat und zum Briquett:Verfaufs: 
verein, jo lange dieje genannten Geſellſchaften beftehen, jedoch verpflichten fich die: 
ielben, dem Rheinische Weitfälifchen KHohleniyndifat jpäteftens bis zum 1. März 1893 
eine Aufftellung diefer Verträge einzureichen und bis zu deren Grledigung vor dem 
5. eined jeden Monats die in dem verfloftenen Monat zur Ablieferung gelangten 
Mengen anzugeben; dieſe Angaben find ebenfalls der Kontrolle des Rheinisch- Weft: 
fäliichen Kohleniyndifats unterworfen und fommen die bezüglichen Mengen auf bie 
Anteilziffern in Anrechnung. 

Außerdem find die Zechenbefiter verpflichtet, über die Kohlenförderung, ſowie 
über die Erzeugung an Koks und Briquett3 bezw. deren Abjat und Verbrauch die vom 
Vorftande verlangten Nachweifungen in den von demjelben beftimmten Friſten einzu— 
reichen. 

Dem Vorſtande des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats ſoll es geftattet 
ſein, Kohlen, Koks und Briquetts auch von außerhalb des Syndikats ſtehenden Zechen 
anzukaufen und zu verkaufen. 


Beteiligung der kontrahierenden Zechen am Geſamtabſatz und 
Regelung der Förderung bezw. Broduftion. 


‘2 

As Grundlage für die Beteiligung am Gefamtabfat gilt nah Wahl d:3 
Zechenbeſitzers die Förderung bes Jahres 1891 oder des Jahres 1892, 

Für den Fall, dat eine Zeche während dieſer Zeit von einer Betriebsftörung 
betroffen war, gilt diejenige Förderung bezw. Produktion als Grundlage, welche die 
Zeche unter normalen Verhältnifien zu jener Zeit erreicht haben würde. 

Neuen Schachtanlagen oder folchen, welche eine normale Förderung noch nicht 
erreicht Haben, joll geitattet fein, ein Quantum von 400 Tonnen pro Arbeitstag und 
Förderſchacht zu fördern, wobei Toppelichächte als zwei Anlagen anzufehen find. 

Darüber, welche Schachtanlagen eine normale Förderung noch nicht erreicht 
haben, enticheidet auf Antrag der betreffenden Zechenbeſitzer die unter C gedachte 
Kommiſſion. 

Will ein Zechenbeſitzer mit einem größeren Quantum an dem Geſamtabſatz be— 
teiligt fein, jo hat er dies 6 Monate vorher dem Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlen— 
ſyndikate anzuzeigen. 

Für die erfte Beteiligung kann jedoch ein bezüglicher Antrag ſchon beim Ab: 
ſchluß bes Vertrages geftellt werden. Geftatten die Abjatverhältnifie nah Anficht 
de3 Voritandes die Produftionsvermehrung ohne eine allgemeine Herabſetzung der 
Beteiligung am Ablage nicht, io erfolgt die Feſtſetzung durch die unter C gedachte 
Kommiſſion. 

Bei ihrer Entſcheidung hat die Kommiſſion nicht nur die techniſche Möglichkeit 
der Produftionsvermehrung, fondern auc die Gejamtlage der Zeche, jowie die Ver: 
hältniffe des Kohlenmarftes in Betracht zu ziehen. 


Das Rheiniſch-weſtfäliſche Kohlenſyndikat. 229 

Dieſe Kommiſfion entſcheidet auch in Streitfällen über die normale Förderung 
im Jahre 1891 bezw. im Jahre 1892. 

Gegen dieſe Enticheidungen fteht binnen 14 Tagen nad) deren mittelft ein: 
geichriebenen Briefe? zu erfolgenden Zuftelung ſowohl dem Zechenbefiker, ala auch 
dem Borftande de3 Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohleniyndifates der Rekurs an den 
Beirat zu. Letzterer entjcheidet endgültig. 

Die auf diefe Weiſe feitgeftellte Beteiligung am Geſamtabſatz ift maßgebend von 
dem fefigefeßten Termine ab. Der Zechenbefiber ift aber andererjeits zu entiprechender 
Lieferung verpflichtet, falls er nicht mit mindeftens vierwöchentlicher Frift beim Vor: 
ftande des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats eine Verminderung feiner Anteil: 
äiffer beantragt hat. Dieſem Antrage hat der Borftand Folge zu geben. 

Wer auf Grund der im Abjat 3 geftatteten Fördermengen die Förderung er- 
böhen oder eine neue Anlage in Förderung treten Laffen will, hat mindeitens 3 Mo: 
nate vorher dem Borftande die beanfpruchte Tagesförderung anzugeben und ift 
aladann zur Lieferung verpflichtet. 

Mer feiner Lieferungsverpflichtung durch eigene Schuld nicht nachkommt, kann 
von dem Borftande des Rheiniſch-Weſtfäliſchen KHohlenigndifats zu einer Strafe 
herangezogen werden, welche für das erite Geichäftsjahr auf ME. 2,— je Tonne der 
nicht gelieferten Mengen feitgeftellt wird. 

Für jedes folgende Geichäftsjahr erfolgt die Feſtſtellung der Strafe durch 
Beichluß der Generalverfammlung der Zechenbeiiker. 

Im Falle des Widerſpruchs entjcheidet die Kommiſſion unter Zulaſſung des 
Rekurſes an den Beirat, welcher endgültig enticheidet. Widerſpruch und Rekurs 
müſſen bei Verluft dieſer Rechtsmittel binnen 14 Zagen nad) Zuftellung ber betr. 
Entſcheidungen erfolgen; zur Zuftellung genügt die Überjendung in eingefchriebenem 
Briefe. 

Tall die Lage des Marktes eine Einſchränkung der gefamten Produktion be: 
dingt, jo Hat eine gleichmäßige prozentuale Ginichränfung der Förderung dur 
Beihluß der Verfammlung der Zechenbefißer zu erfolgen. 

Soweit dieje Einſchränkung wegen beftehender Verträge oder Qualität ber 
Kohlen nicht cleihmäßig erfolgen kann, haben diejenigen Zechen, welche ein größeres 
Abjabquantum zugewiejen erhalten, eine Abgabe von dem Mehrauantum an bas 
Rheiniſch-Weſtfäliſche Kohlenſyndikat zu zahlen, wohingegen diejenigen Zechen, deren 
Abſatz unter ber Anteilziffer bleibt, für den Minderabſatz eine Entichädigung von 
dem Rheiniich-Weitfäliichen Kohlenſyndikate erhalten. 

Lebteres gilt auch dann, wenn eine Einschränkung der Förderung nicht be— 
ſchloſſen ift. 

Die Höhe der Abgabe, ſowie der Entichädigung foll alljährlich in der erjten 
Verfammlung der Zechenbeiißer feitgeftellt werden. 

Mehrere Schachtanlagen, welche einer Gejellichaft angehören, werden in Bezug 
auf Feititellung der Beteiligungsziffern als ein Ganzes betrachtet. 

Berfaufsvereine können diefelben Rechte in Anspruch nehmen, haben indes bis 
zur erften Verſammlung der Zechenbeiiter in jedem Geihäftsjahr in diefer Hinficht 
fich zu erklären. 

Eine nad) Abiat 3 geftattete oder ſonſt zugebilligte Produftionsvermehrung f für 
eine Schachtanlage joll jedoch nur insofern zu Recht beftehend fein, als fie aud) 
wirklich auf der betreffenden Schachtanlage erreicht wird. 
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Feſtſetzung der Preiſe und Lieferungsbedingungen, ſowie Begleichung 
der Rechnungen. 


83. 

Das Rheiniſch-Weſtfäliſche Kohlenſyndikat tritt den beteiligten Zechenbeſitzern 
gegenüber als Selbſtkäufer auf und ergiebt ſich der Kaufpreis in Gemäßheit der Be— 
ſtimmungen des $ 5. 

Etwa eintretende Verluſte hat das Rheiniſch-Weſtfäliſche Kohlenſyndikat zu 
tragen. 

—84. 

Der Vorſtand des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats beſtimmt die Ver— 
kaufspreiſe und Verkaufsbedingungen, hat jedoch hierbei die allgemeinen Normen zu 
beachten, welche der Beirat hinſichtlich der Preisbeſtimmung, ſowie Qualitäts- und 
Sortenbeſtimmungen als Richtſchnur aufitellt. 

Bei Lieferungsverträgen von mehr als einjähriger Dauer iſt die Zuſtimmung 
der betreffenden Zeche einzuholen. 

85. 

Bei den im natürlichen Abſatzgebiet gethätigten Geſchäften, wo fein aus— 
wärtiger fremder Wettbewerb für die Preisfeititellung mitwirfend ift, ift der erzielte 
Preis, d. i. Erlög — mit dem in $ 6 gedachten Abzuge — den liefernden Zechen 
unverfürzt zu übermweifen und zwar im der Regel auf die Dauer des betreffenden 
Lieferumgsvertrages, wenn lebterer ausichlieglich für bejtimmte Zechen gethätigt ift. 

Auf Abſchlüſſe dagegen, welche im Wettbewerb gegen außerhalb des Rheiniſch— 
Weſtfäliſchen Kohlenſyndikates ftehende Zechen gethätigt werden und für welche event. 
Ausnahmepreife eingeräumt werden müjfen, follen nach Yage des Falls angemefjene, 
von dem PVorftande nad eingeholter Genehmigung de Beirats feftzufegende Ent: 
ihädigungen den liefernden Zechen gewährt werden, und zwar höchitens der Unter: 
ſchied zwifchen dem erzielten Preife und dem ungefähren Durchichnittspreife aus den 
Geichäften im natürlichen Abjaggebiet für gleiche oder entiprechende Qualität bezw. 
Sorte. Selbjtverftändlich findet auch hier der in $ 6 gedachte Abzug ftatt. 

Jeder Zechenbefiber ift allein für die gute und vorichriftsmäßige Lieferung der 
von dem Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohleniyndifate angefauften Mengen bezw. Sorten 
verantwortlich; ex trägt alle Koften allein, welche durch Lieferung Schlechter oder uns 
genügender Qualität oder durch ein jonftiges Verſehen bei Ausführung der Lieferung 
jeinerjeit3 verurfacht werden. Die Enticheidung darüber, ob eine folche Verſchuldung 
vorliegt, hat der Vorftand des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats, welcher fich 
in jedem Falle genau zu informieren hat, zu treffen. Gin Refurs hiergegen beim 
Beirat ift zuläffig, lebterer enticheidet jedoch endgültig. 

Die von den Zechenbefitern monatlich zu erteilenden Rechnungen über gelieferte 
Kohlen, Koks und Briquetts find jeitens des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats 
bi3 zum 20. des der Lieferung folgenden Monats zu begleichen. 


Aufbringung der Geichäftskoiten. 


$ 6. 
Zur Deckung aller Geichäftäfoften und vorgenannter Entichädigungen ſowie 
einer etwaigen Unterbilanz des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohleniyndifats wird ein 
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gleichmäßiger prozentualer Abzug von den Monatsrechnungen vorgenommen, deſſen 
Höhe der Beirat auf Vorſchlag des Vorſtandes des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlen— 
ſyndikats nach Bedarf feſtſtellt. 


Strafen. 
87. 

Falls einer der fontrahierenden Zechenbefiger entgegen der Beftimmung des 
$ 1 diejes Vertrages Kohlen, Koks und Briquetts direft (aljo unter Umgehung des 
Rheiniich » Weftfäliichen Kohlenſyndikats) verkauft, jo hat derfelbe au das Kohlen: 
ſyndikat eine Konventionalftrafe von fünfzig Mark für jede Tonne zu entrichten. 


88. 

Wegen ſonſtiger Übertretungen der Beſtimmung dieſes Vertrages verpflichtet 
fich jeder der kontrahierenden Zechenbeſitzer, an das Rheiniſch-Weſtfäliſche Kohlen: 
ſyndikat eine Konventionalſtrafe von 1000 Marf für jeden Kontraventionsfall zu 
zahlen. Die Strafe wird durch den Beirat verhängt, gegen deſſen Entſcheidung 
binnen 14 Tagen nach der Zuſtellung der Rekurs an die Verſammlung der Zechen— 
beſitzer zuläſſig iſt. 

Der Rekurs iſt bei dem Vorſitzenden des Beirats einzureichen. Der Verſamm— 
lung der Zechenbeſitzer fteht außerdem das Recht zu, unter befonderen Umftänden bie 
Strafe bis auf ME. 100,— für jeden Übertretungafall zu ermäßigen. 

Die Zuftelung erfolgt mittel3 eingejchriebenen Briefe. Die Zahlung ber 
Konventionalftrafen ($ 7 u. 8) hat jofort nach Aufforderung zu erfolgen. 

Im Weigerungsfalle ift der Vorſtand des Rheiniſch-Weſtfäliſchen Kohlen: 
ſyndikats berechtigt, die Strafen an den NRechnungsbeträgen der betreffenden Zechen: 
befißer zu fürzen. 

Neben der Konventionalftrafe fann das Rheiniſch-Weſtfäliſche Kohleniyndifat 
auch Erjak des entitandenen Schadens beanipruchen. 


Dauer des Vertrages. 


9. 

Diejer Vertrag wird, mit dem 1. März 1893 beginnend, auf die Dauer von 
5 aufeinander folgenden Jahren abgejchloifen mit der Mahgabe, dab, falls feiner der 
Kontrahenten Ye Jahr vor Ablauf des Vertrages Widerfpruch erheben jollte, diejer 
Vertrag ala auf weitere fünf Jahre gefchloffen gelten ſoll. 

Falls eine Verlängerung oder Erneuerung des Vertrages nicht ftattfinden jollte, 
find die etwa über die Dauer des Vertrages hinaus laufenden Geſchäfte durch das 
Rheiniſch-Weſtfäliſche Kohlenfyndifat nad) Maßgabe des vorliegenden Bertrages 
abzuwideln. Nach Möglichkeit joll jedoch die Abwicklung durch die Beteiligten 
direft erfolgen. 


Schlußbeſtimmung. 
8 10. 
Der erſten Hauptverſammlung der Zechenbeſitzer bleibt die Beſchlußfaſſung über 
notwendige Übergangsbeftimmungen und deren Ausführung vorbehalten. 
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S II. 

Dieſer Vertrag ſoll als nicht geſchloſſen gelten, falls bis zum 20. dſs. Mts. 
mittags 12 Uhr die Gewerkſchaft Mont Cenis bei Herne dieſem Vertrage nicht 
beigetreten iſt und dieſe Beitrittserklärung zu Händen des Herrn Direktor Unckell 
zu Dortmund nicht vorliegt. 


Dortmund, den 16. Februar 1893. 


Aktien-Geſellſchaft Rheiniſch-Weſtfäliſches 
Kohlen-Syndikat. 
G. Frielinghaus. H. Pieper. 
(Folgen die Unterſchriften der Einzelkontrahenten.) 


Wie dies vorſtehend in Paragraph 11 vorgeſehen iſt, tritt hiermit die Gewerk— 
ſchaft Mont Cenis zu Sodingen bei Herne dem Rheiniſch-Weſtfäliſchen 
Kohleniyndifate und vorftehendem Vertrage überall bei. 

Dortmund, den 19. Februar 1893. 


Gewerkſchaft Mont Cenis. 
Der Grubenvorſtand: 
Wilh. Kraufs. H. Pieper. Mertens. Carl Wahlen. E. Weynen. 
(Folgen notarielle Beglaubigungen.) 


Anlage B. 


Perhandelt zu Dortmund im Römſchen Kaifer am neunten Februar Achtzehn: 
hundert drei und neunzig. 


Von mir, dem zu Dortmund wohnenden und für den Bezirk des Königlichen 
DOberlandes-Gerichted zu Hamm angeftellten Königlich Preußifchen Notar, Rechts: 
anwalt Wilhelm Kramberg, dem, wie derjelbe hiermit verfichert, feined der Wer: 
hältniffe entgegenfteht, welche von der Teilnahme an diejer Verhandlung nach den 
Paragraphen fünf, ſechs, fieben und neun des Gefehes vom elften Juli achtzehnhundert 
fünf und vierzig über da3 Verfahren bei Aufnahme von Notariat3: Inftrumenten 
ausſchließen, erſchienen von Perſon und als verfügungsfähig bekannt: 

1. der Bergwerksdirektor Herr Ignatz Reuſcher zu ückendorf, 
2. der Prokuriſt Herr Wilhelm Redemann zu Dortmund, 
3. der Bergwerksdirektor Herr Anton Unckell zu Dortmund, 
4. der Bergwerksdirektor Herr Gotlieb Melcher zu Dortmund, 
5. der Generaldirektor Herr Reinhard Effertz zu Königsborn. 
Dieſelben erklärten: 
Wir beabſichtigen die Gründung einer Aktien-Geſellſchaft unter der Firma: 


„Rheiniſch-Weſtfäliſches Kohlen-Syndikat“ 
mit dem Sitze zu Bochum und ſtellen im nachſtehenden den Geſellſchaftsvertrag wie 
folgt feſt: 
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Geſellſchafts-Vertrag (Statut) der Aktien-Geſellſchaft 
Rheiniſch-Weſtfäliſches Kohlen-Syndilkat. 


Firma, Sit und Dauer der Geſellſchaft. 
8S I. 
Die Aktien-Geſellſchaft führt die Firma: Rheiniſch-Weſt fäliſches Kohlen— 
Syndikat und hat ihren Sitz in Bochum. 
Das Geſchäftsjahr läuft vom 1. Januar bis 31. Dezember. 


Gegenſtand des Unternehmens. 


82. 
Gegenſtand des Unternehmens iſt der An- und Verkauf von Kohlen, Koks und 
Briquetts. 


Grundkapital und Aktien. 
83. 

Das Grundfapital beträgt neunhunderttaufend Mark und ift eingeteilt in drei— 
taufend auf Namen Iautende Aktien von je dreihundert Mark, deren Übertragung 
an die Einwilligung der Gejellichaft gebunden: ift. 

Zur Übertragung der Aktien ift daher die Zuftimmung des Auffichtärats und 
der Generalverfammlung erforderlich und bedarf zu ihrer Gültigkeit einer die Perſon 
des Erwerber? bezeichnenden, gerichtlich oder notariell beglaubigten Erklärung. 

Die Namen der Aftien-Befiker werden in das Aftienbuch eingetragen. 
S 4. 

Sind Aktien verloren gegangen oder vernichtet, jo ift deren Aufgebot im Ge: 
richtöftande der Gefellichaft nachzufuchen. Erſt nad erfolgtem Aufgebot erfolgt die 
Ausfertigung und Ausreichung einer neuen Aftie. 


Drgane der Geſellſchaft. 


8 5. 
Drgane der Geiellichaft find: 
a. der Vorſtand, 
b. der Auffichtärat, 
c. die Generalverfammlung. 


Boritand. 


S 6. 
Der Vorftand befteht aus zwei oder mehreren Mitgliedern, welche von dem 
Aufſichtsrat beftellt werden. 
Die Zeichnung für die Gejellichaft geichieht rechtägültig unter deren Firma mit 
der Unterfchrift zweier Mitglieder des Vorftandes oder eines Vorftandsmitgliedes 
und eines Profuriften. 
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Auffichtsrat, 
8 7. 

Der Auflichtsrat befteht aus neun Mitgliedern und wird (abgeiehen vom erften 
Auffichtsrate) in der Generalverfammlung für die Dauer von vier Jahren gewählt. 
Altjährlich bei Gelegenheit der ordentlichen Generalverfammlung jcheiden drei Mit: 
glieder aus. Im Anfang werden die Namen der Ausfcheidenden durch bag Los, 
fpäter durch die Reihenfolge ihres Eintritt3 beftimmt. Das Los zieht der Vorſitzende 
in einer Sitzung des Auffichtsrat?. Die Ausfcheidenden find wieder wählbar. 

Kommt in außergewöhnlicher Weife die Stelle eines Auffichtsrat3-Mitgliedes 
zur Erledigung, jo bleibt diefelbe bis zur nächften Generalverfjammlung unbejeht, 
finft jedoch die Mitgliederzahl unter fünf, jo ift ohne Verzug zur Vornahme einer 
Ergänzungswahl eine Generalverfammlung zu berufen. Die Erfabwahl erfolgt ſtets 
für den Reft der Wahlperiode des ausfcheidenden Mitgliedes. 

538. 

Der Aufſichtsrat iſt beſchlußfähig, wenn ſämtliche Mitglieder geladen und min— 

deſtens fünf Mitglieder anweſend find. 


89. 
Der Auffichtsrat Eonftitwiert fi) unmittelbar nach der ordentlichen General- 
verfammlung durch Wahl feines Vorſitzenden und deſſen Stellvertreters. 


Generalverfammlung. 


$ WM. 

Die Generalverfammlung der Aktionäre wird jeitend des Vorſtandes berufen; 
auch dem Auffichtsrate fteht das Recht einer jolchen Berufung zu. Die Berufung 
derjelben geichieht durch eine jedem im Aftienbuche eingetragenen Aktionär unter 
Angabe der Tagesordnung „eingeichrieben“ zuzuftellende fchriftliche Einladung mit 
einer Friſt von mindeftens zwei Wochen. 


s 1. 
Jede Aktie gewährt eine Stimme, für die Ausübung des Stimmrechts ift das 
Aftienbuch maßgebend. 
Stellvertretung in der Generalverfammlung auf Grund privatjchriftlicher Voll— 
macht ift zuläffig. Der Vertreter braucht nicht Aktionär zu fein. 


$ 12. 

Den Vorſitz in der Generalverfammlung führt der Vorfitende des Auflichtzs 
rates oder deſſen Stellvertreter, oder, im Tall der Verhinderung beider, ein bon der 
Generalverfammlung zu mählender Vorfigender. Derſelbe eröffnet und jchließt Die 
Verſammlung, ernennt zwei Stimmzähler und leitet die Verhandlung. Zu den Bes 
ichlüffen und Wahlen der Generalverfammlung genügt, ſoweit nicht das Statut eine 
Ausnahme vorfieht, die abjolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 


8 18. 
Alljährlich innerhalb der erften ſechs Monate des neuen Gefchäftsjahres findet 
die ordentliche Generalverfammlung ftatt. Außerordentliche Generalverfammlungen 
find mit Angabe der Tagesordnung einzuberufen, wenn ber Auffichtsrat oder Vor: 
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ftand es für nötig erachten, oder wenn die Beifiker von "so de3 Aktien-Kapitals 
dies beim Auffichtsrat oder Vorftand beantragen. 


$ 14. 
Die Vorlagen zu der ordentlichen Generalverfammlung und Gegenftände der 

Beſchlußfaſſung find: 

a. ber Jahresbericht, 

b. die Jahresbilanz nebit Gewinn: und DVerluftrehnung, jowie die Er: 
teilung der Decharge an Borftand und Auffichtsrat, 
Verwendung bes Reingewinns, 
die Wahl der Mitglieder des Auffichtsratz, 
e. die Wahl der Rechnungsteviforen. 


g 15. 
Die Generalverfammlung kann Statutenänderungen, jowie die Erhöhung des 
Grundkapitals mit der im $ 12 gedachten Mehrheit beichließen, infofern e3 fich hier 
jedoch um Abänderung des Gegenstandes des Unternehmens, Herabjegung des Grund: 
fapital3, Auflöfung, Fufion oder Liquidation der Gefellichaft Handelt, ift eine Mehr: 
heit von drei Vierteilen des Aktien-Kapitals erforderlich. 
$ 16. 
Das über die Generalverfammlung aufzunehmende notarielle Protokoll braucht 
nur von dem Vorfigenden und zwei Aktionären oder deren Vertretern unterjchrieben 
zu werden. 


mn 


Bilanz, Gewinn-Berteilung, Reſervefonds. 


8 17. 

Der Borftand ift verpflichtet, für jedes verfloffene Geſchäftsjahr in den erften 
drei Monaten des folgenden Geichäftsjahres eine Bilanz, Gewinn: und Verluſtrech— 
nung aufzuftellen, dielelben nebit einem den VBermögenäftand und die Verhältnifie 
ber Gejellichaft entwickelnden Bericht (Jahresbericht) dem Auffichtsrat und mit deſſen 
Bemerkungen der Generalverfammlung vorzulegen. Er hat fpäteftens zwei Wochen 
bor der Generalverfammlung jedem Aktionär eine Abjchrift der Vorlagen, ſowie des 
Berichts der Rechnungsreviſoren zu erteilen. 


8 18. 
Bon dem jährlichen Reingewinn ift mindeftens der zwanzigfte Teil in den Re— 
ſervefonds zu ftellen, bis bderjelbe den zehnten Teil des Grundkapitals erreicht hat. 


Art der Bekanntmachungen. 


$ 19. 
Bekanntmachungen der Gejellichaft, welche durch öffentliche Blätter erfolgen 
jollen, gejchehen nur durch den Reich&- Anzeiger unter ber Auffchrift: 


„Rheiniſch-Weſtfäliſches Kohlen-Syndikat“ 
und mit der Unterſchrift: 
„Der Vorſtand“ oder „Der Aufſichtsrat“. 
Nachdem Hiermit das Statut geſchloſſen war, erklärten die Erfchienenen weiter: 
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Wir übernehmen zum Nominalbetrage die jämtlichen Aktien der zu errichten: 
den Aktien-Geſellſchaft Rheiniſch-Weſtfäliſches Kohlen-Syndifat und zwar: 
ich, Reuſcher, eintaufend jechshundert jechzig Stück, 
ich, Redemann, eintaufend dreihundert dreikig Stüd, 
ih, Undell, vier Stüd, 
ich, Melcher, vier Stüd, 
ich, Efferk, zwei Stüd. 

Sodann erklärten die Erfchienenen ferner noch: 

Wir treten hiermit zu einer Generalverfammlung des Rheiniſch-Weſtfäliſchen 
Kohlen-Syndifats zu Bochum zufammen, um den Auffichtärat diefer Aktien-Geſell— 
ichaft zu wählen, und haben mit der Führung des Vorſitzes Herrn Undell (den 
Grichienenen zu drei) beauftragt. Derjelbe übernahm den Vorſitz, ernannte zu Stimm: 
zählern die Herren Melcher und Efferg (die Erjchienenen zu vier und fünf) und 
ftellte die Wahl des Aufſichtsrats zur Beratung und Beſchlußfaffung. 

&3 wurden barauf einjftimmig zu Mitgliedern des Aufſichtsrats für die Zeit 
vom gegenwärtigen Moment bis zum einunddreibigiten Dezember achtzehnhundert 
vier und neunzig nachts 12 Uhr gewählt: 


Bergwerksdireltor Wilhelm Dyderhoff zu Herne, 


. Generaldireftor Denis Boniver zu Schalte, 


Bergwerfädireftor Georg Hoffmann zu Gaternberg, 


. Generaldireftor Emil Kirdof zu Üdendorf, 


Bergwerksbeſitzer Gerhard Küchen zu Mülheim an der Ruhr, 


. Bergwerfsdireftor Friedrich Ferdinand Moſebach zu Bochold bei 


Eſſen, 


. Bergwerksdirektor Robert Müſer zu Dortmund, 
. Generaldirektor Bruno Schulz-Brieſen zu Rotthauſen bei Gelſen— 


kirchen, 
Stadtrat Eduard Kleine zu Dortmund. 


Ein weileren wurde nicht verhandelt und die Generalverjammlung darauf dur 
Herrn Undell geſchloſſen. Es wurde gebeten, dieje Verhandlung für das Königliche 
Amtsgericht Bochum auszufertigen. 


Borgelejen, genehmigt, unterfchrieben. 
Ignatz Reuſcher, Gottlieb Melcher, Reinhard Efferk, 
Wilhelm Redemann, Anton Undell. 


X. 


Bartellverbindungen im Pulvergefhäft und ver- 
wandten Produktionszweigen. 


Don 
F. A. Spieker (Köln) !. 


Die nachfolgende Darjtellung der gefchäftlichen Entwidlung eines be= 
jtehenden Gewerbes von Kleinen Anfängen bis zum großinduftriellen Kartell= 
Berband ift aus gejchäftlichen Rüdfichten in die ſchematiſche Form gekleidet, 
doch wird dag, was ohne Schädigung gefchäftlicher Intereffen der Offentlich- 
feit preiögegeben werden kann, genügen, um ein anfchauliches Bild don der 
GEntwidlung des ganzen Gewerbezweiges in Deutjchland zu geben. 

Das betreffende Gewerbe ift nachweislich bereits feit einigen Jahre 
hunderten in Deutjchland heimisch. Da zur Ausführung desjelben moto— 
riſche Kraft erforderlich ift, fanden fich Hier und da an kleinen Wafler- 
läufen Betriebäftellen, welche naturgemäß auch nur Kleineren Umfanges jein 
fonnten. Am zahlreichiten waren dieſe Kleinbetriebe in Weſtdeutſchland, 
weniger zahlreich in Süddeutjchland, nur jehr ſpärlich vertreten in Nord— 
und DOftdeutichland. 


1 Die folgende Skizze ift von dem aufs genauefte orientierten Verfaffer in der 
Abficht geichrieben, ohne Nennung des behandelten Geichäftzzweiges ein typiſches 
Beilpiel der heutigen Sartellverbindungen gleichſam in abstracto vorzuführen. Auf 
Wunjc der Vereinsleitung wurde geftattet, jowohl den Verfaifer, als den Gegenstand 
des Kartells zu nennen; es war aber nicht mehr Zeit, den Text num entjprechend 
zu ändern und die konkreten Produktionen, um die es ſich handelt (Pulver 
und verwandte Produftionazweige) einzufügen. 
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Die Fortſchritte der Technik, beſonders ſeit Mitte dieſes Jahrhunderts, 
ſtellten einerſeits ſteigende Anforderungen an die chemiſch-techniſchen Eigen— 
ſchaften des Gewerbe-Erzeugniſſes, gaben aber andrerſeits auch die Mittel 
an die Hand, dieſen Anforderungen in immer ſteigendem Maße gerecht zu 
werden. Es liegt auf der Hand, daß einzelne aus der Geſamtzahl der 
Gewerbetreibenden ſich durch ſtrebſame und intelligente Ausnutzung aller 
Verhältniſſe hervorthaten, und dadurch ihren Unternehmungen nicht nur 
höhere techniſche Leiſtungsfähigkeit, ſondern auch größeren Umfang gaben. 
Sie bildeten naturgemäß die erſten Kryſtalliſationspunkte, von welchen 
weitere Bildungen ausgehen konnten. 

Es iſt bezeichnend, daß faſt gleichzeitig — im Jahre 1873 — zwei 
Unternehmungen, eine am Rhein, die andere in Süddeutſchland, durch Ver— 
einigung einer Anzahl kleinerer Betriebe zur Bildung größerer Aktien— 
geſellſchaften fchritten. 

Nicht allein der Zug der Zeit brachte die Gleichzeitigkeit dieſer Gefell- 
ſchaftsbildungen mit fich, jondern auch das teils bewußte, teil unbewußte 
Streben, fich zu Fräftigen, um in dem bevorftehenden Kampfe durch tech- 
nische Leiſtungsfähigkeit und Fapitalfräjtige Gejchäftsführung obzufiegen. 

Weder in Süddeutfchland noch am Rhein gelang es, alle vorhandenen 
Kleinbetriebe in die neugebildeten Aftiengejelljchaften aufzunehmen. Die 
(egteren gewannen aber durch ihre Organifation und technifche Überlegen— 
heit ein jolches Übergewicht, daß fie ohne Nachteil für fich den jelbftändig 
- weiter bejtehenden, Eleineren Betrieben Preisverftändigungen zugeftehen 
fonnten, welche erfahrungsgemäß den fleineren Betrieben am meijten zu 
gute fommen und fie vor dem fonft unvermeidlichen Untergang im Kon— 
kurrenzkampfe retteten, 

Die ſüddeutſche Gejelljchaft errichtete 1877 eine große Betriebaftätte 
an der Elbe, um auch im Exportgeſchäft ebenbürtig der rheinischen Gejell- 
ſchaft gegenüber dazuftehen. 

Als eine bemerkenswerte Thatfache muß es ericheinen, daß die beiden 
Geſellſchaften in der Entwicklung ihrer Leiſtungsfähigkeit nahezu gleichen Schritt 
hielten. Jeder neu auftretenden Anforderung an ihre Erzeugniffe wußten 
beide troß gejonderter Arbeit ftets gleichmäßig zu entjprechen. Die jo in 
edlem Wettjtreite gewonnene Erkenntnis der Ebenbürtigfeit machte im Laufe 
der Zeit beide zu einer Verftändigung geneigt. Diefelbe war um fo leichter, 
als es eben nur zwei waren, bie fich zu verftändigen hatten. Zudem ver- 
banden die Leiter beider Unternehmungen Thatkraft und Willensftärke mit 
Einſicht und Weitherzigkeit, jo daß fie, Heinliche und perjönliche Rückſichten 
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beijeite jegend, dag einmal für Recht Erkannte mit ganzer Hingebung 
anjtrebten. 

Im Jahre 1882 Fam jo ein Vertrag zu ftande, welcher in Anlage 1 
wiedergegeben ift. Derfelbe jtellt einen beſchränkten Kartellvertrag dar, be= 
ichränft auf die gegenfeitige Gewinnbeteiligung — zu gleichen Teilen — 
an denjenigen Gejchäften, für welche die beiden Kontrahentinnen allein in 
Betracht kommen fonnten wegen der dabei vorausgeſetzten hohen technifchen 
Leiſtungsfähigkeit. Alle anderen Gejchäfte, bei welchen auch die fleineren 
Betriebe in Konkurrenz treten fonnten, blieben von der Wirkjamfeit diejeg 
Kartellvertrages ausgejchlofien. 

Für diefe minderwertigen Gewerbeerzeugniffe, welche auch mit einfacheren 
Betriebgeinrichtungen hergeitellt werden konnten, wurden, wie oben bereits 
erwähnt, Hin und wieder Verträge mit den kleineren Konkurrenten ges 
ſchloſſen, welche teild eine Preißvereinbarung mit oder ohne Begrenzung 
des Abjabgebietes für die kleineren Betriebe, teils eine Berteilung der 
Abſatzmenge unter ſyndikatsmäßiger Gewinnderrechnung bezwedten. 

Alle derartigen Verträge trugen aber naturgemäß den Stempel der 
Mangelhaftigkeit an der Stirn. weil die Möglichkeit, daß der einzelne fich 
durch eine Bertragsverlegung einen Sondervorteil zu verichaffen in der 
Lage ift, in jolchen Verträgen faum ausgejchloffen werden kann. Die ehr- 
lichen Kontrahenten, welche den Vertrag gewifjenhaft beobachten, jehen fich 
dann in ihren Intereſſen beeinträchtigt durch die weniger gewiſſenhaften 
Kontrahenten, welchen eine begangene Bertragsverlegung meift jehr jchwer 
nachzuweiſen ift. 

Beſonders die rheinifche Geſellſchaft hat mit den zahlreichen Klein— 
betrieben in Weftdeutichland wiederholt derartige Verträge gejchloffen, welche 
aber meilt aus dem oben angegebenen Grunde von kurzer Dauer waren. 
Bon längerem Beitande war nur ein Syndifat3-Vertrag, nach welchem die 
rheiniſche und die ſüddeutſche Geſellſchaft ſich mit den auf den beiberjeitigen 
Grenzgebieten liegenden Kleinbetrieben verjtändigten. Dieſer Vertrag, welcher 
demgemäß als erprobt betrachtet werden kann, ijt nach feinen Hauptzügen 
in Anlage 2 wiedergegeben. 

Unter den unabhängig gebliebenen Kleinbetrieben jchwangen fich im 
Laufe der Zeit wiederum einzelne zu höherer, technifcher Leiſtungsfähigkeit 
empor. Alsbald trat aber auch bei ihnen das Bedürfnis zu engerem An— 
ihluß untereinander hervor. So kam es, daß eine weſtfäliſche Firma, 
welche feiner Zeit aus perjönlichen Rüdfichten den Anſchluß an die rhei— 
niſche Geſellſchaft abgelehnt hatte, zunächit in Mitteldeutfchland eine größere 
Betriebaftätte erwarb, und fich dann, im Jahre 1887, mit einer ebenfalls 
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leiftungsfähigen Firma in Norddeutichland zur gemeinfamen Berrechnung 
ihres Geſchäfsergebniſſes in fartellmäßiger Weiſe verband, 

So vereint wurden diefe beiden Firmen achtungerwedende Konkurrenten 
für die beiden größeren Geſellſchaften. Andererfeits hatten jene aber auch 
die Vorteile der Bereinigung zu gemeinfamer Arbeit bereit3 zur Genüge 
fennen gelernt, um geneigt zu werden, ein annehmbares Gebot zur Ver— 
ftändigung nicht von der Hand zu weifen. Die Folge davon war ein 
Kartellvertrag zwiſchen der rheinifchen und ſüddeutſchen Gejellfchaft einer— 
jeit3 und der weitjäliichen und norddeutſchen Geſellſchaft andererſeits, welcher 
im Februar 1889 zu ftande fam, und jedem der vier Kontrahenten einen 
prozentual jeitgejeßten Anteil an dem gemeinfamen Gejchäftsergebnis zufichert. 
Diefer Vertrag Hat fich gut bewährt und ift typifch geworden für weitere 
Kartellverträge, weshalb er im folgenden als „Hauptkartellvertrag“ be= 
zeichnet werden joll. Bejonders hervorgehoben zu werden verdient, daß in 
diefem Vertrag jedem Kontrahenten jeine Unabhängigkeit und Gelbftändig- 
feit gewahrt, dabei aber eine Antereffengemeinjchaft hergeftellt wird, welche 
bei jachlich richtiger Leitung des Ganzen die Möglichkeit ausfchließt, daB 
ein Einzelner Sondervorteile zu erzielen juchen fann, ohne dag Gejamt- 
intereffe und damit wieder fein eigenes zu jchädigen. Da demnach das 
Intereſſe an DBertragsverlegungen ausgeſchloſſen erſcheint, Hat fich bisher 
auch fein Verſuch diefer Art herausgejtellt.e Die gejchäftliche Abwicklung 
der Vertragsbeſtimmungen vollzieht fich vielmehr in guter Ordnung. 

Inzwiſchen Hatte eine in den jechziger Jahren gemachte Erfindung ein 
ganz neues Gewerbe ins Leben gerufen, deffen Erzeugnifje zunächſt nur mit 
den geringiertigen Erzeugniffen des oben beiprochenen Hauptgewerbes in 
Wettbewerb traten. Im Laufe der Zeit machte fich jedoch der Drud diejes 
neuen Konkurrenzgewerbes jowohl für die Kleinbetriebe wie für die hervor— 
vagenden Bertreter des Hauptgewerbes in immer empfindlicherer Weiſe 
rühlbar. Die Folge davon war, daß auch zwifchen diefen beiden Gruppen 
gegen Ende 1889 SKartellvereinbarungen getroffen wurden. Dieſes Kon— 
furrenzgewerbe hatte aber troß ſeines furzen Gntwidlungsganges bereits 
eine inhaltreiche Gefchichte Hinter fich. 

Die urfprüngliche Erfindung war in fat allen Ländern patentiert und 
die Ausbeutung der Patente in jedem Lande einer von dem Erfinder ins 
Zeben gerufenen Geſellſchaft übertragen worden. In Deutichland aber 
gelang es nicht, das Patentrecht zur Geltung zu bringen. So entjtanden 
hier bereit eine Anzahl Konkurrenzunternefmungen zu einer Zeit, wo in 
den anderen Hauptländern Europas die das Patentrecht befigenden Gefell« 
ſchaften allein den Markt behaupteten. 
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Die Konkurrenz innerhalb Deutjchlands und im Erportgefchäft nach 
den patentjreien Ländern brachte im Jahre 1884 den Abjchluß der erften 
Preigfonventionen zuwege, welchen bereits im Jahre 1885 ein engerer Zu= 
ſammenſchluß von vier der bedeutendften deutjchen Konkurrenzunternehmungen 
unter fich folgte. 

Die dadurch gejchaffene, volle Intereſſengemeinſchaft und die unter 
gegenfeitiger Verſtändigung erfolgende Gefchäftsführung diefer vier bedeuten- 
den Konkurrenzunternehmungen ficherte ihnen eine dominierende Stellung 
auf dem Weltmarfte. Wejentlich verjtärft wurde ihr ohnehin jchon mäch- 
tiger Einfluß noch durch ihre Verbindung mit der größten aller auslänu— 
difchen Konkurrenzunternehmungen in einer internationalen Treuhand=-Ge- 
jellfchaft, welche auch noch fünf andere Kleine ausländifche Unternehmungen 
in ih aufnahm. Dies gejchah in den Jahren 1886 und 1887. 

Ziwifchen dem eingangs beiprochenen Hauptgewerbe und. diejem jo 
jchmell und jo gewaltig emporgefchofjenen Konkurrenzgewerbe hatten fich von 
vornherein mancherlei Berührungspuntte gefunden. Sapitalbeteiligungen Hin 
und Her und Berjtändigungen über gegenjeitigen Vertrieb der Erzeugnifje ge- 
nügten vollftändig, um eine friedliche Entwidlung der beiderfeitigen Ge— 
werbe ohne jchädigenden Konkurrenzkampf zu ermöglichen. 

Da erfolgte im Jahre 1888 eine neue Erfindung, welche in die Eigen- 
tümlichfeiten beider Gewerbe zugleich eingriff. Die Ausbeutung derjelben 
jeiteng eine der beiden Gewerbe allein würde zur unbermeidlichen Folge 
gehabt haben, daß das gute Einvernehmen zwijchen beiden Gewerben ge— 
ſtört und ein erbitterter Konkurrenzlampf ausgebrochen wäre. Beide Par— 
teien ftanden aber zu jehr auf der Höhe ihrer Aufgabe, als daß eine hätte 
hoffen dürfen, der anderen den Vorrang ablaufen zu können. — Die Ber- 
treter beider Parteien waren aber auch zu erfahren auf dem Gebiete ber 
Kartelle, als daß es für fie auch nur einen Augenblick zweifelhaft Hätte 
fein können, daß bei diefem neuen Wendepunkte nicht Entzweiung, jondern 
gegenjeitige Berftändigung die einzig richtige Löjung der Frage jei. 

So wurde denn Kartell auf Kartell aufgebaut. Die, wie oben be» 
jchrieben,, bereit# fartellierten bebeutenditen Unternehmungen des Haupt— 
geiwerbes traten als Gruppe zufammen, um mit den vier ebenfalls Tartel- 
lierten deutjchen Vertretern des Konkurrenzgewerbes, die ihrerſeits auch eine 
Gruppe bildeten, einen „Allgemeinen Kartellvertrag” zu fchließen, welcher 
in Anlage III. in jchematifcher Form wiedergegeben iſt. In diefem „All 
gemeinen Kartellvertrag“ bildete jchon dag Verhältnis der Konkurrenzgruppe 
zu denjenigen außerdeutjchen Gefellichaften, mit welchen fie in der inter- 

Schriften LX. — Kartelle. 1. 16 
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nationalen Treuhand-Geſellſchaft verbunden war, einen die Verrechnung er— 
ſchwerenden Faktor. Noch verwickelter wurde die Verrechnung, aber auch 
weittragender das Kartellverhältnis, als Ende 1890 die Konkurrenzgruppe 
unter Zuftimmung der Hauptgruppe noch einen „Separat-Kartellvertrag“ 
mit den übrigen deutjchen Unternehmungen im Konkurrenzgewerbe abſchloß. 

Demzufolge verrechnet fich jeßt die „Konkurrenzgruppe“ zuerft im Separat= 
fartel mit ihren Genofjen im SKonfurrenzgewerbe. Den ihr dabei ala 
Kartellgewinn zufallenden Anteil bringt fie in das Allgemeine Kartell ein, 
wo fie fich mit der Hauptgruppe verrechnet. Den ihr hier wieder zufallen= 
den Kartellgewinn verrechnet fie mit der internationalen Treuhand = Gejell- 
ſchaft. Auf der anderen Seite verteilt die „Hauptgruppe“ ihren Kartellgewinn 
nad Maßgabe des Hauptlartellvertrages zwiſchen die ſüddeutſche und rhei— 
niſche Gefellfchaft einerfeit und die weitfäliiche und norddeutſche Gejellichaft 
andererfeitd. Die Verrechnung zwifchen der rheinischen und füddeutſchen 
Geſellſchaft auf Grund des beichränkten Kartellvertrags von 1882 (Anlage I.) 
würde jet nicht mehr möglich fein, denn der ihnen gemeinfam zufallende 
Kartellgewinn läßt fich nicht mehr im Sinne dieſes beſchränkten Kartell- 
vertrages zerlegen. Eine folche Trennung ift aber auch unnötig geworden 
dadurch, daß die ſüddeutſche und rheiniſche Geſellſchaft kurz nach Abſchluß 
des „Allgemeinen Kartellvertrages“ in einer einzigen Geſellſchaft vereinigt 
worden find. 

Diefe neue rheiniſch-ſüddeutſche Geſellſchaft beſchränkt ſich in ihren 
eigenen, zahlreichen Betriebsftätten immer noch auf ihr urfprüngliches, in= 
zwifchen Hoch entwideltes Gewerbe. In einzelnen großartigen Betrieben 
hat dasſelbe durch die technifchen Errungenjchaften der Neuzeit freilich eine 
ganz neue Gejtaltung gewonnen. Wenn nun dieje rheinifch-füddeutjche Ge— 
jellichaft Heute unzweifelhaft das größte Inftitut ihrer Branche in ber 
ganzen induftriellen Welt darjtellt, jo verdankt fie das in erjter Linie demt 
unausgejegten Borwärtäftreben auf dem Wege der technifchen Vervollkomm— 
nung ihrer Betriebe, dann aber auch zwedmäßig ausgewählter Kapital= 
beteiligung an verwandten Unternehmungen und nicht zum wenigjten dem 
Meitbli ihrer Leiter in rechtzeitigem Abſchluß und zwedentiprechender Ge— 
jtaltung der Kartelle! 
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Anlage. 1. 


Beſchränkter Kartellvertrag zwiſchen der mamicen 
und ſüddeutſchen Geſellſchaft'. 


Zwiſchen A. (dev rheiniſchen Geſellſchaft) und B. (der füddeutſchen Geſellſchafh 

iſt heute nach vorhergegangener mündlichen Verhandlung folgender 
Kartellvertrag 
vereinbart worden. 

Der Zweck desſelben geht dahin, die bei den beiden genannten Geſellſchaften € ein⸗ 
gehenden Aufträge in den in $ 6 näher bezeichneten Erzeugniſſen als für gemeinſchaft⸗ 
liche Rechnung gehend zu behandeln und auszuführen, und zwar nach folgenden: Be⸗ 
ſtimmungen: 

8 1. 

Gegenftand des Vertrages (find diejenigen Erzeugniſſe, welche gewiſſe technifch- 
phyfikaliſche Bedingungen erfüllen müfjen, während alle diejenigen Erzeugniffe, für 
welche feine derartigen Bedingungen beſonders geftellt werden, von ber Wirkjamteit 
dieſes Vertrages ausgeſchlofſen find). 


Ä 8.2. 

Derſelbe enthält Übergangsbeftimmungen, betreffend ſolche Geichäfte mit den 
hervorragendften Abnehmern, welche 3. 3. des Vertragsfchluffes in Ausführung be- 
griffen waren.) 

58 

Über die den Neflektanten und Käufern zu ftellenden Offerten reſp. Verkaufs: 
preife werben fich die Kontrahenten von Fall zu Fall verftändigen. Jeder Teil hat 
bem anderen Zeil jeden Auftrag binnen 14 Tagen mit allen Details zur Anzeige zu 
bringen. 

84. 

Jedenfalls gehen ſämtliche Aufträge von (denjenigen Erzeugniſſen, für welche 
techniſch⸗ phyſikaliſche Bedingungen vorgeſchrieben find), für gemeinſchaftliche Rechnung 
mit der Maßgabe, daß der Verkaufsgewinn je hälftig zur Verteilung und Verrechnung 
gelangt. 

g 5. 

Halbjährlich (30. Juni und 31. Dezember) findet hierüber zwiſchen den Kon— 
trahenten Abrechnung mit allen Detaild der effeftuierten Aufträge ftatt. Als Ber: 
faufägewinn im Sinne biefes Vertrages gilt die Differenz zwijchen dem Grundpreis 
und zwiſchen bem Rettopreis der ausgehenden Tyakturen. 


$ 6. 
Die Grundpreife werden wie folgt feftgejeßt: 


ı Da, wo ber Urtert Diskretion halber umjchrieben werden mußte, ift ber ums: 
ſchreibende Teri in Klammer geſetzt. 
16 * 
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(63 folgen die verjchiebenen Qualitäten der Erzeugniffe mit dem für biejelben 
vereinbarten Grundpreife. Sollten mit ber Zeit befondere, Hier nicht aufgeführte 
(unter bie Wirkſamkeit dieſes Vertrages fallende Erzeugnifie) von ben Beftellern ver: 
langt und durch die Kontrahenten geliefert werben, jo jollen die Grundpreije gemein: 
ſchaftlich ſeſigeſetzt werden, wobei als Grundſatz feftzuhalten ift, daß bei ber Bes 
meflung derfelben dem Fabrikanten fein eigentlicher Gewinn verbleiben, der Grund- 
preis vielmehr nur die normalen Herſtellungskoſten deden jol. Zer Mehrbetrag des 
Fakturawertes der von jebem Teil ausgeführten Aufträge, abzüglich der Koften für 
Emballagen, Provifionen und Frachten bildet denjenigen Gewinn, welcher beiderjeitz 
in die Abrechnung einzumwerfen if. Mehr wie 7V2%o Provifion auf den Yalturas 
preis darf jedoch nicht bewilligt und verrechnet werden. Die Provifion darf in feinem 
alle, weber durch den Lieferanten noch durch deſſen Agenten, dazu benußt werben, 
den Berlauföpreis indireft zu ermäßigen, oder den Organen bed Käufer? einen Zeil 
der Provifion als Vergütung zuzuführen. Jeder Zeil übernimmt zwar für die von 
ihm ausgehenden Fakturen das Delcredere jelbft; infoweit jedoch dem Lieferanten auf 
einzelne Fakturen Berlufte durch Nichtzahlung der Empfänger entftehen follten, ift 
berfelbe berechtigt, von ber nach vorftehendem ſich ergebenden Gewinnbifferenz ben 
entftandenen DBerluft bis zur Höhe des ausmachenden Grundpreifes der bezüglichen 
Faktura in Abzug zu bringen. 


87. 

(Derjelbe enthält Beftimmungen betreffend das beiberfeitige Vertragsverhältnis 

zu einem ber Hauptabnehmer, welcher mit beiden Kontrahenten Sonderverträge ab- 
geſchlofſen hatte.) 


858. 

Beide Zeile verpflichten ſich und ſprechen gegenſeitig die Erwartung aus, daß 
das durch gegenwärtigen Bertrag geichaffene BVertrauensverhältnis mit rüdhaltlofer 
Offenheit und Gewiffenhaftigkeit zum Vollzug gelangt. Würden jeboch gegen Ders 
hoffen bie einzelnen Beftimmungen diejes Vertrages in dolofer Weile, oder die all: 
gemeine Verpflichtung zu Zreu und Glauben verlegt, jo ift der vertragsbrüchige Zeil 
im Wege ber Konventionalftrafe verpflichtet, nicht bloß den hälftigen, ſondern ben 
vollen, nach obiger Richtſchnur zu bemefienden Gewinn aus demjenigen Gejchäfte, bei 
welchem zum Nachteile des anderen Teils gehandelt wurde, dem letzteren auszufolgen 
und ihm die Einficht in feine jämtlichen, auf das fragliche Geſchäft TR Bücher 
und Skripturen zu gewähren. 


89. 
Etwaige Meinungäverjchiebenheiten entjcheidet ein Schiedägericht, zu bem jebe 
ber Parteien einen Bertrauensmann ernennt. Können fich diefelben nicht einigen, jo 
ernennen biefelben einen Obmann, deſſen Ausſpruch endgültig entfcheibet. 


$ 10. 


Gegenwärtiger Vertrag, welcher in duplo ausgefertigt wird, hat rückwirkende 
Kraft vom 10. Mai 1881 ab, ift auf die Dauer von vier Jahren, vom 10. Mai 
1881 ab gerechnet, abgeichlofien und gilt auf weitere fünf Jahre verlängert, falls er 
nicht fpäteftena bis 1. Oftober 1884 von dem einen oder anderen Zeile mittelft ein- 
gejchriebenen Briefe gekündigt wird. 
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s 1l. 
Vorſtehender Vertrag ift in duplo auägefertigt und jedem Kontrahenten ein 
Gremplar behändigt. 
X. X. 14. März 1882. 
(Gez.) A. (Gez.) B. 


Anlage II. 
Syndikatsvertrag. 


Die nachſtehend bezeichneten Firmen, nämlid: 

1. die rheinifche Gejellichaft, 

2. die ſüddeutſche Geiellichaft, 

8. bie Firma A. B. in O., 

4. bie Firma D. E. in F. 

5. bie firma G. H. in L. 
haben fich heute für das in $ 1 näher bezeichnete Gebiet zu einem Syndikat ver- 
einigt, um ſich innerhalb deffen untereinander feine jchädliche Konkurrenz zu machen, 
und zwar nad) Maßgabe der folgenden Beltimmungen : 


$ 1. 

Die Wirkjamkeit dieſes Vertrages beichräntt fih auf ein Gebiet, welches be- 

grenzt wird durch (folgen die geographifchen Beftimmungen). 
82. 

Alle Lieferungen (in dem näher bezeichneten Fabrikat) in das in $ 1 dieſes 
Dertrages feftgefetste Gebiet gehen für gemeinfchaftliche Rechnung der Kontrahenten in 
ber Weile, dab die Differenz zwifchen bem in $ 3 beftimmten Grunbpreife und dem 
Minimalverlaufspreiie in die Syndikatskaſſe zur gemeinfchaftlichen Verteilung gemäß 
8 17 abgeführt wird. 

Unter dieſe Beſtimmung fällt nur da3 oben bezeichnete Fabrikat, und zwar in 
folgenden Qualitäten (folgen nähere Qualitätsbeftimmungen). 


8 3. 
Als Grundpreis wird feftgefekt: 
für Qualität 1 x Mar 
⸗ ⸗ 2 x+1 | 
⸗ 8 3 x+2 


Während der Dauer diefes Vertrages dürfen diefe Preife nicht geändert werben, 
Bei befonderer Berpadung treten folgende Preiserhöhungen ein (folgen bie 
Preiserhöhungen). 


pro 50 kg. 


84. 
Der Minimalverlaufspreis, welcher ftrenge einzuhalten ift, wird jeweilig be- 
ſtimmt dur Majoritäts-Beſchluß. Einftweilen ift derjelbe bis auf weiteres feftgefegt auf : 
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Mark y für Qualität 1, 
⸗ 41 ⸗ 5 2, 
: y+2 =» ⸗ 3. | 

Diefe Preije erhöhen fich, wie bereits in $ 3 gejagt, bei befonderer Verpadung 
nach den dort maßgebenden Sägen. 

Im übrigen verftehen fich die Verkaufs: wie die Grundpreife Fracht: und 
faftagenfrei, Ioco Fabrik, per Gentner zu 50 Kilo. 

AL Zahlungsbedingungen find feftzuhalten: Ziel drei Monate netto oder 
gegen bar mit zwei Prozent Sconto. 

Der Lieferant darf eine Überfchreitung des feitgejeßten Zahlungszieles feitenz 
be3 Empfängers in feinem Falle geftatten, ohne Zindberechnung zu 5% p. a. ein 
treten zu lafien. 

63 ift unterfagt, bei einer Konventionalftrafe. von Mi. 30.— pro 50 kg für 
jeben Übertretungsfall, einem Abnehmer irgend einen direkten oder indirekten Vor— 
teil, gleichviel in welcher Form, zufommen zu laflen. 

Alle Abſchlüſſe bedürfen der fchriftlichen Beftätigung. 

Zwifchenhändlern dürfen folgende Rabattjäe bewilligt werden, und zwar: 

bei Abnahme binnen Jahresfrift vom Tage des erften Bezuged ab 
don mindeſtens 50 Gentnern 5 %o, 


⸗ z 100 3 6 * 
⸗ ⸗ 250 7: j 
= ⸗ 500 ⸗ 8: 
⸗ 750 ⸗ 9: und 
P 1000 : 10 x 
85 


Alle tZwiſchenhandler ſind chriftlich zu verpflichten, bei ihren Verkäufen die 
‚ihnen zeweilig aufzugebenden Syndikatspreiſe und Bedingungen ftrifte einzuhalten, 
‚dei einer NE von ME. 30.— pro 50 kg für jeden Übertretungsfall. 


. 8.6. 
Hat ein nehmer innerhalb der vereinbarten Zeit das fontrahierte Quantum 
nicht abgenommen, jo fteht es ihm frei, fich entweder den Reſt bes Abſchluſſes mit 
dem lebten Zage desfelben berechnen zu laſſen, mit der Verpflichtung für ihn, das: 
jelbe zu den beftehenden und vereinbarten Zahlungsbedingungen zu bezahlen, wobei 
innerhalb der nächften drei Monate das rüdjtändige Quantum auch bezogen fein 
muß, oder auf den Bezug des Reftes zu verzichten, wobei dann ſelbſtverſtändlich der 
etwa zu viel vergütete Rabatt wieder zurüderftattet werden muß. 


8 7. 
Sämtliche Kontrahenten verpflichten fi, in ihren Rechnungen die Qualität: 
bezeichnung genau anzugeben und die Ware, diefer Bezeichnung entiprechend, zu 
liefern. Berlegungen dieſer Beftimmungen ziehen eine Konventionalftrafe von 
ME. 30.— pro 50 kg nad) Sid. 
88. 


WBVerkaufsagenten darf eine Provifion bis zu x %o gewährt werben, boch find 
diefelben ‚zu verpflichten, von der ihnen gewährten Provifion den Käufern feinerlet 
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Vergünftigung zufommen zu lafjen. Die einzelnen — haften in dieſer 
N für ‚ihre Agenten. 


—89. 

Jeder FERNE ift berechtigt, innerhalb der Vorichriften dieſes Vertrages nad 
feinem Belieben im Syndilatägebiet Aufträge zu fammeln und auszuführen. Er 
fafturiert auch jelbftändig in feinem Namen, indeffen find alle Abſchlüſſe von über 
20 Gentnern innerhalb drei Tagen dem Borfikenden mit allen Detaild anzuzeigen, 
der fie am Schluffe eines jeden Monats jämtlichen Beteiligten befannt giebt. Das 
Rifito für den richtigen Eingang der Fakturabeträge trägt jeder Kontrahent jelbit 
für feine alleinige Rechnung; ebenfo die Haftbarkeit feinem Befteller gegenüber be: 
treffs der ordentlichen fontraftlihen Erfüllung der eingegangenen Berbindlichkriten. 
i Es herricht Einverftändni® darüber, daß bei dem Auffuchen von Aufträgen 
innerhalb des Syndikatsgebietes (j. $ 1) die Kontrahenten ihre gegenfeitige Kundſchaft 
nad Möglichkeit refpektieren follen. Sollte durch Eindringen der Drittfonkurrenz in 
das Syndilatögebiet Gefahr vorliegen, dab ein Kontrahent feine Kundſchaft an die 
Drittkonkurrenz verliert, jo kann der VBorfigende ihm auf feinen Antrag die Ermäd)- 
tigung erteilen, unter bie in $ 4 feftgejeßten Minimalverfaufspreife herunter zu gehen; 
diefe Ermächtigung gilt jedoch nur jedesmal für den einzelnen Fall, auf welchen ſich 
ber geftellte Antrag bezieht. 


$ 10. 

Gemäß $ 2 Hat. jedes Mitglied die Differenz zwiſchen — Grundpreiſe ($ 8) 
und dem Minimalverkaufspreiſe ($ 8) an die Syndikatskaſſe abzuführen. 

Aus diefer Syndikatskaſſe werden zunächſt die im gemeinfchaftlichen Intereſſe 

gemachten Unkoſten beftritten. Zur Dedung derfelben wird bei jedesmaliger Abrech: 

nung ein angemefjener Betrag zurüdbehalten. Der verbleibende überſchuß wird 

unter die Syndifatsmitglieder verteilt nach Maßgabe der folgenden Sätze: 


die rheinifche Gejellihaft - » » » . x %, 
s fübdeutiche Gefellichaft x 
: Jiırma AB. inC. .....Yy: 
: firma D. E in F. rer ER 
: firma G. H. in ..... 2: 


Die Abrechnungen finden vierteljährlich ftatt und werden durch den Vorſitzen— 
ben des Syndikats vermittelt. 

Zu diefem- Zwede hat jeder Kontrahent binnen längftens zwölf Tagen nad) 
Ablauf des Kalender-Bierteljahres dem Vorſitzenden eine genaue Aufftellung der bes 
wirkten Verkäufe, aus welcher bie Differenz zwiſchen Grundpreis: und Verkaufspreis 
erfichtlich ift, einzureichen und deren gewiflenhafte und richtige Aufftellung mit 
Namenzunterfchrift zu beicheinigen. 

Der Vorſitzende fordert nach Richtigbefund diefer Aufftellungen die der Synbi- 
fatöfafje zufommenden Beträge ein und bewirkt die Verteilung bed Gewinne unter 
die Kontrahenten. Berfpätung in der Einreichung der vierteljährlichen Abrechnung 
oder in der Einjendung des in die Syndikatskaſſe zu zahlenden Betrages zieht, jo: 
weit fie acht Tage nad) Empfang der Aufforderung überjchreiten, eine Konventionals 
firafe von Mi. 30.— pro Tag nad fih. Ein Exemplar der Gefamtabrechnung wird 
jedem Mitgliede jeitens des Vorſitzenden  zugeftellt. 


= 
= 
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8 II. 

Für die Dauer diejes Vertrages foll der Leiter ber rheinischen Geſellſchaft Bor- 
figender, und der Inhaber der Firma A. B. in C. ftellvertretender Vorſitzender des 
Syndikats fein. 

Derjelde beruft Syndikatsverfammlungen zu gemeinfamen Beratungen ber 
Syndikatsangelegenheiten. 

Bei Abſtimmungen hat jeder Kontrahent eine Stimme. Den Beichlüffen der 
Syndifatsverfammlungen hat jeder Kontrahent unbedingt Folge zu leiften. 

Auf Ichriftlihen Antrag don zwei Kontrahenten ift der Vorfikende verpflichtet, 
binnen vierzehn Tagen eine Syndilatsverfammlung einzuberufen unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung. Die Einladungen zu den Syndikatsverſammlungen erfolgen mit: 
telft eingeichriebenen Briefes, können aber in dringenden Fällen auch per Telegramm 
vollzogen werden. 

& 12. 

Die Berfammlung enticheidet in allen Angelegenheiten mit abfoluter Stimmen: 
mehrheit. Ihrer Beichlukfaffung unterliegt inabefondere die Feſtſetzung des Minimal: 
verfaufspreifes, ſowie Verftändigung über dad Verhalten bei öffentlichen Submiffionen 
in Höhe von minbdeftens 1000 Gentnern und endlich die Prüfung und Gutheigung 
der vierteljährlichen Abrechnungen. Falls letztere zu irgend welchen Anftänden Ver: 
anlafjung geben follten, jo ift die Verſammlung berechtigt, eine Revifion der auf die 
Syndifatsgejhäfte bezüglichen Bücher und Korrefpondenzen anzuordnen, und ift jeder 
Kontrahent verpflichtet, Fich diefer Revifion zu unterziehen. Die NReviforen werden 
von der Berfammlung unter Ausfchluß desjenigen Mitgliedes, bei welchem die Re: 
bifion ausgeübt werden joll, gewählt. 

Über die Revifion ift ein Protokoll aufzunehmen und in der nächitfolgenden 
Situng duch DVerlefung zur Kenntnis der Verſammlung zu bringen. 

Die Abftimmung erfolgt durch Namensaufruf, fofern die VBerfammlung nicht 
einen anderen Modus durch einfache Stimmenmehrheit heichlieht. 

Dem Borfigenden ift es geftattet, in dringenden Fällen jchriftliche Abftimmung 
herbeizuführen. 

$ 13. 

Die Unterzeichner dieſes Vertrages, "nämlich die verantwortlichen Leiter der 
Aftiengefellichaften und die fämtlichen Teilhaber der offenen Handelsfirmen verpflichten 
fich durch ihre Unterfchrift dieſes Vertrages ſowohl für ſich perjönlich, wie für bie 
von ihren vertretenen Firmen; fie gehen dadurch gleichzeitig die Verpflichtung ein, 
bei einer Konventionalftrafe in Höhe des Kautionswechſels (ſ. $ 15), fich während 
der Dauer diejed Vertrages weder bireft noch indirekt an irgend welchen Unterneh: 
mungen zu beteiligen, die gegen das Intereſſe des Syndikat? gerichtet find. 


$ 14. 
Jede Kontrahentin ift verpflichtet, bei etwaiger Übertragung ihres Geſchaftes 
ihrem Rechtsnachfolger aufzuerlegen, in alle Verpflichtungen dieſes Vertrages einzu: 
treten, bei einer Konventionalftrafe bis zu ME. 50 000.—. 


$ 15. 
Als greifbare Garantie für die gewiffenhafte Erfüllung der durch diejen Ber: 
trag übernommenen Berpflichtungen hinterlegt jeder Kontrahent bei dem Vorſitzen— 
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den des Syndikats einen in blanco acceptierten Solawechſel im Betrage "von 
Mi. 5 000.—. 

Die rheiniſche Geſellſchaft Hinterlegt ihren Kautionswechſel bei der Firma 
A.B. in C. 

Dem Borfikenden fteht das Recht zu, verfallene Konventionalftrafen, ſofern 
folche nicht binnen vierzehn Tagen nad) erfolgter Aufforderung jeitend der Zumider: 
handelnden bezahlt worden find, durch Ausgabe des Kautionswechſels oder auch auf 
gerichtlidem Wege beizutreiben. Das gleiche Recht fteht dem ftellvertretenden Bor: 
figenden der rheinifchen Gefellichaft gegenüber zu. 

$ 16. 

Dorliegender Vertrag hat auf Grund vorhergegangener mündlicher und jchrift- 
licher Verabredung wirkende Kraft vom 1. Januar a. c. ab, und läuft unfünbbar 
bis 31. Dezember 1891. 

Sollte jpäteftend drei Monate vor Ablauf dieſes Termins von feiner Seite eine 
Kündigung erfolgt fein, jo läuft berjelbe jedesmal auf ein Kalenderjahr weiter. 

In fünf Eremplaren audgefertigt, genehmigt und unterjchrieben. 

Februar 1839. 


Anlage IN. 


Allgemeiner Kartellvertrag. 


Einleitung. 


Im Dezember 1884 ift zwifchen: 
. ber rheinifchen Gejellichaft im Hauptgewerbe, 
2. der ſüddeutſchen Gejellichaft im Hauptgewerbe, 
ein Kartellvertrag abgejchloffen worden, durch welchen das Geſchäftsergebnis 
beider Gefellfchaften zu gleichen Zeilen unter diefelben repartiert wird. 
Im Mai 1889 ift zwischen den obenbezeichneten beiden Firmen und 
3. der weftfäliichen Gejellichaft und : 
4. der nordbeutfchen Gefellichaft j ebenfalls im Hauptgewerbe 
ein fernerer Kartellvertrag abgefchloffen worden, durch welchen das gefamte Ge: 
ſchäftsergebnis Diejer vier Firmen nad) einer vereinbarten Quote unter die— 
jelben verteilt wird. 
Im November 1835 find andrerjeits 
5—8. bie vier deutjchen Gejellichaften im Konkurrenzgewerbe 
zum Zwede de3 Betriebes ihrer jämtlichen ftatutengemäßen Gejchäfte für ge: 
meinfame Rechnung zufammengetreten. 
Im Oftober 1886 wurde die 
Internationale Treuhand: Gejellichaft 
gebildet zum Zwede der Sonfolidierung de3 Konkurrenzgewerbes durch die 
Erwerbung jümtlicher Aktien der vorbezeichneten vier deutſchen Gefellichaften, 
fowie von 
9—14. ſechs außerdeutichen Unternehmungen, fämtlich im Konkurrenzgewerbe. 


— 


950 — Epielker. 


Von der Erwägung ausgehend, daß die Geſchäfte der vorgenannten beiden 
Gruppen ſowohl in Deutſchland, wie im Weltmarkte überhaupt ſich näher berühren, 
demnach bei einem feſten Zuſammengehen für beide Zeile vorteilhafte Refultate er— 
zielt werden, anbdererfeit3 im etwaigen Kampfe beide Teile fchwere Schädigungen er- 
leiden können, haben die vier erften Geſellſchaften im Hauptgewerbe einerjeit3, und 
die vier sub 5—8 genannten Gejellichaften im Konkurrenzgewerbe andererſeits, eine 
gegenſeitige Beteiligung an ben Ergebniffen ihrer Gefchäfte für richtig erachtet und 
zur Ausführung deflen fich über den Abſchluß des nachfolgenden 


Allgemeinen Kartellvertrages 
geeinigt. | 

Da jeboch die vier deutſchen Gejellichaften des Konkurrenzgewerbes in einem 
engen Gemeinfchaftsverhältnis zu den übrigen, zur „Internationalen Treuhand:Gefell- 
schaft” gehörenden Gejellichaften ftehen, jo erichien e3 notwendig, auch die Gejchäfts: 
ergebniffe diejer letzteren Gefellichafter in. die gemeinfchaftliche Verrechnung aufzu- 
nehmen. In Rüdficht Hierauf hat die internationale Treuhand: Gejellichaft des Kon— 
furrenzgewerbes fich bereit erflärt, durch einen befonderen Zufaßvertrag dafür auf: 
zufommen, daß die sub 9—14 bezeichneten Gejellichaften die zur Ausführung diejes 
Vertrages erforderlichen Handlungen und Leiftungen inſoweit präftieren wie Dies 
durch ben vorerwähnten Zuſatzvertrag! feſtgeſetzt wird. 

Die diefen Vertrag ſchließenden Gejellichaften des Hauptgewerbes werden in 
demjelben als die „Hauptgruppe“, die vier deutichen Gejellichaften des Konkurrenz- 
gewerbes al? die „Konkurrenzgruppe* bezeichnet. Jede einzelne ber diejen beiden 
Gruppen angehörigen Gejellichaften wird im nachftehenden die „Kontrahentin“, und 
jämtliche gemeinschaftlich die „Kontrahentinnen” genannt. 


81. 
Jede der in einer Gruppe beteiligten Kontrahentinnen behält ihre ſelbſtändige 
Organiſation und handelt Dritten gegenüber unter alleiniger Haftbarkeit. 


82. 

Zur Erledigung aller die gemeinſchaftlichen Intereſſen berührenden Fragen 
wird ein Delegationsrat von zwölf ordentlichen Mitgliedern gebildet, beſtehend aus 
ſechs von der Hauptgruppe und ſechs von der Konfurrenzgruppe zu belegierenden 
Perjonen. Die Delegierten müſſen Mitglieder des Vorſtandes oder des Auffichtärates 
einer Kontrahentin jein. 

Außerdem beftimmt jede Gruppe drei aus dem oben bezeichneten Perfonenkreij e 
zu entnehmende Stellvertreter, welche im Falle der Behinderung von ordentlichen 
Mitgliedern mit allen Rechten an deren Stelle treten fönnen. Daneben können auch 
die ordentlichen Mitglieder des Delegationzrates nad) ihrer Wahl für jeden einzelnen 
Hall oder ein für allemal dem Vorſitzenden durch einfache fchriftlicde Mitteilung 
jemanden aus dem vorbezeichneten Perfonenkreije bezeichnen, welcher fie im Verhinde⸗ 
rungsfalle zu vertreten hat, und zwar kann dies auch ein anderes ordentliches Mit- 


! ı Der —— lebi lich auf die eigentümlichen Verhältniſſe der Gejell: 
ſchaften 5—8 und amt. ift, da er ein allgemeinek Intereſſe nicht 
bieten kann, Hier ausgelaſſen. 


Kartellverbindungen im Pulvergeichäft u. verwandten Produftionazweigen. 251 


lied des Delegationgrates fein; in biefem Falle führt dasſelbe für fich und für jeben 
feiner Auftraggeber eine beſondere Stimme. 


8 3. 

Der Delegationsrat wählt aus feiner Mitte einen Vorfikenden und einen tell: 
vertretenden Vorſitzenden, welche niemals berjelben Gruppe entnommen - werden 
dürfen. 

Der Vorſitz im Delegationsrat wechjelt zwifchen einem Mitgliede der Konkur— 
renzgruppe und einem Mitgliede der Hauptgruppe. Zur Beförderung einer gleich: 
mäßigen Oberleitung joll die Wahl des Vorfibenden jedesmal auf drei Jahre ge— 
ſchehen. Durch diefe Beftimmung foll die Befugnis der Mehrheit des Delegationg- 
rates, diefelben Vorſitzenden wieder zu wählen, nicht ausgejchloifen fein. Abgejehen 
von vorftehenden Beitimmungen joll, jo lange Herr X. Vorſtands- oder Aufſichtsrats⸗ 
mitglied ber rheinischen Gefellichaft ift, der Vorfig im Delegationsrate ihm (in An: 
erfennung feiner Verdienſte um das Zuftandefommen des Kartell und um die Ent- 
wicklung beider Gewerbe überhaupt) zuftehen. 

Jedes Mitglied hat dad Recht, eine Sitzung des Delegationsrates zu bean— 
tragen. Der Borfitende beftimmt Ort und Zeit der Zuſammenkunft, jedoch Hat dies 
ſelbe fpäteftend vierzehn Tage nad) Stellung des Antrages ftattzufinden: 

Die Einladung zu den Sitzungen ſoll wenigftens fünf Tage vorher erfolgen, 
wenn die Mitglieder nicht im einzelnen Falle einftimmig andere. Vereinbarung treffen. 

In Bezug auf Abftimmung gilt folgendes: Am allgemeinen entjcheidet ein- 
fache Stimmenmehrheit; in allen Angelegenheiten jedoch, welche ausjchlieklid das 
Hauptgewerbe betreffen, entjcheidet die einfache Stimmenmehrheit, jofern zu derielben 
mindeftens vier Stimmen der Hauptgruppe gehören. Und in allen, ausschließlich das 
Konkurrenzgewerbe betreffenden Angelegenheiten entjcheidet die einfache Stimmen- 
mehrheit, jofern zu derielben mindeftens vier Stimmen der Konkurrenzgruppe gehören. 

Fall eine Stimmenmehrheit der vorbefchriebenen Art nicht erzielt werden 
kann, gilt ein geftellter Antrag als abgelehnt. Im übrigen feßt der Delegation: 
rat felbft feine Geichäftäordnung feit. 


84. 

Die Geſchäftsleiter der Kontrahentinnen haben auf Anforderung des Delegations— 
rates dieſem jeden eingeforderten Bericht zu erftatten und alle gewünſchten Auskünfte 
zu erteilen. Die Gejchäftsleiter Haben fi) untereinander über den Gefchäftsgang fort: 
laufend in Kenntnis zu halten und über alle wichtigen Angelegenheiten thunlichft 
ins Einvernehmen zu feben. 

In allen fällen, in welchen eine Verftändigung ſeitens der Geichäftsleiter nicht 
zu erzielen ift, entjcheidet der Delegationsrat, Derfelbe ift auch befugt, zu beftimmen, 
welche Angelegenheiten ihm zu unterbreiten find. 

Außerdem beſchließt der Delegationsrat: 

1. Über die Ausführung neuer Anlagen und Einrichtungen, welche zur Aus: 
dehnung des Betriebes oder zur Aufnahme neuer Betriebe dienen. Jedoch 
darf jede Kontrahentin bis zu ME. 25000 (fünfundzwanzigtaufend Mark) 
per Jahr ohne die Genehmigung des Delegationsrates zur Vergrößerung 
bezw. Verbeſſerung beitehender oder Einrichtung neuer Fabriken verwenden. 

2. Darüber, ob und in welcher Höhe im {Falle weiterer Kapitalinveftierung 
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zum Zwecke der Ausdehnung des Gejchäftäbetriebes einer Ktontrahentin Ent: 
Ihädigungen zu Laften der Gemeinfchaft bewilligt werden jollen. 

3. Über die definitive Feftftellung der Vorbilanzen, insbefondere über die bei 
der Inventuraufnahme zu befolgenden Grundjäge, jelbftverftändlich inner: 
halb der geſetzlichen Vorſchriften. 

4. Darüber, ob Auslagen, welche neben Inftandhaltung oder Erfah beftehender 
Anlagen auch eine dauernde Verbefjerung des Betriebes herbeiführen, ganz 
oder teilweife auf Betriebs: oder Anlagekonto zu verbuchen find. 

5. Über Beteiligung an irgend welchen Unternehmungen, fei e8 durch Kapital: 
einſchuß oder durch Übernahme von Attien. 

Der Delegationsrat joll durch einftimmigen Beſchluß die ihm in diefem Ber: 

trage erteilten Befugniſſe abändern oder erweitern fünnen. 

Durch vorftehende Beitimmungen follen die Kompetenzen des Aufſichtsrats und 
der Generalverfammlungen der einzelnen Kontrahentinnen nicht beeinträchtigt werden. 
85. 

Das Geihäftsjahr ſämtlicher Kontrahentinnen läuft mit dem Kalenderjahr. 

8 6. 

Sämtliche Kontrahentinnen machen nach Beſchluß des Gefchäftsjahres zunächſt 
eine Vorbilanz nach gleihmäßigen Grundfäßen auf. 

In diefer Vorbilanz find einerjeits fämtliche erzielten Gewinne, wie Fabri— 
kationsüberſchuß, einkaffierte Dividenden oder Gemwinnanteile an auswärtigen Be- 
teiligungen, erhaltene Abfindungsfummen, verdiente Aktivzinfen, ſowie überhaupt 
alle nützlichen Eingänge, und andererſeits alle Gefchäftsspejen, VBerwaltungsfoften, Pros 
vifionen von Agenten, vertragsmähige Fabrikations-Tantiemen und Gratififationen 
der Beamten, ausgezahlte Paſſivzinſen, Verlufte an ſchlechten Schuldnern oder Rüd- 
ftelungen für in Ausſicht ftehende Verluſte diefer Art, wie überhaupt alle die Fabri— 
fation und den Betrieb betreffenden Unkoſten aufzunehmen. 

Nicht zu berücfichtigen find dagegen: Abjchreibungen auf die Anlagewerte (mit 
Ausnahme der in $ 9 Abi. 2 vorgefehenen Fälle), Dotierung des Reſervefonds, Tan— 
tiemen der Vorftände und Auffichtsräte bezw. Gejchäftzleiter, jowie Verzinfung des 
Aktien-, bezw. Geſchäftskapitals. 

Derlufte, welche durch höhere Gewalt herbeigeführt werden, fallen dem gemein- 
ſchaftlichen Betriebsergebniffe zur Laft. Berlufte, welche durch Veruntreuungen oder 
andere ftrafbare Handlungen der Vorſtände, der Gejchäftsleiter oder der Vertreter 
(Profuriften) oder durch geichäftliche Operationen entftehen, welche außerhalb des 
Zwedes und der Aufgabe einer Kontrahentin liegen, fallen der Gemeinjchaft nicht 
zur Laſt, jondern müfjen von den betreffenden Kontrahentinnen jelbft getragen werden. 

87. 

Jede Gruppe ſammelt die Vorbilanzen der ihr zugehörigen Kontrahentinnen 
und reicht diefelben gemeinfam dem Borfitenden bes Delegationsrates bis ſpäteſtens 
ben 15. April jeden Jahres ein. 

Die Konfurrenzgruppe verpflichtet fi außerdem, auch die nach Maßgabe bes 
mit der Internationalen Treuhand-Geſellſchaft abgeichloflenen Zufaßvertrages in ent- 
fprechender Weiſe aufgemachten Bilanzen der ſechs außerdeutſchen Unternehmungen 
der Treuhand:Gefellichaft bi3 zu dem gleichen Zeitpunfte dem Vorſitzenden des Dele- 
gationsrates einzureichen. 


Kartellverbindungen im Pulvergefchäft u. verwandten Produktionszweigen. 253 


Der Delegationsrat ift berechtigt, von den der Vorbilanz zu Grunde liegenden 
Ausrechnungen und von den Büchern der Kontrahentinnen durch eine oder mehrere 
von ihm zu ernennende Reviforen oder Kommiſſare Einficht nehmen zu laſſen. Falls 
eine Vorbilanz durd) eine der Kontrahentinnen beanftandet wird, jo enticheibet ber 
Delegationsrat und in lekter Inftanz das im $ 17 vorgefehene Schiebögeriht. Un: 
beichabet ber Entjcheidung des lebteren und der dadurch etwa bedingten jpäteren 
Richtigitellung der Rechnung wird jedesmal zunächſt das fleinere Gewinnrefultat 
als verteilbar behandelt. 

Eine etwa für die Zwecke diejes Bertrages vom Delegationsrate gewünjchte Prü: 
fung und eventuelle Richtigftelung der Vorbilanzen der ſechs außerdeutſchen Gejell: 
ſchaften ift durch die Verwaltung der internationalen Treuhand:Gejellichaft zu ver- 
anlaffen. Das Refultat einer im Falle mangelnder Einigung in diefer Beziehung 
erfolgenden Entjcheidung de3 dann anzurufenden Schiedägerichts ift unmittelbar 
gegenüber der Konfurrenzgruppe wirkend. 

Nachdem die Vorbilanzen in der vorftehend geichilderten Weife feftgeftellt find, 
werden bie Ergebniffe diefer Vorbilanzen jämtlicher Kontrahentinnen, ſowie der ſechs 
außerdeutſchen Geiellichaften, zufammengerechnet. Die hieraus fich ergebende Geſamt— 
jumme wird (vorbehaltlich des etwaigen Beitrages zu dem Kartellfonds, ſ. $ 10) 
unter die beiden Gruppen verteilt, und zwar mit x%o an die Hauptgruppe und mit 
y’o an die Konkurrenzgruppe. 

Die Ausgleihung zwiichen den beiden Gruppen erfolgt durch Barzahlung der 
rheinifchen Gejellichaft, ala Vertreterin der Hauptgruppe, an die Vertreterin ber Kon 
furrenzgejellichaften, oder umgefehrt, und zwar innerhalb 14 Tagen nad Erhalt der 
Mitteilung der Höhe des fälligen Betrages. Die Verteilung des auf jede der beiden 
Gruppen entfallenden Anteiles unter die Berechtigten fteht jeder Gruppe felbftändig zu. 

Sollte eine der Gruppen die ihr obliegende Zahlung durch die fie vertretenbe 
Gejellichaft nicht rechtzeitig leiften, jo tritt ohne Mahnung die Verpflichtung von 
Verzugszinſen zu 6% vom Tage ber Feſtſtellung der auszuzahlenden Summe an die 
die andere Gruppe vertretende Gejellichaft ein. Der Betrag diejer Zinſen wird felbft: 
verftändlich nicht in eine fpätere Vorbilanz eingeftellt. Falls die Zahlung aber nad 
geichehener Aufforderung mittelft eingejchriebenen Briefes fih um einen Monat nad 
dem Datum des letzteren verzögert, fo fteht der anderen Gruppe während ſechs Wochen 
nach Ablauf diejes Monats das Recht zu, diefen Vertrag auf den nächſten 31. De: 
zember zu fündigen. Davon abgejehen, verfällt die jäumige Gruppe in eine Kon— 
ventionafftrafe von 50%o der nicht gezahlten Summe zu Gunften der anderen Gruppe. 

Die Kontrahentinnen jeder Gruppe haften folidarifch für die von ihrer Gruppe 
zu leiftenden Beiträge. 

88. 

Bezüglich der Verwendung des auf fie entfallenden Gewinnes find die Kontra— 
hentinnen, abgejehen von ber Beobachtung der Vorfchriften dieſes Vertrages, un 
beichräntt. 

89. 

Alles bewegliche und unbewegliche Eigentum der Kontrahentinnen, joweit es 
für die Zwecke eines dem Allgemeinen Kartell zugehörigen oder verrechnungspflich- 
tigen Gefchäftes beftimmt ift, muß auf Nechnung de Betriebes in gutem Zuftande 
erhalten und eventuell erneuert werden, und find ſonach alle diesbezüglichen Aus: 
lagen unter die Betriebsauslagen der Vorbilanz aufzunehmen. 
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Für diejenigen Ausgaben für Neueinrichtungen, melche mit Genehmigung des 
Delegationsrates errichtet und auf Anlagefonto verbucht find, dürfen Amortiſations— 
quoten ala Ausgabepoften in die Vorbilanz eingeftellt werden. Der Delegationsrat 
beftimmt deren Höhe, jedoch müffen Ddiefelben mindeſtens 3%o des Buchwertes der 
Gebäude, Maichinen und Betriebseinrichtungen betragen. — Außerdem ift jede on: 
trahentin berechtigt, auf die zu Neuanlagen, neuen Beteiligungen, Neuerwerbungen 
oder zur notwendigen Vermehrung des Betriebsfapitald verwendeten Beträge, foweit 
fie durch Vermehrung des Aktien: bezw. Gefchäftsfapitals beichafft werden, fünf Pro- 
zent pro anno als Ausgabepoften in die Borbilanz einzuftellen. Bei Aktienkapital: 
vermehrungen ift dabei nicht der Nominalbetrag der ausgegebenen Aktien, fondern der 
dafür erzielte Erlös zu berüdfichtigen. 


$ 10. 

Don dem zwijchen den beiden Gruppen zur Verteilung zu bringenden Gewinn 
joll der Delegationdrat vorab eine Quote bis zu 5%o zum Zwecke der Bildung eines 
Kartellfonds entnehmen dürfen. Diefer Fonds fteht zur Verfügung des Delegations— 
rates, welcher denjelben ausjchließlich für Zivede des Kartells verwendet. 

In denjelben fließen auch alle etwa zu zahlenden Konventionalftrafen mit Aus— 
nahme de3 am Schluffe von $ 7 vorgeiehenen alles. 


s 11. 
Die Überlaffung von Patentrechten oder von Fabrikationsgeheimniſſen an Dritte 
darf nur mil Genehmigung des Delegationsrates erfolgen. 

Die Veräußerung von Grund und Boden, Gebäuden oder zum Betriebe ge: 
hörigen Gegenftänden darf nur mit Genehmigung des Delegationdrates erfolgen, fo: 
weit deren Buchwert die Gejamtfumme von ME. 10000 im Jahre überfteigt. Das 
gleiche gilt von Effekten, fomweit der Buchwert ME. 30000 im Jahre überfteigt. 
Der Gewinn oder Verluft gegenüber dem Buchwert iſt in beiden Fällen in die Vor: 
bilanz einzuftellen. 

Im Falle einer gegen obige Beitimmungen verftoßenden Veräußerung hat der 
Kontravenient den bei dem vertragsmwidrigen Verkaufe erzielten Gewinn, d. h. einen 
Mehrerlös gegen den Buchwert, in die Borbilanz einzuftellen, einen etwaigen Ber: 
Luft, d. h. Mindererlös gegen den Buchwert, dagegen allein zu tragen, unbejchabet 
einer Konventionalftrafe bi zur Höhe von einer und einer halben Million Darf, 
deren Höhe für jeden Verſtoß gegen diefe Beftimmungen durch das Schiebägericht 
feftgeftellt wird. Außerdem fteht den vertragstreuen Kontrahentinnen gegen die 
Kontravenienten das einfeitige Kündigungsrecht zu, welches dann nach Anleitung des 
$ 14 finngemäße Anwendung findet. 

Das Anlage und Betriebsfapital der einzelnen Kontrahentin darf ohne Zu: 
ftimmung des Delegationsrates nicht geichmälert werden. Selbftverftändlich bleibt 
von diefer Beſtimmung die Verteilung des Jahresgewinnes ($ 8) unberührt. 


$ 12. 

Falls eine der Gruppen oder eine oder mehrere der KHontrahentinnen ein Unter: 
nehmen ins Leben rufen, oder ſich an einem anderen, beftehenden Unternehmen zu 
beteiligen wünſchen, jo ift die betreffende Angelegenheit dem Delegationdrat vorzu— 
legen und demfelben die genauefte Auskunft in allen Einzelheiten zu geben. Diefer 
hat darüber zu bejchließen, ob das Unternehmen im gemeinjchaftlichen Intereſſe, d. h. 
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im Intereſſe des Allgemeinen Kartells liegt, ob es diefem gemeinfchaftlichen Intereſſe 
zumiberläuft oder ob es überhaupt ohne Intereſſe für die Gemeinſchaft ift.” 

Wird daß Unternehmen dur Stimmenmehrheit (cf. $ 3), als im gemein» 
Ichaftlichen Intereſſe liegend, vom Delegationsrat gebilligt, jo find die beiden Gruppen 
aufzufordern, fich an demfelben pro rata des Anteil3 am Gewinn des Kartells zu 
beteiligen. Der Gewinn oder Verluſt aus ſolchen Unternehmungen geht zu Gunften 
bezw. Laften der Gemeinfchaft. Lehnt eine der beiden Gruppen die Beteiligung ab, 
jo fteht es jeder einzelnen SKontrahentin oder mehreren derjelben zuſammen frei, die 
Deteiligung für ihre Rechnung zu übernehmen und für die darin inveftierten Kapi— 
talien fünf Prozent Zinfen pro Jahr und, joweit Amortifationen in Frage kommen, 
die höchften vom Delegationgrat für ein gemeinschaftliches Unternehmen bewilligten 
Quoten in die Borbilanz einzuftellen. Gewinn und Verluſt treffen auch in dieſem 
Falle die Gemeinſchaft. 

An Unternehmungen, von welchen mindeſtens ſechs Mitglieder des Delegations- 
rates erklären, dab fie dem gemeinjchaftlichen Intereſſe zumiderlaufen, darf fich feine 
der Kontrahentinnen weder direft noch indireft, auch nicht durch Übernahme von 
Aftien, beteiligen. Jede Zumiderhandlung zieht eine Konventionalftrafe bis zu ein 
und einer halben Million Mark nach fich. 

Die Beteiligung an Unternehmungen, von welchen der Delegationsrat durch 
Stimmenmehrheit (cf. $ 3) erflärt, daß fie ohne Intereſſe für die Gemeinichaft jeien, 
fteht jeder Gruppe, bezw. jeder Kontrahentin frei. Der Gewinn oder Verluft aus 
ſolchen Unternehmungen betrifft die Gemeinſchaft nicht ; das darin angelegte Kapital 
darf weder den Betriebsmitteln der betreffenden Gruppe oder Kontrahentin entnommen, 
noch durch eine die Vorbilanz belaftende Finangoperation beichafft werden. 


$ 13. 
Gegenwärtiger Vertrag tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1889 ab in Kraft. 
Die kontrahierenden Aktiengefellichaften werden die Genehmigung dieſes Vertrages 
und ber dadurch etwa bedingten Statutenänderungen durch ihre Generalverfamm: 
lungen bis zum 31. Dezember 1839 herbeiführen. 


$ 14. 

Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages ift bis zum 31. Dezember 1925 feit- 
geſetzt. Ein einjeitiges Kündigungsrecht fteht feiner der Kontrahentinnen mit Aus: 
nahme der in den $ 7 und $ 11 vorgejehenen Fälle zu. 

Sollte eine der Kontrahentinnen, nachdem fich für fie eine Unterbilanz ergeben 
hat, in Liquidation treten wollen oder müſſen, jo ift fie hieran durch diejen Kartell: 
vertrag nicht gehindert; e3 fteht ihr und den anderen Kontrahentinnen aladann viel: 
mehr das Necht zu, den Vertrag auf den nächftfolgenden 31. Dezember mit ſechs— 
monatlicher Frift zu kündigen. Jedoch müfjen in der Liquidation die Fabriken zum 
Öffentlichen Verkaufe ausgejeßt werden, und find von dem dazu anberaumten Ber: 
faufstermin die Mitlontrahentinnen drei Monate vorher durch eingeichriebenen Brief 
zu benachrichtigen. In diefem Falle, wie in dem des $ 11 ift die Kündigung nur 
gegen die betreffende Kontrahentin wirffam, die übrigen Mitglieder jegen ben Ber: 
trag fort. Die während der Dauer dieſes Vertrages ausjcheidende Kontrahentin hat 
vom Tage der Kündigung ab fein Recht mehr an dem Gewinn aus bem Kartell 
und überhaupt feine Anſprüche auf etwaiges gemeinjchaftliches Vermögen des Kartells. 


256 Spieder. 


8 15. 

Bei Ablauf oder Auflöfung dieſes Vertrages wird das gemeinschaftliche Ver— 
mögen pro rata ber Beteiligung am Gewinn und Berluft unter die beiden Gruppen 
verteilt. Zu dem gemeinfchaftlichen Vermögen gehörende Anlagen tollen unter ben 
beiden Gruppen dem Höchtbietenden zugeſchlagen und, falls feine ein Gebot madt, 
öffentlich verfteigert werben. 

$ 16. 

Jede Kontrahentin ift verpflichtet, bei etwaiger Übertragung ihres Geichäftes 
ihrem Rechtsnachfolger aufzuerlegen, in alle Verpflichtungen diejes Vertrages einzus 
treten bei einer Konventionalftrafe bis zu ME. 1500 000. 


$ 17. 
Alle zwifchen den Gruppen oder ben Kontrahentinnen oder gegen einzelneff!on= 
trahentinnen bireft oder indireft aus diefem Vertrage entftehenden Differenzen follen 
durch ein aus zwei Kaufleuten und einem Juriſten beftehendes Schiedägericht zur 
endgültigen Entfcheidung gebracht werden. Jede Gruppe ernennt einen Kaufmann, 
welche unter fich den Juriften als Obmann berufen. Die Verhandlungenfund;die Ent: 
icheidungen des Schiedögericht3 ſollen nicht an die Vorfchriften der Civilprozeßord⸗ 
nung gebunden fein. Das Urteil des Schiedögerichts fol die Kraft eines Erkennt— 
niſſes höchſter Inſtanz haben. 
Das Schiedsgericht ſoll befugt ſein, nach ſeinem Ermeſſen abfichtliche Zuwider— 
handlungen gegen dieſen Vertrag mit angemeſſener Konventionalſtrafe zu belegen. 


Zweiter Teil. 
Kartfelle im Ausland. 
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I. 


Des Syndicats entre industriels pour regler la 
production en France 


par 
Claudio-Jannet, 


Professeur d'’&conomie politique à l’Universit6 catholique de Paris. 


I. 


La concurrence libre est le grand moteur des progres industriels 
et commerciaux. Elle constitue en m&me temps un bienfait pour les 
consommateurs, et, comme ils repr&sentent la grande masse de la soeiétèé, 
ils ont droit & ce que cette concurrence existe réblement. Nean- 
moins la concurrence est souvent tr&s dommageable aux producteurs; 
car, en poussant chacun à augmenter sa production pour r&partir ses 
frais generaux sur un plus grand nombre de produits, elle peut 
amener des exc&dants de production relativement aux besoins actuels 
de la consommation: or la constatation d’un excedant avilit les prix; 
les prix tombent alors parfois au dessous du niveau r&munerateur 
pour les producteurs. Parmi ceux-ci les plus faibles sont ruines et 
disparaissent; l’industrie se econcentre et les &tablissements survivants, 
rest&s seuls maitres du marehé, peuvent se trouver a m&me de relever 
leurs prix de vente au dötriment des consommateurs. 

Cet enchainement de phönomenes &conomiques a été reconnu 
depuis longtemps. Dans l’aneien regime, tandisque le droit commun 
s’impirant de la loi romaine defendait tout monopole, toute coalition 
ayant pour objet de faire hausser les prix, de nombreux producteurs, 


prineipalement les artisans urbains, quelquefois des commergants, 
1* 
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avaient obtenu le privilege d’ötre érigés en corporations de meötier. 
Les statuts de ces corporations avaient tous des dispositions pour 
mod£rer la concurrence entre les maitres et leur permettre d’obtenir 
des prix avantageux. Rarement ils fixaient directement ces prix, 
ce qui eut provoqu& l’intervention de l’autorit& royale ou communale ; 
mais ils arrivaient au m&me r£sultat en limitant la production de 
chaque atelier, en d&terminant des proc&des de fabrication obligatoires 
pour tous, en fixant les prix auxquels tous acheteraient les matieres 
premieres, parfois en &tablissant des alternances et autres regles pour 
la vente des produits. 

La destruction des corporations de mötier, la proclamation de 
la libert€ absolue du commerce et de l’industrie par les lois de 1791, 
pardessus tout l’avenement de la grande industrie, qui amena la 
er6ation d’£tablissements nouveaux disperses sur tous les points du 
territoire, anéantirent ces traditions et firent disparaitre toutes les 
entraves à la concurrence. 

Pendant de longues anndes les producteurs appr£eierent surtout 
les avantages de la concurrence. Toutefois les artisans des me£tiers 
et les commercants detaillants, qui n' avaient qu’un debouch£& local, 
en sentaient les inconvenients et &taient disposes A les att@nuer par 
des accords sur leurs prix de vente ou de fagon. Ces accords &taient 
presque fore&s pour les professions, qui, contrairement aux prineipes 
g‘neraux du droit publie frangais, furent soumises à une concession 
administrative ou à une r&glementation de police striete. Tel fut le 
cas des boulangers et des bouchers dans presque toutes les villes. 
Les membres de ces professions sont restes a l’&tat de coalition per- 
manente, peut on dire, par le fait des mesures administratives sp&ciales 
dont ils sont l’objet. M&me depuis que la rigueur de ces mesures a 
été adoucie, leur accord sur la fixation des prix n’a pas cessé. 
Généralement ils ont profit6 de la loi du 21 mars 1884, autorisant 
la formation libre de syndicats professionels, pour se constituer en 
syndicats de cette sorte. Quoique leurs statuts ne contiennent jamais 
de clauses relatives à la fixation des prix pour les raisons que nous 
indiquerons plus loin ($ IV), n&anmoins ces fixations sont tr&s fré— 
quentes. On peut citer comme exemple le tarif uniforme adopte 
dans tous les debits de boissons de Paris qui fixe le prix des con- 
sommations, partieulierement du bock de biere, d’apres le loyer 
de ces &tablissements. Par le fait de la multiplication des syndicats 
professionnels, il y a une tendance à des accords plus frequents sur les 
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prix entre les artisans et les commergants detaillants des villes. Ils 
rencontrent heureusement un frein dans les societ&s coop6ratives de 
consommation. 

Mais ces accords, presque toujours purement verbaux, n’affeetent 
pas sensiblement l’&tat &conomique general du pays et nous ne 
pousserons pas plus loin nos investigations dans cette direetion; nous 
allons nous occuper exclusivement des accords de ce genre dans le 
domaine de la grande industrie!, 

Lä les raisons qui font redouter la concurrence aux produeteurs 
sont bien plus &nergiques. L’emploi de machines de plus en plus 
dispendieuses par suite des progres de la technique fait de la pro- 
duction en grand une n£cessite. L’abaissement des frais de transport 
et l’extension des communications internationales, malgr& l’&l&vation 
des droits de douane, rendent de plus en plus sensible la coneurrence 
etrangere. Ces causes acquierent une acuit@ plus grande pendant ces 
periodes de depression qui dans notre &tat &conomique tendent à se 
reproduire par alternances sinon avec regularite. Durant la p£&riode 
de prosperit€ à laquelle elles suecedent l’outillage immobilise a été 
developpe au dela des besoins normaux de la consommation: la 
partie de la production qui ne s’&coule pas avilit les prix de tous 
les stocks; les droits proteeteurs perdent leur efficacit@; les usines 
les moins bien situ&es, celles qui produisent le plus cherement, 
semblent comdamnees à disparaitre. Mais il est fort naturel que les 
industriels menacés cherchent ä se maintenir en attendant une reprise 
des affaires. Leurs confreres plus forts ont eux m&mes avantage, 
quand il y a des chances pour cette reprise, a emp£öcher la liquidation 
de ces entreprises, à &viter qu'elles ne soient achetees A des prix 
inferieurs à leur cout d’&tablissement par de nouveaux venus, qui, 





! L’expression de syndicat n’a un sens juridique precis qu’autant 
qu’elle s’applique & une association professionelle &tablie conforme&ment & la 
loi du 21 mars 1884. Dans la langue usuelle on l’emploie pour designer 
tout accord d’un caractöre plus ou moins temporaire qui crée entre les con- 
tractants une communaut& d’interets et qui ne rentre pas dans le cadre des 
societes eiviles et commerciales: ainsi un syndicat financier est un 
accord pour le placement ou la manipulation des cours d’une valeur ä la 
bourse. Un syndicat industriel est un accord entre manufacturiers 
qui n’6&tablit pas entre eux une socièté proprement dite mais regle leurs 
rapports relativement à la fabrication ou à la vente de leurs produits. Il 
peut revötir des formes juridiques très diverses, comme nous le verrons 
($ W). 
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ayant un moindre interet A servir à l’outillage, leur feraient ensnite 
une redoutable coneurrence. 

Nous trouvons dans les documents judiciaires la trace d’un cer- 
tain nombre de syndicats pour r&gulariser la production et fixer des 
prix communs & peu pres des que la grande industrie fut née; mais 
ils etaient alors bien moins r&pandus que de nos jours. 

Aux environs de 1840 les principales entreprises de transport 
par terre, les messageries, s’&taient coalis&es pour &tablir des tarifs 
communs. Les compagnies d’assurances maritimes et quelques arma- 
teurs dans les ports avaient fait de m@me. .Les tribunaux virent 
dans ces accords des accaparements et frapperent leurs auteurs des 
peines portees en l’article 419 du code Pénal. Il en fut de m&me 
d’un accord, tout à fait semblable aux syndicats modernes, conclu 
en 1838 entre les principaux fabricants de soude qui approvisionnaient 
les savonneries de Marseille. Ils &taient convenus de vendre tous 
leurs produits exelusivement par l’interme@diaire d’un courtier qui 
repartissait les commandes au prorata entre les diverses usines et 
maintenait les prix a un niveau fixe. Ce courtier avait en outre 
lou@ un certain nombre de fabriques qui n’£taient pas en activite 
pour les laisser en chömage. 

En 1846 A Calais les commergants en bois du Nord avaient fixe 
de concert leurs prix d’achat et leurs prix de vente en stipulant des 
clauses penales contre ceux qui violeraient cet engagement. En 1849 
à Bar-le-duc les deux prineipaux fabricants de tricots avaient conclu 
un accord par lequel ils s’etaient engages à maintenir invariables 
leurs prix de facons. Ce pacte avait été fait à la demande des 
ouvriers pour &viter une diminution des salaires. Mais c'est dans 
l’industrie houilliere que se produisirent & cette &poque les faits les 
plus interessants. Dans le bassin de la Loire les concessions d’ex- 
ploitations avaient été fort multiplites au debut du sieele. On 
n’en comptait pas moins de 109 ayant ouvert 330 puits dont 120 
etaient en activite. Les r&sultats d’exploitations si morceldes &taient 
deplorables au point de vue technique comme au point de vue finaneier. 
Beaucoup de puits avaient mêôme été envahis par les eaux ou &taient 
compromis. Les direeteurs des compagnies chercherent à remedier 
au mal par deux moyens: d’abord en r&unissant plusieurs exploitations 
voisines ce qui reduisit A 61 le nombre des concessions, chiffre encore 
tres élevé, puis en r&unissant ces exploitations devenues plus impor- 
tantes dans une soeiété centrale dont l’objet &tait d’empächer la con- 
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currence entre elles. En 1842 une premiere societ& dite Société 
charbonnietre de la Loire fut organisee. Elle fut remplacse 
en 1844 par une societ€ plus considerable appel&e la Compagnie 
generale de la Loire. Elle vendait en commun les produits 
des mines associees et réglait leur production. Les compagnies _ 
partieulieres d’exploitation‘ n'&taient pas supprimees; mais elles 
avaient regu un nombre d’actions de la Compagnie générale pro- 
portionn& & leur importance et les ben£fices &taient r&partis entre ces 
actions. Cette organisation rapelle tout à fait celle des Trusts 
americains ou celle des Omnium Europeens. Elle avait r&uni dans 
le bassin de la Loire les 82 °/o de la production. Les avantages 
qu’elle procura au point de vue de l’ame£lioration de la production, 
des r&sultats finaneiers et m@me du bien ätre des ouvriers ne l’em- 
p@cherent pas d’@tre vivement attaquée dans la presse et & la chambre 
des de&putes. On parla des lors de f&odalit& finaneitre, de 
constitution d’un monopole général de la houille! La verite est que 
des pourparlers &taient engages entre la Compagnie generale 
de la Loire et les bassins houilliers voisins, notamment celui du 
Gard, pour se partager les d&bouch&s!. 

Ce mouvement de concentration des houillieres et de mise en 
commun de leur exploitation commereiale fut arréêté par un de£ecret- 
loi du 24 octobre 1852 qui interdit les reunions de concessions 
minieres a moins de l’approbation du gouvernement. Sous le coup 
de ce deeret qui avait un eflet r&troactif, Ja Compagnie gen6rale 
de la Loire se dissolvit et jusqu’ä ces dernieres années il ne s’est 
plus reforme de syndicats entre houillieres: la situation s’ame&liora 
cependant parceque le Gouvernement imperial autorisa beaucoup Je 
r&unions de petites exploitations dans les divers bassins houilliers. 

Pendant le second Empire l’expansion de l’industrie fut telle 
que les manufacturiers ne se pr£occuperent guere de regler la pro- 
duetion. Cependant c’est en 1863 que les exploitations des salines 
de l’Est, pour mettre fin & une conceurrence qu’elles jugeaient ruineuse, 
convinrent de eréer pour une periode de dix ans des comptoirs communs 
de vente situ6s l’un à Naney, l’autre à Paris. Cette organisation 


! On consultera avec inter&t sur cet episode de l’histoire de l’industrie 
houilliere en France divers articles publi6s dans la Revue des deux mon- 
des de juin 1846, dans le Journal des Economistes de decembre 1846 
et dans le Correspondant de fevrier 1847. 
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fut imitee par les salines de la Me£diterranee et le Gouvernement, 
loin de s’y montrer hostile, ne craignit pas en 1864 de la proposer en 
modele aux salines de l’Ouest. Nous reviendrons sur ce syndicat qui, 
apres diverses vieissitudes et plusieurs renouvellements, dure encore, 
Mais, on le voit, les syndicats &taient à cette &poque de très rares 
exceptions dans l’ensemble de l’organisation industrielle. 


II. 


Ces indications sur un temps d&ja éloigné montrent que le d6- 
veloppement contemporain des syndicats entre industriels en France 
s’est produit spontan&ment. Il ne parait pas avoir été provoque, si 
ce n’est dans une tres faible mesure, par la connaissance que nos 
nationaux ont pu avoir de ce que les Allemands ou les Americains 
fesaient dans la même voie. 

C'est à une quinzaine d'années qu’il faut faire remonter la 
multiplication chez nous de ces sortes de syndicats et il s’en erée 
de nouveaux journellement. Les causes en sont: 

1. la cerise latente que subissent les industries des vieux pays 
Europ&ens depuis que les debouches se sont reduits en Amerique, 
dans l'Inde, en Australie, en Russie par le d&veloppement des manu- 
factures dans ces pays et que au sein m&me de l’Europe oceidentale 
l’Allemagne est devenue une grande puissance manufacturiere. Avec 
le prix des matieres premieres, le prix des premiers fabricats, sus- 
ceptibles d’ätre produits sur une grande £chelle et qui servent eux 
m&mes d’&l&ments aux produits destines à la consommation, a baisse 
d’une maniere d£finitive. Un mouvement social, fort heureux en 
soi, tend en m&me temps & relever le taux des salaires, à l’empöcher 
au moins de baisser avec les prix de vente; les progres de la 
technique arrivent diffieillement à contrebalancer cette charge pour le 
fabricant. La dure p£eriode de depression qu'ont traversee les manu- 
factures de 1881 a 1887 a frappé vivement tous les esprits; mais les 
hommes clairvoyants se rendent compte qu’on est en presence d’un 
tat conomique permanent ou au moins destine A durer fort long- 
temps; la reprise qui s’est produite apres 1888 n’a pas pu ramener 
le niveau des prix anterieurs ni les conditions avantageuses de la 
production d’autrefois: les temps diffieiles durent toujours. 

2. V’habitude de se eoncerter et la pratique de l’association ont 
fait des progres serieux. Les associations pour l’&tude et 
la defense des int&r&ts communs ont er&& entre nos grands 
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industriels un rapprochement permanent. Constitu6es en vue de la 
defense de leurs interöts au point de vue de la legislation douaniere, 
elles ont servi de base quelque fois à des institutions importantes en 
faveur des ouvriers!. Naturellement elles pr&öparent la voie à des 
accords pour regler la coneurrence lorsqu’elle devient trop dangereuse, 
Quand m&me les pourparlers engagé s en vue de ces accords n’abou- 
tissent pas immediatement A la constitution d’un syndicat, ils am&nent 
generalement une certaine hausse des prix ou un arröt dans leur 
baisse. 

3. La loi du 21 mars 1884 sur les syndicats professionnels, 
quoiqu’elle ait &t& surtout mise A profit par les ouvriers, par les 
artisans et les industriels moyens des fabriques colleetives (Haus- 
industrien), a pu aussi contribuer à appeler l’attention des grands 
industriels sur les avantages de l’action concertee. 

Quoiqu’il en soit, aujourd’hui de nombreux syndicats pour fixer 
la production ou regler la coneurrence par un proc&d& ou par l’autre 
existent dans les industries suivantes: 

Plusieurs syndicats regionaux existent entre les fonderies et les forges; 
les prineipaux sont le syndicat des forges du Nord fond& en 1883 et 
le Comptoir de Longwy pour les fontes &tabli en 1876?, et par dessus 
ces premiers syndicats, un grand syndicat pour la vente des fers A 
planchers qui embrasse les principales usines de France: de nombreux 
syndicats pour les produits derives du fer, notamment un accord 
entre les usines qui fabriquent les rails d’acier — un accord entre les 
quatre ou eing qui fabriquent les tuyaux de fonte, accord limit aux 


ı Ainsi le comite des forges de France a constitu& en 1891 une 
caisse d’assurance mutuelle des forges de France contre les acci- 
dents du travail qui donne dors et déjâ à tous les ouvriers de l’industrie du 
fer le bénéfice promis par un projet de loi generale. V. La Reforme So- 
eiale, année 1892, t. I, pp. 218 et suiv. 

2 D’un acte du 15 octobre 1893 il r&esulte que la Societe du Comptoir 
de Longwy, qui devait prendre fin le 31 juillet 1894, se continuera pendant 
eing nouvelles années pour finir le 31 juillet 1899. Voiei la liste des Soecietes 
faisant partie du Comptoir: 1. Soeiete des acieries de Longwy. — 2. Societe 
metallurgique de Gocey. — 3. MM. Gustave Raty et Cie. — 4. Societe me£- 
tallurgigque de Senelle-Maubeuge. — 5. MM. de Saintignon et Cie — 6. MM. 
Ferry-Curieque et Cie. — 7. Compagnie des forges de Chatillon-Commentry. — 
— 8. Soeci6te lorraine industrielle. — 9. Soci6te des hauts - fourneaux de la 
Chiers. — 10. Société des hauts-fourneaux et Forges de Villerupt-Laval-Dieu. — 
11. Soeiet& metallurgique de Champigneulles et Neuves - Maisons. — 12. M. 
Fould Dupart. — 13. Societe des Forges et fonderies de Montataire. 


*10 Claudio - Jannet. 


adjudications publiques, la vente aux particuliers restant libre — le 
syndicat de la Machine (gros fils de fer) eonstitu& en 1888 et. qui 
centralise les commandes pour toute la France, — le syndicat des 
fers & cheval — celui de la pointe — celui des essieux de voitures 
organises sur la même base. Il faut encore mentionner le Comptoir 
de vente de la quincaillerie de l’Est. 

La fabrication des produits chimiques est, peut on dire, uni- 
versellement syndiqude. Les fabricants d’iode forment des syndicats 
r@gionaux relies entre eux par un syndicat qui embrasse le monde 
entier. Il en est de même des fabricants d’alun, de soude, de e£ruse, 
d’engrais chimiques, d’acides, de chlorures. Tout au moins des ac- 
cords sur le partage des debouches existent entre leurs groupes. Un 
syndicat a réglé aussi les rapports des fabricants de bougies et de 
stearine pendant quelques annees et il peut se reconstituer au pre- 
mier jour. 

Le syndicat des raffineurs de petrole s’&tend à toute la France 
sinon au delä. Le syndicat des raffineurs de sucre fond& en 1883 
est peut ätre le plus puissant de tous pour des raisons que nous in- 
diquerons plus loin. Cette industrie est tres concentree. Les prinei- 
pales usines sont situ6es autour de Paris. Le syndicat form& primi- 
tivement entre elles a foreé la plupart des usines de province A entrer 
en arrangement avec elles: il leur abandonne seulement l’appro- 
visionnement d’un rayon local. 

On peut eiter aussi bien des syndicats dans des industries di- 
verses: un syndicat entre les tuileries de la Bourgogne, un syndicat 
entre les exploitants de gites de phosphate de la Somme qui n’ont 
eu l’un et l’autre qu’une existence &ph@mere, un essai de syndicat 
entre les proprietaires et exploitants de r&sines du D£partement des 
Landes pour la concentration des ventes. Le syndicat entre les fa- 
briques de verres A bouteilles de champagne a été un succes: les 
verreries etaient autrefois au nombre de 14 en France; elles sont ré— 
duites à neuf. Ce nombre se maintient gräce au syndicat et elles 
donnent des ben£fices quand trois fours sur six sont en activite, 

Les compagnies d’assurances contre l’incendie et sur la vie, apres 
s’etre fait concurrence pendant quelques anndes, ont adopte en 1881 
des tarifs communs et sont depuis lors &troitement unies sous ce rap- 
port. Les quatre prineipales d’entre elles ont à leurs frais construit 
de nouvelles tables de mortalit& et de survie basées sur leurs statistiques. 
Cette &uvre tres remarquable au point de vue scientifique sert de 


- 
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base à des tarifs nouveaux sur le taux de capitalisation de 3 Ya %o 
qui ont été mis en vigueur d’un commun aceord par toutes les com- 
pagnies au 1° Janvier 1894. 

Plusieurs des syndicats que nous venons d’indiquer &tendent leur 
action hors de France. Les syndicats internationaux sont un fait 
economique des plus consid&rables du temps present, peut ötre un 
symptome d’avenir. Parmi eux il faut mentionner au premier rang le 
Syndicat du Zine qui a été form& sous la direetion de la puissante 
Soci&t& de la Vieille Montagne, dont le siöge est en France, et 
qui a été renouvel@ recemment. Gräce à sa mod£ration il maintient 
les prix du zine à un taux remunerateur sans provoquer les plaintes 
des eonsommateurs. Le Syndicat des glaces coul&es et polies, qui 
s’&tend sur plusieurs pays de l’Europe, eomprend aussi des usines 
frangaises. Un syndicat de fabricants de mouvements d’horlogerie 
ebauches a exist@ pendant pres de eing ans jusqu'en juin 1892 entre 
trente fabriques, les unes situees dans le d&partement du Doubs en 
France les autres dans le Jura Bernois, sous la denomination de Syn- 
dieat des fabriques d’&bauches suisses et frangaises. I 
reunissait A peu d’exceptions pres l’universalit® des produeteurs de 
cette industrie. Le fameux syndicat des cuivres avait son centre en 
France. Depuis le krach qui l’a renverse, toutes les usines frangaises 
qui traitent ce métal ont continue leur fabrieation. Les prineipales se sont 
groupées de nouveau dans la Compagnie frangaise desmetaux; 
mais une concurrence redoutable leur est faite par un autre groupe- 
ment à la töte duquel est M. Secrétan. Quant au plan d’une union 
entre les mines anglaises et les prineipales mines espagnoles et am£ri- 
caines, il a &t& repris par un grand speeulateur anglais M. Mathe- 
son qui travaille a le realiser sans grand succes jusqu’iei toutefois, 

On remarquera que ces syndicats sont surtout r&pandus dans les 
industries qui fournissent des produits d’un mäme type pouvant ätre 
tabriques indiff&remment dans une usine ou dans l’autre. De la fonte, 
des fers A planchers, de l’iode, de l’alun sont, a moins de fraudes ou 
de malfacons @videntes, toujours identiques. Des qu’il s’agit d’un pro- 
duit prösentant un degr& superieur d’achevement, le m£rite de la fa- 
brieation s’individualise: le consommateur tient A telle ou telle marque 
et chaque industriel a une elientele dont il est a bon droit jaloux. M&me 
dans les industries que nous venons de parcourir, la fabrieation et la 
vente de certains produits sont seuls l’objet d’accords. Ainsi les forges 
francaises du Nord et du Centre sont syndiquees pour les fers a plan- 


*19 Claudio -Jannet. 


chers: elles ne le sont pas pour les fers lamines ou pour les aciers 
fondus dont la qualit& est susceptible de varier presque indefiniment!. 
La fabrieation du suere candi destine aux vins de champagne reste 
libre m&me pour les raffineries de l’Ouest qui ont du subir pour les 
sucres en pains la loi du syndicat parisien. Il en est de m&me pour 
les produits chimiques. Ceux la seuls sont l’objet d’accords qui sont 
produits dans un certain nombre d’usines dans des conditions de fa- 
brication identiques: les autres restent libres ou bien, si dans une 
usine on fabrique des produits differents, l’usine fait partie de plusieurs 
syndicats pour chacun d’eux. 

Cela indique pourquoi les syndicats sont tr&s rares dans les in- 
dustries textiles. Lä les questions de marque et de clientele priment 
tout. On peut citer cependant le syndicat des fabricants de fil de lin 
du Nord à Lille, industrie tres concentr&e; le syndicat des cotonniers 
des Vosges dont le siege est à Epinal; celui des peigneurs de laine 
à facon de Roubaix; un syndicat des filateurs de laine fine de la 
region de Fourmies qui a duré de 1888 à 1888 et qui avait groupe A 
peu pres les soixante et dix usines de la region, maıs qui s’est dissous 
parcequ’il n’a pu amener & lui les filateurs de la region de Reims, 
ni ceux de Roubaix. Ces syndicats fore&ment s’en tiennent à la forme 
la plus imparfaite: une fixation des prix qui est plus ou moins loyale- 
ment observee par les divers adhérents. Tel est le caractere d’un 
accord tenté entre les mouliniers-filateurs de la region du Rhöne en 
1887 pour acheter les cocons des vers à soie sur les divers marches 
seulement & des prix fix&s par eux, 

Des syndicats peuvent plus facilement se former parmi les in- 
dustries qui fournissent des fagons au tissage. Ainsi dans la region 
lyonnaise un syndicat englobe tous les appröteurs de soieries. Un 
autre vient de se former entre les teinturiers. Des essais du m&äme 
genre ont été faits a plusieurs reprises pour la teinturerie et l’appr&tage 
des étoffes de laine ou mélangées laine et coton à Paris et dans le 
Nord de la France (8 V). 


III. 


Le but general de ces syndicats est toujours le mêmé: atténuer 
la concurrence, maintenir des prix remunerateurs, Mais pour y arriver 


' Dans le groupe de Longwy on a constitu& cependant un eomptoir 
commun de vente entre quelques usines pour les aciers fondus d’apres le 
procöde Thomas. 
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ils emploient des procedes fort differents et qui doivent les faire elasser 
en six categories au moins en theorie: 

les premiers se bornent à fixer des prix communs; 

les deuxiemes limitent la production de chaque usine syndiquee 
generalement en fixant des prix communs, quelquefois cependant en 
laissant chaque usine vendre à son prix; 

une troisieme catégorie pretend limiter son action aux achats de 
matieres premieres pour les quelles les syndiques fixent des prix 
qu’ils s’engagent à ne pas de&passer; 

d’autres ont surtout pour but le partage des débouchés (nous 
disons surtout; car en pratique la plupart des syndicats poursuivent 
simultanement plusieurs des objets que nous detaillons iei pour la 
commodit& de l’exposition); 

une einqui&me categorie met en commun les ben$fices r&sultant 
d’exc&dants de production au delä du chiffre reconnu comme normal 
a chaque usine syndiquee et les defieits r&sultant d’une production in- 
ferieure à cette moyenne. Elle r&partit ces exc&dants et ces defieits 
entre toutes les usines proportionnellement à l’importance en tant pour 
cent de la produetion qui leur a été reconnue lors de la formation du 
syndicat; 

enfin nous plagerons en sixieme lieu les syndicats dans lesquels 
les diverses usines, allant plus avant dans cette voie, confient tout ou 
partie de la vente de leurs produits a un comptoir devente. Ce 
comptoir r&partit les livraisons à faire entre elles selon leur importance 
reconnue soit en suivant une alternance soit d’apres leur position 
g&ographique. 

Ces six sortes de syndicats sont comme autant de degres ascen- 
dants dans la communaut& d’inter&ts ainsi eréée. 

Nous allons revenir sur chacun d’eux successivement. 

A. Fixer des prix communs et les conditions de vente (escompte 
en cas de paiement comptant, bonifications pour les achats con- 
siderables) est la premiere idee qui se presente & des producteurs 
gönes par la concurrence. Un accord de ce genre ne se distingue 
gueres des coalitions de commergants pour faire hausser le prix de 
leurs marchandises qui se sont produits de tout temps. Ües syndicats 
la offrent tres peu de solidite. Presque toujours les membres les 
moins honnätes ne s’astreignent pas & la fixation de prix qu’ils ont 
fait adopter par les autres. Le syndicat devient un march® de dupes 
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pour ceux-ci. Aucun controle ne peut en effet empächer les remises 
faites de la main à la main à l’acheteur. 

«Il est bien reconnu, nous écrit un industriel @minent, que sans 
limitation de la production aux besoins du marche, une regleınentation 
des prix de vente n’a qu’une durée limitee & une marche d’affaires 
normales. Vienne une crise industrielle, les stocks s’accumulent; les 
syndiques deviennent inquiets et pensent qu’en reprenant leur liberté 
d’action ils pourront faire face aux difficult&s de la situation». 

B. Néanmoins ces syndicats prennent un peu plus de consistance 
quand en m&me temps ils &tablissent des prix communs pour l’achat 
des matieres premieres. Tel &tait l’un des buts d’un syndicat &tabli 
en 1869 entre les fabricants d’iode de Bretagne et qui a dur jusqu’en 
1877. Ils achetaient le varech & un prix determine et vendaient leurs 
produits à des prix arrétés d’un commun accord. Le concert &tabli 
entre les principales fabriques de colle forte de France a pour unique 
objet, assure-t-on, de fixer des prix communs pour l’achat de la ma- 
tiere premiere (debris d’os et rognures de peau) dans l’Amerique du 
Süd et le bassin de la Mediterrannee, Les prix sont notifies aux 
vendeurs toutes les quinzaines. 

Le syndieat de Longwy dans ces dernieres annees a achete du 
coke en Allemagne pour le compte des usines syndiqutes et gräce à 
cette action collective il a obtenu des conditions plus favorables. Le 
syndicat de consommateurs tient alors en &chee le syndicat de pro- 
ducteurs: dans l’esp&ce ce dernier &tait le puissant syndicat pour la 
vente du coke de Westfalie. 

Ce genre d’op£erations quand il est fait par des artisans nombreux 
fait l’objet de societes coop&ratives pour l’achat en commun des ma- 
tieres premieres (Rohstoffvereine). Ües soeiétés sont malheureuse- 
ment trop peu r&pandues en France; elles constitueraient cependant la 
meilleure defense du me&tier contre l’extension de la grande industrie. 
Il faudrait proposer aux artisans l’exemple des bénéfices realises 
dans cette voie par les grands manufacturiers. Mais quand ceux-ci 
font ces op£rations d’achat en commun, ils n’ont pas besoin de re- 
courir au m&canisme d'une socièété coop£rative toujours compliquee. Un 
accord prive par &erit ou verbal leur suffit. 

©. Les Syndicats, qui limitent la produetion de chaque usin® - 
syndiquee, vont droit à la cause de l’avilissement des prıx, et, quand 
ils y r&ussissent, ils peuvent se dispenser de fixer des prix de vente: 
le cours naturel du marcht les relöve en pr&sence d'une offre rare- 
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fiee. C'est ainsi qu’a procédé le Syndicat international des 
Zines. 

Le Comptoir de Longwy pour les fontes groupe des usines dont 
la capacit& produetive est telle qu’elles pourraient approvisionner la 
France à elles seules. Je Syndicat limite leur production A une 
proportion variable selon la eapaeit@ de chacune: cette proportion était 
en 1887 au plus bas de la depression des aflaires de 37,5 Yo! Quand 
il faut reduire la production une indemnite est attribuce aux usines 
qui entrent en chomage. La reduetion est l’objet d’une adjudication 
au rabais et elle est supportee par l’&tablissement qui demande la 
moindre indemnite. Cette limitation de la production et cette fixation 
des prix ne s’appliquent qu’aux ventes faites dans l’intCrieur du pays. 
L’exportation reste libre pour chacun. 

Dans les industries textiles le procédé le plus simple pour r&duire 
la production est la diminution des heures de travail. C'est celui 
qu’employait le syndicat des filateurs de laine de Fourmies. Des ac- 
eords. dans ce but pour parer A un encombrement temporaire sont 
assez frequents sans qu'on etablisse pour cela un syndicat formel; 
mais ces accords sont toujours tr&s précaires. 

Ce genre de syndicats ne peut reussir qu’ä la condition de 
grouper le 80 ou le 90 ®/o de la production. Dans les industries oü 


de nouveaux £tablissernents peuvent se former — ce qui a été le cas 
des Salines de ’Est — la hausse des prix realisee par le Syndicat 


amene de nouveaux concurrents et tout est A recommencer. 

L’observation loyale de la limitation de la production est difficile 
à obtenir. Tl faut armer le comit& directeur d’un droit de controle, 
d’un pouvoir d’inspecetion des livres des &tablissements syndiques, 
ödieter des elauses penales élevées. 

Aussi à moins qu’il ne s’agisse d’un tr&s petit nombre d’usines 
ayant en face d’elles seulement un petit nombre de consommateurs 
comme l’Etat, les Compagnies de chemins de fer, les villes pour leurs 
travaux de canalisation, l’experience amene A reconnaitre la con- 
venance de centraliser les commandes dans un comptoir de vente, ce 
qui est, nous le verrons, la forme la plus parfaite du Syndicat. 

D. Le partage des debouches soit dans l’int6rieur du pays soit 
à l’&tranger est l’objet des syndicats les plus importants. Presque 
toujours il comporte des prix communs. Le Syndicat #tabli en 1892 
apres de longs pourparlers entre presque toutes les forges de France 
pour la vente des fers A T, Syndicat, appel& vulgairement du Nord- 
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Centre, partage la France en plusieurs regions: le Nord est exclusive- 
ment réservé aux usines de la region: le Centre l’est de mäme aux 
trois grandes usines qui y dominent toutes les autres: cette reserve 
est faite au moyen de l’obligation prise par les usines du Nord de 
majorer de 50 centimes le prix des fers qui leur seraient commandes 
par des consommateurs du Centre et r&ciproquement. Les usines du 
Centre ne peuvent importer dans Paris et sa banlieue qu’une quan- 
tit& de tonnes determintes: auparavant les usines des deux regions 
rivales s’y fesaient une concurrence acharnde au profit surtout des 
marchands de fer. Le cours de la Loire est une region commune oü 
les deux groupes peuvent vendre aux mämes prix. L'extrémité Sud 
Ouest de la France est assimil&e à l’&tranger. Lä chaque usine peut 
abaisser les prix autant qu’elle le veut pour ruiner un coneurrent, 
La verit& est que sur les bords de l’Adour se trouve un grand éta— 
blissement qui n’a pas voulu entrer dans la coalition. Dans le bassin 
du Rhöne et la region mediterranneenne toutes les ventes doivent 
passer par l’intermediaire d’un grand marchand qui est quant.& ce 
l’agent des usines syndiquees: avant tout leur part est faite aux 
forges d’Alais en raison de leur position g&ographique: l’exc&dent de 
la consommation de la region est r&parti entre les usines du Nord 
et celles du Centre selon des proportions convenues, L’Algerie et la 
Tunisie sont l’objet d’un accord partieulier: les usines du Nord, qui 
en faisant des expeditions par quantit@s importantes et par la voie de 
mer peuvent y vendre à meilleur marehé que les forges d’Alais et 
les usines du Centre, limitent leur rabais A un taux qui laisse encore 
à celles-ei le benffice d’un bon nombre de ventes. 

Ce syndicat a pris en janvier 1894 une extension encore plus 
grande par l’adhesion que lui ont donnte les forges de l’Est. Il a 
fallu faire des conditions de faveur à certaines usines jusque lä 
dissidentes. Il embrasse maintenant à peu pres toutes les forges de 
France. Les marchands de fer de Paris, qui jusqu’iei avaient em- 
pech® les combinaisons de ce genre de s’&tablir, sont entr&s dans 
celle-ci. Le resultat a été de porter immediatement le prix des fers 
A plancher à 15 franes, comme prix de base, tandisqu’il oseillait au- 
paravant entre 12 et 14 franes, Il est question d’&tendre ce syndicat 
a d’autres fabricats, notamment aux toles. 

Les syndicats ayant pour principal objet le partage des débouchés 
reposent sur une base naturelle. Ils ont par là une garantie de sta- 
bilite, si d’ailleurs ils sont assez bien constituös pour faire observer 
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loyalement ce partage et surtout si ils ne provoquent pas les im- 
portations etrangeres ou la formation d’&tablissements rivaux par 
l’el&vation exagerte des prix. 


E. Les exe&dants de production au delä de ce que la consomma- 
tion normale peut absorber sont la vraie cause de l’avilissement des 
prix. Les syndicats, qui, au lieu de limiter strietement la production de 
chaque usine, mettent en commun les bénéfices derives de ces ex- 
etdants et encouragent à la restriction de la production par des primes 
payées sur la masse, arrivent au m&me quilibre avec plus de souplesse 
dans les procédés et en laissant mieux chaque chef d’usine tenir compte 
des multiples &l&ments, situation locale, soin de la population ouvriere, 
etc. qu’il a & harmoniser. Le me&canisme de cette combinaison se 
comprendra mieux à la lecture des articles d’un accord eonelu entre 
les fabricants de bougies en 1891 et dont les bases sont frequemment 
reproduites dans les syndicats de ce genre: 


article 1. La vente moyenne de chaque fabricant sera 6tablie, en 
prenant pour base les bougies vendues par chacun pendant les eing anndes 
écoulées du 31 d@cembre 1885 au 31 d&cembre 1890 et en laissant en dehors 
les affaires d’exportation dont le Syndicat n’a pas & s’occuper. 

Chaque fabricant sera autorise à vendre en pleine franchise les 80 %o 
de sa vente moyenne. Au delä de 80 %0 il versera à la masse une contribu- 
tion de 

12 franes par 100 Kilogrammes de 80 à 0 %o 

4 „ „ 100 " „ 9 à 10% 

18- -; „ 100 u „ 100 & 110% 
et ainsi de suite avec une progression ceroissante de 2 francs par 100 Kilos 
et par 10% 

article 2. La masse constitude par ces versements servira & payer: 
1. les frais d’administration du Syndieat et les depenses qui auront été 
faites pour l’inter&t commun; 2. une indemnit& de 12 franes par 100 kilo- 
grammes de manquant, qui sera donnee A ceux qui seront restes audessous 
de 800 de leur quantit& moyenne, mais en limitant cette indemnite & un 
manquant de 20% maximum, de maniere que le fabrieant tombe à 50 No 
n'aura pas plus à toucher que s'il &tait tomb& A 60 '/o seulement!. 

Le reste de la masse sera reparti entre tous les associes au mare le 
frane des quantites qui auront été admises comme representant la vente 
normale de chacun d’eux. 


ı L’art. 2 est combin& de maniöre & ne pas donner interet à une usine 
à fabriquer dans des conditions de eoüt de produetion trop élevées et à re- 
pousser les perfeetionnements techniques. 
Schriften LX. — Kartelle I1. 2 
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article 6. — A la fin du mois chaque fabricant sera tenu, sous peine 
d’une amende de 50 franes par jour de retard et au profit de la masse, de 
fournir au president du comite l’extrait de son compte de Regie arröt& dans 
le mois!, Cet extrait devra autant que possible @tre certifi&€ conforme par 
l’Administration, et, dans tous les cas, le Comite aura toujours le droit de 
deleguer un fond& de pouvoirs pour aller verifier sur place le livre authen- 
tique et pour se faire pr&senter par le fabricant toutes les justifications né- 
cessaires. 

“  artiele . — A la möme &poque chaque fabricant aura & faire tenir 
au president du Comité un billet stipul& valeurs en compte souserit à 
l'ordre des membres du comité payable & la fin de l’exereice annuel. et d’une 
valeur &gale à la somme que le fabricant aurait A donner si le r&glement 
du mois devait &tre definitif. Le billet qu’il avait souserit le mois pr&c&dent 
lui sera alors renvoyé. 

I n’y avait d’ailleurs dans ce syndicat, qui s’est dissous depuis, 


aucune limitation des prix. 


F. Mais, nous l’avons dit, un degré superieur d’union est atteint 
quand la vente des produits est separ6e de leur fabrication. C'est 
une application du principe &conomique de la s&paration des parties 
du travail. 

La premiere idee d’un comptoir commun de ventes a du venir 
à propos de l’exportation lointaine pour laquelle chaque usine ne peut 
guere entretenir des agents sp6ciaux. Des comptoirs d’exportation 
ont &t& cer&&s pour les cotonnades de la Normandie, pour celles de 
Flers dans le d&partement de l’Orne, pour les produits des industries 
diverses des Ardennes,. Le Comptoir de Longwy pour les fontes, 
quoiqu’a l’origine destine uniquement aux ventes à l’interieur, fait 
maintenant des ventes à l’ötranger pour le compte commun. Les 
houillieres du Sud de la France sont syndiqu&es pour l’exportation 
de leurs charbons et la vente sur le littoral mediterranden. Nean- 
moins les sociétés pour l’exportation ne sont pas multipli6es en France 
comme elles pourraient l’ötre et il faut remarquer que dans la plu- 
part des syndicats actuels l’exportation reste pleinement libre. Chaque 
industriel est engag® à &couler à l’&tranger le plus qu’il pourra de 
sa production en s’ingöniant avec toute la f&condit& de l’initiative 
personnelle et sans &tre gene par aucune limitation de prix. La 


! Ceei s’explique par ce qu’en France la fabrieation des bougies est 
frappee d’un impöt. Les usines sont soumises à une serie de verifications 
par la Regie des Contributions indireetes portant sur les matieres premieres 
entrees et les produits sortis qu’on appelle l’exereice. 
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donnée fondamentale de ces syndicats — et elle est en rapport avec 
le r&gime protectionniste qui domine aujourdhui en France — est 
d’assurer des prix r&munerateurs A une production normale r&pondant 
à la demande du marche interieur. Quant à l’exportation, elle est un 
benefice extra; fut-elle faite & des prix inferieurs, elle permet à 
chaque usine d’abaisser son cofit de production en repartissant ses 
frais generaux sur un plus grand nombre de produits. 


L'organisation d’un comptoir de vente avec r&partition des ventes 
proportionnellement à l’importance de chaque £&tablissement eomporte 
essentiellement des prix de vente communs, Mais chaque usine n’en 
a pas moins grand interet à diminuer ses frais de production; ear le 
benefice resultant de l’&cart entre ces frais et le prix de vente s’accroit 
d’autant, et ce bönffice lui reste propre. 


Cette organisation commerciale n’est done nullement contraire au 
progres technique. Les syndicats qui se sont constitues sur cette base 
ont une durée et une solidit® qui contrastent avec la fragilit& et l’in- 
stabilite des autres. Ainsi le Syndicat des Salines de l’Est a deja 
été renouvel@ pour trois périodes de dix ans. Le Comptoir de Long- 
wy a quatorze années d’existence et rien ne peut faire prevoir sa 
dissolution. A cöt& de ces avantages, l’inconv&nient d'un comptoir 
commun de ventes est la perte pour chaque 4tablissement de sa clien- 
tele propre, de ses relations d’affaires. Beaucoup d’industriels y re- 
pugnent et quand il s’agit de produits olı la fabrication varie 
d’usine à usine, ol la question de marque est pr&eponderante, cette 
forme de syndicat ne parait pas pouvoir s’acelimater,. Du reste dans 
la pratique elle est susceptible de plusieurs varietes. Quelquefois une 
agence est 6tablie par tous les syndiques et son exploitation fait 
l’objet d’une société commereiale &tablie entre eux. D'autrefois c’est 
un commercant ou un courtier connu dans cette branche d’industrie 
qui traite avec les differents &tablissements, chacun d’eux s’engageant 
à vendre exclusivement par son intermediaire, lui s’engageant à r£- 
partir les commandes entre eux et à ne vendre qu'au prix fixé. Nous 
eiterons comme exemple de ce dernier arrangement l’organisation du 
syndicat des exploitants des gites de phosphate du d&partement de la 
Somme, telle qu’elle a &t& constat&ee dans une deeision judiciaire: 

«A la suite de la d&eouverte des gisements de phosphate de la Somme 
MM. Ferry et May courtiers a Paris ont imagine de grouper autour d’eux 
une partie des extracteurs de ces phosphates, les deux tiers environ, äfin de 
r&glementer dans une certaine mesure la produetion et d’empächer un avi- 
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lissement des cours et un &puisement des gisements par une extraction in- 
consideree. Il fut convenu par un acte sous seing prive entre MM. Ferry et 
May et leurs adherents que ces derniers s’engageaient à ne vendre leurs 
phosphates tant en France qu’& l’Etranger que par l'intermediaire de MM. 
Ferry et May, & n’extraire qu’une quantit& determinde chaque année et à 
repartir assez r&gulierement leur extraction sur les differents mois de ma- 
niöre & atteindre chaque mois les deux tiers du douzieme de la production 
annuelle et à livrer dans ces limites toutes les commandes qui leur seraient 
transmises par MM. Ferry et May. Il était d’ailleurs convenu que les prix 
de vente maxima et minima seraient fix&s chaque semestre en assemblee g£- 
nerale. De leur cöte MM. Ferry et May devaient rechercher et concentrer 
les commandes et les r&partir entre les differents adherents moyennant une 
commission de 1 pour cent. 


IV. 2 


Nous avons maintenant A examiner les differentes formes juridiques 
que revätent ces syndicats. 

La question m&me de leur l&galite est parfois douteuse. L’ar- 
tiele 419 du Code Penal punit de peines correctionnelles la simple 
r&union ou coalition entre les principaux detenteurs 
d’une möäme marchandise ou denr&e tendant ä ne pas la 
vendre ou & ne la vendre qu'à un certain prix, quand, 
möme ind&pendamment de tout emploi de manoeuvres frauduleuses, 
cette coalition a effectivement op&er& la hausse ou la baisse 
des prix des denr&es ou marchandises au dessus ou au 
dessous du prix qu’aurait determin6d la concurrence 
naturelle et libre du commerce. 

A premiere vue cet article semblerait viser seulement les acca- 
parements, les coalitions entre commergants, qui sont essentiellement 
temporaires, et non les accords entre industriels ayant pour but de 
regler leur production. Mais une jurisprudence constante a repouss& 
cette distinetion et appliqu& & l’occasion les peines de cet article aux 
producteurs eux m&mes. Quelques auteurs avaient soutenu que la loi 
du 21 mars 1884, qui autorise les personnes exergant la même pro- 
fession & former librement des syndicats «ayant pour objet l’&tude 
et la d&fense des inter&ts &conomiques, industriels, commerciaux et 
agricoles>», avait virtuellement abrog& la partie de l’article 419 que 
nous venons de eiter. Mais notre jurisprudence n’admet pas l’ab- 
rogation virtuelle et par voie de consequence d'un texte l£gislatif. 
Aussi les cours de justice ont appliqu& depuis lors cet article 
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A des commergants qui s’&taient constitues en’ syndicat profes- 
sionnel !, 

Sans doute cet article est tr&s rarement applique. La cour 
d’appel de Paris jugeant au correctionnel a deelar& ne pouvoir con- 
stater les &l&ments constitutifs du delit d’accaparement dans l’affaire 
du Syndicat des cuivres! La menace r£sultant de cet article n’est 
done pas bien serieuse, et, à elle seule elle ne g@nerait pas les in- 
dustriels. Toutefois l’absence de poursuites du chef d’accaparement 
ou de coalition tient A ce que les magistrats actuels sont éelairés et 
ont des connaissances &conomiques suffisantes. Mais si des courants 
socialistes ou antis6mitiques s’emparaient de l’opinion, cette situation 
changerait et il serait A craindre qu’alors les tribunaux ne punissent 
au moins un certain nombre des accords que nous avons mentionnés. 
Aussi la plupart sont ils tenus secrets autant que possible. Certains 
industriels se refusent m@me à prendre autre chose que des engage- 
ments verbaux! Le plus souvent cependant des éerits sont rediges; 
mais ils sont sous seing priv@ et ne sont pas enregistres. Ü’est le cas 
des syndicats qui ont pour objet des fixations de prix, des limitations 
de production et m&me souvent de ceux qui r&partissent les bénéfices 
resultant des exc&dants de production. Cela explique, pour le dire 
en passant, l’impossibilite ou l’on est de faire une statistique des 
syndicats de cette sorte s’&tant formes ou existant actuellement en 
France. 

Il y a plus: quand m&me les peines correctionnelles de l’article 
419 du Code Pénal ne sont pas appliqu&es et ne sont pas appli- 
cables, les tribunaux voient dans cet article une deduetion d’un 
prineipe général selon lequel tout eoncert ayant pour objet de faire 
hausser ou baisser le prix d'une marchandise est contraire & 
la liberte du commerce et de l’industrie telle que l’ont com- 
prise les l&gislateurs eonstituants de 1791°; ils annullent done, en 


ı C'est ce qu'a fait la cour de Paris par un arröt du 28 fevrier 1888 
dans l’esp&ce suivante: les marchands d’eaux min6rales de Paris, après s’ötre 
reguli&rement constitues en syndicat professionnel, avaient conclu des accords 
avec un certain nombre d’exploitants de sources par les quels ceux-ei s’&taient 
engages A ne vendre leurs eaux qu’aux membres du syndicat ou A ne les 
vendre à des @trangers qu’& un prix sup£rieur. 

2 Autrefois le coucert ayant pour objet de faire hausser ou baisser le 
prix des services c. ä.d. les salaires, m&me ind&pendamment de toute violence et 
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tout état de la cause, les pactes et clauses p@nales ayant pour but de 
les sancetionner comme contraires à l’ordre public en vertu de l’article 
1131 du Code eivil. 

Pour öviter ces annulations la plupart des syndicats stipulent que 
leurs adherents d&poseront chez des banquiers des sommes assez 
élevées pour ätre attribuees de plein droit à la caisse du syndicat au 
cas otı ils viendraient A violer leurs engagements ou bien remettront 
des lettres de change aux mains du comit& qui les mettra en eircu- 
lation en pareil cas. Les eontrevenants pourraient sans doute exercer 
la r&petition de ces sommes ou ne pas payer ces leitres de change; 
mais le proc&d& employé est de nature pratiquement à les arröter 
dans une r&petition qui serait un acte de mauvaise foi &vident. 

La Belgique, qui avait à l’origine la mäme legislation que la 
France, l’a heureusement modifite en 1866. Elle a remplac& les ar- 
ticles 419 et 420 de notre Code P£nal par un article 311 qui punit 
seulement «les personnes qui par des moyens frauduleux quel- 
conques auront opéré la hausse ou la baisse du prix des denrées ou 
marchandises ou des papiers et effets publies>. Le rapport de la com- 
mission a formellement d£&clar& que «la detention par un seul, c’est & 
dire l’accaparement>» et «la eoalition ayant pour but de limiter la vente 
pour obtenir un prix eleve» ne constitueraient desormais plus des 
délits. Aussi la cour d’appel de Bruxelles par un arrêt du 29 mars 
1877 a declar& obligatoires pour les membres du syndicat des fabri- 
cants de verres A vitres les conventions par lesquelles ils s’etaient 
obliges A laisser chomer leurs fours pendant un temps determine pour 
retablir une juste proportion entre la production et les besoins de la 
consommation, 

La portee de la jurisprudence frangaise ressortira encore mieux 
de son opposition avec la jurisprudence anglaise dans une cause c&l&bre, 
celle du syndicat de cuivre. 

Le Syndieat avait passe des trait&s avec un grand nombre de 
mines, par lesquelles les compagnies minieres s’obligeaient & lui livrer 
toute leur production pendant trois ans & un prix soit à determiner 


de toute atteinte au droit d’autrui, le simple fait de la greve, était en vertu 
des m&mes prineipes consider& comme un delit. La loi de 1864 sur les coa- 
litions a fait disparaitre ce delit; la logique eut exigé qu’on abrogeat en 
m&me temps son application aux concerts relatifs au cours des marchandises. 
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d’apres les benefices du syndicat, soit fix& d’une maniere ferme mais 
tellement au dessus des cours alors pratiques, qu’il constituait une 
partieipation & forfait dans ces ben£fices. Tel £tait le cas de la 
Tharsis Sulphur and Copper Co. qui, en traitant sur cette 
base avec la Soci&t& des M&taux, avait stipul@ que juridietion 
serait attribu&e aux tribunaux anglais, La Société des Me&taux 
n’ayant pas pris livraison des quantites de euivre que la Tharsis 
C 0. lui offrait selon son contrat, celle-ci l’assigna devant la cour du 
bance de la Reine en dommages intérôts et obtint une condamnation 
contre elle en une somme de 1500000 fr. La Cour anglaise avait 
regard& cette convention comme parfaitement valable. Mais les cours 
frangaises, tout en n’ayant pas reconnu dans les agissements de MM. 
Secrétan, Hentsch et consorts le délit correctionnel d’accaparement, 
n'en avaient pas moins déelaré par plusieurs arräts les contrats divers 
passes par le syndicat contraires & la libert@ du commerce et de l'in- 
dustrie et les avait annul&s. Le tribunal de la Seine par un jugement 
du 25 mai 1892 a donc refuse à la 'T'harsis Co. ’ex&quatur necessaire 
pour l’ex&öcution en France du jugement de la cour du banc de la Reine 
contre la Société des M&taux. 

Certains syndicats, nous l’avons dit, se sont constitu&s en syndicats 
professionels conform@ment & la loi du 21 mars 1884. C'est fort 
utile quand le syndicat a des objets autres que la regularisation de 
la production, comme le syndicat des cotonniers des Vosges, déjà eite, 
qui s’occupe de r&unir tous les renseignements relatifs a la production 
des fils et des tissus, aux prix de vente pratiques et qui les commu- 
nique A ses adherents en leur conseillant telle ou telle maniere de 
proc@der pour la production ou la vente. Mais l’adoption de la forme 
professionelle de la loi de 1884 ne change nullement la position des 
membres du syndicat au point de vue de la non-reconnaissance par les 
cours de justice des engagements pris pour fixer des prix communs 
ou limiter la production. 

Les accords ayant pour but le partage des debouches ou 
la mise en commun des ben£fices r&sultant des exc&dants de pro- 
duction des pertes r&sultant d’une restrietion de production nous 
paraissent faire tres legitimement l’objet de ces associations en 
participation que notre Code de commerce reconnait dans ses 
articles 47 & 50: elles ne sont sujettes à aucune formalit@ et & 
aucune publieite. Les tiers n’ont jamais A en connaitre. Toutefois 
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les cours de justice n’ont pas eu encore à se prononcer sur leur va- 
lidite !, 

Les comptoirs de vente communs peuvent &tre &tablis sous cette 
forme ; mais leur exploitation peut faire aussi l’objet d’une societe 
commereiale proprement dite constitu&e et publi&e en toutes les formes 
prescrites par la loi: soit une soci6te en nom collectif (le syndicat 
de la quincaillerie de l’Est sous la raison Japy), soit une soci&te ano- 
nyme par actions (Syndicat des fabricants de c&ruse), soit une so- 
ciôté A capital variable (le Comptoir de Longwy). 

Les mömes causes &conomiques, qui poussent à la formation des 
syndicats dont nous venons de parler, ont souvent amené la fusion de 
nombreux #tablissements industriels petits ou moyens en une soeiete 
anonyme unique qui se flatte de dominer ainsi le march@e. Le r£sultat 
poursuivi par les syndicats est atteint par la avec beaucoup plus d’Ener- 
gie. Le désir d’&teindre la concurrence vient done concourir avec bien 
d’autres causes dans le sens de la concentration des entreprises, de 
l’amalgamation des société s anonymes en soci@tes plus vastes qui re- 
unissent sous une direetion unique plusieurs usines parfois situées sur 
des points du territoire tres &loignes. Ces combinaisons de forces sont 
très fr&quentes dans la metallurgie et l’industrie des produits chimiques. 
C’est un ph&nomene &conomique parallele a celui qui fait l’objet propre 
de notre &tude. Nous constaterons seulement que la jurisprudence a de 
tout temps déelaré que le de@lit de coalition prevu par l’article 419 du 
Code Penal ne pouvait pas &tre commis par les prineipaux detenteurs 
quand ils sont form&s en société anonyme, leur personalite indivi- 
duelle «’absorbant dans la personalit@ de la societ£. 

L’inconv&nient de la fusion d’exploitations rivales en une soci6te 
anonyme est la perte absolue de leur autonomie, S’il s’agit d’usines 
fort @loignees ou mäme situ6es dans des pays differents, des diffi- 
eultes au point de vue de la direction ou de la conformite aux lois 
locales peuvent s’ensuivre. On les a tournees au moyen d'une combi- 
naison appel6e vulgairement Om nium et qui rappelle à peu de chose 


' La Cour d’appel de Paris par un arröt du 14 avril 1891 a deelare 
valides et obligatoires pour les parties l’engagement pris par les exploitants 
de gisements de phosphate de la Somme reproduit ci dessus page 9; mais 
l’arröt se base uniquement sur ce que ce syndicat n’embrassait pas les prin- 
eipaux detenteurs du produit, 
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pres celle des Trusts am£ricains. Elle consiste A laisser subsister toutes 
les soeietes existantes qui continuent à fonetionner librement en appa- 
rence, mais & faire acheter la majorit& de leurs actions par une soci- 
été centrale qui a la haute main sur leurs conseils d’administration, 
detient la majorit@ de leurs actions dans sa caisse, pergoit leurs divi- 
dendes, et met en eirculation & la Bourse seulement ses propres actions. 
Le meilleur exemple qu’on en puisse donner est celui de la So- 
eiété centrale de la dynamite au capital de vingt millions 
qui groupe la dynamite francaise, la dynamite espagnole, 
la soeiet& Franco-Suisse, la dynamite V&n&zuelienne, 
la dynamite du Transwaal! et trois autres sociétés moins im- 
portantes situ6es en France et en Italie. Possedant la majorite de 
leurs actions, elle dirige toutes ces sociétèés d’une manière absolue et 
leur sert de banquier. 


V. 


Quels ont été en France jusqu’& nos jours les r&sultats des syn- 
dieats form&s pour regler la production ? 

Une reponse generale est impossible à formuler parceque ces ré— 
sultats ont vari& beaucoup selon les industries. 

Un petit nombre de syndicats ont fait preuve d’une vitalit& re- 
marquable et leur persistance est la preuve des avantages qu’y trouvent 
les interesses. Tels sont le syndicat international du Zine, le Comp- 
toir de Longwy qui date de 1879, le comptoir des Salins de l’Est 
qui remonte à 1863, le syndicat des maitres de forges du Nord, la 
eoalition des raffineurs de sucre qui date de 1883 et parmi les syn- 
dicats plus r&cents ceux de la Machine, des Essieux, de la Pointe, le 
comptoir de la quincaillerie. 

Pour plusieurs de ces industries, qui &taient tres atteintes par la 
baisse persistante des prix, le syndicat a été le salut et la source de 
benefices continus. 


A Lyon par exemple les quatres principaux appreteurs, il ya 
douze ans, formörent un syndicat pour se r&partir les commandes et 





2 Depuis que ces lignes ont &t& derites, la Dynamite du Trans- 
waal a passe sous le controle du Trust anglo - allemand de la Dynamite; 
mais un accord est intervenu entre le Trust et l’Omnium frangais pour le 
partage des bénéfices de cette societ‘ partieuliere. 
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arröter la baisse des prix de fagon. Ils &taient en perte consid£rable. 
Au bout de six mois ils avaient combl& leur defieit et depuis ilsn’ont 
cess& de faire des b£enefices. Aussi le syndicat compte aujourd’hui 
onze maisons, c'est à dire la totalit& des appr&teurs. 

Nöanmoins il ne faut pas s’exag6rer l’efficacit@ des syndicats à 
ce point de vue, Quand une crise industrielle a des causes profondes, 
qu’il y a un excös reel et considerable de production, les syndicats 
ne peuvent dominer la situation, Ainsi le Comptoir de Longwy lui- 
möme n’a pu conjurer la crise redoutable dechainde de 1885 à 1888 
sur la meötallurgie frangaise par la multiplication excessive des moyens 
de production qu’avait amen6e le plan fantastique de travaux publies 
de M. de Freyeinet. On l'a même accus& A ce moment d’avoir ag- 
grave la crise par son systeme d’indemnites de chömage. 

Dans cet ordre d’id&es on peut reprocher aux syndicats de retar- 
der la liquidation normale des erises 1° en maintenant artificiellement 
des usines destinees a disparaitre; 2° en &levant par des restrietions 
de production les frais generaux et en empächant par la cette dimi- 
nution du coüt de la production qui est le remede naturel des crises, 
parceque la consommation encourag6e par des prix plus bas prend 
son essor et rejoint la production, 

Il semble done qu’ä ee premier point de vue — le plus impor- 
tant — les syndicats ne soient que des expe@dients dont l’efficacite dé- 
pend du plus ou moins de gravit@ de la situation à la quelle on veut 
porter remede et dont l’action est surtout temporaire — ...& moins, 
comme nous allons le dire, qu’elle n’arrive à constituer un vrai mo- 
nopole. Seulement, tout en reconnaissant que le dernier mot appar- 
tient aux lois &conomignes naturelles, il ne faut pas dedaigner dans 
la vie economique de reeourir au besoin à des expedients, tout comme 
dans la vie constitutionelle des nations les compromis aident souvent 
A traverser des diffieult@s. L’essentiel est de ne pas s’en exagerer 
la portee. 

Au point de vue de la bonne constitution de l’industrie, les r&- 
sultats des syndicats sont encore fort differents. Les syndicats de r&- 
partition du type de celui des fabricants de bougie ($ II) ont le 
merite de permettre à des usines moyennes de continuer à vivre à 
cöte des grandes. D’autres syndicats — et c'est souvent le cas de ceux 
qui fixent les prix sans proceder à cette röpartition — se trouvent en 
fait favoriser surtout les grandes usines. Enfin il en est qui ont 
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commis de v£eritables brigandages à l’encontre d’&tablissements moins 
puissants en employant contre eux & outrance la pratique de l’un- 
derselling jusqu’& ce qu’ils les aient amenés & entrer dans la 
combinaison et A y subir au point de vue de la restrietion de leur 
production des condition l&onines. Le syndicat des raffineurs de suere 
lors de son renouvellement en 1892 a encore reduit la quantit& de 
sucre qu'il veut bien permettre aux raffineries de province d’&couler 
dans leur propre rayon local. 

Quelques syndicats, notamment dans l’industrie des engrais et 
dans celle des produits chimiques ont, eu le m£rite de mettre un 
terme à la concurrence qui s’exercait par la falsification et d’assurer 
la bonne qualit& des produits. Ils ont ainsi reproduit un des meil- 
leurs traits des corporations de me£tier de l’ancien r&gime!. 

La question qui se pose immediatement est celle de savoir si 
ces syndicats n’ont pas réalisé ces benefices et assuré ces avantages 
à leurs membres au detriment des consommateurs? Il faut r&pondre 
affırmativement en prineipe. 'Toutefois quand ces syndicats se sont 
bornes à maintenir les anciens prix ou möme a mod£rer la baisse, 
l’equilibre &conomique existant n'a pas été alter& en fait et le con- 
sommateur ne" s’en est pas ressenti. Le consommateur d’autre part 
n’est pas veritablement interesse A ce que d’une maniere continue 
les usines bien outill&es vendent à perte et consumment leur capital. 

Mais cela suppose dans les syndicats une grande mod£ration et 
tous ne l’ont pas observ&e. Ainsi le syndicat des raffineurs vend ses 
sucres de 4 à 5 francs les 100 kilos plus cher en France qu’&a 1’&- 

ranger. Il y a eu des moments oü cet &cart s’est &lev& A 10 francs; 


! Les diminutions de la production, les chömages d’usines int&ressent 
gravement les ouvriers. En Angleterre quelques fois les unions ouvrieres 
sont intervenues dans les mesures de ce genre prises par les unions d’em- 
ployeurs. En France nous ne connaissons point de faits semblables: d’une 
part les Syndicats ouvriers ne sont pas assez serieusement constitue&s pour 
entrer dans la discussion de questions aussi delicates; d’autre part les pa- 
trons frangais font toujours les plus grands efforts pour @viter le chömage 
complet au personnel attach@ d’une manidre permanente & leur usines: en 
cas de restrietion de la production, ils renvoient surtout les nomades, tra- 
vaillent la moitié de la semaine. Pendant son fonetionnement de trois ans 
le syndicat des filateurs de laine de Fourmies s’est toujours pr&occupe des 
effets que pouvaient avoir pour les ouvriers les r&duetions d’heures de travail 
et s’est enquis de leur opinion & ce sujet. 


— 
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les eonsommateurs de l’Est avaient alors inté«yét A r&importer du 
sucre frangais vendu en Suisse par les raffineurs parisiens. On reproche 
au Comptoir de Longwy d'avoir fait des op@rations semblables à cer- 
tains moments. Evidemment il est tr&s abusif sous pretexte de fa- 
voriser l’exportation de faire payer aux consommateurs frangais une 
partie du sucre que consomment leurs voisins anglais, suisses ou 
belges, ou encore sous pretexte de faire p@netrer en Belgique ou en 
Allemagne des fontes de moulage frangaises, de faire payer une 
partie des frais de production de ces fontes aux usines frangaises qui 
les ach&tent comme matiere premiere pour une seconde fusion. Le 
pr&tendu avantage de developper les exportations nationales n’est 
qu'un leurre, puisque c’est la masse du peuple qui paye une partie 
des frais de production. Si ces pratiques étaient r&&lement neces- 
saires pour faire vivre des usines, il vaudrait mieux que ces usines 
disparussent ou plutöt que leur capital fut reduit; car dans l’or- 
dre €conomique naturel c’est le capital qui doit supporter tous les 
risques des entreprises. 

Les faits que nous venons de citer ne sont possibles que gräces au 
regime douanier protecteur tr&s intense dont ces industries jouissent. 
Le remede naturel aux abus commis par les coalitions des producteurs. 
nationaux, c'est la libre importation &trangere. 

Pour les raffineries de sucre cet effet est encore plus accentu& 
parceque la lögislation fiscale francaise donne sous forme de detaxes 
de droits en cas d’exportation des primes à la production, et, comme 
les raffineries sont en möäme temps proteg@es contre la concurrence 
etraugere, elles empochent ces primes sans faire bénéficier le con- 
sommateur national de l’abaissement de leurs frais de production qui 
en resulte. 

I faut bien le dire: certaines industries très concentr@es ou bien 
qui n’ont qu’un client unique, tel que l’Etat ou les compagnies de 
chemins de fer, arrivent à constituer de v£ritables monopoles. Le 
syndicat, qui supprime la concurrence entre elles, est à la fois facile 
à former et assur& d’une longue durte. 

Ces faits prouvent combien les syndicats industriels seraient 
dangereux, si la liberte du commerce et de l’industrie n’existait 
pas pour permettre toujours à de nouveaux concurrents de s’elever. 
Si contre toute prevision la l&gislation organisait jamais en cor- 
porations obligatoires les différentes industries nationales et obligeait 
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tous ceux qui voudraient exercer un metier A faire partie de ces cor- 
porations et a subir les volont&s de la majorit® ou des autoritös con- 
stitu&es du syndicat, ces organisations deviendraient promptement tr&s 
oppressives. La liberte de l’industrie maintenue fermement dans la 
loi amene heureusement encore dans beaucoup de cas la coneurrence 
à se produire. On en a eu un exemple à propos du Syndicat des Salins 
de l’Est. Apres sa constitution en 1863 les bénéfices excessifs qu’il 
realisa d’abord surexeiterent les recherches de terrains saliferes. De 
nouvelles exploitations s’ouvrirent. En 1873 le syndicat ne put pas 
se reconstituer immediatement; apres quatre anndes de concurrence 
à outrance, il dut entrer en accord avec les nouvelles exploitations et 
en 1877 un nouveau syndicat se forma en leur faisant leur place. 
La m&me situation s’est reproduite quelques années plutard et en 
1887 le syndicat en se reconstituant pour la troisieme fois a admis 
encore de nouveaux adherents. On pretend qu’il est entr& en accord 
avec les salins de la Mediterrannde; mais la coneurrence que lui font 
les marais salants de l’Ouest et les sels &trangers l’emp&che de pous- 
ser trop haut les prix. 

Dans les industries qui ne sont pas reprösentees seulement par 
un petit nombre d’usines constituant des monopoles de fait ou 
qui n'en sont pas arrivees & l’&tablissement de comptoirs de vente 
communs, les syndicats sont tr&s instables et même pendant leur du- 
rée ils ne constituent qu’un lien fragile entre leurs membres!. Is 
ne sont conclus que pour des periodes de trois A eing ans. Pendant 
leur dur&e les membres moins honnötes vendent subrepticement au 
dessous des prix convenus et des soupgons continuels aigrissent les syn- 
diques les uns contre les autres. Arriv6s au moment du renouvelle- 
ment, les fabricants les moins importants cherchent & se faire attribuer 
dans la repartition des commandes une part sup6rieure à celle a la 
quelle leurs moyens de production leur donnent proportionnelle- 
ment droit; ils sp&culent sur la crainte que les autres, supposent-ils, ont 
de voir rompre le syndicat. Quand il a été eflectivement rompu et 
que chacun a exp@rimente de nouveau les dangers de la coneurrence, 


1 Les syndicats qui aboutissent & des comptoirs communs de vente et 
se eonstituent en soci&t@ eommereiale, adoptent une durée plus longue, gé- 
neralement dix ans, (syndicat des Salins de l’Est, syndicat des fabricants de 
eeruse). 
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les gens deviennent plus raisonnables et sont mieux dispos‘s A re- 
nouveller le syndicat!. 

Le syndicat des peigneurs de laine à fagon de Roubaix, apres 
s’&tre dissous trois fois, s’est toujours reconstitu& avec une reglemen- 
tation plus stricte, 

Enfin, comme la Psychologie fait toujours sentir son action sur les 
ph&önomönes &conomiques, on doit constater que pour que des syndicats 
de ce genre se forment et surtout durent, il faut qu’il y ait entre les 
&tablissements syndiqués une certaine &galit& dans leurs conditions 
techniques et leur importance, tout comme selon Aristote l’ioovoui« 
parmi les familles de la classe dirigeante est une condition de la sta- 
bilit@ d’une constitution politique. 

Un syndicat form€ entre des usines d’importance trop inegale ne 
dure gueres, ne fut ce que par la jalousie des petits contre les grands. 

Neanmoins peu à peu la pratique de ce genre d’unions s’am&liore 
et il y a, comme nous le disions en commengant, un progres lent 
mais certain dans le sens des habitudes d’aetion concertee dans le 
monde industriel francais. 


! Nous pouvons sans indiseretion raconter l’histoire suivante qui a eu 
son d&nouement devant les tribunaux. L’industrie des teinturiers de lainages 
et &toffes melang6es coton laine est tr&s concentree: elle comprend 35 usines 
environ en France dont 8 à Paris, une dizaine A Reims, le reste & Roubaix. 
Ce leur est une necessit& de produire en tr&s grand pour r&partir leurs frais 
generaux sur un plus grand nombre de pieces. Elles se fesaient concurrence 
et cherchaient chacune & attirer le plus grand nombre possible de pieces, en 
offrant aux fabricants de lainages des prix de fagon de plus en plus bas. En 
1885, au plus fort de la depression industrielle, les teinturiers de Paris et de 
Reims formörent un syndicat ayant pour objet 1. d’etablir des prix de fagons 
communs, 2. d’obliger les adherents qui d&passaient leur production normale 
à verser une somme superieure au ben£fice r&sultant de la fagon dans la 
caisse commune du Syndicat. Ceux au contraire qui ne fesaient pas toute 
la quantité de fagons A eux reservee recevaient une indemnite. Mais les 
teinturiers de Roubaix qui n’etaient pas dans l’accord venaient à Reims et 
à Paris sollieiter des commandes à des prix inferieurs. En 1883 un membre 
du syndicat eraignant de perdre sa elient&le voulut se retirer et assigna de- 
vant le tribunal de commerce de la Seine les membres du syndicat en re- 
siliation des engagements pris par lui. Le tribunal d&clara ces engagements 
nuls comme contraires à la libertd de l’industrie et par la force des choses 
le Syndicat se dissolvit. Mais sa dissolution a laisse beaucoup de regrets 
chez les interesses qui souffrent vivement de la concurrence. 
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Nous connaissons plusieurs industries ol apres avoir form& des 
syndicats sur la base de la fixation de prix communs ou de la limita- 
tion de la production, syndicats qui se sont dissous apres un fonetion- 
nement plus ou moins penible, les interess‘es sous l’aiguillon de la 
necessit® reprennent leurs pourparlers pour constituer de nouveaux 
syndicats fondes soit sur la r&partition des commandes avec reverse- 
ment des ben£fices extra et indemnisation des restrietions de pro- 
duction (type E.), soit sur l’&tablissement d'un comptoir de vente 
commun (type F.). Ce sont, semble-t-il, les deux formes les plus 
parfaites du syndicat. 

La discussion par les journaux speciaux de ces questions serait 
fort utile; mais le secret dans lequel les int@resses se renferment, 
non sans quelque raison (S IV), est un obstacle au progres de l’esprit 
public en cette matiere. 

En l’&tat il est impossible de dire si ces combinaisons relativement 
nouvelles sont le noyau d’institutions futures d’un caractere per- 
manent ou si elles ne doivent pas toujours rester à l’&tat d’exptdients 
pour les temps difficiles que l’industrie a à passer. 

Le gouvernement en France n'intervient en aucune maniere dans 
la formation et le fonetionnement de ces sortes de syndicats. II n’a 
pas d’usines domaniales dont l’entree dans leur sein soit sollieitee. 
Son action purement negative se borne A ce que jamais les magistrats 
revetus du ministere publie n’exercent spontan@&ment des poursuites 
pour l’application de l’art. 419 du Code P£nal. Il n’est pas & notre 
connaissance que le gouvernement ait jamais 6tabli consciemment dans 
l’interöt de tel ou tel groupe plus ou moins syndique des tarifs de 
chemins de fer de faveur. Mais les industriels — ind&pendamment 
de tout syndicat du genre de ceux que nous avons &tudi6s — savent 
tres bien agir de concert et peser sur le Parlement pour obtenir des 
droits de douane proteeteurs plus &leves. 

Par les raisons que nous avons indiquees plus haut le publie 
general est peu au courant de l’existence et du fonctionnement des 
syndicats à moins que quelque affaire retentissante, comme celle des 
cuivres, ne provoque les d@nonciations des journaux sensationnels. 
Les personnes qui sont dans les affaires et les &conomistes se mon- 
trent sympathiques à ces organisations parcequ'ils y voient une utile 
manifestation de la libert@ des conventions et du prineipe d’asso- 
eiation. Ils voudraient voir disparaitre, comme en Belgique, les 
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parties surannees de l'artiele 419 du Code Pénal, mais à la con- 
dition bien entendu que la libert& individuelle du commerce et de 
industrie fut &nergiquement maintenue. C'est un point sur le- 
quel l’opinion est unanime en France. Le monde des lögistes, par 
suite d’une tradition ancienne et du respect superstitieux des anciens 


hi 


textes, se montre au contraire plutöt hostile A ces syndicats et c'est 
de leur eöt€ que pourraient encore se produire des attaques contre eux. 


Bibliographie. Journal des Economistes no. de février 1885: les 
coalitions ecommerciales d’aujourd'hui par Georges Salomon; no. de 
janvier 1889: discussion & la société d’Economie politique sur 
les syndicats de producteurs. -- Le Genie civil nos. des 22 et 
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duetion par M. Bayart. — La R£&forme Sociale annde 1888 tome I: 
les Syndicats industriels et en particulier les Syndicats mi- 
niers en Allemagne par M. Gruner, — Le Journal Le Droit nos. des 
ler et 15 mai 1889: les coalitions de producteurs et l'article 419 
du, Code P&nal par M. Liegeois. — Claudio-Jannet, Le Socialisme 
d’Etat et la Reforme Sociale (2e Edit. Paris Plon 1890) chap. VII Des 
Syndicats industriels pour limiter la production, et Le Capital, 
la Speculation et la Finance au XIXe siödcle (Paris Plon 1892) 
chap. VIII Les accaparements commerciaux et les Syndicats in- 
dustriels. — Henry Babled, Les Syndicats de producteurs et de 
d&ötenteurs de marchandises au double pointde vue &conomique 
et p&nal (these pour le doctorat) Paris 1892. A. Rousseau, &diteur. 
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Im Jahre 1878 beitanden in Oſterreich⸗ Ungarn neun Schienenwalz- 
werfe mit einer jährlichen Produftionzfähigfeit von ca. 120 000 Tonnen. 
Ein großer Teil diefer Schienenwerfe war in den Jahren 1869—1873 er- 
richtet worden, alſo zu einer Zeit, während welcher in Öfterreich-Ungarn 
der Eiſenbahnbau in Blüte jtand, wie noch nie zuvor, während welcher da— 
her dem Unternehmungsgeijte nichts richtiger erſchien, als die Errichtung 
von Walzwerken, um den großen Schienenbedarf zu deden. 

Mit dem Jahre 1873 änderte fih das Bild. Die angefangenen 
Bahnen wurden vollendet, neue aber nicht gebaut, und der Schienenbedarf 
wurde ein jehr geringer. Er belief fich pro Jahr im ganzen auf 50 000 
bis 60 000 Tonnen, alfo auf etwa die Hälfte der Produktionsfähigleit der 
beitehenden Schienenwerfe. 

Ich war Direktor eines diefer Schienenwalzwerfe. Dasſelbe befand 
fich in einer eigentümlichen Lage: es war ausjchließlich für die Erzeugung 
von Schienen gebaut, während alle übrigen Schienenwerke in Öfterreich 
auch noch für die Erzeugung anderer GEifengattungen eingerichtet waren. 
Bekam unfer Werk pro Jahr nicht ein Minimalquantum von 10 000 Tonnen 
in Bejtellung, jo jtand es, namentlich bei den damaligen jchlechten Preiſen, 
vor der Unmöglichkeit, die Arbeiter zu beichäftigen. Wir hätten zujperren 
und in Konkurs gehen müſſen. Inſofern Hatten es die anderen Werke 
beſſer; fie konnten bei Mangel an Schienenbeitellungen — mit anderen 
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Fabrikaten behelfen. Dagegen hatte unfer Unternehmen vor den anderen 
Schienenwerken einen Vorteil voraus, der darin bejtand, daß es vermöge 
feiner geographifchen Lage Roheiſen aus England beziehen fonnte, wo die 
Preife von Monat zu Monat ſanken. Hatten wir heute eine Schienen- 
beitellung erhalten, zu einem Preife, der ung feinen Nußen ließ, jo befamen 
wir ein halbes Jahr fpäter, al wir an die Erzeugung der Schienen 
ichritten, da8 Roheiſen billiger, ala von uns in Kalkulation gezogen war, 
und das Gefchäft zeigte fich dadurch jchließlich immer noch als ein gewinn— 
bringendes. Meine Aufgabe konnte daher nur ſehr einfacher Natur fein; 
um jeden Preis Beftellungen zu erlangen. Daß war aber nicht jo leicht. 
So jehr ung an der Erlangung von Bejtellungen gelegen war, ebenjo ſehr 
war dies bei den anderen Werken der Fall, und ala das Reſultat dieſer 
Beitrebungen jedes Einzelnen, fein Werk im Betriebe zu erhalten, ergab 
ſich ein ſprungweiſes Heruntergehen der Preife bei jeder Offerte, ohne daß 
es mir oder einem der Konkurrenten gelungen wäre, irgendiwie ein herbor- 
ragendes Quantum Schienen in Beitellung zu erhalten. 

Im Sahre 1878 fchrieb die Kaifer Franz-Joſef-Bahn einen Schienen- 
bedarf von ca. 6000 Tonnen aus. Der lebte Schienenprei3 war fl. 9.— 
per 100 kg gewejen. 6000 Tonnen waren eine jo bedeutende Bejtellung, 
daß ich fie unter allen Umftänden erlangen wollte. Sch offerierte daher 
fl. 8.— per 100 kg. Am Tage der Vergebung teilte mir num der General« 
direftor der Kaiſer Franz Kofef-Bahn mit: „Sie find zwar der billigite; 
da aber zwei andere Werke ebenfalls bereit find, auf Ihren Preis herunter- 
zugehen, jo werde ich dieſe Bejtellung in drei Zeile teilen. Sie befommen 
aljo 2000 Tonnen zum Preife von fl. 8.— per 100 kg.” Ach verjuchte 
ed, Borftellungen zu machen; umfonft, es war bejchloffene Sache. Als ich 
das Zimmer des Generaldireftorß verlafien Hatte, traf ich mit den Diref- 
toren jener beiden Werke aufammen, welche auf den von mir begehrten Preis 
heruntergegangen waren. Infolge des mehrjährigen Konkurrenzkampfes 
waren auch unfere perfünlichen Beziehungen unfreundliche geworden, aber 
diesmal reichten wir und die Hände, und das Schienenkartell, das erjte 
Kartell in Öfterreich, nach deſſen Mufter fpäter alle anderen Kartelle, 
meine Willens auch in Deutjchland, abgefchloffen wurden, war geboren. 
In dem Momente, als fich Kar ergab, e8 könne feinem Werke gelingen, 
joviel Beftellungen zu erlangen, um voll bejchäftigt zu fein, kam jeder zu 
der Überzeugung, daß nicht? übrig bleibe, al3 wenigſtens höhere Preife an— 
äuftreben. Der Verlauf der Offertverhandlungen bei der Franz⸗Joſef-Bahn 
hatte den Weg gewieſen. Man einigte ſich dahin, daß der gefamte Bedarf 
nach bejtimmten Prozenten unter alle Werke aufgeteilt werde, und fuchte 
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dann die höchſten Preiſe zu erlangen, welche nach Maßgabe der ausländiſchen 
Konkurrenz, ſowie der Zoll- und Frachtverhältniſſe überhaupt zu erlangen 
waren. Ginige Zage nach dem Zuſammentreffen im Gebäude der Kaifer 
Franz-Joſef-Bahn waren die Stipulationen des Schienenkartell3 unter: 
zeichnet. 

Hätten wir etwas anderes thun follen? Hätten wir den Kampf, der 
ung alle an den Rand des Bankrottes gebracht Hatte, länger fortſetzen 
jollen? Es war nicht denkbar, daß es einem von ung gelingen würde, 
den Kampf jo lange fortzufegen, bis die anderen die Erzeugung von Schienen 
aufgeben würden. Das hätte fich nur erwarten laffen, wenn die Kräfte 
jehr ungleich verteilt gewejen wären. Dies war nicht der Fall; wir waren 
alle gleich ſtark, oder beſſer gejagt, gleich ſchwach. 

Die Erfahrung zeigt, daß, wenn auch der Befiker eines Werkes bankrott 
wird, das Merk jelbjt nicht zu Grunde geht. Es findet fich ein neuer 
Unternehmer, und die Produktion beginnt von neuem. 

Allerdings nicht jedes Kartell iſt jo Leicht ins Leben zu rufen, wie 
das Schienenkartell in Öfterreich. Neun Mitglieder bilden eine verhält 
nismäßig geringe Zahl von Perfonen, die fich untereinander leicht einigen 
fönnen, und Schienen find ein einfacher Artikel, bei dem es feinen Unter: 
Ihied in der Qualität, Erzeugungsart ıc. giebt. Alles Fragen, die vor 
der Schließung eines Kartells auftauchen und für das Zuftandelommen von _ 
Michtigkeit find. 

Es vergingen weitere jech® Jahre, bis fich in Öſterreich das allge 
meine GStabeijenkartell bildete, obwohl man auch auf dem Gebiete dieſes 
Kartella vorher mit großem DVerlufte hatte arbeiten müfjen. Hier waren 
ftatt neun zwei Dubend Köpfe unter einen Hut zu bringen. Hier handelte 
es fich nicht um einen, jondern um eine Reihe von Artikeln, um Träger, 
Bleche, Brüdeneifen, Draht x. Trotz aller diefer Schwierigkeiten ift aber 
auch dieſes Kartell zuftande gefommen: die Not bricht Eifen. Dem allge: 
meinen Stabeiſenkartell folgten das Feinblechlartel, das Drahtſtiftenkartell 
und noch einige andere wie eine ganz jelbjtverjtändliche Sache. Die Yabri- 
fanten hatten Gelegenheit, an dem Schienentartell und Stabeifenkartell zu 
jehen, daß es möglich jei, eine Vereinbarung zu jchließen und aufrecht zu 
halten, daß es möglich fei, den Bedarf unter die Produzenten zu verteilen 
und. Kontrolle über die Verteilung zu üben, daß es möglich fei, für eine 
im voraus feſtgeſetzte Produktion Preife zu erzielen, welche Nutzen bringen. 

Dagegen begannen die Konjumenten zu Hagen, und haben bisher noch 
nicht aufgehört, Klage zu führen. Wer hat nun Recht? Die Tabrikanten, 
welche den Bedarf untereinander teilen und fich gegenfeitig möglichjt wenig 
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Konkurrenz machen, oder die Konjumenten, welche, falls fie die Ware nicht 
im Ausland billiger kaufen können, fich gezwungen jehen, die Preiſe anzu— 
nehmen, welche die heimifchen Fabrifanten von ihnen begehren ? 

Woher rührt e8, fragt man, daß die Schienenwerfe nicht verkaufen, 
und daß die Bahnen nicht verfrachten fünnen, ohne fich untereinander zu 
farteflieren, während Bäder und Schujter ihre Waren abjegen, ohne an 
eine ähnliche Vereinigung nur zu denfen. ch glaube, daß e8 eben auf 
gewiſſen Wirtjchaftsgebieten Verhältniffe giebt, welche die Produzenten zu 
Kartellen zwingen. Wo eine Imduftrie auf einen relativ fleinen Markt 
bingewiejen ift, wo die Leiftungsfähigkeit der einzelnen Unternehmungen den 
Bedarf weit Überfteigt, wo e8 ohne fehwere Verluſte unmöglich ift, den Be- 
trieb das eine Mal zu reftringieren, dag andere Mal zu erweitern, wo end= 
lich die Produftionzbedingungen der einzelnen Fabriken nicht mwejentlich ver- 
ichieden find, wo es alſo unmwahrjcheinlich ift, daß es einem Mitgliede oder 
einer Gruppe don Mitgliedern gelingen fünnte, die Konkurrenten zum Stille 
ftand zu bringen, dort gebietet der Selbfterhaltungstrieb, die Einigung 
herbeizuführen. Wo diefe Verhältnifje nicht vorhanden find, wäre ein Kar— 
tell nur nußbringend für die Eleineren oder ſchwächeren, dagegen jchädlich 
für die größeren und ftärferen Teilnehmer, und die Erfahrung zeigt, daß 
in folchen Fällen ein Kartell nicht zuftande zu bringen ift. 

Wie waren die Verhältniffe der öfterreichifchen Eifenwerfe vor der Zeit 
des Stabeiſenkartells? Der Händler fam zu einem Werke und fragte um 
den Preis don 1000 Tonnen Stabeifen. Man machte ihm ein Offert, 
aber er ging, ohne zu faufen. Er fragte bei einem zweiten Werke an, ver- 
wies darauf, daß er das Eifen bei diefem oder jenem Werke um den oder 
jenen Preis erhalten könne, und in folchen Fällen mag es gerade nicht 
immer die Wahrheit gewefen fein, welche vor allem hoch gehalten wurde. 
Für den Händler war es ganz einerlei, ob er fein Stabeifen von einem 
Werke in der Nähe von Prag oder von einer Fabrik in der Nähe von 
Graz befam. Die Fracht fpielt ja Heute nicht mehr jene Rolle, die fie ein- 
mal gejpielt Hat. Um es kurz zu jagen: der Konfument ift heute bei der 
raschen Eifenbahn- und Telegraphenverbindung imjtande, die Fabrikanten 
auf jpielende Weije dazu zu bringen, daß fie fich untereinander unterbieten, 
namentlich in einer Zeit, in welcher jeder Yabrifant, der jein Werk nicht 
rechtzeitig mit Bejtellungen verjehen hat, fürchten muß, überhaupt feine 
Beitellungen mehr zu erlangen, weil der Konfum ſich bereits bei den an— 
deren Fabrikanten gededt Hat. Die Konfumenten für alle jene Artikel, 
welche von der Großinduftrie erzeugt werden, find naturgemäß in erſter 
Linie zum größten Teile die Händler, die erft die eigentlichen Bezugsquellen 
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für den kleinen Konfum bilden. Die Händler nun erjcheinen auch ohne 
jchriftliche Vereinbarung, ja ohne es zu willen, untereinander de facto kar— 
telliert. Der Händler, dem es gelungen it, die Berlegenheit eines Werkes, 
dem es an Arbeit fehlt, auszunügen und einen billigeren Preis zu erzielen, 
arbeitet jedem anderen Händler in die Hände. Der herabgejekte Preis 
eines Werkes wirkt alsbald auf die Preife aller Werke, denn die Händler 
bedienen fich jofort des Erfolges, den einer von ihnen erzielt Hat, um auf 
alle Unternehmer zu drüden. Die Werke fommen nicht auß der Sorge 
heraus, genügend Beitellungen zu finden, und dies um jo mehr, als ſie 
fortwährend genötigt find, Verbejferungen im Betriebe vorzunehmen, und 
jolche Berbefferungen nie durchzuführen find, ohne gleichzeitig eine Ver— 
größerung der Produktion nach fich zu ziehen. Diejenigen, die noch nie 
das Kefleltreiben gegen ſolche Fabrikanten mit angejehen haben, die ges 
jwungen find, ihren Abſatz im Inlande zu ſuchen, in einem Artikel, in 
welchem die Produktion größer ift ala der Konfum, machen fich feinen Be— 
griff davon, wie jchnell und Leicht die Preife Heruntergejegt werden können 
bis auf ein Niveau, bei dem der Fabrifant ficheren Verluftes gewiß ift. 
Menn fi die Staatseifenbahn-Gejelichaft und die Nordweitbahn auf 
ihren Linien Wien Prag nicht Fartelliert Hätten, wären die Sätze für 
Trachten auf der Linie Wien-Prag in der kürzeſten Friſt auf eine Ziffer 
beruntergegangen, bei der diefe beiden Bahnen faum mehr eine Berzinfung 
des inveitierten Kapital bieten könnten. Dies hat fich in den Vereinigten 
Staaten bei allen PBarallelbahnen gezeigt. Entweder haben fich die kon— 
furrierenden Gefellfchaften fartelliert, oder fie haben fich jo lange bekämpft, 
bis eine von ihnen, manchnal auch beide, in die Hände des Receivers ge= 
langt waren. Für den Reifenden oder für den Verfrachter ift e8 natürlich 
eine jehr angenehme Sache, wenn er billig fährt, aber warum follte der= 
jenige, mit deſſen Geld die Bahn gebaut wurde, nicht das Recht Haben, 
fi dagegen zu wehren? Man ruft den Fabrikanten zu: „Ihr braucht 
fein Kartell, unterbietet euch nicht aus freien Stüden!” Das läßt fidh 
leicht jagen, ift aber in den meijten Fällen nicht auszuführen. Die Aus- 
jührung ift noch am eheſten bei einem Artikel möglich, der jo allgemein 
gebraucht wird, daß er auf einer Börje gehandelt werden kann. Auf einer 
Börſe ift der Verkäufer wenigſtens in der Lage, die Strömung des Marktes 
zu jehen und den wirklichen Bedarf zu erkennen. Der Berfäufer auf der 
Börſe erfährt vafch den Preis, zu dem fein Konkurrent verkauft, und der 
Käufer wird e8, mag er welche Kunjtftüde immer ausführen, nicht bewirken 
fönnen, wenn wirklicher Bedarf an einer Ware vorhanden ift, den Preis in 
jähen Sprüngen herunterzufegen, namentlich dann, wenn die Produktion der 
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betreffenden Ware nicht ins Ungemeſſene geſteigert werden kann. Eine 
Börſe oder eine Meſſe bietet dem Verkäufer ſowohl als auch dem Käufer 
das Mittel, ſich gegen eine willkürliche Preisherabſetzung reſp. Preiserhöhung 
zu wehren. Eine Börſe iſt das Kartellideal. Beide Gruppen, Käufer und 
Verkäufer, find jede jtilljchweigend, ohne Satzungen, aber ganz offen kartel— 
liert, d. H. bejtrebt, ihren gemeinfamen Vorteil möglichit zu wahren. 

Auf der Getreidebörfe treten wohl große Schwankungen, 3. B. in dem 
Preife von Weizen, zu Tage, fie hängen jedoch von allgemeinen VBerhält- 
niffen ab, welche gejchäßt werden fünnen. Es wird niemandem einfallen, 
auf der Börfe Weizen mit fl. 6.— per Meterctr. zu verkaufen, wenn e& 
jeinen Nachbaren an der Börfe gelungen ift, mit fl. 6.50 oder fl. 7.— per 
Meterctr. zu verkaufen. Cine durchjchnittlich gute Ernte in allen Kultur— 
ändern mag wohl das doppelte Quantum Weizen auf den Markt bringen, 
ala dies bei einer fchlechten Ernte der Fall ift, aber die Erzeugung von 
Weizen fann in einem Jahre niemals um das zehnfache gegen das Vorjahr 
jteigen. Auch der Konſum kann variieren. Aber alles dies find Momente, 
welche gejchäßt werden können. 

Ganz anders liegt die Sache bei Schienen, namentlich dann, wenn es 
fih nicht um den Weltmarkt Handelt, jondern um ein enges Gebiet, wie 
3. B. den Schienenmarkt in Öfterreih. Das Hauptquantum der in Oſter⸗ 
reich gebrauchten Schienen wird von drei bis vier Eiſenbahndirektionen ver— 
geben. Jeder der Schienenfabrikanten muß fich ſagen, daß er, wenn es 
ihm nicht gelingt, wenigjtens einen Zeil diefer drei bis vier Bedarfsquanten 
zu erhalten, ganz bejtimmt fein Werk wegen Mangel3 an Beichäftigung 
werde zufperren müffen. Man muß nun wifjen, was es heißt, ein Schienen- 
werk wegen Mangels an Beichäftigung fchließen zu müſſen. Das bedeutet 
nicht den Zindentgang eines oder mehrerer Jahre, das bedeutet die Vernich- 
tung der fjämtlichen in dem Unternehmen angelegten Kapitalien. Eine 
Fabrik, welche nicht im Betriebe fteht, gleicht einer Ruine, und je länger 
der Stillftand dauert, dejto mehr verlieren die Mafchinen und Einrichtungen 
an Wert. Der Fabrikant fiedt vor feinen Augen feinen finanziellen Unter: 
gang und befindet fich in der Zwangslage, um jeden Preis eine Bejtellung 
zu fuchen. Die Eifenbahndireftoren überbliden leicht die Lage; fie werden 
von den Fabrikanten überlaufen, wiſſen genau, wieviel Arbeit jedes der 
Werke hat. Wer würde e8 den Eijenbahnen verübeln, daß fie aus diejer 
Situation Nuten ziehen, um einen billigen Schienenpreis zu erzielen, mag 
der Werfbefiter dabei Verluſte erleiden oder nicht. 

Ich bin noch einmal auf das Schienenfartell zurückgekommen, weil 
nirgends der Fall jo einfach liegt, wie hier. 


Kartelle in Öfterreich. 39* 


Man kann dem Unternehmer nicht den Rat geben, feine Fabrikation 
auf die Hälfte oder noch mehr zu reduzieren, weil dies abfolut nicht durch- 
führbar ift, wenn er den Erzeugungspreis nicht erorbitant fteigern will. 
Ein Kohlenſchacht, welcher auf eine Förderung von 200000 Tonnen 
im Jahre eingerichtet ift, Tann feine Förderung auf 150000 Tonnen 
reftringieren, aber nicht auf 50 000 Tonnen, wenn der Geſtehungs— 
preis der Kohle nicht auf das Dreifache fteigen fol. Ein Bäder oder ein 
Schufter fann, wenn der Bedarf finkt, oder wenn in bderjelben Gafje ein 
Konkurrent erwächit, einige Geſellen entlaffen, die Hälfte Gebäd, die Hälfte 
Schuhe erzeugen; fie werden dann weniger herftellen, über jchlechte Zeiten 
klagen, aber fie find nicht ruiniert. 

Bei der Großinduftrie ift dies keineswegs dasſelbe. Wo Maſchinen, 
Öfen, Keffel im Betriebe jtehen, kann wohl ftatt 12 Stunden 10 Stunden 
im Tage gearbeitet werden, aber nicht 3 Stunden. Man kann fen und 
Kefjel nicht für 3 Stunden heizen und dann erfalten laſſen; beide müſſen 
während der ganzen 10 oder 12 Stunden geheizt werden, und der Arbeiter 
muß für 3 Stunden Arbeit immer noch einen Kohn befommen, bei dem 
ex bejtehen fann. Dazu fommen auch noch fpecielle Landesverhältnifie. 

Ich kenne in den Vereinigten Staaten von Nordamerifa ein Eifen- 
werf (Potstown Iron Company). Ws ich vor fünf Jahren dasfelbe be- 
juchte, war es in voller Thätigkeit. Ein halbes Jahr fpäter bat mich der 
Chemiker diejeg Werkes, ihn auf einem der unter meiner Leitung jtehenden 
Werke praktizieren zu laſſen, weil das Werk in Potstown wegen Mangels 
an Beichäitigung auf ein Halbes Jahr eingejtellt fei, und man erft im 
einem halben Jahre wieder zu arbeiten anfangen werde. Die Beamten 
werden in einem folchen Falle auf halben Gehalt geftellt und die Arbeiter 
entlaffen, möge mit ihnen gefchehen, was da wolle. In der That war 
der Chemiker während eines halben Jahres auf einem Werke in Böhmen 
und fehrte dann, als er die Nachricht befam, daß fein Werk wieder in Be- 
trieb gefeßt werde, wieder nach Amerika zurüd. 

Dies fann man in den Vereinigten Staaten durchführen — bei ung 
nicht. In den Bereinigten Staaten zahlt man den Arbeiter gut, wenn 
man ihn braucht; es macht fich aber fein Yabrifant den leiſeſten Skrupel 
darüber, den Arbeiter auf die Straße zu ſetzen, wenn er jeiner nicht bedarf. 
Das geht in den Vereinigten Staaten an, wohin jährlich ein großes, aus— 
gezeichnete Menfchenmaterial zuftrömt, das jchließlich noch immer gewillt 
ift, fih im Weiten auch unter großen Entbehrungen anzufiebeln. Wir in 
Öfterreich und unfere Kollegen in Deutichland können nicht ein Werk auf 
ein halbes Jahr einjtellen, um e3 dann wieder arbeiten zu laſſen. Wir 


*40 MWittgenftein. 


fönnen nicht unjere Beamten auf halbes Gehalt jegen. Und was jollten 
wir mit unferen Arbeitern thun? Selbſt wenn ein Fabrikant in Öfterreich 
das Herz hätte, den ganzen Jammer anzufehen, der mit einer folchen Ein- 
ftellung verbunden ift, er würde e& vor der öffentlichen Meinung nicht 
wagen. 

Sch betrachte ein Kartell, welches den Zweck bat, unter den Fabri— 
fanten eines Artikels den Bedarf aufzuteilen, und ihnen die Möglichkeit zu 
bieten, jene höchſten Preiſe zu erreichen, die nach Maßgabe der ausländifchen 
Konkurrenz und der Zölle zu erlangen find, in vielen Fällen als das ein- 
zige Mittel, ihre Fabrik in nubbringender Weiſe zu betreiben. Es wird 
Leute geben, welche der Anficht find, daß es richtiger jei, wenn der Konſu— 
ment die Ware billiger erhalte, einerlei, ob der Fabrikant dabei profperiere 
oder nicht. Sch bin nicht objektiv genug, um bei diefem Streite mitreden 
zu können; gewiß aber ijt, daß fich die Anfichten im Laufe der letzten 
Decennien wejentlich geändert haben. Noch vor 20 Jahren gab es eine 
große Zahl von Anhängern des abfoluten Freihandels. Auch Heute wird 
es bielleicht noch viele geben, die den einen oder anderen Zoll gerne er: 
mäßigt jehen möchten, aber die vorherrjchende Anficht geht dahin, daß ein 
Staat, der fich entfalten und feinen Kulturaufgaben gerecht werden will, 
eine große Induftrie befiben muß, und daß diefer Induftrie durch die Ein- 
führung eines Zolles Schuß gewährt werden joll, wenn fie mit einer durch) 
natürliche oder andere Verhältniffe mehr begünftigten Induſtrie eines aus— 
wärtigen Staates ſonſt nicht konkurrieren kann. 

Unlogiſch jcheint e8 mir aber, wenn man es dann der Induſtrie ver— 
argt, daß fie jedes mögliche Mittel anwendet, um des ihr gewährten 
Schutzes auch voll teilhaftig zu werben. Wer Heute gewalzten Draht aus 
MWeftfalen nach Sfterreich einführen will, muß fl. 9.— per 100 kg franto 
Bodenbach verzollt zahlen. In Weltfalen koſtet diefer Draht ca. fl. 6.— 
per 100 kg; Fracht und Zoll ftellen fih auf ca. fl. 3.—. Warum joll 
nun der öfterreichifche Drahtfabrifant, nachdem ihm das Gejeh den Schuß 
gewährt, nicht trachten, den Preiß von fl. 9.— zu erzielen? 

Auf der einen Seite wird der Handelaminifter beglüdwünjcht, wenn e3 
ihm gelungen ift, mit einem benachbarten Reiche einen Handelsvertrag zu— 
ftande zu bringen, durch welchen der inländifchen Induſtrie Vorteile geboten 
werden. Auf der anderen Seite wird es den Fabrikanten als ein Vergehen 
angerechnet, daß fie untereinander zur Ausnützung diefer Vorteile Verein— 
barungen treffen. Findet man den Vorteil zu groß und für den Konfu- 
menten zu läftig, jo möge man die Zölle herunterſetzen; findet man aber 
die Vorteile nicht zu groß, jo laſſe man den Fabrifanten die Möglichkeit, 
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diefe Vorteile auch zu genießen. Gegen eventuelle Auswüchſe des Kartell: 
weſens kann nur eine Zollermäßigung Hilfe jchaffen. Für gewöhnlich be- 
darf es jedoch einer folchen Remedur gewiß nicht. Sind die Vorteile zu 
groß, d. h. nimmt der Yabrikant an feinen Yabrifaten einen Nutzen, der 
dauernd in feinem Berhältniffe zu dem von ihm aufgewendeten Kapitale 
und zu jeiner Arbeit jteht, jo finden fich bald Kapital und Unternehmer, 
welche Konkurrenz fchaffen, und es ift daher allen Fabrikanten, welche ein 
Kartell eingegangen find, zu raten, dasjelbe in einem Rahmen zu führen, 
der nicht dag Aufjtreben neuer Konkurrenten hervorruft. 

Wer die freihändlerifche Richtung vertritt, hat das Recht, fich gegen 
die Kartelle zu ftellen; der Konfument hat das naturgemäße Streben, feinen 
Bedarf zu niedrigen Preifen zu deden, und wird alle Anftrengungen 
machen, entweder ein Kartell zu fprengen oder für die Ermäßigung der 
Zölle zu agitieren. Dagegen ift nicht? zu jagen. 

Eine Regierung und Volfvertretung jedoch, welche Zollſchranken er- 
richtet, weil fie den Produzenten für jchußbedürftig Hält, muß fich Treuen, 
wenn es diefem gelingt, den ihm gewährten Schub auszunügen. in ent- 
gegengeſetztes Gefühl kann nur jenen focialiftifchen Wünſchen entjpringen, 
welche wollen, daß das Kapital zwar arbeiten und Arbeit jchaffen, wetten 
und wagen, aber nicht verdienen foll. 


III. 


Kartelle in Rußland. 


Von 
Dr. G. Jollos. 
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Wenn in früheren Jahrhunderten eine Teuerung der Lebensmittel ein- 
trat, jo pflegte der Ruf nach Hilfe gegen die Machinationen der Händler 
zu ertönen; und jchritt der Staat nicht rechtzeitig ein, oder brachte fein 
Einſchreiten nicht die erhofften billigen Preife, jo übte das Bolt Selbithilfe. 
Am Ende des 19. Jahrhunderts gehören Volksaufſtände gegen Kornwucherer 
jelbjt in den entlegenjten Zeilen Rußland jchon zu jeltenen Ausnahmen, 
aber der alte Kriegaruf „aux-accapareurs“ ertönt abermals in breiten 
Maffen von Konjumenten gegenüber den modernen Bereinigungen in ber 
Großinduftrie.e In der öffentlichen Meinung überwiegen Hinfichtlich der 
Kartele, Truft3, Ringe und wie jonft die Unternehmerberbindungen 
heißen, diejelben Anfichten, welche Delamarre in Haffifcher Weife als Grund: 
züge einer weijen Polizei niedergejchrieben hat. 

Als das bekannte Buch von Kleinwächter erichien, war dad Wort 
Kartell in Rußland noch unbelannt, der Begriff aber fchon vorhanden und 
der Boden für eine Entwicklung der in den Kartellen verkörperten volks— 
wirtjchaftlichen Idee gut vorbereitet. Beſaß doch Rußland die höchiten 
Schußzölle in Europa, und war die Großinduftrie in verhältnismäßig 
wenigen Händen und auch Örtlich ſtark konzentriert. Noch lange bevor dem 
Nationalökonomen das Weſen der neuen Erjcheinung vertraut wurde, regten 
fih die Eifeninduftriellen, Zuderfabrifanten und mehrere andere Untere 
nehmergruppen, und fuchten nach einer gemeinfamen Grundlage, auf der die 
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Wohlthaten des Schutzzolles dem Konſumenten noch deutlicher als bisher 
zur Empfindung gebracht werden könnten. Die periodiſchen Zuſammen— 
fünfte der größeren Induftriellen zielten allmählich auf eine Einjchränfung 
der Produktion oder gemeinjame Feſtſtellung der Preife ab. Allerdings 
nur in wenigen großen Induſtrien ift das Biel fchon erreicht, aber in 
vielen noch nicht fartellierten reift der Entſchluß, eine Vereinigung zu 
bilden. 

Wenn ich in nachfolgendem nur ein großes Kartell, daS der Zuder- 
jabrifanten, ausführlich jchildere, und ein zweites, dag im Entjtehen be= 
griffene Kartell der kaukaſiſchen Petroleumproduzenten, durch Mitteilung von 
einigen Thatfachen zu beleuchten verfuche, jo ift damit keineswegs das ganze 
Gebiet der Kartelle in Rußland erjchöpft. Leider aber war fein weiteres 
Material zu erlangen, da alle übrigen Unternehmerverbindungen das Licht 
der Öffentlichkeit fcheuen. Ob bezüglich der Vereinbarungen der Eiſen— 
industriellen, Gementfabrifanten, Brennereien und anderer mehr don einem 
regelrechten Kartell in europäiſch-amerikaniſchem Sinne die Rede fein kann, d. h. 
ob dieje eine feſte Organifation mit periodischer Feitfegung der Produktion und 
der Preife befiten, muß dahingeftellt bleiben. Immerhin aber bieten auch 
die bier gejchilderten Kartelle manches Wiſſenswerte. Schon die aktive 
Mitwirtung des Staates in dem einen und feine wohlwollende Neutralität 
in dem anderen alle find bemerkenswerte Ericheinungen, und um jo be= 
merkenswerter, als das ruſſiſche Strafgefeßbuch die Kartelle verbietet, und 
das Givilgejegbuch ihre Rechte nicht als klagbar anerkennt. 

Das ruffiiche Strafgefegbuch erwähnt die Vereinbarung von Unter- 
nehmern und Arbeitern in den Art. 463, 487, 492, 498, 499, 913, 
1180-—-81, 1330 und 1358. Mit jchweren Strafen werden die Arbeiter- 
ftrifeg bedroht, und zwar nicht nur die Ausfchreitungen, jondern auch die 
Zeilnahme an einer Vereinbarung zum Zwede einer Erhöhung des Lohnes 
oder einer Abänderung der Arbeitäbedingungen. WBiel milder ifl das Gejet- 
buch bezüglich der Unternehmervereinbarungen. Strafen für Unternehmer, 
die Verabredungen Hinfichtlich der Arbeiterverhältniffe treffen, kennt e8 über: 
haupt nicht; es verbietet aber ſolche Berabredungen, die dem Staate (dem 
Fiscus) 3. DB. bei öffentlichen Submiffionen Schaden bringen und Verbin— 
dungen, die auf notwendige Lebens- und Genußmittel jpefulieren. 

Die Hier in Betracht kommenden Art. 913 und 1180 bejtinmen: 
Für eine Verabredung jeder Art von Händlern und Induſtriellen, die den 
Zweck hat, ben Preis zu erhöhen von Lebensmitteln und anderen Waren 
des notwendigen Bedarfs, werden die Anjtifter jolcher gejegwidriger Hand» 
lungen mit Gefängnis oder Haft von 4—6 Monaten bejtraft, die Teilnehmer 
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aber nach dem Grade ihrer Beteiligung mit Haft von drei Wochen bis drei 
Monaten oder mit Geldjtrafe nicht über 200 Rbl. Wenn die Vereinbarung 
zu einem wirklichen Mangel der notwendigjten Waren führt, und dies eine 
Störung der öffentlichen Ruhe verurfachte, jo werden die Urheber zum Ver— 
luft einiger bejonderen Ehrenrechte und zur verjchärften Gefängnisſtrafe von 
16 Monaten bi8 2 Jahren, die übrigen Schuldigen zu einer Gefängnis- 
itrafe von 4—8 Monaten verurteilt. 

Als jtrafbare Bereinbarung im Sinne dieſer Artikel des Strafgeſetz- 
buches gilt auch eine jede, welche zur unangemefjenen Herabdrüdung der Preife 
behufd Verhinderung oder Erſchwerung der Einfuhr folcher Waren in 
größerer Menge geichlofjen ift. 

Unter den ruffiichen Juriſten wird darüber gejtritten, ob dieſe ftrafrecht- 
lichen Beitimmungen nur auf Brot und unentbehrliche Lebens- refp. Genuß» 
mittel anwendbar find, oder ob die Geltungsiphäre des Geſetzes eine weitere ift. 
Ein Fall, der Ende der 80er Jahre in Rußland viel Auffehen erregt bat, 
betraf nicht ein notwendiges Lebensmittel, jondern den Branntwein. Eine 
Anzahl fibirifcher Schnapshändler Hatte fich vereinigt, um die Preife, wie 
es jchien, künstlich Hoch zu Halten. Die fibiriichen Behörden hielten es für 
notwendig, die Händler vor Gericht zu jtellen, und die Richter erkannten 
wegen itrafbaren Komplott3 gegen Konjumenten auf mehrere Monate Ge= 
fängniß. 

Sedenjalld fteht es feſt, daR die Givilgerichte jolche Kartelle nicht 
anerkennen. Unfere Gejeßgebung — Heißt es im Berichte des Zucker— 
kartells — erkennt nicht offen die Rechtmäßigkeit jolcher (Unternehmer-) 
Vereinbarungen an; jelbjt wenn diefe Vereinbarungen nicht den Charakter 
eines Ringes tragen, jo werden fie nur geduldet, entbehren aber jeder feften 
Grundlage, jo daß im Fall von Nichterfüllung der Pflichten ſeitens ein— 
zelner ihrer Mitglieder unſere Vertreter genötigt find, da fie niemals die 
Gerichte anrufen können, ein Auge zuzudrüden und hie und da nachzu— 
geben, was freilich die Intereſſen der übrigen Teilnehmer jchädigt und ein 
böjes Beijpiel giebt. 

Die ältejte der bejtehenden ruffiichen Unternehmerverbindungen in der 
ihlimmen Form eines regelrechten Ringes gehört aber nicht in das Gebiet 
der Induſtrie, jondern des Verſicherungsweſens. 

Eine „Konvention zur gemeinfchaftlichen Feitftellung des Generaltarifs“ 
bilden die ruffischen Feuerverficherungsgefellfchaften. Wenn ich recht unter- 
richtet bin, fo entitand diefelbe jchon 1874, jedenfalls aber fteht dag Kar— 
tell in regelmäßiger Thätigfeit feit 1882. Es hatte anfangs den Zweck, 
die Konkurrenz unter den einzelnen Aktiengefellfchaften durch Feitfegung ein= 
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heitlicher Feuerverſicherungsprämien zu „regulieren“, da angeblich viele Ge— 
ſellſchaften durch zu niedrige Prämien ſich gegenſeitig ruinierten. Allmäh— 
lich erweiterte ſich die Thätigkeit des Kartells und geſtaltete ſich zu einem 
gemeinſamen Kampf gegen die landſchaftliche und ſtädtiſche, auf Gegenſeitig— 
keit beruhende Verſicherung. Letztere wurde gerade durch die rückſichtsloſe 
und merkwürdigerweiſe vom Staate völlig unbehelligte Ausbeutungspolitik 
der Aktiengeſellſchaften gefördert. Anfangs der 80er Jahre erfolgte eine 
allgemeine Erhöhung des Generaltarifs. Jede Berfammlung von Bertre- 
tern des Kartells (und jolcher Berfammlungen gab es mindeitens eine jähr- 
lich, in manchen Jahren mehrere, jo 1882—1883) machte fich durch cine 
weitere Erhöhung der Prämien oder durch neue, für die Verficherten nach— 
teilige Beitimmungen jfühlbar. So wurde 1882 bejchloffen, die Prämien für 
ftädtifche Immobiliarverfiherung um 30 %o der bisherigen Säße, für ländliche 
um 20°o zu erhöhen; jchon im September aber desjelben Jahres wurde, 
wie das Kartell fich ausdrüdte, „die dringende Notwendigkeit einer aus— 
giebigen Erhöhung des Tarifs erkannt” und eine detaillierte Prämien— 
tabelle ausgearbeitet, die eine weitere Erhöhung auf 60 %o für ſtädtiſche, 
und auf 50°%o für verjchiedene Arten Ländlicher Bauten, endlich auf 50 %o 
für Fabrikgebäude bedeutete. Gleichzeitig wurde für einzelne bejonders 
jenergefährliche Betriebe die Beitimmung aufgenommen, daß die Gefell- 
ichaften bei Brandjchäden nur ®/a des Schadens erjegen, und weiteres mehr. 

Da fäntliche Aktiengefellichaften dem Kartell angehörten (mir iſt nur 
eine einzige Ausnahme befannt, die Ende der 80er Jahre gegründete Ge- 
ſellſchaft „Moskau“, die aber auf einer weniger foliden Bafig, mit wenig 
Kapital operierte und dem Kartell unterlag), ausländifche Gejellichaften fir 
Teuerverficherung nicht zugelaffen werden, ebenfo die meijten ruffiichen 
Altiengejellichaften ®a— 10 des Riſikos im NAuslande ritdverfichern und 
dabei einen enormen Profit machen, jo bot fich eine Rettung für das 
jtädtifche verficherte Publitum nur in den ftädtifchen Gegenfeitigkeitägejell- 
Ichaften, für das ländliche aber in der landichaftlichen (Zemftwo:) Werfiche- 
rung. Innerhalb der Iekten 10 Jahre find auch diefe Inſtitute kräftig 
emporgewachjen, troß der erbitterten mächtigen Konkurrenz ſeitens des Kar— 
tells. Sobald in irgend einer Stadt eine ftädtifche Gegenfeitigfeitägefell- 
ihaft gegründet wurde, proffamierte das Kartell (nur für diefe Stadt) eine 
Suspenfion des Generaltarifs und eine Herabjegung der Prämien um 30, 
50 und mehr Prozente, jedenfalls unter die Bedingungen der jtädtijchen 
Geſellſchaft. Diefe konnte, zumal im Anfang, den DVerficherten noch nicht 
die Vorteile der Gegenfeitigkeit in vollem Maße zum Bemwußtjein bringen, 
weil der Kreis der Verficherten naturgemäß zunächſt noch ein befchränkter 
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war, und die Zufälle einen größeren Spielraum hatten. Außerdem durfte 
keine Aktiengeſellſchaft von ſtädtiſchen Inſtituten und Landſchaften Rückver— 
fiherungen annehmen. Trotz aller Hinderniſſe aber haben ſich die öffent— 
lichen und gegenfeitigen Berficherungen lebenskräftig erwieſen, und gegen= 
wärtig haben nicht nur große Städte, wie Moskau, Charkow, Odeſſa, jon- 
dern auchäfehr viele kleinere ihre eigenen, jehr gut fituierten Verficherungs- 
gejellichaften, auf dem Lande aber haben es die Zemftwos, allerdings mit- 
telft Zwanges, zuftande gebracht, daß wenigſtens ein großer Teil des 
Bauernbefies verfichert ift, was den Nftiengefellfchaften nie gelang. 
Öffentliche Inſtitutionen und das Princip der Gegenjeitigkeit haben 
mithin einen Teil des Schaden? abgewandt, der durch das Sartell der 
Aktiengejellichaften angerichtet worden wäre. Allerdings nur einen Zeil, 
— denn immer iſt noch der größte Teil des jtädtifchen Immobiliarbefites 
dem Monopol des Kartell3 preisgegeben, und die meijten der an lebterem 
beteiligten Aftiengejellichaften zahlten Dividenden von 15, 20 und mehr 


Prozent !. 


I. 


Die erſten Zuderfabrifen entjtanden ın Rußland unmittelbar nach 
ihrem Auftreten im übrigen Europa. Im Jahre 1802 gründete der 
Generalmajor Blanfennagel die erjte Fabrik und erhielt vom Staate ein 
Darlehn von 50 000 Rbl., eine für damalige Verhältniffe jehr anjehnliche 
Summe. Bi in die 30er Jahre entftanden eine Reihe Eleinerer Fabriken, 
die eigentlich mehr Branntweinbrennereien waren, denn ihre Errichtung Hatte 
bauptjächlich den Zwed, auß der Melaffe Branntwein zu erzielen und das 
Privilegium des Branntweinverfaufs trotz des Monopols des Staates reſp. 
der Monopolpächter zu erlangen, Bon den 30er bis in die 60er Jahre 
entwidelte fich die Zuderproduftion allmählich zu einem nicht unbedeuten- 
den landwirtjchaftlichen Gewerbe der mittleren und größeren Beligungen. 
Im Jahre 1845 gab es, troß des jehr geringen Konſums und der zurüd- 
gebliebenen Technik, 206 Fabriken, 1847 jchon 300, deren Produktion jedoch 
nur 800 000 Pud betrug. Bis in die 60er Jahre Hinein blieb der Typus 
einer Zuderfabrif ein durchaus landwirtichaftlicher, jelbit ohne Dampf« 
majchinen (von mehr ala 400 hatten vor Aufhebung der Leibeigenjchaft 
über 300. feine Dampfmafchinen). Die große Emancipation des Jahres 
1861, welche den Grundbeſitzern die unentgeltliche Bauernarbeit nahm, 
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hatte eine Kriſis auch in der Zuckerinduſtrie zur Folge, nach deren Über— 
winden aber die Induſtrie mit Vernichtung der kleineren Betriebe und mit 
dem Übergang zur kapitaliſtiſchen Produktion zu einer außerordentlichen 
techniſchen Vervollkommnung und enormen Ausdehnung gelangte. Bereits 
1867—68 erreichte die einheimiſche Produktion 10 Millionen Pud (ca. 
1'/s Million metrifche Gentner), 1876—77 19 Millionen Bud. Die Ein- 
fuhr von ausländiſchem Zuder, durch den hohen Schußzoll gehemmt, wurde 
durch die einheimifche Induftrie nicht nur überflüffig, jondern die Zucker— 
fabrifanten fanden für ihre Produkte feinen Abfat auf dem inneren Markt. 
Durch verjtedte Erportprämien wurde der Erport befördert; 1874 ift er 
noch gleich null, 1877 aber wurden ſchon 3 896 902 Pud ausgeführt, für 
die der Staat die Hälfte der gefamten Zuderfteuereinnahmen opferte. Eine 
Reihe glänzender Jahre folgt für die Zuderfabrifanten. Dies ift in kurzen 
Zügen dasjenige zur Gefchichte diefer Induſtrie, was für das Verftändnig des 
nachfolgenden notwendig ift!. 

Im Jahre 1883 veröffentlichte die Kiewer Abteilung der „Ruſſiſchen 
Techniſchen Gefellfchaft" eine Unterfuchung über die in der Zuckerinduſtrie 
invejtierten Kapitalien, deren Verteilung, Verzinfung und Verhältnis zu den 
Produktionskoſten. Das in den Zuderfabrifen und Raffinerien verwendete 
(fire) Kapital wurde für die Kampagne 1882—83 auf 30 Millionen Rbl. 
geſchätzt, wogegen jämtliche Betriebäfoften einer Kampagne in Rübenbau 
und Zuderproduftion auf 63 150 000 Rbl. angegeben wurden. Diefe ver- 
teilen fich wie folgt: Produktionskoſten inkl. Rente und Transport der 
Rüben auf- 225 000 BDefljätinen: 20 Millionen Rubel, Material und 
Heizung: 17 Millionen Rubel, Steuern und Gebühren 8300 000 Rbl., 
Gebäude und Mafchinenverficherung: 650 000 Rbl., ſonſtige Ausgaben: 
500 000 Rbl. Dagegen betrug der Erlös der Produktion 107 738 000 Rbl. 
Selbft nad) Abzug von 10% Amortifation auf die 80 Millionen, welche 
in der Induſtrie inveftiert waren, verblieb ein Reingewinn von 861/2 Mill. 
Rbl., was auf das geſamte firierte und umlaufende Kapital, d. h. 
80 + 63.15 Millionen, von denen ein wejentlicher Zeil des lebteren 
eigentlich nicht zum Betriebsfapital gezählt werben jollte, noch einen Durch— 
ſchnittsgewinn von 28/2 0/0 darftellt. 

Selbftveritändlich participierten nicht alle Unternehmer gleichmäßig an 


ı Ausführlicheres findet fich bei Paaſche, Zuderinduftrie, und in einem Ar- 
tifel „Zuderinduftrie” in dem vom ruffifchen Finanzminifterium für bie Ausftelung 
in Chicago herausgegebenen Werk (in englifcher und ruffiicher Sprache) „Gewerbe und 
Handel Rußlands“. 


Kartelle in Rußland. 49* 


diefem ungeheuren Gewinne, aber die minder glüdlichen Konkurrenten auf der 
einen Seite balancierten die Glüdspilge auf der anderen, welche eine Divi- 
dende von 30, ja 40 und 60 %o aufweiſen konnten. Ein fieberhaftes 
Drängen auf Vergrößerung der Produktion bemächtigte fich der Induftriellen 
und Grundbefißer, gepaart mit einer Spekulation mit Aktien der Zuder- 
fabriken. Der Großbetrieb ließ Kleinere Unternehmungen nicht auffommen, 
jo daß die Zahl der Fabriken fich nicht wejentlich vermehrt bat (von 
235 im Jahre 1881—82 fteigt die Zahl derfelben auf 245 im Jahre 
1884—85), aber die bejtehenden Fabriken dehnten den Rübenbau und 
die Zuderproduftion koloſſal aus: von 215 Mill. Pud im Jahre 1881 
bis 1882 jteigt die Rübenmenge innerhalb von vier Jahren auf 336 Mil: 
lionen, und da zugleich die Technik der Zuderproduftion wejentliche Forts 
jchritte gemacht hat, jo flieg die Maffe des gewonnenen Zuders in der— 
jelben Zeit von 15.9 auf 29 Millionen Pud. Selbjtverjtändlich hielt der 
Konfum damit nicht entiprechend Schritt — und eine Krifi3 brach aus. 
Die Preife beginnen zu fallen, die Spekulation, welche in der Glanzperiode 
à la hausse operierte, „dreht ſich um”, und ein vapider Preisſturz von 
6 auf 5.50, 4, 3.50, ja 3 Rbl. pro Pud bringt die Befiter an den Rand 
des Bankrotts. Da beginnt ein Sturm auf die Regierung, der mit der 
Kartellierung der Induftrie nur vorläufig feinen Abſchluß gefunden hat, da 
dad Beitreben der Fabrifanten nad) wie vor darauf gerichtet ift, aus einem 
privaten ein mit Zwangsmitteln ausgerüftetes Kartell zu machen. 

Selbitverftändlich bildeten in den Petitionen der Zuderfabrifanten die 
Intereſſen der Landwirtichaft und die Lage der Arbeiter das Leitmotiv: 
eine Stübe der Landwirte, nicht nur der Großgrundbefiger, ſondern auch 
der Nüben bauenden Bauern, ein lohnender Arbeitzzweig für Taufende von 
Arbeitern geht verloren, aljo muß der Staat retten. Wie jtand es aber 
in MWirklichkeit mit dem Bauern» und Mrbeiterinterefje bei der ver- 
frachten Spekulation ? 

Wir jagten bereits, daß jeit Anfang der 60er Jahre eine rapide Ver— 
minderung der Heinen Fabriken jtattgefunden habe, während die Produktion 
eine immer größere wurde. Je mehr fich aber die Induſtrie großkapitaliſtiſch 
entwidelte, deſto geringer wurde der Anteil der Kleineren und mittleren 
Landwirte an ihr. Sie konzentrierte fi) 1. im Beſitze ſehr großer Guts— 
bezitke, 2. in dem des großen Kapitals, welches der Landwirtichaft abjolut 
jern ftand. Ein äußeres Merkmal der legteren Richtung bildet das Em— 
porwachjen der Aktiengejellichaften in der Zuderinduftrie.e Während im 
Sabre 1866 die erjte Aktiengefellichaft in der Zuderinduftrie gegründet 
wurde, betrug deren Zahl in den 80er Jahren jchon über en Der Zuder 
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produzierende Großgrundbeſitzer trat ſeinerſeits aus der Sphäre der Landwirt- 
ſchaft heraus, indem er den Betrieb der Zuderinduftrie weit über die eigenen 
Rübenfelder ausdehnte und zur Pacht der naheliegenden Grundftüde fchritt. 
Da die Bauern aber auf ihrem Befie nur zu einem ganz unbedeutenden Teil 
Rübenbauer waren und nie eine Beteiligung an den Altienunternehmungen, 
ähnlich wie in Sachjen oder Weitfalen, genofjen, jo entjtand zwijchen den 
Bauern und Großgrundbefigern ftatt der angeblichen Harmonie ein ſehr aus— 
geprägter Antagonigmus. Durch ihren verhältnismäßig knapp zugemefjenen 
Landbefig waren die Bauern feit der Aufhebung der Leibeigenfchaft auf die 
Pacht des gutsherrlichen Landes angewiejen, der ausgedehnte Rübenbau 
trieb aber die Pachtpreife ungebührlich in die Höhe, und die Zucker produzieren- 
den Grundbefiter waren auch Mitbewerber um die zu verpachtenden Ländereien. 
Anfang der 80er Jahre — fo teilt ein Mann aus der Praris, zugleich Land- 
wirt und Langjähriger Verwalter einer Zuckerfabrik, der Petersburger Oko— 
nomischen Gejellichaft mit — wurde das Verlangen nach Land jo groß, 
daß diejenigen Grundjtüde, welche die Bauern zu 4—5 Rbl. pro Defljätine 
zu pachten pflegten, auf 12—15, ja 20 Rbl. jährlichen Pachtzins getrieben 
wurden. Die Bauern konnten nicht mehr Eonkurrieren, und das Ende davon 
war — fie mußten auswandern!, 

Und nun die Arbeiter in den Zuderfabrifen. Nach der Iekten offi= 
zieflen Aufftellung betrug deren Zahl in der Campagne 1890—91 86 681 
Perſonen, im Durchſchnitt 388 Arbeiter auf eine Fabrit. Über 86 %/0 der 
Arbeiter find erwachjene Männer, 11/290 Frauen; Kinder find nur in 
verſchwindender Zahl bejchäftigt. Nur in Polen ift die Frauenarbeit mit 
17 0, aljo ftärfer, vertreten. Die an und für fich erfreuliche Erjcheinung 
in der Gruppierung der Altersklaffen und Gefchlechter Hat aber ihren Grund 
in der Billigkeit der Männerlöhne: nach der vom ruffischen Finanzminiſterium 
für die Augjtellung in Chicago bearbeiteten Zufammenftellung betrugen in 
den fjüdwejtlichen Gouvernements, dem Hauptfibe der Zucerinduftrie, die 
Löhne der männlichen Arbeiter in den Zuderfabrifen 8—10 Rbl. monat= 
lich; dieſe Arbeiter refrutieren fich zu einen großen Zeile nicht aus der 
einheimijchen Bevölkerung, jondern ähnlich wie in Sachen, Weſtfalen und 
Hannover aus Wanderarbeitern, die für die Gampagne aus dem nördlichen 
Rußland angeworben werden. In den Berichten der Fabrikinſpektoren 
wird die Lage gerade dieſer Arbeiter als außerordentlich traurig und elend 
geſchildert. Der farge Lohn wird noch dadurch weſentlich gekürzt, daß 


ı Berichte der Kaiferlichen Freien Otonomiſchen Gejelljchaft zu Petersburg, 1887, 
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zwiſchen Unternehmer und Arbeiter ſich eine Zwiſchenperſon einſchiebt, die 
die Arbeiter truppweiſe anwirbt und ihnen vorſchußweiſe noch vor Be— 
ginn der Arbeit einen Teil des Lohnes zur Beſtreitung der Steuern vor— 
jtrecit, wodurch die Arbeiter in ein doppelteg Abhängigfeitsverhältnis ge— 
raten. Wie groß die Willfür der Unternehmer vor dem Inkrafttreten der 
Fabrikgeſetze war, erhellt au& dem Berichte des Kiewer Inſpektors, daß 
(bei einem Lohn von 5—10 Rbl. monatlich) Arbeiter mit Strafen bis zu 
1 Rbl. belegt wurden für „Unfittlichkeit" und „Widerſpruch“. Don jämt- 
lichen Zuderfabrifen de Gouvernements Kiew hatte nur eine eine ges 
nügende Ventilation, während in Fabriken mit je 800 und 900 Arbeitern 
gar Feine Bentilatoren vorhanden waren. Bei der ungewöhnlich hohen 
Temperatur entkleiden fich die Leute völlig und werden von Kopf big zu 
Fuß mit Melaffe bededt. Dadurch entftehen bei jeder Verlegung oder 
Hautabihärfung Entzündungen und bösartige Geſchwüre, welche ala „mit 
dem Betriebe unvermeidlich verbundene profeffionelle Krankheiten“ gelten. 
Nach der Arbeit ruhen die Arbeiter in den für fie als Wohnräume ein- 
gerichteten Kafernren aus, deren ganzes Ameublement aus zwei übereinander 
angebrachten Reihen von Strohjäden beiteht. Das Stroh wird einmal im 
Jahre vor dem Beginn der Kampagne gewechjelt, die Luft in den Kafernen 
ift eine derartige, daß jelbit der wenig verwöhnte rujfische Arbeiter fein 
Schickſal verwünſcht. 

Es ſind dies nur ein paar Striche aus der unparteiiſchen amtlichen 
Schilderung, die gerade aus der Glanzepoche der Zuckerinduſtrie ſtammt, 
aus der Periode der fetten Dividenden von 27 und mehr Prozent! Und 
als nun die Kriſis ausbrach, beſtürmten die Unternehmer den Staat um 
Hülfe, nicht ihrete — der Unternehmer — wegen, ſondern in väterlicher 
Fürſorge für taufende von Arbeitern, denen ein lohnender Arbeitszweig ent= 
gehen könne. 

Da wir auf die Arbeiterverhältniffe nicht mehr zurüdfommen werden, 
jo möchte ich nur noch eins erwähnen. Den Zuderinduftriellen in Ruß— 
land paffierte eg bisweilen während des Aufſchwunges und der gewaltigen 
Produftionzfteigerung, daß fie nicht genug Arbeiter befommen fonnten; die 
mehr oder weniger wohlhabenden Bauern wollten nicht in die Fabrik, die 
MWanderarbeiter reichten nicht aus. In feiner Angſt, um den Gewinn zu 
kommen, wurde der ruffiiche Unternehmer beinahe ebenfo unmoralifch, wie 
der fontraftbrüchige Arbeiter. „Selbit da, wo die Anzahl der Arbeiter bei 
ruhiger Überlegung und Bejonnenheit ausreichen würde,“ erzählt der von 
ung jchon erwähnte Gewährsmann der Petersburger Hkonomiſchen Gejell- 
ſchaft, ein Mann, der die Verhältniffe aus eigener Anfchauung kennt, — 

4* 


*52 Jollos. 


„fingen, angeſichts der bevorſtehenden Gewinne, die benachbarten Zuckerfabri— 
kanten an, einander die Arbeiter abzulocken. Branntwein, Muſik, Geſchenke 
für die Frauen, kein Mittel wurde verſchmäht, um ſich die Arbeiter zu 
ſichern. Manche ſchickten ihre Beamten auf die Landſtraße oder an die 
Eiſenbahn, um Arbeiter, die für einen anderen Unternehmer bereits ge— 
mietet waren, an ſich zu locken; ja, manche gingen ſo weit, direkt auf die 
Konkurrenzfabriken ihre Angeſtellten zu entſenden, um die Arbeiter zu ver— 
anlafſſen, die Arbeit niederzulegen und zu ihnen überzugehen.“ „Die Unter— 
nehmer jelbjt,” fügt unfer Gewährsmann Hinzu, „Haben die Arbeiter den 
Kontraktbruch gelehrt.” Es find allerdings ruffiiche Zujtände, aber in 
ihnen ſteckt der Embryo des Fapitaliftiichen Produzenten, und zwar ein ſehr 
entwidelter Embryo, in welchem alle Züge feines wejtlichen Vorgängers zu 
erkennen find, nur ift der Ausdrud noch ein naiver. 

Als die Krifis Ende 1885 ausgebrochen war, verfammelten fich die Unter- 
nehmer zuerjt in Kiew, jodann auf einen Kongreß in Peteröburg. Wenn in 
Rußland Fabrifanten zuſammenkommen, jo iſt faſt ausfchließlich das Thema 
ihrer Beratungen eine Petition an die Regierung um erhöhten Schuß gegen 
ausländijche Konkurrenz. In diefem Falle wäre dies einfach Lücherlich gewefen, 
da der vorhandene Zoll von 2 Rbl. pro Pud auf rohen und von 3 Rbl. 
auf raffinterten Zuder ein jo gänzlich prohibitiver war, daß die Einfuhr aus— 
ländischen Zuckers fich nahezu auf null stellte (7076 Pud im Jahre 1885). 
Dagegen erportierte die ruifiiche Industrie in demfelben Jahre über 4 Mil- 
lionen (4 089 914) Pud ins Ausland, und zwar mit Hilfe der offenen 
oder veritedten Prämien; erftere im Betrage von 80 Kop. bis 1 Rbl. für 
jedes ausgeführte Pud, die verjtedten Prämien ebenfalls nicht unbedeutend, 
da beim Erport den Fabrifanten die nominelle Steuer von 80 Hop. zurück— 
erjtattet wurde, während die jaktiiche nur 20 Kop. betrug und jo die 
größere Hälfte der ganzen Zuckerſteuer als verjtedte Erportprämie dem 
Tabrifanten wieder zufloß. Nebenbei bemerkt, war die Relation der Zucker— 
Iteuer zum Zuderzoll wie 1:10—15, gewiß ein fchlagender Beweis für 
die Intenſität des Schußzolles. Allerdings war die Regierung gewillt, die 
Steuer allmählich bis auf 1 Rbl. zu erhöhen und den Grportprämien ein 
Ende zu machen. Die Wünfche der verfammelten Zuderinduftriellen rich- 
teten fich zuerft gegen dieſe Abficht: Die 1885er Gampagne hatte troß 
der Prämien und der gefteigerten Ausfuhr einen unverfaujten Beſtand von 
3 Mill. Pud ergeben, die nächite ftellte einen ebenjo großen Überfhuß in 
Ausficht; die Fubrifanten wünfchten die Prämien nicht abgeichafft, jondern 
vielmehr noch erhöht und verlängert zu jehen. Im Laufe der Verhand— 
lungen fongentrierten fich aber die Wünſche in dem Vorſchlage: die Regie 
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rung möge die ganze Induftrie regulieren und normieren: Menn 
die Verhältniffe ihren natürlichen Verlauf nähmen, fo jei die Hälfte der 
Induſtrie bankrott, denn in zwei Jahren werde fich ein unverfäuflicher Ber 
ftand von 10 Millionen Pud Zuder bilden, und die Fabriken würden brach 
liegen. Freiwillig könnten fie fich nicht vereinigen, da die Intereſſen nach 
einzelnen Gegenden und verfchiedenen Branchen (Rohfabrik und Raffinerie) 
einander widerſtreiten. Der Kongreß bitte daher, die Regierung möge 
durch Zwangsmittel, wie erhöhte Steuern, das Quantum der nächjten 
Campagnen, entjprechend dem inneren Konfum, auf 19 Mill. Pud feft- 
jeßen, und dasjelbe unter die einzelnen Yabrifen, entfprechend der durchfchnitt- 
lichen Produktion der legten fünf Jahre mit Ausichluß des höchiten Jahr— 
gangs, verteilen. 

Der Beicheid der Regierung war zuerft ein rundweg ablehnender. Sn 
einem Girkular vom 19./31. März 1886 erflärt das Finanzminiſterium 
den Petenten, daß die fernere Erteilung don Erportprämien feinen Zweck 
habe, da die Eroberung fremder Märkte ausſichtslos fei, nachdem Hiter- 
reich, Deutſchland und Frankreich ihre Erportprämien bis zu einer Höhe 
getrieben haben, daß eine Konkurrenz auf diefem Gebiete unmöglich gewor— 
den ſei. Sehr vernünftig fügt das Minifterium Hinzu, „die Regierung jehe 
ihre Aufgabe im Schuße der inneren Produktion zur Verforgung des eigenen 
Marktes, nicht aber in der Lieferung von billigem Zuder an ausländijche 
Konfumenten auf Kojten der ruffiichen und des Fiskus.“ ine Ausnahme 
macht das Minifterium nur hinfichtlich der aftatifchen Länder, für dieſe 
ſolle der erportierte Zucker auch fernerhin die hohen Prämien genießen. 

Hinfichtlich der Hauptfrage lautete der Beſcheid ebenjo beftimmt und 
abweifend: Eine Verminderung der Produktion, Heißt e8 im Girkular des 
Miniſters, eine Anpaffung de Angebot3 an die Nachfrage, ſei in erfter 
Linie die Pflicht der Produzenten felbft, und alle Konfequenzen der Über- 
produktion müßten natürlich von den unvorfichtigen, jchlecht berechnenden 
Produzenten getragen werden. Cine Begrenzung oder Neglementierung der 
Anduftrie fei nicht Sache der Adminiftration. 

Die Zuderfabrilanten hatten aber Patrone, deren Einfluß ſich mäch- 
tiger erwies, ala die Vernunftgründe des Minijters: Im September des— 
jelben Jahres (1886) erfolgte ein Beichluk des Minijterfomitees, durch den 
die Zuderproduftion entiprechend den Vorſchlägen der Yabrifanten normiert 
werden jollte. Der auswärtige Abſatz wurde vom innern gefondert, und als 
Norm Für die Produktion für den inneren Markt find 19 Mill. Pub 
angenommen. Formell ift die Produktion über diefen Betrag hinaus nicht 
verboten, aber jedes überproduzierte Pud wird mit einer hohen Zuſatzſteuer 
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belegt. Die Regierung überließ es zugleich den Unternehmern, ein gemein— 
ſames Bureau zu errichten, um die Verteilung der normierten Produktion 
unter die einzelnen Fabriken auszuführen. 


Als aber dieſe Grundzüge bekannt wurden, brach ein derartiger Sturm 
der Entrüſtung in der öffentlichen Meinung aus, und ſelbſt in Regierungs— 
freifen, die don dem Einfluß der Zuderinduftriellen frei waren, begann 
eine derartige Agitation gegen den Beichluß des Minifterfomitees, daß 
das offizielle Kartell doch nicht zuitande fam, wohl aber eine pri= 
vate Bereinbarung der Mehrzahl der Fabriken. Der Staat begnügte fich 
damit, daß er erſtens den in Schwierigkeiten geratenen Unternehmern einen 
Kredit in der Reichsbank zur Verfügung jtellte, zweitens die Accife (Zuder- 
jteuer) nur ratenweife einzog und zwar in natura — in Zuder, der vom 
Staate aufgefpeichert und alsdann auf den inneren Markt gebracht werden 
follte, wenn der Preis die Höhe von 4 Rbl. erreicht haben würde. 

In der jtillen Erwartung, daß die Regierung das Kartell jchließlich 
doch begünjtigen werde, und von der akuten Kriſis bedrängt, beſchloſſen die 
in Kiew zufammengeflommenen Fabrikanten, ein Kartell auf eigene Fauſt 
zu gründen. 

28. April 


Der am 0. Mai 1887 abgejchlofjene Vertrag lautet in feinen 
wejentlichften Punkten wie folgt: 


1. Die Kontrahenten verpflichten fich gegeneinander, unter gegenfeitiger 
Kontrolle einen Teil ihrer Produktion aus der Gampagne 1886/87, 
1857/88 und 1888/89 in? Ausland zu erportieren, um den vorhan— 
denen Überfluß auf dem inneren Markte abzuftoßen und einer Über— 
füllung des letzteren in Zukunft vorzubeugen. 

2. Hinfichtlich der Campagne 1886/87 verpflichtet fich jeder Kontrahent, 
25 %o feiner Produktion auszuführen. Unter Jahres» (Gampagne-) 
Produktion wird die Menge verjtanden, die innerhalb eines Jahres 
(vom 1. September bis 31. August gerechnet) zur Zuderjteuer veran- 
lagt worden if. Die Ausfuhr der 25 %o aus der Produktion 
1886/87 hat in bejtimmt angegebenen Friſten, ſpäteſtens aber bis zum 
1. Dezember 1887, zu erfolgen. Den Fabriken, die ihren Zuder aus 
dieſer Campagne ſchon verkauft haben, jteht es frei, aus der nächſt— 
folgenden die entſprechende Quantität, aber ebenfalls ſpäteſtens am 
1. Dezember 1887, auszuführen. Unter Zuder wird weißer Sand- 
zuder oder Raffinade verftanden. Den unterzeichneten Vertretern (de 
Kartelld) wird e& übertragen, die Relation zwifchen gelbem Zuder, 
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wenn folcher zur Ausfuhr gelangen follte, und dem üblichen (weißen) 
feſtzuſetzen. 

3. Für die Campagne 1887/88 und 1888/89 verpflichten ſich die Kon— 
trahenten, die gefamten Quantitäten zu erportieren, welche die für 
einen jeden feitgejegte Produktion (die Norm) überjteigen werden. Zu 
feiner freien Verfügung behält jeder Kontrahent ein Produftiong- 
quantum, twelches (als normal) folgendermaßen feftgejegt wird: 

a. für jede Fabrik wird die mittlere Produktion der lebten 5 Jahre 
(1881—1886) jejtgeftellt und um 5°%,0 gekürzt; 

b. für jede Fabrik wird die innerhalb der letzten 5 Jahre vor— 
gefommene höchſte Produktion eines Jahres ermittelt und um "a 
gekürzt. Die größere von den beiden ermittelten Zahlen wird als 
die Norm anerkannt, d. 5. als dasjenige Quantum, welches der 
Produzent in jedem der nächjten 2 Jahre auf den inneren Markt 
bringen darf. Alles übrige muß jpäteften® bis zum 1. Auguft 
1888 reſp. 1889 ind Ausland exportiert fein. Für die Fabriken 
der Provinzen Charkow, Kursk und Poltawa wird eine Surplus: 
produktion von 15, für diejenigen von acht inneren Gouvernements 
von 30 %o genehmigt. 

4, Die Vertreter der Kontrahenten find verpflichtet, den Export ins Aus— 
land zeitweife oder ganz zu filtieven, wenn der Preis für Sandzuder 
auf der Kiewer Börje 4 Rbl. 50 Kop. erreichen follte. 

5. Die vorstehende Beitimmung, wenn fie in Kraft treten jollte, muß für 
jede Gampagne fpäteftend? am 15. April publiziert werden, und behält 
ihre Kraft nur für die eine GCampagne, und für diefe auch nur danın, 
wenn fie biß zum 1. Auguft eines jeden Jahres aufrecht erhalten wor— 
den ift. Erſt vom 1. Auguft eines jeden Jahres an, wenn bis dahin 
feine Verfügung erlaffen worden tft, welche den fijtierten Export wie- 
der aufnimmt, kann der Produzent feinen nicht erportierten Zuder dem 
inneren Markt übergeben. 


Sn Art. 9 werden die Organifationsfragen behandelt. An die Spiße 
des Kartelld tritt eine Kommiffion von 22 Vertretern, welche die Leitung 
übernehmen, die Ausführung des Vertrages überwachen, über GSiftierung, 
Einjchränkung und Wiederaufnahme des Erports verfügen und dad Bureau 
der Zuderfabrifanten bilden. Mindeſtens 6 don den 12 Vertretern müflen 
bei den wichtigeren Maßnahmen beteiligt jein. Die Vertreter berufen jähr— 
lich eine Generalverfammlung der Kontrahenten. Sollte jemand von den 
Bertretern, „was Gott verhüte”, fterben, jo gehen feine Pflichten auf die 
übrigbleibenden über. 
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Zur Beſtreitung der Auslagen wird eine Abgabe erhoben, höchſtens 
1 Kop. per Pud Zucker, die Geſamtſumme darf für 3 Jahre 170 000 Rbl. 
nicht überjchreiten. Art. 14 jet die Konventionalftrafen feſt. Tritt ein 
Teilnehmer vom Kartell zurüd, jo beträgt die Strafe 2.50 Rbl. für jedes 
Pud, das bis zum Endtermin dieſes Vertrages von ihm hätte exportiert 
werden follen, außerdem 5000 Rbl. für die Zurüdziehung der den Vertre— 
tern ausgeftellten Vollmacht. Für eine Verzögerung des Exports werden 
5 Kop. pro Bud für die erite verſäumte Woche erhoben, 15 für zwei 
Mochen, 30 für drei, 50 für vier Wochen. Wird die Ausfuhr um zwei 
Monate verzögert, jo beträgt die Strafe 2.50 Rbl., und dag Komitee ex— 
portiert jelbit die verfäumten Quantitäten. 

ALS gerichtlichen Wohnfig find Kiew und Warfchau bezeichnet; alle 
Forderungen des Bureaus gegen zuwiderhandelnde Kontrahenten, wie ums 
gefehrt, follen vor den ordentlichen Gerichten ausgetragen werden. Cine 
recht jonderbare Beitimmung, wenn man in Betracht zieht, daß die ruffifche 
Geſetzgebung Kartelle verbietet oder mindeftens nicht anerkennt, Übrigens 
heißt es in einem Bericht des Komitees, daß die Kontrahenten ihre Pflichten 
troßdem jehr gewiljenhaft erfüllt Haben, und es niemals zu gerichtlichen 
Klagen gefommen ift; andererjeits erfahren wir aber aus dem Berichte dom 
Sahre 1891/92, daß fünf Teilnehmer zurücdgetreten waren. Ob dag Kartell 
Bedenken trug, diefe zu verklagen? 

Durch Verträge vom 14./26. April 1888 und 17./29. Mai 1890 
wurde die Gültigkeit des Kartells mit einzelnen Modifikationen auf weitere 
ſechs Jahre ausgedehnt. Die Modifikationen betrafen zunächſt die Ver— 
teilung und Normierung der Produktion, die Norm. Die oben angeführte 
Grundlage der Normierung erwies fich als nicht im Einklange mit der 
„verteilenden Gerechtigkeit”, einzelne Fabriken fühlten fich benachteiligt, da 
fie gerade in der vorhergegangenen Periode aus zufälligen Urjachen nicht 
voll arbeiteten, nun aber, nach dem Aufſchwung der Induſtrie, fich in ihrer 
Thätigkeit beengt fühlten. Um dieſe zufrieden zu jtellen, griff das Kartell 
zu fogenannten „bedingten Normen“, indem neben der vorherigen Feſtſetzung 
des Produktionsquantums eine Zujagproduftion geftattet wurde für alle 
diejenigen Fabriken, welche entweder ihre durchichnittliche Jahresproduftion 
innerhalb der Jahre 1885—87 nicht erreicht Hatten, oder die weniger ala 
70 Zage zur Fertigftellung ihrer Norm gebrauchten. Im Jahre 1890 er— 
folgte eine abermalige Erhöhung der Produktion um 5—16 ®/o der bisherigen 
„Norm“. Fabriken, welche in den neugeregelten VBerhältnifjen nicht unter 
86 Tagen im Jahre thätig waren, befamen das Minimum der „bedingten“ 
Norm: einen Zuſatz von 5 %o, die anderen, welche mit ihrer „grundlegenden 
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Norm“ früher fertig waren, um 1°/o für je zwei Tage Stillftand mehr, und fo 
fort bi8 160 für alle, die unter 66 Tage im Betriebe waren. Zuerſt 
follten die Zufaßquantitäten nur dann auf den Markt fommen, wenn der 
Preis im Innern nit unter 4 Rbl. 50 Kop. ftand, jpäter wurden die 
Abſatzbedingungen für beide Kategorien gleich geſtellt. Faktiſch wurde da— 
durch dem Wunſche der Produzenten nachgegeben, zugleich aber die Mög— 
lichkeit gewonnen, den Konfumenten gegenüber zu behaupten, es werde die 
allmähliche Zunahme des Konſums immer berüdfichtigt. Richtig ift, daß 
das Kartell eine direkte Beichränkung der Produktion nicht, wohl aber die 
Ausfuhr des Zuckers verlangte, der über dag vom Kartell feſtgeſetzte Quan— 
tum produziert wurde, was doch jchließlich eine Beſchränkung der Pro— 
duftion bedeutet, da die Ausfuhr mit Verluſt geichieht. Höchſt vorfichtig 
im Anfange, wird das Kartell in den fpäteren Verträgen fchon etwas 
fühner. So iſt in den Vertrag von 1890 (Art. 9) die Beftimmung auf- 
genommen, daß auch don den uriprünglichen, für den inneren Markt be» 
jftimmten „Normen“ ein Zeil im Ausland abgejeßt werden jolle, wenn es 
die Vertreter des Kartell für gut halten würden. Ebenſo ift die Möglich- 
feit der reichlicheren Berforgung des inneren Marktes bei Preifen bon 
4 Rbl. 50 Kop. etwas eingefchränft durch die Beitimmung, daß dieſer Preis 
nah Meinung des Kartells auch ein dauernder fein müſſe. 

In ftatiftifcher Beziehung ift der ruffiiche Volkswirt dem Kartell zu 
Dank verpflichtet, indem es zuerft eine zuverläffige Statiftif der Zuderpro= 
duktion und des Zuckerhandels zuftande brachte. 

Über Produktion, Konfum und Erport in den dem Kartell boran- 
gehenden und ihm nachfolgenden Gampagnen Hat da® Bureau der Zuder- 
induftriellen folgende Tabelle zufammengejtellt : 


Produktion | Innerer Abjak | Grport 








Vorräte im An: 
fang d. Campagne 


Gampagne 






1885— 1886 3 086 328 29 402 692 20 095 695 7 815 028 
1886— 1887 4 578 297 26 173 322 22 784 633 3 130 417 
1887 —1888 4 836 569 23 891 042 21 324 065 4 232 188 
1888— 1889 3 171358 28 594 779 22 145 587 6 798 374 
1889 — 1890 2822 176 24 824 058 22 790 772 1 920 426 
1890— 1891 2 935 036 28 698 800 23 122 766 5 746 467 


Im erften Jahre nach Inkrafttreten des Kartells tritt eine ſehr weſent— 
liche Verminderung der Produktion ein, gleichzeitig wird auch die Ausfuhr 
gegen das Vorjahr gefteigert. Wenn in den nächiten Jahren die Produktion 
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auch gewiſſen Schwankungen ausgeſetzt iſt, ſo erreicht ſie doch immer noch 
nicht die Ausdehnung des Kriſenjahres 1885—1886, während der Konſum 
innerhalb von 5 Jahren um circa 3 Mill. zunimmt, fcheinbar der Voraus 
jegung der Kartellgründer entjprechend, die ein Steigen des Konfums um 
600 000 Pud jährlich im Auge Hatten, wogegen die offizielle Statiftif eine 
jährliche Zunahme des Verbrauch! um 1. Millionen annehmen zu müſſen 
glaubte. 

Eine recht geſchickte Organifation der Ausfuhr und ihrer Verteilung 
unter die einzelnen Teilnehmer des Kartells verdient befondere Erwähnung. 
Der Fabrikant exportiert in den allerwenigjten Fällen ſelbſt. Da die 
Fabriken, welche von der auswärtigen Grenze und den Häfen (Odeſſa) 
entjernt liegen, den Export nur mit bedeutend größeren Unkoſten als die 
näher liegenden effeftuieren könnten, jo thun fie e8 überhaupt nicht. Sie 
faufen nur don den Erporteurd oder auf der Kiewer Börſe Gertififate 
über ein entiprechendeg Quantum exrportierten Zuckers, jehen dagegen ihre 
eigene Produktion voll auf dem inneren Markte ab. Selbitverjtändlich geht 
num ein um jo größeres Quantum des an den Grenzgebieten produzierten 
Zuders ins Ausland. Der Erporteur läßt fich von der Zollbehörde eine 
Beicheinigung über feine Abladungen ausjtellen, diejelbe wird dann dent 
Düreau de Kartell in Kiew präfentiert und letzteres ftellt Gertififate aus, 
die entweder direkt auf den Namen eines bejtimmten Fabrifanten ausgeſtellt 
werden, oder in den Handel gelangen und von dem Kartell-Teilnehmer, 
der nur auf dem innern Markt abjegt, angelauft und dem Büreau präfentiert 
werden. Es hat ſich ein ſchwunghafter Handel mit Gertififaten ausgebildet, 
um jo mehr als deren Preis nicht nur durch die ſchwankenden Verhältnifje 
des Londoner Zudermarktes, fondern auch durch den Stand der ruſſiſchen 
Valuta bejtimmt wird. Der Preis eines Certifikats ift die Differenz zwiſchen 
dem Zuderpreis im Innern (Kiem) und dem in London, mit Abzug der 
Transportkoſten, Kommiffionsgebühren und anderen Auslagen. So fielen 
nach dem mir vorliegenden Jahresbericht des Kartella vom 22. Februar 1892 
die Erport-Gertififate innerhalb von 6 Monaten vom Mai bis Oftober 1891 
von 1 Rbl. 60 Kop. (pro Pud) auf 85 Kop., troßdem die Londoner 
Preife unverändert blieben, hauptjächlich wegen der jtarfen Entwertung der 
Baluta. 

AL das Kartell begründet wurde, bejtanden 219 Zuderfabrifen. Bon 
diejen beteiligten fich am Kartell 171, während 48 außerhalb degjelben 
blieben. Am Schluffe des zweiten Jahres waren die Zahlen 190 und 81, 
beim Abſchluß des dritten Vertrages für die Periode 1. September 1891 
big 1. September 1895 war die Zahl der Teilnehmer 201, während 5 
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vom Kartell zurüdgetreten waren und 17 fich überhaupt an demjelben nie 
beteiligt hatten. „Schon feit 4 Jahren” — klagt der vom Bureau heraus— 
gegebene Bericht — „genießen dieſe Außenjtehenden die Vorteile, welche durch 
Anderer Opfer erfauft worden find, und noch weitere 4 Jahre wollen fie 
(die Outsiders) die vorteilhafte Operation fortjegen unter dem Vorwande, 
daß die „Normirovka“ den Gejeßen der politiichen Ökonomie widerfpreche, 
oder daß fie fich einem gejeßwidrigen Unternehmen nicht anjchließen können, 
obwohl fie fich genugjam bewußt fein müſſen, daß fie nicht auf ihre Koften 
gefommen wären, wenn wir den inneren Markt nicht von der drückenden 
Überproduftion befreit hätten“. 

Troß wiederholten Appell3 des Kartelld an die „Ehre und geichäftliche 
Moral” der Outsiders blieben dieſe doch bei ihrer Praxis feſt ftehen und 
dehnten ihre Betriebe jogar bedeutend aus. In der Gampagne 1887—1888 
produzierten fie 1528000 Pud (circa Ye Mill. Gentner), 1890/91 
3 072 751 Pud, alfo das Doppelte. Gegenüber der Gefamtproduftion der 
fartellierten Fabriken, die bis 26 Mill. Pud produzierten, iſt e8 ein jehr 
bejcheidener Betrag, der aber doch bei der Preisbildung eine Rolle jpielt; 
handelt es fich doch um eine relative Überproduftion von durchſchnittlich 
nur 4—5 Mill. Bud, die das Kartell durch den Abjak im Auslande vom 
innern Markt fern hält. 

Fragen wir nach den Wirkungen des Kartells, jo treten ung zunächit 
eine Reihe von Ericheinungen entgegen, die vom Kartell ſelbſt ala volks— 
wirtjchaftlich günftige ins hellſte Licht gejegt werden. In einer vom Bureau 
der Zuderfabritanten herausgegebenen ausführlichen Denkſchrift, betitelt 
„Meberficht und Bergleichung der Lage der Zuderproduftion und de Zuder- 
fartell3 in Rußland und Deutſchland“, werden folgende Punkte befonders 
hervorgehoben: 1. Die Induftrie wurde vor einer Wiederkehr der Über 
produktion geſchützt durch regelmäßige Ausfuhr des Überfchuffes, der auf 
dem innern Markt Leine Verwendung finden konnte. Vom 1. September 
1885 bis 1. September 1891 wurden 29 Millionen Pud ind Ausland 
exportiert. 2. Die Zuderpreife im Innern waren jehr mäßige, bei ſtets 
regelmäßiger Verforgung der innern Märkte war die Tendenz des Zuder- 
marktes immer eine ruhige und fogar ſchwache. 3. Eine Reihe von Eleineren 
Fabriken wurde durch das Kartell vor dem unmittelbaren Untergang ge= 
rettet. Schon während der Krijenjahre 1885—1887 mußten 27 Fabriken 
jchließen, und mindeiteng ein Drittel jämtlicher Fabriken Hätte ihrem 
Beifpiel folgen müffen, wenn nicht die „Normirovfa” zujtande gefommen 
wäre. Unter 198 fartellierten Fabriken waren aber in der Gampagne 1889 
bis 1890 76 mit einer Produktion von je unter 95 000 Pud und einer 
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Geſamtproduktion von über 5 Millionen Pud. Dieſe 76 kleineren, dem 
Typus einer landwirtichaftlichen Fabrik nahelommenden Betriebe find durch 
das Kartell gerettet worden, die Aktionäre haben ihr Kapital, die Banken 
ihre Darlehen, die Arbeiter ihren Lohn dadurch erhalten, 

Prüfen wir diefe Beweife. E3 ift von borneherein zuzugeben, daß das 
Kartell mit nicht geringem Berlujte die Ausfuhr organifiert hat, Von den 
oben angegebenen 29 Millionen Pud find allerdings 11 Millionen abzu— 
ziehen, welche noch vor der Gründung des Kartells und mit Hilfe von 
ftaatlichen Erportprämien ausgeführt worden; es bleibt aber immer noch 
ein anſehnliches Duantum, welches ohne jtaatlichen Zuſchuß abgeftoßen 
worden iſt. Es lag aber die Gefahr jehr nahe, daß in diefer Beziehung 
des Guten zu viel gethan werde, und wie wir weiter unten ausführen 
werden, haben fich die Befürchtungen, das Kartell werde durch übermäßige 
Ausfuhr nicht nur die fogenannten „Überjchüffe” jondern auch einen Zeil 
des für den innern Konſum notwendigen Zuckers abjtoßen und dadurch 
eine fünftliche Teuerung Hervorrufen, in der That bewahrheitet. 

Was die Intereffen der fleinen Produzenten anbelangt, jo iſt zu bes 
rüdfichtigen, daß diejelben Yes bis "/s der gefamten Produktion Yiefern und 
daß, wenn fie durch das Kartell geſchützt werden, dies in der Meije 
geichieht, daß neben den fetten Dividenden der größeren Unternehmungen 
den fleineren eine in den meiften Fällen problematifche Eriftenz ermöglicht 
wird. Biele von ihnen kämpfen jchon jet vergebens gegen die Übermacht 
der großen Unternehmungen. Betrachtet man ſelbſt die Bilanzen der Aftien= 
geſellſchaften, unter denen doch die ganz Kleinen Betriebe nicht einmal ver- 
treten find, fo fällt es auf, daß die Heineren mit einem Kapital von weniger 
al® Ya Million faft alle mit Berluft oder einem jehr mäßigen Gewinn 
(3 bis 5/0) arbeiten, während die größeren Beiriebe Dividenden von 12 
bis 15 und mehr Prozenten zu verteilen in den meiften Fällen in der Lage 
waren. 

Und nun die Hauptfrage — die Preife. Es iſt ebenfalls anzuerkennen, 
daß in den eriten 5 Fahren eine weife Mäßigung jeitens des Kartells 
beobachtet wurde. Selbitverjtändlich jtiegen die Preife nach Gründung des 
Kartells, Hatten aber vor derfelben einen jo beijpiellos niedrigen Stand erreicht, 
daß die Erhöhung feine unbillige war. Betrachten wir die vom Bureau her— 
ausgegebene graphifche Tabelle, welche die Preisbewegung gut veranfchau- 
licht, jo tritt ung zuerſt eine ſchnell auffteigende Linie entgegen: innerhalb von 
4 Monaten nah Gründung des Kartells fteigen die Preiſe von 3 auf 4 Rbl. 
pro Pud. Bon Mai bis Auguft tritt eine Abſchwächung bis auf 3 Rbl. 65 Kop. 
ein, in den nächſten 3 Monaten jteigen die Preife wieder langfam aber ununter: 
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brochen an big auf 4 Rbl. 30 Kop. oder 40 Kop. und bleiben auf diefem 
Niveau mit jehr unmwejentlichen Schwankungen bis zum Auguft des Jahres 
1888. Nun beginnt ein leichter Niedergang, der aber nur von kurzer 
Dauer if. Im Januar 1889, wo der Preis etwas unter 4 Rubel ftand, 
jet aber eine fräftige Aufwärtsbewegung ein und er fteigt ununterbrochen, 
bis er im Juli den Höchjten Stand von faft 5 Rubel erreicht. Es ift dies 
ihon ein bedenklicher Zuftand,, aber er ift auch nur vorübergehend. Schon 
im Geptember find diefe Preife auf 4 Rbl. 30 Kop. herabgefunfen und 
von nun an jchwanfen fie innerhalb eines Zeitraumes von 16 Monaten 
bis zum Schluß des Jahres 1890 zwijchen 4 Rbl. 10 Kop. und 4 Rbl. 
80 Kop. Im nächjten Jahre 1891 find die Preife jehr mäßige und die 
Schwankungen bewegen fich in den Grenzen zwijchen 4 Rbl. und 4 Rbl. 
50 Kop. 


Sp weit könnte man den Lobrednern des Kartells Recht geben, welche 
al3 Motto desjelben den Satz aufftellen: Das Kartell wird ehrlich jein 
oder e& wird audeinandergehen!. Zu einem Teil wird diefer ſchöne Grund- 
ſatz wohl durch die öffentliche Meinung und durch die Konkurrenz derjenigen, 
welche dem Kartell fern geblieben, zu erklären fein, immerhin aber ift die That» 
jache anzuerkennen, daß in den eriten 5 Jahren das Kartell feiner Preis— 
treiberei fich ſchuldig machte. Es Liegt aber im innerjten Wejen folcher 
Vereinbarungen, daß fie die günftige Konjunktur mit einer Schärfe aus— 
nußen, wie es bei freier Konkurrenz nicht möglich wäre, und jchon bie 
Thatjache, daß eritens beim Gintritt einer quantitativ ungünftigeren 
Gampagne die Vorräte aus der vorjährigen zum größten Zeil bereit3 ab— 
gejtoßen waren, und zweitens, daß die Produzenten eine gemeinſame Organi— 
jation bejaßen, welche Preisvereinbarungen ermöglichte, waren für eine Aus— 
beutung der günstigen Konjunktur von großer Bedeutung. Eine jolche trat aber 
in den Jahren 1892 und 1893 ein. In der Ganıpagne 1892—1893 betrug 
die Produktion 23 265 102 Pud Sandzuder, um ca. 6 Mill. Pud weniger, 
‚al im Vorjahre. Schon jeit Anfang 1892 fingen die Preife an gewaltig zu 
jteigen, und erreichten im Sommer die Höhe von 5 Rbl. 70 Kop. 

Den Konfumenten drohte eine noch größere Gefahr, da die Spekulation, 
begünftigt durch die Vereinbarung, einen großen Teil der Vorräte in ihre 
Hände befam. Die Regierung ſah fich genötigt, zu intervenieren. Wir 


! „La Normirovka sera honnöte ou ne sera pas.“ (Eugene Feltz, Les syn- 
dicats industriels et en particulier la Normirovka des Fabricants de sucre russes. 
Ein vom Standpunkte des ruffischen Kartells, aber jehr fachkundig gejchriebener Auf: 
ja in der Pariſer Zeitjchrift „Sucrerie indigene et coloniale*, Auguft 1892.) 
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charakterifieren dieſen kritiſchen Moment in der Zuckerinduſtrie am beſten 
mit den Morten des offiziellen Blattes des ruffifchen Finanzminiſteriums: 
„Die Preife”, jo Heißt e8 im „Wjeſtnik-Finanſow“ (1892 Nr. 46), „haben 
auf dem SKiewer Markt die Höhe von 5 Rbl. 50 bis 5 Rbl. 70 Kop. 
erreicht, während entfernte Termine (Zuder der nächjten GCampagne) mit 
4 Rbl. 25 bis 4 Rbl. 50 Kop. gehandelt werden. Nachdem die Zuder- 
fabrifanten den Beichluß gefaßt hatten, jämtliche Vorräte dem innern Markt 
zuzuführen, ermäßigten fich die Preife, aber nur auf jehr kurze Zeit. Im 
Dftober 1892 notierte die Kiewer Börfe 5 Rbl. 35 Kop. pro Pud. Die 
Verteuerung des Zuckers ift durch eine Reihe von Urfachen hervorgerufen, 
und zwar: 1. durch die gefteigerte Ausfuhr in der vorjährigen Kampagne, 
welche die Borräte ſehr verminderte, 2. durch die Steigerung des innern 
Konſums, und 3. durch die ungünftige Rübenernte, die eine Verminderung 
der Produktion von 29 Mill. auf 24 Mill. Pud Zuder in der nächjten 
Gampagne vorausfagen läßt. Die Haupturjache der Preiserhöhung iſt aber 
die Spekulation, welche zu verhältnismäßig niedrigen Preifen große Vor— 
räte erivorben hat und nun zu Preifen anbietet, die weder dureh die Pro- 
duktionskoften noch durch die thatjächliche Lage der Induſtrie gerecht- 
fertigt find”, 

Obwohl dag Kartell einen weiteren Schritt that und den Fabrikanten 
überließ, bis auf Widerruf ihre gefamte Produktion aus der nächjten 
Gampagne im Innern abzufegen, jo befürchtete die Regierung doch nicht 
mit Unrecht eine weitere Preiöfteigerung. Das einfachſte wäre nun getvejen, 
dem in Überfluß vorhandenen ausländifchen Zucker durch eine Zollermäßigung 
Eingang zu verfchaffen. Dazu konnte fich aber das Finanzminifterium 
nicht entjchließen, weil es, wie fein offizielles Organ jagt, „eine plößliche 
Zufuhr befürchtete, die die augenblicdliche Nachfrage weit überfteigen würde 
und in der Zukunft den Intereſſen der einheimifchen Induſtrie großen 
Schaden bringen könnte“. Allerdings Hat jchon die Zollgefeggebung vor 
ſechs Jahren einen ähnlichen Fall vorausgejehen und dementjprechende Be— 
ftimmungen getroffen, die aber gänzlich unzulänglich waren. Das Geſetz 
vom 12. April 1886 geitattele nämlich dem Finanzminifter, die Zucderzölle 
von 1 Rbl. 90 Kop. auf 1 Rbl. 50 Kop. Gold zu ermäßigen, wenn die 
Mreife in Kiew oder Odeſſa 5 Rbl. 50 Kop. pro Pud überfteigen jollten. 
Aber einmal ift diefe Ermäßigung nicht ausreichend, und zum andern kann 
diefelbe nach dem Geſetz erft 2 Monate nach der Publikation in Kraft 
treten. | 

Eine Kommilfion, beftehend aus 3 Miniftern, jchlug eine andere 
Maßregel vor, welche „den Intereſſen der Konjumenten entipricht, ohne die 
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inländiſchen Produzenten zu ſchädigen.“ Das Finanzminiſterium wurde 
ermächtigt, innerhalb der Periode 1892—1893 im Auslande Zucker zu 
erwerben und denjelben zu feſten Preiſen (5 Rbl. 10 Kop. auf den 
Stationen der Südmweitbahn, 5 Rbl. 23 Kop. in Kiew, 5 Rbl. 30 Kop. 
in Odejla, 5 Rbl. 60 Kop. in Moskau) den Händlern abzugeben. Diefe 
ungewöhnliche Maßnahme wurde am 6. November 1892 genehmigt. Das 
Finanzminiſterium beauftragte jodann die Kiewer Abteilung der Peters: 
burger „Internationalen Bank”, für Rechnung des Staates die Einkäufe 
im Auslande und den Verkauf im Inlande zu beforgen. 


Dadurch wurde erreicht, daß die Preife über 5 Rbl. 10 Kop. biz 
5 Rbl. 60 Kop. hinaus nicht fteigen fonnten. Ob der Staat dabei ge= 
twonnen oder verloren hat, kann ich nicht fonjtatieren, weil mir dafür jeder 
Anhaltspunkt fehlt !. 

Zur Beurteilung des Kartells ift aber diefe Epifode von großer Be- 
deutung. Sie zeigt deutlich, twie wenig das Kartell eine wirklich gewiſſen— 
hafte ftetige Regulierung der Produktion auszuführen imftande war, und 
wie bei aller honnötete das Bejtreben der vereinigten Unternehmer doch 
darauf gerichtet ijt, den Konjum fo Enapp wie möglich zu verjorgen und 
die Vorräte jo jchnell wie möglich abzuftoßen. Bei diefer Gejtaltung der 
Induftrie giebt e3 für den Konſumenten nur eine Konjunktur, nämlich die 
ungünftige. 

Die ruſſiſchen Zuderfabrilanten betrachten aber nicht mit Unrecht ihr 
Kartell ala eine auf jehr jchwankender Grundlage beruhende Organifation 
und ihr Beitreben geht dahin, die Regierung zu bewegen, zwangsweiſe 
durch differentielle Bejteuerung jämtliche Fabriken der „Normirovfa” zu 
unterwerfen. Bisher hatten diefe Bemühungen noch nicht den gewünfchten 
Erfolg. Da in diefem Jahre (1894) der zuletzt gefchloffene Vertrag aber 
abläuft, jo werden jet Verhandlungen über Erneuerung desſelben auf 
weitere 4 Fahre gepflogen. 


’ Während des Druckes dieſes Auffages erichien in der Nr. 52, Jahrgang 1893, 
de3 Wjestnik Finansow (offizielleg Organ des ruſſiſchen Finanzminiſteriums) ein Be: 
richt über die Rejultate diefer originellen Operation, dem wir folgende Zahlen ent: 
nehmen. Es wurden auf Rechnung des Staates 1714018 Pud Zuder aus dem 
Auslande importiert, für die infl. Transport und Kommiſſion 6 225 068 Rbl. bezahlt 
worden find. Bon diefem importierten Zuder find 1697077 Pub für 9436 561 Rbl. 
auf dem inneren Markt an Händler verfauft worden. Neben einem Reſt von etwa 
17000 Bud Hatte der Staat aljo noch einen Barverdienft von 3211995 Rbl.! 
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III. 

Während wir in der Zuckerinduſtrie ein regelrechtes, ſeit 7 Jahren 
beſtehendes nationales Kartell vor uns haben, tritt in der Petroleuminduſtrie 
uns ein viel komplizierteres, aber erſt im Entſtehen begriffenes Gebilde ent— 
gegen. Seit Jahren ſchon wird in Rußland über die Vereinbarung der 
Naphta- und Petroleumproduzenten verhandelt. Dieſelbe exiſtiert aber auch 
faktiſch bis auf den heutigen Tag nicht. Erſt während wir dieſe Blätter 
niederſchreiben, rückt die Wahrſcheinlichkeit des Zuſtandekommens dieſes 
Kartells in nächſte Nähe. Am 10. Oktober 1893 traten in Petersburg 
Delegierte der Naphtainduſtriellen auf Einladung des Finanzminiſteriums 
zufammen und zwar unter dem Borfige eines der höchiten Beamten des— 
ſelben. Wenn nicht unerwartete Hinderniffe dazwifchentreten, jo kommt 
diegmal die Kartellierung zuftande und der Umftand, daß es fich in dieſem 
Falle um eine internationale Vereinbarung der beiden größten Petroleum: 
produzenten der Welt, der Vereinigten Staaten von Nordamerifa und 
Rußlands Handelt, welche den europäifchen Konfumenten ihre Bedingungen 
von nun an zu bdiftieren hoffen, rechtfertigt e8 wohl, daß wir hier auf 
diefes, wie gejagt, erſt im Werden begriffene Kartell eingehen. 

Die Naphtaproduftion Rußlands konzentriert ſich troß ihres enormen 
Aufſchwungs (von 2 Millionen Pud im Jahre 1871 auf 289 Millionen 
Pud Naphta im Jahre 1891) auf einer verhältnismäßig geringen Fläche: 
es ift dies die Halbinjel Apfcheron in der Nähe von Baku mit einer Fläche 
von nur 550 Defijätinen, alfo etwa 6 QDuadratfilometern. Im gejamten 
übrigen Rußland wurden 1891 nur 2 —3 Mill. Pud gewonnen. Dieje 550 Deil- 
jätinen gehören zu einem Eleineren Teile den Staate, zum größeren 95 Eigen- 
tiimern, don denen nur 77, darunter einige jehr große Unternehmer, und 
eine Anzahl Eleinerer Befiger, die reichhaltigen Brunnen ausnutzen. Erſt in 
den 70er Jahren bemächtigten fich zwei große Unternehmer, Nobel und 
Ragofin, der Petroleumindujtrie, in den 80 er Jahren trat Rothichild hinzu. 
Nicht nur in der Nähe der Produftionäftätte wird das NRohproduft in 
Petroleum und Schmieröle verarbeitet. Leßteres gejchieht zu einem großen 
Teil in Batum und an der Wolga (Niſchni-Nowgorod, Zarizin). So 
lange noch fein Schienenweg von Baku vorhanden war, fonnte der Trans» 
port nur auf dem Seewege und auf der Wolga jelbjt gefchehen. Der 
Konſum im Innern mußte anfangs noch durch die Einfuhr amerifanifchen _ 
Petroleums gededt werden. Nach der Vollendung der transkaukaſiſchen 
Bahn verbilligten fi die Waflerfrachten, die Preife fielen, der innere 
Konſum nahm mächtig zu; jelbit in entlegenen Dörfern, wo ZTalglichter 
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noch einen Luxusartikel bildeten, erjchien die Petroleumlampe und der 
innere Markt wurde von der hHeimifchen Induſtrie vollſtändig erobert. 
Immerhin überjteigt der Konſum auch jegt noch nicht 27 Millionen Pub, 
während die Petroleumproduftion die Höhe von 78 Millionen Bud erreichte 
und noch weit mehr betragen würde, wenn nicht bei der jegigen Produftiong- 
weile auß dem Balunaphta nur 25—80 %o Petroleum erzielt würden, 
gegenüber einer Ausbeute von mehr ala 70% in Amerika. Während alſo 
die ruffiiche Geſamtproduktion des Rohſtoffes der amerifanifchen jehr nahe 
fam, nämlich 290 gegen 330 Millionen Bud, blieb der Abſtand in der 
Petroleumgewinnung ein ganz ungeheurer, und zwar aus den eben an— 
geführten Gründen, indem die ruffifchen Produzenten faum ein Drittel, die 
amerikanischen dagegen Dreiviertel des Rohproduktes zu Beleuchtungs- 
zweden nutzbar machten. 

Bon den 290 Millionen Pud des im Jahre 1891 gewonnenen 
Naphta wurden nach dem Innern Rußlands 35 Millionen ausgeführt, an 
Petroleum und Schinierölen 92 Millionen Pud erzielt, 103 Millionen Bud 
als Brennmaterial exportiert und das Uebrige am Orte verbrannt, im 
Meere oder ſonſtwie verloren. 

Neben den mangelhaften Produktionsverhältniſſen bilden auch die Trans— 
portzuftände einen wunden Punkt in der ruffiichen Induftrie. Die Röhren- 
leitung von Baku nach Batum bleibt immer noch ein frommer Wunſch. 
Bis zur Eröffnung der transfaufafifchen Eifenbahn eriftierte fein nennens— 
werter auswärtiger Abſatz. Dann aber jtieg der Export von 1 Million 
Pud im Jahre 1882 bis zu 57 Millionen Pub im Jahre 1892, die nach 
zollamtlicher Schäkung einen Wert von etwa 27 Millionen Rubel 
repräfentierten. 

Folgende Tabelle charakterifiert den großen Auffchwung des aus— 
mwärtigen Abſatzes (in Taufend Pub). 












Naphtarefte 
(Brennmaterial) 


Benzin u. andere 


Rohnaphta leichte Öle 


Petroleum | Schmieröle 











1881 
1882 
1884 
1886 
1888 
1890 
1892 
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Für die künftige Geſtaltung der Abſatzverhältniſſe und die Abgrenzung 
der Thätigfeit beider großen Vereinigungen find don großer Bedeutung bie 
Mitteilungen, die der Wjeſtnik Finanſow, das Organ des ruffiichen Finanz. 
minifter®, über die Ausfuhr von Petroleum aus den Vereinigten Staaten 
und Rußland nach den verjchiedenen Märkten veröffentlicht. 





1892er Ausfuhr (in 1000 Pud) 


nach 


Amerika 








Buolenb 200 0 14 702 

Deutichland, Belgien, Holland . . 2... 45 938 4 983 
Frankreih.. ST 4 1128 347 
Spanien und Portugal . ». . . » Den Eh 852 — 
Jaliiiieeee ee ee 3589 2240 
DE RER ce a ee ee ce F 26 | 3337 
Rumänien, Serbien, Bulgarien . . . — 804 
SB 3. ar —— 8 750 14 610 
DBIS are ee 5 783 2432 
A tn a Ge ee 4184 | 1444 
JJ..... Ye ie 159 | 1819 


Während aljo das amerifanijche Petroleum in Spanien, Griechenland 
ausschließlich, in Deutichland, Frankreich (hier allerdings nicht von Standard 
DM), England, Italien, Griechenland vorberrjchend gekauft wurde, hatte 
Rußland den öſterreichiſchen und türkifchen Markt fowie die Balkan 
ftaaten faſt augfchließlich zu feinen Kunden und jtellte in England, Italien 
und im Süden Deutfchlands einen zu beachtenden Konkurrenten vor. Von 
den außereuropäifchen Märkten von Belang gehörten China, Japan und 
Auftralien den Amerikanern, während in Indien, Ägypten und Gentral- 
afien Rußland ausfchlaggebend war. Nach der Statiſtik de auswärtigen 
ruffiichen Handels gelangen etwa 60/0 der Gefamtausfuhr an Petroleum, 
Naphta und Schmieröl auf die europäifchen und circa 40 Yo auf die außer- 
europäifchen Märkte. 


Zwei Gründe waren es, die allmählich zu einer Krife in der Petroleum: 
induftrie führten: erjtens der enorme Aufſchwung der Produktion ohne jedes 
Verhältnis zum innen Konſum und bei der mangelhaften Technik in 
Produktion und Verkehr ohne jachgemäße Anpaffung an den Weltmarkt; 
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zweitens die jcharfe Konkurrenz der amerikanischen Produzenten auf dem 
Weltmarkt, die nicht über jo ausgiebige natürliche Hilfäquellen, wohl aber 
über eine vorzügliche Technik in Produktion, Transport und Abſatz ver- 
fügten. Mit derjelben Rückſichtsloſigkeit, mit welcher ex feine amerikaniſchen 
Konkurrenten niederdrüdte, befämpfte der Standard Dil die neuen viel 
gefährlicheren Mitbewerber. Anfangs konnten die ruſſiſchen Produzenten 
ihre Gegner noch unterbieten und dabei noch ein gutes Gejchäft machen. 
In einer im Jahre 1889 von einem Petroleumprodugenten in der Bakuer 
Abteilung der „Gejellichaft zur Förderung der ruffifchen Induſtrie und des 
Handels“ aufgejtellten Berechnung waren die Produktionskoſten eines Puds 
Naphta (inkl. Amortifation und Berzinfung des Kapitals) faum 22 Kop., 
jo daß bei den in den 80er Yahren Herrfchenden Preifen von 4—5 Kop., 
in einzelnen Monaten jogar bis 8 Kop., die Unternehmer einen großen 
Gewinn erzielten. Allmählich aber fielen die Preife für rohes Naphta big 
unter 2 Kop., für Petroleum bis 5 Hop. (ohne Necife) und eine Krifig 
kündigte jich an. 

Die Kriſis brach aus im Jahre 1891 nach der enormen Ausdehnung 
und dem rapiden Anmwachien des Erports. Bon 1888 bis 1892 fielen die 
Preife um 70%. Nach den Angaben des Bureaus der Berfammlung der 
Naphtaproduzenten dedten im Durchfchnitt die erzielten Einnahmen nicht 
mehr die Produktionskoften und hätten in den lebten 2 Jahren die Naphta- 
produgzenten 5,9 Mill. Rubel, die Petroleumfabrifanten 2,4 Millionen „zus 
geſetzt“. Neben den großen fapitalkräftigen Unternehmungen, welche in aus— 
gedehntem Maße den Export betrieben und jchlechte Gefchäfte machten, 
fonnten ſich aber die Hleinen Bohrer ganz gut behaupten, ja fie machten 
bisweilen recht gute Gejchäfte, wenn fie eine neue Quelle fanden, auß ber 
dag Naphta in mächtigen Fontainen Hervorfprudelte, während die großen 
Betriebe erſt die Duelle fchöpfen mußten. Allerdings trieben die Kleinen 
Eigentümer und Pächter eine wahre Raubwirtjchaft nach Art Falifornifcher 
Goldjucher, immerhin muß aber fonftatiert werden, daß nicht die Klein- 
betriebe über die Großinduftriellen, jondern umgekehrt diefe über die „un— 
moralische“ Konkurrenz der Kleinen Klage führen. 

Schon in den 80er Jahren macht fich unter den Rohproduzenten und 
Petroleumfabrifanten eine Tendenz zur Vereinigung geltend, zuerſt aller- 
dings in der primitiven Form des Monopol. Der alte Nobel, welcher 
al größter Produzent und Pionier diefer Induſtrie den Ruf eines 
„Könige im Naphtareich” genofjen Hat, mußte fich dor dem Finanzkönig 
Rothſchild beugen. Sobald das Welthaus Rothſchild im Kaukaſus feſten 


Fuß gefaßt hatte, wurde es von den kleineren und mittleren Beſitzern von 
5* 
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Naphtagruben mit Angeboten überhäuft um Ankauf von bereits beſtehenden 
aber noch nicht mit genügendem Kapital ausgeſtatteten, oder noch nicht in 
Betrieb ftehenden aber augfichtsreichen Unternehmungen. Es wird behauptet, 
daß jelbjt Nobel, wenn auch erfolglos, mit ſolchem Angebot nach Paris 
gepilgert jei. Schließlich aber fam doch eine Vereinbarung zwijchen Nobel 
und Rothſchild zuftande, in der der Grund zum Kartell gelegt wurde. 
Rothichild Hat die Verhandlungen mit dem Standard Dil angebahnt, die 
Amerikaner erklärten aber, fo lange die Ruffen unter fich nicht einig würden, 
jede Abgrenzung der Abſatzſphären der beiden Petroleumproduzenten ber 
Erde ala zwecklos zu verweigern. Dies gab den ſtärkſten Impuls zur 
Kartellierung in Rußland. 

Zuerft verfuchten die größeren Produzenten mit Nobel an der Spite, 
die Eleineren zu einer Vereinbarung zu beivegen. Gin Vertrag zwijchen 
Nobel und einer Reihe Eleinerer Unternehmer wurde 1891 ausgearbeitet und 
unterzeichnet, er fam aber wegen Uneinigfeit in der jehr bunt zuſammen— 
gejegten Gejellfchaft doch nicht zuftande. Es folgten weitere Beratungen 
zu Bafu und Batum, ein permanentes Komitee wurde eingejeßt, das Kartell 
drohte aber immer noch fich zu zerjchlagen, als es endlich den Bemühungen 
der Großinduftriellen doch gelang, die Unterftügung des Finanzminiſteriums 
zu gewinnen. Diejeg ging von der Anficht aus, daß die Ehre, „Europa 
zu beleuchten” , bisher mit jehweren Opfern erfauft jei, während eine Ver— 
einbarung mit dem Standard Dil der einheimifchen Induſtrie Nuten 
bringen könnte. Um ein internationales Kartell zu verwirklichen, müßte 
zuerjt ein nationales gejchaffen werden, und das Finanzminiſterium zögerte 
nicht, Vertreter der Petroleuminduftrie nach Petersburg zu berufen und fie 
zur Bildung eine® Syndifats zu veranlaſſen. 

Der don den Bertretern des Petroleumproduzenten- Komitees aus— 
gearbeitete Entwurf ſchlug die Kartellierung in der Form einer Aftien- 
geſellſchaft vor, deren einzelne Zeilnehmer ala Aktionäre Stimme und 
Anrecht im Verhältnis der Größe ihrer Produktion haben follten. Diefe 
Form ift bei den Beratungen im Yinanzminifterium aufgegeben worden. 
Eine juriftiihe Form der Vereinbarung feftzuftellen wurde, da diefe Auf- 
gabe Schwierigkeiten bot, juriftiichen Sachverjtändigen, beitehend aus Juriſten 
des Finanz- und Juſtizminiſteriums, einer Delegation der Unternehmer und 
einem in diefen Tragen bewanderten Profeffor des Handelsrechts, übertragen. 
Die materiellen Grundlagen, über welche eine Einigung erzielt worden ift, 
waren folgende: 

1. Zweck der „Bereinigung ruſſiſcher Petroleumfabrifanten” iſt gemein» 
jamer Handel mit Beleuchtungsölen im Auslande, Regulierung des Abſatzes 
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auf den einzelnen ausländiſchen Handelaplägen, Verbilligung des Trans» 
ports und Berteilung de Weltmarktes mittel® Vereinbarung mit den 
amerikaniſchen Produzenten. 

2. Sämtliche der Bereinigung beitretende Petroleumproduzenten Liefern 
ihre Ware in die der Vereinbarung gehörenden Reſervoirs. Die Qualität 
wird einheitlich feſtgeſetzt, das Quantum wird nach Lage des Weltmarktes 
beitimmt und entiprechend dem bisherigen Umfange der einzelnen Betriebe 
unter dieſe verteilt. 

3. An die Spite der Vereinigung tritt eine „Agentur“, bejtehend aus 
der Genoſſenſchaft der Gebrüder Nobel und der Kaspiſch-Schwarzmeer— 
Geſellſchaft (Rothſchild). Die Petroleumreſervoirs unterftehen der aus— 
ſchließlichen Verwaltung dieſer Agentur, welche den ganzen auswärtigen 
Abſatz übernimmt, Agenten im Auslande ernennt, Preiſe feſtſetzt, über die 
Lage des Weltmarktes orientiert, mit einem Wort völlig als Disponentin 
auftritt. 

4. Aus den Mitgliedern der Vereinigung wird zur Kontrolle der 
Agentur ein Aufſichtsrat gebildet, deſſen Funktionen in periodiſcher Feſt— 
ſetzung der Qualität des zum Export beſtimmten Petroleums, ſowie in der 
Verteilung des geſamten Exports unter die einzelnen Betriebe beſtehen. Der 
Auffichtsrat überwacht die Geſchäftsführung der Agentur, prüft deren Ab— 
rechnung, führt Aufſicht über die einzelnen Betriebe, beruft Verſammlungen 
und führt die Unterhandlungen mit der Regierung. 

Es iſt faſt zweifellos, daß ein Kartell auf dieſer Grundlage zuſtande 
kommen wird. Die hier mitgeteilten Hauptbedingungen des Kartells 
ſtimmen in weſentlichen Punkten mit der mir vorliegenden Abſchrift eines 
ähnlichen Projektes vom Jahre 1891, das die Gebrüder Nobel mit den 
einzelnen Naphtaproduzenten beraten haben. Nur tritt in dem neuen 
Projekte der Ausſchluß der kleineren Naphtaproduzenten und der Zweck der 
internationalen Vereinbarung deutlicher hervor. Beide betonen, daß ſie 
nur den Export ins Ausland im Auge haben. Ob aber die einmal 
fartellierten Unternehmer vor dem weiteren Schritt zurückſchrecken werden, 
ihre Normierung auch auf den innern Markt zu übertragen? In Rußland 
wird dies vielfach erörtert und Hieraus, aus der Furcht vor einer Mono— 
polifierung des innern Marktes duch eine mächtige Unternehmergruppe 
entipringt der heftige Widerftand gegen das Kartell feitend eines großen 
Teils der öffentlichen Meinung. Selbſt wenn das Kartell nicht unmittelbar 
den innern Abſatz normieren will, jo würde doc die Beſchränkung ber 
Produktion für den auswärtigen Abſatz und die Fyeititellung der Preife auf 
dem Meltmarkte ihre Rückwirkung auf die ruffifchen Konfumenten ausüben 


*70 Jollos. 


Für Europa aber verwirklicht ſich damit eine längſt befürchtete Gefahr. 
Sobald nämlich die kaukaſiſche Petroleumproduktion kartelliert iſt, vereinigt 
fie fi) mit der Standard Dil Company. Ob die Verteilung des Welt— 
markts auf Grund der amerikanischen Vorſchläge Tür die Vereinigten Staaten 
mit 69, für Rußland mit 31%o des Bedarfs feitgelegt oder ob ein anderer 
Prozentjag abgemacht wird, in allen Fällen hört die Konkurrenz auf dem 
Weltmarkt faſt gänzlich auf und die Preife werden von einem übermächtigen 
Monopolijten bejtimmt. 


Als praftiiche Leute wollen fich die Naphtaprodugenten und Betroleums 
händler mit der moralifchen Unterftüßung des Staates nicht begnügen, 
wenn dieje auch in der Form einer direkten Aufmunterung zur Kartellierung 
nicht zu unterfchägen ift. Sie verlangen vielmehr vom Staate erſtens den 
Beitrittszwang und zweitens eine gewifje materielle Unterftüung des Unter: 
nehmens. Der Zwang fol durch die Zarifpolitif der jtaatlichen trans— 
faufafifchen Bahn, die jämtliche Beförderungsmittel auf dent einzigen 
(Schienen) Wege befikt, ausgeübt werden. Die dem Kartell ferngebliebenen 
Produzenten ſollen einen wejentlich höheren Tarif bezahlen, als die fartel- 
Vierten. Werner aber petitionieren die Führer des zu gründenden Kartells 
um Gewährung von Staatöfredit aus der Reichsbank!. 


Seitens der Eleineren Produzenten wurden verzweifelte Anjtrengungen 
gemacht, um der Abhängigkeit von den im Kartell dominierenden Firmen zu 
entgehen. Als in Petersburg das Kartell beraten wurde, bejtürmten von 
Baku aus die dort zurücgebliebenen Betroleumproduzenten den Finanzminijter 
mit Protejten. Eine Gruppe von 26 Unternehmern, die nach ihrer Angabe 
„ein Drittel des gefamten Exports vepräfentiert“, behauptet, das Zuflande- 
fommen der Vereinbarung in Peterburg „beruhe auf einem fatalen Miß— 
verſtändnis“, auch fie hätten ihre Vertreter in der Petersburger VBerfammlung, 
diejelben feien aber nur beauftragt, einer Aktiengeſellſchaft für den Export 
zuzuſtimmen, nicht der Bildung eines Kartell3 mit der ausschließlichen Dis— 
pofition über den geſamten PBetroleumhandel, Hätten fie gewußt, daß die 
Firmen Nobel, Rothſchild und Schibajew auf fünf Jahre die Herrichaft 
über die gefamte Industrie in ihre Hände befommen, jo wären fie (die 
fleineren Produzenten), ebenfalls nach Petersburg gefommen, um zu bes 


ı Gin politifches Kurioſum ift es, daß, während in Rußland ftaatliche Autori— 
täten ein Kartell veranlaffen, da3 ben Zweck hat, mit einem amerifanifchen Kartell 
eine internationale Vereinbarung zu treffen, in Amerika dieſes Kartell (Standard Dil) 
als ungejeglich verfolgt wird und genötigt ift, ſich formell in einzelne Unternehmungen 
aufzulöfen. 
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weisen, daß außerhalb Rußlands weder Rothichild noch Nobel irgend welche 
Drganifation des Handels, wie fie fäljchlich behaupteten, befiten und das 
Ganze nur darauf Hinauslaufe, die Produktion zu monopolifieren und 
damit die Sleineren zu Grunde zu richten. Sollte die Regierung nicht 
gewillt fein, den SKartellvertrag rückgängig zu machen, jo bitten die Unter- 
zeichneten, den außerhalb des Kartella Bleibenden diejelben VBergünjtigungen 
gewähren zu wollen, wie dem Kartell. 

Dieſe Petitionen wurden abgewieſen. 

Die Kleinen beſchloſſen nun, ihrerſeits ein eigenes Kartell zu gründen, 
um das große Kartell zu befämpfen. Ob es ihnen gelingen kann, angefichts 
des Übergewichts an Kapital und Intelligenz bei ihren Gegnern, die noch 
dazu die offenkundige Gunjt der Regierung genießen? Wir möchten es be— 
zweifeln, aber intereffant bleibt diefe Erfcheinung immerhin. So bietet ung 
Rußland Beifpiele von mit jtaatlicher Unterftügung gegründeten Unter— 
nehmerverbindungen und vielleicht auch von fartellierten Kleinbetrieben, die 
den Kampf gegen ein Kartell von Großinduftriellen aufnehmen. 


Nachſchrift. Obige Ausführungen waren bereit? gedrudt, als in 
Peteräburg eine zweite Konferenz der Naphta- und Petroleumindujtriellen 
ftattfand, auf der es dem Finanzminifterium gelungen ift, die Gegenjähe 
zwiſchen Kleine und Großinduftriellen auszugleichen und ein einheitliches 
Kartell, an dem die überwiegende Mehrzahl der Induftriellen beteiligt ift, 
zuftande zu bringen. 


IV. 


Bartelle und Bollektivbetriebe in Dänemark. 


Don 
Dr. A, Fraenkel. 


— — — 


Bon den ca. 2 Millionen Einwohnern Dänemarks ernähren ſich ca. 
40 %/o von Aderbau und ca. 24%0 von Induſtrie. 

Die Anzahl der Menfchen, die fich von Aderbau ernähren, ift im 
Ballen, die Anzahl derjenigen, die fich von Induftrie ernähren, im Steigen 
begriffen. Aber die Induftrie wird, abgejcehen von ganz einzelnen Branchen, 
in Kleinen Betrieben oder als Handwerk ausgeübt. 

Die dänifche Politif hat fich feit bald 20 Jahren um den Kampf 
für und gegen die Einführung des Unterhausparlamentarismug gedreht. 

Die Berfaffung des dänischen Staates ftellt, im Gegenfat zu der vieler 
anderen Länder, beide Kammern gleich, auch in Bezug auf die Beratung 
des Budgetd. Da nun das Unterhaus — das Volksthing — das Mi- 
nifterium zu befämpfen gefucht hat, indem es fich entweder gänzlich weigerte, 
das Budget zu beraten, oder dasſelbe über Gebühr befchnitt, während das 
Oberhaus — das Landsthing — der Budgetvorlage der Regierung im 
wejentlichen beitrat, hat dag Minifterium Ejtrup durch den Erlaß der fo- 
genannten „proviforifchen” Finanzgeſetze den Kampf faktiſch entjchieden. 
Nach diefen Gefegen werden die Ausgaben der Budgetvorlage, welche das 
Wohl des Staates oder der Gefellfchaft erheifcht, wenn wegen der Uneinig- 
feit der Kammern beim Ablauf des Budgetjahres fein ordentliches Budget 
angenommen worden ift, vom Minifterium auf eigene Verantwortung an— 
geordnet. Das Minifterium jtüßt fich dabei auf gewiffe Paragraphen des 
Grundgejehes — Berfaffung —, und nachdem der Kampf über den Unter: 
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hausparlamentarismus in diefer Weiſe thatfächlich entjchieden worden ift, 
bat er mehr und mehr einen afademijchen Charakter angenommen. 

Auf Grund diefes Kampfes fteht die Bevölkerung in eine Nechte und 
eine Linke geteilt, und bis auf die jüngjte Zeit find auch ökonomiſche 
Fragen von einem diefer Standpunkte aus behandelt worden. 

Unter diefen Berhältniffen kann e8 denn nicht Wunder nehmen, daß 
die Ökonomie des Landes im ganzen nur in geringem Grade der Gegen- 
ſtand tiefergehender Unterfuchungen gewefen tft, und ebenfowenig Tann es 
befremden, daß die Manchefterdoftrin in den Kreifen der Gewerbtreibenden 
noch immer herrſcht. Freilich kennt die große Maſſe der Gewerbtreibenden 
die Mancheſterſchule ala folche nicht, aber die Lehre derjelben ift ihnen im 
großen und ganzen in Fleiſch und Blut übergegangen, und erſt in der 
allerjüngiten Zeit, two endlich eine öfonomifche Bewegung in der Bevölke— 
rung aufzulommen fcheint, find Anzeichen vorhanden, daß man anfängt, 
fi über die Grundſätze Har zu werden, die bisher dag Erwerbsleben be= 
herrſcht haben, und fie einer Kritik zu unterziehen. 

Im Gegenſatz zu dem hier ſtizzierten Vorſtellungskreiſe ftehen im großen 
und ganzen die ftädtifchen Arbeiter, die aber ihrerjeits ebenjo doftrinäre 
Socialijten find, als ihre Arbeitgeber Manchejtermänner. 


x * 
* 


Was die Induſtrie in Dänemark betrifft, wollen wir vorläufig nur 
bemerken, da& man es nach dem Entwidelten natürlich finden wird, erjteng, 
daß ein bewußtes Streben in der Richtung der Kartellierung innerhalb der 
dänischen Induſtrie nicht Häufig geweien ift, und daß es, wo es fich doch 
findet, mehr unmittelbar aus dem Drud der Verhältniffe auf den Einzelnen 
al® aus einer überlegenden handelspolitiſchen Betrachtung der allgemeinen 
und der nationalen Entwicklung hervorgegangen ift. Ferner wird man im 
Hinblick auf die Herrfchende marchefterliche Richtung verftehen, daß bei 
dänischen Kartellbildungen faſt augjchließlich ökonomische und technifche, da= 
gegen feine focialen Erwägungen geltend gemacht worden find, und daß der 
Staat noch nicht zu der neuen Betriebsform Stellung genommen. 

Für die dänifche Landwirtſchaft iſt die Entwidlung Hinfichtlich der 
hier vorliegenden Frage eine wejentlich andere geweſen. Der Drud der 
überfeeifchen Konkurrenz im Verein mit der ungewöhnlichen Tüchtigleit des 
däniſchen Landwirt? hat nämlich zu einem erfolgreichen Zufammenwirken 
zwijchen der Wiſſenſchaft auf der einen Seite und der Landwirtichaft und 
dem Handel auf der anderen geführt. Dieſes Zufammenarbeiten hat die 
dänische Landwirtichaft ſozuſagen induftrialifiert. Hier treffen wir denn 
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auch in unferer Haupterportbranche, der Milchiwirtichait, die Form des 
fofleftiven Großbetriebes. Die dänifche Butter, deren Qualität und Preig- 
notierung auf dem Weltmarkt maßgebend ift, und die im Betrage bon 
ca. 100 Mill. Mark exportiert wird, wird in „Eonzentrierten Betrieben“, 
und zwar in der jpeciellen Form der fogenannten „Anteilsmolkereien“ 
(Genoſſenſchaftsmolkereien) hergejtellt. 

Diefe Molkereien wurden in erjter Linie aus techniſchen Nüdkfichten 
zu einer Notwendigkeit. Der Weltmarkt fordert nämlich in der Butter: 
branche wie in jeder anderen ein gleichartiges, mafjenhaft hergeftelltes 
Erzeugnis, und diefe Forderung konnte nicht erfüllt werden, wenn jeder ein= 
zelne Hof feine Milch Für fich verarbeitete. 

Die Entwiclung begann in der Weife, daß ein Unternehmer mit einer 
Anzahl von Höfen innerhalb eines paffenden Rayonz einen Kontrakt Schloß 
über den Ankauf ihrer Milch, welche er in der Regel der jogenannten 
„Butternotierung” gemäß bezahlte, wovon Tpäter die Rede fein fol. Er 
verarbeitete darauf die Milch in der von ihm angelegten größeren Mas 
jchinenmolferei, und verkaufte die Butter und die übrigen Milchprodufte 
für eigene Rechnung, wie der Betrieb im ganzen für feine Rechnung 
ftattfand. 

Bon folchen Molfereien giebt e8 indeſſen nur ca. 100 in Lande, 
indem man bald zu der jet gebräuchlichiten Form des fonzentrierten Be— 
triebs in der dänischen Milchwirtichaft, zu den „Anteilsmolfereien“ 
überging, don denen es ungefähr 1000 im Lande giebt. 

Unter diejer Betriebsform vereinigen fich eine Anzahl Höfe — größere 
und Kleinere — zur Errichtung einer Molkerei, deren Leiter von den Hof— 
befitern angeftellt wird. Die Milh von fämtlichen Teilhabern des Unter: 
nehmens wird zufammengegofjen und in Gentrifugen im großen unter An— 
wendung großbetrieblicher Technik verbuttert, worauf das Hergejtellte Pro— 
duft in den Händen einzelner Erporteure gefammelt wird. Die Butter 
wird namentlich nah Nordengland exportiert, deffen Jmporteure wöchent- 
lich angeben, ein wie großes Quantum in der fommenden Woche in Eng: 
land abgefeßt werden fann, und diejer Angabe und dem vorhandenen Anz 
gebot gemäß jtellt darauf der fogenannte „Butternotierungsausſchuß“ auf 
der Börfe Kopenhagens die Notierung feit, welche dann in England für 
gejalzene Butter und damit für den Weltmarkt Standardpreis iſt. 

Die Anteilamolferei Liefert die in den Gentrifugen zurücdbleibende, des 
Fettſtoffes beraubte Milch den einzelnen Höfen in demjelben Verhältnis zu= 
rüd, wie diefe ſüße Milch geliefert haben, und rechnet außerdem mit ihnen 
ab im Berhältnis zu der empfangenen Milch und den erlangten Butter- 
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preiſen oder, noch rationeller, im Verhältnis zu der Notierung, der gelie— 
ferten Milchmenge und deren Fettgehalt, der ja für das Butterquantum 
maßgebend iſt, das aus einer gegebenen Menge Milch gewonnen werden 
kann. Selbſtverſtändlich wird bei dieſer Abrechnungsweiſe der Fettgehalt 
der Milch jedes Hofes für ſich vor der Vermiſchung konſtatiert. Mit einer 
jo rationellen Schätzung der individuellen Leiſtungsfähigkeit in kollektivem 
Betriebe ſteht Dänemark gewiß zur Zeit allein in der Milchwirtſchaft aller 
Länder. 

Die zum Export gelangende däniſche Butter wird ausſchließlich in kon— 
zentrierten Betrieben hergeſtellt, was die Butterproduktion des Landes in 
jo weſentlichem Grade gleichartig und die Qualität der Ware jo gut ge— 
macht Hat, daß fie, wie gejagt, standard ijt, und das Produkt hat ſich der- 
maßen bei den Konfumenten eingebürgert, daß dieſe durch ihre ftabile Nach: 
frage nach „danish butter“ geradezu die Verkäufer zwingen, die Ware troß 
des geringen Gewinns, den ihnen die Börfennotierung übrig läßt, zu 
führen. 

Es Hat fich in der allerlegten Zeit in dem Anteilsmolkereiſyſtem in 
Dänemark ein weitere® Stadium der technifchen Entwidlung angebahnt, 
indem fi) Anſätze zu einer Differenzierung des Anteilamolfereibetriebes 
zeigen: eine Kleinere Anzahl Rittergüter fondern fi) ab und errichten be— 
fondere Anteilsmolkereien, die fich durch den denkbar höchiten Grad groß- 
fapitaliftiicher Technik auszeichnen. Sollte dieje Differenzierung — die an 
ein paar Orten im Lande angefangen hat — fich jortfegen, dann würde 
die dänische Milhwirtfchaft für die Überlegenheit des Großbetriebes eine 
beſonders charakteriftifche Beftätigung liefern. 

Die Entwidlung Hat nämlich dann folgende Phaſen durchlaufen: 

Erit konnten nur die Rittergüter wegen ihrer beijeren Technik und 
größeren Produktion ein Erzeugnis liefern, das Hinlänglich fein und gleich- 
artig zum Export war. Da aber die Verteilung des Bodens zwiſchen 
Rittergütern und kleinerer Landwirtichaft, wenn man die Qualität des Bo- 
dens mit berüdfichtigt, ungefähr wie 14 : 74 ift, ergiebt fich ſchon hieraus, 
daß ein eigentlich nationaler Molkereierport nicht auf die Rittergüter allein 
gegründet werden konnte. Ein jolcher fonnte dagegen ins Leben gerufen 
werden, fobald der auf den Großbetrieb gegründete technifche Fortſchritt 
durch die Anteilsmolkerei, wie nachgewiefen, für den Heinen Betrieb nutzbar 
gemacht wurde, und endlich fcheint es, als follte die Bewegung in ratio« 
neller Weiſe weitergeführt werden, indem der Großbetrieb ſich wieder aus— 
fcheidet und fich aufs neue ala Pionier des technischen Fortfchritts bewährt. 

Was die ökonomiſchen Wirkungen des Syſtems angeht, mag die Be- 
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merkung genügen, daß der ganze Butterexport des Landes, der einen ſo be— 
deutungsvollen Poſten für die Bilanz des däniſchen Handels ausmacht, auf 
diefem Syſtem ruht. Die focialen Wirkungen find nicht ſowohl in den 
Betrieben jelbjt zu juchen, da diefe im Verhältnis zum Umſatz nur wenige 
Arbeiter beichäftigen, als vielmehr in der Rückwirkung des ganzen Syſtems 
auf die landwirtichaftlichen Verhältniffee Sie müſſen teils in einer Ver— 
minderung der Arbeitskraft auf den Gütern, teil® in der Entziehung der 
jfüßen Milch gefucht werden. Da wo möglich alle fühe Milch in die An- 
teilamolferei gefchiet wird, jo hat fich die natürliche Konſequenz ergeben, 
daß das wichtige Milchdeputat für die Gut3arbeiter nun fnapper bemefjen 
wird. Diefen Mißjtand jucht man vielfach durch Ziegenzucht auszugleichen. 

Im Anſchluß an die Anteilamolfereien jei noch in Kürze der analogen 
Betriebsform der Anteilsſchlächtereien gedacht. Auch diefe find aus dem 
Zufammenfchluffe einer Anzahl Ländlicher Betriebe hervorgegangen mit dem 
Zwed, das Schlachten und den Erport der Schweineproduftion gemein- 
ichaftlich mit Fapitaliftifcher Technik zu beftreiten. Und mie auf dem Ge- 
biete der Milchwirtichaft, entjtand Hier jehr jchnell eine MWechjelbeziehung 
zwifchen dem gemeinjamen Betrieb und der einzelnen beteiligten Gutswirt- 
ſchaft, indem die Schweinefchlächterei durch fpecielle fachverftändige Berater, 
Austellung von Mufterebern, Prämien ꝛc. jchnell einen Wetteifer zwifchen 
den einzelnen Höfen entfachte, die Schweinezucht gerade in die für den Er- 
port zweckmäßige Richtung zu leiten. Dies im Verein mit den eigenen 
Leiftungen der Schlächteret im Schlachten, in der gleichartigen Behandlung 
und Sortierung der Ware führte wieder zu vermehrtem Umſatz und größerer 
Rentabilität mit fteigender Produktion ala Folge. 

Während früher irischer Sped in London höher notiert wurde, ala 
dänifcher, und dieſen Hauptmarkt beherrfchte, wird jeßt Häufig dänifcher 
Sped Höher notiert und in entiprechendem Maße in der Verforgung des 
Londoner Marktes bevorzugt. — 

Was die Kartellbildung in der dänischen Induftrie betrifft, folgt es 
ſchon aus ihrer Zerfplitterung in zahlreiche Kleinbetriebe mit zurückgeblie— 
bener Technik und geringem Kapital, daß fie noch nicht jehr verbreitet ift. 
Sie ift wefentlich in zwei Formen zu finden, nämlich in einer embryonalen 
ala — in der Regel geheime — Verabredung zur Regelung der Preife 
u. ſ. w., welche Verabredungen faſt niemals gehalten werden, und in der 
voll entwidelten Form, als eigentlihe „Truſts“ oder „Fuſionen“. Auf 
der letztgenannten Entwicklungsſtufe ift fie natürlich zunächit in der Groß- 
induftrie zu fuchen, wie 3. B. in der Papierinduftrie und in der Bier— 
brauerei, wogegen die Betriebe der Tertilinduftrie, die auch in Dänemark 
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verhältnismäßig groß find, bis auf weiteres manchejterlich einander gegen— 
über ftehen. 

Das typifche Beifpiel einer Truftbildung in einer manchefterlich be= 
triebenen Produktion bietet die dänische Bierbrauerei, in der „die ver- 
einigten Brauereien“ dom 1. Januar 1891 als Truft aus mehreren 
früher vereinzelt ftehenden Brauereien hervorgegangen find. 

Die Umftände, unter denen diefe Truftbildung jtattgefunden Hat, wer- 
den wir in dem Folgenden darlegen. 

In Dänemark werden Hauplfächlih nur zwei Arten Bier getrunfen, 
nämlich jogenanntes Weißbier — Obergährung — und „bayrijches“ 
Bier — Untergährung. Die Brauereien, welche beide Arten brauen, 
werden „gemifchte” genannt. Die erſte Brauerei in Dänemark, welche 
bayrifches Bier einführte, war „Alt-Carlsberg“; fie behauptet noch 
heute eine Art Monopolftellung, injofern fie, gejtüßt auf eine Technik, die 
auf der Höhe der Zeit fteht, auf bedeutende Kapitalien und gute Admi— 
niftration nach allen Richtungen Hin, niemals um den Abſatz ihres Pro- 
duftes verlegen it. Wenn wir als Ausgangspunkt das Jahr 1880 nehmen, 
war die Lage der Bierproduftion in Kopenhagen folgende: Auf der einen 
Seite ftand Alt-Carlsberg dermaßen über die Konkurrenz hinaus— 
gehoben, daß fie ihr Produkt grundjäglic nur an einzelne qualifizierte 
Zwilchenhändler der inneren Stadt abjebte, während auf der anderen Seite 
jämtliche andere Brauereien — 15 — in jcharfer Konkurrenz miteinander 
lagen. Die zwei größten diefer Brauereien brauten ausfchließlich bayrifches 
Bier, eine ausſchließlich Weißbier, die anderen waren zu der angegebenen 
Zeit „gemifchte“. 

Es erijtierte ein Brauverein, der ab und zu verſucht Hatte, die Aus— 
wüchſe der Konkurrenz, namentlich wie fie fih in der Form von „großen“ 
Fäſſern, zu weit gehenden Rabattbegünftigungen zc. geltend machten, zu be- 
ichneiden, ohne daß es demfelben jedoch möglich gewejen wäre, den Aus— 
jchreitungen zu fteuern. fters waren durch Vermittlung des Vereins dis 
rekte Verabredungen in Bezug auf Preife, Rabatt ꝛc. zwifchen den Betei- 
ligten zuftande gefommen — aljo das erſte Stadium der Kartellbildung : 
die Vorbereitung; allein die Autorität des Vereins war nicht ftarf genug, 
um den Bruch der Vereinbarungen zu hindern. Charakteriftifch für bie 
Stellung der Brauerei Alt-Carlöberg it es, daß nur ein Machtwort 
ihres Beſitzers der Deroute auf dem Markt wenigſtens vorübergehend Ein= 
halt thun konnte, wenn nämlich diejer, Kapitän J. GC. Jacobſen, der über- 
haupt feine Stellung als Großinduftrieller in gemeinnügigem Sinne aufs 
faßte, von Zeit zu Zeit einen Ukas an die anderen Brauereien ergehen 
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Tieß, er würde den Preis pro Tonne! Bier von 20 auf 18 Kr.? Herab« 
jegen, wenn fie den eingegangenen Verpflichtungen nicht nachfämen. Indes 
die Manchefterprineipien jtedten den Herren zu tief im Blute, ala daß fie 
fih auf die Dauer den Kanıpf ums Dafein in feiner brutalften Form 
hätten erſparen können. Im Sommer ging das Bier nach ein bis zwei 
Monaten nach dem Brauen aus den Kellern — bei rationellem Betriebe 
find drei Monate Lagerung bei dem bayrifchen Biere Minimum —, die 
Fäſſer wurden immer größer, und die Kniffe, Kunden zu fangen, begannen 
ſchon jet recht eigentümliche Formen anzunehmen. Der Biermarkt begann 
das anarchiſche Anfehen anzunehmen, das für jeden Markt charakteriftifch 
ift, welcher von der freien Konkurrenz im manchejterlichen Sinne be— 
herrſcht iſt. 

Zu dieſer Zeit griff der Beſitzer Alt-Carlsbergs ein, machte 
feine jahrelange Drohung zur That und jehte den Preis des Bieres herab. 
Aber er fam zu jpät. Der Zweck der Herabjegung des Preijeg war einfach 
der, die Fonfurrierenden Brauer zu denjenigen Betriebagrundfägen zu nöti« 
gen, die für die Erzielung eine guten Produktes und einer loyalen Ge— 
ihäftsführung unerläßlich find. Aber die leitenden Brauereien Hatten jchon 
eine zu große ökonomiſche Widerſtandskraft erreicht, um jofort in ihrer Ge— 
ichäftsführung auf den Preisabichlag in rationeller Weiſe zu reagieren, und 
da fie der Schlag nicht zur Unterwerfung bringen konnte, mußte er zur 
weiteren Demoralijation in der Produktion führen. Dieſe blieb auch nicht 
aus. Wie die folgenden Ihatjachen zeigen, führte fie zu einer wahren 
Decadence in- dem Gewerbe und wirkte demoralifierend auf die Beamten 
der Brauereien, wie auf die Arbeiter, welche täglich Befehle ausführen 
mußten, die fich mit guter Gejchäftsmoral nicht vertrugen, wie auch rüd- 
wirkend auf die Betriebäleiter jelbft. Es iſt felbjtverftändlich, daß die 
Heineren Brauereien, namentlich die gemifchten, die wenig Tapitalfräftig 
waren, unter dem ſchwerſten Drude ſtanden — viele obergährigen Bierforten 
wurden ohne allen Gewinn verfauft —, aber die Demoralijation griff mit 
reißender Schnelligkeit um fich. 

Den Motiven eines Projekts zur Bildung eine Kartell entnehmen 
wir folgendes: 

„Die Übelftände, unter denen die gemifchten Brauereien leiden, können 
wir wohl mit folgendem bezeichnen: — — — 

„Der Rabatt war vor 10-12 Jahren: 35, 50 und 66 Hre, er 


ı 1 Tonne = ca. 140 Biter. 
2 1 Krone = 10 Öre = 1 Mt. 12! Pf. 
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ſtieg ſehr ſelten auf eine Krone pro Tonne, und nur einzelnen Käufern 
wurde er zugeftanden: Jetzt dagegen iſt derſelbe auf 1 Kr., 1Kr. 85 Hre, 
1 Kr. 50 Dre, ja jogar bis auf 2 Kr. pro Tonne geftiegen, und e8 wird 
ohne Überlegung Rabatt an große und fleine Händler gegeben, ja ſogar 
an einzelne Private. Auch Hier ift es die Konkurrenz, welche das Übel 
fteigert, und in nächjter Zukunft wird der gewöhnliche Rabatt vermutlich 
1 Kr. 50 Öre und 2 Ar. pro Tonne fein. 

„Die Ausgabe für die Kutſcher ift zu groß! Diefelben er- 
halten 6—7 °/o ihres Bruttoverfaufs und vielfach noch dazu ein feſtes Ge— 
halt. Trotzdem aber die Kutfcher dabei einen jehr großen Bruttoverdienſt 
haben, fteht ihr Nettoverdienjt infeinem Verhältnis zu dem— 
felben. Urfache ift teils die allgemeine Sitte — wieder die Schuld der 
Konkurrenz —, daß fie die Kunden traftieren und mit ihnen trinken müfjen, 
und teil® der übertriebene Kredit, den die Kutfcher genötigt find, an un— 
jolide Kunden zu geben, wobei fie oft Verluſte erleiden. Die Kutfcher 
müßten Befehl Haben, nur gegen bar zu verkaufen, und ihre Stellung würde 
jelbft bei Eleinerem Einfommen eine in jeder Hinficht beifere jein. 

„Darlehen an Kunden waren vor 10—12 Jahren durchaus unbe- 
fannt, wenigſtens in dem jebigen Maße und in der jeigen Form. Diefe 
Darlehen zum Etablieren ıc. Haben außerordentlich viel dazu beigetragen, 
die Kundſchaft zu demoralifieren und im ganzen genommen, die Qualität 
der Kundfchaft zu verringern, was den Brauereien jährlich große Verlufte 
bringt. Fügt man num Hinzu, daß diefe Darlehen die unfoliden Zwifchen- 
händler und Wirte ſtützen, was für die foliden Gefchäfte ein unberechenbarer 
Schaden ift, jo ift die Notwendigkeit wohl außer Zweifel geftellt, daß diefe 
Unfitte aufhören muß. 

„Endlich Haben wir die Agenten, welche die Konkurrenz bedeutend 
verichärft Haben, und die abgejchafft werden müfjen, weil die Uneinigfeit 
der Brauereien namentlich auf die Wirkfamkeit der Agenten zurüdzuführen 
ift, wie fie e8 auch find, die die Kundſchaft durch ihre falſchen Vorſpiegelungen 
und Verſprechungen namens der Brauereien verderben. 

„Die gemijchten Brauereien wünfchen, diefen Mißſtänden, dieſer finn- 
(ofen Konkurrenz, unter welchen unfere Gejchäfte leiden, Einhalt zu thun 
und ein Mittel zu finden, um zu dem ruhigen Gefchäftsgang in der erften 
Hälfte der 70er Jahre zurückzukehren.“ 

Darauf folgt der Vorfchlag zu einer Kartellierung. 

Diefe Schilderung trägt keineswegs die Farben zu did auf. Im 
Gegenteil charakterifiert oder Fritifiert fie die Verhältniffe bei weitem nicht 
iharf genug, was ich als zehnjähriger Augenzeuge derjelben erklären darf. 
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Der Zuftand war unerträglich und wirkte in weiten Kreiſen demoralifierend, 
nicht nur unter den gemijchten Brauereien, jondern auch unter den aller- 
größten Specialbrauereien. Tag aus Tag ein mußten Kutjcher und Agenten 
im Übermaße mit den Runden trinten. Der beifere Teil der Kundichaft 
wurde wiederum in jteigendem Maße mit Elementen verfeßt, welche wirt- 
ichaftlich und moralifch außer Stande waren, irgend ein Geſchäft ſelbſtändig 
zu führen. Darlehen unter allen möglichen Formen, Beihilfe zur Beichaffung 
von Inventar, zum Kauf von Gefchäften, Pferden, Wagen, Bierapparaten 
und Gott weiß wozu ſonſt, wurden ohne jegliche reale Garantie gegeben, 
und an welche Individuen? Wurde irgend ein größeres Bauunter- 
nehmen begonnen, erjchien jofort ein mehr oder weniger ſuspektes Indivi— 
duum, welches ſich die Erlaubnis erwarb, einen Bierausſchank auf dem 
Plate zu „etablieren“, und mit diefer Zufage in der Taſche wandte e&8 fich 
an eine beliebige Brauerei mit der Bitte um ein Darlehen, um dad Ge- 
jchäft beginnen zu können. Es find Darlehen an Säufer und beftrafte 
Perſonen gegeben worden, und zwar nicht in einzelnen Fällen, fondern in 
großer Zahl. In den lafchenbiergefchäften raſte die Konkurrenz und die 
Demoralijation nicht weniger als in den Brauereien. Es gab fogar Ge— 
ichäfte, welche auf den Glaswerken Flafchen bejtellten, die äußerlich normal 
waren, deren Rauminhalt aber durch allerlei Künfte — gehobene Boden 
jtüde ꝛc. — Heiner war als bei den gewöhnlichen. Auch war es feine 
Seltenheit, daß die Kutſcher aus den Reftaurants, an die fie Lieferten, 
Flaſchen ftahlen, denn e3 hieß: „Wer zuerft fommt, mahlt zuerſt“; mochten 
die anderen nachher zufehen, woher fie ihre Flaſchen befamen. War die 
Kontrolle mit dem Retournieren der Flaſchen zu Haufe ftreng, dann galt 
es dor allem gededt zu fein, und der Kutjcher, welcher das empfinblichite 
Gewiffen Hatte, zog matürlich den kürzern; gerade wie die anftändigen 
Biergeichäfte den unfoliden gegenüber. In betreff der Agenten war es 
nicht beſſer. Mit ehrenhaften Männern zufammen wurden Schwindler an— 
gejtellt, Leute, welche ſich von Prinzipal und Kundſchaft beliebig jchlecht 
behandeln ließen, die aber immer neue Wege und neue Kniffe wußten. Ja, 
ich darf jogar behaupten — was übrigens eine Konjequenz der Situation 
war — daß einige Brauereien vorzug&mweije folche Leute anjtellten, weil 
fie durch deren rücfichtslofes Vorgehen bedeutend mehr Abjah fanden. Man 
muß fich deutlich machen, in welche Situation durch folche Berhältniffe die 
anftändigen Agenten, Kutfcher ꝛc. gerieten, und mit welcher Erbitterung fie 
zufehen mußten, wie die befferen Elemente durch wirtſchaftlich und moraliich 
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Notwendigkeit mußte die innere Zerſetzung, die ſtetige Herabdrückung des 
fittlichen und wirtſchaftlichen Niveaus der bei dem Gewerbe Beteiligten fort— 
Ichreiten. 

Schon im Jahre 1883 wurde von autoritativer Seite der Verfuch einer 
Kartellbildung zwiſchen jämtlichen Brauereien gemacht, aber die Berhältnifie 
waren dafür noch nicht reif. Der Verſuch wurde wiederholt, doch ohne 
Erfolg. Der Gedanke einer Kartellbildung fämtlicher Kopenhagener Brauereien 
wurde daher jallen gelafien und die Beitrebungen ausjchließlich dahin ges 
richtet, die gemifchten Brauereien durch eine Kartellbildung Höheren Grades, 
alfo einen Truft oder eine Fuſion aus der Mifere zu ziehen. 

Diefer Verſuch, welcher in die lebten achtziger Jahre fällt, mußte 
gleichfalls aufgegeben werden, und es ijt vielleicht auch Grund vorhanden, 
dad Scheitern dieſes Verſuches als ein Glüd zu betrachten, weil die Bafis 
der Fufion nicht unbedenklich war. Die ökonomiſche Lage einiger gemijchter 
Brauereien war nämlich feine beſonders günftige, und diefe würden bei der 
Fufion wohl unverhältnismäßig gut gefahren fein. zum Schaden der übrigen. 
Der Plan war der, mit Hilfe von Bankgeldern jämtliche Brauereien zu 
faufen und den Befitern den Kaufpreis bar auszuzahlen. Eine Zeit lang 
fah e8 num wieder aus, ala ob die ganze Beftrebung im Sande verlaufen 
würde, aber die weiter bliddenden ntereffenten in und außerhalb des Brauer- 
ftandes hielten mit zäher Energie aus. Sobald der Gedanke einer Fufion 
der gemifchten Brauereien aufgegeben war, wurde der einer Kartellbildung 
fämtlicher Brauereien wieder aufgenommen, und 1890 erjchien ein Vorjchlag 
zu einem Kartell, das die Regulierung der Produktion und des Preifes zum 
Ziel Hatte, alſo ein Kartell, wie 8 Schönlanf in Gruppe Nr. 2 
charakteriſiert. 

Die Einleitung des Vorſchlages lautet: 

„Wie die früheren mündlichen Verabredungen ſowie die ſchriftlichen 
Übereinkünfte zwiſchen den Brauereien nicht vermocht haben, der zunehmenden 
demoralifierenden Konkurrenz Einhalt zu thun, weil die Notlage der ein— 
zelnen Brauereien, da fie fich vor einen augenblidlichen größeren oder 
Heineren Rüdgang ihres Abfages und demzufolge einen Verluſt in ihrem 
Gejchäfte geitellt jahen, unkontrollierbare Umgehungen ihrer durch die Über— 
einkunft übernommenen Pflichten mit ſich gebracht Hat, jo werden aus dem 
gleichen Grunde alle künftigen Übereinkünfte zum Zweck einer Verbeſſerung 
der Brauereiverhältniffe feine Bedeutung erlangen können, wenn nicht gleich- 
zeitig befondere Beitimmungen in Betreff der Stellung folcher Brauereien 
firiert werden, bei denen die Einhaltung der Übereinfünfte teils einen Rüd- 
gang, teils eine Steigerung des Abſatzes bewirkt.“ 
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Bemerkenswert ift in diefer Ausführung der völlige Peſſimismus in Bezug 
auf Fünftige Vereinbarungen, wenn nicht der individuelle Kampf von Brauerei 
gegen Brauerei durch eine einheitliche Organifation erſetzt wird, bei welcher 
die ganze Induftrie gewiffermaßen als ein Ganzes vorgeht. Übrigens ent 
hält das Aktenſtück einen praftiichen Vorſchlag zu einer Kartellierung, und 
es iſt don Intereſſe hervorzuheben, daß dieſer von der Brauerei Alt- 
Garlöberg unterjtüßt wurde, weil dieſes Geſchäft das einzige war, dem 
die Zufammenjchließung von einem individuellen Standpunkte aus gleich» 
gültig jein konnte, während der gemeinnüßige Sinn wenigfteng nach gewifjen 
Richtungen Hin auch unter dem jeßigen Betriebsleiter — Kapitän dv. der 
Aa Kühle — fich erhalten zu Haben fcheint. Mit weitem Blicke erkannte 
er, daß nur ein £olleftives Vorgehen der Weg zur Hebung des Gewerbes 
fein fönne. 

Der Vorſchlag jcheiterte jedoch an dem Widerftand anderer Brauereien, 
aber es jchien, als ob die Energie derer, welche die Notwendigkeit einer Zus 
fammenjchliegung erfannten, mit den Hinderniffen wüchje, und zum zweiten 
Mal wurde der Verſuch gemacht, eine Fufion der gemifchten Brauereien zu 
ftande zu bringen, und diesmal gelang es, die Sache durchzuführen. 

Am 1. Januar 1893 bildete fich die Aftiengejellichaft „die vereinigten 
Brauereien” durch Fufionterung jämtlicher gemifchten Brauereien in Kopen— 
hagen, zu denen alle Brauereien diefer Stadt für obergähriges Bier ge— 
rechnet wurden, mit Ausnahme einer jehr Heinen, die erjt nach Bildung 
der Fufion entjtanden ift, umd die wir im folgenden wegen ihres geringen 
Umfanges ganz außer Betracht Laffen. Sie ift bedeutungslos für den Umſatz 
von obergährigem Bier in Kopenhagen und hat in diefem ganzen Zus 
fammenhange nur Bedeutung als Beleg für die Unhaltbarkeit der Be— 
bauptungen über die Monopolftellung der modernen Fuſion in mittelalter- 
lichem Sinne. 

Aus Statuten und Rechnungen nebfl den Auffchlüffen, die ung wohl— 
wollend von der Geſellſchaft zugeftellt find, und die wir, infofern fie nicht 
rechnungsmäßig find, zu Fontrollieren vermögen, geht hervor, daß bie 
Aktiengefellihaft mit einem Kapital von 12 Mill. Kr. wirkt, wovon Banf- 
fredit ca. 6 Mill., Aktienkapital 6 Mill. — davon 5 Mill. in Eirkulation 
— & 1000 ober 100 Kr. per Aktie. Die Aktien lauten auf den Inhaber, 
fönnen aber auf den Namen auögejtellt werden. Die Generalverfammlung 
ift die oberfte Autorität in allen Angelegenheiten der Gejellichaft. Es fällt 
je eine Stimme auf 100 Kr., und es fann jowohl perfönlich, als durch 
eine einem andern Aktionär ausgeſtellte Vollmacht gejtimmt werden. Mit 
Ausnahme von Statutänderungen oder der Auflöfung der Gejellichaft, welche 
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nur mit einer Zmweidrittelmajorität von einer Anzahl Stimmender, die 
wenigiten® !/s des cirfulierenden Aktienkapitals vertreten, bejchloffen werden 
fönnen, werden alle Beichlüffe auf der Generalverfammlung mit einfacher 
Stimmenmehrheit gefaßt. Der Vorſtand der Gefellfchaft beiteht aus einem 
Verwaltungsrat von neun Mitgliedern und einem adminiftrierenden Direktor. 
Der Direktor hat Stimme im Borftand in allen Sachen, die ihn nicht 
perfönlich betreffen. Sein Verhältnis zur Gejellichaft ift übrigens durch 
einen befonderen Kontraft geregelt. Er leitet den ganzen Betrieb unter 
der Kontrolle des Verwaltungsrat3, welche von dem Vorſteher im Verein 
mit zwei Mitgliedern ausgeübt wird. Jede der fufionierten Brauereien 
hat einen bejonderen Verwalter, der von dem Direktor und dem Auffichts- 
ausſchuß gemeinschaftlich eingejegt ift, fteht aber unter der Oberaufficht des 
Direktord. Dieſe Verwalter haben jchriftlichen Kontrakt mit der Gefellfchaft. 
Wenn die Jahresrechnung vorliegt, bejtimmt der Verwaltungsrat, wieviel 
für einen Reſerve- und Erneuerungsfonds jowie für einen Arbeiterfonds 
zurücgelegt werden fol. Der Direktor und der Auffichtsausſchuß erhalten 
darauf beziehungsweife 3 und 2%0 des Mettoüberjchuffes als Tantieme, 
Danad erhält das cirkulierende Kapital 4%o des Nettoitberfchuffes, und 
bleibt dann etwas übrig, fo fallen 10°o Hiervon dem Verwaltungsrat zu, 
während der Reſt außer den 4%o unter die Aktionäre verteilt wird. 

Es giebt in den Statuten nichts, was die Gejelfchaft von einer 
gewöhnlichen Aftiengefellfchaft unterjcheidet. Ihren Charakter als kon— 
zentrierter Betrieb im eigentlichen Sinne wird fie erſt erlangen, wenn fie 
alle die Übeljtände abgejtreift hat, die aus ihrer örtlich zerfplitterten Zu— 
fammenfeßung refultieren. Es wird mit Eifer an einer Konzentration des 
Betriebes gearbeitet, jowohl in Bezug auf die eigentliche Produktion ala 
in Bezug auf die Verteilung an die Kunden. Den Charakter als Fuſion 
bat die Brauerei, welche nach wie vor eine gemifchte ift, nur in Bezug 
auf das obergährige Bier, aber was dies betrifft, beherricht fie vollklommen 
den Kopenhagener Markt. 

63 Handelt fih jet um die Wirkungen der Fuſion. Dieje können 
nicht zahlenmäßig fFeftgeftellt werden, teils weil es an zuderläffigen Daten 
aus den einzelnen Brauereien fehlt, jo Lange diefe individuell arbeiteten, 
teils weil die Betriebsrechnung jowohl ober» als untergähriges Bier un- 
getrennt umfaßt, während, wie gejagt, nur das obergährige Bier fufioniert ift. 

Indem wir uns aljo nur an dieſes Halten, das, weil es fich nicht 
fonjerviert, der auswärtigen Konkurrenz nicht unterliegt, wird inbetreff des 
Konſums fchwerlich von einer Zunahme die Rede fein können, die mehr 
wäre ala der Zunahme der Bevölkerung entipricht. Die Wirkungen der 
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Fufion können deshalb nicht in einem größeren Verkaufe als Früher gejucht 
werden, fondern müflen auf dem größeren Gewinn beruhen, der in ver— 
tingerten Produftiongkoften feinen Grund hat. 

Wie ſchon erwähnt, fehlt uns Leider das Material zu einer Ver— 
gleichung der Betriebsrechnungen dor und nach der Fuſion, aber auch ohne— 
dies weiß man, daß der Status einzelner fufionierter Brauereien äußerft 
ichlecht war, jowie daß mehrere von ihnen in ihrem Nettoertrag zurüdgingen. 

Nach der Fufionierung zeigt der kollektive Betrieb einen Nettoüberſchuß 
von 494 104 Kr. 02 Öre vom 1. Januar bis 30. September 1891, von 
579 109 Sr. 44 Öre vom 1. Oftober 1891 bis 30. Sept. 1892, während 
der diesjährige Nettoüberfchuß nach Angabe der Brauerei mehr ala dag 
Doppelte des vorjährigen erreichen wird. Nach dem Betrieb der zwei 
eriten Jahre wurden 3% p. a. den Aktionären ausgezahlt. 

. Der diesjährige Gewinn wird alſo außerordentlich befriedigend, und 
das Geſchäft, dag, während ed individuell betrieben wurde, ala im Rück— 
gang begriffen bezeichnet werden mußte, ijt jet im entjchiedenem und 
jchnellem Fortſchritt. Hierzu tragen für das laufende Jahr freilich die 
niedrigen Rohjtoffpreife bei, aber es ift außerdem über allen Zweifel erhaben, 
daß die Konzentration des Betriebe und die daraus folgenden Erſparniſſe 
einen wejentlichen Anteil daran Haben. Und ganz bejonderd wird diefer 
Anteil wiederum don dem obergährigen Bier beeinflußt, deſſen Markt, wie 
wir gleich jehen werden, fein anarchifches Gepräge verloren hat, was da= 
gegen bei dem untergährigen Biere nicht der Fall ift, in welchem jebt bier 
große Brauereien einander mit den alten Mitteln befämpfen. 

Der Verkauf von obergährigem Bier gejchieht jet zu denjelben Preifen 
wie früher, aber die oben charakterifierten Mißbräuche in Bezug auf Rabatt, 
Darlehen zc. find jett abgeichafft. 

Der Betrieb ift jet ein einheitlicher und weit Eonzentrierter als früher. 
Die Technik it weit vollflommener, und es kann zu ihrer ftetigen Ver— 
befferung Geld und Arbeitskraft erübrigt werben. 

Die Anzahl der Beamten — ca. 60 — hat fich ſeit der Bildung 
der Fufion vermindert und die der Arbeiter ebenfall3, nämlich von ca. 600 
auf ca. 500. Für diejenigen aus beiden Kategorien, die in Stellung ge= 
blieben find, iſt der Lohn nach der Fufion verbefiert worden, und ihre 
Stellung iſt ficherer, entjprechend der größeren Sicherheit des juftonierten 
Beiriebes. 

Kleine Krankenkaffen, welche früher mit den einzelnen Brauereien ver— 
bunden waren, find jet aufgehoben, wogegen gefordert wird, daß jeder 
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Arbeiter für eigene Rechnung Mitglied einer anerkannten Krankenkaſſe 
ſein ſoll. 

Endlich muß hervorgehoben werden, daß aus dem jährlichen Über- 
ichuffe ein Betrag für einen Unterftühungsfonds für die Arbeiter zurüd- 
gelegt wird, ehe über den Aftienertrag entfchieden wird. Dieſer Fonds 
beträgt beim Ablauf des dritten Betriebsjahres 80 000 Fr. 

Übrigens werden wir unfere Bemerkungen Hinfichtlich der ſocialen 
Wirkungen der Fuſion mit dem folgenden Beifpiel, das wir anführen wollen, 
in ein zufammentaffen. R 

* 

Sehen wir auf die Entwidlung der fonzentrierten Betriebe zurüd, 
wie fie bier aus der däniſchen Landwirtjchaft und dänifchen Induſtrie 
harakterifiert ift, jo finden wir ſowohl Ahnlichkeiten als Verſchiedenheiten. 

In beiden Zweigen des Erwerbslebens fann die Entwidlung ala eine 
organifche bezeichnet werden, injofern fie durch die Verhältniffe des Abſatz- 
marftes Herborgerufen worden ift und in voller Übereinjtimmung mit der 
allgemeinen ökonomischen und technifchen Entwidlung jtattgefunden hat, 
weshalb auch die ökonomischen Wirkungen günftige gewejen find. Aber die 
Berjchiedenheit Liegt teila darin, daß wir bei der Landwirtjchaft den Betrieb 
einer einzelnen oder von ein paar einzelnen Seiten der individuellen Wirt: 
Ichaften in Gejamtbetrieben vereinigt jehen, der Seiten nämlich, durch 
welche diefe Wirtichaften mit dem Weltmarkte zufammenhängen, wobei die 
Bewegung allgemein verbreitet und ihre Bedeutung über das ganze Land 
anerkannt it. Die ganze dänische Landwirtſchaft tritt deshalb in dieſer 
Branche auf dem MWeltmarkte als eine Einheit auf und erreicht dadurch 
eine Stärke und ein Anfehen, das auf einem einzelnen wichtigen Gebiet die 
Produktion des Landes zu einer außergewöhnlichen Bedeutung erhebt. 
Ferner liegt eine wichtige Verjchiedenheit in Bezug auf die Verhältniſſe 
vor, unter denen jich die Bewegung in der Molferei und in der Brauerei 
entwidelt hat. Während die Entwidlung in dem erftgenannten Erwerbs— 
zweige unter intelligentem und energifchem Zujfammenarbeiten von 
hervorragenden Männern der Wiſſenſchaft und Prari® und unter 
verhältnismäßig jehr jchnellem Anjchluß der gefamten Landwirtichaft fich 
vollzogen hat, Hat man in der Industrie den manchefterlichen Kampf bis 
zu dem Punkte getrieben, wo man fozufagen die Wahl zwifchen Ruin und 
Koalition Hatte, und während man bei der Kartellierung in der Land» 
wirtichaft bisher innerhalb und außerhalb des Berufes Verftändnig und 
Sympathie gefunden hat, ift, wie wir im Schluffe des Artikels zeigen 
werden, in Bezug auf die Induſtrie das Gegenteil der Fall geweſen, wobei 
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noch erwähnt werden muß, daß man im erſteren Falle es mit dem Welt— 
markte, im anderen nur mit dem lokalen Markte zu thun hatte, was nicht 
nur für das angeführte Beiſpiel gilt, ſondern auch für die meiſten anderen 
uns bekannten Verſuche zur Bildung induſtrieller Kartelle in primitiveren 
Formen. 


* * 
* 


Eine mächtige Stütze bildete für die günſtige Entwicklung des kollektiven 
Betriebes in der dänischen Landwirtſchaft die fortgeſchrittene Konzentration 
des Verkehrsbetriebe! Nicht allein ijt der bei weitem größte Teil 
des Eifenbahnbetriebes in Staatshänden, jondern auch in der Schiffahrt 
ipielt die „vereinigte Dampfſchiffsgeſellſchaft“, bemerkenswert 
jowohl durch ihren eigenartigen Urjprung, wie durch ihre volkswirtſchaftliche 
Rüdwirfung auf die Landwirtichaft, eine Rolle. 

Die Bildung der „vereinigten Dampfichiffsgejellfchaft” iſt nicht jo= 
wohl aus den Verhältniſſen hervorgegangen, als aus der perjünlichen 
Sinitiative eines. einzelnen Mannes, des Geheimen Rats und Bankdireftors 
C. %. Tietgen!. Tietgen, ein Mann nicht nur von außerordentlicher 
faufmännifcher Begabung, fondern auch von volfswirtfchaftlihem Scharf: 
blick, erfannte früh die ökonomische und techniiche Bedeutung des kon— 
zentrierten Betriebe. Er ift der spiritus rector der dahin zielenden Be— 
ftrebungen auch auf mehreren indujtriellen Gebieten, jo in Bezug auf die 
vereinigten Brauereien, die Sprit» und Zuderproduftion u. |. w. 

Die „vereinigte Dampffchiffagefellichaft" wurde im Jahre 1866 mit 
22 Dampfichiffen von zufjammen 4919 Netto-NReg.-Tong und einem Aftien- 
und Obligationgkapital — ultimo 1867 — von zufammen 2 395 000 Kr. 
gebildet. Ende 1890 bejaß fie 101 Dampfichiffe mit einer Gejamttragkraft 
von 44 365 Netto-Reg.-Tond. Ende 1892: 108 Schiffe mit 48 767 Netto= 
Reg.-Tong und ein Aktien und Obligationsfapital von 15 258 000 fr. 
63 it der Zahl der Schiffe nach eine der arößten Dampfichiffägejellichaften 
in Europa und dat Schritt für Schritt den ganzen regelmäßigen dänifchen 
Dampfichiffsverfehr mit Einjchluß der’ auswärtigen Linien bis auf ſehr 
wenige Ausnahmen an fich gezogen. 

Ihre Dividende Hat ftark geſchwankt. In dem Zeitraum von 1866 
big 1890 hat die Geſellſchaft nur in einem einzelnen Jahre, 1885 feinen 
Ertrag gegeben, dagegen oft einen vecht anfehnlichen. Der höchite Punkt 
wurde 1870 mit 2090 erreicht, worauf die Gejellichaft drei Jahre 12/2 0/0 
gab, darauf eine Reihe von Jahren, nämlich bis 1883, zwiſchen 7 und 
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100/0, und ſpäter von Ale bis 121890. Der Durchſchnittsgewinn in 
den 24 Jahren von 1867 bis 1890 war 8°/s'/o. 1891 und 1892 hat 
die Geſellſchaft wieder den allgemeinen Frachtkonjunkturen gemäß feinen 
Ertrag gegeben, dagegen 1893: 6 %o. 

Wegen der ftetigen Erweiterung der Gefellfchaft und der fortwährend 
veränderten Frachtverhältniſſe ift es natürlich unmöglich zu wiſſen, wie ein 
individueller Betrieb fich rentiert, oder wie er fich entwidelt haben würde, 
aber der Verfaſſer, der aus eigener Erfahrung weiß, wie die „vereinigte 
Dampfſchiffsgeſellſchaft“ Produzenten, die neue Märkte für ihre Waren 
juchen, betreff3 Aufnahme neuer Linien u. ſ. mw. entgegenfommt, hegt feinen 
Zweifel, daß Handel und Produktion, namentlich fofern die auswärtigen 
Märkte in Betracht fommen, bei individueller Konkurrenz in der Dampf: 
ichiffahrt jchlechter gefahren wären. 

Die Auffaugung der bejtehenden Gejellfchaften ift meift auf friedlichen 
Wege durch Ankauf ihres Betriebsmaterials, ausnahmsweiſe im Wege der 
Konkurrenz und Preifion erfolgt. 

Bei den Frachtjägen fpielt natürlich die allgemeine Frachtkonjunktur 
die entfcheidende Rolle. Sowohl deshalb ala auch wegen der großen Er- 
weiterung der Gejellichait Hat ein Vergleich mit den früheren Zuftänden in 
diefem Stücke fein Intereſſe. Die ausgeſprochene Rüdficht auf die Ver— 
hältnifje des einzelnen Verfrachters — Größe der Fracht, Berfuche mit neuen 
Märkten —, welche die Gejellichait charakterifiert, Hat ihre Schattenfeite in 
ziemlich variablen Frachtjäßen. 

Die Gejellichaft beichäftigt ca. 800 Schiffsoffiziere, Majchinen- und 
Kontorperjonal und andere Funktionäre; ferner ca. 1200 Arbeiter, die zur 
Bemannung gehören, Heizer und Rejtaurationgperfonal, außer einer Menge 
von Arbeitern in Taglohn in den Werfjtätten und auf den Baupläßen der 
Geſellſchaft. 

Die Offiziere find etwas niedriger beſoldet ala in analogen anderen 
Stellungen, aber fie haben daneben den Nießuug eines bejonderen Fonds 
für „PBenfion und Unterſtützung“. Diefer Fonds betrug Ende 1892: 
Kr. 516407,02. An Penfionen und Unterjtüßungen wurden in 1892: 
Kr. 27 014,67 ausgezahlt, alfo mehr ala eine 4Poige Rente des ganzen 
Fonds betragen würde. 

Die Berwaltung diejes Fonds ift für die focialen Auffafjungen der 
Geſellſchaft überhaupt charakteriftiich. Weder ift die Erneuerung des Fonds 
ſtatutariſch feitgelegt noch die dem Nußberechtigten zu gewährende Leijtung, 
ja dieſer befißt einen rechtlichen Anfpruch an den Fonds überhaupt nicht. 
Die Penfionen werden vielmehr von Fall zu Fall feſtgeſetzt; und wenn auch 
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dieje Feſtſetzungen bisher unzweifelhaft in Liberaljter Weife erfolgt find, jo 
weift man doch die wiederholt zur Erörterung gelommene Gewährung eines 
feften Anfpruches zurüd. Man nimmt damit den Angeftellten das wert: 
volle Bewußtjein einer geficherten Grijten; und das damit verbundene 
Selbſtgefühl. 

Es muß überhaupt von ſämtlichen konzentrierten Betrieben in Däne— 
mark gejagt werden, daß fie Lediglich aus ökonomischen und technijchen 
Erwägungen hervorgegangen find und für die fociale Seite ihrer Aufgabe 
feinen Sinn haben. Wo für Beamte und Arbeiter geforgt ijt, ift e& von 
patriarchalifchem Standpunkt gejchehen, aber jeder jelbjtändige Einfluß der 
Arbeitnehmer auf ihre Arbeitsbedingungen wird mit fategorijcher Strenge 
abgejchnitten. Nicht minder allgemein wird über langjames Avancement 
und Berminderung der Arbeitsjtellen unter dem Einfluß der Konzentration 
geklagt. 

Dies Verfahren jteht in vollem Einklang mit unferen einleitenden Be— 
merkungen über die manchejterliche Denkweife, welche bis auf die jüngite 
Zeit im däniſchen Erwerbsleben alleinherrfchend iſt. Es wäre freilich un- 
billig, einem Manne wie Tietgen, der jeit einem Menfchenalter die Hervor- 
ragendite Gejtalt im dänischen Erwerböleben geweien, vorzuwerfen, daß er 
manchejterlich gearbeitet habe; er hat es im Gegenteil in hohem Grabe 
verftanden, namentlich jeinen großen und bleibenden Unternehmungen ein 
volfewirtichaftliches Gepräge aufzudrüden, aber für ihre fociale Seite in 
modernem Sinne jcheint es ihm an VBerftändnis oder Intereſſe zu fehlen. 
Dan fieht fein Berftändnis dafür, daß gerade der Tonzentrierte Großbetrieb 
al® Gegengewicht eine Organifation der Arbeit und Einflußnahme der 
Arbeiter auf ihre Arbeitsbedingungen fordert !, — 

Sollen wir zum Schluffe von der Stellung der dänischen Politiker und 
der öffentlichen Meinung zu den konzentrierten Betrieben Rechenjchaft geben, 
jo müfjen wir jagen, daß fie ganz ohne Verſtändnis ihrer mweittragenden 
Bedeutung find. Hiervon legte ein 1893 gemachter Verſuch, einen ſoge— 
nannten „store“ nach engliſchem Mufter ins Leben zu rufen, ein vollgültiges 
Zeugnis ab. Der Verſuch ging von einer Reihe hochangefehener Namen 
aus, darunter mehrere hervorragende Politiker, namentlich von der Rechten. 
Er ging inöbefondere darauf aus, die Produzenten und Konjumenten land- 


1 An den „Vereinigten Brauereien“ zeigen ſich Anfähe zu iner modernen Auf: 
fafjung des Verhältniffes zwiſchen Kapital und Arbeit, dagegen erinnert die Art und 
Weiſe, wie ein durchaus gerechtfertigter Heizerftrife der „vereinigten Dampfichiffs- 
geſellſchaft“ vor wenigen Jahren befämpft und beftraft wurde, mehr an den Anfang, 
als an das Ende des 19. Jahrhunderts. 
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wirtjchaftlicher Erzeugniſſe in eine direftere Verbindung mit einander zu 
bringen, ferner darauf, dasfelbe für gewöhnliche Berbrauchägegenftände zu 
erreichen und endlich neue Erportmärkte zu fuchen. 

Die Statuten litten an verfchiedenen Mängeln, unter denen wir eine 
übermäßige Konzentration der adminiftrativen Befugniffe, überhaupt bie 
mehr ariftofratijche als demokratiſche Grundlage hervorheben; ferner eine 
vielleicht mehr unkluge als an fich unzwedmäßige Teilung des Aktien— 
kapitals in eine A=Gerie mit Aktien a 1 £ und eine B-Serie mit Aktien 
à 10 £. Bon den legteren Aktien durfte man nur 1 für je 10 der erjteren 
befigen. Dieje Aktien nahmen in anderer Weile ald jene an der Verteilung 
des Gewinned Zeil. An erjter Linie follten nämlich jämtliche Aktionäre 
bis 5% des Nettogewinns haben. Bon dem, was danach übrig blieb, 
erhielt der Verwaltungsrat 20 %o, vom Reſt wurden 5%o zum beiten des 
Perſonals der Geſellſchaft zurücgelegt, und von dem, was dann übrig blieb, 
erhielt der Direktor feine Eontraftmäßige Zantieme. Blieb nah Abzug 
diefer Auszahlungen noch ein Gewinn übrig, fo fiel diefer den Aktionären 
zu, aber in der Weiſe, daß er in zwei Hälften geteilt wurde, von denen 
jämtliche Aktionäre der Serie A eine und fämtliche Aktionäre der Serie B 
die andere Hälfte erhielt. Vom letzten Reit des Nettoertrags erhielt aljo 
jede B-Aktie 10 mal jo viel ala jede A-Aftie, und dieſe Ungleichheit zu 
Gunften der Aktionäre, die viele Aktien nehmen konnten, fand man nicht 
hinlänglich beichränft durch die Beitimmung der Statuten, daß niemand 
„ohne die Zuftimmung des Vorſtandes“ mehr ala 100 A-Aktien — alſo 
10 B-Aktien — befiten dürfe. In welchem Maße dieje theoretijche Bevor— 
zugung der B-Aktien fi) verwirklichen würde, mußte natürlich ganz von 
der Rentabilität des Unternehmens abhängen. Taktiſch erwies fich jeden- 
falla die Idee mit den B-Aktien als verfehlt. Endlich muß es als ein 
Tehler bei der Vorbereitung des Unternehmens hervorgehoben werden, daß 
man gänzlich den Mangel an ökonomiſchem Berjtändnis in der Bevölkerung 
ignoriert Hatte, oder vielmehr, daß man über denfelben dadurch hinweg— 
zukommen fuchte, daß man in den Publikationen den Schwerpunft in das 
Konjumenteninteresfe legte, indem man beftändig die Eriparnis auf 
Seiten des Käufers durch möglichjte Elimination des Zwiſchenhandels hervor» 
hob, während die leitenden Männer in Wirklichkeit weit mehr ihr Augen- 
merk auf eine Hebung der Produktion des Landes gerichtet hatten. Statt 
aber zu verjuchen, die Bevölkerung eingehend darüber aufzuklären, was ein 
Unternehmen diejer Art nach diefer Seite ausrichten konnte, was freilich 
viel Zeit in Anfpruch genommen, aber doch ein Verftändnis des ganzen 
Unternehmens gejchaffen Hätte, begnügte man fich damit, diefe Hauptfeite 
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der Sache anzudeuten, jo daß niemand recht daran glaubte, während ber 
leichtverftändliche Konfumentenftandpunft als der Kernpunft der ganzen 
Sache erfchien, gegen den fich unter dem Schlagwort „der Ruin des Mittel- 
ſtandes“, d. 5. des Zwijchenhandels, eine wütende Oppofition erhob. 

Nun gehört in Dänemark die Mittelklaffe der Städte politisch im weſent— 
lichen zur Rechten, aber auf der anderen Seite juchen ſowohl die verjchiedenen 
Schattierungen der Linken als auch die Socialdemofraten ihre Refruten ge= 
ade in diejer Partei, und jobald es deshalb den Detailhändlern, die fich 
von dem Gtoreprojeft ökonomiſch bedroht fühlten, gelungen war, fich mit 
dem „Meittelftande” zu identifizieren, mußte jeder Gedanke an eine Dis— 
fujfion des Projektes vom ökonomiſchen Standpunkte ausgejchloffen fein. 
Es war jetzt der Politik preisgegeben, und nun wies die Organijation der 
Rechten jeden Anteil an der ölonomifchen Verirrung einzelner ihrer Partei- 
genofjen auf das beitimmtejte zurüd, während den übrigen Parteien die 
Aufgabe zufiel, den Nachweis zu liefern, was der Mitteljtand don einer 
Partei erwarten könne, deren leitende Männer einem Unternehmen bdiejer 
Natur Vorſchub leiſten könnten. 

Wie ſchon hervorgehoben worden, bedurfte das ganze Projekt einer 
eingehenden Kritik und einer weſentlichen Umbildung; wenn wir aber oben 
den Ausdruck Diskuffion für die Behandlung benutzt Haben, die es in 
Derfammlungen, in der Preffe und in Broſchüren erfuhr, dann ift dieſe 
Bezeichnung doch ſelbſt politifch genommen unrichtig. Der Plan wurde ein= 
iach verfegert; die Männer, die ſich damit abgegeben hatten, wurden ge— 
radezu verfolgt, und die große Menge des Volks hat in diefem Augenblid 
weniger Begriff von ber ökonomischen und focialen Bedeutung eines Stores, 
als bevor fie überhaupt den Namen diefer Betriebaform gehört Hatte!. 


ı Bei der Ausarbeitung find benußt: die Statuten 2c. ber verfchiedenen erwähnten 
Gefellſchaften, direkte Mitteilungen von dieſen, eingezogene Privaterfundigungen, jo: 
wie V. Falbe-Hansen og Dr. Will. Scharling: Danmarks Statistik: 
Forlagsbureauet i Kjöbenhavn, og J. Schovelin Blade af den danske 
Dampskibsfarts Historie. Kjöbenhavn 1891. 
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Borbemertung. 


A. Einleitendes. 


Nicht lange nach der Mitte der 80er Yahre wurde die öffentliche 
Meinung in Nordamerita auf das außerordentlichjte erregt. Durch das 
ganze Zand Hin verbreitete fich in Zeitungen und Flugſchriften die Kunde, 
am wirtſchaftlichen Horizont breite fich eine das Leben der ganzen Nation 
mit großen Gefahren bedrohende GEricheinung aus. Schon zu Ende der 
70er Jahre Hatte eine Eifenbahnenquete im Staate New-York die That- 
ſache zu Tage gefördert, dab der Petroleumhandel des Landes in den 
Händen einer einzigen, mächtigen ntereffentengruppe konzentriert fei!. 
Nunmehr erfuhr man, nicht allein diefer Handelszweig ſei vollftändig zum 
Monopol einer Kleinen Gruppe von Geldmagnaten geworden, die ihre 


ı Vergl. hierzu den überaus bemerkenswerten „Report of the Proceedings of 
the Special Committee on Railroads of the State of New York-Assembly to 
investigate Alleged Railway -Abuses“ und fpeciell den hierauf bafierenden Auf: 
fa von von der Leyen: „Die vereinigten Monopole norbamerifaniicher Privat: 
bahnen und ber Standard Dil Co.” (au „Die nordameritanifchen Eifenbahnen in 
ihren wirtichaftlichen und politifchen Beziehungen“ ©. 339 ff. Leipzig 1885). 
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Macht inzwiichen noch wejentlich ausgedehnt und verjtärkt hatten, jondern 
auch andere Handelazweige waren vom Felde der freien Konkurrenz ver- 
ſchwunden, hatten neue, bisher unbefannte Organifationsformen angenommen. 
Die Tagespreſſe überbot fich in der Aufführung von Beifpielen; es hieß, 
Zuder und Sa, DL, Fleifch, Milch, Getreide und Vieh, Eifen, Kupfer 
und Blei, Holz und Kohle, zahllofe Rohmaterialien und Fabrikate, nahezu 
alle wichtigften Lebensbedürfniſſe befänden ſich in den Händen Kleiner 
Gruppen von ausbeuteriſchen Kapitaliften!, die, in geheimen Organifationen 
vereinigt, nicht mur das Gedeihen des Wirtſchaftslebens, jondern weiterhin 
das Gemeinweien, die freiheit des Einzelnen und die Exiſtenz der be— 
ftehenden Staatsformen in Trage ftellten. 

Thatſächlich ftieß der Handel- und Gewerbetreibende in der Ausübung 
feines Gejchäftes oft auf AIntereffen und Einflüffe, deren Wejen er ſich nicht 
zu erklären vermochte, über welche nur mit Schwierigkeiten gewifje Nach— 
richten zu erlangen, während ihre Wirkungen nur allzu deutlich zu ver- 
jpüren waren. Im Eifenbahniwefen war nicht alles geheuer, das mußte 
man jeit langem, ſowie ‚daß die Eifenbahnen mit gewiflen Intereſſenten 
und ntereffentengruppen Specialabmacjungen zum Schaden minder be= 
günftigter Konkurrenten abſchloſſen. Auch im Kohlengeichäfte Liefen ſeit 
alter&her Klagen über Bertenerung des Produktes durch Vereinigungen der 
Produzenten von Anthracitfohle?. Im Laufe der Jahre hatte man dann 
von Beftrebungen vernommen, die Produktion gewifjer Artikel in einer Hand 
zu vereinigen, namentlich im Anjchluß an Rechtöftreitigkeiten, um abtrünnige 
Genofjen zur Innehaltung eingegangener Verpflichtungen zu zwingen; ober 
ein ehemals an einem folchen Unternehmen Beteiligter hatte aus der Schule 
geſchwatzt. 

Gewiſſe Verſuche, die Kontrolle über die Produktion, den Umſatz oder 
Abſatz einzelner Warengattungen zu erlangen, waren in der Form der ſo— 
genannten Corners und Pools ſeit langem bekannt. Erſtere bezwecken 
durch Aufkauf der geſamten am Markte befindlichen Quantität eines ge— 
wiſſen Produktes — bezw., wenn es ſich um Zeitgeſchäfte handelt, eventuell 
den Ankauf von mehr als überhaupt auf dem Markt befindlich iſt — zeit— 


ı Dergl. u. a. bie Montagsnummern ber N. Y. Times im Februar und 
März; 1888. 

'? “Investigation by the Senate of Pennsylvania into the Anthraeite- 
Coal-Diffieulties. Trenton 1871; Report of the New York Assembly-Committee 
on Railroads on the Coal-Combination. Albany 1878.” Gieheaud: “Deeision 
of the Supreme Court of Pensylvania in case of Morris Run Coal Co. v. The 
Barelay Co.” vol. 68. Pennsylvania State Reports, &. 137ff. Trenton 1871. 
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weilig eine vollftändige VBerfügungsfreiheit über den betreffenden Artikel zu 
erhalten und jo in einem entjcheidenden Augenblid den Konfumenten zur 
Zahlung ungeheurer Preife zu zwingen. Dies iſt jene Form von une 
erlaubten Handelamanipulationen, gegen welche fich die ganze Schärfe der 
mittelalterlichen Geſetzgebung richtet. Gegenftand des Gorner ift Lediglich 
die Güterverteilung, während der Pool die quantitative Regelung der 
Güterproduftion gleichzeitig im Auge hat. Er ift eine Abmachung zwifchen 
Konkurrenten, die Produktion oder den Umſatz einer MWarengattung oder 
den Betrieb bejtimmter ZTransportgefchäfte nach einem feſten Verhältnis 
unter fich zu verteilen, im Verkaufspreiſe der von ihnen gelieferten Waren 
Ginheitlichkeit zu erzielen, und den Ginzelnen gewiſſe Gewinnanteile zu 
fichern. (Das deutjche Kartell). 

Beide waren, wie wir jehen werden, nach der Iandläufigen Auffaffung 
ungejeßliche und unzuläffige Dinge. Das, wovon man jet hörte, aber 
ſollte etwas noch ungleich jchlimmeres fein: die TZrufts. Eine unbelannte 
Macht Hatte, den geheimnisvollen Richtern von Venedig gleich, die 
Entjcheidung über Leben und Tod ganzer Fnduftriezweige errungen, be= 
herrſchte alle Händler und Arbeiter mit abjoluter Willkür und bereicherte 
fih auf Koften der Konjumenten, des Volks, in frevelhafter Meile. Das 
wurde eifrig gelefen und geglaubt, Komitees bildeten fich zur Abwehr; 
Staat und Gerichte wurden zum Ginjchreiten aufgefordert; die Politiker 
bemächtigten fich der Frage; die Demokraten juchten gegen die Republikaner 
Kapital daraus zu fchlagen. Die Sache fchien jo verworfen, daß die po= 
Yitiiche Gruppe der Tammany Hal in New-Norf ein eigenes Antitruft- 
fomitee einjegte: und das erregte im Lande allerdings berechtigtes Auffehen. 
Wie ſchlimm mußte die Ausbeutung fein, wenn fie jelbjt bei TZammany 
Hall, jener der Ausbeutung der New-Yorker Staatsverwaltung dienenden 
politiichen Mafchine, Verurteilung fand! 

Weiterhin wurden dann mehre Prozeffe anhängig gemacht, um Glieder 
folcher verbotener Truſts zur Beftrafung zu bringen. Vor allem aber 
erwies fich eins als notwendig: Klarheit. — 

Mie der größte Teil aller Fapitafiftifchen Organifationen der Ver— 
einigten Staaten waren die Intereſſen der verjchiedenen Truſts in der 
Stadt New Pork konzentriert. An der New-Yorker Börje machten diefelben 
ihre Kredite und Geldgeichäjte: Hier wurden die Anteilfcheine (Trust- 
Certificates) einzelner der Vereinigungen umgefeßt. Doch jelbft hier war 
die große Maſſe der Börjenmitglieder über das Mefen der „Truſts“ nicht 
genügend unterrichtet; die Gefchäftsabichlüffe mit den betreffenden Vereini— 
gungen waren mehr Gegenftand des perjünlichen Vertrauens in ihre Leiter 
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oder ihre finanziellen Vertreter. Die wenigen aber, welche einen Ein— 
blick hatten, vermieden es ſorgfältig, irgend welche Auskünfte zu erteilen, 
ja ſelbſt von den Anteilhabern wußten die meiſten nicht genau, was das 
in ihren Händen befindliche Wertpapier eigentlich repräſentiere, denn das 
Truſtſtatut war ein Geheimnis. 

So war das Produzentenintereſſe lebhaft erregt; der Geldmarkt beun— 
ruhigt über die Zunahme und das Wachstum der Vereinigungen und das 
damit in Berbindung ftehende Erfcheinen ungeheurer Mengen in ihrem 
Werte Schwer beftimmbarer Papiere. Auch den Arbeitermaffen, vor allem 
in ihren beiden mächtigen Organifationen, den Knights of Labor und der 
American Federation of Labor, mußte im höchiten Maße damit gedient 
fein, zu erfahren, welche Formation das organifierte Kapital angenommen. 
Das große Publitum wollte als Konfument, wie ala für das Wohl des 
Staates und deſſen demofratifche Form bejorgter Bürger mitreden. 

Da begrüßte man es mit allgemeiner Genugthuung, ala der Kongreß 
und fur; darauf der Senat von New-York Engquetefonmiffionen zur Unter 
ſuchung einfegten und nun eine Brefche jchlugen, durch die Licht in das 
Dunkel dringen konnte. Der kürzeren Newyorker Unterfuchung mit an— 
ichließendem Bericht dom 6. März 1888" folgte da Repräſentantenhaus 
in Waſhington mit einer wejentlich umfangreicheren Erhebung ?. 

Hieran ſchloß fih ein ungeheurer Strom von Litteratur. Man hatte 
herausgefunden, daß der Truft die Aufficht über einen möglichit hohen 
Prozentjat von Unternehmungen eines Induſtriezweiges beziwedt, indem er 
in zu erörternden Formen neben Regelung der Produktion des Um= und 
Abſatzes dor allem eine vollftändige Sinterefjeneinheit der verjchiedenen 
Produzenten herſtellt. Im Pool war dies nur bis zur Vereinigung der 








1 “Report of Committee on General Laws on the Investigation relative 
to Trusts”. New York Senate Documents No. 50. Albany 1888. 

® “Report No. 3112, U. S. House of Representatives, 50th Congress, 
ist Session, July 30. 1888. From the Committee on Manufactures in Relation 
to Trusts”. Washington D.C. 1888. Part I, Sugar-Trust, Part II, Standard 
Oil Trust. 

“Report No. 3165: Part I, U. S. House of Representatives, 50th Con- 
gress, 24 Session, March 2, 1889. From the Committee on Manufactures, in 
Relation to the Whiskey Trust and the Cotton-Bagging Combination”. 
Washington D. C. 1889. 

“Report No. 3165, Part II, U. S. House of Representatives, 50th Con- 
gress, 24 Session. March 2, 1889. Views of the Minority of the Committee 
on Manufactures on the Investigation of the Sugar and Standard Oil Trusts”. 
Washington D. C. 1889. 
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Abſatzintereſſen gediehen, hier werden auch die Produktionsintereffen zufammen- 
gefaßt. In jenem konnte das Ginzelunternehmen durch verbilligte Pro: 
duftion feine individuellen Profite erhöhen, Hier werden dieſelben gleich- 
mäßig an alle Beteiligten verteilt. 

Da das beitehende Recht nach verichiedenen Richtungen Schiwierig- 
feiten bot, hatte man über diefe Organifationen möglichites Stillfchweigen 
bewahrt. Die an das Bekanntwerden fich anfnüpfende Diskuffion erſtreckte 
fi alsbald auf die Form wie auf die Sache, und zwar der großen Mehr- 
zahl nach in verurteilendem Sinne. 

Gerichtgentfcheidungen der nächiten Folgezeit Yeijteten der öffentlichen 
Meinung bis zu einem gewillen Grade Vorſchub, in den gejeßgebenden 
Berfammlungen der einzelnen Staaten und des Bundes wurde es lebendig 
und eine Reihe der von allen Seiten eingebrachten Vorlagen gegen Truftg, 
Monopole u. dgl. nach oberflächlicher Beratung angenommen. Dies it 
etwa das Stadium, in dem die einzigen beiden umfangreicheren Arbeiten, 
welche fich in Deutjchland damit bejchäftigen, diejenigen von Aſchrott 
und Jenks den Gegenjtand verlaffen!. 

Im Nachitehenden fol verjucht werden, den Verlauf der Entwidlung 
nach einigen anderen Richtungen und zufammenhängend nochmals aufs 
zunehmen, und hieran eine weitere Betrachtung der neueften Phafe in der 
Richtung der thatjächlichen Verhältniffe und ihrer volfswirtfchaftlichen Be— 
deutung anzujchließen. Dabei ift zu berüdfichtigen, daß dem Verfaffer an 
Zeit nicht viel über acht Monate und ein ſehr beichräntter Raum zu 
Gebote gejtellt waren, jo daß eine Erſchöpfung des ungemein komplizierten 
und in Bezug auf die Eingelthatfachen ſchwer zugänglichen Gegenjtandes 
weder beabfichtigt, noch ermöglicht wurde. Das Nachftehende ift eine Skizze; 
wie denn die Zeit zu einer erfchöpfenden Behandlung und Beurteilung noch 
nicht gefommen ift. Die Unterfuchung beſchränkt fich lediglich auf die 
fapitaliftifchen Betriebsformen zum Zwecke des Gewinnmachens und unter: 
läßt alles Eingehen auf genoffenfchaftliche Gebiete. 

Außer dem angeführten Litteraturverzeichnig Haben eine Sammlung 
von Zeitungsausfchnitten des Prefident Andrews von Brown Uni- 
verfity, Providence R. %., und Zeile einer jolchen des Herrn 9. D. Lloyd 
in Winnetfa IN, die außerordentlich fomplet ift, dem Verfaſſer zur Verfü— 
gung geftanden. Mündliche Auskünfte der Verwaltungen und Rechtzbeiftände 


ı Aichrott: „Die amerikaniſchen Trufts ald Weiterbildung ber Unternehmer- 
verbände (1889)" a. a. D. und Jenks: „Die Truſts in den Bereinigten Staaten 
von Nordamerika (1891)" a. a. D. 

Söhriften LX. — Sartelle. IT. 7 
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der einzelnen Gejellichaften, joweit ihre Veröffentlichung geftattet wurde, 
Beiprechungen mit den Bank» und Börfenkreifen, mit den gefchäftlich inter- 
effierten Parteien, mit den Leitungen der betreffenden Arbeiterverbände und 
den verjchiedenen mit der Frage fpeciell bejchäftigten Staatsmännern und 
Gelehrten lieferten weſentliche Ergänzungen. 
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July 30. 1888.. From the Committee on Manufactures in Relation to Trusts, 
Washington D. C., 1888. Part I. Sugar Trust. Part II. Standard Oil 
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2d Session, March 2. 1889. From the Committee on Manufactures in re- 
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Washington D. €. 1889. 
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Manufactures on the Investigation of the Sugar and Standard Oil Trusts. 
Washington D. C. 1889. 
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Trusts, March 6. 1888. New York Senate Doc. No. 50. Albany 1888. 
Report of Committee on General Laws relative to Combinations commonly 
known as Trusts, May 9. 1889. Majority and Minority Reports, ete. New 

York Senate Doc. No. 64. Albany 1889. 
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alleged Combinations in Manufactures, Trade and Insurance in Canada, 
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Chairman. 5 vols. New York 1879. 
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Pools, ete. New York Senate Doc. 1883. No. 45. 

Reports of the Interstate Commerce Commission. 1888—1893. 

Report No. 2600. — House of Representatives. Whiskey Trust Investigation, 
March 1. 1893. Washington D. C. 1893. 

Report No. 2278. — House of Representatives. Alleged Coal-Combination, 
Jan. 1893; Testimony taken by the Sub-Committee of the Committee 
of Interstate and Foreign Commerce, etc., in Regard to the Alleged Com- 
binations of the Philadelphia and Reading Railroad Co. and other Rail- 
road and Coal Commissions and Producers of Coal. Washington D. C, 
1892. 

Report in the State of Ohio on Combinations ete. (3 ift bem Berf. nicht ge 
lungen, eines Originals habhaft zu werben.) 

Report No. 829, May 1. 1890, and Testimony taken by the Select Committee 
of the U. S. Senate on the Transportation and Sale of Meat-Products. 
3 vols. Washington 1889 and 1890. 

Report on the Constitutionality and Legal Status of Trust in the U. 8. 
Foreign Office 1890. Mise. Series No. 174. Reports on subjects of General 
and Commereial Interests, presented to the Houses of Parliament by 
Command of Her Majesty. London, July, 189%. 
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ete. Philadelphia 1893. 
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Enloe’s Proposed Amendment to the Constitution. H. R. Review. No. 30. 1890. 

Statutory Enactments against Trusts. — 28 Centr. L. J. 1889. ©. 533 ff. 

U. S. Senate Bills. Session of 1889—18%. — Nos. 1. (Sherman Ohio), 6 (George, 
Miss.), 62 (Reagan, Tex.) 

— Turpie’s Resolution, Seizure of Trust-Goods. Sen. Mis. No. 18. 1890. 

U. S. Debates. Sherman’s Bill, 1889. (No. 3445). — 20 Congr. Rec. 1889. 
S. 1120, 1167, 1456. 

— Shermans Bill, 1890. (No. 1). — Congr. Ree. Feb. 28. 1890. &. 1797—1803. 

U. S. House of Representatives Bills, Session of 1889-1890. — Nos. 91 
(MeRae, Auk), 179 (Stewart Ga), 202 (Fithian Ill.,, 270 (Henderson, Ia.), 
286 (Conger, Ja), 313 (Lacey, Ja), 402 (Blanchard, La), 509 (Anderson, 
Miss.), 811 (Enloe, Tenn.), 826 (Richardson, Tenn.), 830 (Pierce, Tenn.), 
846 (Stewart, Tex.), 3294 (Breckinridge), 3353 (Lester, Va.), 3819 (Lane, 
III.), 3844 (Perkins, Kan.), 3925 (Abbott, Tex.). 


Fortlaufend wertvolle Berichte über Trufts find enthalten in den Fachzeit— 
fchriften, vor allen dem “Financial and Commercial Chroniele”, “Dun’s Review” 
und “Bradstreets”, den leitenden finanziellen Wochenblättern von New Morf. 


Erſter Hauptteil: Die Entitehung der centrafifierten 
Großbetriebe. 


0. Die wirtſchaftliche Entwicklung in den Vereinigten 
Staaten als Urſache der Vereinigungsbeſtrebungen in 
Verkehr und Induſtrie. 


Handelt es ſich darum, das Weſen, den Wert oder Unwert einer 
wirtſchaftlichen Erſcheinung feſtzuſtellen, fie in ihrer Bedeutung für die Ge— 
jamtheit richtig zu erkennen, jo Liegt namentlich bei noch nicht der Ver— 
gangenheit angehörigen Dingen die Gefahr nahe, daB das Urteil durch 
Außerlichkeiten und durch jpefulative Momente beeinflußt und getrübt wird. 
Leicht arbeitet das geiftige Auge in den perjpektivifchen Formen des phyfifchen 
und läßt das Naheliegende, Hervorftechende groß, den Hintergrund, bie 
Grundlage aber Elein erjcheinen. Und je nachdem der Einzelne verjchiedenen 
Geſchmacksrichtungen oder Parteien angehört, bejirebt er fich, das Bild jo 
zu malen, wie er es fieht oder gefehen wünſcht. Durch perſpektiviſche Ver— 
ſchiebungen fucht er die Lichte oder Schattenjeiten nach feinen jeweiligen 
Zwecken zu gruppieren. Will man indes einer Trage objektiv nähertreten, 
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jo hat man mathematifch zu verfahren, zu verſuchen, die einzelnen Phajen 
der Erſcheinungen in ihrem abfoluten Verhältnis zur Gefamtheit feftzuftellen. 

Zu einer folchen Erkenntnis fcheint eine analytiſche Scheidung in 
Faktoren notwendig, die nach ihrer Wiedervereinigung der Urteiläfraft den 
richtigen Maßſtab gewähren. Was ift naturnotwendig? Was örtliche 
oder zeitliche Dispofition? Was jubjektiv zufällig? Dieſe Fragen bilden 
die Grundlinien einer fcheidenden Unterfuchung : 

1. Die allgemeine wirtjchaftliche Entwidlung, die anfnüpfend an das, 
was eine vergangene Epoche zurüdgelajjen hat, abwechjelnd die Gegenwart 
beeinflußt und von ihr beeinflußt wird, um aladann künftigen Generationen 
den Untergrund in einem mehr oder weniger natürlich veränderten Aggregat- 
zujtand zu überliefern. 

2. Der Bollscharakter; er ijt die Urfache, daß troß ähnlicher allge 
meiner Entwidlungsbedingungen fich gleichzeitig die örtlichen Erſcheinungen 
verjchieden geitalten. Er bedingt in weiten Umfang 

3. die Rechtsverhältnifie, in deren Form fich die Neuerfcheinungen des 
Wirtſchaftslebens zu preffen haben, wenn es ihnen nicht gelingt, diejelben durch 
die ihnen innewohnende Drudkraft zu fprengen und fich in neue Rechts— 
gebilde einzukleiden. Das erjtere gejchieht bei den Erjcheinungen des Alltags- 
lebens, lettere3 bei den auf natürlicher Yortentwidlung beruhenden. 

4. Das vierte endlich find rein fubjektive Momente, die durch das zu— 
fällige Zufaınmentreffen von Umftänden, durch das Auftreten oder Fehlen 
bejtimmter Perfönlichkeiten der großen Maffe der Vorgänge die zeitweilige 
Form verleihen. Aus perfpektiviichen Gründen pflegen fie in der Regel 
am meijten in den Vordergrund zu treten oder geftellt zu werden. Hier 
gerade wird das Urteil am leichteſten durch ſubjektive Empfindungen beein- 
trächtigt und Hält eine Erſcheinung für einen bedeutfamen Fortſchritt oder 
grundjäßlich erheblich, die fich nach kurzem als eine vorübergehende Zu— 
fälligfeit erweift. In charakteriftiicher Deutlichleit wird das aus dem 
Beifpiel der eigentlichen „Truſts“ erhellen. — — 

Mit der Aufrollung der Sflavenfrage zur praftiichen Löſung nähert 
fih die erjte große wirtjchaftliche Epoche der Vereinigten Staaten ihrem 
Ende. Der Ausgang de Krieges entjchied für ein Zufammenhalten der 
Union und die Freiheit aller ihrer Bewohner. Die politiiche Verfaffung 
bedurfte nur weniger Veränderungen von Erheblichkeit. Wirtſchaftlich Hin- 
gegen ftand aus anderen Gründen eine neue Ara vor der Thüre. Der 
Bau und Ausbau der Eifenbahnen Hatte im Dften bereit3 feit 30 Jahren 
begonnen und hier fundamentale Ummwälzungen angebahnt.e War doc 
vorher jeder Pla des Binnenlandes wirtichaftlich von den großen Gentral« 
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punkten des Oſtens und Südens umenblich weiter entfernt, als diefe von 
den zu Waſſer zugänglichen Ländern der alten Welt. Nunmehr galt es 
durch den Ausbau der Eifenbahnen jene Kulturaufgabe zu erfüllen, die den 
Schienenjtrang dom Atlantic zum Pacific führte und in der Beftedelung 
des Weſtens, in dem räumlichen Aneinanderrüden der einzelnen Teile des 
ungeheuren Kontinents das Werk der wirtjchaftlichen Union anbahnte. 
Damit erſt wurden die Bereinigten Staaten zu einem einheitlichen Gebilde, 
zu einem bolfäwirtichaftlichen Gemeinwejen und Bundesſtaat, indem zur 
Derkehrzfreiheit fich die Verkehrsmöglichkeit gejellte. 

Diefe Bewegung ift räumlich in ihren wejentlichen Zügen mit dem 
Bau der kanadiſchen Pacific-Eifenbahn abgeſchloſſen. Was fich zwiſchen 
den Syſtemen der Merican- und Canadian-Pacifie an die Southern- 
Pacifie-Atchifon Topeka und Santa Fe, Miffouris, Union, Gentral-Pacific 
und die drei nordpacifiichen Syſteme der Great-Northern, Chicago» and 
Northweitern-Railroad- und Northern Pacific, 2c. noch angliedern und ein= 
ihalten mag, wird für die Entfaltung einzelner Landesteile entjcheidend 
fein und Verſchiebung von Bevölkerungs- und Produktionscentren zur 
Folge haben; doch ift dies intenfive Arbeit, nachdem die ertenfive vollendet. 

Durch die ungeheure Schnelligkeit, mit der dies in °/s Menfchenaltern 
geichah, ift das ganze Land noch vollfommener revolutioniert worden, wie 
der Süden durch die Sklavenbefreiung !. 

63 ijt fein Wunder, daß dementiprechend die Eifenbahnfragen Jahr: 
zehnte lang im Brennpunkte des öffentlichen Intereſſes und der Öffentlichen 
Erörterung gejtanden Haben, teilweife noch heute ftehen. Seit den Zeiten, 
wo Anfang der 40er Jahre das Syſtem der Staatsbahnen definitiv ge= 
fallen war, find die Bahnunternefmungen durchweg aus privater Initiative 
hervorgegangen und in privatem Antereffe verwaltet. Sie find gefondert 
und unabhängig entjtanden, oft von rein lokalem Intereſſe oder ſpekulativem 
Unternehmungsgeift ins Leben gerufen. Die Geſamttendenz bat fich aber 
immer mehr zu Gunften von Gentralifierungen geltend gemacht; wir finden, 
wie eine ſelbſtändige Linie nach der anderen von großen, geichloffenen 
Komplexen verfchlungen wird. Hieraus find im Lande neue Mächte empor— 
gewachien, deren Weſen und Einfluß auf die wirtjchaftliche und indirekt 


1 Vergl. hierzu, ſowie zu dem folgenden vielfach David A. Wells: “Recent 
Economie Changes”, New:Vork 1889; eine einfeitig indivibualiftiiche, aber jehr 
leſenswerte Darftellung. 
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die jtaatliche Ordnung fich zu einem neuen, unüberjehbar wichtigen Faktor 
des Volkslebens gejtaltet bat. 

Auch diefe näher zu verfolgende Bewegung Hat in dem jogenannten 
„Interſtate Commerce Law“ im Jahre 1887 bereits ihren erjten Markitein 
erreicht. Wie nun die Perioden einander nicht abjolut getrennt folgen, 
die Eifenbahnzeit jchon vor dem Rebellionskriege begonnen Hatte, jo Hat 
bereits, während die Eifenbahnfragen noch ſchweben, fich als teilweife folge 
und im Zujammenhang mit ihnen eine neue dritte Periode angelündigt, 
diejenige der induftriellen Organijationgbeitrebung. 

Die Vereinigten Staaten wurden gegründet in einer Zeit und aus An- 
ichauungen heraus, welche durchweg von der phyfiofratifchen Richtung 
beherriht waren. In der Berfaffung und Einrichtung des Staatsweſens 
wurde alles darauf zugejchnitten, dem Individuum den möglichſt Treiejten 
Spielraum zu gewähren. „Keine Ariftofratie, feine Privilegien, feine ge— 
ichlofjene Intereffenvertretung!” war die Loſung, Alles follte fich nach dem 
Grundjate des Laisser faire jelbftthätig regeln. In der erften Hälfte des 
Jahrhunderts hat dieſes Princip noch jtändige Erweiterungen erfahren, die 
Verſuche mit Staatsbanken und Staatsbahnen, überhaupt die Ausdehnung 
jtaatlicher Thätigkeit erwiefen fich ala unpopulär, unfruchtbar und gefährlich). 
Wie in feinem Lande verbreitete fich die Theorie von der Heilfamkeit eines 
Minimums der Regierung und die Abneigung gegen das Eingreifen der 
Gejellihait in die Sphäre des Einzelnen. Möglichjt wenig zu verbieten, 
und, was nicht verboten war, als ftillfchweigend erlaubt anzujehen, anderer- 
jeitß das einmal erworbene Recht als unerjchütterlich gelten zu laſſen, das 
waren die Principien, auf denen fich die ältere Volksmeinung ausbildete. 
Die Devife der freien Konkurrenz nahın mehr ala irgendwo in den Augen 
der Gejamtheit den Charakter einer zeit- und ortentrüdten ewigen Grund- 
wahrheit an. Wer gegen fie verjtieß, war von vornherein im Unrecht; er 
verjtieß gegen die „public policy“ !, 

Zunächſt behielt die Öffentliche Meinung Recht. Denn, was bier die 
jelbjtändigen Kinder der angeljächfiichen Raſſe mit ihrem ausgebildeten 
Individualitätsfinn, ihrer Thatenluft, Kraft und wirtjchaftlichen Tüchtig- 
feit in freier, jelbjtverantiwortlicher Arbeit jchufen, ift das Außerordentlichite. 
Im Kleinen Kreife beim MWeitertragen der Kultur von Ort zu Ort erwies 
fih die Verfolgung des wirtjchaftlichen Vorteils ſeitens des Einzelnen auf 


ı Für dies Wort giebt e3 feine Überfekung; es umfaht das öffentliche Intereffe 
und den Geift, in dem dies vertreten wird, bie focialen und ethiichen Grümbibeen, 
auf denen das Gemeinwejen beruht. 
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die Dauer als Gewinn für die Gejamtheit; umfomehr, ala das ftetig zu— 
ftrömende &lement der Einwanderer fortwährend ein angemeffeneg Quantum 
neuen Blutes zuführte, und Raum genug vorhanden war, ſtets neue Felder 
fruchtbarer wirtfchaftlicher Operationen herauszufinden. Hatte ein Ort 
zu viel Schneider und Schufter oder Handfchuhmacher, fo benubten dieſe 
die Gelegenheit einer neuen Städtegründung weiter nach Weiten hinaus, 
um nach dort zu überfiedeln, wo fie neue gewinnreiche Arbeit fanden. 

Die Eifenbahn ſchien die Ausfichten noch zu erweitern. Die bisher 
entftandenen Fabriken konnten fich vergrößern, weil das Feld der Abjat- 
möglichkeit weſentlich herausgeſchoben wurde. 

Mit der Ausbreitung des Eiſenbahnnetzes aber kamen neue Momente 
in Frage, indem neue Produktionscentren auftauchten. Hatte früher der 
Produzent des Maſſenartikels im weſentlichen ſich auf den lokalen Markt 
und den Waſſerverkehr beſchränken müſſen, ſo konnte er nunmehr als Be— 
werber in weit größerem Stile auf dritten Märkten auftreten, der centrali— 
fierte Wabrifbetrieb einen Vorſtoß gegen das Iofale Handwerk vornehmen. 
Damit wuchs der Paragraph der BVerfaffung zu ungeahnter Bedeutung, 
welcher dem Kongreß die Regelung des Handels zwiſchen den einzelnen 
Staaten anheimgiebt. 

Wie der Amerikaner in feinen Unternefmungen ein geborener En— 
thufiaft ift, jah er zunächſt nur die günftige Seite der Sache, die ge— 
fteigerte Abfagmöglichkeit und damit die Chancen für eine ungeheuer ge— 
fteigerte Produktion auf der Bafis der neuen techniſchen Hilfgmittel und für 
Riefengewinn. Mit jenem Eifer, mit welchem er an alles herangeht, be= 
gründete er, wo immer die Bedingungen einigermaßen günftig jchienen, groß: 
induftrielle Unternefmungen. Die Raturfräfte waren in ungemefjener Fülle 
vorhanden, Arbeit und Kapital zwar teuer, aber ftets Leicht erhältlich, 
oder wo jene fehlte, wußte diefes technijche Verbefferungen zu beichaffen, 
die fie entbehrlich machten. Die Nähe der Eifenbahnen mußte ja ein großes 
Abſatzfeld gewährleiften, das bei der ftetig zunehmenden Bevölkerung nur 
noch vergrößert werden fonnte. Auf das, was der Nachbar that, jah man 
nicht. Durch das ganze Land Hin ift jene Neigung zu generalifieren vers 
breitet, allgemeine Schlüffe zu ziehen, welche Ratzel! jo geiltvoll mit den 
Naturverhältniffen des Landes in Verbindung bringt, die andererſeits aber 
auch ein natürliches Gegengewicht zu der beſonders entwidelten jpecialiftijchen 
Arbeitzart des Einzelnen und feiner Fähigkeit, fich an die gegebenen Ver— 


1Ratzel: Die Vereinigten Staaten von Nordamerifa. Bd. II, 2. Auflage. 
München 1893. 
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hältnifje aufs engjte anzupaffen, bildet. Aus allgemeinen Anjchauungen Heraus 
ſchloß man, das wahre Volkswohl Hänge von einer fortwährenden Steigerung 
der Produktion, einer Ausnügung aller durch die Natur gegebenen Hilfs- 
fräite big an die Grenze der technifchen Möglichkeit Hinan ab. In freier 
Konkurrenz möglichjt gefteigerter Arbeit mußte man der Gejamtheit und 
fich jelbft am nüßlichjten werden: „Ye mehr wir produzieren, deſto billiger 
fönnen wir die Ware liefern, deito größer wird die Konfumtion; je mehr 
fonjumiert wird, deſto mehr Arbeiter können wir beichäftigen, dejto höher 
werden die Löhne werden und damit wieder die Konſumtionskraft des 
Volkes, die Gelegenheit für fernere Erweiterung der Produktion gefteigert“. 

Merkwürdiger Weife ſtimmte dies in Wirklichkeit num nicht ganz. Der 
Produzent, der feine Produktion und feine Abſatzgebiete auszudehnen fuchte, 
fand Häufig nicht allein das Feld bereits von Konkurrenten beſetzt, ſondern 
mußte wahrnehmen, wie diefe in fein eigenes Intereſſengebiet eindrangen, 
und wollte er nicht unterliegen, mußte er fich zu gleichem Vorgehen in 
ihre Kreife hinein entſchließen. Jähe Preigrüdgänge und -ſchwankungen 
waren die Folge. Zuerjt traten im Eifenbahnmwejen durch die freie Kon— 
furrenz erjchredende Mißſtände hervor, die viele, viele Millionen von 
Merten zerftörten und zahllofe unbeteiligte Exiſtenzen wehrlos vernichteten. 
Die Eifenbahnfämpfe und =frifen find bis in die Gegenwart hinein oft 
Urſache der Erjchütterung des ganzen Gejchäftsleben? der DBereinigten 
Staaten geblieben. 

Auf indujtriellem Gebiete hörte man gegen Ende der 60er, Anfang 
der 70er Jahre bereit? von Überproduftion, notleidender Induftrie, u. dgl. m. 
reden, Thatſachen, die jo lange bejtritten wurden, bis fie in der jchweren 
Kriſis 1873—1875 ihren markanten Ausdrud fanden. Bon diefem Zeit: 
punkte an kommt die Wirtfchaftslage in eine merfwürdige Bewegung. Dan 
ichreitet zwar immer fort, doch werden die Klagen, die Krijen andauernd 
heftiger, 1878, 1884, 1890 find die Eritifchen Maxima, die 1893 durch die 
ſchlimmſte Zeit, welche man bisher gejehen hat, weit zurücgelafjen werden. 
Auch diefe wird überwunden werben, jedoch unzweifelhaft nur, um nad) 
furzer Zeit des Aufſchwungs wiederum don einer neuen Grfchütterung 
gefolgt zu werben. 

Die öffentliche Meinung, in Zeiten der Projperität ſtets geneigt, darauf 
hinzuweifen, wie weit man Europa gegenüber im Vorteil fei, weil die dort 
herrjchenden Beichränfungen und Beengungen des Einzelnen durch die 
Staatsgewalt u. j. w. hier unbekannt jeien, befand fi) der Sachlage 
ratlos gegenüber. Man tröjtete fich damit, daß, wie die Erfahrung Lehrte, 
ein Sturm allmählich; austobt und dann zwar einige Opfer zurücbleiben, 
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aber befjere Zeiten folgen, in denen die überreich vorhandenen Hilfskräfte 
auch den Gefallenen wieder aufzuftehen gejtatten. An ein Eingreifen dachte 
man nicht, weil man nur in dem freien Spiel der Kräfte das richtige 
Heilmittel zu juchen gewohnt war. Auch waren die Machtmittel nirgends 
vorhanden, welche eine allgemeine Regelung durch äußere Einwirkung ge= 
ftattet oder ermöglicht hätten. 

Doch Hatte die Praxis bereits begonnen, jtillfchweigend und auf eigene 
Fauſt Selbithilfe zu üben. Hier und dort entjtanden Organifationen zur 
Regelung und Beauffichtigung bejtimmter Zweige des Verkehrslebens. Im 
Gegenſatz zu denjenigen, die meinten, jeder könne für fich jelbjt allein am 
beiten fahren, jtellten fie das Princip der Einigkeit auf, die ſtark macht, 
eine Gruppierung von Intereſſen um Mittelpunfte der Gemeinjamkeit durch- 
zuführen. 

Das ganz jtrikte Princip der Thätigkeit des Einzelnen war ſchon jeit 
langem durch die Aftiengefellfchaften, Affociationen, Korporationen u. f. w. 
zur Erfüllung gewifjer wirtjchaftlicher Zwede durchlöchert. Die Vereinigten 
Staaten leben auf dem Boden des englifchen Rechts, don deſſen Weiter: 
entwicklung fie auch nach ihrer ftaatlichen Loslöſung fich keineswegs getrennt 
haben. Es würde zu weit führen, auf die Kämpfe einzugehen, welche, wie 
in alter Zeit in England, jo an einzelnen Stellen der Vereinigten Staaten 
gegen die Korporationen ala wirtichaftsthätige Perjönlichkeiten geführt find. 
Noch Heute tritt in der Geſetzgebung gewifjer Südjtaaten eine erhebliche 
Abneigung gegen forporative Organifationen zu Tage. Doch hatte der 
angelſächſiſche Geift eine intenfive Abneigung gegen folche „der Bedeutung 
der einzelnen Perjönlichkeiten entgegentretende Faktoren“, jo war er doch 
zu praktiſch, um nicht der überwiegenden Zwedmäßigleit Rechnung zu 
tragen. Die forporative Gejchäftsführung gelangt in den DBereinigten 
Staaten jchneller zu einer größeren Blüte und Ausdehnung, als irgendivo, 
Der forporative Gedanke leitet aladann zu weiteren Schlüffen. Wie man 
durch Bereinigung zu Mktiengejellichaiten über den Fähigkeitskreis des 
Einzelnen hinaus arbeiten kann, jo wendet man den Afjociationsgedanfen 
auf ganze Geſchäftszweige an. Gruppen von Mitbewerbern in den betreffenden 
Zweigen thun fich in Verſuchen zufammen, gewiffe Aufgaben ihres Berufs 
gemeinfam zu löſen, bejtimmten Schwierigkeiten gemeinfam entgegenzutreten. 
Die Not bringt die Menjchen am fchnellften zufammen; aus ihr gehen die 
eriten Vereinigungen hervor. Bereit? dor dem Rebellionskriege find Ver— 
bände vorhanden, wie die 1860 gegründete Brewers' National Convention 
mit dem Zweck, bei den Fragen der drohenden Temperenzgejeßgebung das 
Intereſſe der Brauer wahrzunehmen u. dgl. m. 
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Eine folche Vertretung allgemeinen Charakters konnte aber auf die 
Dauer die drohenden Fragen des Konkurrenzkampfes nicht erledigen. Hierzu 
bieten erſt engere Vereinigungen, wie etwa im Pool, das Mittel. In diefen 
hat man feſte Abmachungen untereinander und nach außen Hin gegen bie 
Wirkungen der zu engen Konkurrenz. Der Pool hat fich nun gelegentlich 
gut bewährt; indes erwies er fich nicht immer als hinreichend zur Durch- 
führung deffen, was man mit ihm zu erreichen hoffte. Er Ließ die technifche 
Seite der Produktion unberührt und ihm fehlte die rechtliche Grundlage. 
Wenn 8 in einem Gejchäftszweige jchlecht ging, waren die Beteiligten 
meift rafch bei der Hand, fich zu vereinigen und allen möglichen Be— 
dingungen zu unterwerfen. Doch haben fie, — eine Erfahrung, die man 
in noch weit ftärferem Grade, als in Europa machte — fi an die Ab: 
machungen jpäterhin oft nicht viel gekehrt, wenn durch deren Hintanfegung 
ein zeitweiliger wirtjchaftlicher Vorteil erzielt werden konnte; hatte man 
heute einen Kontralt gemacht, nicht mehr als ein gewiſſes Quantum zu 
produzieren, jo nahm man nicht3deftoweniger morgen einen weitaus größeren 
Auftrag an, wenn man ihn befommen konnte, ohne den Genofjen ihren 
verabredeten Anteil daran zu gewähren. Diefen aber war der Weg zu 
einer gejeglichen Geltendmachung don Anjprüchen abgejchloffen; denn die 
Gerichte erklärten folche Pools für ungefeglich, weil eine Einſchränkung ber 
Handelsfreiheit, und alle mit ihr in Verbindung ftehenden Rechtäftreitig- 
feiten für unausfechtbar. Das nimmt dem Pool die durchgreifende Wirk: 
ſamkeit; fein Leben hing nunmehr von dem Gutdünken der Einzelnen ab. 
Was dem Pool vor allem fehlte, die dauernde Intereſſenidentität aller 
Produzenten, verfuchte man herzuftellen, indem man zunächſt die Unter 
nehmer im „Zruft” vereinigte; und al® auch dieſer gejeglich angegriffen 
wurde, Hat man neuerdings den lebten Schritt gethan und die Unterneh: 
mungen jelbft in der Unternehmung der Unternehmungen in 
einen organischen Zufammenhang gebracht. 


D. Die rechtlichen und politiihen Grundlagen, 


Vor einem Gingehen auf Ginzelnheiten haben wir kurz die recht: 
lichen Verhältniffe zu beleuchten, auf denen biejelben beruhen und durch 
die fie in ihren Formen wejentlich bedingt find. 

In den Vereinigten Staaten ift das englifche Recht, wie e8 vor der 
Lostrennung dom Mutterlande galt, in complexu recipiert; hinterher ift es 
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durch die Bundesverfaffung und diejenige der Einzeljtaaten, ſowie durch 
zahlreiche Specialgejege ftatutarifch ergänzt worden. Die Wirkung jpäterer 
engliicher Statuten Hört auf, während es bisweilen ftreitig ift, inwieweit die 
feitdem in England gefällten Entjcheidungen als Präcebenz maßgebend find. Für 
den und vorliegenden Tall aus dem Handelsrecht Hat die centrale Re— 
gierung lediglich foweit Jurisdiktion, als ihr verfafjungsmäßig die Fragen 
des Handels zwijchen den einzelnen Staaten und mit Auswärtigen unter- 
ftehen, fonft gehört jenes zur Gerechtfame der einzelnen Staaten!. 

Das alte englifche? gemeine Recht hatte urfprünglich mit vollftändig 
anderen Wirtfchaftsbedingungen zu rechnen. Man jah die Gefahren, welche 
auf dem lokalen Markt mit feinem bejchränkten Handel zur Zeit der be- 
ſchränkten Transportationsmöglichkeit durch die „Vorkäufer“ drohten, welche 
„die Ware in die Hände banden“ und „die Preife erhöhten“. Das gemeine 
Recht verbietet deshalb, den gewöhnlichen Preis der Waren heraufzutreiben, 
doch bezieht fich das nur auf notwendige Vebensbedürfniffe®. Durch ein 
Statut Eduard VI.* aber wurden „forstalling“, „enhaneing* und „en- 
grossing* und alle Bemühungen, die eine Erhöhung der Preife bezweckten, 
wie „irgend welche Mitteilungen durch) Wort, Brief oder Botjchaft oder 
an irgend eine Perjönlichkeit zum Zwecke der Preißerhöhung“ für eine 
friminell ftrafbare Handlung erklärt. Weitere Statute Georgs I. und 


’ Näheres über die rechtliche Organifation in ben Vereinigten Staaten fiehe 
bei Bryce: “The American Commonwealth”. London 1889; fpeciell Kap. 23, 
24, 42 u. ſ. w. 

2 Dergl. zum folgenden u. a. W. W. Cook: “Treatise on Stock, Stock- 
holders and General Corporation Law“ a. a. O. (Der Berf. ift Herrn Cook zu 
bejonderem Dant verpflichtet für die Mitteilung der im Drud befindlichen neuen 
(dritten) Auflage dieſes Werkes mit ihren zahlreichen Erweiterungen und Berbeife- 
rungen); Derj.: “Trusts”; Derf.: “The Corporation Problem”; Derf.: “Corp. 
Laws of the States”. New-Yorf 1891. Charles F. Beach jr.: “Commen- 
taries on the Law of Private Corporations”. 3b. I; Lewis: “American Rail- 
road and Corporation Reporter”. ®d. Iu. II. Perry: “On Trusts”. Austin 
Abbott: “Condition of the Law as to Combination”. N. Heinzheimer: 
“The Legal Status of Trusts”. James C. Carter: “Legality of Trusts”. 
Charles H. Adams: “The Trust and the Civil Code”. Theodore W. 
Dwigth: “Legality of Trusts”. D. M. Mickey: “Trusts”. 8.C. T. Dodd: 
“The present legal Status of Trusts”. Spelling: *A Treatise on Trusts 
and Monopolies”, ſowie die in ben einzelnen Schriften angegebenen Quellen und die 
im “Railway and Corporation Law Journal”, New:Yorf, 20. März 1890, an⸗ 
gegebenen Litteraturnachweije I, VIL, VIIL, X, XII von W. H. Winters. 

3 Siehe Bead a. a. D. ©. 105. 

5 u. 6. Eduard VI. e. 14. 

Schriften LX. — Kartelle. II. 8 
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Georgs III! u. a. m. wandten ſich gegen Verbindungen und Aſſociationen 
aller Art zur Ausführung von Handelögeichäften, vor allem die bekannte 
Bubble-Atte, während das Statut Eduards VI. bereit unter Georg I. 1772 
als nicht mehr zeitgemäß aufgehoben wurde’. Zur Zeit diefer Statuten 
beitanden, wie Dodd hervorhebt, nichtsdeſtoweniger ungeheure Kompanien, 
doh waren fie durch königliche oder parlamentarische Privilegien geſchützt 
und bildeten thatfächlide Monopole; wie denn behauptet wurde, bie 
Bubble - Akte ſei im Grunde eine Schugmauer für begünftigte königliche 
Monopolunternehmungen gegen unabhängige Vereinigungen geweſen. 

Daß die Bedingungen de Marktes und des Weltverkehrs fich ge: 
ändert Hatten, erfannte Adam Smith, indem er die alten Beitimmungen 
über forstalling, regrating ete. mit der Anfchuldigung der Hererei ver— 
gleicht, die jchon längſt gejeßlich befeitigt war. In England wurde in der 
Folge durch zahlreiche Entjcheidungen, darunter zwei definitive Präcedenzen 
des höchiten Gerichtshofs, den alten Rechtszuftänden ein Ende gemacht 
und im Jahre 1845 hob das Parlament die älteren Handelsbeſchränkungen 
insgeſamt gejeglich auf. „Der Strom der modernen Geſetzgebung“, Heißt 
es in einer jener maßgebenden Entjcheidungen?, „bewegt fich entjchieden zu 
Gunjten der Zuläfjigkeit größerer Vereinigungen von Perfonen, die in 
einem Handelszweig intereffiert find. Im vorliegenden Falle kann daher 
die Vereinigung nicht für ungültig erklärt werden, da dies im Widerſpruch 
mit dem Geijt des Geſetzes jtehen würde.” — 

In den DVereinigten Staaten bat eine jolche Regelung nicht jtatt- 
gefunden und noch Heute find Kaufleute, die Gejchäfte in jehr großem 
Umfang betreiben, nicht ficher, ob fie hiermit nicht Gefeßwidrigfeiten be= 
gehen. Nur in der Richtung des Korporationsrecht? hat man der Zeit 
Rechnung getragen. Die meijten Staaten haben die Gewährung ftaatlicher, 
ausjchließlicher Privilegien verjaffungsmäßig verboten, dagegen über die Ein- 
rihtung von Geſellſchaften generelle Sondergefeße erlafjen. Hier können 
drei oder mehr Perfonen fiir jedes gejeßlich erlaubte Gefchäft ſich zuſammen— 
thun und forporative Rechte erwerben; fie find weder der Zahl, noch dem 
Kapital nach beſchränkt. Im übrigen behaupten einige Rechtzfchriftiteller *, 
gälte das englifche gemeine Recht auch in den Zeilen, die im Mutterlande 
aufgehoben find, umerjchüttert, und alle Handlungen gegen die freie Kon- 


! Bejonder3 6 Geo. I. ec. 13—28. 

® 12, @eo. I. c. 71. 

3 Mogul S. S. Co. vs. Me. Gregon. 

+ 3.82. Bishop: “On Criminal Law”, Section 527. 
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furrenz zur Einjchränkung des Handels, Verſuche, die Produktion zu bes 
grenzen oder die Preiſe zu erhöhen, jeien nach wie vor ungeſetzlich und 
unter Umftänden ftrafbar. Die Gerichtshöfe, namentlich die unteren, haben 
ich dem Häufig genug angejchloffen!. Die Entjcheidungen lafjen fich in 
verfchiedene Gruppen zerlegen: 

1. Es find Vereinbarungen getroffen worden, die nicht gehalten find; 
dann verweigert der Gerichtshof der Partei, die fich gejchädigt fühlt, den 
Schuß; mag es der Fall fein, daß ein einzelnes Glied gegen die Vereini— 
gung, oder die Vereinigung gegen ein einzelnes Mitglied geklagt hat. Es 
wird erklärt, Abmachungen der betreffenden Art feien ungeſetzlich; aus un- 
gejeglichen Abmachungen können fich feine Rechtskonſequenzen ergeben, „der 
Gerichtshof läßt die Parteien, wo fie find“ ?, 

2. Dasjelbe gilt, wenn e8 fi) darum Handelt, vorgenommene Rechts- 
handlungen wieder rückgängig zu machen ®. 

3. Nicht in der Vereinigung befindliche Perjönlichkeiten fühlen fich 
durch fie benachteiligt und werden gegen fie flagbar ; jene werden dann vom 
Gerichtshof für ungeſetzlich erklärt und gelegentlich unter Strafandrohung 
zur Auflöfung aufgefordert, ohne daß bisher praktiſch nach diefer Richtung 
viel gefolgt wäre *. 

4. Ein etwas jpäter in markanteren Beifpielen vorgefommener Fall: 
Eine Vereinigung ift vorhanden. Der öffentliche Ankläger wird auf fie auf: 
merkſam gemacht und veranlaßt, im Namen des Volkes klagbar gegen fie 
oder einzelne Glieder vorzugehen. (S. weiter unten den Fall der North 
River Sugar Refining Co.) 

Das Grundelement in allen Entjcheidungen bildet die Anfchauung, 
daß die Vereinigungen gegen das öffentliche Intereffe (against publie po- 
liey) feien. Die neueren GEntjcheidungen haben fich in der Regel gehütet, 
auf die principielle Seite der Sache einzugehen, vielmehr und unter Reſer— 


ı Vergl. bie bei Cook in der 3. Aufl. a. a. DO. Kap. 29 ©. 642—651 an- 
geführten Nechtsfälle und das neueſte Material in S pelling. 

2 Siehe die zahlreichen Beifpiele verjchiedener Art bei Cook a. a. D. 

3 So hatte in einer Bereinigung zur Regulierung bes Salzhandels in Michigan 
eine Partei Salz an die Vereinigung geliefert, ohne die hierfür zuftehende Bezahlung 
erhalten zu Haben. Sie wollte das Salz zurüd oder Bezahlung haben, — der Ge: 
richt3hof verweigerte ihr den Schub. 

+ 3.8. beitimmte Holzmühlen in Californien hatten mit allen großen Holzprobu: 
zenten der Gegend Kontrafte auf alleinige Lieferung abgeichlofjen; nicht in dieſen Ab— 
machungen befindliche Konkurrenten werden klagbar und erzielen ein entiprechendes 
Ürteil. 

8* 
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vation in Bezug auf das Princip fich an formale Kriterien gehalten. Alles 
in allem bat fi um das Jahr 1887 die Rechtsanfchauung im Lande in 
zwei Parteien gejpalten. Die formalen Yuriften jagen!, daß außer den 
Vereinigungen von Kaufleuten zu offenen Handelsgeſellſchaften alle Bereini- 
gungen zur Regelung des Handels verboten find?. Alle Handeltreibenden 
Parteien unterliegen dem gemeinen Recht, die Aktiengejellichaften genießen 
eine Ausnahmeftellung infolge des jpeciellen Altienrechts. Nur auf Grund 
der jtaatlich gewährten „Charter“, durch welche von den Aftieninhabern 
die Verantwortlichkeit für mehr als das gezeichnete Kapital genommen und 
der neuen Bereinigung der Charakter einer rechtlichen Einzelperjon bei- 
gelegt wird, find fie Perjönlichkeiten geworden®, Unter feinen Umftänden 
können fie anders, als innerhalb des ihnen vom Aktienrecht gewährten Spiel- 
raums, handeln. Niemand aber ift in der Lage, fich in weitergehende Unter: 
nehmungen zur Regelung von Handel und Verkehr einzulaffen, da dies den 
gemeinrechtlichen Grundfäßen widerjpricht, die Anbahnung eines Monopola 
bedeutet *. 

Auf der anderen Seite bat man fich in einer Reihe von aus den Be- 
dürfniffen des Wirtſchaftslebens herausgewachjenen Vereinigungen und Or— 
ganifationen feit langem zujammengethan und behauptet, dieje feien voll: 
fommen gejeßlih. Der Borwurf, daß fie Monopole erftreben, treffe fie 
nicht; ein Monopol fei ein ftaatlich gewährleiftetes, ausſchließliches Necht 
zur Geichäitsführung in einem bejtimmten Zweige, wovon bei ihnen nicht 
die Rede fein könne. ine Kontrolle des Marktes, eine Reftriktion des 
Handels beabfichtigten fie nicht, eine jolche jei unter den heutigen Verhält— 
niffen gar nicht möglich. Ihre Vereinigung hätte eine andere wirtjchaftliche 
Beltimmung, die mit Preiserhöhungen, Abſatzbeſchränkungen u. dergl. nichts 
zu thun hätte; fie fei eine naturgemäße Yortjegung älterer Rechtsgebilde. 
Nur die Anpaffung an den Verkehr und feine Bedürfniffe, Erzielung der 
höchſten volfswirtjchaftlichen Leitung mit dem geringjten SKraftaufwand fei 
ihr Zweck. 


1 Dergl. Spelling a. a. D. Rap. 1. 

2 Unter gewifjen Umftänden und in gewiflen Staaten, wo dies nicht ausbrüd- 
Lich verboten ift, find auch Unincorporated Joint-Stock Associations geftattet. 

3 Einzelne Entjcheidungen, allerdings nicht hervorragender Richter, bezeichnen die 
juriftiiche Perfon als überhaupt nur eine Fiktion und von rechtlich faum in Betracht 
‚zu ziehenber Bedeutung. 

+ Bebtere Bemerkung ift von biefer Seite um jo auffälliger, als fie in ſtriktem 
Gegenſatz zu der im übrigen geäußerten formalen Tendenz und mit dem Wortlaut 
des Begriff? Monopol in direftem Widerfpruche fteht. Vergl. die Auseinanderjeung 
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Daß man fih in den Vereinigten Staaten zu den betreffenden 
Fragen rechtlich anders verhielt und anders verhalten zu müſſen glaubte, 
wie in England, hat einen tiefliegenden jtaatsrechtlichen, ſtaatspolitiſchen 
und jocialen Grund. Die Anfchauung von der Gleichheit aller Bürger lieh 
es ala Idealforderung erjcheinen, daß auch die wirtfchaftlichen Verhältniſſe 
für jedermann gleich jeien, und da das nicht möglich war, doch wenigjtens 
die wirtjchaftlichen Rechte. Unter feinen Umftänden wollte man Klaſſen— 
und Antereffengruppen großziehen. Deswegen war man theoretiich gegen 
alle Intereffendereinigungen eingenommen. 

Eine Scheidung der Gemüter, welche fich allmählich vollzogen hat, Hat 
bis zu einem gewiſſen Grad einen politifchen Charakter angenommen. Als 
man von den geheimnisvollen Kombinationen und Truſts hörte, waren die 
Entrüftungsjchreie allgemein, allgemein die Berurteilung der Ausbeuter. 
Niemand wagte zunächit, die Angegriffenen offen zu verteidigen. Der Vor— 
wurf, Kombinationen zu begünjtigen, war eine der jchweren Angriffswaffen 
in politiichen Wahlfämpfen. Immerhin waren in der Bewegung nicht alle 
Seiten gleich aufrichtig in ihrer Entrüftung. Die Grundtendenz der Republi- 
faner iſt centraliftifcheorganifatorifch , die der Demokraten decentralifierend- 
atomiftiich. So jtehen bei der Betrachtung der Trage, ob die Vereinigung er= 
(aubt oder verboten ift, im allgemeinen auf republifanifcher Seite mehr 
Freunde, auf demofratifcher mehr Gegner derjelben. Beide Parteien jtimmen 
darin überein, daß eine monopoliftifche Ausbeutung des Volkes durch ein- 
zelne Gruppen der Produzenten ungefeglich jeil. Eine folche würde dem 
Charakter einer demokratischen Republit widerjprechen. Während aber die 
Demokraten an den alten manchefterlichen Grundjähen des freien Waltens 
der Kräfte unentwegt fefthalten, fcheinen die Republifaner fich mehr in dag 
moderne, fociale Fahrwaſſer zu begeben und eine gejellfchaftlich "geregelte 
Produktion als das Wünſchenswerte anzujehen. Es mag eingefchaltet wer— 
den, daß diefe Frage nur eine don vielen ift, daher, die politifchen Verhält- 
niffe im vorigen Jahrzehnt noch nicht derartig beeinflußt hat, wie wohl in 
Zukunft gefchehen wird. Die Republifaner fehen in ihren Reihen nahezu 
die ganze Induſtrie, den Großhandel und einen Zeil der nördlichen Land» 
wirtjchaft vereinigt, während fich die Demokraten auf den Südeh und auf 
einzelne mittlere Schichten Kleiner Grijtenzen ftüßen. Die Stellung der 
Arbeiter, welche beiden Parteien angehören, wird an anderer Gtelle er— 


zwiichen John Scott und Roger A. Pryor in ber Senatsenquete von New: York 
1888 a. a. D. 

1 Vergl. Hierzu die Außerung des Senator? Sherman zur Tariffrage: wo 
Truſts in Induftrien beftänden, jei er für Aufhebung des Schutzzolls. 
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örtert. Hier ſei nur angedeutet, daß fich die organifierten Zeile derjelben, 
die Knights of Labor und die American Tyederation of Labor, einer Orga— 
nilation der Produftionsverhältniffe gegenüber zuftimmend verhalten; wie 
denn die Demokraten dasſelbe Argument gegen die Organifation des Kapi— 
tal8 wie gegen diejenige der Arbeit haben und gelegentlich behaupten, daß 
jene nichts feien, ala eine natürliche Reaktion gegen dieje, aus ihr herbor- 
gegangen und durch fie notwendig gemacht. 

Die Hauptgefahr, die man auf allen Seiten zugab, berubte in der 
loſen Form des Regierungsiyftens gegenüber einem Überwuchern reicher, 
mächtiger, centralifierter Organifationen. Waren folche zu Reichtum umd 
Macht gelangt, jo konnten fie leicht einen unerwünjchten Einfluß gewinnen, 
da die ftaatlichen Gegenmittel vor der Hand nicht vorhanden waren, und 
jene unfontrolliert beliebig jchalten und walten konnten. Im Eijfenbahn- 
wejen hatte es hierfür an warnenden Beifpielen nicht gefehlt. 


E. Die Eifenbahnen und das Interitate-Kommterce- 
Law; die Truftunterfuhung von 1888 und ihre Folgen. 


I. Der erjte, entjcheidende Schritt auf dem Wege zu einer neuen 
Wirtihaftspolitif gejchah mit der Aufnahme der Verhandlungen über die 
Interſtate-Commerce-Acte im Kongreß. Wir haben den Ausbau de Eifen- 
bahnnetzes bis in die 80er Jahre Hinein im Mittelpunkt allen wirtjchaft- 
lichen Interefjes gefunden. Über 8 Milliarden Dollar waren bereits im 
Eiſenbahnweſen direkt inveftiert, an 120 000 englifche Meilen mit Schienen: 
wegen bededt!. Nach und nach waren jedoch neben den Lichtjeiten der bis— 
herigen Eijenbahnpolitit auch Schattenfeiten zu Tage getreten. 

Jedermann konnte jajt überall in den Vereinigten Staaten beliebig 
eine Eifenbahn bauen, ohne dazu anderer Ermächtigung al einer unter ges 
willen Boraugfegungen jedermann zu gewährenden Charter zu benötigen. 
Die Städte und Staaten wetteiferten in Begünftigungen und Grleichte- 
rungen aller Art. Auf diefe Weife waren Hunderte von jelbjtändigen Kom— 
panien entjtanden. Die Art und Weife, wie aber finanziert wurde, hatte 





I Bergl. hierzu u. a. Hadley: “Railway Transportation, its history and 
its laws”; Stickney: “The Railway Problem”; das erwähnte Buch von 
van ber ey en; “The Corporation Problem” von Cook, ferner die jährlichen, 
ausgezeichneten Überfichten in “Poor’s Manual” und bie Berichte der Interſtate— 
Commerce-Sommilfion 1887—1893, fowie deren “Statistics of Railways in the 
U. 5.” 1888—1892. 
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fih in gewiſſer Hinficht nicht günftig bewährt. Erſchreckend zahlreiche 
Bankerotte von Eifenbahngejellichaiten waren feit langem die Folge eines 
Syſtems ungefunder Kapitalifierung geworden, das ambererjeit3 in allge- 
meinen wirtjchaftlichen Berhältniffen feine Rechtfertigung ſuchte. Kurz ge= 
jagt, beftanden, wie bei jehr vielen Unternehmungen in Amerika, die Aktien, 
der „stock“ der Eifenbahn, nicht in voll eingezahltem Kapital, fondern die 
Gijenbahn wurde mit Obligationen, „bonds“, gebaut, während der Stod 
häufig ala Gründeranteile, Remumerationen an Freunde des Unternehmens, 
Prämien für die Bondzeichner 2c. quafi verſchenkt wurde. So repräſentierte er oit 
feinen realen Wert, war „Waſſer“; und bisweilen wurden felbjt nicht ein— 
mal alle Bonds im Intereſſe der Eifenbahngejellichaft verwertet; ihr Erlös 
floß zum Zeil den Gründern oder einflußreichen Perſönlichkeiten der Ver— 
waltung zu. Das Gleiche gilt für die den Eifenbahnen von Staat und 
Kommunen gemachten Lande und Kapitalfchenfungen. Der Gejamtlompler 
der nominellen Kapitalifierung übertraf dann den thatfächlichen Wert um 
Hunderte von Prozenten. 

Der Bericht der Anterjtate-Commerce-Commiffion giebt für 1888 die 
Stod3 auf $ 3 864 000 000.—, die Bonds auf $ 3 869 000 000.— an, 
ein für europäifche Begriffe außerordentlich ungefund erfcheinendes DVerhält- 
nis. In Amerifa wird es wirtjchaftlich in feinen Urfachen zum Zeil er: 
klärt, weil feine Kapitalien für Zeichnungen von Stod in folchen Unterneh- 
mungen zufammenzubringen find, wohl aber, wenn der Zeichner neben 
einem fejt und hoch verzinslichen Bond eine Quantität Stod ala Prämie 
erhält, da dies einen außerordentlichen Spefulationsgewinn neben einiger- 
maßen ficherer Anlage in Ausficht ftelt. Die Überfapitalifierung der 
Eijenbahnen, mit der ungejunden Höhe der fundierten Berbindlichkeiten, 
führten zu dem Erfahrungsſatz, ein Eifenbahnunternehmen komme erſt nach 
dem zweiten Konkurs in betriebsfähigen Zuftand, nachdem ungefähr alles 
erite Grundkapital und ein Prozentſatz der Bonds, die alabald meift in Vor— 
zugsaktien umgewandelt wurden, verloren gegangen, während neue bevorzugte 
Bond» und Hhpothefenfchulden aufgenommen wurden. Auch Hierfür erijtiert 
noch ein tieferliegender wirtjchaftlicher Grund; jede Eifenbahn muß zwei- oder 
dreimal umgebaut werden, ehe fie dauernd leiſtungsfähig it. — Außen- 
jtehende haben es infolge diejer Verhältniffe feit langer Zeit aufgegeben, ſich 
an folchen Eifenbahngründungen zu beteiligen, e8 fei denn aus jpefulativen 
Zweden, oder weil für ihr Gejchäft durch den Bau) einer Eiſenbahn in 
bejtimmter Gegend ein überwiegender Vorteil zu erwarten ftand. 

Sobald nun jedoch jolch ein Unternehmen Eonfolidiert und in blühenden 
Zuftande war, zeigten fich die Wirkungen der Freiheit des Eifenbahnbaues ; 
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Konkurrenz tauchte auf, und wo fich vorher einer gut ernährt Hatte, galt es 
bald, für zwei Brot zu finden. Statt einen Beleg für das Princip der 
Heilfamkeit aller Konkurrenz zu bilden, erzeugte das jurchtbare Kämpfe, 
die den Vorteil der durch die Konkurrenz Herbeigeführten Erniedrigung der 
Frachtraten für das Gemeinwefen vielfach aufwogen. Sie füllten die 70er 
Sabre aus, um ihre Höhe im Beginn der 80er Jahre zu erreichen und das 
ganze Gemeinweſen in Mitleidenfchaft zu ziehen. 

Man hatte im Eifenbahnwefen fchon früh gejehen, daß individueller 
Kleinbetrieb nicht günftig fei; vielmehr gejtalteten fich die Refultate um jo 
befler, je größer das Unternehmen, je centralifierter die Verwaltung wurde, 
je umfangreicher das Neb der Intereſſen, je weiter es feine Sphäre aus— 
dehnen und durch feine mächtigen Hilfäfräfte verwandte Zwecke fördern 
fonnte. Trotzdem die Gejeßgebung dagegen war und in einzelnen Stäaten 
die Vereinigung don Eifenbahnen unter gemeinfamer Verwaltung ıc. an— 
fangs erjchwerte oder verbot, entwidelten fich die großen Syſteme in 
Kämpfen und Kriegen, unter großen Opfern an Geld und Wohlſtand un— 
abläjfig weiter. Über die Mittel, mit denen folche Vereinigungen zeitweilig 
gefördert wurden, zu jprechen, it Hier nicht der Pla; die verjchiedenen 
Eifenbahnenqueten, jowie die angeführten Autoren jtellen die Operationen 
in ihren guten wie jchlimmen Seiten deutlich dar!, Entſprechend den 
MWiderjtänden waren die Mittel gewaltfam und gelegentlich nicht ehrenhait, 
und wie das unerbittliche Schidjal, jo vernichtete der Große den Kleinen, 
um den notwendigen ökonomiſchen Zwed zu erfüllen. War dann aber end= 
ih mühſam die centrale Organifation eines Gebietes gelungen, dann tauch— 
ten wohl plößlich wieder, wie vorher im Kleinen, neue große Konkurrenten 
auf, mit denen man abermals abzurechnen Hatte. Dem großen Eifenbahne 
interejje, das fich nach zahlreichen VBerfchmelzungen von New Port big Chi- 
cago erjtredte, dem ſogenannten Banderbilt-Syitem 3. B., ftellte fich Anfang 
der 80er Jahre eine andere Gruppe entgegen, die in der Nähe ungefähr 
parallel eine Konkurrenzbahn baute, von vornherein nicht jo ſehr in ber 
Abficht, wirklich zu konkurrieren, als Banderbilt zum Ankauf der Bahn 
zu vorteilhaften Preis zu nötigen. Ähnliche Vorgänge hatten fich mehr 
oder weniger erfolgreich an anderen Stellen des Landes abgejpielt. Zuerjt fanden 
jene bei Cornelius VBanderbilt Entgegenfommen, und er übernahm anſtandslos 
die Weit-Shore-Linie von Chicago bis Buffalo zu gutem Preife. Als man 
jedoch durch diejen Erfolg, eine Einnahme von etwa $ 10 000 000, fühn ge 
macht, den zweiten Teil von Buffalo bis New-York gleichfalls fertigſtellte, da 


! Eiehe au Bonham: “Railway Secrecy and Trusts”. 
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entjchloß fich jener, um für alle Zeiten folchen Verſuchen ein Ende zu 
machen, zum Kampf. Gin Zariffrieg entjtand mit jabelhaften Opfern für 
beide Bahnen. Schließlich war die neuerbaute ruiniert und mußte fich die 
Bedingungen der Übergabe von des Gegners Willkür vorfchreiben Laffen. 
Die Wirkungen der Kraftprobe blieben nicht auf die Beteiligten bejchräntt ; 
der ganze Dften wurde jo jchwer in Mitleidenschaft gezogen, daß Hierin 
einer der Hauptgründe der Krifis von 1884 liegt. 

Dieje lenkte die öffentliche Aufmerkfamkeit nun beſonders auf die Eifen- 
bafnverhältniffe und ihre Schäden hin. Die Beteiligten hatten ſchon längjt 
unter Berufung auf das Stephenſonſche Wort: „Wo Vereinigung möglich 
it, ift Konkurrenz unmöglich" — eine Abhilfe gefucht, und Hierzu neben 
den Konfolidationen Pools gejchloffen, nach denen fie den Verkehr und 
den Gewinn im Frachtverkehr mit gleichen Plätzen zwifchen konkurrierenden 
Linien nach bejtimmten Berhältnifjen verteilen wollten. Aber, wie ein 
Gifenbahnfachmann jagte, diefe Pools waren mit mehr und bedeutungs- 
volleren mentalen Rejervationen, als gejchriebenen Abmachungen gefchlofjen. 
„Die eingegangenen Berbindlichkeiten wurden in der Regel von den Diref- 
toren nur mit der Abficht gemacht, einander zu betrügen!“. Daher 
brachen die Pool3 immer ziemlich bald wieder auseinander, und nette 
Zariffriege ſetzten ein. 

Die allfeitigen Klagen des finanziell in den Eijenbahnen intereffierten 
Publikums waren bei der Größe diejeg in Frage ftehenden Bruchteild von 
Nationalvermögen jehwerwiegend genug; doch waren fie nicht die lebten. 
Bon viel tiefergehender Bedeutung war, was diejenigen zu jagen hatten, 
die mit den Eifenbahnen zu arbeiten hatten: die Produzenten. Das Re— 
factiene, Prämien= und Begünftigungsweien hatte fich derart herausgebildet, 
um eine allgemeine gleichmäßige Behandlung der Verfrachter völlig illu— 
forisch zu machen. Zur Erreichung von .Specialbegünftigungen wurden den 
Verwaltungen oder den Beamten der Eifenbahnen oft Beteiligungen an Unter» 
nehmungen, Remunerationen, Beftechungen zugewendet; ein Vorgehen, durch 
welches ſowohl die Aktionäre, ala die große Schar der minderbegünftigten 
Mitbewerber ſich auf das fchwerfte benachteiligt jahen. 

Die New-Porker Eifenbahnenquete von 1878 und die Enquete über 
die Trufts 1888 förderten nur einige der markanteſten Beifpiele zu Tage. 
Überall ſah man die Eifenbahnen oder ihre Verwalter große Handelszweige 
willkürlich beherrfchen, über Leben und Tod von Gefchäften, Induftrien, 
ja von Städten und Landesteilen entjcheiden. Sie bildeten einen gefähr- 


! Report of the Interstate Commerce Commission 1889. 
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lichen Staat im Staate, der mit ſeinen rieſigen Kapitalien, ſeiner ſtraff 
konzentrierten und einheitlich geleiteten Beamtenhierarchie den republika— 
niſchen Staatsformen überhaupt Gefahr drohte!. 

Die Mittel der Geſetzgebung erwieſen fich als durchaus unzureichend, 
zumal es ein offenes Geheimnis war, daß die Eifenbahnen im entjcheiden- 
den Falle immer durch Aufwand erheblicher Geldmittel die Legislativen 
oder die Gerichtshöfe am Einfchreiten verhinderten. „Sie haben Wahlver: 
jammlungen geleitet, die Wahlen durchgefeßt, Ernennungen vorgejchrieben, 
Aldermen und munizipale Machthaber gewonnen, Gejeggeber, Richter und 
andere Staatsbeamte bejtochen und ihren Einfluß im Kongreß und jedem 
Zweige der Nationalregierungen fühlbar gemacht ?*. 

Die öffentliche Meinung aber, nad) Bryce der ftärfjte, wichtigfte 
und vielverjprechendfte Regierungsfaftor des Landes, nahm die Sache mit 
folcher Energie auf, daß der Kongreß fich zum Einfchreiten entjchließen 
mußte. An eine Reform des Eiſenbahnweſens durch Verftaatlichung, wie 
in Europa, konnte man nicht denken. Nach dem jebigen Stande der Ver— 
faſſung hätten höchſtens die Einzeljtaaten Recht zu einem jolchen Vorgehen, 
das demgemäß bei den großen, fich durch verjchiedene Staaten erjtredenden 
Bahniyitemen kaum ausführbar geweſen wäre. Es wäre eine Anderung in der 
Konftitution der DVereinigten Staaten notwendig geweſen. Der Zeitgeift 
aber war entjchieden gegen einen dergeftalten Schritt, da man das Gefühl von 
der praftifchen Undurchführbarkeit hatte. Im amerikanischen Staatsweſen 
fehlen die Prämiffen dazu, ein gefchulter Regierungs= und Verwaltungsapparat, 
der auch nach dem heutigen Stande der öffentlichen Injtitutionen noch auf 
fänger hinaus nicht zu beichaffen fein wird. Nebenbei wäre das Staatö- 
bahnſyſtem jchon darum aufs höchite gefährlich gewejen, weil es eine un— 
geheure Armee von Stimmeninhabern — die unmittelbaren Eijenbahn- 
beamten vepräfentieren 750 000 bis 1000 000 Stimmgeber®? — in Ab: 
bängigfeit von den jeweiligen Machthabern gebracht und den Geijt poli— 
tiicher Korruption damit ins ungemefjene ausgedehnt hätte *. 


Als der Kongreß die Eifenbahnfrage aufnahm, wurde ihm die Macht 
zum Ginfchreiten vielfach überhaupt beitritten. In der That fonnte er 
fie nur fomweit auszuüben verfuhen, ala ihm dies verfaffungsmäßig in 


2 ft nicht ein ſolcher Eiſenbahnkönig mächtiger, ala irgend einer der Kleinen 
Standesherren des Mittelalter3? fragt Coof. 

2 Derſ.: “Corporation Problem” S. 246. 

3 Derf.: “Corporation Problem” ©. 4. 

+ „Keine große jociale und öffentliche Reform kann durchgeführt werden, ohne 
vorherige Civil Service Reform!” — jagt Carl Schurz. 
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der angegebenen Richtung zuftand. Das, was fich aus Yangen, bedeutjamen 
Verhandlungen jchließlich ergab, ift die jogenannte Interſtate-Commerce— 
Akte des Jahres 1887. 

„Es ijt der erjte Verſuch ſeitens der nationalen Regierung, eine private 
Handelsunternehmung zu regulieren, wenn nicht zu kontrollieren, denn 
wennſchon die Beförderung von Paſſagieren und Eigentum als ein Gegen- 
Stand des öffentlichen Intereſſes anzufehen ift, jo ift fie doch keineswegs 
verjchieden von irgend welcher anderen kommerziellen Bejchäftigung“ !. 

Die wichtigjten Beftimmungen diefer Akte, welche weniger den Perſonen-, 
al3 den rachtverfehr im Auge hat, find folgende: 

1. a. Die Eifenbahnen Haben gleichmäßige Tarife einzuhalten. Es 
dürfen feine ungerechten Differentialtarife in örtlicher Beziehung aufgeftellt 
werden, d. 5. das gleiche Verhältnis muß ftet3 zwiſchen dem bezahlten 
Preis und der befahrenen Strede bejtehen; die längere Route darf nicht 
billiger jein, al3 die fürzere. 

b. Es dürfen feine Differentialtarife für Einzelintereffen exlafjen werden, 
d. h. feine Refaktien oder Prämien gewährt, der große Verfrachter auch 
jonft nicht vor dem kleineren bevorzugt werden. 

e. Es dürfen einzelnen Perfonen feine Begünftigungen an Freibillets 
zc. gewährt werden, um fie dadurch für die Intereſſen der Eifenbahn zu 
gewinnen. 

2. Der Verkehr und die Ginnahmen dürfen nicht im Pool zwischen 
fonfurrierenden Linien verteilt werden. (Man meinte, der Pool könnte zu 
einer ungerechten Hochhaltung der Tarife führen.) 

3. Der Tarif muß veröffentlicht werden und unterliegt, ſoweit Er— 
höhungen beabjichtigt find, der Genehmigung der Kommilfion, welche 
jederzeit nach eigenem Ermeſſen Veränderungen verordnien darf. 

4. Diefe Kommilfion, die Interſtate-Commerce-Commiſſion wird zu 
einer ſtändigen Einrichtung gemacht. 

a. Sie hat fih über alle laufenden Tragen unterrichtet zu Halten und 

Erhebungen vorzunehmen und 

b. hierüber Bericht zu erjtatten und die Öffentlichkeit fortlaufend zu halten ; 
c. es ſteht ihr die Jurisdiktion über die Innehaltung aller Bejtimmungen 
zu, injomweit fie nicht die Hilfe der Bereinigte-Staaten-Gerichtshöfe in 

Anſpruch nehmen will oder muß. 

Um die Wirkung dieſes Unionsgejeges entjprechend in den einzelnen 
Staaten zu erzielen, haben die meijten von diefen in der Folge gleichfalls 





ı Dos Passos: “The Interstate Commerce Act” &. 11. 
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Eiſenbahnkommiſſionen oder Kommiſſare eingefegt, und mit ihnen ift die 
Unionstommiffion in Verbindung getreten. Doch ift bisher der faktiſche 
Einfluß des Gefeges noch fein allzugroßer, da die Eifenbahnen fich durchaus 
nicht immer an das Geſetz gehalten haben. Ferner haben die gejchädigten 
Parteien fich nur fchwer dazu verjtanden, Vergehen zur Anzeige zu bringen, 
weil fie fich nicht der Rache der Eifenbahnen ausſetzen wollten. Endlich 
aber haben wirklich erfolgte Anzeigen nicht immer zur Beſtrafung geführt, 
da es an gemügenden und geeigneten Strafbeitimmungen mangelte. Die 
Eifenbahnen Haben die Befolgung der Kommiffiongverordnungen Hintan- 
geſetzt, mehrere Gerichtshöfe aber verweigerten ein Einfchreiten, indem fie 
die Geſetze für ungeſetzlich erklärten !. 


Die im Zufammenhang mit den DBerhandlungen über dieſe Geite 
des Korporationsproblems bis zum Jahre 1888 zu Tage geförderten That- 
ſachen, wie gejagt, wiejen nach der vorläufigen Erledigung des Eiſenbahnweſens 
die volle Aufmerkſamkeit auf die Trufts, die gewaltigen Mächte, die jo oft 
mit den Eijenbahnen in Specialabmachungen gefunden waren. Bereits vor 
den Enqueten wußte man? von Vereinigungen, welche beitanden in Petroleum, 
Baummwollöl, Zuder, Buchweizen, Stärke, weißem Maismehl, Strohpapier, 
Graupen, Kohle, Pappe, Ricinusöl, Leinöl, Schmalz, Schulgerät, Öltuch, 
Salz, Vieh, Gas, Straßenbahnen, Alkohol, Gummi, Stahl, Stahlrädern, 
Stahl- und Eifenjchwellen, Nägeln, Schmiebeeifen, Röhren, Maſchinen— 
teilen, Öfen, Blei, Kupfer, GCouverts, Düten, Asphalt, Tauwerk, Coke, 
Erntemafchinen, Buchbinder- und Transportationsmaſchinen, Dreihmajchinen, 
Plügen, Gas und Waſſerwerken. 

Neben den beiden Enquetekommiſſionen des Kongreſſes und im Staate 
New York Hat im Jahre 1888 noch jene dritte in Kanada gearbeitet, die 
unter dem unmittelbaren Einfluß der vorigen im Nachbarjtaate vom 
fanadijchen Parlament am 16. Mai 1888 eingefegt ijt?. 


ı Das ift eines der bemerfenzwerteften Characteriftica und Unterfcheidungen des 
amerifanischen Verfaſſungsrechts vom europäifchen, dab die Gerichtahöfe über ‚das 
Recht zu Gericht figen und in der Lage find, ohme weiteres die Durchführung‘von 
Gejeen zu verweigern, indem fie diefelben für ungejeglich erklären: fie jentiprächen 
nicht dem Geift de& gemeinen Rechts oder der Verfaſſung. Bon Holft u. a. halten 
dies fiir notwendig, da in der fonjervativen Praxis der Gerichte ‚ein Gegengewicht 
liegen muß gegen allzu vorjchnelle und unbebachte Maßregeln der Legislative, die aus 
Popularitätsgründen nur zu geneigt ifl, momentanen Außerungen der Volkswünſche 
geſetzgeberiſch Rechnung zu tragen. 

2 Cook: “On Trusts” ©. 51. 

® Report of the Seleet Committee to the Canadian House of Commons 
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Don den drei Enqueten ift die New-Yorker die wenigſt bedeutungs— 
volle. Sie wurde don parteimegen auf DVeranlafjung des ertvähnten 
Tammany-Komitees geführt. Ihre ganze Tendenz, wie der Bericht zeigt, 
it wejentlich neben der formalen Aufklärung über die juriftiiche Geite 
darauf gerichtet, Belaftungsmaterial zufammenzutragen, ohne auch nur 
den Verſuch zu machen, der wirtjchaftlichen Seite der Sache gerecht zu 
werden?. Sie bejchäftigte fich mit den Verbindungen in Petroleum, Zucker, 
Baumwollöl, Gouverts, Glas, der New-Yorker Fleifchverjorgung, dem 
Brookiyner Speihertruft, Milch, Oltuch, Sandftein, Pech und Steinfohlen- 
teer, Tapezierfilz, Blei, Bleiftiften, Patronen und Geſchoßhülſen, Uhren und 
Uhrgehäufen, Mangelmafchinen, Teppichen, Nägeln, zwiſchen Sargfabrifanten 
und Leichenbeftattern?, in Tauwerk, Spiegeln, zwiſchen Brauern, in plat= 
tiertem Silber und plattierter Ware, Stahlrädern und zwiſchen Schweine- 
Ichlächtern ®. 

Das Repräfentantenhaus in MWafhington verfuhr jchon mit einer 
größeren Gründlichkeit und Ausführlichkeit. Erſtere Enquete war auf fieben 
Tage beſchränkt gewejen, die letztere zog fich durch den ganzen Sommer 
hindurch, um alsdann außerordentlich detaillierte Vernehmungen über die 
Zuder-, Betroleum:, Whiskey, und Baumwollſacktruſts zu veröffentlichen. 
Der beſte Bericht und die befte Art der Enquete ijt die für ung nur ins 
direkt in Betracht kommende kanadiſche. Dort hat man wirklich verfucht, 
dag ganze Problem von allen Seiten und durch möglichjt viele, verjchieben- 
artige Beijpiele zu beleuchten. 

Die Enqueten tellten klar, daß der Truft nur eine von zahlloſen ver- 
Ichiedenen Formen der Vereinigung fapitaliftifch-wirtichaftlicher Intereſſen 
war, unter deren Namen man auch die anderen vielfach zufammenfaßte. 
„Eine erfchöpfende, planmäßige und angeftrengte Unterfuchung würde wahr- 
Tcheinfich einen Zuftand der Dinge enthüllen, welcher jelbjt die beſt— 


upon Alleged Combinations in Manufactures, Trade and Insurance in Ca- 
nada. May 16, 1888, a. a. ©. 


ı Über den Charakter diefer Kommiſſion mag eine mir von vollftändig unan: 
fechibarer Seite gewordene Mitteilung zur Jluftration dienen. Einem der großen in 
Frage flehenden Truſts wurde damals unter der Hand angeboten, ihn gegen Zahlung 
von $ 7500.— von der Enquete frei zu machen; ähnliches dürfte auch den übrigen 
vorgefommen jein. 

2 Dergl. au Aſchrott a. a. D. 

3 die 3. B. in St. Louis einen jo ftrengen Ring haben, daß, wer nicht von 
einen Särge bezieht, nicht von anderen begraben wird, und umgekehrt. 

* Cook: “Trusts” ©. 77. 
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informierten Leute in Erſtaunen ſetzen würde“, meint Goof 18871; „man 
würde finden, daß der Truft in feine Kreife einen jehr großen Teil des Ge- 
ichäftes des Landes gezogen hat. 

„Der Truſt ift eine Bereinigung vieler fonkurrierender Betriebe unter 
einer Verwaltung, welche dadurch die Produktionskoſten reduziert, die Pro— 
duftionsmenge regelt und die Verkaufspreiſe erhöht. Er ift entweder ein 
Monopol oder ein Verfuh, ein Monopol zu gewinnen; fein Zweck iſt, 
größere Profite durch Verminderung der Kojten, Einfchränftung der Pro— 
duftion und Erhöhung des Preifes für den Konjumenten zu erzielen. Dies 
erreicht er, indem er die Konkurrenten vor die Wahl jtellt, fi) dem Truſt 
anzufchließen oder vernichtet zu werden. Seine Organifation ift verwicdelt, 
geheim und jchlau, er ift ein Meifterjtüd modernen Scharffinns und An— 
paffungsvermögens; er ift ein Refultat der Vereinigung höchiten Gejchäfts- 
talent? und Ausführungsjähigkeit; er ijt zugleich ein Monument des 
amerifanifchen Genius und ein Symbol der amerikanifchen Raubgier. 

„Der Ausdrud „Truſt“ wird volfstümlich für alle Methoden, eine 
Bereinigung im Handel herbeizuführen, angewendet. Er wird nicht nur 
gebraucht, die neuefte Phafe in der Form der Kombination zu kennzeichnen, 
jondern auch die primitiven und rohen Yormen, die jogenannten Pools. 


„Und in der That find nur wenige Truft3 einander in ihrer Bejchaffen- 
heit vollkommen gleich. Sie differieren in ihrer Organifation entjprechend 
ihren Gegenftänden und zugrunde liegenden Zweden und der Geneigtheit 
der Parteien, ihr Eigentum anderen anzuvertrauen.“ — 


Da indes der eigentliche Trujt jo jehr viel von fich reden gemacht 
hat und auch als Beweis Für dag Anpaffungsvermögen der Verkehrs— 
verhältnifje an die bejtehenden rechtlichen Formen beſonders charakterijtiich 
ift, mag ein näheres Eingehen auf feine formale Seite, wie fie in der En- 
quete zu Zage tritt, angebracht erjcheinen. 


Der erjte wirkliche Truſt, dag Mufter aller, wurde im Sabre 
1882 im Petroleumgefchätt auf Grundlage eine® Trust-Deed ? begründet, 
welches eines der größten Meiſterſtücke feiner Art ift in der Adaptierung 
wirtſchaftlicher Zwecke an vorhandene Rechtsformen, bezw. in der organic 
fortgebildeten Konſtruktion derjelben. Durch feine Schöpfung Hat fich fein 
Derfafler, S. C. T. Dodd, der Sollicitor des Standard Dil Truft, für 
alle Zeiten ein Anrecht auf einen Pla in der Gejchichte des Handelsrechtes 


I! «On Trusts” ©. 4 und 5. 
® Siehe Anlage I. 
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erworben. Bei einer Vereinigung von einzelnen Kompanien zu einer 
großen Kombination beitand die Gefahr von Konflikten mit dem Redt: 


1. Der Verſuch einer Konzentration in einem Handelszweige konnte 
als „eine Verſchwörung gegen das öffentliche Wohl nach den Gonipiracy- 
gejegen der einzelnen Staaten (conspiracy against public welfare) an= 
gefehen und die Beteiligten Friminell zur Verantwortung gezogen werden. 

2. Eine jolche große Vereinigung konnte ala eine ungejehliche Kom— 
bination, um die Preife oder Produktion irgend eines Gutes zu regulieren 
oder zu fontrollieren, als Beichränfung der Handeläfreiheit oder der freien 
Konkurrenz erklärt, damit als ungejeglich aufgelöft, und ihre Teilnehmer 
gleichfalls zur Verantwortung gezogen werben. 

3. Einzelnen Beteiligten würde aus dem Ihatbejtand wieder wie im 
Pool die Möglichkeit gegeben gewejen fein, fi) den Abmachungen bei 
günstiger Gelegenheit zu entziehen, und gerichtlich wäre gegen fie wieder 
feine Handhabe zu erlangen gewejen. 

4. Korporationen, die fich an folchen Unternehmungen beteiligten, 
itanden vor der Gefahr, daß dies als außerhalb der ihnen gejeßlich zu— 
jtehenden Handlungen angefehen würde: „ultra vires fei”, und fie infolge 
defien ihre Charter verlieren fünnten. 

Anden der Organijator auf die alte englifche Rechtsform des Truſts 
zurüdgriff, verſuchte er, fich allen diefen Schwierigkeiten zu entziehen. Der 
Truſt nach englifchem Recht ift die Übertragung von Eigentum auf einen 
anderen zur Verwaltung und beliebigen Verfügung im Intereffe desjenigen, 
der in Truſt giebt. Der „cestuis que trust“ überträgt dem Truſtee alle 
Rechte derart, daß diefer von nun an ein Gigentumsrecht vor dem Geſetze 
hat, „legal property“ oder „legal interest“, während der cestuis que 
trust ein Eigentum der Billigfeit, „equitable property“ oder „equitable 
interest“ behält, welches aller Berfügungsberechtigung bar, nur gegen den 
Truſtee geht, aber gegen dieſen fpeciell geſchützt ijt!. 

Dies ift eine für dag engliiche Vermögensrecht bei Todesfällen, Ver- 
waltungen für Unmündige und Frauen, bei Gejchäftsübertragungen für 
andere ꝛc. ungemein wichtige und erfolgreiche Form, die zur Gründung 
großer Zrujtfompanien geführt hat, welche folche Verwaltungen unter 
jpecieller gejeglicher Kontrolle oder Regelung führen?. Nechtlich ijt der 


1Es ift nicht möglich, biefe engliich-rechtlichen Formen mit ganz adäquaten 
beutichen, d. 5. römischerechtlichen Ausdrücken zu bdeden. 

2 Bei ſolchen Truftlompanien werden häufig Majoritäten von Aktien gewifjen 
Unternehmungen in Truſt gegeben, um dadurch zu verhindern, daß für eine gewifje 
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Truft für alle Arten von Gefchäften und DVertretungen erlaubt; er unters 
jcheidet ſich, was hier fpeciell maßgebend war, von der gewöhnlichen Stell 
vertretung dadurch, daß diefe nach den amerifanifchen Gerichtzentjcheidungen 
jederzeit widerrufen werden kann; während er auf eine beftimmte Zeitdauer 
jejtgefeßt wird, wie eine begrenzte Anzahl von Jahren nach dem Tode der 
lebten von drei gewiſſen Perjönlichkeiten. In einigen amerikanijchen 
Staaten ijt der Truft durch Specialgejeße auf bejtimmte Zweige bejchränft. 

Auf diefer Baſis läßt der Trust Deed des Standard Dil Truft jeine 
verichiedenen Teilnehmer ihre Eigentumsrechte, als da find: Anteile in 
Aktiengejellichaiten, welche mit dem Petroleumraffinieren oder der Petroleum: 
transportation oder der Bearbeitung don Neben oder Hilföproduften in 
Verbindung ftehen, oder jelbjtändige Gejchäfte diefer Art ıc. ıc. an zu diefem 
Zwecke in jedem Staate gebildete Aktiengejellichaften, oder an die Truſtees 
direkt übertragen. Lebtere ftellen für diefe, ſowie die ihnen von jenen Ge— 
jellichaften übertragenen Eigentumsrechte Trujt-Certififate in der Höhe von 
5 100.— das Stüd in entiprechender Proportion zu dem übertragenen 
Eigentum aus. Die rechtlichen Formen der einzelnen Unternehmungen 
werden dadurch keineswegs alteriert, fondern formell die Truſtees nur er 
mächtigt, die erklärten Dividenden der betreffenden Geſellſchaften, oder, ſo— 
weit nur eine Proportion don Stod in ihren Händen befindlich ijt, den 
entfprechenden Bruchteil der erklärten Dividenden zu übernehmen, in einer 
gemeinjfamen Kaffe zu jammeln und zu gewiffen Zeiten gleichmäßig auf 
die Truftcertifitate zu verteilen. Mit den in den Kaſſen befindlichen Fonds 
(unter Umftänden Zruft =» Gertifitaten) dinfen fie auch Stod und Bonds 
anderer Kompanien, die in ähnlicher Richtung arbeiten, joweit es ihnen 
wünjchenswert erfcheint, erwerben, und fie im Intereſſe der Gertififatinhaber 
nach Gutdünfen verwerten. Sie haben ferner dag Recht, auf Grund des 
in ihren Händen befindlichen Stocks der einzelnen Gejellfchaften in deren 
Berfammlungen zu jlimmen. Die wichtigjte dieſer Abſtimmungen ift die 
alljährlich in der Generalverfammlung erjolgende Wahl der Beamten und 
des Verwaltungsrats. Schlieklich Haben fie die Übertragung der auf Namen 
lautenden Gertififate in den Büchern der Geſellſchaft bei eventuellem Beſitz— 
wechjel vorzunehmen. 

Das find dem Buchftaben nach ihre alleinigen Funktionen. Ihre 
Körperichaft ift auf die Dauer von 21 Jahren nach dem Tode des letztüber— 


Zeit andere Jnterefjen die Majorität in der Verwaltung erhalten; denn für die Zeit 
de3 Trufts kann zwar das Recht an die Papiere, nicht aber das Stimmrecht verfauft 
werben. 
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Lebenden urfprünglichen Truſtees eingefegt. Sie zerfällt in 3 Klaſſen, deren 
alljährlich eine ausfcheidet, und durch neue Wahl in den jährlichen Ver— 
ſammlungen der Gertififatinhaber erfegt wird. Wiederwahl ift erlaubt. 
Hiermit gelangte aber materiell die Kontrolle über alle durch dieje verſchie— 
denen Eigentumsrechte repräjentierten Unternehmungen in die Hände des 
board of trustees, da fie nunmehr einfach fich felbft zu Direktoren und Ver— 
waltungsräten der betreffenden Gefellichaften wählten, und jo volllommen ein» 
heitlich durchariffen. Daß das Publikum dies wejentliche Moment ohne 
weiteres voll zu ſchätzen wußte und über die juriſtiſche Seite ftellte, beweiſt 
jene volfstümliche Ausdehnung des Namens auf alle Arten von Kombinationen. 

Später hat fich die Standard-Dil-Truft-Urkunde den an ihr Mufter 
angelehnten Inftrumenten de Gotton-Dil-, Sugar:, Whiskey-⸗, GCordages 
Truft ac. ala weſentlich überlegen dargethan, indem die in lebteren ein— 
geführten, vermeintlichen DBerbefferungen dem Recht Handhaben zu Ans 
griffen boten, die der Urheber des Originals wohlweislich vermieden 
hatte. Dahin gehört 3. B. die beim Zudertruft eingefügte Beitimmung, 
daß alle beteiligten Unternehmungen, bevor fie in den Zruft eintreten, fich 
in Aktiengeſellſchaften umzubilden Haben, jowie, daß die Aktiengeſellſchaften 
diefe Urkunden unterzeichneten; ferner die Angaben des Zwecks der Sugar 
Refinerieg Company: 1. GErfparniffe in der Verwaltung durchzuführen, 
den Preis de Raffinierens zu bermindern und den Preis des Zuders fo 
niedrig zu halten, al es fich mit angemeſſenem Verdienſt verträgt, 2. jeder 
Raffinerie die Wohlthaten aller technijchen Fortſchritte oder Handgriffe zu 
gewähren, welche die übrigen gebrauchen, und die nüßlich feien, die Quali— 
tät zu verbefjern und die Koften des raffinierten Zuckers zu vermindern, 
3. Schuß gegen die Verfuche, die Standardqualität des raffinierten Zuckers 
zu vermindern, 4. Schuß gegen ungejeßliche Verbindungen der Arbeiter zu 
ichaffen, 5. im allgemeinen das Intereſſe der beteiligten Parteien in geſetz— 
licher und angemefjener Weiſe überall zu fördern. 

Hieraus hat man gefolgert, daß die Altiengefellfchaften direkt beteiligt 
wären, und dadurch Gelegenheit gefunden, der North River Sugar Refining 
Go. die Charter zu entziehen!. Und in den angegebenen Zweden jah man 
die Kriterien einer ungejeglichen Verbindung des oben gejchilderten Charak— 
ter. (Über weitere Einzelnheiten des eigentlichen Truſts vergl. die er— 
mwähnten Aufjäße von Aſchrott und Jenks.) 

Die verjchiedenen fpäteren Nahahmungen haben die Truftform wohl 
wejentlich darum gewählt, weil unter ihr die Standard: Dil-Leute fo über- 


t State vs. North River Sugar Refining Co. in ben verfchiedenen Inftanzen 
der New-Yorker Gerichte von 18885—1891. 
Schriften LX. — Kartelle II. 9 
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rafchend große Erfolge erzielten. Letztere hatten aber neben den erwähnten 
noch einige andere Gründe gehabt. Es hätte anjcheinend näher gelegen, 
eine große Kompanie zu gründen, ihr alles Eigentum zu übertragen und 
die einzelnen Niederlafjungen als Filialen zu behandeln. Doch folgten 
Schwierigkeiten aus dem bumdesjtaatlichen Charakter des Landes. Zwar 
hatte eine in einem Staate anerfannte Geſellſchaft das Recht, in jedem 
anderen Bundesftaat Gejchäfte zu führen; dies Necht iſt fein gefchriebenes, 
aber gewohnheitsmäßig auf Grund der jogenannten „interstate comity“ all» 
gemein anerkannt und durchgeführt. Doch waren früher manche der Staaten 
den fremden Geſellſchaften nicht gerade freundlich gefinnt, denen fie 3. B. 
nicht erlaubten, Grundbeſitz zu erwerben; indes vor allem zeigten fie fich jo 
in ihrer Steuerpolitif; fie verfuchten jene für ihre ganzen Einnahmen zu den 
Landesſteuern heranzuziehen. Was hätte es aber für die Standard Dil 
Eo. bedeutet, in jedem einzelnen der füdlichen und wejtlichen Staaten für 
ihr ganzes, ungeheures Binnenlande und Erportgejchäft jteuern zu jollen. 
So glaubte man in Dodds Urkunde, die alle einzelnen Geſellſchaften in= 
taft ließ, damit eine Doppelbejteuerung unmöglich machte, und fich einem 
Blokitellen gegen die allgemeinen gejchäftspolitifchen Einwände durch formal- 
rechtliche Korrektheit entzog, die Panacee gefunden. — 

In ihren Berichten verlangten die beiden amerikanischen Kommiffionen 
ein Einjchreiten gegen die verjchiedenen aufgededten Kombinationen. Sie 
behaupten, daß auch die Truſts ungejeglich jeien; ja, fie erklären fie für 
ganz bejonders gefährliche Monopole; noch ſchlimmer dadurch, weil in ihnen 
überhaupt feine der Öffentlichkeit verantwortlichen Perjönlichkeiten vorhan- 
den jeien!, denn die Trujtees haften nur ihren Hintermännern aus dem 
Truftverhältnis. Man verlangte Unterdrüdung, jowie Einfchreiten gegen 
alle beteiligten Glieder, Berfolgung der Perjonen, Ungültigkeitserklärung 
der Charters der beteiligten Aktiengefellichaiten und zwangsweiſe Liquidation 
derjelben. Die Minorität des Kongreßausſchuſſes allerdings ſchließt ſich 
diefer Anficht nicht an, jondern wünſcht zwar die betreffenden Vereinigungen 
auf einen gejeglichen Boden gebracht und geſetzlicher Kontrolle unterftellt, 
um Augfchreitungen zu verhindern, ſonſt aber möchte fie die Vorteile der- 
jelben dem Gemeinweſen erhalten jehen. 

Die öffentliche Meinung, ſoweit fie in Zeitungen und Buchform, 
in zahlreichen Broſchüren und Pamphleten zu diejen Beichlüffen Stellung 
nimmt, jchlägt jih zur Majorität. Das, was man über die Gejchäftg- 
führung der Truſts aus dev Enquete und den Zeitungen an Graufamfeiten 


Siehe hierzu auch die Ausführungen Powderlys a. a. D. 
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gegen Konkurrenten, an Preiserhöhungen für den Konfumenten oder Preis: 
erniedrigungen für den Produzenten der Rohmaterialien gehört Hatte ıc., 
ihien Grund genug für ein Schuldigjprechen. 

Die erften beiden Stimmen, die fich zu einer gerechten Würdigung des 
Problems veranlaßt jahen, waren George Gunton?! und in einem treff- 
lihen Aufjag Präfident Andrews? Nichts aber fchien geeigneter, in 
der nächften Zeit Popularität zu erwerben, al® im Kongreß oder in den 
einzelnen Staatslegislativen Vorlagen, die die Unterdrüdung von jolchen 
Kombinationen zum Ziel hatten, einzubringen. 


Ein Wettlauf der einzelnen Staaten entjtand; 2— 8 Entwürfe 
lagen den betreffenden Legislativen dor. In einer Zufammenfaffung von 
18 in 13 Staaten und dem Kongreß ſchwebenden Vorlagen finden fich die 
Summen der verjchiedenen vorgeſchlagenen Strafbeitimmungen gegen jede 
Art von Verbindungen in Handel und Induſtries: „Wer immer fich in 
derartiges einläßt, wird mit Geldjtrafe von $ 5—10 000, 5—10 Jahren 
Einkerkerung beitraft. Die Kombinationen fönnen feine Zahlungen ein= 
treiben, bezw. wenn ihnen Zahlung geleiftet ijt, kann fie der Zahlende 
jederzeit zurädfordern, fie können feine Art von gültigen Rechtagefchäften 
eingehen. Die VBerwaltungsräte einer Korporation, welche jolche Verbrechen 
begeben, alle ihre Aktionäre, Beamten, Agenten und Rechtsbeiftände machen 
fich einer Konjpiration gegen das öffentliche Wohl jchuldig und werden ge— 
fangen geſetzt“. 

Daß wirklich oft genug nicht der Geift des allgemeinen Rechtsgefühls 
der Bater folcher Vorfchläge war, jondern Popularitätshafchen, erhellt aus 
dem Umftand, daß man einerjeit die Arbeiter und alle ihre Organifationen 
von dem Geſetze ausnahm, andererjeit$ aber u. a. das Geje von Texas 
den Landwirten das freie Kombinationgrecht beläßt*. „Die Geſetzgebung, 
erlaubt Trufts für das, was wir verfaufen, aber nicht für dad, was wir 
faufen.” Schließlich waren die Väter der Gejege nicht gerade immer die 
jonft Höchft geachteten Männer. „Politifmacher der unterjten Schichte find 
meiſtens am lauteften in ihren Denunziationen gewejen, um auf diefe Weije 
etwas für fich ſelbſt ans dem Truſt herauszufchlagen ?." Aber daß etwas 


' «Economic and Social Aspect of Trusts” a. a. ©. 
? «Trust according to official investigation” a. a. O. 
3 Bergl. S. C. T. Dodd: “Shall all Business- Cooperation be rendered 
eriminally?” A Statement of pending Legislation and its consequences a. a. O. 
+ Charles F. Beach jr.: “Facts about Trusts” a. a. D. 
> jbid. ©. 70. 
9* 
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zur Einſchränkung gejchehen mußte, fühlte jedermann, und der öffentlichen 
Mißbilligung wollte man fich nicht ausfegen. So wurden möglichjt jchnell 
verfchiedene der eingebrachten Vorlagen zum Geſetz gemacht. 

Antitruftgefege find in ungefähr 20 Staaten und 5 Territorien der 
Union erlaffen!. Sie find alle Strafrecht und richten fich gegen Perfonen, 
Korporationen, Afjociationen und offene Handelsgefellichaiten, welche ein= 
treten in Abmachungen, Verſuche, Kontrakte, Kombinationen, Konfpirationen, 
Einverftändniffe, Verabredungen oder Beitimmungen irgend welcher Art. 
Für erftereß allgemein Perfonen, für letzteres Berabredungen gefeßt, haben 
die Gefege folgende Hauptbejtimmungen: In 16 Staaten iſt es eine Frimi- 
nelle Konjpiration für zwei oder mehr Perfonen, Verabredungen zur Regu— 
Lierung oder Feſtſetzung des Preifes irgend eines Artikels zu treffen, oder 
quantitativ zu bejtimmen, wie viel von irgend einem Artikel fabriziert oder 
gefordert werden joll. Ebenſo ift das Erhöhen oder Erniedrigen von 
Preiſen als jtrafbar erklärt. In 6 Staaten ift es Strafthat für zwei oder 
mehr Perfonen, in irgend eine Verabredung einzutreten, durch welche volle 
und freie Konkurrenz in Produktion und Verkauf verhindert wird. Sn 
zwei Staaten und einem Territorium iſt e8 eine Strafthat jür zwei oder 
mehr Perfonen, eine Verabredung zu machen, durch die fie verjuchen wollen, 
irgend einen Artikel zu monopolifieren. In Nebraska machen fich zwei 
oder mehr Perfonen der Konfpiration ſchuldig, wenn fie verabreden, den 
Berlauf irgendwelcher Induftrieprodufte zu unterlaffen oder aufzuheben, 
oder wenn fie verabreden, irgendwelche Fabrikations- oder Verkaufgprofite 
gleichmäßig zu verteilen. In Texas und Miffiffippi iſt e8 auch ein Ver: 
brechen für die Beteiligten, den Preis eines Artifel® unter fi) oder mit 
anderen gemeinfam feftzuftellen; in New-York iſt e8 verboten, irgend einen 
Kontrakt in der Abficht, die Preije zu erhöhen, einzugehen, durch welchen 
die freie Konkurrenz in der Beichaffung oder Preisfejtitellung von Gebraucha- 
artifeln zur Unterhaltung von Leben und Gefundheit beſchränkt wird. Das 
Bundeögeje endlich erklärt jeden Kontrakt, jede Vereinbarung oder Kon— 
ipiration zur Beichränfung des Handels oder Verkehrs zwiſchen den Staaten 
oder mit fremden Nationen für jtrafbar, und ebenjo jeden Verfuch oder jede 
Bereinigung, um irgend einen Teil jenes Handels oder Verkehrs zu mono: 
polifieren. 

Das find die Gefege, welche, gleich dem Interſtate-Commerce-Geſetz, 
fih den Vorwurf der Berfaffungswidrigfeit zugezogen haben; dazu aber 
den ungleich jchwereren, an dem Fundamentalmangel der Unbejtimmtheit 


'8.C.T. Dodd: “The present Legal Status of Trusts”., 
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zu leiden, welcher bekanntlich jedes Geſetz gefährdet oder unbrauchbar 
macht!. Spelling?, der entfchieden gegen Trufts und für gefehliches 
Einjchreiten ift, weilt dem Bundesgeſetz drei fundamentale Mängel nach, 
indem e3 gejeglich unbejtimmbare Strafthaten und Strafverfahren einführt. 


Zweiter Hauptteil: Die heutigen Zuftände, 


F. Die verſchiedenen Vereinigungsformen. 


Wie bemerkt, haben fich die Vereinigten Staaten allmählich mit einem 
ganzen Syſtem von Wereinigungen der verjchiedenjten Art bededt. Eine 
nähere Prüfung ergiebt, daß dieje im verfchiedene Kategorien entiprechend 
ihren Gegenftänden und Zwecken zerfallen. Bei den in unendlicher Mannig- 
jaltigfeit fich eng an die gegebenen Specialfälle anjchließenden Gattungen 
lafjen fich nicht alle Arten in Betracht ziehen; nur die hauptjächlichiten 
und in ihrer Anwendung wichtigjten mögen folgen. Die Zahl der Gruppen 
ließe fich leicht noch wejentlich erweitern. 

I. Mehr oder weniger amorphe. a. Dereinigungen bon in 
gleicher Richtung Beichäftigten oder Intereffierten zur Durchführung gewifjer 
allgemeiner Zwede, ohne dabei die Konkurrenz jener untereinander zu 
alterieren; wie die nationalen, einzeljtaatlichen oder Lokalen Verbände 
zur Wahrnehmung der Sonderinterefjen in Staat und Gemeinde. Dahin 
gehört die erwähnte Brewers’ National Convention, die gelegentlich Gelder 
jammelt, um bei Wahlen zu arbeiten, bezw. um die Gefeßgebung zu be= 
einfluffen, wenn die Gefahr ungünjtiger Steuervorlagen oder von Tempe: 
venzgejegen in der Luft ſchwebt, u. dergl. Ahnliche Vereinigungen giebt es 
in den übrigen Spirituojenzweigen, unter den Schlächtern (Butchers’ National 
Protective Afjociation), unter den Bankiers des Landes (Bankers' National 
Convention), unter den Handlungßreifenden ıc.; fie find unter Umfjtänden 
mit Unterftügungstaffen 2c. verbunden. 

b. Neben den allgemeinen Zweden werden auch Beitimmungen über 
Ulancen, Berkfaufspreife ıc. in einem Handelszweige getroffen. Wiederum 


Als Beifpiel Liegen in Anlage II—IV das Bundesgeſetz, das Antitruftgejeh 
des Staates Illinois mit feinem neueften Amendement und die zugehörigen Formu— 
lare bei. 

? «A Treatise on Monropolies and Trusts’". 
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iſt das Braugeſchäft Hier jehr Lehrreich; jo machten im Jahre 1886 die 
Brauer des Nordweſtens eine Verabredung über den normalen Preis des 
Biered und die zu gewährenden Rabatte; fie jchreiben den Bierlofalen die 
Preife vor und ſetzen 3. B. einmal in Cincinnati auf gemeinfame Rechnung 
Agenten ein, welche Lokale zur Konkurrenz gegen nicht folgfame Kunden auf- 
thun, das Bier billiger ſchenken und dadurch die Widerftrebenden ruinieren 
follen!. Die Brewers’ Affociations in Chicago oder in New-York treffen 
Beitimmungen über die verjchiedenen Formen der zu gewährenden Rabatte 
und über deren Einſchränkung; fie verbieten den Kutfchern, wie bisher ge= 
wiſſe übliche Ausgaben in den Lokalen zu machen, bejchränfen die Anzahl 
der den Hunden zum Geſchenk gemachten Tonnen Bier, Eiskäſten, Bilder ꝛc. 
Sie verpflichten fich gegenfeitig, die Reklame zu vermindern u. dergl. 
Ihnen gegenüber finden wir dann in New-York die Wine-, Liquor- and 
Beer = Dealer?’ Central» Affociation, die verlangt, daß Nichtmitglieder von 
den Brauern nicht? geliefert erhalten jollen, und als ihnen derartige 
MWünjche gelegentlich nicht erfüllt werden, fchiden fie fich an, eigene Ge— 
nofjenjchaftöbrauereien, 3. B. die inzwifchen zu großer Ausdehnung und 
Blüte gelangte New -Porker Conſumers Brewery zu errichten. Biel von 
fih reden machten diefe formlofen Verbindungen im Milchhandel, über 
welchen die Enquete von New-York berichtet. Eine Vereinigung von Milch: 
großhändlern der Stadt hat eine jogenannte Milchbörfe errichtet und firiert 
hier, obgleich ihr nur ein Prozentjah der Milchhändler der Stadt angehört?, 
doch die Preife Für den ganzen Handel; Konfurrenzverfuche gegen fie ver- 
mittelft Vereinigungen der Farmer fcheitern. Von noch viel größerer Wichtig: 
feit für das ganze Land ijt die Gentralifation des Vieh- und Fleiſchhandels; 
jo bebdeutfam, daß hierüber eine bejondere Erhebung im Jahre 1889/90 
jtattgefunden hat?. Dieſe förderte feine formelle Vereinigung der großen 
Chicagoer Pader zu Tage, wohl aber daß auf der einen Seite durch Kon- 


! Sammlung von Zeitungsausichnitten zc. bed Herrn H. T. Lloyd, Buchftabe B. 

2 Dal. nad diefer Richtung die Bemerkungen von W. J. Ashley: “The 
Canadian Sugar Combine’”; in University Quarterly Review. Toronto 1890. 
©. 24 fi. Es heißt S.26: Wenn eine Unternehmung die Herrichaft über den größeren 
Teil des Marktes erlangt hat, werben die fleineren Produzenten in der Regel vor- 
ziehen, den Vorteil der von ihr feſtgeſetzten Preife mit zu genieken, ftatt fich durch 
Unterbieten der Gefahr, von jener vernichtet zu werden, auszuſetzen. 

® Testimony taken by the Select Committee on the U. 8. Senate on 
the Transportation and Sale of Meat-Produets. — Diejes Material ift für bie 
Beurteilung einjchlägiger Verhältnijje von Höchftem Wert und würbig, eine ausführ- 
liche, zufammenhängende Bearbeitung zu finden. 
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troffe der Eifenbahnen und der Stock-Yards (Bieh- und Schlachthöfe) 
durch diefelben, auf der anderen durch informale Abmachungen (friendly 
agreements) der ganze Handel wirkjam fontrofliert war. Die vier großen 
Schlädter, Armour & Co., Swift & Co., Morris Nelfon & Go. und 
Hammond & Co. beherrfchen den Vieh- und Fleiichmarkt der ganzen Ver— 
einigten Staaten. Sie führen ihre Betriebe in fich volllommen unabhängig, 
aber fie jtellen in Chicago, Kanſas City und Omaha gemeinfam die Vieh: 
einfaufspreife und Fleiſchverkaufspreiſe an die Fleiſchhändler des Landes feſt, 
welch Ießtere in ftrenger Disciplin gehalten werden. Fernerhin ſetzen fte 
unabhängigen Schlächtern Konkurrenten auf den Naden, die billiger ver- 
faufen!. Sie bejtimmen den Markteinfaufspreis täglich derartig, daß, nach- 
dem einer auf eine bejtimmte Partie geboten hat, der andere ihn für diefe 
Partie nicht überbietet?. Zum Verkauf haben fie bejtimmte Landesteile 
unter fich aufgeteilt und kommen einander auch an anderen Pläßen nicht 
ing Gehege. Sie einigen fich über Übernahmen öffentlicher Ausfchreibungen 
und Lieferungen 2c., vernichten andere, die gegen fie geboten haben. Ihnen 
gegenüber haben fich die Schlächter gleichfalls in jene Lokalen und natio— 
nalen Schlächterbereinigungen gegliedert, die Abmachungen über die Detail« 
preife treffen und Nichtmitglieder zu befeitigen fuchen. 

Sin diefelbe Gruppe gehören in gewifjen Sinne Arzte und Advofaten, 
welche nach feſten Tarifen arbeiten und fich gewohnheitgmäßig nur in be= 
ſchränkter Weife ins Gehege gehen, u. dergl. m. 

e. Die Beteiligten Halten regelmäßige Berfammlungen zur Feitjegung 
des Preifeg und zur Beitimmung des an den Markt zu dringenden Quan— 
tums, oder fegen gemeinfam Berkaufgagenten ein, durch die fie dag Pro- 
duft an den Markt bringen. Eriteres ijt jeit Jahren die Form im Kohlen 
handel gewejen, woſelbſt die Verkaufsagenten der großen Anthracitfohlen- 
gruben, bezw. der Eijenbahnen, welche diejelben befaßen, ca, einmal monat« 
lich zur Fixierung des Preiſes und zur Kontingentierung der zu fördernden 
Mengen zufammentraten. Außer den erwähnten älteren Hat neuerdings 
eine bejondere Erhebung über die jüngiten Phajen des Anthracitkohlen- 
geichäftes ſtattgefunden 8. 


1 Bericht ©. 6. Testimony ©. 481. 

2 Der Berf. hatte Gelegenheit, feftzuftellen, daß die Chef? der betreffenden Fir— 
men miteinander täglich und ftündlich durch perfönlichen Verkehr, Briefwechjel und 
Zelephon in Verbindung ftehen und 3. B. die Lage des Marktes für den mächften Tag 
am Abend vorher beitimmen. 

® Report No. 2278 of the House of Representatives on the alleged Coal- 
Combination, January 1893: Testimony taken by the Sub-Committee of the 
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Ähnliche freundliche Übereinfommen finden wir im Eijenbahnwejen in 
Bezug auf die Fixierung der Frachte und Perfonentarife. Zu diejem 
Zwed ift das Land in bejtimmte Dijtrikte geteilt, und die betreffenden Ver— 
faufgmanager haben Clubs und Vereinigungen aufgethan. Sie bemühen 
fich, gleihmäßige Frachtſtalen und -Klafſen aufzuftelen, einheitliche Formen 
für die Behandlung der Güter fejtzuftellen, ein Vorhaben, das durch bie 
Interſtate Commerce Commiffion nach Kräften gefördert wird, während die 
weitergehende Aufteilung des Verkehrs, wie wir jahen, als ungejeglich er- 
klärt wurde, 

Die letzten Formen find alle jchon der zweiten Gattung nahe und 
Abteilungen des großen Begriffes „Pool“. 

I. Die Berbindlichfeiten erhalten einen förmlicheren, 
teilweije materiellen Zufammenhalt a. durch Firierung und 
Niederjchreibung der gefaßten Beichlüffe über Regulierung der Produktion, 
der an den Markt zu bringenden Quantitäten oder der Preife. Hierher ge— 
hört die Abmachung zwifchen den Betroleumraffineuren oder der ala deren 
Bertreter fungierenden Standard Dil Co. von New-York und der Vereini— 
gung der Quellenbefiter über eine zeitweilige Einfchränfung der Produktion 
1887?; ferner zahlreiche Abmachungen zwijchen den Engroshändlerverbän- 
den über die Minimalverfauföpreife an die Detailliften®, 

b. Die Verbindungen der Art werden beſonders eng durch Feitjegung 
von Konvdentionaljtrafen gemacht oder durch Einzahlung eine Teils der 
gemachten Profite in eine gemeinfame Kaffe ala Sicherheit der Innehaltung 
der Abmachung und zur Berwendung im allgemeinen Intereſſe oder zur 
nachherigen prozentualen Wiederverteilung. Über Konventionalftrafen liegen 
zahlreiche Berichte aus der Eifenbrandhe, Schienenkartellen z2c.*, vor. Für 
den anderen Fall Liefert der Couverthandel eine Illuſtration. Die Stan: 





Committee of Interstate and foreign Commerce of the House of Represen- 
tatives, in regard to the alleged Combination of the Philadelphia and Rea- 
ding Railroad Co. etc. 

1 Vergl. hierzu die in jedem Jahresbericht der Interftate Commerce Commiſſion 
enthaltenen Abjchnitte: *On Classifications”. 

2 Vergl. die Enqueten über den Standard Dil Truft, mehrfach. 

® Bergl. Andrews: “Trusts according to official investigation” ©. 5. 

Es ift Verf. nicht gelungen, eine der gejchriebenen Abmachungen zu erhalten. 
In einem Falle wurde ihm eine folche vertraulich gezeigt; da fie aber ungeſetzlich, 
wie alle derartigen Dokumente, wurbe ihre Benutzung nicht geftattet. Meift wird be: 
hauptet, es ſei nichts Geichriebenes da. Vergl. über da3 vorlegte Kartell “The Iron 
Age”. 16. November 189. S. 880. Zur Zeit ſoll ein neues in der Bildung be 
griffen fein. 
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dard Envelope Co. von Springfield Mafj. umfaßte eine Anzahl Couvert- 
fabrifen, welche den größten Zeil aller in den Vereinigten Staaten be— 
nußten Couverts produziert, und nur einen mächtigen Gegner in der Poſt-— 
verwaltung und ihren Couverts mit eingedrudtem Stempel befitt. Sie 
hatte $ 5 100.— Grundfapital; auf jedes Taufend fabrizierter Couverts 
mußte jedes verfaufende Mitglied bejtimmte Summen in eine gemein« 
ſame Kaffe einzahlen, welche teilweife dazu verwendet wurden, die Konkur— 
renz augzufaufen u. dırgl., teils entiprechend ihrem Anteil am Stod der 
Kompanie an die Einzelnen wieder zur Verteilung gelangten !. 

c. Die Verbindung wird durch ein Prämienſyſtem aufrecht erhalten ; 
die eine Partei verpflichtet fi), von der anderen alles zu kaufen, bezw. 
augjchließlich an die andere zu verkaufen, und erhält dafür Specialrabatte. 
Solche Rabatte Hat die American Tobacco Co. Jängere Zeit an die 
Gigarettenhändler gewährt, und noch Heute giebt fie der Whiskeytruſt feinen 
ausschließlichen Kunden?. Sie kommen auch im Lebens- und Feuerverſiche— 
rungageichäft vielfach vor. 

Umgekehrt Haben die Zeitungen des Landes befondere Gejellichaften 
gegründet, durch welche fie ihren interlofalen und interfontinentalen Nach» 
richtendienjt einheitlich beforgen, wie die Afjociated Preß, United Preß 
und ihre jüdlichen und weſtlichen Tochteranftalten. Da feine größere Zei— 
tung ohne diefe Nachrichten auskommen kann, die Beichaffung für den Ein- 
zelnen aber unerfchwinglich ift, Haben fie die Zurüdhaltung unerwünfchter 
Konkurrenz in der Hand, indem fie neuen, um Aufnahme in einen der 
Dereine nachjuchenden Zeitungen exorbitante Gebühren abverlangen. In 
San Francisco forderten 3. B. die deutfchen Blätter von einem neuen 
Zeitungsgründer $ 80 000 für Genehmigung feiner Zulaffung, worauf: 
hin er fein Vorhaben aufgeben mußte. Hier Herricht die Weſtern Preß 
Affoeiation allein; in New-York konkurrieren die gedachten obigen Gefell- 
ihaften noch Heute miteinander. Dennoch würde die Konzeffion einem 
neuen Unternehmer mehre Hunderttaufende koſten. 

Bis hierher reichen etwa die mit I. c. beginnenden verjchiedenartigen 
Hormen des Pools. 

IH. Berbindungen, in denen die Fdentität aller In— 
terejjen erftrebt und erreicht wird. a. In den Bereinigungen 
bleiben die einzelnen Unternehmungen faktifch oder nominell bejtehen: die 
eigentlichen Truſts. 


16, Andrew a. a. O. S. 7Tff. 
2Weitere Beiſpiele ſiehe Andrews: ibid. S. 8—10.- 
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1. Der Truft wird Hergeftellt, indem eine Majorität des Stocks der 
verichiedenen Gejellichaften und damit die Kontrolle an die Truftees über- 
geben wird, welche in der Höhe der übergebenen Beträge Truftcertififate 
und unter Umftänden noch daneben befondere Obligationzjcheine ausgeben. 

2. Die gefamte Summe aller Stods wird an die Truftee® aus— 
gehändigt, welche die Truftcertififate ausgeben, während die früheren Eigen- 
tümer Hypotheken in der Höhe des MWertes ihrer Fabriken in der Hand be= 
halten und außerdem eventuell noch einen Bond, d. h. perjönliche Schuld- 
verpflichtung von den Truſtees verlangen. 

3. Bolltommen bedingungslofe Übertragung des Eigentums an die 
Truftee® und dagegen Auslieferung von Truftcertififaten. Der zweite 
Fall gilt für den früheren Whiskeytruſt, der dritte für den Standard Dil 
Truſt. Die Verfchiedenartigkeit dieſer drei principiell ziemlich gleichen For— 
men wird richtig auf den Grad de Vertrauens zurückgeführt, welches die 
Truftees bei den Beteiligten genießen. 

Im Falle Hypotheken gegeben werden, repräfentiert das Truftcertififat 
nicht viel mehr, als die Ertragsfähigkeit des Unternehmen? (good well) !, 
In der Praxis unterfcheiden fich diefe Formen des Trufts nicht erheblich 
von der lebten, 

b. Konfolidierung der Unternehmungen ſelbſt; entweder 

1. zeitlich durch Pacht oder Miete — beſonders häufig bei Eifenbahnen, 
aber auch in allen anderen Zweigen, 
2. dauernd durch 
e, Ankauf; eine Hauptbahn fauft eine Nebenbahn, ein Unternehmen 
fauft ein andere aus und jchließt es, oder betreibt e8 nebenbei, 
oder 

ß. Eontrolliert e8 ganz in feinem Intereſſe, da es deſſen Stod befikt. 
. Berfchmelzung, wie in Brooflyn die Hecker-Jewell-Jones⸗Milling 

Co. aus drei verſchiedenen Mühlenwerken hervorgegangen iſt, die 
New York Central und die Hudjon River Railroad in eine Kom— 
panie verſchmolzen find ꝛc. 

d, Gründung einer neuen großen Kompanie, welche die anderen alle 
in fich vereinigt, fie teilweife ganz central verwaltet, teilweije in 
einer gewillen Selbftändigfeit in einzelnen Landesteilen oder ein- 
zelnen Zweigen läßt, fie bald als Filialen, bald nur durch den in 
ihrer Kaffe gehaltenen Stock fontrolliert, gewiffe Teile auch in 
einer der vorigen Formen beherrſcht u. dergl. 


R 


ı Näheres und weitere Variationen fiehe bei Cook: “Trusts“ ©. 5-9. 
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Dies find die eigentlichen Rechtönachfolger der industriellen Trufts, in 
welche diefe neuerdings übergegangen find. Ihrem Umfang nach die be= 
deutſamſte durch die Kontrolle ganzer Erwerbszweige, charakterifiert 
Gruppe III die legte und endgültige Phafe der nationalen Gentralifationg- 
beftrebungen innerhalb gewifler Zweige. In ihr ift die Durchführung der 
finanziellen und technifchen Einheitsbeftrebungen in einem BProduftiong- 
gebiet vollendet. 


6. Die in Vereinigung befindlichen Geſchäftszweige. 


In der Richtung des von uns betrachteten Problems fommen nun nur 
beitimmte Gruppen in Betracht; jolche, bei denen die einzelnen Unter— 
nehmungen durch den Zuſammenhang mit den betreffenden Verbindungen 
ihrem Weſen nach beeinflußt werden, auffteigend von den Graben, in welchen 
die Quantität der Produktion oder die Preife in Bezug auf die Skala der 
thatfächlichen Einnahmen Gegenftand der Abmachungen bilden. 

I. Die erjte ijt die der Eifenbahnen. Da man eingejehen hat, 
daß unbeſchränkte Konkurrenz Nachteil, Gefahr, überhaupt eine Unmöglich- 
feit war, Hat fich eine allgemeine Bewegung innerhalb der Interſtate 
Commerce Commiſſion gezeigt, Pools unter gewiſſen Umftänden wie— 
der erlaubt zu machen. Bei der Beratung des Interſtate Commerce-Ge— 
ſetzes 1886 hatte das Senatskomitee für Interſtate Commerce in feinem 
Bericht gejagt, die Majorität halte nicht dafür, den Erfolg der zur Ver: 
hütung ungerechter Bevorzugung vorgefchlagenen Regelungsmethoden durch 
den Vorſchlag eines Verbotes der Pool3 zu gefährden ꝛc. Doch hatten 
die Geſetzgeber befanntlich anders entjchieden. Die gemachten Erjahrungen 
haben dem Senatsfomitee Recht gelaffen; mehrfach bereit? find Anträge 
zur Wiederaufhebung des Poolverbots eingebracht, bezw. jchweben jolche zur 
Zeit in der Gefebgebung. Die Interftate Commerce Commiffion hat 1892 
eine Erhebung veranftaltet, deren Ergebniß war, daß fich von 47 befragten 
Sntereffenten 8 gegen und 39 für die Pools erklärten, darunter zahlreiche 
frühere Gegner jolcher Einrichtungen. Nachitehende Tafel zeigt die Ver— 
teilung der Meinungen der im Jahre 1885 vom Senat vernommenen 
Sachverſtändigen auf die verjchiedenen Berufsklaſſen?. 


1 Vergl. Bericht der Interſtate Commerce Commiffion 1892. S. 47—55 und 
215—265. 

2 Die Anfichten über Eifenbahnpoola finden ſich Har in den Verhandlungen 
de3 Kongrefjes 1887 ausgeſprochen; auf der einen Seite wurden fie als Verſchwö— 
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rungen zur Beichränfung der Handeläfreiheit, gefährliche Monopole, Ringe und Core 
ners denungiert; fie gäben den Eifenbahnen die Kontrolle über Berfehr, Handel und 
Vermögen des Landes, fie bedrohten die Freiheit des Volkes, indem fie fchliehlich die 
Maßregeln der Politik, der großen politiichen Parteien beherrfchten. Sie wären ver: 
bo:en durch das gemeine Recht, durch die Verfaſſung vieler Staaten und eine lange 
Reihe wichtiger Beftimmungen. Ihr Erfolg wäre Monopol an Stelle von Konkur— 
renz, Ausfaugung an Stelle vernünftiger ZTarifjäge und Begünftigung an Gtelle 
gleicher Behandlung. Die Publikation von Tarifen und die einheitlichen Koftenfähe, 
welche das Geje an anderen Stellen verlangt, würden günftigere Refultate Tiefern, 
wenn man Pools verböte, ala wenn man fie erlaubte; diefelben hätten fich als koſtſpielig, 
mißlich und für die Betriebsbeamten als demoralifierend erwiejen, oft als Refultat 
uneinträglihe Raten zwiſchen konkurrierenden Punkten gehabt, deren Verlufte durch 
übermäßige Preiſe im Lofalverfehr wieder ausgeglichen wären; fie jeien gegen die all: 
gemeine Tendenz des betrefjenden Geſetzes u. ſ. w. Die Freunde hatten gejagt, daß 
eine gejeßliche Kontrolle ſolcher Pools einen praftiichen Schub gegen geheime Refak— 
tien u. dergl. bieten, vernünftige und ftabile Tarife fihern würde; fie wären oft 
durchaus nötig, den Bankerott und xuindfe Konkurrenz zu verhindern, die angeblichen 
Übel wären entweder imaginär oder würden durch die übrigen Beftimmungen des Ge 
fees geheilt werden, Eifenbahnpool® wären einfach Berabredungen, konkurrierende 
Sntereffen zu kontingentieren, und hätten nicht mit einer Zariffeftlegung zu thun. 
Sie unterfchieden fich grundfäglich von gewöhnlichen Pools; nur Kontrafte mit dem 
Zwed der Beſchränkung der Handelsfreiheit ſeien ungejeglich, gefeßliche und maßvolle 
Einfchräntungen, die ſich auf eine verftändige Betrachtung der Verhältniſſe ftüßen, 
feien gültig, fie hätten weder etwas mit Erhöhung noch Erniedrigung der Preiſe, 
noch Kontrolle der Produktion oder ber Märkte zu thun u. j. w. — Die Antworten 
von 1892 fügen zu ben älteren Argumenten der Gegner nichts neues hinzu, außer 
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Inzwiſchen haben troß des Verbotes zahlreiche Poolverfuche mit mehr 
oder weniger Erfolg jtattgefunden. Das Gefeg wurde ignoriert, bezw. wurde 
die Verfaſſungsmäßigkeit desjelben angezweifelt!; daneben dauerten die 
Zariffämpfe mit ihren unfeligen Yolgen an einzelnen Stellen weiter fort. 
Der im Dezember 1893 erfolgte Bankerott des Atchifon Topefa & Santa 
Te Syſtems, des größten der Welt, wird 3. B. zum erheblichen Teil den 
Zariflämpfen mit der auf Fräftigere finanzielle Baſis geitellten Miſſouri 
Pacific zugefchrieben. Ferner aber Hat die Tendenz der engeren Vereini— 
gung weitere Fortjchritte gemacht. So ergeben die gedachten Berichte, daß 
jährlich die Zahl der jelbjtändigen Linien, welche von anderen Bahniyitemen 
aufgejogen werden, zunimmt. Es wurden von bejtehenden Syitemen ab- 
forbiert: 


Jahr endend Juni 30:  Meilenlänge Anzahl der Linien 
6 


1883 — 6 
1889 1854.76 67 
1890 8 101.91 84 
1891 10 116.25 92 
1892 1 466.15 35 


Fernerhin fteigt auch ftändig die Zahl der durch Pacht, Miete ıc. an 
die einzelnen Syſteme angegliederten Bahnen ausweislich der Tabelle auf 
folgender Geite. 


Unter allen Bahnen des Landes haben fehon 1890 aber nur 75 Linien 
mehr al® 3 000 000 $ Bruttoeinnahme. Die 75 gegenüber den 1797 vor 


einigen formellen Bedenken, in Bezug auf Belaftung der Eiſenbahnkommiſſion durch 
bie Aufficht über ſolche Pools. Die zuftimmenden Urteile erhalten eine Reihe von 
weiteren VBerftärtungen aus ben unter dem Gejek gemachten Erfahrungen der Prak— 
titer und Eifenbahntommifjare. Bergl. a. a. DO. ©. 51—56, jpeciell die Bemerkung 
bea früher poolfeindlichen texaniichen Kommiſſars: „Eingehendes Studium hat mich 
glauben gelehrt, dak die Beftimmung geändert werden muß, um beiden Zeilen, Eijen- 
bahn und PBublitum, vorteilhaft zu werben, indem ben Eifenbahnen erlaubt wird, 
untereinander ſolche Verfehräregelungen vorzunehmen; aber jede derartige Abmachung 
muß der Interftate Commerce Commiſſion vorgelegt und von ihr genehmigt werden.“ 

ı Am 15. Januar d. %. enthielten die Zeitungen eine Notiz, daß in Chicago 
die Konkursverwalter verichiedener Bahnen erklärt haben, auf die Verlängerung be— 
ftehender Pools nicht eingehen zu fünnen, da zwar einzelne Gerichte die Gejehgebung 
gegen die Pool3 für ungültig erklärt haben, indes nicht ſolche von präjudiziellem An: 
jehen, und das Geſetz beftände noch unanfgehoben fort. Als amtliche Perlönlichkeiten 
tönnten fie den von ihnen verwalteten Unternehmen die Fortieung von Ungejeglid)- 
feiten nicht geftatten. 
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Anzahl 


Klajjie 


1890 | 1891 | 1892 





Bahnen im Betrieb: 





unabhängig » » : 2 2... Eee ec re 747 | 709 | 712 
abhängig: 

fefter Mieteprei? . . a ee 22 16 20 

proportional fhtwantende Miete ra 16 14 16 

andere Beziehung - - » » » - ——— de re 95 93 | 102 

feine Auslunft . -. » » . » . — 46 57 49 

Summe der Bahnen im elrieb 20. [96 | 889 889 

Unabhängige Bahnen nit im Betrieb . . .. . 5 39 | 35 42 
Abhängige Bahnen: 

fefte Miete . . . — A te 299 | 308 | 320 

proportional ſchwankende Miele — D———— 179 183 186 

andere Beziehung - = > 2 2 nr nn 200 ı 194 | 184 

feine Auskunft -. > = > 2 rn nen erh 62 71 

Summe ber abhängigen Bahnen. - » 2 2 2 2 0. 736 | 747 | 761 

Abhängige Bahnen au im Betieb -» . 2 2 2 20. 9 9 13 

Privatbahnen!.. . . he ara 87, 105, 107 


Geſamtſumme der Bahnen | 1797 | 1785 | 1822 


dem Geſetz beitehenden Gejellichaften verfügten über 102 805.60 miles 
— 65.44 0 der Gejamtbahnlänge des Landes. Sie hatten 846 888 000 $ 
— 80.51 90 der Bruttoeinnahmen aus der Gefamtfumme von 1051 877632 8. 
Sie beforgten 83.56 %o des gefamten Perfonen- und 85.38 %/o des Fracht: 
verkehrs des Landes, i. e. auf ihnen wurden befahren 9 900 028 518 von 
11 847 785 617 Bafjagiermeilen (englijchen) und 65 069 501 956 von 
76 207 027 298 Frachtmeilen. 

1892 waren bei 1002 felbjtändigen Betrieben 57.86 %/o der Gefamt- 
jtredfe in der Hand von 43 Gejellichaften und 82.72 %0 in der Hand von 
131. D. h. 871 Gejellichaften teilten fi in 29115 Meilen, während 131 
über 142386 herrſchten. 

Zahlreiche der in Nede jtehenden Bahnen unterliegen in Wirklichkeit 
aber noch einer viel weitergehenden Gentralifierung, welche aus den Berichten 
nicht zu Tage tritt: der Bereinigung in den Händen großer Intereſſenten 


! Davon 1891 nicht in Betrieb 3; 1892: 4. 
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oder ntereffentengruppen. Die jogenannten Banderbilt: und Gould» 
Intereſſen, das Pennſylvania-Bahnſyſtem, die im Bankhauſe Drerel Mor: 
gan & Go. repräfentierten zahlreichen Einzelintereffen u. a. m. umfafjen 
eine große Zahl von jelbftändigen und äußerlich jelbjtändig betriebenen 
Bahnen und Bahnkomplexen, die indes im Sinne der Eigentümer von cen= 
tralen Stellen aus unter allgemein einheitlichen Gefichtspunften geleitet 
werden und, in Wirklichkeit ein Syitem, miteinander in enge verkehrs— 
fontraftliche Verbindung treten !. 

Fortwährend erfährt man, wie fich durch neue Ankäufe oft in bef- 
tigen Kämpfen ihre Syſteme abrunden oder ausdehnen, fpeciell immer mit 
den Gefichtspunkten, mit möglichjt vielen der großen Gentren des Binnen- 
landes oder der Küfte in Berührung zu ftehen?. 

Auch die großen BVerficherungsgejellfchaften benußen einen bedeutenden 
Prozentjag ihrer Kapitalien zur Erwerbung der Kontrolle über möglichit 
fichere Eifenbahnunternehmungen, und bedienen fich zu deren Verwaltung 
ihrer eigenen, zur Verwaltung ihres ganzen Vermögens gegründeten Truft- 
fompanien. Der Berlauf der Dinge hat fie dazu geführt, folche kontrol— 
(ierte Eifenbahnen möglichft in räumlich zufammenhängende Komplexe zu 
bringen. Endlich Hat fich als Anner des Standard Dil Truft ein großes 
Gifenbahninterefje gebildet, das heute über die Olkompanien weit hinaus geht. 

Die Rodefeller- Gruppe hat neuerdings viel von fich reden gemacht, 
indem fie eine Vereinigung der Minen-, Eifenbahn: und Schiffahrtsinter- 
efjen am Lafe Superior mit zunächſt $ 30 000 000 begründet hat und, 
wie man hört, noch auszudehnen beabfichtigt. 

Ein anderes derartiges großes Syitem, die Richmond Terminal Affo- 
ctation, welches anfangs mit großem Erfolg für die füdlichen Bahnen ar- 
beitete, ijt wieder augeinander gefallen mit dem Augenblid, ala der bejon- 
ders talentvolle Leiter, Albert Fink, einer der genialjten Eifenbahnleute des 
Landes, dem Unternehmen entzogen wurde, und joll nunmehr reorganiftert 
werden. 

An die Bahnſyſteme haben fich fernerhin große Unternefmungsgruppen 
angegliedert, Gejellichaften zur Beichaffung von rollendem Material; die 


1 Der Banderbiltgruppe gehören an unter vielen anderen die großen Syfteme der 
New York Eentral and Hubjon River, Welt Shore, Nidelplate, Watertown, Rome 
and Ogdensbury, New York and Harlem, New York, New Haven and Hartfort, 
New York Chicago and St. Louis, Michigan Central, Lake Shore and Michigan 
Southern, Great Northern, Canada Southern, Beach Creek R. R. Eo., die Wagner 
Palace Car Eo. ıc. 

2 Da3 Scheitern eines folchen Verſuches fiehe bei den Kohlenbahnen. 
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jogenannten Gar= Truft3 Halten das rollende Material in ihrem eigenen 
Befik und vermieten es den Bahnen gegen gewiſſe Abgaben, bis die Koſten 
amortifiert find. Dann geht es in den Beſitz jener über. Andere Gejell- 
ichaften haben eigene Wagen und bezahlen den Bahnen beftimmte Abgaben 
für die Führung über deren Linien, oder erhalten von den Bahnen Dleilen- 
gelder von der Fracht wieder zurücvergütet. Solche find die Blue Line, 
White Line zc., die Wagen der Gattle Car Trufts, die Pullman und 
Wagner Car Co. Wagen für den Perfonenverfehr mußten früher große 
Abgaben an die Bahnen bezahlen, Heute werden fie gratis befördert, aber 
den Eifenbahnen gehört vielfach deren Stod; ferner die Refrigeratorwagen 
der großen Schlächter, die Tanfwagen der Standard Dil Eo. ꝛc. Alsdamm 
giebt es Gejellichaften zum Bau oder Betriebe von Bahnhofs- und Ber- 
jrachtungsanlagen, wie dies namentlich die Standard Dil Co. zur Er— 
reihung ihrer Machtſtellung auszunügen verftanden Hat; jchließlich Geſell— 
ichaften zur Verwertung des den Eijenbahnen gehörigen Landes, An die 
Gijenbahnen ſchließen fich ferner Schiffahrtägejellfchaften an; fie fontrollieren 
zahlreiche Kanal, Fluß: und Binnenjee-Sciffahrtsgefellichaiten ; die Penn: 
iylvania-Eijenbahn ift wejentlich in der neuen America Line, hervorge: 
gangen aus der englifchen Iman und belgischen Red Star Line, beteiligt. 
Kurz, es ift dies ein unendliches Ne von zufammenhängenden, fich gegen- 
jeitig kontrollierenden Intereffen, welches das Eifenbahnjyftem der Vereinig- 
ten Staaten zu der gewaltigiten Erjcheinung des centralifierten und centri« 
petalen Großbetrieb® gemacht hat, die überhaupt eriftiert. Wie der Bericht 
der Interſtate Commerce Commiffion jagt, ift durch alle verfchiedenen In— 
ftitutionen etwa Y/s der gefamten Bevölkerung des Landes, d. h. 12 Millionen, 
mit den Gifenbahnen direkt oder indirekt in abhängigem Zuſammenhang. 
Die neben den großen Geiten zu Tage getretenen gewaltigen Mißſtände 
haben ſich durch die Wirkſamkeit der Interjtate Commerce Commiſſion noch 
nicht gerade beträchtlich vermindert, doch iſt es, wie nicht zu vergefien, 
nur der erſte Verſuch einer gefeglichen Regelung; auch in England hat e8 
60 Jahre gedauert, ehe eine einheitliche Ordnung des Eiſenbahnweſens mit 
der Eijenbahnakte des Jahres 1888 erzielt wurde, und bier hat man gan 
beſonders vorzugehen gehabt, weil die Frage der Gejehmäßigkeit der erjten 
Verſuche noch dahinftand und man vermeiden wollte, die Bewegung vor: 
zeitig zu diöfreditieren. 

Durch allmähliche Erweiterung ihrer Rechte und Thätigkeit hofft aber die 
Kommiifion bald in die Lage zu fommen, eine genügende Kontrolle über 
das Gebiet zu erhalten, ohne daß deshalb eine don manchen Seiten in 
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neuerer Zeit ſtärker und intenfiver geforderte ftaatliche Übernahme der Eifen- 
bahnen nötig fei!. 

I. Neben den Eijenbahnen find in Europa eine Reihe anderer In— 
ftitutionen im Staatsbetrieb, welche gleich diefen der Befriedigung beſtimm— 
ter allgemeiner Bedürfniffe dienen und, nachdem fie einmal vorhanden find, 
ein gewifles Monopol in diefer Richtung naturgemäß ausüben. Das find 
vor allem die Boft, Telegraph und Telephon und die Waſſer— 
und Beleuhtungsverjorgung der Städte. 

a. Aus dem eriten Gebiete ift in den Vereinigten Staaten die Brief: 
und Zeitungsbeförderung in den ftaatlichen Betrieb übergegangen, dagegen 
it die Paketbeiörderung zum größten Zeile in den Händen privater Gefell- 
Ichaften, die unter fich Abmachungen über die Aufteilung des Landes und 
den Austauf von Paketen gemacht, und einheitliche Tarife aufgejtellt 
haben, die jogenannten Expreßkompanien; die hHauptjächlichiten find ?: 


Adams Erpreß Co. mit . » 2... $ 12000 000 ausgegebenem Stod, 
American Erpreß Eo. mit . . - -» . = 18000000 ⸗ ⸗ 
U. ©. Expreß Co. mit 10000 000 ⸗ ⸗ 
Wells Fargo & Co. mit. » » = 8000000 ⸗ .; 


große Mächte mit Tauſenden von Angeftellten, mit Agenten in jeder Stadt, 
jedem Dorf. Kleinere Konkurrenten, ſoweit fie ihnen im Wege waren, find 
durch Ankauf oder Erdrüdung allmählich bejeitigt, das Gejchäft mit den 
Eijenbahnen in Kontrakt genommen. Teils laufen die eigenen Wagen der 
Gejellichaften über die Bahnen, teil Haben fie diefen Abteilungen der Ge— 
pädwagen abgemietet. 

b. Der Zelegraphenverkehr, wie er fich ſeit Beginn der 50er Jahre 


! Un diefer Stelle jei des im Verkehr mit den Vereinigten Staaten neuerdings 
erfolgreich eingerichteten Pools der fontinentalen europäiichen Dampfiiffahrt3-Gejell: 
Ichaften in Bezug auf das Auswandererwejen gedacht, der nach beſtimmten Sätzen bie 
Auswandererbeförderung zwilchen den einzelnen Kompanien verteilt, reſp. diefen die 
Zahlung für einen beftimmten Anteil garantiert. Derjelbe ift jüngft wiederum auf 
ein Fahr erneuert worden. An Hamburg und Bremen hat man nun biejen Pool 
auf andere Zweige der beteiligten Dampfichiffahrtägefellichaften ausgedehnt. Die Ham: 
burg Amerifanifche Padetfahrt-Aktiengefellfchaft und der Norddeutſche Lloyd betreiben 
feit Dezember 1893 ihr Mittelmeergeichäft von New York au gemeinfam; vom 1. 
März 1594 ift, wie verlautet, der ganze Perfonen: und der deutſch-amerikaniſche Fracht: 
verkehr verſchmolzen, und eine gänzliche Fuſionierung ift wohl nur noch eine Frage 
der Zeit. Weitere Verhandlungen mit den holländifchen, belgiichen und englilchen 
Linien nähern fi ihrem Abſchluß. 

2 Bonds find nicht ausgegeben. (Bal.: Investor's Supplement of the Fi- 
naneial and Commereial Chroniele. März 31. New-Nort 1894.) 
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entwidelt Hat, ift troß zahlreicher Verſuche, dies als ungefehlich zu ver— 
hindern, nach Auskauf oder Vernichtung aller anderen Mitbewerber auf 
zwei Gejellichaften beſchränkt, die mächtigere und ältere Wejtern Union Tele 
graph Co. und die jüngere, kleinere Poftal Telegraph Cable Co. mit der 
von ihr gepachteten Commercial Union Zelegraph Co., die gleichfalls in das 
Land fich eingeteilt haben, und nicht in beträchtlichem Umfang mit ein- 
ander fonfurrieren. Sie haben ihre eigenen Kabel, bezw. find mit den Kabel- 
fompanien für überfeeifche Verbindungen afjociiert. Die großen Konfortien, 
denen fie gehören, lehnen fich im wejentlichen an die im Eiſenbahnweſen 
dominierenden New-Porker Finanzkreiſe. 

Die Entjtehung der Wejtern Union Telegraph Co. datiert in die Jahre 
1852—1856 zurüd. 1856 nahm fie ihre Charter im Staate New York 
und jog einige 50 Kompanien auf; andere folgten, bis fie im Jahre 1880 
ihre endgültige und Iehte große Erweiterung durch die Hineinnahme der 
Atlantic and Pacific und des American Union Telegraph Syitem vornahm. 
Sie hatte bis 1880 $ 41000 000 Kapital gehabt. Nach und nach er: 
warb fie für 7 Millionen Dollar® Stod anderer Kompanien, darunter 
71000 Share der Atlantic and Pacific, die hiermit jeit 1877 unter 
ihre Verwaltung gelangte, im Jahre 1888 erhöhte fie ihr Kapital auf 
80 Millionen, nahm die American Union al pari mit $ 15 000 000 und 
die Atlantic and Pacific mit 60 %o Hinein und gab ihren Aktionären eine 
fogenannte Stoddividende (gratis neue Aktien) von 48/2 /o!. Ein zur 
Berhinderung diefer Erweiterung angejtrengter Prozeß hatte feinen Erfolg ?, 
vielmehr dehnte fie fich auch fpäter weiter aus, emittierte 1887 5 Millionen 
neuen Stod zum Ankauf der Baltimore and Ohio Telegraph Eo., um end- 
(ih am 2. November 1892 ihr Vermögen auf die gewaltige Höhe von 
8 100.000 000 fejtzufegen. Dabei gelangten wieder $ 8 620 148 — 10 /o 
als „Seripdividende” zur Gratiöverteilung. Heute hat fie $ 94 820 000 
in Stod und $ 15 294 000 in verjchiedenartigen Obligationen ausſtehen, 
deren die meijten zur Sicherung gewifjer Pachtverhältniffe, die mit 8 Ge- 
jelljchaften auf jehr lange Frijten beitehen und einen Betrag von $ 32 385 875 
Kapital bededen. Sie befitt heute über 22 000 Zelegraphenämter. Die 
Politik ihrer Verwaltung war außer in gewiffen Zeiten, wo Jay Gould 
jeinen Einfluß zu eigenen Zweden geltend machte, jtet3 eine jehr konſer— 
vative; jo hat fie früher in Zeiten jcharfer Kämpfe mit Rivalen die Zah: 
lung von Dividenden eingejtellt, um ihr Kapital nicht zu ſchwächen?. 

! Bal. Investor's Supplement a. a. ©. ©. 150. 


? Acten von Bradſtreets. 
3 Charafteriftiich ift die Notiz des “Financial and Commercial Chroniele” 
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Die Preife des Telegraphierend find inzwiſchen andauernd und erheb- 
lich geſunken, und Heute nicht nennenswert Höher, in Vergleich des Geldwertes 
in Amerika ſogar niedriger ala in Europa !. 

Das Telephonweien wird nach fiegreicher Durchjechtung von Patent- 
prozeſſen don der American Bell Telephone Co. und ihren Konzeiftonären 
im ganzen Sande monopolifiert. Seine Preife find exorbitant; nachdem 
einige der Patente am 28. Januar 1894 erlojchen, erwartet man ein ge= 
ringe® Heruntergehen, um etwaiger Konkurrenz zuvorzulommen. Die Gejell- 
ſchaft Hatte urfprünglich $ 2 500 000 Kapital; jeit Mai 1893 $ 20 000 000 
und erhöht die neuerdings auf $ 50 000 000, Die Dividenden find 15 
bis 18 %0, 

ec. Die Wafjerverforgung der verfchiedenen großen Städte und ge- 
wiffer Zänderjtreden iſt gleichfalls in Händen kapitaliſtiſcher Gefellfchaften, 
die hierfür fpecielle Privilegien erhalten, bezw. die DVBerforgung von den 
Kommumen gepachtet haben, entweder gegen bejtimmte Miete oder gegen 
Abgaben von ihren Einnahmen. Hier wird namentlich Klage geführt dar- 
über, daß dieje Gejellichaften zur Erzielung günftiger Bedingungen beim 
Wettbewerb nicht immer lautere Mittel zur Beeinfluffung maßgebender 
PVerfönlichkeiten angewendet haben, und daß in den Städten daher mert- 
volle Gerechtſame verjchleudert feien. Im ganzen ilt der fommunale Be- 
trieb in der Zunahme. 

d. Unter den Gasmwerken, für welche der lebten Gruppe ähnliche Ver— 
hältniffe vorliegen, ijt der jogenannte Chicago Gas Truſt beachtenswert. 

Die in Chicago bejtehenden vier Gaskompanien Hatten fich im April 
1887 zu einem regelrechten Truſt, Chicago Gas Truſt Co. zuſammen— 
gethan. Aus Popularitätsgründen ſah fich die Behörde von Illinois ver— 
anlaßt, einzufchreiten, und in einem Prozeß wurde der Gastruft, der fich 
April 1890 in Chicago Ga8 Company ummannte, Für ungejchlich erklärt. 
Darauf ernannte die Gejelljchaft im April 1891 ein Liquidationgfomitee ! 
Indes muß man keineswegs meinen, daß fie nun nicht mehr beiteht. Nach Kon» 
jultierung mit dem Attorney General von Illinois that fich vielmehr fogleich 
eine neue Geſellſchaft auf, die Chicago Gas Companies, welche den Stod der 
vier verjchiedenen Chicagoer Gasgeſellſchaften beſitzt. Um auch den Schein 
zu vermeiden, fie fei ein Truſt, hat fie diejen Stod in der Fidelity Inſu— 
rance Truſt and Safe Depofit Co. of Philadelphia deponiert, die den tech- 


No. 1498, daß nach dem Tode von J. Gould fich die Werte und die Beliebtheit der 
Weſtern Union-Papiere wejentlich erhöht hätten. 
1 Bal. George Gunton a. a. D. und ben Auffag von Richard T. Ey a. a. D. 
10* 
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nijchen Zeil der Verwaltung beforgt. Ihr Kapital ift $ 24 885 800 Stod 
und $ 20 540 000 Bonds; außerdem fontrolliert fie indirett durch eins 
ihrer Glieder eine Reihe Eleinerer Kompanien. Die einzelnen Kompanien 
bejtehen anjcheinend volltommen unabhängig weiter. Das Papier der Chi- 
cago Gas Go. ijt eine der größten Spielpapiere der New-Yorker und Chi— 
cagoer Fondsbörſen. 

In diefelbe Gruppe gehört in gewiſſer Hinficht die in der General 
Glectric Co. vollzogene Vereinigung verjchiedener, die Starkjtromtechnif be= 
treibenden Gejellfchaiten, vor allem der Edifon und der zwei Thompjon Houſton 
Cos. Der einzige in Betracht kommende Konkurrent hier im Lande ift die 
Weſtinghouſe-Geſellſchaft. Die General Electric Co. befigt ein Kapital von 
$ 30 459 700 common und $ 4 251 900 preferred stock und 10 500 000 
bonds; ihr Papier gehört zur gleichen Art, wie das Weſtern Union» und 
Chicago Gas Papier. Dieſes Unternehmen fteht andeverfeit3 in Beziehung 
zu der auf Patenten beruhenden Gruppe, wie es denn auch zahlreiche 
lokale Geſellſchaften ins Leben ruft, bezw. fonzeffioniert. 


III Eine weitere Gattung bilden die natürlihen Monopole, 
d. 5. Gegenjtände, welche nur in befchränftem Maße vorhanden find, bezw. 
aus in beſchränktem Maße vorhandenen Materialien jabriziert werden. 


In der Förderung de Rohmateriald find die Einigungsverjuche noch 
vielfach in den Anfängen, zu folchen gehören die gedachten Bejtrebungen 
der Rockefeller-Intereſſenten, das Minengebiet ded Lake Superior zu mono- 
polifieren. Im allgemeinen wird Eijenerz an zu vielen Stellen des Landes 
und in zu bverjchiedenen Formen gefunden, um überhaupt zu einleitenden 
Schritten nach diefer Richtung geführt zu Haben. 

Das Gleiche gilt von der weichen, bituminöjen Kohle. Die Anthracit- 
kohle dagegen wird nur in einem ganz bejchräntten Gebiet, Penniylvanien 
und den angrenzenden Landesteilen, gefunden, abgejehen von neuerdings 
entdedten, im fernen Weſten gelegenen Eleinen Diftrikten, die bei ihrer Ab- 
gelegenheit noch nicht in Frage kommen. Die Konkurrenz Neujchottlande 
wird durch jchlechte Verbindungen und den Kohlenzoll verhindert, fönnte 
aber ſonſt auch nicht jehr wejentlich fein. 

Über Kombination in der Kohlenproduftion wurde von jeher viel ges 
klagt und berichtet; eine wirkliche organifche Vereinigung der Produzenten 
bat aber noch nicht jtattgefunden. Der Kohlendijtrikt gliedert fich an ver 
ichiedene große Bahnſyſteme: Reading, Lehigh- Valley, New-Jerſey Gen- 
tral, Bennfylvania, Delaware and Lalavannah, News Pork- Lake Erie 
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and Weſtern, New-York-⸗Susquehannah and Weſtern, New-York-⸗Ontario 
and Weſtern! an. 

Die jährliche Förderungsfapazität beträgt 50 000 000 tons, die that- 
jächliche Förderung 41 000 000 tons. Bon diefen bringen die betreffenden 
Linien etwa 35 %o in die Seefüfte. 

Der Verkauf des Produkts verteilte fich im Jahre 1892 ungefähr: auf 
PVenniylvania, New Port und New-Jerſey 70%o, Neuenglanditaaten 10 %/o, 
weftliche Staaten 13/0, füdliche und pacifiiche Staaten 40, Canada 8 ®/o, 
Die Kohlenländereien gehören teils den Eifenbahnen felbit, zum größten Teil 
Geſellſchaften, deren Aktien in ihrem Beſitz find, oder jonft von ihnen ab— 
bängigen Perjönlichkeiten; nur 5 %/o ſtehen nicht in Beziehung zu ihnen. 
Seit dem Jahre 1884 Hatten fie die erwähnte Bereinigung durch Verkaufs— 
agenten eingerichtet und ſetzten auch eine feſte Kontingentierung der Kohlen— 
iörderung unter fich feſt. Diefe, ein „friendly agreement among gentle- 
men” ohne Schriftliche oder Konventionalitrafen, wurde nicht gerade jehr 
jtrift gewahrt. 

Im Jahre 1891 nahm das Reading-Syijtem mit der Pacht der Lehigh- 
Balley und der Jerſey-Central-Bahn? und damit der Kontrolle von über 
60 %/o der Gejamtförderung den Verſuch einer energifchen Gentralifierung 
auf. Weitere Verabredungen mit den übrigen Kohlenbahnen mit Ausnahme 
des Pennſylvania-Syſtems brachten beinahe 85 0/0 der Kohlenförderung zu 
einer jeften Vereinigung und durch Ankäufe von New York and Nerv Eng- 
land R. R. Co.Shares u. a. m. verfuchte der Reading Präfident fein 
Dperatjonzfeld direkt nach Neuengland hin augzudehnen. Im Oftober des— 
jelben Jahres indes zeigten fich jchon Zeichen des Zerfalls, indem die Dela- 
ware-Bahn auf eigene Fauſt zum Nachteil der anderen ihre Förderung zu 
jteigern begann. Den Managern der Serjey= Central» Bahn fchien die 
Sache auch nicht Länger zu paflen; fie wußten durchzufegen, daß, auf Grund 
(age einer don der Pennſylvania-Bahn herbeigeführten gejelichen Maßregel, 
die New-Jerſey-Gerichte die Pacht durch eine auswärtige Geſellſchaft für 
ungejeglich und ungültig erflärten®. In Wirklichkeit lag die Sache fo, daß 


ı Bal., neben ber oben angeführten Litteratur für Kohlen, 3. B. Report of 
Commission appointed to investigate the Waste of Coal-Mining with the View 
to the Utilising of the Waste; Common-Wealth of Pennsylvania. Phila- 
delphia, May 1893, mit mufterhaften Statiftifen und Nachweifen; besgl. James 
F. Jones: “A short description of the Pennsylvania Anthracite- Coal- 
Field.” Philadelphia 1892. 

?2 Anlage V— VII. 

3 Anlage VIII. 
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die Präfidenten und DBerwaltungsräte der Reading - Eifenbahn, als fie 
fahen, der alte Plan werde mißlingen, ihr Intereſſe an der eigenen Linie 
verkauft und jolches in den übrigen Bahnen erworben Hatten. Sie jpefu- 
lierten nunmehr gegen ihre eigene Bahn, begünftigten die anderen und waren 
die eigentlichen Urheber der Vorgänge mit der New-Jerſey-Central. Sie 
wußten es einzurichten, daß in furzer Zeit die Pacht der Lehigh-Valley⸗ 
Bahn dem Reading-Syftem 1"/s Millionen Dollars Eoftete. Nachdem fie 
durch geiäljchte Berichte englische Inveſtoren zum Kauf großer Summen 
von Werten veranlaßt Hatten, erklärten fie plößlic) die Reading =» Bahn 
fallit, worauf das Pachtverhältnis wegen Nichteinhaltens der Berbindlich- 
feiten gelöft wurde; die Kohlenfombination war gejcheitert. 

Die Bereinigung der Verkaufsagenten bejteht nach wie vor weiter, 
wennſchon nur mit mangelhaften Erfolg, weil erftend jeder einzelne der 
Beteiligten heimlich gegen die Verabredung Handelt, große Lieferungen billiger 
übernimmt und über den übereingefommenen Prozentjat hinaus fördert, zwei— 
tens weigert fich das Pennſylvania-Syſtem offen, fich auf irgendwelche Kontin- 
gentierung einzulafjen. Es follte etwa 10 %0 des gejamten Betrages för- 
dern. Die Fracht nun, welche Kohlen erzielen, ift 46 %o des in den See 
ftädten gezahlten thatfächlichen Preiſes; da die Penniylvania- Bahn ihre 
eigenen Minen befitt, ift e& ihr gleichgültig, einen etwas geringeren Preis 
zu machen, fie hat an der Fracht einen überreichen Ausgleich. 

Wie fich die Kohlenverhältniffe in der nächiten Zeit geftalten werben, 
ift dunkel, zumal die Anthracitfohle noch mit zwei anderen, fundamental 
wichtigen Bewegungen zu rechnen hat, die fichere Schlüffe auf die Meiter- 
entwiclung des Konſums nicht geitatten: 

Erſtens die ftarfe Konkurrenz der bitumindfen, weichen Kohle in der 
Eifeninduftrie!. Die Robeifenproduftion beträgt nach dem Cenſus: 


Jahr An ben Ber. Staaten In Pennſylvania, New York u. New Jerſey 


1870 2052 821 t 1921649 t 
1880 3781021 = 2401093 : 
1890 9579779 — 5216591 = 


Die Zahl der Hochöfen nimmt dagegen ab 1880—1890 von 681 auf 562, 
bezw. von 346 auf 279, jo daß die Förderung von Eiſen durchjchnittlich 
per Hochofen beträgt: 


Jahr Ver. Staaten Pennſylvania, New-York und New-Jerſey 
1880 5552 t 6940 t 
1890 17 046 = 13 697 : 


ı Dergl. Jones a. a. O. ©. 21 ff. 
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Dabei beitand die Feuerung in 


1880 189% 
Tonnen Tonnen 

Anthracit⸗Kohle allein 1112 735 323 258 
„gemiſcht mit Koks 713 932 1879 098 

Koks und bitum. Kohle 1515 107 6 711 974 
Holztohlen 435 018 655 520 

Gafe ꝛc. 4229 9929 

Gef. Eifenprobuftion ber B. Staaten 3781021 9 579 779 


1880 waren von der Gejamtzahl der Hochöfen 289 mit Anthracit oder 
Anthracit und Koks gefpeift, 1890 nur 169. Im Jahre 1870 war bie 
Konfumtion der Anthracitfohle in der Eifeninduftrie 18 %0 der ganzen 
Anthracitproduftion, in 1880 war fie 14.2 9/0, 1890 mußte fie bei gleichem 
Fortſchreiten 5 091 000 t betragen; in Wirklichkeit zeigen die Zahlen, daß 
nicht viel mehr ala 2 000 000 t fonfumiert wurden. 

Die Urfache Hierfür ift die Entdedung, dat die bituminöſe Kohle bei 
höheren Temperaturen bejjere Rejultate Liefert und billiger if. Mit der 
Zeit wird die Anthracitfohle wahrjcheinlich in noch viel größerem Um— 
fang aus der Eifeninduftrie verdrängt fein. 

Dagegen hat fich andererfeit? ein neues Feld für die Konjumtion der 
Anthracitfohle in den weftlichen Staaten eröffnet, welche im Jahre 1882 
2 231 000 t bezogen, 1889 jchon 4996 000; die überall ing Leben ge— 
rufene Bewegung, wo angängig die jchmußigen und ungefunden Weichkohlen 
durch reinliche Anthracitfeuerung in den großen Städten zu erſetzen, dürfte 
noch weitere Erfolge erzielen. — Das große Schwanken dieſer Konfumtions- 
elemente hat einen gefunden Gang des Kohlengeſchäfts verhindert. 

Sonft liegen Nachrichten über eine Vereinigung in der Borarproduftion 
vor, welche in einigen wejtlichen Staaten konzentriert it, und an einzelnen 
Stellen des Landes über Bereinigung der Marmorbrüche, ſowie der Stein» 
brüche, in Verbindung mit den Baumeiftern von New-York. Das Scheitern 
des großen Kupferſyndikats Hat die Luft an Vereinigungen von Minen: 
interefjen in große Verbände für einige Zeit bejeitigt. 

Biel zahlreicher find Verfuche, die Produkte der verjchiedenen Zweige 
des Minenweſens, joweit fie fabritmäßig verarbeitet werden, zum Gegen— 
ftand von Kombinationen zu machen. Dahin gehören das raffinierte Petro- 
leum und die verjchiedenartigen Produkte der Eifen-, Kupfer-, Blei⸗ und 
Zinkinduftrie. Das raffinierte Petroleum ift infofern ein beſonders danf- 
barer Gegenjtand, ala es lange in den DBereinigten Staaten allein im 
großen verarbeitet wurde, und nur im ruffiichen eine allmählich wachjende 
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Konkurrenz findet. Daß eine Bereinigung in der Yörderung nicht gelungen 
ift, wird darauf zurüdgeführt, daß zur Anlage eines Olbrunnens nur ein 
jehr geringes Kapital gehört, umd daher täglich wieder neue Gebiete von 
einen Unternehmern in Angriff genommen werden, wie denn ein Feld auch 
nur 12—20 Jahre ertragsjähig ift. Transport und Raffinerie erfordern 
jo gewaltige Kapitalien, um dejto rentabler zu werden, je centralifierter 
der Betrieb ift. 

Ähnliches gilt vom Baummwollfaatöl, einer noch jungen Erfindung 
(f. unten) u. a. m. 

IV. Monopole, welche Heute noch ala berechtigt anerkannt find, dag 
Patentrecht und daß Urheberrecht. 

Erſteres hat Grund zu zahlreichen bedeutenden Vereinigungen gegeben, 
entitanden auf Grund eines oder mehrerer Patente an bejonderen Herſtel— 
lungsprozeſſen oder bejonderen Herjtellungsmafcinen. 

Die rechtlichen Grundfähe find entgegen den anderen Fällen meiſt für 
möglichjt große Ausdehnung der mit dem Patent gewährten monopoliftifchen 
Stellung!. Wir finden entweder verjchiedene Zweiganftalten über das 
ganze Land hin zur Ausnützung jolcher Prozeffe zerftreut, oder einen Her— 
ſtellungsprozeß an einer Gtelle centralifiert, oder die Inhaber von Pa— 
tenten fonzeffionieren gegen beftimmte Abgaben eine Reihe von Unterneh» 
mern, ihre Patente zu benüßen, indem fie gleichzeitig fich zu einer gewiſſen 
Beſchränkung in der Vergebung diejes Rechtes verſtehen; oder jchließlich die 
Unternehmer einer Gruppe treten zufammen, kaufen verjchiedene Patente auf 
und teilen fich in die Benüßung, oder gründen eine Gejellfchaft zur Aus— 
nüßung derjelben. Für diefe verfchiedenen Fälle ift eines der bemerkens— 
wertejten Beijpiele die Stacheldrahtinduftrie?: Barbed Wire, jene auf den 
großen armen zur Fernhaltung unbefugter menfchlicher oder tierifcher 
Eindringlinge jeit etwa 15 Jahren vielfach zur Anwendung gelangte Er: 
findung. Die Firma Waſhburn & Moen in Chicago hatte urjprünglich 
die auf die Anfertigung von Stacheldraht bezüglichen Patente erivorben 
und ihr ausfchließliches Recht auf diefelben in verjchiedenen Rechtsftreitigkeiten 
aufrecht erhalten. Sie produzierte anfangs der Hauptjache nach allein; bei 
weiterer Ausdehnung des Konſums errichtete fie Filialen; dann Eonzejfionierte 
fie gegen große Abgaben mehrere andere Gejellichaften, welche fich fchließlich 
zufammenthaten, die verjchiedenen Patente erftanden und zu ihrer Ausnützung 
die „Columbia Patent Co.“ mit $ 400 000 Kapital unter Kentudy Charter 


ı Bol. Spelling a.a. O. Abichnitt Patente. 
?2 Sammlung de Herrn H. D. Lloyd, Budftabe W. 
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gründeten. Außenftehenden wird nur gegen außerordentlich hohe Zahlung 
Benugung der Patente geftattet!. 

Unter den Vereinigungen infolge des Urheberrechtes verdient der ſo— 
genannte Schulbuchtruft genannt zu werden, welcher alle Schulbuchverleger 
des Landes mit Ausnahme von drei Firmen umfaßt und, wie geklagt 
wurde, die Preife ſehr hoch hält?. 

V. Außer allen diefen finden fich jchließlich eine große Zahl von 
Vereinigungen, deren Grund nicht oder nur zum Eleinen Teil in den bis— 
her gejchilderten Berhältniffen zu fuchen ift. In zahlreichen Induſtrien 
tauchen fie bald Hier, bald dort auf, um oft fchnell wieder zu verichwinden. 

Auf freihändlerifcher Seite wird als ihr Grund der Schutzzoll an— 
geführt, von welchem fie ihrem Gedeihen nach wefentlich abhingen. 

Seden Tag faſt Hört man von der Entjtehung und vom Vergehen von 
KRartellen und Kombinationen, von Verſchmelzungen und Wiedertrennungen. 

Die „Tarif-Reform“ führt in ihrer Nr. 8 des V. Bandes hundert Beis 
ipiele an, die nach ihr lediglich auf dem Schußzoll beruhen follen, und deren 
Zufammenhang mit dem hohen Schußzoll fie nachzumeifen ſucht; es find 
u. a. Anthracitkohle, Stahl, Stahljchienen, Lofomotiventeile, Sägen, Draht, 
Gifengeräte aller Art, galvanifiertes Eifen, Mafchinenteile, Keſſel, Achſen, 
Bisquit, Koks, Bolzen, Schuhe, Borar, Beſen, Bürften, Knöpfe, Kohlen, 
Federn, Gejchoffe, Särge, Kijten, Ricinusöl, Gelluloid, Gigaretten, fonden- 
fierte Milch, Kupferbarren und Kupferblech, Tauwerk, Töpferwaren, Baum— 
wolljtoffe, Baummolljaatöl, Baummwollfäden, eleftrifche Apparate, Gouverts, 
Flintglas, landwirtfchaftliche Geräte aller Art, wie Sämaſchinen, Eggen, 
Erntemaſchinen, Schaufeln, Haden u. dgl., Fruchtſaft, Handſchuhe, inprägnierte 
Faſern, Blei, Lederpappe, Leim, Leinfaatöl, Lithographien, Marmor, Streich: 
hölzer, Marodleder, Hafergrüße, Oltuch, Papierbüten, Fenſterglas, Taſchen— 
meſſer, Puder, Konſerven, Papierfabrikationsgeräte, Reis, Gummiartikel ver— 
ſchiedener Art, Geldſchränke, Salz, Sandſtein, mediziniſche Apparate, Sand- 
papier, Fenjter- und Thürteile, Schulbücher, Schulgerät, Röhren, Bratſpieße, 
Seife, Kohlenſäureapparate, Spulen und Weberſchiffchen, Schwämme, Stärke, 
Zucker, Zinkplatten, Grabſteine, Koffer, Wollkratzer, Lettern, Regenſchirme, 
Öfen und Dampfdfen, Tapeten, Uhren, Holzſchrauben, Wollhüte, Packpapier 
und Gelbholz. 


ı Eine Abmachung, Außenftehende überhaupt von der Benubung folcher Patente 
auszufchließen, oder zu diefem Zwede Kombinationen zu gründen, war an anderer 
Stelle gerichtlich für ungültig erklärt, dagegen ift es 3. B. geftattet, Abſtandsgelder 
für die Nichtbenutung von Patenten zu bezahlen. Spelling a. a. O. 

2 Tarif-Reform: Tarifi-Trusts a. a. O. ©. 729. 
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Dad Berzeichnis iſt nicht korrekt; in den anderthalb Jahren, 
jeit e8 gejchrieben, Haben fich bereit3 die einen oder andern der Verbände 
wieder aufgelöft, wie jüngft der „Koffertruft”. Andere find entitanden. Es 
macht weder auf Vollftändigkeit Anfpruch, noch dürfte der Nachweis überall 
möglich fein, ob die Intenfität der Verbindung auch nur den Namen Kar- 
tell zuläßt. 

An dem angeblichen Zufammenhang mancher Kombinationen mit dem 
Zoll ift jehr viel Wahres im einzelnen. So wurde feinerzeit die Ausdehnung 
der großen Gordage- Kombination über das ganze Land davon abhängig ger 
macht, ob der MKinley-Tarif eingeführt würde!. Natürlich bietet ein 
in ſich abgefchloffener nationaler Markt Leichter den Boden für eine Ber: 
einigung, weil er die Überfichtlichkeit und damit die größere Ausficht auf 
Erfolg voraus Hat. Die Ausſicht auf volle Ausnutzung der durch ben 
Schutzzoll gewährten Ertraprofite ift verlodend. So mag denn auch eine 
Anderung des Zollſyſtems Einfluß auf manche Vereinigung haben. 

Das Gejagte aber ergiebt bereits, und wir werden noch weiter jehen, 
daß dies nur einer der in Betracht fommenden Punkte ift, und nicht ein- 
mal einer der allgemein ökonomiſch maßgebenden, welche weit tiefer Liegen; 
und ebenfo verhält es fich betreffs des Zufammenhanges mit dem Eiſen— 
bahntvefen. 


H. Weſen und Wirkung der „Truſts“. 


In den verfchiedenen Gruppen finden wir bie Kombinationen für Gegen: 
jtände der Maffenproduftion und -konſumtion, bei welchen zeitlich und ört— 
lich Geihmadsrichtungen und Wechſel in denjelben eine erhebliche Rolle 
nicht jpielen. Ihre Entjtehung wurde begünftigt durch natürliche oder 
fünftliche Monopole; ihre Form hängt ab von den Neigungen der Parteien, 
von ihrem Vertrauen in die Fähigkeiten der leitenden Perſönlichkeiten. Was 
aber jchafft ihr Gedbeihen? Wie wirken fie? 

Wir werden uns nunmehr etwas eingehender mit den höchiten Formen 
der Unternehmungen, den Truſts und den Korporationen don Korpora= 
tionen, zu bejchäftigen haben, d. h. denjenigen, bei welchen das Kapital 
und die Unternehmerthätigkeit vollitändig einheitlich zur Regulierung aller 
mit der Produktion der betreffenden Artikel in Verbindung ftehender Funk— 
tionen wirft; und zwar dor allem mit den größten derjelben in Petroleum, 


1Akten von Bradstreets. 
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Blei, Leinfaatöl, Baumwollöl, Zuder, Cigaretten, Alkohol, Stärke, Tauwerk, 
Streichhölzern, Lettern, Cafes, Gummi und Leder, Der Zwed, den folche 
Unternehmungen verfolgen, ift richtig mit den allgemeinen Worten der 
Berbilligung der Produktion, Regelung der Quantität, Beeinfluffung des 
Preiſes bezeichnet. 


Nicht aus idealen oder allgemein nationalölonomifchen Erwägungen 
entjtehen die großen Unternehmungen. Kaum dürfte ein Rodefeller bei 
den erjten Berfuchen des Fuhrmannsknechtes, mit einem Yreunde zufammen 
eine Kleine Petroleumraffinerie zu übernehmen, geahnt haben, welche wirt= 
ichaftliche Aufgabe zu erfüllen er fich anfchide, und welche Weltmacht er 
dereinft von dem gewaltigen Gebäude am unteren Broadway in New-NYork 
dirigieren werde. Kaum dürfte der Stammvater des Haufe Banderbilt 
mit der Abficht, ein Mufterunternehmen centralifierter Eifenbahnvermwaltun« 
gen begründen zu wollen, mit einer Borftellung von diefem Riefentompler an 
Gifenbahnen und anjchließenden Betrieben fein erſtes im Fährverkehr zwi— 
chen New-York und Staten-Island erworbenes Geld in Eifenbahnen an- 
gelegt haben. Indes ift für die Gejfamtentwidlung das Borhandenfein 
diefer großen Perfönlichkeiten von außerordentlicher und im einzelnen be= 
ftimmender Wichtigkeit gewefen. Daß fie den Betroleumbandel oder das 
New-NYorker Eiſenbahnweſen in Angriff nahmen, Hat in der konſequenten 
Folge der Dinge nicht nur einen über die urfprünglichen Ideen hinaus— 
gehenden, nein, einen weit über ihr eigenes Gebiet hinausreichenden Erfolg 
gehabt. 

Mehr vielleicht noch ala in Europa fteht in dem Lande der möglichjt 
uneingejchränkten Wirkſamkeit des Einzelnen die Perfönlichkeit des Unter- 
nehmers im Vordergrunde der Erjcheinung,; Männer, die an den Riejen- 
aufgaben der Kultur arbeiten und mit jchöpferifcher Energie gewiſſen Zwei— 
gen zeitweilig ihren Stempel aufgedrüdt haben, treten in Amerika zahl: 
reicher hervor, ala drüben !, 





!ı Die raſch aufeinander folgenden Phafen dee Fortichritt3 haben den Eindrud 
erzeugt, als ob hier ein größerer Prozentjat jolcher ausnehmend befähigter Menjchen 
vorhanden wäre Das ift nun allerdings nicht der Fall. Amerikanifche Schriftfteller 
(Gunton, Eoof, Bonham u. a.) geben vielmehr jelbft ben Grund für die Thatfadhe an. 
In Europa finden die bebeutendften Geifter vielfach andere Bahnen der Beihäftigung: 
in ber Staatöverwaltung, im Heer, auf ben Pfaden abftratter Wiflenfchaft, während 
in ben Vereinigten Staaten dem über ben Durchſchnitt hinaus Begabten zur be- 
fonberen Bethätigung feiner Fähigkeiten, zur Erlangung einer beſonders bedeutſamen 
und geachteten Stellung faft nur das wirtichaftliche Gebiet offenfteht. Bei Umfrage 
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Die große Aufgabe folcher Männer ift die Jnitiative, dag richtige Er- 
fennen der Bebürfniffe der Zeit und die Übernahme der Lenkung der Be- 
wegungen. Wenn fie zu diefem Zwecke die vorhandenen Mittel in der an— 
gemefjenen Weife gruppiert haben, dienen fie anderen zum Mufter. Die 
ftaatlichen und polizeilichen Einrichtungen, ſowie die öffentlichen Anz 
fchauungen über Ehre und gejchäftlichen Anftand find bier einigermaßen 
dehnbarer, und geben ihnen ſomit einen weit größeren Spielraum, als ihren 
europäifchen Brüdern zur Verfügung fteht. Es fcheint überhaupt ein Unter- 
ſchied zwijchen Zeiten des großen Forſchritts und folchen der Erhaltung des 
Beitehenden, wie fie in der Gejchichte abwechfeln, zu beftehen. In erjteren 
iſt die Perfönlichkeit des Unternehmers als des kühn magenden Bahn 
brechers von größerer Bedeutung, in letzteren volfswirtichaftliche Organi— 
lation und regelnder Eingriff jocialer Adminiftration. Die Gründung und 
Erfindung hängt von einem großen Geiſt ab, die Verwaltung nachher mag 
lange von beratenden Kollegien gewöhnlicher Sterblichen weiterbeforgt wer: 
dent, Immer aber ift jene Unternehmung im Vorzug, die einen jtarken 
leitenden Geift aufzuweiſen hat. 

Bei der Anangriffnahme der Organijation de produftiven Kapi— 
tal3 in der Petroleumindujtrie und. den anjchließenden Zweigen hat Rocke— 
feller den Hebel jehr früh an der richtigen Stelle einzufeßen gewußt: im 
Transportwejen. Wenige Jahre, nachdem er feine Unternehmung in ganz 
fleinem Maßſtabe begonnen hatte, gelang e& ihm bereit3, durch Kontrakte 
fih Begünftigungen vor feinen Mitbewerbern zu fichern. Die Vorwürfe, 
welche an dem Standard Oil-Unternehmen für lange Zeit haften geblieben, 
find, daß jene in unrechtmäßiger Weife durch Beitechung, bezw. Gewährung 
von Begünftigungen an die betreffenden Eifenbahnverwalter erzielt jeien?, 


fand der Verfafler in zwei der großen Truſts als Hauptgrund bes Entſtehens be 
fonderen Ehrgeiz der Begründer angegeben. Diejelben waren bereits jehr reich geworben, 
und ökonomiſch Hätte für fie fein direfter Grund vorgelegen. Dad Hauptmotiv, auf 
dad an fie geftellte Anfuchen einzugehen, fich an der Bildung eines Riefenunternehmens 
in leitender Stellung zu beteiligen, war ein ſociales. Trotz ihres Geldes Hatten fie 
bisher gejellichaftlich fih feine Stellung zu fchaffen, feinen Eintritt in “Society” 
zu erlangen gewußt. Xebteres ift aber mangels anderer Titel und Ehren der nahezu 
alleinige Weg zur gefellfchaftlichen Evolution im Lande. Sie konnten vorausſetzen, 
daß bie leitende Stellung in ſolch' einer Kompanie mit der damit verbundenen Macht 
und Anjehn ihren Wünfchen Erfüllung jchaffen werde. 

I Derartige Erwägungen jcheint Sinzheimer in feiner fonft jehr viel Bedeut— 
james enthaltenden Arbeit: „Die Ausdehnung des Großbetriebs” außer Acht gelaffen 
zu haben. 

? Gijenbahnengquete von 1879 und Standard Dil-Enquete von 1888. 
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und ferner die unerbittliche Grauſamkeit, mit welcher man widerjtrebende oder 
läftige Konkurrenten vernichtete. Erjtered ift nach Bonham! nun dem Ein- 
zelnen gar nicht jo fehr anzurechnen; vielmehr ift von jeher das Be— 
ftechungsfyftem mit der Entwidlung der Eifenbahnen Hand in Hand ge 
gangen. Wenn e3 der Eine nicht anwandte, jo wandte e3 ein jErupelloferer 
Gegner an, um ihn aus dem Yelde zu fchlagen. 

Es jcheint eine undermeidliche Begleitericheinung großer wirtjchaftlicher 
Ummwälzungen, daß fie einen Zeil der in ihrem Wege befindlichen Wider: 
jtände im Dahinrollen zermalmen. Die Gejchichte der großen Konzentrie— 
rung&beftrebungen in den Wereinigten Staaten ijt reich an Epifoden, in 
denen zahlreiche Menfchen wirtjchaftlich durch die Macht ihrer Gegner ruie 
niert wurden, und zwar waren die Wege der letzteren auch zu diefem Ziel 
nicht immer die ehrenhaftejten. Die ganze Härte des Laisser faire - Prin« 
cips hat fich in zahlreichen Fällen fundgethan, und die Seufzer derer, welche 
von den großen Unternehmungen täglich in den Staub geworfen wurden, 
find noch immer hörbar; wenngleich fich herausſtellt, daß bei längerem 
Beitehen, bei größerer Ausdehnung die Praris der Trufts allmählich kon— 
fervativer wird. Noch heute fichern fich die großen Unternehmer und Unter 
nehmerverbände Diskriminationen bei den Eifenbahngefellfchaften. Doc 
find die alles eben Dinge, die nicht nur in den großen Truſts ꝛc. vor— 
gekommen find, fondern bei dem Entjtehen jeder großen Unternehmung. 
Sie haben nicht jo viel mit der Thatſache des vorliegenden Problems zu 
thun, al® mit der allgemeinen Gejchäftsmoral, auf welche das Beifpiel der 
Kombinationen und ihrer Leiter nur infolge don deren Provenienz einen 
beſonders jtarfen Einfluß übt. 

Nachdem die große Standard Dil Combination das Eis gebrochen 
und den Weg gezeigt, fügt fich den fpäteren das jpröde Material bereits 
leichter, und fie haben weniger Drud nötig. Bonham teilt die Trufts 
ihrer Entjtehung nach richtig in jolche ein, welche aus dem Boden unrecht— 
mäßiger Begünftigungen durch Eifenbahnen erwachfen find, und die übrigen. 
Die legteren find nun feinegwegs, wie jener weiter folgert, nur zufällige 
Gebilde, jondern oft die natürlichen Produkte langer Kämpfe und MWieder- 
vereinigungen. So lag 3. B. die Alloholinduftrie jahrelang darnieder. 
Die fortwährenden Veränderungen in der Steuer? Hatten jedesmal, wenn 





! Railway Seereey and Trust, jpeciell ©. 41—50. 
2 Stenerfähe auf Alkohol per Gallone: 


1862 20 Cents. 1868 50 Genta. 
1864 (März) 60 =: 1872 70 =: 


1864 (Juli) 150 - 1875 90 
1865 200 ⸗ 
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die Verhandlungen darüber jchwebten, die Folge, enorme Überproduftion zu 
erzeugen!. In den 60er Jahren fchon war die Zahl der Brennereien auf 
das dreifache der Bebürfniffe gewachſen, und fie fonnten fich nur durch enorme 
Steuerunterfchlagungen halten, jo daß der Alkohol im Markt gelegentlich 
billiger war, als der Betrag der Steuer. 1870 verpflichteten ſich dann 
alle Brennereien nördlich vom Ohio bis auf drei, ihre Produktion auf ?/s 
der Fähigkeit zu befchränten. Allmählich ftieg die Konfumtion, und 1878 
jeßte ein reger Export nach Europa ein, wo fchlechte Ernten für die nächiten 
Jahre die Einfuhr von mehr ala 40 000 000 Gallonen Alkohol ermög- 
lichten. Wiederum aber rief dieje günftige Zeit zahlreiche neue Mitbewerber 
ins Leben, und ala der Erport 1883 anfing abzunehmen — Europa Hatte 
gute Ernten und veränderte feine Zollgeſetze —, befand man fich wieder 
großer Überproduftion gegenüber. Der Export ging von 20 600 000 Gal- 
(onen 1879 auf 150 000 in 1888 zurüd, während man fich einer Leiſtungs— 
tähigfeit in der vierfachen Höhe der Konjumtion gegenüber jah. 

1881 ſanken die Preife unter die Produktionskojten, wie jchon früher 
mehrfah. Dean entichloß fich zur Bildung eines Pools und Begründung 
einer bejonderen „Wejtern Export Affociation“. Lebtere jollte Alkohol er: 
portieren, wenn auch mit Verluft, der durch monatliche Umlagen proportio- 
nal der Produktion von den Einzelunternehmungen zu deden war. Daß 
man feine Etablifjement3 ohne weiteres jchließen konnte, lag an der gleich» 
zeitig von den Brennereien betriebenen Viehmaſt. Der Verfuh, eine Ex— 
portprämie zu erhalten, mißlang im Kongreß. Nichtsdeftoweniger brach 
der Pool im Frühjahr 1882 infolge der Weigerung einiger Mitglieder, 
die Umlage zu zahlen, zufammen. Er wurde im Herbſt wieder gegründet, 
und jo jehen wir von 1885—1887 fortwährend neue Pools entftehen und 
wieder fallen, bi man im Jahre 1887 den Truft zujammen brachte. An- 
jangs erniedrigte man die Preife, um die widerjtrebende Konkurrenz zur 
Kapitulation, zum Anfchluß zu bringen, ein auch in anderen Trufts be- 
obachtetes Verfahren. Heute fontrolliert die Distilling and Cattle Feeding 
Co. 75 %o der Produktion des Landes — über 50 000 000 Gallonen?, 

Die Meinung Herricht, daß ohne die Entftehung der großen Verbände 
dag Schickſal der kleineren und wirtjchaftlich weniger befähigten Einzel« 
unternehmer ein noch traurigeres fein würde. Durch das Wachſen und 
Überwiegen der großen würden fie nach und nach rettungslos vernichtet worden 
fein, während ein erheblicher Prozentfag von ihnen unter einigermaßen an— 


!J. W. Jenks: The Whiskey Trust a. a. O. 
2Whiskeytruſtenquete von 1892, 
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nehnbaren Bedingungen in die neuen Gründungen hineinjchlüpfen Konnte. 
Pevria in Illinois befit infolge der dortigen Produktionsbedingungen in 
Bodenpreifen, Arbeitslohn, Getreidepreis, Iransportgelegenheiten ıc. einen 
jolchen Vorzug, daß die meiften der übrigen Alkoholfabriken die Konkur- 
renz auf die Dauer doch nicht Hätten aushalten können. — In der Stahl: 
induftrie find die herborragenditen, die riefigen Pittöburger Carnegiewerfe, 
jo überwiegend, daß die übrigen Mitbewerber auf alle Weiſe verjuchen, 
mit Carnegie zufammen in ein Kartell hineinzulommen und immer wieder 
nach dem Zufammenbrecdhen der alten Berabredungen fich auf neue ein- 
lafjen, obgleich fie die Erfahrung gemacht haben, daß fie beim Zufammen- 
arbeiten mit ihm nicht gerade am beiten fahren. Am 10. Januar 1894 
legte der ‚Abgeordnete und Stahljabrifant Johnſon von Ohio! dem Re— 
präjentantenhaus Belege vor, daß Carnegie Ende 1893 einen Pool zu— 
fammenbrach?, weil ein Teilnehmer mehr, als erlaubt, produziert Hatte; 
dann nach wenigen Wochen that er fich mit ſechs anderen wieder zuſammen, 
wodurch 65 %/o in feine Kontrolle gelangten. Außenftehenden wurden große 
Prämien für Schluß ihrer Fabriken gezahlt?. 


Die Vorteile des Großbetriebes mit feinen Verbilligungen find «8, 
welche den größeren Betrieb dem Fleineren überlegen machen; die Unter- 
nehmung bafiert auf der Anwendung großer Kapitalien, wird geſtützt durch 
lofale oder individuelle Begünftigungen, getragen von bedeutenden Per— 
jönlichkeiten, welche durch die Anwendung unternehmenden Verſtandes wei— 
tere Vorteile zu erringen wiſſen. 

Bejonders beichleunigt wird die Entjtehung von Verbänden außer den 
wenigen allmählich und organiſch Herausgewachfenen, wie im Eiſenbahnweſen 
und im Standard Dil, durch Zeiten des Darniederliegend des Gejchäfts. 
In günftigen Perioden fühlen fich die einzelnen Unternehmer noch vielfach 
fiher genug, auf eigenen Füßen zu ftehen, in jchlechten beginnen fie einzu= 
jehen, wie viel beſſer fie e8 Haben könnten, wenn fie fich zufammenthun. 
Beſonders niedriger Preis, ftarke Erjchütterung des Marktes, mächtige Vor— 





! Dal. Congressional Record a. d. Jan. 10. 1894. 

? Der Inhalt der Poolabmahungen in “Iron Age”, 16. November 1893. 

3 Die Umgehung des Antitruſt-Geſetzes geſchieht in beſonders interefjanter Form. 
Einer der Beteiligten macht mit einer Fabrik in Maryland einen Lieferungstontraft 
für 300000 Tonnen Echienen — anfcheinend. In Wirklichkeit ift es nämlich nur auf 
die Beftimmung abgefehen, dab, wenn die beftellten Schienen, nicht abgenommen 
oder geliefert werden, für die 300000 Tons je 1 $ pro Ton Konventionalftrafe zu 
zahlen ift, d. h. wenn die Fabrik jchließt, erhält fie 300000 $ per annum. 


*160 Levy von Halle. 


ftöße "einiger Konkurrenten oder jtarfe Organifation der Arbeiterfchaft mit 
häufig wiederkehrenden Neuforderungen und Strikes geben die Anregung. 
Dennod würden die zahlreichen Gründungen mit noch viel größeren Schwie— 
rigfeiten zu kämpfen gehabt haben, manche überhaupt nicht entitanden fein, 
wenn fie nicht an den Börfen eine jo bereitwillige Aufnahme gefunden 
hätten. Die in Ausficht ftehenden Spekulationsgewinne find fehr verlodend 
gewejen. Aber die gefahrvollen Folgen der Überkapitalifierungen hat man, 
wie wir jehen werden, jchwer büßen müfjen. 

Die materielle, adminiftrative, faufmännifche und techniſche Baſis, auf 
welche die Gründer ihr Werk ftellen, kommt fchnell zur Geltung und ift 
für den Erfolg entjcheidend. Sehen wir, wie die Verjtändigen vorgehen. 

Sind die Präliminarien der DBereinigungsverhandlungen in einem 
Zweige beendet, fo jchreitet man zur genauen Bewertung der einzelnen 
Unternehmungen nach ihren Produftionsmitteln, Eigentum, Rechten und 
Ertragsfähigkeit. Auf Grund davon wird daß Kapital der neuen Gejell- 
ichaft unter die betreffenden Aftieninhaber verteilt, und nunmehr die Berwal- 
tung an einer Stelle fonzentriert. Dann werden alle Fabriken auf ihre 
ſpeciellen technifchen Leiftungen geprüft, die beiten Produftiongmethoden 
zum Mufter genommen, und nur die technisch vollfommenften , ventabeljten 
Werke in voller Ausdehnung bearbeitet. Bon den weniger rentabeln werden 
jo viele auf diefelbe Höhe der Leiftungsfähigfeit gebracht, bis mit ihnen 
der Bedarf des Marktes beiriedigt werden kann; der Reit wird geſchloſſen, 
wie man ihn ja nur zur Vermeidung der Konkurrenz vorher hineingenommen 
batte!. 

Bei der Begründung des Whiskey-Truſt war man 3. B. in der Lage, 
von 80 Hineingenommenen Fabriken 68 zu jchließen, und mit den übrigen 
12 die gleiche Quantität, bald jogar mehr als früher in allen 80 zu pro— 
duzieren. 


! fiber das, was in der Petroleum-Induſtrie unter ben Auſpizien der Standard 
Dil-Berwaltung geleiftet ift, ift eine zufammenfafjende authentiiche Darftellung gerade 
jet erfchienen: Alber S. Bolles: “Petroleum, its Production and Products”, 
Annual Report of the Bureau of Industrial Statistics of Pennsylvania, 1892. 
Section B. Diefelbe verfolgt in muftergültiger Weile dad Petroleum von der 
Quelle, bis e3 in den verjchiedenften Formen, vom rohen Petroleum, Naphta und 
Schmieröl bis zum Paraphin- Wachs, Seifen und Chemikalien in die Hände bes 
Konjumenten gelangt. Es giebt Auskünfte über bie Methoden der Erzeugung und 
ber Transportation, über die Arbeitäverhältniffe und Löhne, Preife und die im 
Petroleumgeſchäft inveftierten Kapitalien. Des Truſts wird — foweit ich ermitteln 
tonnte auf Betreiben desſelben — kaum Erwähnung gethan. — Über Erzeugung und 
Verwertung des Cottonoil3 und die im Großbetriebe erzielten Verbeſſerungen ſiehe 
den Aten Jahresbericht der American Gottonoil Co. ©. 47-59, 
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Bor Begründung dev betreffenden Kombinationen Hatte fait feine In— 
duftrie auch nur annähernd die volle Kapazität ihrer Betriebe ausnüßen 
fönnen, und viele Werke arbeiteten ohne Gewinn oder mit Unterbilanz, 
Als der Cottonoil Truſt aufkam, waren zahlreiche Raffinerien ſchon ſeit 
längerer Zeit nicht in Thätigkeit gewejen; er jchloß jogleich mehr ala ein 
Dupend der Eleineren, altfränfifchen dauernd, ähnlich verfuhr der Zuder- 
truſt u. ſ. f. 

Weitere Verbeſſerungen des Geſamtbetriebs fanden ſtatt, indem man 
verwandte und benachbarte Zweige, Fabrikation von Verpackungsgegenſtän— 
den, Herftellung und Ausnugung von Nebenproduften u. dergl. mit Hinein= 
zog. Man fuchte jchließlich den Markt jeiner Ware auf alle Weife zu 
vergrößern. 

In den bisher genannten Richtungen jcheinen ziemlich alle der vor- 
bandenen Truſts erfolgreich gemwejen zu fein, und fomit dem volkswirtſchaft— 
lichen deal, der Herjtellung der größten Menge von Brauchbarkeiten mit 
einem immer verringerten Aufwand von Arbeit und unter größtmöglicher 
Stofferfpamis näher zu kommen. Überall jeden wir das fjortwährende 
Streben, durch die Anwendung der neuejten Majchinerien und technifcher, 
arbeitöjparender Prozeſſe, joweit es fich irgend mit der Amortijation der 
vorhandenen Produftiongmittel vereinigen läßt, fortzufchreiten, 3. B. hat 
die American Sugar Refining Co. eine eigene Fabrik mit den neuejten 
BDerbefjerungen der Technik eingerichtet, welche fie nur als Erſatz im Falle 
gejteigerter Nachirage, oder fall in anderen Werfen Störungen eintreten, 
gebraucht. Die technifchen Leiter der einzelnen Fabriken der American To- 
bacco Co. wetteifern, ihre individuellen Produktionskoſten fortdauernd durch 
Berbefferungen zu verringern und haben alle ihre Filialen zu Mufteranftalten 
gemacht. 

Nach diejer Richtung Hin hat Feiner der Gegner den Trufts Unter- 
lafjungen faktiſch nachzuweiſen vermocht, im Gegenteil find gerade, wie feit 
alter3 her, Klagen darauf baftert gewejen, daß durch die Einführung der 
arbeitsiparenden Prozefje und Majchinen neuefter Konftruktion und Schließung 
überzähliger Fabriken zahlreiche Arbeiter ihre Beichäftigung verloren haben. 

In Bezug auf die Regulierung der Produktion find gelegentlich allzu 
jtarfe Einjchränfungen verlautbart, Man Hat bei jtarfer Nachfrage ver- 
jucht, durch Einjchränkung des Angebot? die Preiſe beſonders jiramm 
anzuziehen, doch find diefe Gornerbeitrebungen ftet? nur jehr vorübergehen- 
der Natur geivefen. Die verftändigeren und erjolgreicheren Verwaltungen 
beginnen die Zweijchneidigfeit folcher Maßnahmen er * haben ſich 

Schriften LX. — Kartelle. II. 
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immer mehr auf den Boden geftellt, die größten Profite würden ftet3 bei der 
Produzierung immer größerer Ouantitäten erzielt; dagegen fuchen fie einer 
Überfüllung des Marktes nach Kräften zu fteuern. 

Die heftigften Angriffe haben fih an die Trage der Preisbeeinfluffung 
gelehnt; es wurde den Trujts vorgeworfen und gelegentlich nachgewieſen, 
daß fie die Preife für den Konjumenten unmäßig hoch, für die Produzenten 
des Rohmaterial® unmäßig niedrig halten. So vor allem der Zudertruft. 
Gr joll über feine Einkaufspreije beliebig jchalten, und die Verkaufgpreife, 
geftügt vom Zoll, jo firieren, daß fein Profit aus dem Naffinieren größer 
jei, als zur Zeit des freien Wettbewerbe. Die Erfahrung Iehrt aber, daß 
bisher nur die Truſts erfolgreich gewejen find, denen e3 dauernd gelungen 
ift, ihr Produkt billiger und beſſer herzuſtellen; wo fie einmal die Preiſe 
zu Hoch feitgejett oder zu Halten verfucht haben, da Hat die Konkurrenz, 
gelodt durch den in Ausficht jtehenden Gewinn, fich ſchnell derart ver— 
mehrt, daß nunmehr die ganze Griftenz des Unternehmens in Frage ge— 
ftellt war. So hat der Stärfetruft längere Zeit die Preife hochgehalten, 
und befindet fich jett infolge der enorm vermehrten Konkurrenz, wie man 
fagt, jehr nahe dem Untergange, wie denn das Kupferfyndifat feinerzeit 
hieran zu Grunde gegangen ift. Daß die Preife des Rohmaterials an 
einigen Stellen heruntergedrüdt werden, jcheint andererjeit3 unleugbar ; der 
U. ©. Leather Co., die die ganze Gohlledergerberei des Landes bis nad) 
Texas hin bejorgt, ijt e8 gelungen, den Preis der Häute auf den Märkten 
von Chicago und Kanſas City ſofort nach ihrer Entftehung erheblich zu 
drüden. Sie unterhält in Chicago eimen Einkaufsagenten. Da fi ihr 
der Ring der Vader gegenüber befindet, fcheint fie die Dynamik von An— 
gebot und Nachfrage nicht gewaltſam verändert, jondern die beiden Seiten 
nur wieder ins Gleichgewicht gebracht zu Haben. Die American To— 
bacco Co. ſoll den Preis des Gigarettentabaf3 nad) ihrer Betriebseröffnung 
jofort gedrüdt Haben. Doc finden wir auch Hier gegenteilige Wahrneh— 
mungen. Mit der Vermehrung der Gottonoilproduktion ift der anfangs 
durch den Zruft gedrückte Preis der Baummollenfaat weit itber die frühere 
Höhe hinausgegangen, und die Trufts führen zu ihrer Verteidigung an, 
daß fie durch die von ihnen geförderte Vergrößerung der Abfakgebiete ihrer 
Artikel den Produzenten der Rohmaterialien Gelegenheit zu viel größerem 
Abjag und in Summe dadurd größere Profite jchafften. 

Der generelle Borwurf der Preiserhöhung jcheint nicht ganz ftich- 
haltig. Dagegen machen die Trufts größere Profite infolge der verbefierten 
Betriebe. Es giebt da einen Zwifchenraum zwiſchen den gewöhnlichen 
Marktpreifen, als Broduft von Herſtellungspreis und normaler Profitrate, 
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und dem Herftellungspreis unter der beiten ökonomischen Unternehmungs— 
form, die ihren Urhebern eine Ertrarate abwirft, und fie dabei noch in 
Stand ſetzt, die Preife zu erniedrigen. 

Affe gut arbeitenden, erfolgreichen Truft3 haben bisher verfucht, durch 
immer weitergehende Verbeſſerung des Betriebes und Erleichterungen für 
den Kundenfreis vorwärts zu fommen. Ein abjolutes, dauerndes Monopol 
zu ſchaffen, ift noch feinem gelungen, ſelbſt der Schubzoll hat dies nicht, 
wie behauptet wurde, völlig vermocht. Sowie ein Konkurrent eine günftige 
Gelegenheit jah oder fieht, nüßt er dieſelbe aus, ſelbſt gegen den allmäch- 
tigen Standard Dil Truft. Eine Vereinigung der noch unabhängigen Ol 
raffinerien hat neuerdings verfucht, mit Europa direkte Verbindungen anzu= 
bahnen. Manche jagen indes, nur zu dem Zwed, um zu annehmbaren 
Bedingungen in den Standard Dil Truft hineinzugelangen; ebenjo wie bie 
Standard Dil-Leute mit den jüngft in zwei großen Goncernen organifierten 
zuffiichen Konkurrenten in Verhandlungen über eine Weltverbindung tft. 

Die Cotton Dil Co. kann fich nur durch fortwährende Vergrößerungen 
und Verbeſſerungen ihres Betriebs und Verbilligung ihres Produkts halten; 
immer wieder erhebt fich die jelbftändige Konkurrenz unter Zeuten, welche 
ihren Unternehmungägeift nicht gene an die großen Betriebe binden 
wollen. Es giebt neben ihr vor allem die Southern Cotton Dil Co. — 
In Zuder Hat urfprünglih Claus Spredel3 durch DBergrößerung feiner 
Zuderraffinerien und den Bau zweier großer Konkurrenzunternehmungen 
in Philadelphia dem Truſt Konkurrenz machen wollen, hat aber dann auf 
feine eigenen Bedingungen Hin in demjelben Eingang gefunden!. Cinige 
fleine unabhängige Raffinerien haben jederzeit beitanden, neuerdings find 
zwei weitere, große im Bau begriffen ?. 

Wie weit man mit den Mitteln geht, um die Konkurrenz fernzuhalten, 
dafür liegen unzählige Beijpiele vor, jo hat die Diftilling and Gattle Feeding 
Co. (Whiskey Truft) durch ihren Sekretär verfucht, einen der amtlichen Eich- 
meifter zu beftechen, bei der Ausübung feiner amtlichen Thätigfeit eine 
Bombe unter einen der Spiritus= Tanks eines ihrer gefährlichiten Kon— 





! In einem gerade jchwebenden Fall wird in Philadelphia die Gültigkeit dieſes 
Kauffontraktes jeitens der Staatsanwaltichaft ala Vertreterin des Volkes angefochten, 
da die North American Sugar Refining Co. unter das Shermanſche Antitruft Law 
fiele. Die Entſcheidung der erften und zweiten Inftanz hat zu Gunften der Beklagten 
gelautet, indem der Gerichtähof Feine Zuftändigkeit zu haben erklärte. Es Liege fein 
Fall des Anterftate Commerce vor. 

2 &3 ift allerdings auch hier ſchwer zu überfehen, ob biefelben nicht in der 
einen oder der anderen jyorm mit den großen Kompanien in Verbindung ftehen und 
nur gebaut werben, um den Schein einer Konkurrenz zu erwecken. 

LT” 
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furrenten in Chicago zu praftizieren!. Gin lehrreiches Beifpiel aus dem 
Petroleumbandel zeigt ein Petroleumhändler in Buffalo, der verfuchte, auf 
ein billiges Angebot Hin mit der Konkurrenz der Standard Dil Eo. zu 
arbeiten; darauf erklärte der Standard Dil Agent nach einiger Zeit, wenn 
jener noch länger fortfahre, würde man ein eigenes Gejchäft aufmachen 
lafjen, welches ihn jolange unterböte, bis er ruiniert wäre. Zur Entſchä— 
digung für die Standard Dil Co. würde man den Preis in gewiffen Ent» 
fernungen von Buffalo für diefelbe Zeit entjprechend erhöhen. Daraufhin 
zog es der Kaufmann dor, troß etwas höheren Preifeg wieder von der 
Standard Dil Eo. zu beziehen. Solche Fälle, deren zahllofe weitere hier 
beigebracht werden könnten, erregen befondern Unwillen im Lande, weil 
gegen die Anjchauung von der Notwendigkeit gleichen Rechts für alle ver- 
ftoßend. 

Mo man aber der Konkurrenz fchwer oder gar nicht Herr werden 
fonnte, hat man bejondere Syiteme, die Kundichaft zu gewinnen und fejt- 
zubalten, erdacht. So entitanden in der Gigaretten- und Alktohol- Fabrikation 
Rabattſyſteme. Der Truſt verpflichtet fih, den Abnehmern einen bejonderen 
Rabatt von 5—7 Po oder fonjtige Vergünftigungen zu gewähren, wenn fie 
in einem gewiffen Zeitraum nachweislich ihre Ware von niemand anders, 
als von ihm beziehen. Die Innehaltung der Verpflichtung wird dadurd 
fontrolliert, daß die Rabatte erſt nach einer beitimmten Anzahl von Mo— 
naten gegen eine beglaubigte Erklärung, inzwifchen von feinem anderen 
bezogen zu haben, ausbezahlt werden?. Da immer neue Käufe inzwiſchen 
abgeichloffen find, wird das Intereſſe des Kunden an dem Fortbeſtehen des 
Berhältniffes andauernd wachgehalten. Diejes Syitem ift ala gejeßlich er— 
Härt worden, während wir oben fahen, wie die Verpflichtung, ausſchließ— 
ih mit einem anderen zu arbeiten, für ungefeglich erklärt worden ift. 
Die Gegner warfen dem Whiskey-Truſt vor, er hole das Geld mit Zinjen 
wieder heraus, indem er, wenn die Rabattpoften hoch aufgelaufen jeien, plöb- 
lich die Preife erhöhe, eine Maßnahme, die die Kunden dann nolens volens 


! Dal. ben gedachten Enquete-Bericht von 1892 ©. 16—30 und ©.63 ff., der über 
die Thatfache feinen Zweifel läßt, jowie auch darüber, daß, falls der Betreffende die 
Handlung ausgeführt, er mit in die Luft gefprengt, und man fomit feines Schweigeng 
ficher gewelen wäre. Trotz der zweifellofen Beweife ift e8 dem Truſt gelungen, die Nieder: 
ihlagung eines aufgenommenen Gerichtöverfahren? zu bewirken. Endlich ging es klar 
hervor, daß die Beteiligten auf ben „Unglücksfall“ in ber betreffenden großen Brennerei 
bereit? ftarfe Börjenfpefulationen in ihren Aktien vorgenommen hatten, welche nad) 
der Zerftörung eines ber größten Konkurrenten natürlich ſtark hinaufgehen mußten. 
Siehe dad Rabatt:Schema des Whiskey Truſt. Anlage IX. 
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annehmen müßten, Der Zruft bejtritt dies und will feine Preife ſtets 
nur in Zufammenhang mit der Marktlage verändert haben. 

Ein endgültiges Urteil über die thatfächlichen Einflüffe der Trufts auf 
die Preife möchte ich mir nicht geftatten. Es ift nach diefer Richtung noch 
allzuwenig vorgearbeitet, und Zeit und Raum gejtattet nicht die Ausführung 
einer jo unendlich jchwierigen Unterfuchung an diefer Stelle. Den einzigen 
bisher gemachten Unterfuchungen von Jenks vermag fich der Berfaffer 
nicht anzuvertrauen, da fie nur den Zeil eines Anfangs bedeuten, ohne 
Vergleihungen mit der Lage des Gejamtmarktes und den Preiſen des— 
jelben Artifel3 auf dem Weltmarkt zu geben. Dodd und Gunton weiſen 
Erniedrigungen von Preifen in Kombinationen, Jenks Erhöhungen nach!. 

Daß, abgejehen von temporären Schwankungen, die Truſts die Be— 
wegung des Preigrüdganges in Produkten des Großbetriebg zum mindeften 
nicht aufgehalten Haben, lehrt ein Blick in die neue, vorzügliche Publikation 
des Senats der Vereinigten Staaten über Engrospreije, Köhne und Frachten 
im leßten Halbjahrhundert. Sie fcheinen eher einen Stabilifierungsverfuch 
auf meiſt niedrigerer Staffel zu zeigen ?. 

Die Tabelle auf Seite 166 zeigt die Höhe der Kapitalifierung einer 
Reihe der wichtigften Truſts; die eingeflammerten Zahlen geben die gejeß- 
liche Kapitalhöhe laut Charter, die uneingellammerten zeigen den 3. 3. aus⸗ 
gegebenen Betrag®: 

63 ift dabei zu berüdfichtigen, daß die Kapitalhöhe nicht dem eigent- 
lichen Wert der Unternehmungen bei ihrer Gründung entſpricht. Die Stan- 
dard Dil Eo. wurde urjprünglich mit $ 70000 000 begründet, die den 
aktuellen Wert um ca. 100 %o überftiegen haben; jpäter hat fie eine 
Kapitalerhöhung vorgenommen, bei welcher die Inhaber des alten Stods 
25 %/o Stoddividende erhielten. Sie verfügt Heute über $ 102 500 000 
Nominalfapital, auf welches jährlich 12 %o verteilt werden, in Mirklichkeit 
alfo mindejtens 30 %o auf das eigentliche Kapital. Fernerhin follen 
erhebliche Kapitalien aufgefummt fein, welche wohl in der einen oder an— 
deren Form an die Beteiligten zur Verteilung fommen dürften, die Cotton 


ı Kent Angriff auf Aſchrott fcheint nicht ganz berechtigt, denn jchon feit 
1870 beftand biejelbe Macht, die 1832 im Standard Dil Truft nur ihre formale 
Neugeftaltung erfuhr. 

2 Report by Mr. Aldrich from the Committee of Finance, March 3. 
1893: Wholesale Prices, Wages and Transportation. 4 Bde. Walhington 1893. 
Speciel Bd. I S. 27—52, ©. 440 ff. (Senate Report No. 1394). Detailpreije fiehe 
Report Ro. 984. 

3 Investors Supplement a. a. ©. ©. 138—151. 
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Stod in Dollars 


Common | Preferred 








Bonds, 
| Zebentures, 
Mortgages. 






Namen der Unternehmungen 








(21 092.000) | (15.000 000) 





Amer. Eotton Dil Eo. . - .» » » » | 20237100 | 10138 500 3 566 000 
Amer. Stram Board Eo. . . . . . 6 000 000 _ 1 081 000 
(37 500 000) | (37 500.000) | (10.000 000) 
Amer. Sugar Refining Go. .» » . . 1 36773000 | 36 773.000 — 
(21.000 000) | (14 000 000) — 
Amer. Tobacco Co. 17 900 000 | 11 935 000 — 
Amer. Type Founders Co. 5 000 000 4 000 000 — 
Diamond Math Co.. 9 000 000 — — 
— = (8 000 000) 
Diftilling & Cattle Feeding Eo.. . . 35 000 000 — 2 500 000 
(15 000 000) ı (15 000 000) — 
Rational Lead Co. . » » 14 905 400 | 14 904 000 = 
National Linfeed Dil Eo. . . .» . » 18 000 000 — 3 000 000 
(5 000 000) | (5 500 000)!] (4500 000) 
National Starch &. . . 4 450 000 4 066 200 3 837 000 
(10 000 000) — — 
New York Bisuit Co.. 9 000 000 -- 1341 000 
(5 000 000) _ — 
Southern Cotton Dil Co... 4 000 000 — = 
— — (7 500 000) 
N. ©. Eordbage &o. . » » 2.2... 20 000 000 | 14000 000?] 6000 000 
(60 000 000) | (60 000 000) | (10 000 000) 
N. ©. Leather Eo. — — 6 000 000 


(25 000 000) | (25 000 000) 
D. ©. Rubber ©. . . . 2... 20 166 000 | 19400 500 


Dil Co. und alle übrigen Companien find gleichfalls 200—500 %/o über: 
fapitalifiert worden. Man Hat nicht allein die bisherige, jondern die 
voraugfichtlich erhöhte, zukünftige Ertragsfähigkeit im Rechnung gezogen. 
Der Kursſtand zeigt, daß die vorausgeſetzte MWertjteigerung durchaus nicht 
immer erzielt, refp. von der Börſe anerkannt if. Cingehendes über bie 
Verteilung der Werte der neuen Unternefmungen unter die Aktionäre der 
alten einzelnen Etabliffjements zu erfahren, ift jehr ſchwer, reip. dem Ver— 
faſſer wurde Einficht unter Verpflichtung der Nichtveröffentlichung von De— 


! Davon 1st preferred (3 000 000) 2219400 und 
» 2d z (2 500 000) 1846 800. 

2 Davon 1st preferred (guaranteed) 6 000 000 und 
; 24 . 8 000 000. 
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tails geftattet; nur für den Buder liegen in der Enquete ausführliche An— 
gaben vor!. 

Für die Standard Dil Eo. find genaue Angaben zur Zeit nicht zu 
machen, da der Truſt aufgelöft ift, und die einzelnen beteiligten Kompa— 
nien jeßt für fich beftehen. 

Wie man in finanziellen Kreifen über den Wert der betreffenden Pa— 
piere denkt und gedacht hat, zeigt eine Zujammenftellung der Kurfe für eine 
längere Periode ?. 

(Siehe Tabelle auf S. 168/69.) 

Intereſſant ift, wie fich für diefe Werte die Preife im Krifenjahr 
1893 von Monat zu Monat gejtaltet haben. Ginige weitere Kompa— 
nien mögen Hinzugefügt fein, ſowie der Kurs der gegen deponiertes Silber 
in der Höhe von 1000 Unzen von der Mercantile Safe Depofit Co. in 
News Port ausgegebenen Barrenfilber-Certififate. 

(Siehe Tabelle auf S. 170/71.) 

Wir finden bedeutjame Verfchiedenheiten. Auf diefe großen Schwankungen 
im allgemeinen fommen wir zurüd. Zwifchen den einzelnen Gejelljchaften 
bejteht ein großer Unterjchied infolge ihrer Gejchäftspraris. Einzelne der 
Verwaltungen, vor allem die Standard Dil Go., find das Mufter aller 
ftraffen in fich gejchloffenen Organifationen mit dem alleinigen Zwed der 
immer befjeren Yundierung de3 Unternehmene. Das Gleiche gilt vom 
Zuder und vom reorganifierten Cottonoil. Dagegen find gegen andere die 
lebhaftejten Einwände laut geworden. 

Bisher find zwei große Unglüdsfälle in den großen Kompanien zu 
melden gewejen: der im “Jahre 1889 erfolgte Bankerott des alten 
Cotton Dil Truſt, und die am 4. Mai 1893 erfolgte Zahlunggein- 
ftellung der National Cordage Co. Beide bafierten auf denfelben Gründen 
unerhörter Mißwirtſchaft in der Berwaltung, welche die Papiere ihres 
Unternehmens als Spielobjekte zu großen Börjenfpefulationen benüßte, und 
nicht auf eine gedeihliche Entwidelung des Geichäftes, jondern auf Aktien— 
ſchwindel und raſch zu erzielende Spefulationsprofite ſah. Eine der 
ſchlimmſten Lücken der Aktiengefege in den Vereinigten Staaten iſt, daß es 
den Gejellichaften, wie einft in Europa, erlaubt ift, ihre eigenen Papiere 
zu beſitzen. Die betreffenden Verwaltungen benützen diefe zu großen Börſen— 
jpefulationen bald à la hausse, bald & la baisse in ihren eigenen Werten; 
wenn es gut gebt, jollen fie zumeilen den Ertrag felbjt behalten, geht es 


ı Rommiffionsbericht von 1888 a. a. ©. Teil I ©. 142 und 143. 
2 Bradstreets vd. 3. Januar 1894. 
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Weſt'n Union Telegraph . . 81*6 5312 ... 
Americ. Cotton Ol. . .. 1 | — 


Diſtill'g & Cattle Feeding.. | — 
Rational Lad. . ». . 1— | — 


Sugar Refneid. . . .». . | | — 


National Linſeed Dil... I— | — 
Chicago bad . . x ...1—- — 


National Eodae . .» .» . I— — 





Americ. Tobacco. . .». .»..1— | — 
National Starch. I— — 


U. S. Rubber...... EEE DEE 
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1890 Truſt in Kompanie verwandelt, Reihe 1 Common Stoch, Reihe, 2 Pr 
Stod, Reihe 3 Truſt Neceipts. 
2 1891 Truſt in Kompanie verwandelt. 
® Reihe 1 Preferred Stof, Reihe 2 Common Stod. 
+ 18% Truſt in Kompanie verwandelt, Reihe 1 Stock, Reihe 2 Tate 
5 1891 Reihe 1 Common Stod, Reihe 2 Preferred Stod. 
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Yahresnummern von Bradftreets 


836 —1894. 





s Reihe 1 Common Stod, Reihe 2 Preferred Stod. 
7 Beide Reihen ſchließen Neueinzahlung von Doll: 10.— ein. 
3 Reihe 1 Common Stod, Reihe 2 Preferred Stod. 
? Reihe 1 Common Stod, Reihe 2 Truft Preferred Stod, Reihe 3 Second Preferred Stod. 
10 Reihe 1 Common Stod, Reihe 2 Preferred Stod. 
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Niedrigfter 
Niebrigfter 





Amer. Cotton Dil Co.. | 47%s| 421/e| 51 | 45%] 51al 46 | 50%] 42te] 44 








Pref. . 2 2... 1 881ul 82 | 84 | 80 | 8344! 79 | 8294| 78 781/4 68 
Amer Sugar Ref. Eo. . |132%/s|1111%/s 1343/41 111?/e1126°/81x921/2]107%/4| 98!/2] 99/2) 62 

Pref. . 2: 2 2.» [104/el 991/104 | 99841102 x94 10014] 96 | 9612| 68 
American Tobacco Eo. . [121 1113 117141104 1071/2) 90 101 761/2) 78 | 58 

Pref. . . .» * . . }110141105%/8[108 |104/21106 | 99%/411027/81102 | 96a) 88a 
Chicago Gas Eo. . . . | ie, 857/s 928/5, 858/41 912/ x846/81 93 | 82%/4] 839/85] 59 


Dividend serip. -. :|- | — I - | — | -— 


Höchfter 
Niedrigſter 


Diſtill'g & Cat. F. Eo. . | 66/81 36/21 4412] 32 372 30 1 33a 22/4] 258%/8| 13 
General Electric Eo.. . [114"/4 109%s[1117/8|103%Yaf107%/41 98 I1082. 97 | 977/el 58 
Pref. ....:.:.:1=-|1-1-|-]1-|-1- | -1- | — 
Rational Eordage Co. . [143%81135%4147 1186 | — | — I - | - I - | — 
New eertifieates . . | — — 175 | 57 | 64a] 5774 69 | 57%8f 57 994 
Ist assessment paid. | — | — I —- | - I - | - 1 —- 1-1 - | -— 
2d assessment paid. | — | — — - I - | - I - | - 1 - | — 
Pref. . » » . . . [118%sj110%/e]117 109 [111 1105"41110%4,101 [101 ; 39 
ist assessment paid. | — | — | — | —-— I — - 1 - | — — — 
2d assessment paid. | — | — I —- | -I| — - I -!- | - — 
Nat. Linſeed Dil Co. . [41 38 140 3861/01 3788| 34d/sl 37 80 [81 25 
National Lead Co. . . | 52el 4At/al 50 | 38l/el Aal] 35 | 44®sl 366/81 37'/a) 26 
Pref. . .» » 2 ..719 | 92% 95 | 88 | 91V 781/2) 8734| 798/61 81 | 67 
Nat. Star) Mfg. Eon. . | 34®lsı 251/2) 27 | 20%/ef 248) 20% 28 | 19%e] 17 | 12 
lst pref.. . . . . [108141102 [101 | 89a — | — 198 | % 87 | 80 
2d pref. ©... . . [108841 gere| 93121 82 | 90 | 82 Jesus | — | — 
Pullmann Palace Gar. . [199%4196'/e 198771199" 1978/41190'/21206 197/180 170 
Southern Gotton Dit... [50 | 50 | 56ral 57] — | — | — | — 144 | 43% 
2. ©. Rubber Co. . . | 46/8] A2lis] A6l/e] 43 | 58” 42 | 608/85 51!le —* 33 
Pref. . » 2 2...73%9% | 91 97 | 921/el 99 98 1 99 Ix90 191 , 69 
Weſtern Union Tel. . . J101 | 944] 9878} 941] 967/892/21 96®/si 88% 881/2) 80% 


Silver Bullion Gert?.. | 84] 83 | 8414| 85P/e J 821/6) 8314| 827/8] 841/2) 84 
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ichief, jo wird die Gefellichaft belaftet!. Die Einbehaltung gewiffer Progent- 
fähe vom Stod in der Kaffe und die Diskretionär-Vollmachten des Ver— 
waltungsrats, bezw. der Leiter, diefen zu Ankäufen neuer Unternehmungen 
oder ſonſt im Intereſſe der Gefellfchaften zu verwenden, haben hier die - 
Handhabe geboten. Im Alkohol», Leinfaatöl- und Stärke-Truft ift es bis— 
ber zu aktuellen Kriſen noch nicht gefommen, doch hat im Jahre 1893 der 
Auseinanderiall der Diftilling and Gattle Feeding Co., dieſes Schmerzens⸗ 
indes unter den Truſts mit feiner abenteuerlich jpekulierenden Verwaltung, 
ganz nahe vor den Thüren gejtanden, und die beiden anderen ſchwanken 
ftart. Wie wenig Vertrauen die Börfe zu den meiften der Unternefmungen 
hat, zeigt 3. B., daß der Second preferred Stod der American Tobacco Co., 
welcher bisher regelmäßig 12 %o Dividende geerntet hat, während des ganzen 
Sommer? und Herbfteg 1893 nicht viel über 60 im Kurfe ftand, und 
ferner der rapide all, den der Zufammenbrucd der National Cordage 
Co. unmittelbar in allen übrigen Truſts zur Folge Hatte. Die Cordage— 
Aktien fielen vom 1. bis 7. Mai 1893 von 57 auf 151e. Im Ans 
ſchluß daran fiel General Electric von 97's auf 58, American Sugar 
von 99%/2 auf 62, Chicago Gas von 83°s auf 59, Diftilling and Gattle 
Feeding auf 13, National Lead auf 26 und American Cotton Dil auf 30 %/0?, 

Am beiten mag der Heutige Stand der Kombinationgfrage in den Ver— 
einigten Staaten aus den Anfichten erhellen, welche die verſchiedenen Kreiſe 
über die großen Kompanien und die ihnen zu Grunde liegende Bewegung 
begen. Vorher indes noch einen Blif auf die neuefte Phaſe der rechtlichen 
Entwidlung und ihre Konfequenz für die Organifation der Unternehmungen. 


I. Die neueſte Bhaje im Korporationsredt und ihre 
Wirkung auf die formale Geitaltung und das Weſen 
der Kombinationen. 


Die energiiche Bewegung der öffentlichen Meinung gegen die eigent- 
lihen „Zrufts“ konnte nicht ganz wirkungslos bleiben, umjomehr, als 
einige gerichtliche Entjcheidungen befürchten Laffen mußten, daß die Rechts— 
pflege des Landes für die Form der Truſts nicht zu gewinnen fein werde?. 


ı Dies ift 3. B. nachweislich bei dem großen Reading-Banterott der Fall 
geweſen. 

2 The Financial and Commereial Chronicle. Bd. 58. a. d. Mai 7. 1893. 

® People vs. North River Sugar Refining Co. 121 New York. 582 — 
1890. -- State vs. Standard Oil Co. 30 N. E. Rep. 279 (Chicago 1892). 
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Man erachtete es demgemäß am klügſten, es nicht aufs äußerte anfommen 
zu laſſen, jondern formell nachzugeben. Man verwandelte die Truſts in 
große Korporationen. Unmöglich war e8 jchon vorher nicht gewejen. Wie 
Goof 1887 Hervorhebt!, fonnte zwar in New-York und einigen anderen 
Staaten eine Korporation nicht den Stod anderer Korporationen zum 
Eigentum Haben, an vielen Pläßen war die aber von jeher möglich. 
Maine, Connecticut und New Jerſey waren feit alten Zeiten „der Zufluchts- 
hafen Tandftreicherifcher und piratenhafter Korporationen“ gewejen, welche 
alsdann aber Weſt-Virginia an Beliebtheit übertraf, da es nahezu gar feine 
Schwierigkeiten oder Berbindlichkeiten einführte. Als die anderen Staaten 
aber jahen, welchen finanziellen Vorteil jene durch diefe Liberalität genofjen, 
welch’ große Einnahmen denſelben durch die in ihrem Gebiet domizilierten 
Kompanien erwuchſen, änderten fie zum großen Teil in den legten Jahren 
ihre Gefebgebung und Praxis. Wie bemerkt, können Bürger eines Unions— 
jtaates in jedem beliebigen anderen eine Korporation aufthun, reſp. Korpo— 
rationen infolge der interstate comity, in jedem anderen Staat Geſchäfte 
betreiben?, Ausgenommen Hiervon find nur innerhalb gewiſſer Grenzen 
die quasi= Öffentlichen Organifationen: Eifenbahnen, Straßenbahnen, Gas— 
fompanien 2.3. | 

Wir Haben nun das merkwürdige Schaufpiel, auf der einen Geite 
werden die ftrengiten Gefege gegen Truſts und Kombinationen eingebracht, 
auf der anderen das Korporationggejeß jo umgeformt, um den alten Truſts ıc. 
eine Umwandlung in neue Formen und Weiterarbeiten im Staate möglichſt 
zu erleichtern; wie man denn auch in der Steuergefehgebung fremden Kor— 
porationen freundlich entgegenfommt. 

Die beliebtejten beiden Staaten für Gründungen find Heute New Jerſey 
und Illinois. Erſterer hat durch eine Erniedrigung der Gebühren und 
Steuern nahezu alle in News York arbeitenden bedeutenden Korporationen 
an fich gezogen‘. In New-York find die Gerichtshöfe und die öffentliche 
Meinung den großen Korporationen ſehr günftig, doch ift die Charter zu 
teuer, die Steuern find zu Hoch, und die Verbindlichkeiten für Aktionäre 
und Beamte zu weitgehend; New Jerſey dagegen hat eine Regiftrationg- 
gebühr von nur Us oo, eine jährliche Steuer von 1 oo des Nominal- 
fapitala; die Gefellichaften find erlaubt für jede geſetzliche Art von Gejchäft 


1 Cook: Trusts ©. 6. 

2 Cook: Stock, Stockholders ete, $ 237—240. 

° Cook: Corporation Problem ©. 107—110. _ 

4 ook: Stock, Stockholders ete. 3. Aufl. $ 935. 
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oder Betrieb; nur einer der Verwaltungsräte braucht in New Jerſey zu 
wohnen, die Höhe des Kapitals ift nicht beſchränkt; die Aktionäre find nicht 
haftbar für die Schulden ihrer Korporation. Die Aktien können nicht nur 
für Bareinzahlungen, fondern auch für Eigentum und Eigentumsrechte aus— 
gegeben werden; und fein „Jahresbericht braucht öffentlich erjtattet zu 
werden. Ahnliche Beſtimmungen gelten in Illinois. In Weit-Birginia 
find die Gebühren fogar nur $ 56.—, die Jahresſteuer $ 50.—, fein 
Verwaltungsrat braucht Einwohner zu fein, die General» und andere Ver— 
fammlungen dürfen auswärts gehalten werden ꝛc. Doch haben die größten 
der Korporationen die etwas teurere, aber reipektabler ausſehende Charter 
in New-Jerſey und Yllinois vorgezogen. 


In ſehr einfachem, Lediglich formalem Berfahren haben die Truſts 
aladann fich in Korporationen umgewandelt. Ein früherer Trujtee, jeßiger 
Berwaltungsrat, meint, ihm ſei abjolut ein Unterjchied in feiner Stellung 
unter der neuen N. N. Kompanie gegenüber dem alten N. N. Truft nicht 
bewußt. 

Man nahm einen Charter, die Truftees wurden VBerwaltungsräte, 
die Truftcertififate Aktien, die Beamten des Trufts Beamte des General- 
kontors der neuen Gejellichaft. Der Umtaufch der Gertifitate gegen Aktien 
hat nirgends Schwierigkeiten gemacht?. Die Anlage X zeigt z. B., in 
welcher Weife derjelbe geſchieht. Die Truftbanken find als die regel: 
mäßigen Übernehmer aller technifchen Emiffiong- und Konverfionshandlungen 
auch Hierbei durchgehende benußt. Gewiſſe Verſuche einzelner truftfeind- 
licher Elemente, die Liquidation durch Receiver vornehmen zu laſſen, 
blieben ohne Konjequenz und fanden feine gerichtliche Unterftügung. Die 
Veränderung ift für alle ehemaligen Trufts dvorgenommen?, mit Ausnahme 
des Chicago Gas und des Standard Dil Truſt. Der Chicago Gas Truſt 
hat durch die gedachte Umänderung feiner Organifation ſich anfcheinend 
nicht genügend geſichert; der Attorney General von Illinois iſt gegen 
ihn jüngit klagend vorgegangen. Standard Dil war infofern in 
einer anderen Lage, ala an fich die 9 Truftees mehr ala 50 %/o des ge 


 Wm H. Corbin, The Act concerning Corporations in the State of 
New Jersey, Jersey City 1891. Cook, Stocks and Stockholders S. 1604. 

2 Anlage X giebt die Reorganifationd= Urkunde, durch welche der Eotton Dil 
Zruft in die Cotton Dil Co. übergeht. 

3 Mufter einer jolden Charter für ben Whiskey Truſt von Illinois fiehe An- 
lage XI, beögleichen die By-laws ber U. S. Leather Co. Anlage XII (New Jerſey 
Corporation). 
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jamten Aktienkapital zu eigen befaßen. Der Antrag der Truftees in der 
Verſammlung der Truftcertififatinhaber am 21. März 1892, den Stand» 
ard Dil Truft formell aufzulöfen und den Inhabern von Zruftcertififaten 
an deren Stelle einen prozentualen Anteil an den einzelnen Unternehmun- 
gen zurücdzugeben, war daher praftifch irrelevant !. 


1 Der eingebrachte Antrag lautete: 

Beihlofien: Die Vereinigung vom 2. Januar 1882, die jogenannte Stand: 
ard Oil Vereinigung und ihr Nachtrag vom 4. Yan.1882 jollen hiermit am heutigen 
21. März 1892 zu Ende fein. Ferner befhloffen: daß die Angelegenheiten des Truſts 
durch John Rodefeller, Henry M. Flagler, Wm. Rodefeller, John D. Archbold, Benj. 
Breivfter, Henry H. Rogers, Wesley H. Zilford, C. B. Jones, oder die Überlebenden 
von ihnen, wie folgt liquidiert werden follen: Alles Eigentum des gedachten Truſts 
mit Ausnahme von Stod von KHorporationen ſoll durch die Betreffenden unter ber 
Hand verkauft werden und bie Erträgniffe zufammen mit allem Geld, das dem Truft 
gehört, unter die Eigentümer von Truftcertififaten entiprechend ihrem beziehungsweiſen 
Anteil verteilt werben. 

Alle Aktien von Korporationen, welche die genannten Truſtees in Verwaltung 
haben, jollen unter die Eigentümer von Truftcertiftlaten im Verhältnis zu ihrem be: 
treffenden „equitablen Anrecht“ an dem Stod, welcher derart in Truftverwaltung ift, 
wie es die gedachten Truftcertififate darthun, verteilt werden; d. h. jeder Eigentümer 
von Truftcertifitaten joll berechtigt fein, diejelben zur Löſchung einzureichen, um an- 
ftatt deren eine Anmeifung auf jo viele Aktien oder Bruchteile von Aktien in jeder 
der Forporationen, deren Stod3 in dem gedachten Truſt verwaltet werden, zu erhalten, 
wie ex Hierzu gemäß den betreffenden Gertifitaten berechtigt ift. Der vorliegende Be- 
ſchluß fol bezweden, daß da? equitable Anrecht an jenen Stod3, welche durch die 
Truſtcertifikate dargeftellt werden, auf Anforderung in gefeßliches Eigentumsrecht um: 
gewandelt werde, dargeftellt durch Überweifungen und Übertragungen der gedachten 
Aktien durch die gedachten Truftees an die Parteien, welche Hierzu berechtigt find. 
Diefe Übertragungen und Überweifungen jollen in die Bücher der verfchiedenen Korpo- 
rationen auf Forderung der Eigentümer eingetragen werden, indem hierbei das geſetz— 
liche Eigentumsrecht an jenen Stod3 umgewandelt und überführt wird. Alle Käufe, 
Verkäufe, Tauſch und Löſchung von Stocks oder Verabredungen nach dieſer Richtung, 
bereit3 ausgeführt oder fchwebend, welche durch bie Truftees während der Dauer be 
Truſts vorgenommen find; und alle Handlungen der gebachten Truftees ala Aktionäre 
in Bezug auf Kauf, Verkauf oder Austaufch von Gejelichaftzeigentum und in Bezug 
auf Bildung und Liquidation von Korporationen; und alle anderen Handlungen der 
gedachten Truftees während der Dauer des Truſts werden hierbei anerkannt und ge: 
nehmigt. 

Beſchloſſen, dak die hiermit zur Liquidation des Truſts ernannten Truftees 
die Macht haben jollen, nad Majoritätsbeſchluß zu Handeln, alle Lüden in ihrer 
Anzahl auszufüllen und alle Papiere allein oder gemeinfam zu unterzeichnen (ala 
Attorney oder Attorneys in fact); und daß fie von Zeit zu Zeit den Beteiligten 
über alle Handlungen Bericht erftatten jollen, welche auf Grund dieſer Beichlüffe vor: 
genommen find. Bejchlofjen, dat das Stimmrecht der Truftees für irgend welche 
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In einer im September 1893 abgehaltenen Verſammlung wurde mit= 
geteilt, daß mehr als 50 %o der Truftcertifilate in der vorgejchlagenen 
Weiſe umgetaufcht jeien. Wenn man bedenkt, daß die Bejchlüffe einen 
Umtaufch der Gertififate nicht verlangen, fondern nur geftatten, ferner daß 
die Truſtees ſelbſt mehr ala 50 %/o der Gertififate zugegebenermaßen ala 
privates Eigentum bejeffen haben, und daß jchließlich für Eigentümer der 
Truftcertifitate durchaus fein Grund vorliegt, den ehemaligen Truftees in 
irgend einer Richtung das Vertrauen zu entziehen, erjcheint die Annahme 
berechtigt, die bisher zurückübertragenen ZTruftcertifitate feien mit jenem 
Privateigentum der ehemaligen ZTruftees identifch, während fich von den 
übrigen Eigentümern nicht jehr viele bisher zu dem Schritte bewogen ges 
jehen haben dürften. Damit ift weiter flar, warum fi) die Standard Dil: 
Leute durchaus nicht bemüßigt gefunden haben, fi in eine neue große 
Korporation umzuwandeln. DBermittelft der Gigentumgrechte Hängen fie 
eng genug zujammen; und Börfenjpiel, wie andere Truſts, treiben fie nicht 
mit ihren Werten, die ihnen vielmehr Anlagepapiere find. 

Die großen Eigentümer bleiben nach wie vor die Verwaltunggräte in 
den einzelnen Kompanien. Irgend welche Veränderung in der Verwaltung 
der Gejchäftsangelegenheiten ift nach den Ermittelungen des Berfaffers durch: 
aus nicht vorgenommen worden, die Begründung einer großen Korporation 
auch für die nächte Zukunft nicht beabfichtigt. 

Auf die Anfrage eines Intereffenten in der gedachten Berfammlung 
im September 1893, ob die einzelnen Gejellfchaften nunmehr mit einander 
in praftifche Konkurrenz treten würden, hat fich die Verwaltung lediglich 
in ein diplomatisches Schweigen gehüllt: das bliebe der Zukunft überlafjen. 
Indes hat man vor dem GErlöfchen der Stimmberechtigung der Truftees 
und der formalen Auflöfung des Trufts auf alle Fälle noch eine größere 
Zahl der £leinen Korporationen aufgelöft, bezw. in die großen verfchmolzen !. 
Die fchließlich zur Verteilung gelangten oder bereit gehaltenen Aktien ums 
faſſen ca. 20 Raffineriegefellichaften, Transportgeſellſchaften, Fabrikkomplexe 
zur Erzeugung von Nebenproduften und BVBerpadungsgegenftänden x. Wenn 
jemals ernſthafte Verjuche der Gefeggebung gegen die großen Korporationen 
gemacht werden jollten, wird wiederum Standard Dil am wenigjten formale 
Handhabe bieten. 





(im Zruft) auf ihren Namen ftehende Aktien nad Verlauf von 4 Monaten auf: 
hören joll. 

Beſchloſſen, daß allen Truftcertififatbefigern von der Annahme dieſer Be 
Ichlüffe Nachricht gegeben werben ſoll. 

1 Proceeding of Meetings held at 26 Brodway New York City — 
March 21. 1892. ©. 7. 
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Im Zudergeichäft hätte jeinerzeit den Beteiligten derjelbe Weg offen 
geitanden, denn die Truſtees waren gleichfalls im Befi eines kontrollieren⸗ 
den Interefſſes. Sie zogen aber vor, dem Zruft in der American Sugar 
Refining Co. eine einheitliche Nachfolgerin zu geben. Als Grund geben 
fie die Unficherheit de amerikaniſchen Zollweſens an, welches ihnen eines 
Tages wünfchenswert erjcheinen lafjen konnte, fich fchnell eines größeren 
Teiles ihres Eigentums zu entledigen; das Papier einer großen Kompanie 
war dann marktfähiger. Sie haben dabei Recht behalten. Die jchweben- 
den Zollverhandlungen jtellten zeitweilig die Aufhebung aller Zuckerzölle und 
anderjeit3 der Erportprämien in Ausſicht. Wenn wirklich durchgeführt, würde 
das den Wert der American Sugar Refining Co. erheblich vermindern. 
Zur Zeit der jüngjten Generalverfammlung am 14. Januar 1894 fand es 
fih, daß in Vorausſicht diefer Ereigniffe die Haupteigentümer im Ber: 
waltungsrat bereits einen erheblichen Zeil ihres Eigentums abgeftoßen hatten, 

Die Organifation der großen Kombinationen ijt heute in den Grund- 
zügen die folgende: An der Spike jteht durchwegs ein Präfident mit einem 
Verwaltungsrat und einem Stab von Beamten, wie e& die betreffenden 
Korporationsgeſetze vorſchreiben. Diejer Verwaltungsrat teilt fich alsdann 
in zwei Hauptabteilungen, deren eine die finanzielle, die andere die tech— 
nifche Seite des Unternehmens beforgt!. Weitere Unterteilungen finden 
ftatt in Einkaufs- und Berfaufsfomitees, in technifche Specialkomitees 
zur Überwachung bejtimmter Zweige u. dgl. Unter der centralen. Leitung 
arbeiten die einzelnen Unternehmen mit einer gewiſſen Selbjtändigkeit, die 
bei einzelnen auch organifatorisch zum Ausdrud kommt. Jene kauft das 
Rohmaterial ein, ſetzt die Verkaufspreiſe für dag Fabrikat feſt und kon— 
tingentiert große Aufträge, diefe dagegen nehmen kleinere Aufträge u. dgl. 
jelbjtändig an und erjtatten 3. B. im Whiskey-Truſt täglich der Gentral- 
feitung Bericht?. Manche verſuchen eine möglichjt große Selbftändigfeit und 
MWetteifer in Bezug auf die erzielten Reſultate des Produktionsprozeſſes 
unter den Etabliſſements aufrecht zu erhalten. 

Der Bericht der American Cotton Dil Co.? ermöglicht einen bejon- 


ı Der Verwaltungsrat ber U. ©. Leather Go. 3. B. befteht aus 27 Mitgliedern, 
die einen Exekutivausſchuß von 9 Delegierten wählen. Die übrigen befinden fich in 
der Berwaltung der einzelnen Gerbereien. Der Exelutivausſchuß teilt ſich in eine 
Finanz-, eine Einkaufskommiſſion für grüne Häute, eine Verkaufskontrollkommiffion zc. 
Die technifchen Prozeſſe bleiben den einzelnen überlafien. 

2 Da3 Berichtäformular fiehe Anlage IX b. 

® Report, Presented to the Stockholders of the American Cotton Oil 
Company at their Fourth Annual Meeting, for the Fiscal Year ending 
August 31. 1893. New York 1893. 

Schriften LX. — Kartelle. IT. 12 
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ders vollkommenen Einblik in die technifche Organifation derſelben. Wir 
finden 15 Verwaltungsräte, davon 10 in New York, 1 in New-Jerſey (ge= 
jeglich erforderlich, da die Cotton Dil Co. eine New-Jerſey⸗Korporation ift), 
1 in Chicago, 1 in St. Louis, 1 in Arkanfas und 1 in Georgia. Aus 
dem Verwaltungsrat wird ein Finanzkomitee von 3 Mitgliedern ausge— 
fondert. Einer der Verwaltungsräte ift Präfident, daneben finden wir je 
einen nicht dem Verwaltungsrat angehörigen Vicepräfident, Sekretär und 
Schatzmeiſter. Gin befonderer NRechtöbeiftand (Attorney) ſteht der Ver— 
waltung zur Seite. Die centrale Leitung ift in New- York, das gejeßliche 
Hauptlontor in New-Jerſey. Die Eigentumsübertragung von Bonds Tiegt 
in den Händen eines Bankier; das Eigentum von Aftien und Vorzugd- 
aktien wird in der Gentral Truft Go. of New-York gebucht und über- 
tragen. 

Die allgemeine Verwaltung Hat ein Rechnungsdepartement, ein Gentral- 
verfaufsbureau für Binnenland und Ausland und ein Verſicherungs⸗ und 
Reklamebureau in New-York, eine Transportationgabteilung in Chicago, 
ein Gentrallaboratorium in Gutenberg, N. J. In Rotterdam ift die 
Holland-American Cotton Dil Co. ala europäifche Tochteranftalt zur Ein- 
führung der Baummwollölprodufte in Europa jüngft gegründet. Neun große 
Staatölompanien für die Olmühlen beftehen in Alabama, Arkanſas, Ge- 
orgia, Milfiffippi, Texas, North-Carolina, South-Carolina, Tenneflee, 
Louſiana. Man befitt 9 große Raffinerien, davon 2 in New⸗-Jerſey, 1 in 
Ghicago, 1 in St. Louis, 1 in Eincinnati, 1 in Connecticut, 1 in Tenneffee, 
1 in Louifiana, 1 in Rhode Island, welche zum Zeil wie die weltbe- 
rühmten MWilcor-Lard-Refinery Co. und N. K. Fairbanks Co. gleichzeitig 
andere, verwandte Gejchäfte betreiben, bei denen dad Baummollöl eine er- 
bebliche Rolle fpielt. Die letzteren zwei Fabriken Haben in fich einen 
eigenen Stab von Beamten, Verlaufßagenten ꝛc. Die 127 in 16 Staaten 
gelegenen Fabriken zerfallen in | 
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Die Kompanie befitt 346 Tankwagen, 23 Kaftenwagen und 1 Barrel- 
wagen, 1 großer Zankjteamer ift im Bau. Eine Zufammenftellung des 
Kapitals, des Geldwertes, des Eigentums und der Ertragsfähigfeit weift 
nach, wie von Jahr zu Jahr der verhältnismäßige Wert des Eigentums zum 
Kapital fi hebt. Von 45,2 %o 1891 fteigt er auf 50 %0 1893. Ein 
entjprechender Rückſchluß thut dar, daß zur Zeit der Gründung und noch 
vor der Reorganifation der thatjächliche Wert abzüglich der Ertragsfähig- 
feit nicht viel mehr als !/a oder Y/s des Grundkapitals geweſen fein dürfte!. 

Eine gemachte Berechnung ergiebt, daß der Geldiwert deg Eigentums dem 
Werte der Borzugsaktien zum Kurſe von 125 %/o entjpricht, während die 
ordinären Aktien durch die Ertragsfähigkeit Über die den Vorzugsaktien zu— 
ftehenden 6 %o Dividende hinaus, Franchiſen, Patente, Verfahren, Schutz⸗ 
marken 2c. gededt werden. Es find dies bemerkenswerte Angaben für die 
Morphologie eines gut geleiteten derartigen Riefenunternehmens. 

Eine ganz bejondere Organijation hat die Gummilombination einge- 
nommen. Seit längeren Jahren jchwebten Verhandlungen, fie zuftande zu 
bringen, die nach mehrfachen Pools 1892 zu einem vorläufigen Reſultat 
führten; aber erft 1893, nach Eintritt des größten und wichtigjten Conzerns 
in Providence R. %., gewann fie eigentliche Lebensfähigkeit, namentlich, 
indem deſſen beſonders befähigter Leiter zum Chef des Ganzen gewählt 
wurde. Ihr gehören alle Gummijchuhlabrifen des Landes und einige 
Fabriken anderer Gummiwaren an. 

Die N. ©. Rubber Co. Hat nun die Aktien der ihr zugehörigen Fa— 
brifen im Beſitz, läßt jene angeblich jelbftändig arbeiten, übt aber natürlich, 
wie dies bei jedem Truft der Fall, unter der Hand eine einheitliche Kontrolle 
aus; fie fungiert ferner als Einkäufer des Gummis im großen durch Agenten 
auf den füdamerifanifchen Märkten, und Liefert diefen an die einzelnen Fabriken. 
Um auch den Schein der Zufammengebörigkeit zu vermeiden, hat man alle 
jelbjtändigen Beamten im Amte gelaffen, und bejorgt den Verkauf durch 
eine andere New-Yorker Kompanie, die American Commercial Co., wäh 
rend die Kreditgejchäfte zc. wiederum in anderen Händen liegen. Man bat 
alabald einzelne der Fabriken gejchloffen, und um dag gewünfchte Band 
zwifchen den übrigen herzuftellen, ohne gegen das Geſetz zu verjtoßen, einen 
„U. ©. Rubber Advancers Club” begründet, einen Klub der Direktoren, 
welche zuerjt eine gemeinſame Inſpektionsreiſe durch alle Fabriken unter- 
nahmen, und bier die beiten Fabrikationsprozeſſe kennen lernten, Heute fich 


ı Das entfpricht dem gedachten Zeugnis von Kohn Scott vor der Enquete 
von New-York. 
12* 
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„in formloſer Weife gejelljchaftlich von Zeit zu Zeit treffen und fich neben- 
bei über Angelegenheiten des Gefchäftes beraten“. Die Erjparniffe werden, 
abgejehen von den Engrogeinkäufen unter Bermeidung der Zwiſchenhändler, 
von den Beteiligten auch in der Technif ala außerordentlich große bezeichnet. 
Über Refultate läßt fich bei der Kürze des Beſtehens noch nichts vermel— 
den!. Das Gleiche gilt von der U. ©. Leather Co. Es mag bemerft 
werden, daß letztere zwei Gejellichaften, wie auch die ältere Diamond Match 
Co. und die American Tobacco Co. niemald Truſts, fondern von jeher 
Kompanien gewefen find. 


GCoof Hat nicht Unrecht?, wenn er darin, daß man fich beeilt, die 
gejegliche Form der Korporation an Stelle des geheimnisvollen Truſts 
zu jeben, einen großen moralifchen Sieg der öffentlichen Meinung erblidt. 
Das Geheimnisvolle des Truſts, die Macht, alle Auskünfte zu verweigern, 
und die vollftändige Unverantwortlichkeit war in der That eine große Ge- 
fahr. Die eigentlichen gejeglichen Tragen aber bleiben nach wie vor un— 
entjchieden. In feiner ernjten Behandlung der Sache wird auf die erlafjenen 
Specialgefege in ihrer jegigen Form ein bejonderer Wert gelegt. Man er- 
wartet mehr von der endgültigen Entfcheidung der Richter. 

Die Beurteilung des Problems ift ja auf den Begriff der „publie policy“ 
zurüdzuführen®, und wie leßtere und ihre Erforderniſſe dem Wechjel der 
Zeiten untertoorfen find, jo muß, dem Vorgang des alten römischen Rechts 
gleich, die rechtsbildende Praris der Gerichte fi ändern. Daß dies im 
Rahmen der natürlichen Fortentwidlung möglich iſt und gejchieht, ift die 
größte Stärke des Syſtems des englifchen gemeinen Rechts. Es iſt fein 
Unglüd für den fonjervativen Fortjchritt, daß die Richter in ihren Ent— 
Tcheidungen bisweilen ein wenig hinter den fortgefchrittenen Forderungen der 
Zeit zurüd find. Es wird darauf Hingewiefen, wie der Richter, welcher 
über Heutige Probleme zu richten hat, feine öfonomijche Erziehung vor 25 
bi8 50 Jahren noch unter anderen Verhältnifjen erhalten hat; in abjehbarer 
Zeit jedoch wird eine Richterklaffe mit der ökonomiſchen Vorbildung der 
Gegenwart im Amte fein. Sie werden aus der Praris Heraus auf die 
Dauer befjer in der Lage fein, einen folchen Fall zeitlich und örtlich unter- 
ſcheidend zu regeln, ala die ehernen Formen des Geſetzes mit den ſchwan— 


Die Organifation ift jo fompliziert, dat das Vertrauen zu derſelben in außen» 
ftehenden Kreifen ein fehr ſchwankendes ift. 

2 Eoof: Eorporation Problem ©. 245. 

* Siehe die hierauf bezüglichen Ausführungen bei Spelling a. a. D. 
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enden und wechjelnden Geftalten diefes noch im Fluß befindlichen Problems 
fich bereit? heute abfinden könnten. 

Die wichtigjten Entfcheidungen der lebten Zeit! in den Bereinigten 
Staaten (Bundes=) Gerichtshöfen weiſen bereits ein anderes Geficht auf, 
als die meiften der früheren. Sie erklären ausdrüdlich die Antitruftgejeß- 
gebung in der vorliegenden Form für vollfommen unbrauchbar. In feinem 
Sahresbericht für dad Jahr 1893 nimmt der Attorney General der Ver— 
einigten Staaten (Yuftizminifter) zu dem Sherman Antitruft- (Bundes) 
Geſetz Stellung?. Derjelbe hält das Geſetz und, wie e& fcheint, obgleich 
der demokratifchen Partei angehörig?, bis zu einem gewiflen Grade über: 
haupt alle Antitruftgefeßgebungen in der bisherigen Weile für unbrauchbar. 
Er erachtet eine genaue Beitimmung der etwa jtrafbaren Handlungen für 
gänzlich unmöglich, indem das gegen die Monopole ıc. Gejagte ebenjo auf 
jedes beliebige Gejchäft angewendet werden kann, und führt zu feiner Unter- 
ſtützung eine Entjcheidung eine der bedeutenditen, jüngft zum Supreme 
Gourt gewählten Richter? im U. ©. Circuit Court von Ohio an: 

1. Der Kongreß kann die Rechte von einzelnftaatlichen Korporationen 
oder von Bürgern im Erwerb, der Anhäufung und der Kontrolle von Eigen= 
tum nicht beichränfen. 

2. Der Kongreß kann nicht die Preife vorjchreiben, zu welchen diejes 
Eigentum duch den Eigentümer — mag der Eigentümer eine Korporation 
oder ein Individuum fein — verkauft werden joll. 

3. Der Kongreß kann nicht die Abfichten und Zwecke von Perjonen 
beim Erwerb und der Kontrolle von Eigentum zu Gtrafthaten machen, 
welche von den Staaten, in welchen diefe wohnen oder zugelaffen find, 
lanftioniert werden. 

4. Ein Monopol, wie es durch das Gejeß verboten wird, ijt ein aus— 
Tchließliches Necht auf jeiten einer Partei in Verbindung mit einem Verbot 
oder einer Verhinderung gegen eine andere, wodurch die letztere von der 
Ausübung oder dem Genuß desjelben ausgeſchloſſen iſt. 

5. Kontrafte zur Beichräntung der Handels- und Verkehrsfreiheit, wie 
fie in jenem Gefeß verboten, find überhaupt die Verfehrsfreiheit einſchränkende 
Kontrafte und bereit? nach dem gemeinen Recht unabhängig von irgend 
welchem Specialgefet ungültig. 





! Dodd: Present Legal Status of Trusts a. a. O. 

® Annual Report of the Attorney General of the U. 8. for the year 
1893. Wafhington 1893. ©. 26 ff. 

3 Allerdings war er früher Rechtsanwalt des Whiskey Truſt und hat hier aus 
der Praxis heraus Gelegenheit zur Beichäftigung mit der Truftfrage gehabt. 
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Die Entjcheidung ift, bis fie etwa durch den höchſten Vereinigten 
Staaten Gerichtshof umgeftoßen wird, als Präcedenz anzuſehen. Der 
Attorney General bemerkt endlih, wie man die Beftimmungen des Geſetzes 
ſogar auf Strikes auszudehnen und die Statuten der „Brotherhood of 
Locomotive Engineer?” (Trade Union) teilweife für ungültig zu erklären 
verfucht Habe. Mit anderen Worten, „man bat das große Problem von 
Kapital und Arbeit durch allgemein reftriftive Maßregeln zu erledigen ver— 
ſucht“. Die Meinung herrfcht, daß Entjcheidungen im höchſten Gerichtshof, 
die innerhalb der nächſten 1—2 Jahre jedenfalls erfolgen werden, fih im 
Sinne der Anſchauung diefes Berichtes bewegen dürften. Inzwiſchen hat 
gerade jüngſt der Attorney General in Chicago ein Verfahren gegen den 
Gastruft, die Diamond Match Co. und die Zuderfompanie eingeleitet. 
Man meint, e& ſei aus politifchen Gründen gejfchehen, und mißt dem 
Schritt nicht viel Bedeutung bei. Gelegentlich hört man jogar die Be- 
hauptung, daß einzelne jolcher Verfahren auf Betreiben von Baiffiers zu 
Börſenſpekulationszwecken eingeleitet würden. 


K. Die Anſchauungen der Barteien über Kombinationen, 


1. Die Theoretiker. Die principiellen Gegner der Truft- 
beiwegung mißbilligen diefe aus allgemein anticentraliftifchen, individua- 
liſtiſchen Gründen. Sie jehen in den Truſts „jcheußliche außbeuterifche 
Monopole, die den Einzelnen vernichten und durch das Anhäufen dem 
Volke gejtohlener Kapitalien, wie ihre ganze Organifation dem Socialismus 
in die Hände arbeiten”?!. Ihnen fchließen fich eine Zahl älterer manchefter- 
licher Gelehrter an. Ihre Argumentation ift in den Außerungen des Ge— 
neral Roger A. Pryon vor dem Komitee des Senats von New = York 
am Elarjten enthalten?: 

„i. Konkurrenz zwifchen Käufern des Rohmaterials erhöht den Ver— 
kaufspreis für den Produzenten. 

2. Konkurrenz zwijchen Verkäufern des Fabritates erniedrigt den Preis 
für den Ronfumenten. 

3. Berminderung des Preifes erhöht die Anzahl der Konjumenten. 

4. Erhöhung der Konfumtion reizt den Produzenten zur Vergröße— 
rung des Betriebes an. 


1& z. B. H. ©. Lloyd a. a. O. 
® Roger A. Pryon: Trust Combinations ©. 5 ff. 
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5. Bergrößerung der Produktion Hat eine Vermehrung der beichäf- 
tigten Arbeiter zur Folge. 

6. Konkurrenz zwifchen den Arbeitgebern erhöht die Löhne. 

7. Erhöhung der Löhne hat die materielle und moralifche Verbeſſe— 
rung der arbeitenden Klaſſe zur Folge. 

8. Konkurrenz zwijchen den Verkäufern ftachelt dieje zu Verbeſſerungen 
in der Qualität ihres Artikels an. 

9. Konkurrenz zwifchen Berkäufern drängt zur Verringerung im Her— 
ſtellungspreis, und ftachelt damit den erfinderifchen Geift an, koſten- und 
arbeitfparende Mafchinerie zu erdenken; dies giebt dem Tortjchritt der nüß- 
lichen Künfte und Wiſſenſchaften einen Stachel; kurz, Konkurrenz führt zum 
Wohl aller Klaſſen des Gemeinweſens und erhöht die Hilfsquellen und bie 
Macht des Staates, aber das Übel übertriebener Konkurrenz wird befeitigt 
und forrigiert durch das Princip des Gelbjtinterefjes und durch dag Be— 
jtehen des Gejeges von Angebot und Nachfrage. 

Andererjeit werden durch Monopole alle diefe Heilfamen Wirkungen 
aufgehalten und verhindert. 

1. Iſt nur ein einziger Käufer von Rohmaterial da, diktiert er den 
Produzenten jeinen Preis. 

2. Giebt e8 nur einen einzigen Berfäufer des fertigen Artifels, jo er- 
preßt er von den Konſumenten einen erorbitanten ‘Preis. 

3. Der erhöhte Verkaufspreis vermindert die Menge der Konjumenten 
und des Verbrauchs. 

4. Berminderter Verbrauch bedingt verminderte Produktion, 

5. Berminderte Produktion vermindert die Zahl der bejchäftigten Ar— 
beiter. 

6. Wenn nur ein einzelner Arbeitgeber da ijt, dann biktiert er den 
Arbeitern verringerte Löhne. 

7. Wenn der Verkäufer den Markt monopolifiert und des Verkaufs 
auf alle Fälle ficher ift, Hat er feinen Grund, die Qualität des Artikels 
zu verbeſſern, diejelbe wird notwendig fchlechter. 

8 Wenn der Fabrilant den Markt monopolifiert und jeine eigenen 
Preife diktiert und feines Profites ficher ift, Hat er feinen Grund, die Pro- 
duktionskoſten durch die Erfindung arbeits- und Eojtenfparender Maſchinen 
zu vermindern. 

9. Wenn der Fabrikant die Produktion und den Markt monopolifiert, 
und fo die Höhe ſeines Nutzens beliebig feitjtellen kann, Hat er feinen 
Grund, die Produktion zu vermehren, im Gegenteil, fein Intereſſe heißt ihn 
die Koften für die unnötige Produktion ſparen, und jo nimmt er Fabriken 
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in die Kombination hinein, lediglich um fie abzubrechen und ftillftehen 
zu laſſen. 

„Mit einem Worte, Monopole berauben und unterdrüden alle Klaſſen 
des Gemeinwejend und jchwächen den Staat und machen ihn arm. Aber 
die politischen Folgen der Monopole find noch viel drohender für Staat 
und Volk, ala die öfonomifchen, die durch die eindrudsvolle Warnung des 
verftorbenen Richters David Davis ausgedrüdt wird. Große Korporationen, 
fonjolidierte Monopole bejeßten fchnell die Wege der Macht, die zu der 
Kontrolle der Regierung leiten. Es ift ein offenes Geheimnis, daß fie durch 
die Einjegung don gefeßgebenden Verfammlungen einzelne Staaten beherr- 
chen und die Gerichte forrumpieren, daß fie mächtig im Kongreß, und daß 
fie flrupellos in der Anwendung von Mitteln find, Vorurteile zu befiegen 
und Einflüffe zu erwerben. Diefe Lage der Dinge ift wahrhaft beunruhi— 
gend, denn wenn fie nicht fchnell und gründlich geändert wird, dann möchten 
die freien Inſtitutionen gar leicht durch eine auf der Grundlage von Geld 
und Eorporativer Macht errichtete Dligarchie vernichtet werden.“ — 

As principielle Freunde der Kombination finden wir vor allem 
einen großen Teil der jüngeren nationalöfonomifchen Schule des Landes, fo- 
weit fie ſich mit der Frage eingehender bejchäftigt haben. Unter dem Ein- 
fluß der Hiftorischen Denkweiſe meint fie fih von der Naturnotwendigfeit 
der Bewegung überzeugt zu haben, indem fie fie auf das große allgemeine 
Problem neuzeitlich kapitaliſtiſcher Wirtſchaft und ihrer technifchen Hilfs: 
mittel im Großbetriebe zurückführt. Sie verweift auf jenes Stephenfonjche 
Wort zurüd, und jo jagt Benj. Andrews!: „Die Tage der altmodi— 
ſchen Art von Konkurrenz find gezählt; Gejeg oder nicht Geſetz, das Kapital 
wird don num an meiftens in Phalanzen marjchieren!” — Eine Betrad- 
tung der Thatjachen hat dieg zu ihren Ideen gemacht; fie erkennen viele 
Schäden und Fehler in der heutigen Form der Truft® und verurteilen 
diefe Scharf, doch halten fie nicht alle Schattenfeiten für naturnotwendig, 
fondern für zeitweilige Begleiterfcheinungen. Sie verlangen je nach ihrer 
perfönlichen Anſchauungsweiſe und Stellung ein freies Waltenlaffen oder 
eine gejeliche Anerkennung und Regelung. 

Auf erfterem Standpunkte fteht vor allem Dodd?, der in geradezu 
panegyriichem Schwung die Fortfchritte darzuftellen weiß, welche der mo— 
dernen Gejellfchaft durch die Anwendung des Großfapitals auf Konzentrie- 


! Bergl. Andrews: Trusts according to ete. Ferner desgl. The Economic 
Law of Monopoly. 
2 Dodd: Aggregated Capital a. a. D. 
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rung der Unternehmungen gewonnen find, der zeigt, wie au Schutt- und 
Lehmbütten heraus die Menjchheit zu den größten Segnungen der Kultur 
durch Organijationen gelangt. Er behauptet, daß alle Eingriffe des Staates 
unerlaubt, unnötig, ja hemmend feien, und will die fombinationzfeindlichen 
Glieder der Laissez Faire = Partei mit ihrem eigenen Argument jchlagen, 
indem er verlangt, daß man dem freien Walten der Kräfte, der freien Be— 
thätigung der Einzelnen zur Erfüllung ihres eigenen und des Gejamtinter- 
ejjes den möglichiten Spielraum laſſe. George Gunton dagegen, der 
Socialift im englifchen Sinne, ift ein Anhänger der organifatorifchen Be— 
ftrebungen, die er für notwendig Hält, aber er möchte fie in möglichit 
weitem Umfange einer Kontrolle unterworfen ſehen, einer Aufficht gegen die 
Ausbeutungen, welche vielfach in den Trufts vorgeflommen find. Er warnt 
fie eindringlich vor unrechtmäßigen Methoden, die zu ihrer Vernichtung 
führen müßten. Nur die jeien berechtigt, welche andauernd billigere und 
beſſere Ware zu liefern verftänden. 

Die radifalen Socialiften, vor allem die aus Europa ein— 
gewanderten Socialdemofraten find dem Truſt infofern günftig, als fie in 
ihnen einen Fortſchritt der Entwidlung in ihrem Sinne erbliden. Sie be- 
grüßen fie als eine Erleichterung des Überganges in die neuen Produftiong- 
formen, indem die in wenigen Händen konzentrierten großen Sapitalien den 
armen Maffen gegenüber zunehmen, und jo das Volk früher dazu führen 
werden, von jenen Befi zu ergreifen. Gegen die heutige Form des Truſts 
proteftieren fie natürlich auf das entjchiedenfte. 

Bon den Anarchiften endlich, deren e8 neben den ruffisch = polnischen 
Einwanderern unter den befjeren Elementen des Landes theoretiſch einen 
oder den anderen giebt?, hat der Verfaſſer gleichjalla eine Meinung zu er- 
halten verfucht. Doch ift ihm nicht gelungen, Klarheit zu erhalten. Sie 
erklärten, wie alles Kapital, alle Organifationen, jo auch die kapitaliſtiſche 
Drganifation der Produktion, für äußerft verworfen; was fie aber an Gtelle 
derjelben gejegt wünfchten, konnten fie jelbft nicht angeben. 





I Siehe die Äußerung Powderlys: Trusts. Arguments pro and contra. 
S. 24. 

2 Bal. 3.8. Benj. R. Tucker: Instead of a Book; a Fragmentary Ex- 
planation of Philosophical Anarchism, New-YYork 1893. Diejer theoretiiche 
Anarhismus ift eine merkwürdige Ericheinung im Lande. Es jcheint, daß die Be: 
wegung im Zufammenhang fteht mit der ungeheuren Korruption des Verwaltungs: 
ſyſtems. deal angelegte Geifter, die eine gute europäifche Verwaltung nie gejehen 
haben, wohl aber die bisherigen Mikerfolge von Befjerungsverfuchen im Lande, ziehen 
aus ihren Erfahrungen die Konſequenz: befjer keine Verwaltung ala eine joldhe! — 
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I. Die Politiker. Wir bemerkten, daß fi die Anjchauungen 
über den Wert oder Unwert der großen Vereinigungen nach dem allge- 
meinen Standpuntt der demofratifchen und republifanifchen Partei prin= 
eipiell jcheiden; die erfteren fehen in ihnen eine große Gefahr für die ver- 
faflungsmäßige Staatsform des freien Landes. Sie weiſen auf die ge- 
machten Erfahrungen zurüd, auf die zahllojen Fälle von Beeinfluffungen 
der Gejeßgebung u. dergl. Im letzten Punkte ftimmen auch manche ihrer 
Gegner mit ihnen überein, während der demofratiiche Cook der Anficht 
ift, daß dies eine Gefahr fei, die abnimmt, je weiter die Frage praktiſch 
fortgefchritten und gefjeßlich erledigt fe. „Sie ftreben nicht nah Ruhm 
und Ehre, oder nah Macht um der Macht willen, fie jtreben nach Eigen- 
tum — —. Sie beichäftigen fich mit der Politif nur um ihres Geſchäfts 
willen — —. So lange die Regierung den Gejchäften der Korporation nahe 
tritt, jo lange werden die Korporationen öffentliche Beamte beftechen , kor— 
rumpieren und beherrjchen. Die Quelle der politifchen Korruption wird 
mit der Zeit abnehmen. Der Streitpunfte zwijchen Korporation und Res 
gierung werden immer wenigere werden, und wie fie abnehmen an Zahl 
und Bedeutung, jo werden die Beweggründe für die Korporation, fich in 
die Regierung zu mijchen, vermieden !.” 

Als ſchweres Bedenken wird das Entftehen einer Plutofratie auf der 
Grundlage des durch Korporationen erleichterten Erwerbs von Reichtum 
feitens der Volkswirtſchaftspolitiker angeführt. Es ift das eines 
der ſchwerwiegendſten Bedenken, das fich aus unjeren ganzen heutigen wirt- 
Ichaftlichen Verhältniſſen ergiebt und über den vorliegenden Rahmen weit 
hinausgeht. Cook fieht wiederum in der Thatfache, daß der Reichtum in 
der Korporation inveſtiert jei und mit ihr im Zufammenhang ftehe, ein 
verheißungsvolles Zeichen für die Abmwendung der Gefahr. Die Korporation 
jei durch den Volkswillen gejchaffen,; wenn ihre Eigentümer fie mißbrauchen, 
jo hänge e8 von dem Bolfswillen ab, ihnen die Leitung und das Vermögen 
der Korporation aus der Hand herauszunehmen. „Der Plutokrat ftellt 
Bürgihaft, Frieden zu wahren, wenn er vermitteljt Korporationen arbeitet.” 
Die republikaniſchen Freunde und politifhen Anhänger der 
Korporation ftellen fich auf den Boden der GStatiftif, und ihre Argumente 
führt Dodd an, wenn er darauf hinweiſt, wie der Mitteljtand und jelbjt 
die Arbeiter des Unternehmens in der Lage jeien, an den größten Korpo= 
rationen durch Aftienerwerb teilzunehmen. Die Republifaner wollen die 
Kombinationen, joweit fie mit ungejeglichen Mitteln oder, wie die eigentlichen 


' Cook, Corporation Problem &, 247 ff. 
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Truſts, im geheimen arbeiten, ſoweit fie gefährliche Folgen zeigen, be= 
jchränfen ; fonft erkennen fie fie ala nichts weiteres, als eine natürliche 
Folge des modernen Wirtſchaftsſyſtems an. Die forporationsfeind- 
liden Populiften, „der Bund der Landwirte”, find natürlich gegen 
Trufts, außer, wie wir jahen, wo es ſich um fie felbjt und ihre land» 
wirtichaftlichen Produkte Handelt. (Gejeh von Texas.) 

In den allerlegten Jahren hat der Schlachtruf „für und wider Trufts 
und Monopole” in den Wahlkämpfen eine erhebliche Rolle gejpielt, und war 
einer der Gründe, der neben der Silberfrage und dem Tarif den Demo 
fraten im Jahre 1892 wieder zur Macht verhalf !. 


Im Kampf um Freihbandel und Schußzoll hat man die Truft= 
frage mit in den Vordergrund geſtellt. Die Freihändler haben, auf die 
Thatjache der erleichterten Begründung von Kombinationen in einer ge= 
ſchützten Induftrie zurüdgreifend, gejchidt und populär wirkſam wütende 
Angriffe gegen Schußzoll und Kombinationen gemeinfam gerichtet. Der 
Hauptvorfämpfer derfelben „Zariff-Reform”, das Organ des demofratifchen 
Reform-⸗Klubs in New-York, behandelt diefeg Thema und feine verjchiedenen 
Seiten in einer ganzen Reihe von Pamphleten?. 

Ihre Vorwürfe find, daß der Zolltarif die Truſts begünftige, dieſe 
aber das Land durch Erhöhung der Preife ausfaugen, nach auswärts billiger 
liefern als im Lande, die Löhne der Arbeiter erniedrigen, oder dieſe jogar 
entlaffen und zum Landftreichen zwingen. Statt, wie der Schußzoll beab- 
fichtige, die Produktion zu vermehren, neue &tabliffements® ins Leben zu 
rufen und damit mehr Arbeitern Beichäftigung zu geben, benußen fie den— 
jelben zur Beſchränkung und Unterjochung des induftriellen Wortjchrittes. 
Wie fich einzelne Nepublifaner dafür erklärt haben, in Induſtrien, wo 
Truſts beitänden, den Schubzoll aufzuheben, jo Hat in den ſchwebenden 
Berhandlungen des Kongreſſes über die Abänderung der Me. Kinley-Bill 
das Repräfentantenhaus für Aufhebung des Kohlen, Zuder- und Eifen- 
zolls ꝛc. wejentlich mit Hinficht auf die Kombinationen darin geftimmt. 
Dagegen im Senat ſchweben augenblidlich die Kämpfe noch, weil hier, „im 
Millionärsklub”, wie er genannt wird, die Intereſſen der Trufts ſtark genug 
vertreten find, um feinen ihnen ungünftigen Tarif zuftande kommen zu 
laflen. Der Senat hat die Zölle wieder aufgenommen. — 


! Bergl. David A. Wells: Trust and Monopolies, Speech a. a. O. 

? Trust and the Tariff; Labor, Wages and Tariff; Tramps, Trusts and 
Tariff; Tariff, Trusts plead guilty; Labor, Wages and Trusts; Trusts versus 
Wages; a. a. O. 
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Die Freihändler vermeinten, nach Aufhebung der Zölle und der durch 
fie gewährten Ertraprofite, die für den Zuder im lebten Jahre $ 20 000 000 
betragen hätten, müßte die Kombination unrentabel werden und damit in 
fich ſelbſt zufammenbrechen. 

II. Die Juriften. Die Auffaffung der Yuriften mag genügend 
aus den rechtlichen Auseinanderjegungen hervorgegangen jein. Die for- 
malen ftellen fi auf den exakten Boden des alten englijchen Rechts 
und der Berfafjung der Vereinigten Staaten, und nach ihrer Anficht be- 
ftehen noch heute die Entjcheidungen des alten Lord Coke zu Recht, der 
vor 150 Jahren die Monopole „für höchſt jchädlich und gefährlich, ſowie 
allerhand Künften und Handwerken äußerſt nachteilig“ erklärt. In früherer 
Zeit ftand auch Cook auf diefem Boden, auf ihm fteht in dem neuejten 
Werk Spelling, welcher nur die eraften gemein- und jtaatsrechtlichen, nicht 
aber öfonomifchen Fragen von einem einfeitigen, truftfeindlichen Standpunkt 
würdigt. Die Anzahl der kombinationgfreundlichen Auriften iſt numerifch 
gewachſen, und jcheinbar der Bedeutung nach fjchwerwiegender, 3. B. 
Dwight, der Präfident der erjten Rechtsſchule des Landes, der „New York 
Saw School!”, Charles F. Beach jr. und naturgemäß Dodd ıc. ftehen 
an der Spitze. 

63 iſt nicht zu leugnen, daß die gerichtlichen Entjcheidungen bis zu 
einem gewifjen Grade auch mit den politischen Fragen verknüpft find, wie 
denn in ben Vereinigten Staaten überhaupt die Rechtspflege und Politik, 
infolge der Wählbarkeit des Nichter- und Staatsanwaltftandes auf Zeit, 
nicht genügend getrennt find. 

Der bedeutendfte juriftifche Gegner des Trufts ift der Judge Cooley, 
eine der hervorragendſten und achtbarjten Perjönlichkeiten des Landes, der 
ala Präfident der Interftate Commerce Commiffion lange Zeit fich mit den 
Fragen eingehend beichäftigte. Er fagt?: „Man muß fie fürchten, fie 
ftehen einem leitenden und überaus wertvollen Princip de gewerblichen 
Lebens in ihrem Verſuch, die Konkurrenz einzufchränfen und jenes unter 
ftrenge Kontrolle zu bringen, entgegen. Wenn wir die herzloje Art jehen, 
in welcher einige Truſts Fabriken gejchloffen haben, und Leute, die arbeiten 
wollten, auf die Straße gejeßt haben, um ihre ſchon genügenden Profite zu 
vermehren, dann müſſen wir uns fragen, ob der Truft, wie wir ihn vor und 
jehen, nicht ein Feind des Volkes ift, ob er nicht den Arbeitern gefährliche 
Lektionen erteilt, ob er nicht zur Ausbreitung von Anarchie beiträgt.“ — 





ı Dwight, Legality of Trust a. a. ©. 
2 Belfonds Magazin, January 1888. 
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Dies find nur in geringem Maße juriftifche, vielmehr volfswirtjchaft- 
liche Anfichten vom Standpunkte der demokratifchen Partei, zu deren Lei— 
tern der Richter längere Zeit gehörte, 

IV. Aus der Praris heraus find dem Truft die Gegner namentlich 
unter denen, die fich durch ihn direkt gejchädigt fühlen, erwachjen. Manche 
fleinere Unternehmer find nicht geneigt gewejen, fich den größeren Kom— 
panien anzufchließen, andere haben feine Aufnahme, oder doch wenigſtens 
nicht unter den ihnen angemefjen erjcheinenden Bedingungen finden können. 
Wenn fie num ihr Brot Kleiner werden jehen, fo ſchreien fie über jene, 
welche das ganze Land verhungern machen. ihnen ift es Hart, aus ihrem 
Berufe vertrieben, jchonungslos dem Gutdünfen der Großen preisgegeben zu 
fein. Zahllos find ihre Klagen und Anklagen in den Zeugniffen der ver— 
ſchiedenen Enqueten, 3. B. verweilen fie auf die bemerkenswerte Thatjache, 
daß eine Ladung Rohzuder, die im Hafen von New-York angefommen 
war, und die man dem Truſt nicht zu dem von diefem gebotenen Preis 
verfaufen wollte, nachher, ohne überhaupt einen Käufer gefunden zu haben, 
wieder abjahren mußte. Anderen wieder waren Konkurrenten vom Truſt 
auf den Rüden geſetzt, welche fie unterbieten follten. Sie behaupten, die 
Kombinationen erniedrigten nur jo lange die Preife, bis fie alle Kon 
furrenten vernichtet Hätten, um jpäter um fo ungeftrafter das Publikum 
auszubeuten. (Gelegentlich gaben fie auch zu, von Preisherauffegungen der 
Truſts Vorteil gehabt zu haben, indem fie nun Hätten beginnen Können, 
rentabel zu produgieren!.) Sie fagen, die erſte Handlung der Trufts jei 
immer, die Preife für die Konfumenten herauf, für den Produzenten herumter- 
zujeßen; das bewiejen wieder die beiden jüngften, die Vereinigung im 
Gummihandel und in der Gerberei; die erjte Handlung der U. ©. Leather 
Co. jet gewejen, die Häute auf dem Markt zu Chicago u. f. w. berunter- 
zufegen, und alle Preiſe für Sohlleder herauf. Das Gummi würde billiger 
eingefauft, die Hergejtellten Gummifchuhe teurer verkauft ?. 

Mas über Begünftigungen durch. Eifenbahnen und Transportgelegen- 
heiten vorgebracht wurde, erörterten wir, 

Nachweislich iſt es Kleinen Petroleum =» Produzenten überhaupt nicht 
gelungen, ihre Waren über die Eifenbahnen transportiert zu erhalten ; wenn 
aber endlich die Ladung abginge, jagen fie, jo würden die Transporte 


! Sammlung des Mr. H. D. Lloyd. 

? Eine Gigarettenfirma glaubt fich eine befondere Reklame auf allen ihren An: 
zeigen durch die Mitteilung zu machen, dab ihr Produkt das einzige fei, das nicht 
aus dem Truſt der American Tobacco Co. ſtamme. 
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möglichft verzögert und fie müßten die fo und ſovielfache Fracht bezahlen, 
welche bekanntlich teilweife ihrem eigenen Konkurrenten, dem Standard Dil 
Truſt von den Eiſenbahnen zurücdvergütet wurde ıc. 

Das Publitum Hat vor allem Anlaß zu Klagen gefunden, wenn bei 
dem Entjtehen der Kombinationen und auch jpäterhin gelegentlich die Preife 
plößlich erhöht wurden. Mangel an Zufuhr auf dem Markt ift einmal 
auf die Abficht des Zudertruft, die Preife zu fteigern, zurüdgeführt worden, 
während er ſelbſt beſonders ſchlechte Ernten und nicht eingetroffene Sen- 
dungen von Rohmaterial vorwandte. Gelegentlich find auch Klagen über 
Berjchlechterung der Waren laut geworden, fo jüngft gegen den Standard 
Dil Truft; diefer erwidert, daß das nur an der Einführung des neuen Obio- 
Petroleums läge, welches man zeitweilig feiner größeren Unreinlichkeit halber 
noch nicht fo wohl Hat raffinieren können; die Mißſtände feien fchnell be— 
feitigt. Im ganzen behaupten die Trufts, gerade das Material und die 
Qualität ftändig verbeffert zu Haben, während nachgewiejenermaßen die 
übertriebene Konkurrenz vorher die Verfuhung zu Verfälichungen geboten 
babe. Man Habe Mehl in den Zuder, fchlechte Qualität in den Tabak, 
Fuſelol und Waſſer in den Alkohol, Surrogate des Surrogat? Baumwollöl 
in die aus dieſem bergeftellten Fettpräparate, Kalk in die Stärfe praktiziert. 

Der Whiskey-⸗Truſt bringt mehr ala 75 9/0 des Alkoholbedarfs des 
Landes hervor. Aus 85 %o dieſes Alkohol wird durch Beimiſchung ver- 
ichiedener Arten von Fufelöl, Chemilalien, Lilören und Fruchtextrakten, 
Wafler und Zuder, jede beliebige Art von geiftigen Getränfen, Whiskey, 
Zafelliföre und die verjchiedeniten Weine von beſonders konzeſſionierten 
Rectifizierfabrifen Hergeftellt!. Die Fabrikate werden als Originalgetränte 
überall im Lande verkauft, ein Verfahren, mit welchem die Diftilling und 
Gattle Feeding Co. jede Gemeinjchaft Ieugnet; es ſei vor der Gründung der 
Zrufts allgemein üblich gewejen, werde von den gedachten, mit ihr gar 
nicht zufammenhängenden Rektifizierern beforgt und durch eine ftaatliche 
Compounders and Rectifier’s License gejeglich anerkannt. 

Die Trufts jchweigen fich über die Vorwürfe der Grauſamkeit zc. fonft 
im ganzen aus, leugnen fie oder fuchen fie, wenn auch mangelhaft, zu er= 
Hären: Der Schwächere Hätte jeder ftärferen Konkurrenz unterliegen müfjen. 
Gr hätte nicht rentabel oder zweckmäßig gearbeitet, es ſei eine Überproduftion 
dageweſen, gegen welche er fich nicht Hätte halten können x. Zur Er- 
Härung der Erhöhung don Preifen wird die allgemeine Marktlage vorge 
Ichoben, die Preife von Rohmaterial und Arbeit, welche fich erhöht hätten, 


ı Dal. die Whiskey Truft-Enquete fpeciel S. II-IV, ©. 1—7, 67-74, 
82—86, 87—90. 
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u. dgl. Vor allem aber wollen fie vor der Gründung der Trufts durchweg 
mit Schaden gearbeitet haben. So hätten zahlreiche Fabriken in der 
Zuderinduftrie im Jahre 1887 bis zu 80 %o Unterbilanz verzeichnet, die 
Preiſe aber würden durch den teuerften Satz bejtimmt, zu welchem der un— 
günftigft Geftellte der Produzenten noch rentabel arbeiten fünne, damit die 
Summe des Produktes die Gejfamtbedürfnifie des Marktes dede. In der 
Baummwollölinduftrie hätten fich feinerzeit beim Einkauf des Rohmaterials 
die Fabriken jolche Konkurrenz gemacht, daß fie, nebenbei teilweife noch mit 
ungenügendem technifchen Apparat ausgeftattet, zum großen Teil an ſich 
verloren gewejen wären. Gegen die Behauptung von Diskrimination in 
den Preifen zu Gunften oder zum Schaden von Einzelnen, oder bejtimmter 
Gegenden, vermögen fie nichts Schlagendes vorzubringen. Die Kombina- 
tionen reflamieren für fich alle technifchen Errungenschaften, die Einführung 
ungleich billigerer Produktionsweiſen, dauernd billigen Preis, beſſere Qualität, 
geficherte Stellung de8 Unternehmens. Sie feien imftande, Produktionskriſen 
fernzuhalten und gewährten eine Garantie für die Ständigfeit der Lage. 
Dann thun fie dar, wie fie gewiſſe Zweige des Erporthandels außerordente 
lich gefördert, amerikanifchen Produkten neue Märkte gewonnen haben. 
Tür $ 45 000 000 wurde im lebten Jahre an Petroleum erportiert und 
auch der Cotton Dil Truſt Habe feine Abſatzgebiete erfolgreich nach Europa 
außzubehnen vermocht. Daß zu gewiffen Zeiten nach auswärts billiger 
geliefert werde, ala im Lande, rechneten fich die Truſts zum Verdienſte an, 
wenn e& auch nicht in ihrer Organifation begründet liege, vielmehr dieſem 
Zuftand gerade im Alkoholhandel durch den Truſt ein Ende gemacht fei. 
Menn im Lande eine plößliche Abjagverminderung einträte, jo feien fie auf 
diefe Weiſe in der Lage, weiter fortzuarbeiten und brauchten nicht bie Pro— 
duktionsmittel durch Stillliegen wertlos zu machen oder weitere Arbeiter 
zu entlafjen. 

Einen der allgemein volfswirtichaftlich intereffanteften Gründe, den der 
Erjparung von Nationalvermögen durch geregelte und fortwährend verbeſſerte 
Produktion und den Vorteil, der Hierdurch der Gefamtheit entjteht, wie er 
etwa in Loſch's Gedanfengängen Liegt, hat der Verfaſſer merkwürdigerweiſe 
nirgends vollkommen bewußt ausgeiprochen gefunden, wahrjcheinlich, weil 
die Sparſamkeit mit Material in dem an Naturproduften relativ jo reichen 
Lande noch nicht zur tiefgehenden Marime geworden if. Am nächiten 
fommen diejen Ideen Gunton! und Dodb. 

! George Gunton: Principles of Social Economies. New York 1891. 


ipectell Part II Economie Production und 
ILIII Distribution. 
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wenn jene auch an anderen Stellen im jelben Fach Beichäitigung finden 
würde. Des weiteren, und das ift wohl der jpringende Punkt, würde 
ihnen nichts gefährlicher in dem Kampf mit der öffentlichen Meinung fein, 
als wenn ihnen ungerechte Bedrüdung der Arbeiter nachzuweifen jei. Es 
it faum zweifelhaft, daß bei der Rolle, welche die Arbeiter ala Stimm- 
geber für die politifchen Parteien ſpielen, man gegen die Bedrüdung der 
Arbeiterjchaft recht drakonisch zu Werke gehen würde. Wie die Arbeiter 
zum größten Teil fich nicht als eigene Partei befennen, jondern der republi- 
fanifchen oder demokratischen Seite angehören, wie fie ſich in Zoll- und 
allen anderen Fragen jpalten, jo haben fie auch in der Truftfrage eine ein— 
heitliche Stellung nicht angenommen. Ä 

VI Die Truſts und die Börje. An den Börjen, im 
wejentlichen an den New-Yorker Börjen, fongzentriert fi) die ganze 
finanzielle Seite der großen Unternegmungen de Landes. So finden wir 
fie natürlich auch erheblich beeinflußt durch die verjchiedenen großen 
Kombinationen, die fie zwar teilweife nicht offiziell anerfannt, aber 
alle durch die Hinterpforte der Notierung unter den „unlisted securities“ 
bineingelafjen hatten. Sie wollten anfangs wohl das Odium und bie 
Berantivortung vermeiden, welche fi an die offizielle Zulafjung jo 
mancher ſehr zweifelhajter Trujt- Werte geknüpft hätten, während fie auf 
die großen Gewinne aus Transaktionen mit und in folchen nicht 
verzichten fonnten oder wollten. Die Truft-Werte find alsbald nach ihrer 
Einführung zu leitenden Spielpapieren der Börje geworden (volkswirtſchaft- 
lich ausgedrüdt, zu folchen, in welchen fich Lofal Angebot und Radfroge 
auf dem Kapitalmarkt auszugleichen pflegen). 

Trufts jollen aber oft nur formiert fein, um börjenfähige ‘Papiere, * 
um den Leitern Gelegenheit zu Spekulationen zu ſchaffen. Die Börſen ſtellen 
fich gleichfalls in zwei Parteien. Den einen iſt es erwünſchter, mit großen 
Faktoren und Komplexen zu rechnen zu haben, bei welchen ihnen eine ein— 
heitliche Überſicht über den geſamten Betrieb möglich iſt. Dieſelben find 
ihnen vertrauenswürdiger, und die durch die Vertretung oder Verbindung 
mit einem ſolchen Unternehmen EI Macht ijt eine der Stügen ihrer 
Stellung. 

Dies find die Großen der Börfe. Die mittleren und kleinen Makler 
und Banquiers, welche früher den Eleinen Unternehmungen die Geldgeſchäfte 
bejorgten, jehen fich natürlich von den Gefchäften der Rieſenkomplexe nahezu 
ausgeſchloſſen. Nur unter der Hand, wenn die Finanzgrößen nicht ſelbſt 
bei einer Unternefmung hervortreten wollen, werden fie vorgejchoben. Gie 
find gegen die Neuerfcheinungen. 

Schriften LX. — Sartelle. II. 13 
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Gewiſſen großen Financiers ift e8 ein Dom im Auge, daß jene ver— 
möge ihrer centralifierten Macht fich günftigere Kreditbedingungen erftreiten 
können und ihnen damit weniger Chancen zu perjönlichem Gewinn bieten. 
Sie Lieben nicht die Gefchäfte mit großen Riſiken, und letztere jehen fie in 
den großen Trufts erheblich gefteigert. Ya fie fühlen die ganze Börfe, das 
Geſchäftsleben bedroht; die Mängel in der Verwaltung, welche den Baum— 
mwollöl- und Taumwerktruft zu Fall brachten, follen mwarnende Symptome 
fein, was bier heraußfommen kann. Welch furchtbare Paniken entjtanden 
im Anſchluß an den Zuſammenbruch des Cordage Truft, an dad Bus 
fammenbrechen der großen Eifenbahn-Unternehmen! Bor allem war es die 
Unficherheit, welche der eigentliche Truft mit feinen verſchwiegenen Me— 
thoden in fich Schloß, gegen weldhe nahezu alle Parteien Front machten. 
Das von jenem ausgehende Gefühl der Unficherheit dehnte ſich bei ber 
befannten „Nervofität” der Börfe auf dag ganze Geichäft aus. 

Andrerjeits Hatten die Verwaltungen der gedachten beiden und zahl« 
reicher kleinerer Truſts, die Direktoren und Berwaltungsräte vieler der 
fallierten Eifenbahniyfteme vermittel® Börfenfpefulationen das Unglüd über 
ihr Gejchäft hereingeführt. Ihre Manipulationen waren nicht auf Waren- 
geihäft, fondern auf die ſchnellen Spekulationsgewinne des Börſenverkehrs 
gerichtet, und wie fie hier Hin und Her arbeiteten, wirkten fie direkt demo: 
ralifierend. 


Die Kombinationen und ihre Geſchäftsführung mit der darin liegenden 
Unficherheit werden von manchem in erfter Linie für die ſchwebende Kriſis 
mitverantwortlich gemacht. Die Unternehmungen felbft jcheinen die Zeiten 
beſſer überjtanden zu Haben, ala man von einzelnen erwartete, namentlich 
diejenigen, welche auf gefunden finanziellen Boden ftanden, d. h. mit einer 
möglichjt geringen feſten Verbindlichkeit an Bonds und Hypotheken und 
nicht mit Krediten arbeiteten. Wo, wie in ber Dijtilling and Cattle 
Veeding Co. große Laufende Lajten zu zahlen und hierzu große Kredite in 
Anſpruch zu nehmen waren, hat es jehr bedenkliche Momente gegeben. Nur 
dad finanziell ganz unabhängige Riefenunternefmen hat fich für kritiſche 
Zeiten als ausſichtsvoll erwiejen. Die Eifenbahnen Haben für ihre ent» 
gegengejeßte Politit 1893 wieder genügend Lehrgeld gezahlt. 

Dad Streben der Kombinationen iſt in der Regel, die Gewährung 
und Benußung von Kredit möglichft einzufchränfen; wo fie ihn in Anſpruch 
au nehmen haben, namentlich beim Import von Material u. dgl., bewerk— 
ftelligen fie da& in ganz großen Transaktionen mit Financiers erften Ranges 
in New-Norf oder London. Allgemein juchen fie ihre Macht dahin augzu- 
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nußen, die Kreditgewährung an ihre Kunden einzujchränfen, oder einheitlich 
zu regeln, möglichjt viel gegen bar zu arbeiten. 

Eine der bemerfenswerteften Seiten des amerikanischen Börſenweſens 
im Zuſammenhang mit diefem Problem ift die Einrichtung der Neorgani- 
ſationskomitees. Wenn eine große Eifenbahn und ein folch großes Unter— 
nehmen die Zahlungen eingeftellt, dann bilden fich Komitees von Finanz- 
leuten. Sie find ftark in dem Unternehmen intereffiert, oder wollen auch 
nur verſuchen, auf die eine oder andere Weile Geld dabei zu verdienen. 
Sie fonftituieren fich zur Vertretung der Intereffen der Aktionäre und Bond» 
inhaber, und verfuchen eine neue Baſis zu finden, auf welcher das betreffende 
Geſchäft möglichjt ohne zwangsweiſe Liquidation mit mehr Ausficht auf 
Profperität wieder aufgenommen werden kann. Die Einrichtung der Mafjen- 
verwaltung (Receivership), welche nach der Zahlungseinftellung das Ge- 
Ihäft im Intereſſe der Parteien übernimmt, bietet Hier eine erwünſchte 
Handhabe; derjelben fteht nämlich zu, das Gefchäft vorläufig ohne Unter- 
brechung weiterzuführen. — Unterdeffen verhandelt das Komitee mit den 
Gläubigern und Aktionären, um in der Regel nach einiger Zeit das Unter— 
nehmen auf neuer geficherter Baſis wieder aus den Händen des Receivers 
berauszulöfen. 

Bei den beiden großen Truſts hat es Monate gedauert, bis die Komi— 
tees fich durch den Schmub der alten Verwaltung durchgearbeitet hatten. 
Neueinzahlungen auf den Stod, Reduktion der fchwebenden Berbindlich- 
keiten wie de Kapitals, und Aufnahme neuer Vorzugswerte bilden die 
Hauptmomente der endgültigen Löfung!. Die Anlage giebt das Ergebnis 
der Eottonoiltruft-Reorganijation. Diejenige der Cordage Eo. ift noch nicht 
abgeihloffen, doch hat man bereit8 eine Charter für eine neue North Ame- 
rican Cordage Co. in New-Jerſey erwirkt, die wieder 33 000 000 $ Kapital 
haben wird ?, 


Schlußbetrachtung. 


Die Unterſuchung dürfte in ihrem Verlauf mehr und mehr dargethan 
haben, wie das vorliegende Problem eine über feine zeitliche und örtliche 
Form weit hinausgehende Bedeutung befitt. Es berührt die bewegenden 
dfonomijchen Fragen unferer Zeit nach allen Richtungen hin. In frage 
jteht die zukünftige Gliederung unſeres Wirtſchaftslebens, Großbetrieb gegen 
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Kleinbetrieb, Organifation gegen Individualismus. Daneben die Verteilung 
des Wohlftandes auf die Klaſſen und endlich die Folgen daraus für die 
Staatöform. 

Heute jagen zu wollen, wohin die Bewegung führt, ijt mehr als ge— 
wagt, denn wie die Meinungen überall geteilt find, jo find es auch die 
Thatfachen. Bald brechen die Verſuche nach der einen, bald nach der an= 
deren Seite zufammen. Zahllofe Kombinationen entjtehen und fallen, 
fommen wieder und gehen wieder, und zahllos find auch die Gründe, auf 
welchen die verjchiedenen Bewegungen beruhen. Bald gelingt e8 großen 
Meiftern, mächtige Zweige zuſammenzufaſſen, dann nach ihrem Berjchwinden 
fallen auch dieſe wieder zufammen, andere bleiben beftehen durch ihre eigene 
centripetale Schwerkraft, um Kapital und Eigentum Herum gruppiert, auf 
verbefferte technijche Leiftungsfähigkeit geſtützt. Wiederum andere werben 
centrifugal augeinandergetrieben. Welch’ eine Veränderung im Wirtfchafts- 
leben des Landes und der Betriebsorganifationen wird die nächite Zeit 
bringen? Wir Hören von den neuen Eifenminen der Meſaba-Range. Ein 
großes Finanz-Konjortium Hat fich gebildet, fie auszunutzen. Hier Liegt 
Eifenerz ganz nahe der Waſſerſtraße des großen Seenſyſtems in jcheinbar 
unerjchöpflicher Menge und größtmöglicher Reinheit, an der Oberfläche der 
Erde, braucht nicht im Bergbau gewonnen, jondern fann einfach abgegraben 
werden. Wird das zur Gentralifierung aller Eifenproduftion führen? Was 
wird ferner die technifche Entwidlung der nächſten Jahre bringen, welche 
Entdefungen und Erfindungen? Gerade jehen wir am Niagarafall den erjten 
Verſuch gelungen, in einer großen Anlage die natürlichen Waflerkräfte zu 
Produftionszweden in weiten Umfang heranzuziehen und von der centralen 
Stelle aus auch den Eleinften Betrieben auf weite Entfernungen neue billige 
Arbeitöfraft zuzuführen, Wird das zu decentralifierter Produktion Führen ? 
— Giegt auf der einen Seite der inbuftrielle Großbetrieb jcheinbar un— 
vermeidlih, jo unternimmt in den fübdlichen Zandesteilen der Kleinbetrieb 
im Baummwollbau energiche Vorſtöße. Der Großbetrieb mit gefaufter Arbeit 
wird unrentabler gegenüber dem Kleinbetrieb, in welchem der Unternehmer 
jeine ganze phyfiiche und geijtige Arbeitskraft intenfiv einem beſchränkten 
Raum zumendet. Der große Pflanzer verarmt, der Eleine gewinnt eine 
geficherte Eriftenz, und das dehnt fich auf die ganze Landwirtichaft aus, 
wo immer fie intenjiver wird. Der Genjus von 1890 zeigt die Abnahme 
in der Größe der Farmen Hier als eine ganz allgemeine Thatjache. — 

Zu einem endgültigen Urteil giebt die Truſtfrage Heute noch fein 
Recht, fie ift noch zu jung, zu reich an wechjelnden Phaſen. Nur das eine 
jteht jeft: die Organifationsform ift ziemlich irrelevant. Vielleicht Wirkung, 
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«ber gewiß nicht Urfache. Armour oder Zudertruft, Carnegie oder die ein- 
Heitlich geleiteten Standard Dil Companies oder die Cotton Dil Go. 
— dad ift, da fein ftaatliches, prohibitives Monopol vorliegt, in diejer 
Hinficht volfswirtichaftlich von ſekundärer Bedeutung, die Frage ift umd 
bleibt Tür erſte: Kleinbetrieb oder Großbetrieb, oder inwieweit Kompromiffe 
zwiſchen beiden ? 

Im borangehenden Haben wir die Öffentliche Meinung häufiger zu 
Worte fommen lafjen, ald andernorts. nötig erjcheinen möchte. In den 
Vereinigten Staaten mit ihrer demofratifchen Form ift fie der Iehte und 
endgültige Richter über Weſen und Wert der Dinge. Sie vermag fich aber 
nicht auf Theorien und Marimen zu ftüßen, jondern der konkrete Gang der 
Entwidlung zwingt fie, fich entiprechend den großen Geſetzen des hiſtoriſchen 
Fortſchrittes umzuändern und neu zu beleben. Die einftmalige Idee von 
der abfoluten Richtigkeit des uneingeſchränkten, individuellen Einzelwirkens 
beginnt fich, ſoweit man die Zeit bereits verfteht, abzuflären, entiprechend 
den neuen Problemen, auf welche fie ftößt. Iſt das gejchehen, dann kann 
man der Erwägung, wie fich die Öffentlichkeit ihnen gegenüber zu ftellen 
bat, näher treten. 

Die gejamte Lage ift zu verjchieden von ber europäifchen, um Ideen 
de3 Socialismus in der jenfeitigen Form heute einen fruchtbaren Boden zu 
verichaffen; aber der fociale Gedanke der Organifation gewinnt und muß 
immer weitere reife gewinnen. Gin Streben nach Eentralifierung ift vor— 
handen, und ein folches nach Gliederungen Lofal abgegrenzter Sphären. 

Unter der Form der Demokratie hat fich bisher die Entwidlung nach 
Kräften felbjtändig vollzogen; je weiter fie indes jchreitet, je dichter die 
Bevölkerung des Landes wird, und damit in nähere und nähere Berührung 
miteinander gerät, und in einzelnen Zweigen mit der Thätigfeit des Nach» 
barn als hemmendem oder fürderndem Element zu rechnen hat, deſto mehr 
regt fich das Bedürfnis nach einer Regelung der gejegmäßigen Stellung des 
Einen zum Andern. Ein bemerfenöwerter großer Zug, der fich aus der 
Konzentrierung, der Grundlage neuzeitlicher Unternehmungen, ergab und er— 
geben mußte, war ein Borjtoß in bisher nicht gefannte Bahnen der Geſetz- 
gebung: die Verſuche der Interſtate Commerce und der Antitruft = Gefeße. 
Wo immer wirtjchaftliche Gefamtintereflen zu Tage treten, da muß auch 
eine gemeinfame Regelung die Folge bilden. 

Heute hat die Organiſations- und Gentralifationgbewegung in den 
großen Unternehmungen von Handel und Induſtrie noch nicht ihren Höhe— 
punft erreicht; es fcheint, daß die Woge noch im Schwellen iſt. Dement- 
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Iprechend dürfte auch die Beichäftigung der Geſetzgebung mit diefer Frage 
noch nicht das lebte Wort geiprochen haben. Da ijt e8 beachtenswert, wie 
man von anderen Prämiffen aus, und ohne Kenntnis europäifcher Anfichten 
über diefen Punkt, durch Erfahrung zu dem Schluß gelangt, daß die ge— 
jegliche Regulierung und der gejegliche Eingriff die wirtjchaftlichen Zuftände 
nicht fchaffen, jondern nur begleiten und ihnen folgen kann. Wie man 
einft beim Auffommen der neuen Verfehrabedürfniffe und der neuen Technik 
in vergangenen Zeiten vergebens verjuchte, die alten wirtjchaftlichen Orga— 
nifationsformen am Leben zu halten, jo hat man den Verfuch gefcheitert ge— 
jehen, durch Verbot und Unterdrüdung den neuen Formen der Gentrali= 
ſationsbeſtrebung auf dem Boden bereinigten Kapitals und der Großbetriebs— 
technif Einhalt zu thun. Das einzige, was man thun kann, ift, den Gang 
der Entwidlung zu verfolgen und die bejtehenden Einrichtungen demfelben 
anzupaffen. 

Die vorhandenen und gejchilderten Trufts find feine idealen Erſchei— 
nungen, jondern, wie alle menschlichen Schöpfungen, mit Tugenden und 
Laftern, mit guten und jchlechten Seiten begabt. Sie fommen, weil fie 
müſſen; ihr Einfluß ift ein jehr verjchiedenartiger, ihre Wirkung faum über- 
ſehbar; wo fie auftreten, rufen fie eine ungeheuere Erregung und den natür= 
lichen Widerftand gegen alles Ungewohnte hervor. Bald zeigen fie fich als 
nüßlich in der Hand geſchickter Meifter, bald ala gefährlich, als verderblich 
für ihre eigenen Herren und die unbeteiligte Umgebung. Das Mifverftehen 
ihrer Art, indem man fie für etwas eigentümliches hält,. während fie doch 
nur eine Form einer Ericheinungsgruppe find, Führt dazu, daß man ſich 
mit ihnen nicht zu jtellen weiß. Im weiteren Berlaufe wird man fich der 
Dinge beffer bewußt werden und verjuchen, da anzugreifen, wo Fugen find. 
Statt ihnen mit Abſcheu zu fluchen, wird man danach jehen, wie man ihre 
nügliche Seite möglichjt auszubreiten, ihre Schäden zu entfernen vermag. 

Die eriten verjtändigen Borjchläge Liegen ja bereit3 vor. In der dem 
Volks- und Berfaffungscharakter entiprechenden Form der fontrollierenden 
Kommiſſion ift man dem Eifenbahnproblem näher getreten; ein gleiches ver- 
langt man Heute für die großen fapitalijtifchen Organijationen der Pro— 
duftion. Grklärlicherweife find die Mittel, mit welchen man den focialen 
Problemen zu Leibe zu gehen verfucht, Hier und drüben vielfach ähnlich, da 
es fich um MWeltkulturprobleme handelt. Gewifle allgemein ſtaatsſocialiſtiſche 
Kreife find vorhanden; die maßgebenden jedoch find nicht für eine wehr- 
[oje Übergabe in die Hände des Staates. Nicht eine mechanifche, den Ein- 
zelnen lahmlegende, majchinelle Zufammenfaffung des Ganzen will man; 
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wohl aber eine Geltendmachung der Rechte der Nation in einer Kontrolle, 
ausgeführt durch die Gejamtheit in voller Öffentlichkeit. Keiner fcheint mir 
dag Korporationzproblem der Vereinigten Staaten in Bezug auf das Ge— 
meinweſen befjer erfaßt zu haben, als Cook, und feiner die nächjtliegenden 
Mittel der Inangriffnahme verftändiger vorausgeſehen. Er heiſcht nach 
Öffentlichkeit des Verfahrens, Bekanntmachung der Refultate und der Wege, 
wie fie erzielt worden (Bilanzen ꝛc.), nach einer Kontrolle desſelben durch 
die obdrigkeitlichen Inftanzen und nach einer Verantwortlichmachung des 
Einzelnen für die Innehaltung der notwendigen Schranken. Die erforderliche 
Macht und Ehre Haben die Verwalter der großen Korporationen, nicht 
immer aber den genügenden beauffichtigenden Einfluß der Öffentlichkeit fi 
gegenüber. Sogar der Gedanfe einer Wegjteuerung der übergroßen Profite 
ift bei Cook angedeutet, von Andrews und Ely fchärfer durchgeführt. 

Das aber find die Mittel, welche in entjprechender Anpaffung an die 
anderwärt3 verfchiedenen Inſtanzen der focialen Gliederung Heute allgemein 
ala das Heilmittel gegen die Schäden unter den herrſchenden Berhältnifien 
anzufehen jein dürften. Dort zum mindeften, wo man auf einen evolutio— 
nären Übergang in die neuen Gejellichaitsfornen vom Boden der ver— 
änderten, aber doch nicht plößlich aus der Welt zu fchaffenden alten Zujtände 
hofft. Mögen die nächſten Jahre noch mancherlei andere Erjcheinungen zu 
Tage fördern, der ganze Gang läßt feinen Zweifel darüber zu, daß das 
amerikanische Volk verjtändig genug fein wird, in diefer Richtung und unter 
voller Anerkennung der gegebenen Bedingungen die weiteren Wege zu fuchen. 
Man verjteht die Aufgabe der gefunden Volkswirtſchaftspolitik, feinen Schritt 
vor dem vorherigen zu thun. Man Hat nicht die Empfindung, daß ber 
Sieg des Großbetriebes in allen Linien gefichert fei, und hütet fich dem— 
gemäß, ihm weiter entgegenzufommen, ala er es vindiziert. Man fieht den 
Fortſchritt, aber man fieht auch die gefteigerten Gefahren, dag Wachjen der 
großen Unternehmungen, und das Wachjen der vom großen Kapital ab— 
hängigen Mafje, die Entjtehung der Koloffe und die Zunahme der allen 
Dingen anhaftenden Tendenz des Augeinanderjallde. Das erfreuliche an 
dem Volk ift aber der allen Zeilen innewohnende Trieb, fich weiter zu ent= 
wideln, und der Zeit und ihren Anforderungen durch Fortſchritte gewachſen 
zu bleiben. 

Man ijt ja in der glüdlichen Lage, das jociale Problem für die Zu— 
funft als einzige vor fich zu haben, micht durch auswärtige Politik und 
durch Kriegsgefahr bedrängt zu fein. Daher vielleicht ift auch gerade hier 
die Überzeugung von der friedlichen Löſung des jocialen Kampfes weit 
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ftärfer und verheißungsvoller, als drüben. Daß diefe für und in der 
Richtung zielbewuhter Forporativer Organifation Tiegt, ift eine Über: 
zeugung, welche durch die Betrachtung amerikanischer Zuftände nur ver- 
ftärft werben kann, 


New-York, 3. Februar 1894, 


Anlage J. 


THE 
Standard Oil Trust Agreement. 


Teıs agreement, made and entered upon this second day of 
January, A. D. 1882, by and between all the persons who shall now 
or may hereafter execute the same as parties thereto, Witnesseth: 


I. Itis intended that the parties to this agreement shall embrace 
three classes, to wit: 


ist. Allthe Stockholders and members of the following Corporations 
and Limited Partnerships, to wit: 


Acme Oil Company (New York), Acme Oil Company (Pennsyl- 
vania), Atlantie Refining Company, of Phila.; Bush & Co. Limited, 
Camden Consolidated Oil Company, Elizabethport Acid Works, 
Imperial Refining Company Limited, Chas. Pratt & Co., Paine, 
Ablett & Co., Limited, Standard Oil Company (Ohio), Standard Oil 
Co. (Pittsburg), Smith’s Ferry Oil Trans. Co., Solar Oil Company 
Limited, Sone & Fleming Manufacturing Co. Limited. 


Also all the Stockholders and members of such other Corporations 
and Limited Partnerships as may hereafter join in this agreement at 
the request of the Trustees herein provided for. 

2nd. The following individuals, to wit: 


W. C. Andrews, Jno. D. Archbold, Lide K. Arter, J. A. 
Bostwick, Benj. Brewster, D. Bushnell, Thos, C. Bushnell, J. N. Camden, 
Henry L. Davis, H. M. Flagler, Mrs. H. M. Flagler, H. M. Hanna, 
and Geo. W. Chapin, D. M. Harkness, D. M. Harkness, Trustee; S. V. 
Harkness, John Huntington, H. A. Hutchins, Chas. F. G. Heye, 0. B. 
Jennings, Charles Lockhart, A. M. McGregor, Wm. H. Macy, Wm. 
H. Macy, jr., estate of Josiah Macy, jr., Wm. H. Macy, jr., executor; 
O0. H. Payne, O. H. Payne, Trustee; Chas. Pratt, Horace A. Pratt, 


* 
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°C. M. Pratt, A. J. Pouch, John D. Rockefeller, Wm. Rockefeller, 
Henry H. Rogers, W. P. Thompson, J. J. Vandergrift, William T. 

* Wardwell, W. G. Warden, Jos. L. Warden, Warden, Frew & Co., 

* Louise C. Wheaton; Julia H. York; Geo. H. Vilas, M. R. Keith, 
Geo. F, Chester. Trustees. 


Also, all such individuals as may hereafter join in this agreement 
at the request of the Trustees herein provided for. 

8rd. A portion of the Stockholders and members of the following 
Corporations and Limited Partnerships, to wit: 


American Lubricating Oil Co., Baltimore United Oil Co., Beacon 
Oil Co., Bush & Denslow Manufg Co., Central Refining Co., of 
Pittsburg; Chesebrough Manuf’g Co., Chess-Carley Co., Consolidated 
Tank Line Co., Inland Oil Co., Keystone Refining Co., Maverick Oil 
Co., National Transit Co., Portland Kerosene Oil Co., Producers’ Con’d 
Land and Petroleum Co., Signal Oil Works Limited, Thompson & 
Bedford Co. Limited, Devoe Manufacturing Co., Eclipse Lubricating Oil 
Co. Limited, Empire Refining Co. Limited, Franklin Pipe Co. Limited, 
Galena Oil Works Limited, Galena Farm Oil Co. Limited, Germania 
Mining Co., Vacuum Oil Co., H. C. Van Tine & Co., Limited, Waters- 
Pierce Oil Co. 


Also, Stockholders and members (not being all thereof) of other 
Corporations and Limited Partnerships who may hereafter join in this 
agreement at the request of the Trustees herein provided for. 

I. The parties hereto do covenant and agree to and with each 
other each in consideration of the mutual covenants and agreements of 
the others, as follows: 

(1). As soon as practicable a Corporation shall be formed in each 
of the following States, under the laws thereof, to wit: Ohio, New 
York, Pennsylvania and New Jersey; provided, however, that instead 
of organizing a new (Corporation, any existing charter and organization 
may be used for the purpose when it can advantageously be done. 

(2). The purposes and powers of said Corporations shall be to 
mine for, produce, manufacture, refine and deal in petroleum and all 
its products and all the materials used in such business and transact 
other business collateral thereto. But other purposes and powers shall 
be embraced in the several charters such as shall seem expedient to 
the parties procuring the charter, or, if necessary to comply with the 
law, the powers aforesaid may be restrieted and reduced. 

(3). At any time hereafter, when it may seem advisable to the 
Trustees herein provided for, similar Corporations may be formed in 
other States and Territories. 

(4). Each of said Corporations shall be known as the Standard 
Oil Company of (and here shall follow the name of the State 
or Territory by virtue of the laws of which said Corporation is 
organized). | 

(5). The Capital Stock of each of said Corporation shall be fixed 
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at such an amount as may seem necessary and advisable to the parties 
organizing the same, in view of the purpose to be accomplished. 

(6). The shares of stock of each of said Corporations shall be 
issued only for money, property or assets equal at a fair valuation to 
the par value of the stock delivered therefor. 

(7). All of the property, real and personal, assets and business 
of each and all of the Corporations and Limited Partnerships mentioned 
or embraced in class first shall be transferred to and vested in the 
said several Standard Oil Companies. All of the property, assets and 
business in or of each particular State shall be transferred to and 
vested in the Standard Oil Company of that particular State, and in 
order to accomplish such purpose, the Directors and Managers of each 
and all of the several Corporations and Limited Partnerships mentioned 
in class first, are hereby authorized and directed by the Stockholders 
and members thereof (all of them being parties to this agreement) to 
sell, assign, transfer, convey and make over, for the consideration 
hereinafter mentioned, to the Standard Oil Company or Companies of 
the proper State or States, as soon as said Corporations are organized 
and ready to receive the same, all the property, real and personal, 
assets and business of said Corporations and Limited Partnerships. 
Correct schedules of such property assets, and business shall accom- 
pany each transfer. 

(8). The individuals embraced in class second of this agreement 
do each for himself agree, for the consideration hereinafter mentioned, 
to sell, assign, transfer, convey and set over, all the property, real and 
personal, assets and business mentioned and embraced in schedules 
accompanying such sale and transfer, to the Standard Oil Company or 
Companies, of the proper State or States, as soon as the said corporations 
are organized and ready to receive the same. 

(9). The parties embraced in class third of this agreement do 
covenant and agree to assign and transfer all of the stock held by 
them in the Corporations or Limited Partnerships herein named, to the 
Trustees herein provided for, for the consideration and upon the terms 
hereinafter set forth. It is understood and agreed that the said Trustees 
and their successors may hereafter take the assignment of stocks in 
the same or similar Companies upon the terms herein provided, and 
that whenever and as often as all the stocks of any Corporation and 
Limited Partnership are vested in said Trustees, the proper steps may 
then be taken to have all the money, property, real and personal, of 
such Corporation or Partnership assigned and conveyed to the Standard 
Oil Company of the proper State on the terms and in the mode herein 
set forth, in which event the Trustees shall receive stocks of the 
Standard Oil Company equal to the value of the money, property and 
business assigned, to be held in place of the stocks of the Company 
or Companies assigning such property. 

(10). The eonsideration for the transfer and conveyance of the 
money, property and business aforesaid to each or any of the Standard 
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Oil Companies shall be stock of the respective Standard Oil Company 
to which said transfer or conveyance is made, equal at par value to 
the appraised value of the money, property and business so transferred, 
Said stock shall be delivered to the Trustees hereinafter provided for, 
and their successors, and no stock of any of said Companies shall ever 
be issued except for money, property or business equal at least to the 
par value of the stock so issued, nor shall any stock be issued by 
any of said companies for any purpose, except to the Trustees herein 
provided for, to be held subject to the trusts hereinafter specified, 
It is understood, however, that this provision is not intended to restrict 
the purchase, sale and exchange of property of said Standard Oil 
Companies as fully as they may be authorized to do by their respective 
charters, provided only that no stock be issued therefor except to said 
Trustees. 

II. The consideration for any stock delivered to said Trustees as 
above provided for, as well as for stocks delivered to said Trustees 
by persons mentioned or included in class third of this agreement, shall 
be the delivery by said Trustees, to the persons entitled thereto, of 
Trust Certificates hereinafter provided for, equal at par value to the 
par value of the stocks of the said Standard Oil Companies so received 
by said Trustees, and equal to the appraised value of the stocks of 
other Companies or Partnerships delivered to said Trustees. [The said 
appraised value shall be determined in a manner agreed upon by the 
parties in interest and said Trustees.] It is understood and agreed, 
however, that the said Trustees may, with any trust funds in their 
hands, in addition to the mode above provided, purchase the bonds and 
stocks of other Companies engaged in business similar or collateral to 
the business of said Standard Oil Companies on such terms and in 
such mode as they may deem advisable, and shall hold the same for 
the benefit of the owners of said Trust Certificates, and may sell, 
assign, transfer and pledge such bonds and stocks whenever they may 
deem it advantageous to said Trust so to do. 

Ill. The trusts upon which said stocks shall be held, and the 
number, powers and duties of said Trustees, shall be as follows: 

(1). The number of Trustees shall be nine. 

(2). J. D. Rockefeller, O0. H. Payne and Wm. Rockefeller are 
hereby appointed Trustees, to hold their office until the first Wednesday 
of April, A. D. 1885. 

(3). J. A. Bostwick, H. M. Flagler and W. G. Warden are hereby 
appointed Trustees, to hold their office until the first Wednesday of 
April, A. D. 1884. 

(4). Chas. Pratt, Benj. Brewster and Jno. D. Archbold are hereby 
appointed Trustees, to hold their office until the first Wednesday of 
April, A. D. 1883. 

(5). Elections for Trustees to succeed those herein appointed shall 
be held annually, at which election a sufficient number of Trustees 
shall be elected to fill all vacancies occurring either from expiration 
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of the term of office of Trustee or from any other cause. All Trustees 
shall be elected to hold their office for three years, except those 
elected to fill a vacancy arising from any cause, except expiration of 
term, who shall be elected for the balance of the term of the Trustee 
whose place they are elected to fill. Every Trustee shall hold his 
office until his successor is elected. 

| (6). Trustees shall be elected by ballot by the owners of Trust 
Certificates or their proxies. At all meetings the owners of Trust 
Certificates who may be registered as such on the books of the Trustees 
may vote in person or by proxy, and shall have one vote for each 
and every share of Trust Certificates standing in their names, but no 
such owner shall be entitled to vote upon any share which has not 
stood in his name thirty days prior to the day appointed for the 
election. The transfer books may be closed for thirty days imme- 
diately preceding the annual election. A majority of the shares re- 
presented at such election shall elect. 

(7). The annual meeting of the owners of said Trust Certificates 
for the election of Trustees, and for other business, shall be held at 
the office of the Trustees, in the eity of New York, on the first 
Wednesday of April of each year, unless the place of meeting be 
changed by the Trustees, and said meeting may be adjourned from 
day to day until its business is completed. Special meetings of the 
owners of said Trust Certificates may be called by the majority of the 
Trustees at such times and places as they may appoint. It shall also 
be the duty of the Trustees to call a special meeting of holders of 
Trust Certificates whenever requested to do so by a petition signed 
by the holders of ten per cent. in value of such certificates. The 
business of such special meetings shall be confined to the object 
specified in the notice given therefor. Notice of the time and place 
of all meetings of the owners of Trust Certificates shall be given, by 
personal notice as far as possible, and by publie notice in one of the 
prineipal newspapers of each State in which a Standard Oil Company 
exists, at least ten days before such meeting. At any meeting, a 
majority in the value of the holders of Trust Certificates represented 
consenting thereto, by-laws may be made, amended or repealed relative 
to the mode of election of Trustees and other business of the holders 
of Trust Certificates, provided, however, that said by-laws shall be in 
conformity with this agreement. By-laws may also be made, amended 
and repealed at any meeting, by and with the consent ‘of a majority 
in value of the holders of Trust Certificates, which alter this agree- 
ment relative to the number, powers and duties of the Trustees and 
to other matters tending to the more efticient accomplishment of the 
objects for which the Trust is created, provided only that the essential 
intents and purposes of this agreement be not thereby changed. 

(8). Whenever a vacancy occurs in the Board of Trustees more 
than sixty days prior to the annual meeting for the election of Trustees, 
it shall be the duty of the remaining Trustees to call a meeting of 
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the owners of the Standard Oil Trust Certificates for the purpose of. 
electing a Trustee or Trustees to fill the vacancy or vacancies. If 
any vacancy occurs in the Board of Trustees, from any cause, within 
sixty days of the date of the annual meeting for the election of Trustees, 
the vacancy may be filled by a majority of the remaining Trustees, 
or, at their option, may remain vacant until the annual election. 

(9). If, for any reason, at any time, a Trustee or Trustees shall 
be appointed by any Court to fill any vacancy or vacancies in said 
Board of Trustees, the Trustee or Trustees so appointed shall hold 
his or the respective office or offices only until a successor or successors 
shall be elected in the manner above provided for. 

(10). Whenever any change shall oceur in the Board of Trustees, 
the legal title to the stock and other property held in trust shall pass 
to and vest in the successors of said Trustees without any formal 
transfer thereof. But if at any time such formal transfer shall be 
deemed necessary or advisable, it shall be the duty of the Board of 
Trustees to obtain the same, and it shall be the duty of any retiring 
Trustee or the administrator or executor of any deceased Trustee to 
make said transfer. 

(11). The Trustees shall prepare Certificates which shall: show 
the interest of each beneficiary in said trust, and deliver them to the 
persons properly entitled thereto. They shall be divided into shares 
of the par value of one hundred dollars each, and shall be known as 
Standard Oil Trust Certificates, and shall be issued subject to all the 
terms and conditions of this agreement. The Trustees shall have power 
to agree upon and direct the form and contents of said Certificates, 
and the mode in which they shall be signed, attested and transferred. 
The Certificates shall contain an express stipulation that the holders 
thereof shall be bound by the terms of this agreement, and by the by- 
laws herein provided for. 

(12). No Certificates shall be issued except for stocks and bonds 
held in trust, as herein provided for, and the par value of Certificates 
issued by said Trustees shall be equal to the par value of the stocks 
of said Standard Oil Companies, and the appraised value of other bonds 
and stocks held in trust. The various bonds, stocks and moneys held 
under- said trust shall be held for all parties in interest jointly, and 
the Trust Certificates so issued shall be the evidence of the interest 
held by the several parties in this trust. No duplicate Üertificates 
shall be issued by the Trustees, except upon surrender of the original 
Certificate or Certificates for cancellation, or upon satisfactory proof 
of the loss thereof, and in the latter case they shall require a sufficient 
bond of indemnity, 

(13). The stocks of the various Standard Oil Companies held in 
trust by said Trustees shall not be sold, assigned or transferred. by 
said Trustees, or by the beneficiaries, or by both combined, so long 
as the trust endures. The stocks and bonds of other Corporations, 
held by said Trustees, may be by them exchanged or sold and the 
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proceeds thereof distributed pro rata to the holders of Trust Certifi- 
cates, or said proceeds may be held and reinvested by said Trustees 
for the purposes and uses of the Trust, provided, however, that said 
Trustees may from time to time assign such shares of stock of said 
Standard Oil Companies as may be necessary to qualify any person or 
persons chosen or to be chosen as Directors and Officers of any of 
said Standard Oil Companies. 

(14). It shall be duty of said Trustees to receive and safely to 
keep all interest and dividends declared and paid upon any of the said 
bonds, stocks and moneys held by them in trust, and to distribute all 
moneys received from such sources or from sales of trust property or 
otherwise by declaring and paying dividends upon the Standard Trust 
Certificates as funds accumulate, which in their judgment are not needed 
for the uses and expenses of said trust. The Trustees shall, however, 
keep separate accounts and receipts from interest and dividends, and 
of receipts from sales or transfers of trust property, and in making any 
distribution of trust funds, in which moneys derived from sales or 
transfers shall be included, shall render the holders of Trust Certificates 
a statement showing what amount of the fund distributed has been 
derived from such sales or transfers. The said Trustees may be also 
authorized and empowered by a vote of a majority in value of holders 
of Trust Certificates, whenever stocks or bands have accumulated in their 
hands from money purchases thereof, or the stocks or bonds held by them 
have increased in value, or stock dividends shall have been declared 
by any of the Companies whose stocks are held by said Trustees, or 
whenever from any such cause it is deemed advisable so to do, to 
increase the amount of Trust Certificates to the extent of such increase 
or accumulation of values and to divide the same among the persons 
then owning Trust Certificates pro rata. 

(15). It shall be the duty of said Trustees to exercise general 
supervision over the affairs of said several Standard Oil Companies, 
and as far as practicable over the other Companies or Partnerships, 
any portion of whose stock is held in said trust. It shall be their 
duty as Stockholders of said Companies to elect as Directors and 
Officers thereof faithful and competent men. They may elect them- 
selves to such positions when they see fit so to do, and shall endeavor 
to have the affairs of said Companies managed and directed in the 
manner they may deem most conducive to the best interests of the 
holders of said Trust Certificates. 

(16). All the powers of the Trustees may be exercised by a 
majority of their number. 

They may appoint from their own number an Executive and other 
Committees, A majority of each Committee shall exercise all the powers 
which the Trustees may confer upon such Committee. 

(17). The Trustees may employ and pay all such Agents and 
Attorneys as they may deem necessary in the management of said trust. 

(18). Each Trustee shall be entitled to a salary for his services 
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not exceeding twenty-five thousand dollars per annum, except the 
President of the Board, who may be voted a salary not exceeding 
thirty thousand dollars per annum, which salaries shall be fixed by 
said Board of Trastees. All salaries and expenses connected with or 
growing out of the trust shall be paid by the Trustees from the 
trust fund. 

(19). The Board of Trustees shall have its principal office in the 
City of New York, unless changed by a vote of the Trustees, at which 
office, or in some place of safe deposit in said City, the bonds and 
stocks shall be kept. The Trustees shall have power to adopt rules 
and regulations pertaining to the meetings of the Board, the election 
of Officers and the management of the trust. 

(20). The Trustees shall render at each annual meeting a state- 
ment of the affairs of the trust. If a termination of the trust be 
agreed upon, as hereinafter provided, or within a reasonable time prior 
to its termination by lapse of time, the Trustees shall furnish to the 
holders of the Trust Certificates a true and perfect inventory and 
appraisement of all stocks and other property held in trust, and a 
statement of the financial affairs of the various Companies whose stocks 
are held in trust. 

(21). The trust shall continue during the lives of the survivors 
and survivor of the Trustees in this agreement named, and for twenty- 
one years thereafter, provided, however, that if at any time after the 
expiration of ten years two-thirds of all the holders in value, or if 
after the expiration of one year ninety per cent. of all the holders in 
value of Trust Certificates shall, at a meeting of holders of Trust 
Certificates called for that purpose, vote to terminate this trust at 
some time to be by them then and there fixed, the said trust shall 
terminate at the date so fixed. If the holders of Trust Certificates 
shall vote to terminate the trust as aforesaid, they mıy, at the same 
meeting, or at a subsequent meeting called for that purpose, decide 
by a vote of two-thirds in value of their number the mode in which 
the affairs of the trust shall be wound up, and whether the trust 
property shall be distributed or whether part, and if so, what part 
shall be divided and what part sold, and whether such sales shall be 
public or private. The Trustees, who shall continue to hold their 
offüices for that purpose, shall make the distribution in the mode di- 
rected, or, if no mode be agreed upon, by two-thirds in value as 
aforesaid, the Trustees shall make distribution of the trust property 
according to law. But said distribution, however made, and whether 
it be of property, or values, or of both, shall be just and equitable, 
and such as to insure to each owner of a Trust Certificate his due 
proportion of the trust property or the value thereof, 

(22). If the trust shall be terminated by the expiration of the 
time for which it is created, the distribution of the trust property 
shall be directed and made in the mode above provided. 

(23). This Agreement, together with the registry of Certificates, 
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books of accounts, and other books and papers connected with the 
business of said trust, shall be safely kept at the principal office of 
said Trustees. | 


[SIGNATURES.] 


SUPPLEMENTAL AGREEMENT. 


Whereas in and by an agreement dated January 2nd, 1882, and 
known as the Standard Trust Agreement, the parties thereto did 
mutually covenant and agree, inter alia, as follows, to wit: That 
Corporations: to be known as Standard Oil Companies of various States 
should be formed, and that all of the property, real and personal, 
assets and business of each and all of the Corporations and Limited 
Partnerships mentioned or embraced in class first of said Agreement 
should be transferred and vested in the said several Standard Oil 
Companies; that all of the property, assets and business in or of each 
particular State should be transferred to and vested in the Standard 
Oil Company of that particular State, and the Directors and Managers 
of each and all of the several Corporations and associations mentioned 
in class first were authorized and directed to sell, assign, transfer, 
and convey and make over to the Standard Oil Company or Companies 
of the proper State or States, as soon as said corporations were 
organized and ready to receive the same, all the property, real and 
personal, assets and business of said Corporations or Associations; and 
whereas it is not deemed expedient that all of the Companies and 
Associations mentioned should transfer their property to the said 
Standard Oil Companies at the present time, and in case of some 
Companies and associations it may never be deemed expedient that 
the said transfer should be made, and said Companies and Associations 
go out of existence; and wwhereas it is deemed advisable that a dis- 
eretionary power should be vested in the Trustees as to when such 
transfer or transfers should take place, if at all. Now, it is hereby 
mutually agreed between the parties to the said Trust Agreement, and 
as supplementary thereto, that the Trustees named in the said Agree- 
ment and their successors shall have the power and authority to decide 
what Companies shall convey their property as in said Agreement 
contemplated, and when the said sales and transfers shall take place, 
if at all, and until said Trustees shall so decide, each of said Compa- 

n ies shall remain in existence and retain its property and business, 
„ nd the Trustees shall hold the stocks thereof in trust, as in said, 
agreement provided. In the exereise of said discretion the Trustees 
shall act by a majority of their number as provided in said Trust. 
Agreement. All portions of said Trust Agreement relating to this 
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subject shall be considered so changed as to be in harmony with this 
supplemental Agreement. 

In witness whereof, the said parties have subscribed this Agree- 
ment, this 4th day of January, 1882. 

[Duly sign-d by the same parties.] 


BY-LAWS OF THE TRUSTEES OF THE STANDARD OIL 
TRUST. 


ARTICLE 1. 
ELECTION OF TRUSTEES, 


Trustees shall be elected by ballot by the owners of Trust Certifi- 
cates or their proxies. 

Elections of Trustees to succeed those already appointed shall be 
held annually, at which election a sufficient number of Trustees shall 
be elected to fill all vacancies occurring either from expiration of the 
term of office of any Trustee or from any other cause. 

All Trustees shall be elected to hold their office for three years, 
except those elected to fill a vacancy arising from any cause except 
expiration of term, who shall be elected for the balance of the term 
of the Trustee whose place they are elected to fill. Every Trustee 
shall hold his office until his successor is elected. 

The annual meeting of the holders of Trust Certificates and the 
election of Trustees shall be held at the office of the Trustees in the 
City of New York on the first Wednesday in April of each year, unless 
otherwise ordered by the Trustees, and the said meeting may be 
adjourned from day to day until its business is completed. 

Special meetings of the holders of Trust Certificates may be called 
by a majority of all the Trustees at such time and place as they may 
appoint. 

Special meetings shall also be called by a majority of the Trustees 
whenever requested so to do, by a request signed by the holders of 
ten per cent. in value of Trust Certificates. 

The business of such special meetings shall be confined to the 
objects specified in the notice given therefor. 

Notice of the time and place of all meetings of owners of Trust 
Certificates shall be given by personal notice as far as possible, and 
shall also be advertised in one of the principal newspapers, published 
in each State in which a Standard Oil Company exists, at least ten 
days previous to the time of meeting. 

At all meetings the owners of Trust Certificates, who may be 
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registered as such on the books of the Trustees, may vote in person 
or by proxy, and shall have one vote for each and every share of 
Trust Certificates standing in their names, but no such owner shall be 
entitled to vote upon any share which has not stood in his name 
thirty days prior to the day appointed for the election. 

The Transfer Books may be closed for thirty days immediately 
preceding the annual election. 

A majority of the shares represented at such election shall eleet. 

At all elections of Trustees the Board of Trustees shall be the 
judges of the qualification of voters; shall prescribe rules and regulations 
for voting; appoint Tellers to direct and count the votes and cause 
the result of the election to be entered in full on their minutes. 

The Trustees may commit their powers in this matter to a Committee 
of their own members. 

The election shall be held on the day designated for that pur- 
pose, unless prevented by accident, in which case the Trustees shall 
designate another day for the election. 


ARTICLE 1. 
BOARD OF TRUSTEES, 


The Board of Trustees at their first meeting after their annual 
election shall elect by ballot from their own number a President, Vice- 
President, Treasurer and Secretary, and such officers shall hold their 
offices during the pleasure of the Board. Whenever a vacancy occeurs 
in the Board of Trustees more than sixty days prior to the annual 
meeting for the election of Trustees, it shall be the duty of the re- 
maining Trustees to call a meeting of the holders of the Trust Certifi- 
cates for the purpose of electing a Trustee or Trustees to fill the 
vacancy or vacancies. 

If any vacancy occurs in the Board of Trustees from any cause 
within sixty days of the date of the annual meeting for the election 
of Trustees, the vacancy may be filled by a majority of the remaining 
Trustees, or at their option may remain vacant until the annual election. 

The Board may also appoint an Assistant Treasurer, Assistant 
Secretary, Auditor and such additional officers, agents, executive and 
other committees as it may deem advisable and remove the same at 
its pleasure. 

In the absence of the President and Vice-President, the Board 
may appoint a Chairman pro tempore; during a prolonged absence or 
inability of the President or any other officer, the Board may appoint 
substitutes pro tempore, and on the death or resignation of the Pre- 
sident or other officers, it shall fill the vacancy. 

A majority of the Trustees shall be required to 'constitute a 
quorum for the transaction of business, but less than a quorum may 
adjourn from time to time and from place to place. 


Induſtr. Unternehmer: u. Unternehmungsverbände i. d. B. St. v. Nordamerifa. 211* 


Regular meetings of the Board of Trustees shall be hold on the 
first Wednesday of January, April, July and October of each year, 
unless the same shall be a legal holiday, in which event the meeting 
shall be held on the day following. 


ARTICLE II. 
THE PRESIDENT. 


The President shall preside at all meetings of the owners of Trust 
Certificates or Trustees if present; appoint or remove all officers and 
agents other than those elected by the owners of Trust Certificates or 
the Board of Trustees; call meetings of the Board of Trustees, when 
requested by a majority of the Trustees in writing; sign all certificates 
of shares, and have a general care, supervision and direction of tlıe 
affairs of the Trust. He shall have power to call meetings of the 
Board from time to time when he shall think proper; to sign certifi- 
cates of shares in blank and leave them with the Treasurer in sufficient 
numbers to provide for the prompt transfer of shares. 


In the event of the death, absence or inability of the President 
to perform the duties imposed upon him by these by-laws and the 
orders of the Board of Trustees, the Vice-President may exercise his 
powers and perform his duties, subject to the control of the Board of 
Trustees or Executive Committee. 


ARTICLE IV. 
THE SECRETARY. 


It shall be the duty of the Secretary to notify the members thereof 
of all meetings of the Board of Trustees, when required by the Presi- 
dent or by a majority of the Trustees in writing; to attend such 
meetings when practicable; keep true records of the proceedings; attest 
such records after meeting, by his signature; safely keep all documents 
and papers which shall come into his possession and truly keep the 
books and accounts of the Trust appertaining to his office, so as ta 
all times to show the real condition of the Trust affairs, and shall 
present statements thereof when required by the Board. He shall keep 
books in which transfers of shares may be made by. any owner of 
Trust Certificates or his Attorney duly constituted in writing; also a 
share Ledger and Certificate Book; prepare new certificates upon the 
transfer of shares and surrender of the old certificates, and keep a 
register of all the certificates issued. 


On the day of the annual election the Secretary shall furnish for 
the use of the inspeetors an atphabetical-list of the names of all the 
owners of Trust Certificates who shall have been registered as such 
for thirty days prior to said election. The Assistant Secretary shall 
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perform such of the duties of the Secretary as may be required of 
him by the Board of Trustees. 


ARTICLE V. 
TREASURER. 


It shall be the duty of the Treasurer to keep and account for 
all moneys, funds, and property of the Trust which shall come into 
his hands, and he shall render such accounts and present such state- 
ments to the Trustees and Executive Committee as may be required 
of him. 

Disbursements shall only be made by him under resolutions of the 
Board of Trustees, or by the Executive Committee, or upon vouchers 
approved by the proper officers. 

He shall sign certificates of shares when presented to him after 
they shall have been signed by the President. 

The Assistant Treasurer shall perform such of the duties of 
Treasurer as may be required of him by the Board of Trustees, 


ARTICLE VI. 
EXECUTIVE COMMITTEE. 


The Executive Committee shall possess and exereise by a majority 
of all its members all the powers and duties of the Board of Trustees, 
but only when the Board shall not be in session. They shall keep a 
record of all their proceedings, which shall be certified by the Secretary 
under his hand, which record shall be read at the next ensuing meet- 
ing of the Board of Trustees. The Secretary shall call meetings of 
this Committee on the requisition of the President of the Board or of 
any of its members. Ä 


ARTICLE VIL 
The fiscal year of this Trust shall be the calendar year. 


ARTICLE VII. 


These by-laws may be altered, amended or repealed at any meet- 
ing of the owners of Trust Certificates by a vote of majority in value 
of all the owners represented, provided, however, that all by-laws 
relative to formal meetings and formal duties of the Trustees and 
Officers may be altered by the Board of Trustees. 
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Anlage la. 


Borbemerfung Die Standard Dil Company jteht in Verbin— 
dung mit verwandten Vereinigungen in Deutjchland, England und Stalien, 
die nach einer verbreiteten Auffafjung als ihre Zweigvereine anzujehen 
wären. Die Korrektheit diefer Auffaffung wird jedoch von deutjcher Seite 
beftritten. Die deutjche Gejellfchaft, deren Statut hier folgt, fände vielmehr 
zur Standard Dil Company eigentlich mehr in dem Verhältnis eines Ge- 
ichäftsfreundes, mit dem fie für gemeinjchaftliche Rechnung arbeitet. Ihr 
Vorſtand leite die Gejchäfte jelbjtändig. Die drei Mitglieder des Vorjtandes 
jeien im Befibe de3 halben Stammefapital® von 4500 000 Mark (nicht 
4 400 000 Mark, wie von amerifanifcher Seite angegeben wird), jo daß 
die Standard Dil Company, die den Reit des Stammkapitals befigt, ohne 
deren Zuſtimmung in der Generalverfammlung feine Beichlüffe machen 
fann. 

Die Gejellihaft Hat von dem ihr laut $ 12 des Statuts zujtehenden 
Recht, Genußfcheine auszugeben, Gebrauch gemacht und damit das Betrieba- 
fapital von uriprünglih 9 auf 26.4 Millionen Dark erhöht. Von diefem 
Kapital find 37.3 Yo im Befige der Standard Dil Company, der Reit von 
circa 62.7 0/0 ift in deutſchem Beſitze. 

Über das ruffiiche Petroleumfyndikat it die Abhandlung über Kartelle 
in Rußland zu vergleichen !. 


Statut 


der Deutſch-Amerikaniſchen Petroleum = Gejelicaft. 
(Sedrudt 1891.) 


I. Allgemeine Beitimmungen. 


s1. 
Die Deutſch-Amerikaniſche Petroleum = Gejellichaft bezwedt den 
Betrieb von Petroleumhandel. 
Zum Gejchäftsbetrieb der Gefellichait gehören insbejondere : 
1. der Erwerb, die Bebauung oder fonjtige Einrichtung von Grundjtüden 
für die Zmwede der Gefellichaft im In- und Auslande, 
2. der Erwerb von Schiffen, Eijenbahnmwaggons und fjonjtiger Betriebg- 
mittel für die Zwede der Gejellichait, 
3. die Ber und Verfrachtung der der Geſellſchaft gehörigen Schiffe, bie 
Charterung und Bercharterung von fremden Schiffen, 





Dem Vernehmen nach haben bie in Paris zwiſchen den amerikanischen und 
ruſſiſchen Intereſſen geführten Verhandlungen „über die Teilung der Welt” Ende 
April d. J. zu pofitiven Refultaten geführt. 
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4. der Kauf und Verkauf von rohem Petroleum und jämtlichen daraus 
zu gewinnenden Produkten, insbefondere von raffinierten Petroleum, 
jowie der Handel mit Waren ähnlicher Art, 

. der Betrieb von Kommiffionsgefchäiten jeder Art, 

. ber Betrieb von Gefchäften, jomwie die Beteiligung an Unternefmungen, 
welche nach dem Ermefjen von Borjtand und Auffichterat mit dem 
Unternehmen in Verbindung ftehen oder den Zwecken desjelben fürder- 
lich find. | 


m a 


8 2. 
Die Aktiengefellichait hat ihren Sit in Bremen. Die Errichtung don 
Zmweigniederlaffungen iſt zuläflig. 
Die Dauer des Unternehmens ift unbejtimmt. 


83. 


Laut Vertrag vom 22. Februar 1890 erwirbt die Aftiengejellichaft 
von den Herren Wilhelm A. NRiedemann in Geeflemünde, Franz 
Ernſt Schütte und Carl Schütte in Bremen die in den, dem Ver— 
trage angefügten Specififationen aufgeführten Aktiven zu dem Gejamtpreife 
von 5 000 000 Mar, der durch Barzahlung in Höhe von 3 000 000 Mart 
und durch Übergabe von Aktien der Geſellſchaſt im Nominalbetrage von 
2000 000 Marf, welche für voll eingezahlt gelten, beglichen wird. 


84. 


Alle namens der Geſellſchaft zu erlaſſenden Bekanntmachungen erfolgen 
durch einmalige Veröffentlichung im Deutſchen Reichsanzeiger. 


II. Grundkapital, Akltien. 


85. 

Das Grundkapital der Gejellichaft beträgt 9 000 000 Mark; eingeteilt 
in 9000 auf den Nanıen lautende Aktien a 1000 Mar. 

Die Aktien werden mit genauer Bezeichnung des Inhabers nach) Namen, 
Wohnort und Stand in das Aftienbuch der Gejellfchaft eingetragen. Im 
Verhältnis zu der Gejellfchaft find nur diejenigen Inhaber von Aktien zur 
Ausübung ihrer Rechte legitimiert, welche im Aftienbuche verzeichnet find. 
Iſt eine auf den Namen lautende Aktie auf einen anderen übertragen, jo 
ift dies umter Vorlegung der Aktie und des Nachweiſes des Überganges bei 
der Gejellichait anzumelden und im Nftienbuche einzutragen. 

Vor dem 31. März 1905 ift eine Übertragung von Aktien der Gefell- 
ichaft gegenüber nur rechtswirkſam, wenn die Übertragung von dem Vor— 
ftande und dem Auffichtsrate genehmigt iſt. 


S 6. 


Soweit die Aftien nicht laut $ 3 dieſes Statutes den Herren Wil: 
helm U Riedemann, Franz Ernft Schütte und Carl Schütte 
als Gegenleiftung für übertragene Werte übergeben find, find die Aktien 
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von den Gründern unter Einzahlung von 25 %/o des Nennwertes üher- 
nommen. Die Einzahlung des Rejtbetrages erfolgt an den vom Borjtande 
feitzufegenden Terminen. 


87 
Die Aktien werden unter fortlaufenden Nummern audgefertigt und mit 


der faffimilierten oder eigenhändigen Unterjchrift eines Mitgliedes des Vor— 
ftandes und eines Mitgliedes des Aufjichtsrates verjehen. 


8. 

Die Auszahlung der Dividende erfolgt gegen Aushändigung des Divi- 
dendenfcheines. Borjtand und Auffichtsrat find jedoch berechtigt, falls der 
Verluſt eines Dividendenfcheines ihnen glaubhaft gemacht wird, die Aus— 
zahlung an denjenigen vorzunehmen, auf deſſen Namen die Aktie in das 
Attienbuch der Gefellichaft eingetragen iſt; mit diefer Auszahlung exlöjchen 
alle Rechte aus dem Dividendenjchein. 

Der Borftand iſt berechtigt, neue Serien don Dividendenfcheinen an 
denjenigen auszugeben, auf deſſen Namen die Aktie eingetragen ift, wenn 
der zur Erhebung beitimmte Talon nicht bis zum Fälligkeitstermine des 
zweiten der Dividendenjcheine der neuen Serie eingereicht worden ift; mit 
diefer Ausgabe verliert der nicht eingereichte Talon feine Gültigkeit. 

Ein öffentliches Angebot und eine Kraftloserflärung von Dividenden- 
icheinen und Talons, abgejondert von den Aktien, zu denen Re gehören, 
findet nicht ftatt. 


IN. Organe der Geiellichaft. 


89, 
Organe der Gejellichait find: 
a. der Vorſtand, 
b. der Auifichtärat, 
c. die Generalverfjammlung. 


a. Der Borjtand. 
$ 10, 

Den eriten Vorſtand bilden die Herren Wilhelm U. Riedemann, 
Franz Ernjt Schütte und Carl Schütte. Die Generalverfammlung 
it berechtigt, eine Erhöhung oder Verringerung der Zahl der Vorjtands- 
mitglieder zu bejchließen. 

Die Neuwahl von Vorſtandsmitgliedern erfolgt auf Vorfchlag des 
Vorſtandes durch die Generalverfammlung; find feine Vorſtandsmitglieder 
im Amte, jo erfolgt die Neuwahl auf Vorjchlag des Auffichterates. 

Eine Vertretung von Borftandsmitgliedern durch Mitglieder des Auf- 
fichtsrates findet nicht ftatt. 

Die Beitellung eines Vorftandsmitgliedes ift nur durch Befchluß der 
Generalverfammlung widerruflich. 
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8 11. 


Willenserflärungen des Vorſtandes bedürfen, um für die Gejellichaft ver- 
bindlich zu fein, der Mitwirkung zweier Borjtandsmitglieder, wenn es fich 
handelt um Ankauf, Berpfändung oder Veräußerung von Grundftüden und 
Schiffen, um Verträge, welche die Geſellſchaft auf länger ala ein Jahr ver- 
pflichten, um Aufnahme von Anleihen, um Errichtung oder Auflöfung von 
Zweigniederlaffungen, um Beteiligung an dritten Unternehmungen oder den 
Erwerb folcher, um Beitellungen von Profuriften und Generalbevollmäch- 
tigten; in allen anderen Fällen find Willenserklärungen des Vorſtandes für 
die Gejellichaft verbindlich, wenn dieſelben don einem Vorſtandsmitgliede 
abgegeben werden. 


$ 12. 


Der Borjtand bedarf der Genehmigung des Auffichtsrates: 

. jum Erwerb, zur Verpfändung und Veräußerung von Grundftüden 
und Schiffen, a 

. zu Neubauten und baulichen und majchinellen Anderungen, fofern die 
Koſten einen Betrag von 100 000 Mark: überjteigen, 

. zur Aufnahme von Anleihen, - 

. zur Errichtung oder Auflöfung von Zweigniederlaffungen, 

. zur Bejtellung eines Prokurijten, 

. zur Beteiligung an dritten Unternehmungen. 

Der Borjtand joll das Recht Haben, mit Genehmigung des Auffichts- 

rat3 Genußjcheine auszugeben, welche zu einem Anteil an dem Gewinn und 

dem Vermögen der Gejelihait in Gemäßheit näherer Bejtimmungen berech- 

tigen follen, welche von dem Vorſtand und dem Aüffichtsrat feſtzuſtellen find. 


— 


jo PL Bet N DD 


b. Der Auffichitsgat. 
$ 13. 


Der Auffichtsrat bejteht nach näherer Beitimmung der Generalverfamme 
Yung aus drei bi fieben Mitgliedern, welche von der Generalverfammlung 
in geheimer Abjtimmung mit abjoluter Majorität gewählt werden. Bei 
Stimmengleichheit entjcheidet das 203. Eine Wahl durch Acclamation ijt 
zuläffig, wenn in der Generalverfammlung fein Widerfpruch dagegen er- 
hoben wird. 


s 14, 


Der zuerjt gewählte Auffichtsrat verbleibt bis zum Ablaufe des zweiten, 
an 31. Dezember 1891 endigenden Gejchäftsjahres im Amte. Für die 
Folgezeit werden die Mitglieder alljährlich gewählt, und endet ihre Amts- 
dauer in der nächſten ordentlichen Generalverfammlung. Die Wiederwahl 
ausgeſchiedener Mtitglieder ijt jtatthaft. 

Scheidet ein Mitglied während jeiner Amtsdauer aus, jo hat inner- 
halb drei Monaten eine Neuwahl zu erfolgen, wenn ohne diefelbe der Aufs 
ſichtsrat aus weniger als drei Mitgliedern bejtehen würde, 
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$ 15. 


Der Auffichterat wählt alljährlich aus feiner Mitte mit relativer 
Majorität einen Vorfiger und einen ftellvertretenden Vorfiker. Bei Stimmen- 
gleichheit entjcheidet das Los. 


8 16. 


Die Situngen des Auffichtsrates finden in Bremen oder in New-York 
Statt. Bu den Sitzungen werden die Mitglieder vom Vorfiter, bezw. deſſen 
Stellvertreter jchriftlich berufen, jo oft es diefem erforderlich erjcheint. Er 
iſt zu der fofortigen Berufung verpflichtet, wenn die Mehrzahl der Mit- 
glieder oder der Vorſtand fchriftlich die Berufung beantragen, 

Der Borfiger iſt berechtigt, Beichlußfaffungen des Auffichtsrat auf 
ichriftlichem Wege herbeizuführen, falls nicht von jeiten eines Mitgliedes 
des Auffichtsrates MWiderfpruch dagegen erhoben wird. 

Zur Gültigkeit eine auf diefe Weiſe herbeigeführten Bejchluffes ift 
Zuftimmung der Mehrheit der Mitglieder des Auffichtsrates erforderlich. 


Ss 17. 


Der Auffichtsrat iſt beſchlußfähig, falls wenigjtens drei feiner Mit- 
glieder anwejend find. Den Borfi in den Verſammlungen des Auffichts- 
rats führt der Vorfiter oder deſſen Stellvertreter, oder, falls beide am Er— 
ſcheinen verhindert find, ein von einem derjelben beauftragteg Mitglied des 
Aufſichtsrats. 

Die Beſchlüſſe werden mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt, bei 
Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden der betreffenden 
Verſammlung. 

Die gefaßten Beſchlüſſe find in ein Protokollbuch einzutragen und von 
dem Vorſitzenden der betreffenden VBerfammlung zu unterzeichnen. 


$ 18, 


Augfertigungen und Belanntmachungen des Auſſichtsrats werden 
namens desjelben von dem Vorſitzer oder deſſen Stellvertreter erlafjen. 


$ 19. 


Der Auffichtsrat ift berechtigt, die Wahrnehmungen ihm obliegender 
Geichäite, insbefondere die Einficht der Bücher und Schriften der Gejellichaft 
einem oder mehreren jeiner Mitglieder dauernd oder dorübergehend zu über- 
tragen, joweit eine derartige Übertragung gejeßlich zuläſſig it. 


S 20. 


Die Mitglieder des Auffichtsrat3 erhalten für ihre Thätigkeit feine 
Vergütung, jedoch Erfah barer Auslagen. 
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c. Die Generalvderfammlung. 
8 21. 


Die Generalverfammlungen werben von dem Vorftande berufen und 
finden in Bremen ftatt. 

Eine Berfammlung ift ordnungsmäßig berufen, wenn die Einladung 
zu derjelben wenigftens einen Monat vor dem für die Generalverfammlung 
beftimmten Tage im Deutichen NReichdanzeiger veröffentlicht ift, und wenn 
die Mitglieder des Auffichtsrates zu dieſer Verſammlung geladen find. 
Zum Nachweis, daß ein Mitglied des NAuffichtsrates ordnungsmäßig ges 
laden ift, genügt die von der Pojtanjtalt erteilte Befcheinigung, daß we— 
nigftend einen Monat vor Abhaltung der Generalverfammlung ein ein= 
A Brief an das betreffende Mitglied des Auffichtsrat® abge— 
fandt it. 


g 22. 


Jede in das Aktienbuch der Gejellichaft eingetragene Aktie gewährt cine 
Stimme; die Vertretung abwejender Aktionäre ift nur durch fchriftliche Voll- 
macht zuläffig. 

Ohne befondere Vollmacht können vertreten werden: Handlungshäuſer 
oder Kommanditgefellichaften durch einen Geſchäftsinhaber oder Profuriften, 
Ehefrauen durch ihre Ehemänner, Witwen durch einen ihrer großjährigen 
Söhne, Minderjährige oder ſonſt Bevormundete durch einen ihrer Vor— 
münder oder Pfleger, Korporationen, Inftitute und Aktiengejellfchaften durch 
einen ihrer geſetzlichen Vertreter. 


$ 23. 
Die ordentlichen Generalverfammlungen finden alljährlich in der erjten 
Hälfte des Geſchäftsjahres jtatt. 


Außerordentliche Generalderfammlungen werden berufen, wenn der Aufs 
fichtärat oder der Vorſtand es Für erforderlich erachtet. 


g 24. 


Ein Mitglied des Vorftandes oder des Auffichtsrats führt den Vorſitz. 
Über die Berfammlung ift ein gerichtliches oder notarielles Protokoll aui- 
zunehmen. 


g 25. 


Gegenftände der ordentlichen Generalverfammlung find: 
1. Entgegennahme der Rechnung und des Berichts des leisten Geichäite- 
ahres. 
2. — über die Gewinnverteilung. 
3. Wahlen für den Auffichtsrat. 
4. Beichlußfaffung über etwa fonjt geitellte Anträge. 
Die Generalverfammlung ift berechtigt, zur Prüfung der Bilanz: und 
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der Gewinn» und Verluftrechnung Reviforen zu ernennen. Die Wahl er— 
folgt in geheimer Abjtimmung mit abjoluter Stimmenmehrheit. 


$ 26. 


Beichlüffe der Generalverfammlung werden mit abjoluter Stimmen- 
mehrheit gefaßt; über die nachjtehenden Gegenjtände kann ein Beichluß mur 
gefaßt werden, wenn der Antrag vom Auffichtsrate geſtellt ijt, und für die 
Annahme desfelben dreiviertel des in der Generalverfammlung vertretenen 
Grundkapital fich erflärt: 

1. Abänderung und Ergänzung des Gtatuts; 

2. Vergrößerung des Grundfapitald bezw. eine Herabſetzung oder teils 
weile Zurüdzahlung desſelben; 

3. Vereinigung der Gejelljchaft mit einer anderen oder Auflöfung der- 
ſelben. 


Außerdem iſt eine Mehrheit von dreiviertel Stimmen des in einer 
Generalverſammlung vertretenen Aktien-Kapitals in allen Fällen erforder— 
(ich, wo das Geſetz fie verlangt. 


8 27. 


Jahresrechnung, Bilanz und die Vorjchläge zur Gewinnverteilung gelten 
als genehmigt, wenn die Generalverfammlung nicht das Gegenteil befchließt. 


IV. Geihäftsjahr, Bilanz, NReingewinnverteilung. 
$ 28. 


Das Geſchäftsjahr ift das Kalenderjahr, das erſte Geſchäftsjahr läuft 
bis zum 31. Dezember 1890, 

Auf den 31. Dezember eines jeden Jahres muß vom Borftande die 
Rechnung abgefchloffen und fodann binnen drei Monaten eine Bilanz nebjt 
Sinventar, eine Gewinn= und DVerluftrechnung, jowie ein den Vermögens— 
ſtand und die Verhältniffe der Gejellichaft darlegender Bericht dem Auf— 
ſichtsrate zur Genehmigung eingereicht werden. 

Borftand und Auffichtsrat find berechtigt, die Vornahme außerordent- 
licher Abjchreibungen, jowie die Bildung von Specialreferven gemeinfchaft= 
lich zu beichließen. 

g 29, 

Die Vorlagen find von dem Vorſtande nebit den Bemerkungen des 
Auffichtsrats in dem Gejchäftslofale der Gejellichaft auszulegen, und wer: 
den jodann der Generalverfammlung vorgelegt. 

8 30. 

Der bilanzmäßige Reingewinn wird wie folgt verteilt: 

1. 5/0 an den gejehlichen Reſervefonds, bis derjelbe die geſetzliche Höhe 
erreicht hat, 
2. der Reft joll, infofern der VBorftand und der Auffichtsrat nicht deifen 
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Verwendung zu bejonderen Rejerven bejchließen, ala Dividende unter 
den Aktionären und Inhabern von Genußjcheinen zur Verteilung 
gelangen. 


V. Übergangsbeitimmungen. 
Ss 31. 


Der Vorſtand ift ermächtigt, mit Zuflimmung des Aufjichtsrats alle 
Anderungen und Zufäße der Statuten mit verbindlicher Kraft für alle 
Aktionäre zu bejchließen, welche zum Zwede der Eintragung der Gefellichaft 
in das Firmenregiſter vom Regijterrichter verlangt werden jollten. 


Anlage II. 


An act to protect trade and commerce against unlawful restraints and 
monopolies. 


Be it enacted by the Senate and House of Representatives of the 
United States of America in Congress assembled, 


Sec. 1. Every contract, combination in the form of trust or other- 
wise, or conspiracy, in restraint of trade or commerce among tlıe 
several States, or with foreign nations, is hereby declared to be ille- 
gal. Every person who shall make any such contract or engage in 
any such combination or conspiracy, shall be deemed guilty of a 
misdemeanor, and, on conviction thereof, shall be punished by fine 
not exceeding five thousand dollars, or by imprisonment not exceed- 
ing one year, or by both said punishments, in the discretion of the 
court. 

Sec. 2. Every person who shall monopolize, or attempt to ınono- 
polize, or combine or conspire with any other person or persons, to 
monopolize any part of the trade or commerce among the several 
States, or with foreign nations, shall be deemed guilty of a misde- 
meanor, and, on conviection thereof, shall be punished by fine not 
exceeding five thousand dollars, or by imprisonment not exceeding 
one year, or by both said punishments, in the diseretion of the court. 

Sec. 3. Every contract, combination in form of trust or other- 
wise, or conspiracy, in restraint of trade or commerce in any Terri- 
tory of the United States or of the District of Columbia, or in re- 
straint of trade or commerce between any such Territory and another, 
or between any such Territory or Territories and any State or States 
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or the Distriet of Columbia, or with foreign nations, or between the 
District of Columbia and any State or States or foreign nations, is 
hereby declared illegal. Every person who shall make any such con- 
tract or engage in any such combination or conspiracy, shall be deemed 
guilty of a misdemeanor, and, on conviction thereof, shall be punished 
by fine not exceeding five thousand dollars, or by imprisonment not 
exceeding one year, or by both said punishments, in the discretion of 
the court. 


Sec. 4. The several circuit courts of the United States are hereby 
invested with jurisdiction to prevent and restrain violations of this 
act; and it shall be the duty of the several district attorneys of the 
United States, in their respective distriets, under the direction of the 
Attorney-General, to institute proceedings in equity to prevent and 
restrain such violations. Such proceedings may be by way of petition 
setting forth the case and praying that such violation shall be enjoined 
or otherwise prohibited. When the parties complained of shall have 
been duly notified of such petition the court shall proceed, as soon as 
may be, to the hearing and determination of the case; and pending 
such petition and before final decree, the court may at any time make 
such temporary restraining order or prohibition as a be deemed 
just in the premises. 


Sec, 5. Whenever it shall appear te the court before which any 
proceeding under section four of this act may be pending, that the 
ends of justice require that other parties should be brought before the 
court, the court may cause them to be summoned, whether they reside 
in the distriet in which the court is held or not; and subpenas to 
that end may be served in any district by the marshal thereof. 


Sec. 6. Any property owned under any contract or by any com- 
bination, or pursuant to any conspiracy (and being the subject 
thereof) mentioned in section one of this act, and being in the course 
of transportation from one State to another, or to a foreign country, 
shall be forfeited to the United States, and may Le seized and con- 
demned by like proceedings as those provided by law for the forfeit- 
ure, seizure, and condemnation of property imported into the United 
States contrary to law. 


Sec. 7. Any person who shall be injured in his business or prop- 
erty by any other person or corporation by reason of anything for- 
bidden or declared to be unlawful by this act, may sue therefor in 
any circuit court of the United States in the district in which the 
defendant resides or is found, without respect to the amount in con- 
troversy, and shall recover three fold the damages by him sustained, 
and the costs of suit, including a reasonable attorney’s fee. 


Sec. 8. That the word “person,” or “persons,” wherever used in 
this act shall be deemed to include corporations and associations 
existing under or authorized by the laws of either the United States, 
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the laws of any of the Territories, the laws of any State, or the laws 
of any foreign country. 


Approved July 2, 1890. 


Anlage IT. 


TRUSTS AND COMBINES. 
POOLS, TRUSTS AND COMBINES PROHIBITED. 


AN ACT TO PROVIDE FOR THE PUNISHMENT OF PERSONS, COPARTNERSHIPS 
OR CORPORATIONS FORMING POOLS, TRUSTS AND COMBINES, AND MODE 
OF PROCEDURE AND RULES OF EVIDENCE IN SUCH CASES. 


Section 1. Be it enacted by the People of the State of Illinois, 
represented in the General Assembly: If any corporation organized under 
the laws of this or any other State or country, for transacting or 
conducting any kind of business in this State, or any partnership or 
individual or other assnciation of persons whosoever, shall create, enter 
into, become a member of or a party to any pool, trust, agreement, 
combination, confederation or understanding with any other Corporation, 
partnership, individual, or any other person, or association of persons, 
to regulate or fix the price of any article of merchandise or commodity, 
or shall enter into, become a member of or a party to any pool, 
agreement, contract, combination or confederation, to fix or limit the 
amount or quantity of any article, commodity or merchandise to be 
manufactured, mined, produced or sold in this State, such corporation, 
partnership or individual or other association of persons shall be deemed 
and adjudged guilty of a conspiracy to defraud, and be subject to in- 
dietment and punishment as provided in this act. 


$ 2. It shall not be lawful for any corporation to issue or to own 
trust certificates, or for any corporation, agent, officer or employees, 
or the directors or stockholders of any corporation to enter into any 
combination, contract or agreement with any person or persons, 
corporation or corporations, or with any stockholder or director thereof, 
the purpose and effeet of which combination, contract or agreement 
shall be to place the management or control of such combination or 
combinations, or the manufactured product thereof, in the hands of any 
trustee or trustees, with the intent to limit or fix the price or lessen 
the production and sale of an article of commerce, use or consumption, 
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or to prevent, restriet, or diminish the manufacture or output of any 
such article. 


$3. If a corporation or a company, firm or association shall be 
found guilty of a violation of this act, it shall be punished by a fine 
in any sum not less than five hundred dollars ($ 500) nor more than 
two thousand dollars ($ 2000), for the first offence; and for the second 
offence not less than two thousand dollars ($ 2000), nor more than 
five thousand dollars ($ 5000), and for the third offence not less than 
five thousand dollars ($ 5000), nor more than ten thousand dollars 
($ 10000); and for every subsequent offence and conviction thereof, 
shall be liable to a fine of fifteen thousand dollars ($ 15000): Pro- 
vided, that in all cases under this act either party shall have the right 
of trial by jury. 

$ 4. Any president, manager, director or other officer or agent 
or receiver of any corporation, company, firm or association, or any 
member of any company, firm or association, or any individual found 
guilty of a violation of the first section of this act, may be punished 
by a fine of not less than two hundred dollars ($ 200), nor to exceed 
one thousand dollars ($ 1000), or be punished by confinement in the 
county jail not to exceed one year or both, in the discretion of the 
court before which such conviction may be had. 


8 5. Any contract or agreement in violation of any provision of 
the preceding sections of this act, shall be absolutely void. 


$ 6. Any purchaser of any article or commodity from any indivi- 
dual, company or corporation transacting business contrary to any pro- 
vision of the preceding sections of this act, shall not be liable for the 
price or payment of such article or commodity, and may plead this act 
as a defense in any suit for such price or payment. 


8 7. The fines hereinbefore provided for may be recovered in 
an action of debt, in the name of the People of the State of Illinois. 
If, upon the trial of any cause instituted under this act to recover the 
penalties as provided for in section three, the jury shall find for the 
people, and that the defendant has been before convicted of a violation 
of the provisions of this act, they shall return such finding with their 
verdiet, stating the number of times they find defendant so convicted, 
and shall assess and return with their verdict the amount of the fine 
to be imposed upon the defendant in accordance with said section three: 
Provided, that in all cases under the provisions of this act, a pre- 
ponderance of evidence in favor of the people shall be sufficient to 
authorize a verdict and judgment for the people. 


$ 8. It shall be the duty of the prosecuting attorneys in their 
respective jurisdietions, and the Attorney General, to enforce the fore- 
going provisions of this act, and any prosecuting attorney of any 
county, securing a eonvietion under the provisions of this act, shall be 
entitled to such fee or salary as by law he is allowed for such 
prosecution. When there is a conviction under this act, the informer 
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shall be entitled to one-fifth of the fine recovered, which shall be paid 
him when the same is collected. All fines recovered under the pro- 
visions of this act shall be paid into the county treasury of the county 
in which the suit is tried, by the person collecting the same, in the 
manner now provided by law, to be used for county purposes, 


Arrrovep June 11, 1891. 


Anlage IV. 
ENFORCING TRUST LAWS. 


AN ACT TO AMEND AN ACT ENTITLED "AN ACT TO PROVIDE FOR THE 
PUNISHMENT OF PERSONS, COPARTNERSHIPS OR CORPORATIONS FORMING 
POOLS, TRUSTS AND COMBINES, AND MODE OF PROCEDURE AND RULES 
OF EVIDENCE IN SUCH CASES,” APPROVED JUNE 11, 1891, AND In 
FORCE JuLY 1, 1891, BE AND THE SAME IS HEREBY AMENDED BY 
ADDING TWO NEW SECTIONS— 7A AND 5A, RESPECTIVELY—AND MAKING 
AN APPROPRIATION FOR THE PURFOSE OF CARRYING INTO EFFECT 
THIS ACT. 


Section 1. Be it enacted by the People of the State of Illinois, 
represented in the General Assembly: That an act entitled “An act to 
provide for the punishment of persons, copartnerships or corporations 
forming pools, trusts and combines, and mode of procedure and rules 
of evidence in such cases,” approved June 11, 1891, and in force 
July 1, 1891, be and the same is hereby amended by two new sections, 
as follows: 


Sec. 7a. It shall be the duty of the Secretary of State, on or 
about the first day of September of each year, to address to the presi- 
dent, secretary or treasurer of each incorporated company doing 
business in this State, whose post office address is known or may be 
ascertained, a letter of inquiry as to whether the said corporation has 
all or any part of its business or interest in or with any trust com- 
bination or association of persons or stockholders, as named in the 
preceding provisions of this act, and to require an answer, under oath, 
of the president, secretary or treasurer, or any director of said 
company. A form of affidavit shall be enclosed in said letter of in- 
quiry, as follows: 
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AFFIDAVIT. 
STATE OF Irrisors, 
Ss. 


J. do solemnly swear that I am the .............. 
(president, secretary, treasurer or director) of the corporation known 
BDO. SEVEN anne ‚ duly incorporated under the laws of 
een on 7 PER SER 18...., and now 
transacting or conducting business in the State of Illinois, and that I 
am duly authorized to represent said corporation in the making of this 
affidavit; and I do further solemnly swear that the said............. 
ee nee ‚ known and styled as aforesaid, has not, since the...... 
BaY DE een (naming the day upon which this act takes effect), 
created, entered into or become a member of or a party to, and was 
not, on the. ..... DRS One ‚ nor at any day since that date, 
and is not now, a member of or a party to any pool, trust, agreement, 
combination, confederation or understanding with any other corporation, 
partnership, individual or any other person or association of persons, 
to regulate or fix the price of any article of merchandise or commodity ; 
and that it has not entered into or become a member of or a party 
to any pool, trust, agreement, contract, combination or confederation 
to fix or limit the amount or quantity of any article, commodity or 
merchandise to be manufactured, mined, produced or sold in this State; 
and that it has not issued and does not own any trust certificates, 
and for any corporation, officer or employee, or for the directors or 
stockholders of any corporation, has not entered into and is not now 
in any combination, contract or agreement with any person or persons, 
corporation or corporations, or with any stockholder or director thereof, 
the purpose and effect of which said combination, contract or agree- 
ment would be to place the management or control of such combination 
or combinations, or the manufactured product thereof, in the hands of 
any trustee or trustees, with the intent to limit or fix the price or 
lessen the production and sales of any article of commerce, use or 
consumption, or to prevent, restriet or diminish the manufacture or 
output of any such article. 


⸗ e⸗ u *———— zur zur Zu Zu Zur Zur Zu Zee Zur Zur Zur Zee ee Zu ur Due zur Zee Zu Zu Zu Zee Zu zur ze Ze Ze Zu ZZ Ze Zu Ze ZZ zu zu Zu Zu 2 


Subscribed and sworn to before me, a .................... within 

and for the county of ............. un ibn nd One u 
18.... 

[Seal.] N 


And on refusal to make oath in answer to said inquiry, or on 
failure to do so within thirty days from the mailing thereof, the 
Secretary of State shall certify that fact to the Attorney General, whose 
duty it shall be to direct the State’s Attorney of the county wherein 
such corporation or corporations are located, and it is hereby made 
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the duty of the State’s Attorney, under the direction of the Attorney 
General, at the earliest practicable moment, in the name of the People 
of the State of Illinois, and at the relation of the Attorney General, 
to proceed against such corporation for the recovery of a penalty of 
fifty dollars for each day after such refusal to make oath, or failure 
to make said oath, within thirty days from the mailing of said notice. 
Or the Attorney General may, by any proper proceedings in a court 
of law or chancery, proceed, upon such failure or refusal, to forfeit 
such charter of such incorporated company or association incorporated 
under the general laws, or by any special law of this State, and to 
revoke the rights of any foreign corporation located herein to do 
business in this State. 

Sec. 7b. It shall be the duty of the Secretary of State, at any 
time, upon satisfactory evidence that any company or association of 
persons, duly incorporated under the laws of this or any other State, 
doing business in this State, has entered into any trust, combination 
or association in violation of the priceding section of this act, to de- 
mand that it shall make the affıdavit, as above set forth in this act, 
as to the conduct of its business. In case of failure of compliance on 
the part of the corporation, then the same procedure shall ensue as 
is provided in section 7a of this act: Provided, that no corporation, 
firm, association or individual shall be subject to any criminal prosecution 
by reason of anything truthfully disclosed by the affıdavit required by 
this act, or truthfully disclosed in any testimony elicited in the execution 
thereof. 

The Secretary of State is hereby authorized and required to charge 
and collect of each corporation a fee of one dollar for receiving and 
filling the affidavit herein provided for, to be accounted for as other 
fees received by him: Provided, that corporations organized under the 
Building, Loan and Homestead Association laws of the State are ex- 
cluded from the provisions of this act. 


ArpRovED June 20, 1893. 


Unlage IVa. 


Office of the 


SECRETARY OF STATE 
OF ILLINOIS. 


Springfield, Ill., Sept. 1, 1893. 

To the President, Secretary or Treasurer of... 
Has the corporation to which this letter of inquiry is , addressed, 
all or any part of its business or interest in or with any trust, com- 
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bination or association of persons or stockholders, as named in the 
provisions of an act entitled “An act to provide for the punishment 
of persons, co-partnerships or corporations forming pools, trusts and 
combines, and mode of procedure and rules of evidence in such cases,’ 
approved June 11, 1891, in force July 1, 1891, a copy of which is 
enclosed ? 

You are required to answer under oath, and a form of affıdavit 
is enclosed for that purpose. 

This affidavit should be filled out, signed and sworn to, and sent 
to this office within 30 days after the mailing of this letter. The fee 
for filing the aftidavit is one dollar, and must be sent with the 
affıdavit. 


Respectfully, 


H. H. Hinrichsen, 
Secretary of State. 


Anlage V. 


Lease, Lehigh Valley Railroad Company to Philadelphia and Reading 
Railroad Company. 


This indenture, made this eleventh (11th) day of February, A. D. 
one thousand eight hundred and ninety-two (1892) between the Lehigh 
Valley Railroad Company, of the first part, and the Philadelphia and 
Reading Railroad Company, of the second part, witnesseth: 


Whereas the railroads of the companies aforesaid, parties hereto, 
are connected with each other by means of intervening railroads, and 
the said companies, in pursuance of the provisions of the acts of 
Assembly in such cases made and provided, and of every other power 
and authority them in that respect enabling, have agreed that the 
railroad of the said Lehigh Valley Railroad Company shall be leased 
to the Philadelphia and Reading Railroad Company, and shall be run, 
used, and operated by the last-named company upon the terms and 
conditions herein set forth. 


Now this indenture witnesseth, That the party of the first part, 
for and in eonsideration of the premises and of the rents reserved, and 
of the covenants and agreements on the part and behalf of the party 
of the second part, to be by it kept and performed as hereinafter con- 
tained, and of the sum of one dollar to it in hand paid by the party 
of the second part, the receipt whereof is hereby acknowledged, dotlı 

15 * 


*228 Levy von Halle. 


hereby let and demise to the said party of the second part, its 
successors and assigns, the entire railroad of the party of the first 
part, from its southern terminus at Easton, in Northampton County, 
Pennsylvania, to its northern terminus in Wilkesbarre, Luzerne County, 
Pennsylvania, as the same is now located and constructed, or as the 
same may be hereafter located and constructed during the term of this 
demise, in pursuance of any and every lawful authority now existing, 
or which may hereafter exist, and also all the railroads, branches, 
laterals, extensions, siding, turnouts, tracks, bridges, viaducts, culverts, 
telegraph lines, posts and wires, rights of way, water rights and privi- 
leges, all the lands, machinery, fixtures, depots, railroad stations, tele- 
graph stations, water stations, houses, buildings, structures, improvements, 
appurtenances, tenements, and hereditaments, of whatever kind or 
description, and wherever situate, now held or owned by the party of 
the first part, as belonging to and appurtenant to the said railroad as 
such or which heretofore have been or at any time hereafter, during 
the term of this demise, may be acquired by the party of the first 
part for some purpose incident to or connected with the maintenance, 
operation, construction, or extension of the aforesaid railroad or its 
appurtenances. Also all the engines (stationary and locomotive), cars, 
tenders, trucks, and all other rolling stock, tools, implements, machines, 
and personal property of every kind and description in use or intended 
or adapted for use in, upon, or about the said railroad or the business 
thereof, including all steamships, steamboats, tugs, floats, canal boats, 
barges, and other vessels belonging to the party of the first part or 
to any of the hereinafter mentioned corporations owned, leased, or in 
any manner controlled by the party of the first part. Also all the 
rights, powers, franchises (other than the franchise of being a cor- 
poration), and privileges which may now or at any time hereafter, 
during the term hereby demised, be lawfully exercised or enjoyed in 
or about the use, management, maintenance, renewal, extension, alteration, 
or improvement of the demised premises, or any of them. 

And the said party of the first part does hereby set over and 
assign to the party of the second part for and during the respective 
terms thereof all leases of railroads and other public works situate 
in the States of Pennsylvania, New Jersey, and New York; also all 
trackage and operating agreements held by it or by any of the cor- 
porations owned, leased, or controlled by it, and does hereby authorize 
and empower the said party of the second part to enforce the terms 
and covenants of said agreements and leases as against the other parties 
thereto, and as against all other parties whatsoever in the same manner 
and to the same extent as the party hereto of the first part might or 
could do had not this assignment been made; and for this purpose the 
party of the second part may use the name of the party of the first 
part and of the aforesaid respective corporations owned, leased, or 
eontrolled by it in all courts and places and in all proceedings in that 
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behalf; and the party of the second part hereby agrees to keep and 
perform all the obligations of the party of the first part and of the 
aforesaid respective corporations owned, leased, or controlled by it 
under said agreements and leases. A list or statement of the several 
leases and agreements above referred to is hereto annexed and made 
a part hereof. 

There are expressiy included in this lease the buildings of the 
party of the first part, situated at 226, 228 and 230 South Third 
street, Philadelphia, and the office buildings belonging to the party 
of the first part, situated at South Bethlehem, Pennsylvania, it being 
understood and agreed that in order to provide accommodation for the 
transaction of the business of the party of the first part and of all 
the companies owned, leased, or controlled by it, the party of the 
second part shall and will provide and set apart in the city of Phila- 
delphia and wherever else required by the said party of the first part, 
and in such localities as it may designate, such rooms or buildings as 
may in the judgment of said party of the first part be reasonably re- 
quired for such purpose. 

To have and to hold the said demised premises unto the party 
of the second part, its successors and assigns, for the full term of 
nine hundred and ninety-nine (999) years from and including the first 
day of December, 1891; it being understood and agreed that the term 
“demised premises,“ wherever used herein, shall include all the rail- 
roads, public works, transportation lines, and appurtenances hereinabove 
let and demised, those which are transferred and delivered to the party 
of the second part under and by virtue of the foregoing assignment 
of agreements and leases, and those owned or controlled by the party 
of the first part by virtue of ownership of the whole or a majority of 
capital stock, or otherwise howsoever. 

And in consideration of the premises, the parties hereto do hereby 
covenant and agree as follows, each party covenanting for itself, its 
successors and assigns, with the other, its successors and assigns. 

First. That the party of the second part shall and will pay, on 
tlıe days hereinafter specified during the said term, to the party of 
the first part, as rent for the said demised premises, the following 
sums of money: 

(a.) Such sums as will be equal to and will enable the party of 
the first part to pay and discharge all interest moneys, dividends, 
rentals, guarantees, and all other charges which it is now obliged in 
any manner to pay upon its own preferred stock, its bonds, obligations, 
or floating debt, or upon the bonds, obligations, floating debt, or stocks 
of other companies, or otherwise howsoever, a schedule, wlıereof 
approximately correct, is hereunto attached and made a part hereof. 
Payment of the said various sums is to be made fifteen days prior to 
the dates at which the said charges respectively become due and pay- 
able by the party of the first part. 
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Provided, And it is hereby expressly understood and agreed, that 
if a reduction or an increase in the rate of interest upon any of the 
outstanding obligations of the party of the first part shall at any time 
hereafter be made, whether by extension of the time of payment of 
the principal thereof, by a funding of the said floating debt, or by 
exchange of existing bonds for bonds bearing a less or greater rate of 
interest, or otherwise howsoever, or if any reduction or increase shall 
be made in the.rental of leased roads or in any other charges, pay- 
able by .the party of the first part, then the sums payable by the party 
of the second part as above mentioned shall be reduced or increased 
by an amount equal to the reduction or to the increase in the said 
interest, rentals or other charges. 

And provided further, And it is hereby expressly understood and 
agreed, that if the party of the second part shall pay off and cancel, 
discharge, or satisfy any principal sum, the interest of which is pay- 
able as aforesaid as a part of the annual rental due by the party of 
the second part, for the said demised premises, the said annual rent, 
payable by the party of the second part, shall thereafter be reduced 
by a sum equal to that theretofore annually payable as interest on 
such prineipal sum, including therein all taxes which, by the terms of 
the obligation, were payable in relief of the holder; but if the party 
of the second part shall prefer to purchase, and shall purchase, the 
stocks, bonds, certificates of loan, mortgages, or other obligations by 
which such principal sum shall be evidenced or secured, or if unable 
to purchase shall pay off the same and then elect to succeed and be 
subrogated to all the rights and securities resulting therefrom or in- 
cident thereto before and at the time of said payment, the said party 
of the second part shall, as to the said stocks, bonds, certificates of 
mortgages, or other obligations, stand in the same position as any 
other holder of a like security, and the interest thereon shall be re- 
tainable from the sums due by the party of the second part as above 
stated. 

(b.) Upon each of the dates, March 31st und June 30th, 1892, 
the sum of five hundred and four thousand and one hundred and 
eighty-five dollars, the same being equal to one and one-quarter per 
cent. on the existing outstanding capital stock of the party of the 
first part. 

(c.) Upon each of the dates, September 30th and December 31st, 
1892, the sum of six hundred and five thousand and twenty-two dollars, 
the same being equal to one and one-half per cent. on the existing 
outstanding capital stock of the party of the first part. 

(d.) Upon March 31st, 1898, and upon the last days of every 
June, September, December, and March thereafter, during the continuance 
of the term of this lease, a sum of seven hundred and five thousand 
eight hundred and fifty-nine dollars, the same being equal to one and 
three-fourths per cent. on the existing outstanding capital stock of the 
party of the first part. 
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(e.) Upon the first day of January, 1894, and upon the first day 
of every January thereafter during the term, an additional sum equal 
to fifty per cent of the surplus net earnings, as hereinafter defined, 
which shall have accrued to the party of the second part during the 
twelve months of the fiscal year ending the thirtieth day of November 
next preceding, and if the accounts of the party of the second part 
cannot be made up by January Ist, so as to determine such sum ac- 
curately, then the same shall be determined as closely as may be done, 
and any error shall be adjusted, with interest, as soon thereafter as 
can be ascertained: Provided, however, And it is hereby expressly 
understood, agreed and covenanted, that the sum thus payable by the 
said party of the second part to the party of the first part, as and 
for its fifty per cent. of the surplus net earnings, shall not in any one 
vear exceed a sum equal to three per cent. on the the nexisting out- 
standing capital stock of the party of the first part. 

Provided, And it is hereby expressly understood and agreed, that, 
if at any time hereafter the capital stock of the said party of the first 
part shall be increased, under any provisions of this lease (but not 
otherwise), the sums payable as hereinbefore stated in paragraphs (b), 
(c), (d), and (e), shall be inereased by a sum equal to the amount of 
a dividend upon a like amount of the present existing capital stock 
of the party of the first part at the rates respectively above specified. 

And provided further, And it is hereby further expressly under- 
stood, agreed, and covenanted, that the words “surplus net earnings” 
shall be held to signify the sum remaining of the total gross receipts, 
earnings, and income of said demised premises during each fiscal year 
ending November 30th, after deducting therefrom all such expenses 
of maintaining, operating, renewing, replacing, and repairing the said 
demised premises, as shall be necessary for the safe, proper, and 
economical operation of the same, all taxes as set forth in article 
third hereof, all sums named in paragraphs (a) and (d) of article first 
hereof, and all sums payable by the party of the first part and not 
properly chargeable to capital account. 

Second. An adjustment of accounts shall be made between the 
parties hereto from the first day of December, 1891, to March Ist, 
1892, and the balance found to be due from either party to the other 
shall be paid within ten days after ascertainment. All the liabilities 
or charges, and all revenues after December Ist, 1891, except ex- 
penditures on capital account as hereinafter provided, shall be charged 
and credited respectively to the said party of the second part: Pro- 
vided, however, That any interest, charge, tax, levy, or assessment, 
payable for any period beginning before the first day of December, 
1891, shall be apportioned between the parties hereto so that the 
party of the second part shall be liable for or entitled to that portion 
only which shall have accrued after said first day of December, 1891. 

AN liabilities heretofore ineurred by or on behalf of the said 
party of the first part, or by or on behalf of any of the companies 
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leased, controlled, or operated by it, for or on account of which under 
existing contracts or agreements payments are now due or shall here- 
after become due, which are or shall properly be the subject of charge 
to capital account, may be liquidated by the issue of either bonds or 
stock of the party of the first part, or of bonds of the companies 
primarily liable therefor, at the election of the party of the first part, 
with such guarantee by the party of the first part as shall already 
have been provided for. And the said party of the second part hereby 
agrees that the interest upon such bonds and the dividends upon such 
stock, at the rates hereinbefore provided, shall be added to and in- 
cluded as part of the rental payable hereunder. 

Third. That the party of the second part shall and will punctually 
and faithfully pay all taxes, charges, levies, imposts, claims, liens, and 
assessments of any and every kind, which, during the continuance of 
the term hereby demised, shall, in pursuance of any lawful authority, 
be assessed or imposed on the demised premises, or any part thereof, 
or upon the business there carried on, or the receipts, gross or net, 
therefrom, or upon the capital stock or the franchises of the said 
party of the first part or any of the corporations owned, leased, or 
in any manner controlled by the party of the first part, or upon the 
yearly payments herein agreed to be made to the party of the first 
part, or upon the dividends declared and paid by the party of the first 
part or by such owned, leased, or controlled corporations to its or 
their stockholders, for the payment or collection of which the said 
party of the first part, or said owned, leased, or controlled corporations 
would otherwise be liable or accountable under any lawful authority 
whatever; and also any taxes, charges, imposts, or levies, or assess- 
ments in respect to either the principal or interest of bonds or obli- 
gations of the party of the first part, or of such owned, leased, or 
controlled corporations, which, in pursuance of any lawful authority, 
the party of the first part or such owned, leased, or controlled corpo- 
rations shall be required to pay without recourse to the parties to 
whom such interest is paid, whether such recourse shall not be allowed 
by the provisions of the statute, ordinance, or enactment imposing or 
authorizing such tax, charge, or assessment, or shall have been waived 
or released by any existing or future agreement of the party of the 
first part in respect thereto. 

And all other payments required to be made by the party of the 
first part or by such owned, leased, or controlled corporations during 
the term of this indenture, and not herein otherwise specifically pro- 
vided for, and not properly chargeable to capital account, shall be 
assumed and discharged by the party of the second part, as if the 
party of the second part were primarily liable for the same. The party 
of the second part shall defend all actions of every kind that may be 
depending or that may hereafter be brought against the party of the 
first part or against any ofthe corporations owned, leased, or controlled 
by it during the said term, and shall pay all amounts that shall or 
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may be recovered against it or them, or any or either of them, and 
shall also indemnify and save harmless the party of the first part of 
and from all causes of action, legal and equitable, and claims and 
demands that have arisen, or shall or may arise against it, or which 
shall or may arise against the said party of the second part in the 
exereise of its powers under this lease and during the continuance 
thereof, and all payments so made by the party of the second part 
shall be charged as a part of its operating expenses hereunder in the 
computation of surplus net earnings. Excepting, however, out of tlıe 
operation of this provision the liability as it shall hereafter be deter- 
mined upon the hearing of the appeal of the Lehigh Valley Railroad 
Company, as alleged to exist in a certain pending action taken in the 
court of common pleas of Dauphin County, and entitled The Common- 
wealth of Pennsylvania vs. The Lehigh Valley Railroad Company, 
No. 88, of June term, 1889, and as to the amount, if any, which the 
Lehigh Valley Railroad Company may hereafter be called upon to pay 
by reason of the final determination of the said action, the said party 
of the first part may, in order to provide money to pay the amount, 
issue bonds or stock, and when said bonds or stock shall have been 
issued the annual rental herein provided to be paid shall be increased 
annually by the amount of the interest upon the said bonds or by the 
amount of the dividend upon the said stock: Provided, That the party 
of the first part shall, from time to time, and at all times, give due 
notice to the party of the second part of any claim presented or suit 
brought against the said party of the first part, or against any corpo- 
ration owned, leased, or in any manner controlled by it, by which the 
party of the second part may be involved in any liability whatever, 
and it shall be the duty of the party of the second part to make in 
the name and on behalf of the party of the first, but at the cost and 
expense of the party of the second part, any legal or equitable defense 
that can be made to such claim or suit. 

And the party of the second part shall and will assume and ful- 
fill all obligations and liabilities to which the party of the first part 
or the companies owned, controlled, or operated by it may be subject 
under any and all existing contracts or agreements between it, them, 
or any of them, and any other persons or corporations. 

Fourth. The party of the second part shall also pay to the party 
of the first part, commeneing with the first day of July, 1892, the yearly 
sum of twenty-five thousand dollars, lawful money of the United States, 
in equal monthly payments of two thousand and eighty-three dollars 
and thirty-three cents on the twenty-fifth day of each month, for the 
purpose of defraying the expenses of maintaining the corporate organization 
of the party of the first part, and which said sum is to be appropriated 
to that purpose only. And up to said first day of July, 1892, the 
party of the second part shall be liable for and pay all such organiza- 
tion and office expenses from and after December Ist, 1891, as the 
party of the first part shall deem necessary for the closing up of its 
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business, not exceeding, however, the present rate of expenditure on 
account thereof. All such payments made under this section shall be 
charged as a part of the operating expenses of the party of the second 
part in computing the surplus net earnings hereunder. 

Provided, however, And it is hereby expressly understood and 
agreed, that if in any year or years the rental paid by the said party 
of the second part, which shall be applicable to dividends, shall be 
sufficient to pay an annual dividend upon the stock of the said party 
of the first part, exceeding seven per centum by twenty-five thousand 
dollars, no payment of the said sum of twenty-five thousand dollars 
shall be required to be made by the said party of the second part for 
such year or years. 

Fifth. That the party of the second part shall and will, during 
the continuance of the hereby demised term, keep and maintain the 
said demised premises in good order and repair; keep in public use, 
manage, and efficiently operate the same, and from time to time and 
at all times, indemnify and save harmless the said party of :he first 
part from all liabilities, damages, claims, and suits by reason of any- 
thing done or omitted by the party of the second part in the premises; 
and, at the expiration or other determination of the hereby demised 
term, surrender the said demised premises in the same good order and 
conditions as they now are. It being understood and agreed, however, 
That the party of the second part shall and will keep up and maintain 
during the term hereby created a line of insurance not less than the 
amount now in force upon the demised premises, or on any part or 
parts thereof, including the water craft hereby as aforesaid demised, 
and that all policies of insurance now held by the party of the first 
part on any building or structure hereby demised or on the contents 
of such structure or upon freight received for transportation or in 
transit or upon water craft shall be assigned to the party of the second 
part, and all sums received under any policies on buildings or structures 
thereunder shall, at the option of the party of the second part, be 
either appropriated to restoring or replacing the buildings or structures 
covered by such policies or to the discharge, by the purchase or pay- 
ment of any bond or obligation secured by any existing mortgage upon 
the demised premises, in which latter case the annual rental payable 
by the party of the second part to the party of the first part shall 
be decreased by amount equal to the annual interest upon the said 
discharged bond or obligation. 

Sixth. That the party ot the second part shall and will, during 
the continuance of the hereby demised term, provide and maintain, and 
from time to time cause to be provided, as the same may be required, 
adequate station and terminal facilities for the receipt, shipment, and 
handling of all traffic over the lines of the said party of the first part, 
and that it shall and will keep and maintain in use on the railroad 
and transportation lines hereby demised an adequate equipment of 
rolling stock, vessels, tugs, barges, floats, canal boats, and other 
equipment and personal property adopted for railroad and water trans- 
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portation, and at all times sufficient for the growth of the lines of the 
party of the first part, and of a character and type equal in all re- 
spects to that then in general use upon first-class rail, canal, and water 
lines, replacing from time to time all such as may be worn out, 
wrecked, or destroyed, all said equipments, including that supplied 
to take the place of any worn out, wrecked, or discharged, shall be 
marked in the ordinary and customary way as the property of the 
party of the first part. An inventory of the said rolling stock, vessels, 
tugs, barges, floats, canal boats, and other equipment adapted for 
railroad and water transportation herein demised shall be forth with 
made, and the same shall be appraised at their fair market value by 
three appraisers, one to be selected by each of the parties hereto and 
the third by the two thus selected, and the said inventory and appraise- 
ment shall be attested by the signatures of the said appraisers, and 
be considered part of this agreement; and upon the expiration or 
sooner determination of the term of this lease the party of the first 
part shall be put in possession of all the rolling stock, vessels, tugs, 
barges, floats, canal boats, and other equipment and personal property 
then in use upon the said lines, and which shall be at least of the 
value, tonnage, capacity, and efficieney of that hereby leased to the 
party of the second part. 

Seventh. That the party of the second part shall not and will 
not divert or permit or cause to be diverted from the transportation 
lines or terminals comprising the system of the party of the first part, 
its present traffie or any traffie which would naturally go to or to- 
wards its destination by or over the <said system or any part thereof; 
and covenants and agrees that the tonnage mileage of all classes of 
traffic over the rail and water lines of the party of the first part shall 
be fostered and increased (by affording proper facilities and the making 
of reasonable and proper charges for transportation and otherwise) in 
such natural and proper future growth as shall be due to the location 
and resources of the system of the party of the first part. And the 
said party of the second part shall at all times and from time to time 
during the term, give and extend to the individual operators and 
miners of coal along the lines of the party of the first part all due 
facilities for the shipping and marketing of the coal mined by the 
said operators and miners over the Lehigh Valley system and its 
terminals, and the said party of the second part shall not do anything 
in diserimination against the said operators and miners, 

The term “traffic” wherever used in this agreement is to be held 
as embracing passenger,:freight, coal, mail, express, and all kinds of 
rail and water traffic. 

Eighth. That the party of the second part shall and will divide 
and apportion the rates on all traffic which shall pass over the lines 
of the said party of the first part, and over lines owned, leased, or 
controlled by the said party of the second part, between the several 
parties over whose lines the said traffic shall have passed, as follows: 
From the aggregate charge there shall first be deducted all arbitraries 
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and terminal charges, and the balance shall be divided pro rata among 
the parties transporting the same, in the proportion of the actual 
mileage over which the traffic has been transported by each: Provided, 
however, That the arbitraries and terminal charges thus to be deducted 
shall be such reasonable and customary allowances as are or may be 
charged by other railroad companies at the same localities, and shall 
not, at localities similarly situated, exceed such reasonable allowances: 
Provided, however, That so far as the existing divisions are fairly 
consistent under all the eircumstances with the foregoing basis for 
division of rates the same shall be maintained, provided that the 
division of the rates on anthracite coal shall be reconsidered: And 
provided further, That where lines and terminal facilities belonging to 
the system of the party of the first part are used reasonable and 
customary allowances as aforesaid shall be made and reckoned here- 
under as part of the gross receipts due the system of the party of the 
first part. 

Ninth. And the party of the second part shall, during the term 
hereby demised, furnish such officers and employes of the party of the 
first part as shall be designated by the president thereof with annual 
passes or tickets entitling them to free passage in the passenger trains 
of the party of the second part. 

Tenth. Separate, true, full, and accurate books of account shall 
be kept by the party of the second part of all the operations and 
business done by the party of the second part under the terms of this 
indenture, which books of account and the data upon which the same 
are based shall at all times be open to the inspection and examination 
of the officers of the party of the first part, and of such other person 
or persons as the said party of the first part shall, from time to time, 
appoint to examine the same, with the right, privilege, and liberty at 
any and all times to make copies or extracts from the same for the 
information of the officers and directors of the party of the first part. 
And said party of the second part shall furnish to the party of the 
first part on the twenty-fifth day of each month during the continuance 
of this indenture a statement showing the operations and business done 
hereunder. 

Eleventh. That the party of the second part shall, from time to 
time, and at all times, save harmless and indemnify the party of the 
first part from and against all loss or damage resulting from or 
occasioned by any failure or neglect of the party of the second part 
to comply with the covenants, stipulations, and conditions herein con- 
tained on the part of the party of the second part to be kept and 
performed, or from any failure of the party of the second part to do 
whatever it may lawfully be required to do in the use, management, 
and control of the demised premises. 

Twelfth. That the said party of the second part, its successors 
and assigns, keeping and performing the covenants herein contained 
on its and their part to be kept and performed, shall and may at all 
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times, and from time to time, peaceably and quietly have, hold, use, 
and enjoy the demised premises and every part and parcel thereof, 
with the appurtenances, without any manner of let, suit, trouble, or 
hindrance from the party of the first part, its successors and assigns; 
and the said party ot the first part shall and will at any time here- 
after execute and deliver at the expense of the party of the second 
part such further assurances as may reasonably be required for fully 
effectuating the objects and purposes of this indenture, and the more 
fully seeuring unto the party of the second part all the estates, rights, 
and privileges hereinbefore mentioned and granted or intended so to be. 

Thirteenth. That the party of the first part shall and will main- 
tain its corporate existence and organization, and shall and will from 
time to time, and at all times, when requested by the party of the 
second part, its successors or assigns, put in force and exereise, or 
cause to be put in force and exercised, each and every corporate 
power, and do each and every corporate act, which the party of the 
first part or any corporation or corporations at the time controlled 
by it might now, or at any time hereafter, lawfully put in force and 
exerceise, to enable the party of the second part, its successors or 
assigns, to enjoy and exereise every right, franchise, and privilege which 
may lawfully be enjoyed or exercised in respect to the use, maintenance, 
management, renewal, extension, alteration, or improvement of the said 
demised premises, or the business to be there carried on; the party 
of the second part agreeing to indemnify and save harmless the party 
of the first part against all expense, loss, damage, or liability resulting 
from or occasioned by any exercise of corporate powers, or performance 
of corporate acts, by the party of the first part, or by corporations 
owned, leased, or controlled by it, when exercised or performed at the 
request of the party of the second part. 

Fourteenth. That if the party of the second part shall, during 
the term hereby created, with the consent of the party of the first 
part, which is not to be unreasonably withheld, make any additions, 
extensions, betterments, or improvements to, of, or upon the said 
demised premises, or if the said party of the second part shall pay 
off any obligation of the party of the first part, which the party of 
the first part hereby consents may be done, then the said party of 
the first part shall upon the request of the party of the second part, 
and to the extent of the lawful power of the said party of the first 
part in the premises, raise such money by issue and sale of stocks 
or bonds, or if the party of the first part shall so elect, issue to the 
said party of the second part, either an amount of bonds, bearing 
interest at a rate not exceeding six per centum per annum, or shares 
of the capital stock of the party of the first part equal at par to the 
cost of such additions, extensions, or improvements or the amount of 
such payments; it being understood and agreed, however, that in all 
cases of an issue of bonds or stock by the party of the first part for 
any purpose contemplated or mentioned in and by this agreement the 
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party of the second part shall have the prior right, at its option, to 
purchase the same at the proposed selling price thereof. 

Fifteenth. That this lease shall not be sold, mortgaged, or assigned, 
and the demised premises or any part thereof, shall not be sub-let, 
without the consent of the party of the first part given in writing 
under its corporate seal. And no purchaser at any judicial sale, nor 
assignee, receiver, or mortgagee of the party of the second part, nor 
any assignee of the party of the second part app>inted under pro- 
ceedings in bankruptey, or becoming so by virtue of any act or opera- 
tion of law in any proceeding against it at law or in equity, shall have 
any title to or interest in the said premises hereby demised, or any 
part thereof, without the consent of the party of the first part given 
as aforesaid in writing under its corporate seal, 

Sixteenth. That if the party of the second part shall make default 
in the payment of the rent hereby reserved or in any of the payments 
herein covenanted to be made by it for a period of thirty days after 
the same shall have become due, or in case of any breach of covenant 
on the part of the party of the second part, and thirty days notice 
thereof given by the party of the first part to the party of the second 
part if the same can not or shall not be fully compansated within 
such period of thirty days, then it shall be lawful for the party of the 
first part, at its option, to declare this lease at an end and the agree- 
ments herein contained to be rescinded, and may thereupon re-enter 
and repossess the whole of the demised premises as of its first and 
former estate, and may resume, take, and enjoy all the rights, privi- 
leges, and franchises as if this agreement had not been made, and 
notice of the exereise of such option and of an intention to re-enter 
up>n and repossess itself of said demised premises shall operate as a 
reassignment of the agreements and leases assigned in and by this 
lease, but the exercise of such option and such re-entry, repossession, 
and reassignment shall not relieve the party of the second part from 
liability to the party of the first part, its successors and assigns, for 
all arrears of rent due and unpaid at the time, and for all damages 
resulting from the breaches of covenant by the party of the second 
part; and the party of the second part hereby covenants and agrees 
that it will forthwith, after notice of the exercise of such option on 
the part of the party of the first part, deliver over to said party of 
the first part all the property and rights then held by said party of 
the second part under- this lease, and will, on request, immediately 
execute and deliver to said party of the first part all agreements, 
deeds, and transfers that may be necessary or proper to re-invest said 
party of the first part with all said demised premises, and all said 
assignments, leases, and contracts as fully as they were held by the 
party of the first part at the time this lease was made, saving and 
excepting the personal property purchased and paid for by the party 
of the second part under this agreement, which shall in such case re- 
main the property of the party of the second part. 
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Seventeenth. It is understood and agreed, and it is of the essence 
of this contract, that if a certain agreement of even date herewith, 
between the Lehigh Valley Coal Company and the Philadelphia and 
Reading Coal and Iron Company, shall be terminated for any reason 
whatsoever, then this lease shall, at the option of the party of the 
first part, be also at once terminated and ended, and such termination 
shall operate as a reassignment of all agreements and leases assigned 
in and by this lease. 

Eighteenth. It is further covenanted and agreed that in event of 
the party of the first part resuming possession of the demised premises 
as hereinbefore provided, the party of the second part shall make good 
to the party of the first part any depreciation or deterioration in the 
then aggregate value of the demised premises as compared with thsir 
present value, saving to such extent as the depreciation shall not have 
resulted from any default of said party of the second part, and shall 
immediately deliver to the party of the first part personal property of 
the same character as and of equal value to that hereby transferred 
to the party of the second. part, or, in default thereof, shall pay to 
the party of the first part a full equivalent therefor in cash. 

Nineteenth. The party of the first part hereby agrees to sell, 
assign, transfer, and set over unto the party of the second part all 
its railroad material and telegraph material, such as rails, iron, ties, 
timber, lumber, coal, and other fuel, oil, material in repair shops, and 
in unfinished rolling stock, telegraph poles, wire, and all other articles 
generally known as railroad and telegraph supplies, which on the day 
of the date of these presents, shall be restored or reserved for use or 
consumption, and shall not then be in actual use for railroad or tele- 
graph purposes, or shall not have been issued fur that purpose. The 
party of the second part. agrees to pay for the personal property 
aforesaid a sum to be determined by three appraisers to be forthwith 
chosen, or by a majority of them, one of whom shall be chosen by 
each of the parties hereto, and the two thus chosen shall choose a 
third. The said appraisement shall be made as soon as possible, and 
the party of the second part shall pay to the party of the first part 
the amount fixed by said appraisers, as the said supplies are issued 
for use. The expense of said appraisement is to be equally borne by 
the parties hereto. 

Twentieth. The party of the second part shall and will, during 
the continuance of the hereby demised term, . keep up and maintain 
the present car-shops, repair-shops, and works and plants of similar 
character, of every description, including all tools, machinery, fixtures, 
and appliances of any kind whatsoever therein and thereabout, in the 
condition the same now are, and for the better securing to the party 
of the first part the full performance of this covenant, an inventory 
of the said tools, machinery, fixtures, and appliances shall be forth- 
with made, together with all tools and appliances used on or about 
the said railroad and canal and water transportation. lines, and the 
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same shall be appraised at their fair market value by three appraisers, 
one to be selected by each of the parties hereto and the third by the 
two thus selected, and the said inventory and appraisement shall be 
attested by the signatures of the said appraisers and be considered 
part of this agreement; and that, upon the expiration or sooner deter- 
mination of the term of this lease, the party of the first part shall 
be put in possession of personal property of similar character and of 
value equal to that herein leased to the party of the second part. 

Twenty-first. It is understood and agreed that all stocks of its 
controlled corporations, and all bonds and other securities owned by 
the Lehigh Valley Railroad Company, shall remain the property of the 
party of the first part, the party of the first hereby expressly 
covenanting, upon the request of the party of the second part, to 
execute and deliver, from time to time, all such powers of attorney in 
relation to such stocks, bonds, and other securities as may be necessary 
to enable the said party of the second part to collect the interest or 
dividends to accrue thereon during the term of this lease, such interest 
and dividends to be reckoned as part of the gross receipts, earnings, 
and income of the said demised premises, and to be taken into account 
in the determination of the surplus net earnings thereof. 

The party of the first part shall not, without the consent of the 
party of the second part, sell and dispose of any of the aforesaid 
stocks, but this limitation shall not extend to the sale of bonds or 
other securities: Provided, however, That in the event of a sale by the 
said party of the first part of any of said stocks, bonds, or securities, 
the proceeds thereof shall be appropriated by it to the payment or 
retirement, by purchase or otherwise, of any of the bonds or obliga- 
tions of the said party of the first part, or of any corporation owned, 
leased, or eontrolled by it (which bonds shall thereupon be canceled), 
and thereafter the annual rental payable by the party of the second 
part to the party of the first part shall be decreased by an amount 
equal to the annual interest payable upon the bonds so canceled, or, 
at the option of the party of the first part, such surplus may be 
applied to the improvement of the demised premises or in the pur- 
chase of other property, real or personal. 

Twenty-second. That the said party of the first part may at any 
time hereafter, with the consent of the party of the second part, which 
shall be evidenced by its becoming a party to the conveyance, sell 
and convey the whole or any part of the real estate hereby demised, 
which shall, in the opinion of the said parties, be unnecessary for the 
purpose of carrying on business over the demised premises, provided 
that the proceeds of any such sale shall be applied first to the pay- 
ment of any incumbrances upon the property so sold, for the payment 
of which the said party of the first part may be liable, and the surplus, 
if any shall be applied, as provided in article twenty-first hereof as 
to the disposition of the proceeds of sale of stocks, bonds, or securities 
sold by the party of the first part. 
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In witness whereof, the said parties hereto have caused their 
respective corporate seals, duly attested, to be hereunto affixed, the 
day and year first above written. 


LEHIGH VALLEY RAILROAD ÜoMrANY. 
[L. V. R. R. Co. Seal.] By E. P. Wınsur, President. 


Attest: 
Jno. R. FAnsHaweE, Secretary. 
PHILADELPHIA AND READING RAILROAD CoMPrAnYy. 
[P.&R.R.R.Co. Seal.] By A. A. Mc. Leon, President. 


Attest: 
W. R. Tayror, Secretary. 


STATE OF PENNSYLVANIA, County of Philadelphia, ss: 


On the eleventh day of February, A. D. 1892, before me, the 
subseriber, a notary public, duly commissioned to take acknowledgments 
of deeds, etc., in and for the said Commonwealth, and residing in said 
city, personally came John R. Fanshawe, secretary of the within named 
corporation, the Lehigh Valley Railroad Company, who, being duly 
sworn according to law, deposes and says, that he was personally 
present at the execution of the above written indenture, and saw the 
common or corporate seal of the Lehigh Valley Railroad Company 
duly affixed thereto, and that the seal so affıxed thereto is the common 
or corporate seal ofthe said corporation, and that the above or within 
indenture was duly signed, sealed, and delivered by and as and for 
the act and deed of the said corporation, for the uses and purposes 
therein mentioned, and by order and authority of the board of directors 
of the said corporation; and that the names of E. P. Wilbur, president 
of said corporation, and of this deponent, subscribed to said deed, in 
attestation of the due execution and delivery thereof, are in the proper 
and respective handwritings of said E. P. Wilbur and of this deponent. 


Juno. R, FAnsSHAwE. 


Sworn and subscribed before me the day and year last above 
written. Witness my hand and notarial seal. 
[Notarial seal.] 
Tomas L. J. Hopez, Notary Public. 


STATE OF PENNSYLVANIA, City and County of Philadelphia, ss: 

On the eleventh day of February, A. D. 1892, before me, the 
subscriber, a notary public, duly commissioned to take acknowledgments 
of deeds, etc., in and for the said Commonwealth, and residing in said 
city, personally came W. R. Taylor, secretary of the within named 
eorporation, the Philadelphia and Reading Railroad Company, who, 
being duly sworn according to law, deposes and says that he was 
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personally present at the execution of the above written indenture, 
and saw the common or corporate seal of the said Philadelphia and 
Reading Railroad Company duly affixed thereto, and that the seal so 
affixed thereto is the common or corporate seal of the said corporation, 
and that the above or within indenture was duly signed, sealed and 
delivered by and as and for the act and deed of the said corporation, 
for the uses and purposes therein mentioned, and by order and 
authority of the board of directors of the said corporation; and that 
the names of A. A. McLeod, president of the corporation, and of this 
deponent, subseribed to said deed, in attestation of the due execution 
and delivery thereof, are in the proper and respective handwritings 
of said A. A. McLeod and of this deponent. 
W, R. Tayror. 


Sworn and subscribed before me the day and year last above 
written. Witness my hand and notarial seal. 
[Notarial seal.] 


C. K. Kıınk, Notary Public. 


Anlage VI. 


Agreement between the Central Railroad Company of New Jersey, the 
Philadelphia and Reading Company, and the Port Reading Railroad 
Company. 


Articles of a contract and agreement, made this 12th day of 
February, A. D. 1892, by and between The Central Railroad Company 
of New Jersey, hereinafter called the Central Company, party of the 
first part; The Philadelphia and Reading Railroad Company, herein- 
after called the Reading Company, party of the second part, and The 
Port Reading Railroad Company, hereinafter called the Port Reading 
Company, party of the third part: 

Whereas the lines of the railroads owned, leased, and operated 
by the parties hereto are connected at several points in the States of 
Pennsylvania and New Jersey, and form eontinuous lines of railroad 
between numerous places of commercial importance capable of producing 
large contributions of freight and passenger traffic to the lines of said 
companies, if worked as continuous lines; and 


Whereas the Central Company and the Port Reading Company 
have negotiated for a lease of all the lines of railroad of the Central 
Company, whether owned by it or acquired by virtue of any leases, 
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to the Port Reading Company, for the term and period of nine hundred 
and ninety-nine (999) years, upon the payment of the annual rentals 
and the performance of the certain covenants, agreements, and stipu- 
lations contained in the said proposed lease, a copy whereof is hereto 
attached and made a part hereof, which said lease the said Central 
Company is willing to execute and deliver, if the Reading Company 
shall guarantee the prompt and punctual payment to the Central Com- 
pany by the Port Reading Company of the rentals reserved in the said 
lease as and when the same shall become due and payable, and shall 
also guarantee to the full and faithful performance by the Port Reading 
Company of all the covenants, stipulations, and agreements contained 
in the said lease by it, the said Port Reading Company, to be kept 
and performed on its part; and the Port Reading Company is willing 
to execute and deliver the said lease upon the execution of this con- 
tract by the Reading Company whereby there will be assured to the 
said lines of the Central Company, in addition to the traffic now 
tributary thereto, such an increase of the traffic thereon as will secure 
to the Port Reading Company sufficient revenue to meet and pay the 
said rentals and perform the covenants and stipulations contained in 
the said lease; and 


Whereas, in consideration of the benefits and advantages to be 
derived hereunder from the use of the terminal properties and facilities 
of the Central Company so to be leased to the Port Reading Company, 
and from the interchange of traffic herein provided for, the Reading 
Company is willing to guarantee to the Central Company the payment 
by the Port Reading Company of the rentals reserved in the said pro- 
posed lease, and the performance by the said Port Reading Company 
of all the covenants, stipulations, and agreements of the said lease by 
it to be kept and performed, and also of all the covenants, stipulations, 
and agreements herein contained and written to be kept and performed 
by the said Port Reading Company; 


Now, therefore, in consideration of the premises, of the mutual 
covenants and agreements herein contained between each of the parties 
and each of the other parties, as well as for and in consideration. of 
the sum of one dollar by each of the parties in hand paid to each 
of the other parties hereto, the receipt whereof is hereby acknowledged, 
the said parties hereto have agreed, and by these presents do covenant 
and agree to and with each other as follows, that is to say: 

First. That the Central Company and the Port Reading Company 
shall immediately execute and deliver the lease of the railroads and 
other property of the Central Company, a copy whereof is hereto 
attached and made a part hereof, with the sanction and approval of 
the respective board of directors ofthe said companies, and that they 
shall and will severally thereafter take such proceedings from time to 
time on the request of the Reading Company as shall, in the opinion 
of its counsel, be requisite to procure the assent thereto of the 
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necessary number of the stockholders of the said companies, and that 
the possession and control of the railroads and other property of the 
Central Company so leased shall forthwith be taken by the Port Read- 
ing Company. 

Second. That the Reading Company shall and will guarantee and 
hereby does guarantee unto the Central Company, that the said Port 
Reading Company shall and will promptly and punctually pay over to 
the Central Company in each and every year during the continuance 
of the said lease, on the days and times fixed and appointed in the 
said lease for the payment thereof, the several sums of money reserved 
therein by the Central Company as rental for the said railroads and 
premises. And further, that the said Reading Company shall and will 
guarantee, and does hereby guarantee, unto the said Central Company 
that the said Port Reading Company shall and will at all times during 
the continuance of the said contract of lease, fully and faithfully keep 
and perform each and every of the covenants, agreements, and stipu- 
lations contained in the said lease to be kept and performed by it, 
the said Port Reading Company; and further, that the said Reading 
Company shall and will guarantee, and does hereby guarantee to the 
Central Company, that the Port Reading Company shall and will at 
all times during the continuance of the said contract of lease, and 
during the eontinuance of this contract, fully and faithfully keep and 
perform on its part, each and every of the covenants, agreements, and 
stipulations herein contained to be kept and performed by it, the said 
Port Reading Company. And that, in case of any default of the said 
Port Reading Company to pay any of the said rentals on the days 
and times fixed and appointed in the said lease for the payment of 
the same, or to make payment of any other moneys provided in the 
said lease to be made by the Port Reading Company, then and in 
that event the Reading Company shall pay over the same and each 
and every sum or amount thereof to the Central Company or to the 
person or persons entitled to receive the same, on the demand of the 
Central Company. And in the case of any default of the Port Read- 
ing Company to keep and perform any of the covenants, agreements, 
and stipulations contained in the said lease or in this agreement to 
be performed by it, then and in that event the Reading Company 
shall cause the said Port Reading Company to keep and perform its 
covenants, agreements, and stipulations in that behalf within thirty 
days after demand therefor by the Central Company, otherwise the 
Reading Company shall pay to the Central Company all damages which 
shall be suffered by the Central Company growing out of or arising 
from such breach of its covenants, agreements, and stipulations in that 
behalf by the Port Reading Company. 

And further, that in case of termination of the said contract of 
lease, by virtue of the provisions thereof, for or on account of the 
default of the Port Reading Company, or for or on account of the 
default of the Reading Company to perform its guarantees hereunder, 
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or any of them, or for any other cause, then and in that event the 
Reading Company shall nevertheless well and truly pay over to the 
Central Company any and all of the said moneys which shall be due 
and unpaid by the Port Reading Company at that time, and shall and 
will well and truly pay any and all damages resulting to the Central 
Company from the breach or breaches of any of its covenants, stipu- 
lations, or agreements by the Port Reading Company, whether the 
same shall be contained in the said lease or herein. 

Third. The Port Reading Company shall, during the continuance 
of the said contract of lease, provide or procure at Jersey City or 
Port Reading and in New York and Brooklyn the necessary terminal 
and dock and transfer facilities for all the freight and passenger traffic 
delivered to it by the Reading Company or originating on its lines 
and those of the Central Company, destined to said points or via such 
points for points beyond and for all traffic destined from said points 
to points on or reached by way of the lines of the Reading Company 
or Central Company. 

It being understood that the Central Company shall have the 
prior right, at its option, to provide the said facilities or any part 
thereof, except at Port Reading, for the use of the Port Reading 
Company, under the betterment clause of the lease, and to enable the 
Central Company to exercise such prior right it shall in all cases 
receive notice from the Port Reading Company that the said company 
desires to procure the same, and in case the Central Company exer- 
cises such prior right and provides the same, all amounts expended 
therefor shall be treated as expenditures for betterments under the 
betterment clause of the said lease, and any leases or agreements pro- 
viding the same or any part thereof shall be taken by and in the 
name of the Central Company, but the rent and charges therefor shall 
be fixed charges of the Central Company and shall be paid by the 
Port Reading Company as such. Such terminal, dock, and transfer 
facilities so provided shall form part of the demised premises, subject 
as such to all the covenants of said lease. 

Should the Central Company, after being requested by the Port 
Reading Company to provide such terminal, dock, and transfer facilities, 
refuse or neglect for a period of thirty days to take the necessary 
action thereon, the same may be otherwise procured or provided for 
by the Port Reading Company. 

Fourth. All traffic between points on the Reading system and its 
connections and points on the Central system and its connections shall 
be carried on the joint lines of said systems by the most direet route 
now constructed between the point at which the same shall be received 
and the point where the same is to be delivered, and shall not be 
diverted therefrom, except that all anthracite coal not originating on 
the lines of the Central system may be carried by such route and to 
such termini as shall be designated by the Reading Company; pro- 
vided, however— 
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1. That all anthracite coal from mines now tributary to or here 
after naturally tributary to the Central system shall be forwarded to 
or toward destination for so long a distance as possible via the lines 
of that system. 

2. All anthraeite coal from mines now tributary to or hereafter 
naturally tributary to the Reading system, and destined by rail to the 
tide-water points in Hudson County, New Jersey, or on the harbor of 
New York north and east of Elizabeth, or to other points now reached 
or naturally to be reached by the lines of the Central Company, shall 
be forwarded over such lines at least from Bound Brook Junction. 

3. All anthracite coal for delivery at points on the Central system 
except to tide-water for reshipment, shall be coal produced at mines 
tributary to the Central system, and shall be transported over such 
system to destination whenever such mines tributary to the Central 
system are able to supply the same. 

Provided, however, That if any anthracite coal other than that 
produced at mines tributary to the Central system shall be delivered 
at any points on said system except at tide-water for reshipment, the 
lines of the Central Company shall be credited with the same amount 
of earnings as if such coal had been shipped from the mines in the 
Wyoming region. 

4. No traffic to and from the Easton and Amboy Railroad or 
other lines of the Lehigh Valley system, to or from the terminal lands 
of the Central Company (including the land of the American Dock 
and Improvement Company), shall pass a shorter distance over the 
Central lines than between Roselle Junction and such terminal lands, 
and the Central lines shall be entitled to receive for such traffic the 
rates fixed by the agreement of April 27, 1887, between the Central 
Railroad Company of New Jersey and the Lehigh Valley Railroad 
Company so far as it is applicable. 

All business now interchanged between the systems of said 
companies at points other than Roselle Junction shall continue to be 
interchanged according to the present traffic arrangements, unless other- 
wise consented to by the parties hereto, 

5. Nothing in this agreement contained shall be understood to 
require the Reading Company to divert or permit or to cause to be 
diverted from the transportation lines or terminals comprising the system 
of the Lehigh Valley Railroad Company its present traffic or any 
traffie which would naturally go over railroads of that system now 
constructed and operated to or toward destination by or over the said 
system or any part thereof. 

Fifth. All divisions of earnings from traffic interchanged between 
the lines of the parties hereto shall be made upon the basis which 
now prevails in respect of the traffic now interchanged between the 
lines of the Central Company and the Reading Company, including 
the allowance of arbitraries and the customary terminal charges, and 
such basis shall not be changed without the agreement of the parties 
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hereto in writing. And if any case shall arise in which the basis of 
divisions now in force shall not be strietly applicable, the rules and 
principles upon which such divisions are now made shall be applied 
as nearly as may be until the parties hereto have agreed upon an- 
other basis for such exceptional case or cases. 

Sixth. The operations of the lines of the Central Company shall 
be so conducted and carried on by the Port Reading Company as to 
maintain and increase the business and earnings thereof so far as 
possible, and at least to transport over said lines at all times during 
the continuance of said lease all the traffic now tributary to or pass- 
ing over the said lines, and to augment the same from time to time 
in proportion to the increase of traffic in the vicinity, and the Reading 
Company in conducting the traffic of its lines to be interchanged with 
the said lines to be operated by the Port Reading Company, shall so 
route, deliver, and receive the same that the traffic now tributary to 
or passing over the lines leased by the Central Company shall not be 
diminished, but that the same and the revenues therefrom shall be 
augmented from time to time at least in proportion to the general 
increase of traffic in the territory occupied by the said lines and their 
connections and the vieinity thereof. 

It is further and in particular stipulated, covenanted, and agreed, 
in pursuance of the agreements heretofore made to develop the busi- 
ness of the Lehigh and Susquehanna Railroad and branches, that it, 
the Port Reading Company, will procure all business to be exchanged 
between points on the Reading system of railroads and its connections 
and the Central system and its connections, to be routed by the most 
direct lines formed, or that can be formed, out of existing members 
of these systems as now constructed; and that at least two-thirds of 
the all-rail business to be exchanged between points on the Reading 
and Central systems or reached via those systems and points on the 
Poughkeepsie Bridge system, or reached via that system, shall be 
routed over the Lehigh and Hudson system. Business between points 
on or reached via the Lackawanna system, the Erie system, or the 
Ontario system, and points on or reached via the Reading and Central 
systems, shall, so far as reasonably practicable, be routed via Scranton 
and the Lehigh and Susquehanna Railroad, and in the event of any 
deficiency in exchange at Scranton an amount of business that shall 
make the traffic of the Central system equal to that now done and 
the probable increase under existing arrangements shall be furnished 
to the Central system at Wilkesbarre or other points on the Lehigh 
and Susquehanna system; and that bituminous coal, lumber, and other 
like freight, exclusive of anthracite, destined for New York, New Eng- 
land, and other points reached by the Central system or Lehigh and 
Hudson system, which can be now delivered to the Central system by 
the Nesquehoning Valley Railroad, shall be so routed; and similarly 
as to use and development, business between points on the Allentown 
route or reached via that route and points north and east of Allen- 
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town shall be routed via the Central system from Allentown, and the 
division of the charges on the Lehigh and Hudson system and the 
Poughkeepsie Bridge system shall remain on the present basis: 

Provided, however, That all stipulations as to routing shall only 
be obligatory on the Reading so far and so long as shall be necessary 
to make and keep the earnings of the Lehigh and Susquehanna Rail- 
road and branches up to the maximum amount stipulated for in the 
article of the said lease to the Port Reading Company and the earnings 
of the Central system up to the amount necessary to pay the maximum 
rental stipulated to be paid to the Central Company. It is further 
agreed that copies of all contraets in connection with the construction, 
maintenance, operation, traffie, and other receipts of the demised 
premises shall be furnished for the information of the Central Company 
when the same are entered into. 

Seventh., The Reading Company shall, as soon as the same can 
be prepared, place in the hands of a suitable trustee to be naturally 
agreed upon, securities of the value of two million dollars ($ 2000 000), 
satisfactory to the Central Company, to be held under a trust agree- 
ment to be prepared to the satisfaction of the Central Company, which 
the Reading Company shall promptly execute and deliver to secure its 
guarantee of the prompt and punctual payment of all the said rentals 
reserved in the said lease made by the Central Company to the Port 
Reading Company, and the faithful performance of all covenants and 
agreements of the said lease and hereof, and of any agreements collateral 
thereto, to be performed by the Port Reading Company or the Read- 
ing Company, which said securities, so to be deposited, shall be re- 
leased and surrendered to the Reading Company when the rentals paid 
under the said lease by the Port Reading Company in addition to all 
other payments provided by said lease shall have been equal to ten 
per centum upon the capital stock of the Central Company for two 
successive years; and pending the preparation of the said securities, 
the Reading Company shall otherwise fully satisfy the Central Company 
in that behalf. 

Eighth. Each of the parties hereto shall make and enter into in 
writing, with the other parties and each of them when reasonably re- 
quested thereunto, such other and further covenants, agreements, and 
stipulations in the premises as may be necessary to effectuate the true 
intent, purpose, and meaning of the said lease and of this agreement 
and of the parties hereto, in respect of each and every of the pro- 
visions thereof. 

Ninth. Should any disagreement arise between the parties hereto 
as to any matter or thing arising under or in consequence of this 
agreement and the operations carried on hereunder, or if the parties 
hereto shall fail to agree as to what ought to be done or omitted, in 
respect of any matter or thing not specifically covered by the express 
provisions of this contract, but coming within the general scope and 
true intent and purpose thereof, every such disagreement shall be de- 
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termined by arbitration, one arbitrator to be appointed by the Central 
‘Company and the other to be appointed by the Reading Company, and 
the finding of such arbitrators shall be final and conelusive upon the 
. parties hereto as to such controversy. In any case where the arbitrators 
are to be appointed hereunder and either the Central Company or the 
Reading Company shall neglect or refuse to make an appointment for 
a period of ten days after being requested in writing by the other 
party to make such appointment, which request shall set forth specifically 
the matter or thing to be submitted, then the arbitrator appointed by 
the party not in default in making such appointment shall appoint an 
arbitrator for the party so in default, and the two arbitrators so 
appointed shall have the same power as though one of them had been 
‚appointed by each of the said parties. And in any case where the 
arbitrators so chosen shall disagree they shall have the right to appoint 
an umpire, and the decision of a majority of the three shall have the 
same effect as though the two arbitrators first appointed should have 
agreed upon such decision as their finding. In case the two arbitrators 
first chosen by either method cannot agree, and do not agree within 
five days after such disagreement, and do not select an umpire as 
above provided, then upon application by either the Central Company 
or the Reading Company such umpire may be appointed first by the 
commissioner for the time being of the Trunk Line Association, or 
if there be no such commissioner, or if he for any reason does not 
act within five days after being requested so to do by the chairman 
of the executive committee thereof, and in case of there being no such 
commissioner or chairman, or of their refusal or failure to act, then 
such an appointment may be made on the application of either the 
Central Company or the Reading Company by the chief justice of the 
supreme court of the State of New Jersey, and failing action by the 
chief justice for any reason, then by any justice of the said court, or 
such court as may be created in lieu thereof. And in respect of any 
and every such controversy wherein the Port Reading Company may 
or shall be affeeted, it shall also be bound by any award of the 
arbitrators chosen by either mode above provided for, with like effect 
as though it had joined in the appointment of such arbitrators. 
Tenth. Nothing eontained in this agreement shall be so construed 
as to effect in anywise the obligations of the parties hereto, or any 
of them, in respect of the tripartite contract made March 30, 1876, 
between the North Pennsylvania Railroad Company, the Delaware and 
Bound Brook Railroad Company and the Central Railroad Company 
of New Jersey, the obligations of which have been heretofore assumed 
by the Reading Company, nor of the contract dated July 27, 1886, 
between the Baltimore and Ohio Railroad Company, the Baltimore and 
Philadelphia Railroad Company, the Philadelphia and Reading Railroad 
Company, the Schuylkill East Side Railroad Company, and the Central 
Railroad Company of New Jersey, nor of any modification or supple- 
ment executed by the parties thereto, nor of the agreement between 
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the Central Railroad Company of New Jersey and the Lehigh Valley 
Railroad Company dated April 27, 1887; but in respect of the traffic 
covered by the said contracts severally, the provisions of the said con- 
tracts shall be applied with like effect as though the terms thereof 
were written herein, and at and upon the termination of the said lease 
to the Port Reading Company, the provisions of the said above-recited 
contracts shall continue in force and be binding upon the parties hereto 
and their successors with like effect as though this contract had not 
been entered into. 

Eleventh. In case of the termination of the lease of the lines of 
the Central Company to the Port Reading Company at any time, from 
any cause whatsoever, the Central Company shall have the right to 
acquire, at its option, an equal interest with the Reading Company in 
the lines of the Central New England and Western Railroad Company, 
and in the Poughkeepsie Bridge Company, upon paying therefor the 
one-half of the net: cost of the same to the Reading Company, and 
assuming the like proportions of all obligations incurred or assumed 
by the Reading Company, and the Central Company shall have the like 
option in respect of all railroads or works connecting with the lines 
of the Central Company, which shall have been acquired or promoted 
or constructed by the Reading Company and the Port Reading Com- 
pany, or either of them, during the term of said lease. Such supplemental 
agreements shall be executed from time to time as in the opinion of 
counsel shall be necessary to effectuate this covenant and enable the 
Central Company at all times to enforce the same. 

Twelfth. This contract and agreement shall be binding upon and 
inure to the benefit of the successors and assigns of the parties hereto 
respectively, and shall continue in force for and during the term of 
the continuance of the said lease from the Central Company to the 
Port Reading Company, and thereafter until each and all of the obli- 
gations of the Reading and Port Reading Companies thereunder and 
hereunder shall have been fully and completely performed and discharged. 

Thirteenth. The terminal shipping and other facilities of and on 
lands of the Central Company, including lands of the American Dock 
and Improvement Company for anthracite or bituminous coal, shall be 
used only for coal transported over the Central system from Mauch 
Chunk or points beyond, excepting only anthracite coal from the mines 
in the Schuylkill region, which may be routed via Bound Brook. The 
Lehigh Coal and Navigation Company and the Lehigh and Wilkesbarre 
Coal Company shall be permitted to retain the coal docks now used 
by them on terms that shall be as favorable as those which may be 
given to any other parties, and shall not be less favorable than the 
terms now in force. 

Fourteenth. That if it should become necessary, for the purposes 
of the said lease and of this agreement, and of the lease of the Le- 
high and Susquehanna Railroad and branches that the Central Company 
should request the Lehigh Coal and Navigation Company to operate 
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the Lehigh and Susquehanna Railroad and branches, the Central Com- 
pany may at its option make such request, and require the Lehigh 
Coal and Navigation Company so to do, under the terms and conditions 
of the agreement between the Central Company and the Lehigh Coal 
and Navigation Company of the 28th of June, 1887. 

Fifteenth. For all purposes of this agreement, the terms herein 
used shall be defined as follows: The term “traffic” shall be held to 
include passenger, freight, coal, mail and express, and all other kinds 
of rail and water traffic. 

The terms “Central systems,” “Central lines,” “lines of the Central 
Company” shall be held to include all the railroads which form part 
of the premises demised by the said lease of even date herewith, in- 
cluding any extensions thereof made under the betterment clause of 
said lease. 

The terms “Lehigh and Susquehanna system,” “Lehigh and 
Susquehanna Railroad and its branches,“ shall be held to include all 
the railroads recited in the agreement of March 31, 1871, between 
the Lehigh Coal and Navigation Company and the Central Railroad 
Company of New Jersey, and the extensions or branches of the rail- 
roads therein recited, and also the Allentown Terminal Railroad, the 
Lehigh and Lackawanna Railroad, the Wind Gap and Delaware Rail- 
road, and the Wilkesbarre and Scranton Railroad. 

The terms “Lehigh Valley system,” or “system of the Lehigh 
Valley Railroad Company,” shall be held to include all the railroads 
and terminals which form part of the premises demised by the Lehigh 
Valley Railroad Company to the Philadelphia and Reading Railroad 
Company by lease of February 11, 1892. 

The term “Reading system” shall be held to include all the rail- 
roads operated by the Philadelphia and Reading Railroad Company, 
except those embraced in the “Central system’”’ and Lehigh Valley 
system as hereinabove defined. 

The term “Poughkeepsie Bridge system” shall be held to include 
the Poughkeepsie Bridge and all points between the northerly terminus 
of the Orange County Railroad and that bridge. 

The term “Lehigh and Hudson system” shall be held to include 
the Lehigh and Hudson Railroad and the Orange County Railroad. 

The term “Lackawanna system” shall be held to include the rail- 
roads of the Delaware, Lackawanna and Western Railroad Company 
and all railroads operated by it. 

The term “Erie system” shall be held to include the railroads 
of the New York, Lake Erie and Western Railroad Company and all 
railroads operated by it. 

The “Ontario system” shall be held to include the railroads of 
the New York, Ontario and Western Railroad Company and all rail- 
roads operated by it. 

All consents, requests, and notices herein provided shall be in 


#252 Levy von Halle. 


writing and shall be signed by the president or vice-president and 
secretary of the consenting, requesting, or notifying party. 

Sixteenth. That in case of the breach of any of the covenants 
herein contained on the part of the Port Reading Company or of the 
Philadelphia and Reading Railroad Company, and thirty days, notice 
thereof given by the Central Company or its assigns to the Port 
Reading Company, if the same can not or shall not be fully compen- 
sated within said time, then and in such case the Central Company 
or its assigns may at its or their option declare this agreement and 
the lease of the Central Company to the Port Reading Company, herein 
referred to, to be terminated, and the agreements contained therein 
to be rescinded, and the Central Company may thereupon enter on the 
property and premises therein and thereby demised as and for con- 
dition broken, and repossess itself of the whole of the demised premises, 
ineluding all property, real and personal, embraced within the terms 
of said lease, as of its first and former estate, and may resume, take, 
use, and enjoy all rights, privileges, and franchise thereby demised or 
granted as if said lease had never been made, and all the rights and 
powers reserved to the Central Company in and by the twenty-third 
article of the said indenture or lease shall accrue to and be exercised 
by the said Central Company in case of the breach of any of the 
covenants contained in this agreement, as is reserved and stipulated 
in and by the said article of said lease. 

In witness whereof, the said parties hereto have respectively caused 
their corporate seals to be hereun to attached, and this instrument to 
be signed by their respective presidents, and attested by their respective 
secretaries, under the authority of their several boards of directors, 
the day and year first above written. 




















Witness: 
THE ÜENTRAL RAILROAD ÜomrAnY OF NEw JERSEY, 
— — President. 
Attest: 
‚ Secretary. 
'IHE PHILADELPHIA AND RrADIinG RAILROAD ÜOMPANY, 
— ‚ President. 
Attest: 
——, Secretary. 
Tur Port Rravınag RAILROAD ÜOMPANY, 
‚ President. 
Attest: 


— ———, Secretary. 
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Lease. The Central Railroad Company of New Jersey to the Fort 
Reading Railroad Company. 


Whereas the Central Railroad Company of New Jersey and the 
Port Reading Railroad Company, in pursuance of the laws of the State 
of New Jersey, and of every other power and authority them in that 
respect enabling, have agreed that the railroads of the said the Cen- 
tral Railroad Company of New Jersey shall be leased to the Port 
Reading Railroad Company; and shall be run, used and operated by 
the latter company, upon the terms and conditions hereinafter set forth: 

Now this indenture, made this 12th day of February, 1892, by 
and between the Central Railroad Company of New Jersey, hereinafter 
called the Central Company, and the Port Reading Railroad Company, 
hereinafter called the Port Reading Company, witnesseth: 

That for and in consideration of the covenants and agreements 
of the Port Reading Company hereinafter contained, and of the sum 
of one dollar ($ 1) to the Central Company in hand paid by the Port 
Reading Company, the receipt whereof is hereby acknowledged, the 
Central Company doth hereby let and demise to the Port Reading 
Company, its successors and assigns, for the term of nine hundred 
and ninety-nine (999) years, the entire railroad of the Central Com- 
pany, as the same is now located and constructed, or as the same 
may be hereafter located and constructed, in pursuance of any and 
every-lawful authority now existing, or which may hereafter exist; 
together with all its right to construct, maintain, and operate the 
following-described railroads, whether such right is acquired by virtue 
of any lease, contract, or otherwise, viz: 

The Central Railroad of New Jersey, including its following 
branches: The Newark and New York Branch, the Manufacturers’ 
Branch, the Elizabethport and Perth Amboy Branch, the Elizabethport 
Loop, the Bayway Branch, the Tremly Branch, the Newark and 
Elizabeth Branch, the CGonstable’s Hook Branch, the South Branch, the 
High Bridge Branch, the Longwood Valley Branch, and the Lake 
Hopateong Branch. 

The Allentown Terminal Railway (subject to the provisions of all 
existing agreements respecting the same); the Buena Vista Railroad; 
the Cateret and Sewaren Railroad; the Cateret Extension Railroad; 
the Cumberland and Maurice-River Railroad; the Cumberland and 
Maurice River Extension Railroad; the Dover and Rockaway Railroad; 
the Elizabeth Extension Railroad; the Freehold and Atlantic High- 
lands Railroad ; the Hibernia Mine Railroad ; the Hudson and Communipaw 
Railroad; the Lafayette Railroad; the Lehigh and Lackawanna Rail- 
road; the Lehigh and Susquehanna Railroad; the Manufacturers’ Ex- 
tension Railroad; the Nanticoke Railroad; the Navesink Railroad; the 
Nesquehoning Valley Railroad; the New Jersey Southern Railway, 
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ineluding the Long Branch and Sea Shore Railroad; the New York 
and Long Branch Railroad; the Odgen Mine Railroad; the Passaic 
River Extension Railroad; the Toms River Railroad; the Toms River 
and Waretown Railroad; the Trescow Railroad; the Union Coal Com- 
pany's Railroad; the Vineland Railroad; the West End Railroad; the 
Wilkesbarre and Scranton Railroad; and the Wind Gap and Delaware 
Railroad; subject as to any of the above-named railroads which are 
leased, to the payment of the rental thereof, and subject as respects 
the New York and Long Branch Railroad, to the agreement between 
the Central Railroad Company of New Jersey, the New York and 
Long Branch Railroad Company, the New Jersey Southern Railway 
Company, and the Pennsylvania Railroad Company, dated January 2, 
1888, and the payment of rental therein provided. 

Together with all branches, laterals, extensions, sidings, turnouts, 
tracts, bridges, viaducts, culverts, rights of way, water rights and 
privileges, all lands, shops, machinery, fixtures, depots, stations, water 
stations, houses, buildings, structures, improvements, tenements, and 
hereditaments of whatever kind or description and wherever situate, 
appertaining to the operation, maintenance and renewal of the said 
railroads which are now held, leased or owned by the Central Com- 
pany, or which may at any time hereafter during the term of this de- 
mise be acquired by the Central Company, for railroad purposes, by 
the request of the Port Reading Company, pursuant to the betterment 
clause of the lease: And together with all the ferries and rights of 
ferriage now belonging to or which may hereafter be acquired for the 
purpose aforesaid by the Central Company; also all the engines 
(stationary and locomotive), cars, tenders, trucks and other rolling 
stock, tools, implements, machines and personal property of every kind 
and description in use or intended or adapted for use upon or about 
the railroads and premises demised or the business thereof, including 
all ferry-boats, steamboats, tugs, floats, barges and other vessels be- 
longing to the Central Company; it being the intention and agreement 
of the parties hereto that all cars and other rolling stock now used 
by or in possession of the Central Company under the terms of any 
car trust, shall, when and so soon as they shall become the property 
of the Central Company, and to the extent of the interest of the 
Central Company therein, be included in the terms of this lease. And 
all rights, benefits, and privileges of every nature whatsoever now 
enjoyed or which may hereafter be enjoyed by the Central Company 
relating and appertaining to the demised property. | 

Also all the rights, powers, franchises (other than the franchises 
of being a corporation) and privileges which may now or at any time 
hereafter during the aforesaid term be lawfully exereised or enjoyed 
in or about the use, management, maintenance, extension, alteration 
or improvement of the railroads, premises or appurtenances above 
demised: Together with all rights enjoyed by the Central Company 
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to the lines of telegraph now existing, or as the same may hereafter 
exist along the line thereof. 

Excepting and reserving, nevertheless, out of the demised premises 
the building and its contents, situated at the corner of Liberty and 
West streets, in the city of New York, known as the “Central 
Building.” Also excepting all other real estate owned or held by the 
said Central Company, which is not adjacent to said railroad, or, if 
adjacent, is not used or required for the purpose of the business of 
the demised railroad and their appurtenances; provided moreover, that 
as to all real estate included in this lease acquired, but not presently 
used for railroad purposes, the same though forming part of the de- 
mised premises, shall remain in. the possession of the Central Com- 
pany, and the income of any parcels thereof which may be leased or 
may be otherwise income-producing remaining after payment of taxes 
on such parcels shall belong to the Central Company until so required, 
but that when so required, possession thereof shall be delivered over 
to the Port Reading Company, who shall thereafter use and enjoy the 
same under the provisions of this lease. No such property shall be 
hereafter leased by the Central Company for a longer term than three 
years at any one time without the previous consent of the Port Read- 
ing Company, and the obligation of the Central Company to surrender 
possession of the property shall be subject to the terms of any lease 
relating thereto in force when such property is so required. 

A schedule of the real estate used or required for railroad pur- 
poses and included in this lease shall be made and signed as soon as 
may be practicable. 

To have and to hold the premises thus leased and demised unto 
the Port Reading Company, its successors and assigns, for the full 
term of nine hundred and ninety-nine years from the date hereof, so 
far as the same are owned by the Central Company, and so far as 
the same are held under lease by the Central Company, for the said 
full term of nine hundred and ninety nine (999) years from the date 
hereof, or, with reference to each leased estate so sub-let, for the 
period (with the limit of the term hereof) for which the said Central 
Company shall be entitled to sub-let the same. 

And in consideration of the premises, the parties hereto do he- 
reby covenant and agree as follows, each party covenanting for it- 
self, its successors and assigns, with the other, its successors and as- 
signs: 

First. That the Port Reading Company shall, and will, pay to 
the Central Company, as is hereinafter specified, during the said term, 
as rent for the premises hereby demised, the following sums: 

(a.) Such sums as will enable the Central Company to pay and 
discharge all interest, dividends, rentals, guarantees, and all other 
charges which it is now or may at any time hereafter be obliged in 
any manner to pay. A schedule of the present fixed charges, other 
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than taxes, is to be made, and when duly certified and signed, shall 
form part of this agreement. 

Payment of the said various sums, based upon estimates to be 
made by the Central Company at the beginning of each year, shall be 
made in equal monthly installments during the said term on the first 
day of each month, and the first payment for the year 1892 shall be 
made as of the first day of February, 1892. 

And the Central Company hereby expressly covenants to apply 
the above said sums to the payment of the said interest, dividends, 
rentals, guarantees and other charges accruing from time to time upon 
the stocks, bonds, leases, guarantees and obligations of the Central 
Company which are hereinbefore referred to. 

Provided, however, and it is hereby expressly understood and 
agreed that if a reduction or an increase in the rate of interest upon 
any of the outstanding obligations hereinabove mentioned shall at any 
time be effected, whether by extension of the time of payment of the 
principal thereof, or by an exchange of existing bunds for bonds bea- 
ring a less or greater interest, or otherwise howsoever, or if any re- 
duetion or increase shall be effected in the rental of any leased roads, 
or in any other charges now payable by the Central Company, then 
the sums payable by the Port Reading Company as above mentioned, 
shall be reduced or increased by an amount equal to the reduction 
or increase in the said interest, rentals, or other charges. 

Provided further, however, that if at any time hereafter any part 
of the issue of convertible debenture bonds shall be converted into 
stock, such stock thereafter shall be treated as though in existence at 
the time of making this lease, and the payments to be made shall be 
changed accordingly. 

Provided, nervertheless, and it is hereby farther expressly under- 
stood and agreed, that no reduction in the sum applicable to the pay- 
ment of interest upon the five million ($ 5 000 000) dollars of bonds 
issued by the American Dock and Improvement Company shall take 
place in consequence of the payment of any part of the principal of 
the said bonds, from the proceeds of the sale of property of the said 
dock company, which may be applied thereto, so long as the annual 
receipts of the said Dock and Improvement Company shall be insuf- 
fieient to pay and discharge all taxes, expenses, and other charges 
payable by it; but that the benefits of any such reduction shall enure 
to the said Dock and Improvement Company so long as and the ex- 
tent that it shall be needed for the discharge of taxes, expenses, and 
other charges which can not be liquidated by its receipts. 

(b.) And a further sum in each and every year which shall be 
equal to seven per centum per annum upon the present outstanding 
capital stock of the Central Company, including as such outstanding 
stock and stock hereafter issued under the obligations of its conver- 
tible debenture bonds hereinbefore mentioned, which sum shall be paid 
in equal monthly installments on the 1st day of each month of each 
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and every year during said term, commencing as of the 1st day of 
February, 1892; it beingh further understood and agreed that any 
interest that may hereafter be paid by the Lehigh and Wilkesbarre 
Coal Company in any year for interest due in such year upon its six 
million one hundred and sixteen thousand ($ 6116000) dollars con- 
solidated mortgage bonds deposited with the trustee of the general 
mortgage of the Central Company, or any other bonds issued in pay- 
ment thereof or in substitution therefor, shall be eredited to the Port 
Reading Company as part of the earning of the demised premises for 
such year. 

(c.) And a further sum, equal to 50 per centum of the surplus 
earnings over the 7 per centum above stipulated, which shall have ac- 
erued to the Port Reading Company during each calendar year of the 
term of this lease from all the trade, traffic, business, and income of 
the demised premises: Provided, however, that no amount shall be 
payable to the Central Company as its share of such surplus earnings 
in excess of a sum equal to three per centum additional upon the said 
outstanding capital stock of the Central Company, including as such 
outstanding stock, and stock hereafter issued under the obligations of 
its convertible debenture bonds hereinbefore mentioned. 

Payment of the said last-mentioned amount shall be made in one 
annual payment at the end of each year during said term, the first 
payment to be made on the first day of January, 1893, and annually 
thereafter on each first day of January. But in case it shall not be 
practicable to exactly determine said amount the same shall be esti- 
mated and the estimated amount shall be paid, and the exact amount 
thereafter adjusted and paid as soon as the same shall be ascertained. 

And provided further, and it is hereby further expressly covenan- 
ted and agreed that the words “surplus earnings” shall be held to 
signify the sum remaining of the total gross receipts, earmings, and 
income of the said demised premises during each fiscal year ending 
December 31st, after deducting therefrom all expenses maintaining, 
operating, renewing, replacing, and repairing the said demised premi- 
ses, which shall be necessary for the safe, proper, and economical 
operation of the same, and also taxes and fixed charges named in para- 
graph a of this article. In computing said expenses the same rules 
which have been applied between expense and capital accounts by the 
Central Company for the years 1890 and 1891 shall be observed as 
nearly as may be possible. 

Second. That the Port Reading Company shall and will during 
the continuance of the term hereby demised, assume the payment of, 
and punctually and faithfully pay all taxes and assessments upon the 
capital stock of the Central Company, upon the yearly payments herein 
agreed to be made by the Port Reading Company to the Central Com- 
pany, and upon the dividends declared and paid by the Central Com- 
pany to its stockholders out of the said yearly rent, for the payment 
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or collection of which taxes or assessments the Central Company would 
be otherwise liable or accountable under any lawful authority what- 
ever. 

Provided, however, that nothing in this covenant contained shall 
require the Port Reading Company to pay for any one year a greater 
amount of taxes or assessment on the capital stock of the Central 
Company than the amount that would be chargeable or assessable for 
such year upon the present outstanding capital stock of the Central 
Company together with so many shares as may be issued at not less 
than par by the Central Company in accordance with the terms of this 
agreement, whether for improvements or pursuant to the obligations of 
its convertible debenture bonds, nor any greater amount of taxes or 
assessments on dividends than the amount that would be chargeable 
or assessable on a dividend or dividends at the rate which may be 
payable out of the rent hereinbefore provided: 

And provided further, That nothing herein contained shall be con- 
strued as rendering the Port Reading Company liable or responsible 
for taxes or assessments on any dividend or part of dividend paid by 
the Central Company out of any other funds than the aforesaid yearly 
rent, and any dividend or part of dividend for the tax on which the 
Port Reading shall not be liable or responsible as aforesaid, shall be 
disregarded in computing the amount of tax payable by the Port Read- 
ing Company. 

Third. That the Port Reading Company shall and will punctually 
and faithfully pav all taxes, charges, levies, claims, liens, and assess- 
ments of any and every kind which, during the continuance of the 
term hereby demised shall, in pursuance of any lawful authority, be 
assessed or imposted on the demised premises, or any part thereof, 
or upon the business there carried on, or the receipts, gross or net, 
therefrom, or upon the franchises of the said Central Company; and 
also any taxes, charges, or assessments in respect to either the prin- 
cipal or interest of bonds or obligations of the Central Company, the 
interest of which shall be paid out of the rent aforesaid, which, in 
pursuance of any lawful authority, the Central Company shall in itself 
be required to pay without recourse to the parties to whom such inter- 
est is paid, whether such recourse shall not be allowed by the pro- 
visions of the statue, ordinance, or enactments imposing or authorizing 
such tax, charge, or assessments, or shall have been waived or relea- 
sed by any now existing agreement of the Central Company in re- 
spect thereto, 

And all other payments required to be made by the Central Com- 
pany during the term of this indenture, and not herein otherwise 
specially provided for, shall be assumed and discharged by the Port 
Reading Company were primarily liable for the same. 

Provided, however, That the Central Company shall have the option 
at any time hereafter to require the Port Reading Company to pay 
to it an amount equal to the taxes and charges assumed by the Port 
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Reading Company in this and the immediately preceding article of this 
agreement. Such amounts shall be payable at the date on which such 
taxes and charges are due. The Central Company hereby covenants 
and agrees to apply such amount to the payment of said taxes and 
charges. Nothing herein contained, however, shall prevent the Port 
Reading Company from contesting any illegal taxes. 

Fourth. That de Port Reading Company shall and will, during 
the continuance of the hereby demised term, keep and maintain the 
said demised railroads and appurtenances, buildings, structures, and 
fixtures, in at least as good order and repair as they now are, and 
continue a line of insurance thereon not less than the amount now in 
force, and distributed in like portions over different parts thereof, 
until and unless the same shall be reduced by mutual consent; keep 
in public use, manage, and efficiently operate the said railroads, from 
time to time and at all times indemnify and save harmless the said 
Central Company from all liabilities, damages, claims and suits by 
reason of anything done or omitted by the Port Reading Company in 
the premises, and, at the expiration or other determination of the he- 
reby demised term, surrender the said railroad and premises in at 
least the same good order and condition as they now are. 

Fifth. That the Port Reading Cympany shall and will, during the 
continuance of the term hereby created, provide and maintain, and 
from time to time cause to be provided, under the betterment clause 
of this lease, as the same may be required, station and terminal fa- 
eilities for the receipt, shipment, and handling of all traffic over the 
lines of the Central Company; and that it shall and will keep and 
maintain in use on the railroads hereby demised an adequate equip- 
ment of rolling stock, ferryboats and other floating equipment, machinery, 
tools and other equipment adapted for railroad business and sufficient 
for the growth of the business of the Central system, and that the 
rolling stock, ferryboats and other floating equipment, machinery, tools 
and other equipment in use on the said railroad shall at all times 
be equal in amount and value to the said equipment hereby leased, 
and any additions thereto paid for as betterments by the Central Com- 
pany: that is to say, that there shall be at all times in use on the 
Central Railroad and marked and designated as belonging thereto so 
as to identify and distinguish the same as the proparty of the Central 
Company, no less than the same number of locomotives, and no less 
than the same number of passenger cars, and no less than the same 
number of ferryboats and other floating equipment, machinery, tools 
and other equipment as are now in use up»n the same, adding thereto 
such equipment as may be paid for hereafter by the Central Company 
as betterments, and all of the said equipment shall always be kept 
up to standard types, and shall allways be fully adapted to the use 
of firstelass traffic, and that there shall be at all times on said rail- 
roads the same tonnage of freight and coal cars as is now in use, and 
any additions thereto paid for as betterments by the Central Com- 
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pany of the then standard type and fully adapted for the transaction 
of business by the most approved methods; and that upon the expi- 
ration or sooner determination of the term of this lease, the Central 
Company shall be put in possession of such locomotives, passenger cars, 
freight cars, ferryboats and other floating equipments, machinery, tools, 
and other equipment as above provided, all of which shall be at least 
of equal value to those hereby leased, including any additions thereto. 
There shall be an annual inspection of the said rolling stock and 
equipment by an expert to be appointed by the Central Company. 
For the better securing to the Central Company of the full perfor- 
mance of this covenant, an inventory of the said rolling stock and 
other personal property leased shall be forthwith made, and the said 
rolling stock and personal property shall be appraised at its fair market 
value by three appraisers, one to be selected by each of the parties 
hereto, and the third by the two thus selected, and the said inventory 
and appraisement shall be identified by the respective signatures of 
the presidents of the parties hereto, and shall be considered part of 
this agreement. 

Sixth. The Port Reading Company shall and will during the con- 

tinuance of the hereby demised term keep up and maintain the pre- 
sent car shops, repair shops, and works and plant of similar character, 
of every discription, or such other shops, works, and plant as may 
with the consent of the Central Company be substituted therefor, in- 
cluding all tools, machinery, fixtures, and. appliances of any kind what- 
soever,-therein and thereabout, in the condition the same now are, 
‚and for the better securing to the Central Company the full perform- 
ance of this covenant, an inventory of the said tools, machinery, fix- 
tures, and appliances shall be forthwith made, together with all tools 
and appliances used on or about the demised premises, and the same 
shall be appraised at their fair market value by three appraisers, one 
to be selected by each of the parties hereto and the third by the two 
thus selected, and the said inventory and appraisement shall be attested 
by the signatures of the said appraisers and be considered part of this 
agreement, and that, upon the expiration or sooner determination of 
the term of this lease, the Central Company shall be put in posses- 
sion of personal property of similar character and of value equal to 
that herein leased to the Port Reading Company. 

Seventh. All additions, extensions, betterments, and improvements, 
to, of, or upon the premises hereby demised, or their appurtenances, 
including any new rolling stock or floating or other equipment, and 
also including any new lines or railroad connected therewith, whether 
constructed under the charters of the parties hereto or otherwise, shall 
be made as follows: 

1. The Central Company shall have the prior right at its option 
to provide or procure to be provided the same or any part thereof; 
and to enable it to exercise such prior right, the Port Reading Com- 
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pany shall in all cases request in writing the particular addition, ex- 
tension, betterment or improvement desired. | 

2. Should the Central Company, after receiving such request, re- 
fuse or neglect for a period of thirty days to take necessary action 
thereon, the Port Reading Company may otherwise provide or procure‘ 
such additions, extensions, betterments or improvements. 

The Central Company shall pay the cost of additions, extensions, 
betterments or improvements provided or procured by it upon the 
request ofthe Port Reading Company, and to pay therefor, may at its 
option issue bonds bearing interest at a rate not exceeding five per 
centum per annum, or shares of its capital stock, and thereafter the 
rent payable by the Port Reading Company to the Central Company 
shall be increased by a sum equal to five per centum per annum upon 
the cost of such additions, extensions or improvements. 

Such additions, extensions, betterments, and improvements provided 
or procured by the Central Company: upon the request of the Port 
Reading Company, shall form part of the demised premises, subject to 
all the eovenants of this lease. 

Provided, however, That nothing herein contained shall prevent the 
Central Company from providing or procuring any such additions, ex- 
tensions, betterments, or improvements, without any request from the 
Port Reading Company, and from receiving the income thereof; sub- 
ject, however, to the right of the Port Reading Company, within one 
vear from the completion thereof, to request that they be made part of 
the demised premises, after which request the rental aforesaid shall be 
increased by a sum equal to five per centum upon the cost thereof, 
with interest at the rate of five per cent. from the time of the com- 
pletion until such request is made by the Port Reading Company. 

This clause shall be designated and referred to as the “betterment 
clause of the lease.” e 


Eighth, The P- Reading Company shall keep full, true, and 


aöcurate accounts, and make reports and statements thereof, to the 
satisfaction of the Central Company of all the business, receipts, and 
revenues derived from the conduct ef the operations of the said de- 
mised premises, which together with the data upon which the same 
are based and copies of all contracts relating thereto shall at all times 
be furnished to the Central Company, and all records and papers re- 
lating to the maintaining and operating of the demised premises shall 
be open to the inspection of the proper officer or officers of the Gen- 
tral Company, duly appointed for that purpose, who shall have liberty 
to make extracts from the same for the information of the officers and 
directors of the Central Company. Provided, and it is hereby expressly 
understood, covenanted and agreed that the gross receipts and charges 
properly applicable to the premises hereby demised, as between the 
parties hereto, or between the Central Company and any other rail- 
road companies whose lines may connect with the railroads hereby 
demised, and between which traffic may be interchanged, shall be cal- 
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culated upon the basis of division which now prevails in respect to 
traffic now interchanged between the lines of the said parties, or bet- 
ween de same or either of them and other connecting lines, including 
any allowances for arbitraries and for terminal charges, and that such 
basis shall not be changed at any time without the mutual agreement 
of the parties hereto, in writing, and if any case shall arrise at any 
time in which the basis of division of receipts and charges now in force 
shall not be strictly applicable, the rules and principles upon which 
the proper parts of such receipts and charges are now applied te the 
premises hcereby demised shall be followed as nearly as may be, until 
the parties hereto shall have agreed upon and fixed the basis of such 
new case or cases. 

Ninth. That the Port Reading Company shall and will assume 
and well and faithfully perform all the obligations of the Central Com- 
pany under all contracts made by it, so far as they relate to the de- 
mised premises, or any part thereof, or the traffic connected therewith, 
including all contracts for new equipment made previous to the date 
hereof, and all contracts relating to the Navesink Railroad; and in 
particular it is distinetly understood and agreed that the provisions of 
the agreements of March 31, 1871, May 29, 1883, and June 28, 1887, 
and all other existing agreements with the Lehigh Coal and Navigation 
Company, or in which it may have an interest, relating to the use and 
operation of the Lehigh and Susquehanna Railroad and branches, as 
herein defined, or to any other matter connected therewith, except as 
now otherwise provided, be and the same are hereby reaffirmed, ac- 
cepted and assumed as fully as if herein repeated at length, and the 
interpretations and usages at present in force are to be accepted as 
settling and determining the construction thereof. 

Tenth. That the Port Reading Company will cause or procure 
business to be transported over the Lehigh and Susquehanna Railroad 
and branches, so that the gross receipts thereof shall never in any 
year, after December 31, 1891, be less than five million four hundred 
thousand ($ 5 400 000) dollars, and so that after December 31, 1895, 
they shall never be less in any year than five million seven hundred 
and fifty thousand ($ 5 750 000) dollars, the maximum rental remain- 
ing the same as fixed in the agreement of May 29, 1883, and June 
28, 1887, and the agreement of July 10, 1889, relating to the Allen- 
town Terminal Railroad, except that there shall be added to the maxi- 
mum rental five per centum upon the cost of the Lehigh and Lacka- 
wanna and Wind Gap and Delaware Railroads, it being understood 
and agreed that the term “The Lehig and Susquehanna Railroad and 
Branches’” shall, from January 1, 1892, for all purposes of this agree- 
ment, include all the railroads recited in the agreement of March 31, 
1871, and the extensions or branches of the railroads therein recited, 
and also the Allentown Terminal Railroad, de Lehigh and Lackawanna 
Railroad, and the Wind Gap and Delaware Railroad, and that all ad- 
ditional railroads or branches that may be required within the terri- 
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tory contiguous to the Lehigh and Susquehanna Railroad and branches 
shall be built under the provisions of the first and second of the 
mutual covenants of the agreement of March 31, 1871. 

Eleventh. That the Port Reading Company shall not and will 
not divert or permit or cause to be diverted from the transportation 
lines or terminals comprising the Central system its present traffic or 
any traffie which would naturally go to or towards its destination by 
or over the said system or any part thereof; and covenants and agrees 
that the tonnage mileage of all classes of traffic over the rail and 
water lines of the Central system shall be fostered and increased (by 
affording proper facilities and the making of reasonable and proper 
charges for transportation and otherwise), in such natural and proper 
future growth as shall be due to the location and resources of the said 
system. And the Port Reading Company shall at all times and from 
time to time during the term, give and extend to the individual ope- 
rators and miners of coal along the lines of the Central Company, all 
due facilities for the shipping and marketing of the coal mined by the 
said operators and miners over the Central system and its terminals, 
and the Port Reading Company shall not do anything in discrimination 
against the said operators and miners. That the Port Reading Com- 
pany will furnish sufficient cars and requisite facilities for transpor- 
tation as needed for the shipment of anthracite coal from the mines 
that are or may hereafter be naturally tributary to the Central system, 
to an amount equal in proportion of the total production of anthracite 
coal in the whole anthracite region to the proportion shipped on the 
said system in the year ending December 31, 1891, and for the ship- 
ment from the mines operated by the Lehigh and Wilkesbarre Coal 
Company of an amount not less in any one year than the tonnage 
mined by said coal company in the year 1891. 

And that the rates of transportation charges upon the coal mined 
from said lands shall be as low as are at any time charged from any 
adjacent lands by any route, and relatively as low as are from time 
to time charged by the Reading Company or Port Reading Company 
from the Schuylkill region. 

And that the suburban passenger and freight service on the lines 
of the Central Company shall not be diminished without the consent 
of the Central Company, and that the passenger service on the Lehigh 
and Susquehanna Railroad and branches shall not be diminished, with- 
out consent of the Central Company, more than in proportion to any 
reduction made in the passenger service in the whole region belonging 
to the Lehigh Valey Railroad and branches and the Lehigh and Susque- 
hanna Railroad and branches, and that a sufficient passenger service 
shall be maintained on all lines of the Central Company for the con- 
duct of the business and the accomodation of the public. 

And in case of difference of opinion as to the character of ser- 
vice of the Lehigh and Susquehanna Railroad and its branches the 
question shall be referred to arbitration, to which the Lehigh Coal and 
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Navigation Company may be a party, in the manner provided for in 
the agreement of March 31, 1871, and its supplements. 

Twelfth. That the Port Reading Company shall, during the term 
hereby demised, upon the request of the Central Company, furnish the 
president, directors, officers, and employers, for the time being, of the 
Central Company, with annual passes or tickets, entitling them to free 
passage in the passenger trains of the Port Reading Company over the 
demised railroads, together with passes to such persons as are entitled 
thereto under laws of the State of New Jersey, and to such other per- 
sons as may be legally entitled thereto. 

Thirteenth. That the Port Reading Company, its successors and 
assigns, keeping and performing the covenants herein contained, on its 
and their part to be kept and performed, shall and may at all times, 
and from time of time, peaceably and quietly have, hold, use, and enjoy 
the demised premises and every part and parcel thereof, with the ap- 
purtenances, without any manner of let, suit, trouble or hindrance from 
the Central Company, its successors and assigns; and the Central Com- 
pany shall and will at any time hereafter execute and deliver such 
further assurances as may be reasonably required for fully effectuating 
the objects and purposes of this indenture, and the more fully secur- 
ing unto the Port Reading Company all the rights and privileges herein- 
before mentioned and granted, or intended so to be. 

Fourteenth. That the Central Company shall and will, during the 
term hereby demised, maintain its corporate existence and organization; 
and at all times, and from time to time during the said term, when 
requested by the Port Reading Company, its successors or assigns, 
shall and will put in force and exercise each and every corporate power, 
and do each and every corporate act which the Central Company might 
now or may at any time hereafter lawfully put into force or exereise 
to enable the Port Reading Company to enjoy, avail itself of, and 
exercise every right, franchise, and privilege in respect of the use, 
management and maintenance, renewal, extension, alteration, or im- 
provement of the premises hereby demised, or intended so to be, or 
the business to be there carried on. All the stocks owned by the 
Central Company of corporations the railroads of which are included 
in this lease, shall remain the property of the Central Company ; but 
the Central Company shall, upon the request of the Port Reading Com- 
pany, procure any action to be taken by such corporation which may 
be necessary to secure to the Port Reading Company, subject to all 
the provisions of this lease, the same right to construct, maintain, and 
operate the same as is now possessed by the Central Company. 

The Central Company may with the consent of the Port Reading 
Company, but not otherwise, sell and dispose of any of the said stock. 

The Port Reading Company agrees to indemnify and save harmless 
the Central Company, and any companies the railroads of which are 
included in this lease against all loss, damage, or liability for the 
exercise of corporate powers or reformance of corporate powers or per- 
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formance of corporate acts, when exereised or done at the request of 
the Port Reading Company. 

Fifteenth. The Central Company hereby covenants that the pre- 
mises hereby demised are absolutely free and clear from any and 
every charge, lien, or encumbrance whatever, except the mortgages 
and charges hereinbefore referred to, and that the Central Company 
shall and will fully pay and discharge the principal of the bonds se- 
cured by the said mortgages, when and as the same shall become due 
and payable, or procure the same, from time to time during the time 
of this leas, to be converted, extended, renewed, or replaced by other 
bonds or securities bearing interest at the lowest rate attainable. 

Sixteenth. That the Central Company shall from time to time and 
at all times give immediate notice to the Port Reading Company of 
any claim presented or suit brought against the Central Company by 
which the Port Reading Company may be involved in any liability 
whatever, to permit the Port Reading Company to make, in the name 
and on behalf of the Central Company, but at the cost and expense 
of the Port Reading Company, any legal defense that can be made to 
such claim or suit. 

The said Port Reading Company shall defend all actions of every 
kind relating to the demised premises that may be depending against 
said Central Company or that may hereafter be brought against said 
Central Company during the said term, and shall pay all amounts that 
shall or may be therein recovered against the said Central Company, 
and shall also indemnify and save harmless the said Central Company 
of and from all causes of action, legal and equitable, and claims and 
demands that have arisen, or shall or may arise against it, or which 
shall or may arise against the said Port Reading Company, in the ex- 
ereise of its powers under this lease and during the continuance 
thereof, and all payments so made by the Port Reading Company 
shall be charged as part of its operating expenses hereunder in the 
computation of surplus net earnings. | 

Seventeenth, That the Central Company shall and will cause the 
American Dock and Improvement Company (a corporation of the State 
of New Jersey, the whole capital stock of which is owned by the 
Central Company), upon the request of the Port Reading Company, 
whenever, in the opinion of its officers, it shall be desirable to enlarge 
the area of the existing terminal property on the Hudson River and 
the waters of New York Bay, to lease, at a nominal rent in addition 
to taxes, such part or parts of the said Dock and Improvement Com- 
pany’s property not now leased to other parties or hereafter sold or 
leased with the consent of the Port Reading Company, but only for 
the purposes of traffic passing to and from the same over railroads of 
the Central system under the tripartite contract of even date herewith 
or other existing traffic agreements, and for the term of this lease, 
and thereupon to put the Port Reading Company immediately in pos- 
session of the same as part of the demised premises; and in order 
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to secure the performance of the covenant, the said Central Company 
hereby covenants and agrees that it will not at any time sell any of 
the capital stock of the said American Dock and Improvement Com- 
pany, or otherwise relinquish or endanger its control of that company; 
and that it shall also by means of such control prevent the said Ame- 
rican Dock and Improvement Company from making any sale of any 
part of its said property that may be reasonably required for railroad 
purposes. 

Eighteenth. That the Central Company will make no further issue 
of stock, except under the obligations of the convertible debenture 
bonds, nor incur any further indebtedness whatsoever, which issues of 
stock or indebtedness shall subject the Port Reading Company to any 
additional burden, excepting under the provisions of this instrument, 
without the written consent of the Port Reading Company. 

Provided, however, That nothing herein contained shall prevent the 
Central Company from increasing its capital stock or indebtedness. 
without the written consent of the Port Reading Company, in such 
manner as not to subject the Port Reading Company thereby to the 
payment of any additional rent. 

Nineteenth. The Central Company hereby sells, assigns, and trans- 
fers unto the Port Reading Company, its successors and assigns, all 
railroad materials, such as rails, ties, oil, and other articles generally 
known as railroad supplies, which, on the day of the date of these 
presents, are or shall be stored, but not in use, for railroad purposes; 
and the Port Reading Company agrees to pay for these materials the 
actual value thereof as they existed on January 1, 1892, when an in- 
ventory thereof was taken. 

Payment for such supplies shall be made at such times as may 
be agreed upon, but not later than January 1, 1893. Interest on the 
value of such supplies shall be computed at five per cent. from Janu- 
ary 1, 1892, until payment is made. 

Twentieth, That this lease shall not be sold, mortgaged, or as- 
signed, and no portion of the demised premises shall be sublet without 
the consent of the Central Company given in writing under its cor- 
porate seal.e. And no purchaser at any judicial sale, nor assignee, re- 
ceiver, nor mortgagee of the Port Reading Company, nor any assignee 
thereof appointed under proceedings in bankruptcy, or becoming so by 
virtue of an act or operation of law in any proceeding against it at 
law or in equity, shall have any title to or interest in the said pre- 
mises hereby demised, or any part thereof, without the consent of the 
Central Company given as aforesaid in writing under its corporations 
seal. 

Twenty-first. For all purposes of this agreement the term “traffic” 
shall be held to include passenger, freight, coal, mail and express, 
and all other kinds of rail and water traffice The terms “Central 
System” and “lines of the Central Company” shall be held to include 
all the railroads which form part of the demised premises, including 
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any extensions thereof made under the betterment clause of this 
lease. 

All consents and requests herein provided shall be in writing, and 
shall be signed by the president, vice-president, or secretary of the 
consenting or requesting party. 

Twenty-second. This lease shall take effect as of January 1, 1892. 
All interest, rentals, taxes, insurance, and other accounts shall be ad- 
justed between the parties as of that date, and the balance found to 
be due from either party to the other shall be paid within ten days 
after ascertainment. All liabilities or charges and all revenues after 
January 1, 1892, except expenditures on capital account, shall be 
charged and credited respectively to the Port Reading Company ; pro- 
vided, however, that any interest, charge, tax, revenue, or assessment, 
payable for any period beginning before January 1, 1892, shall be 
apportioned between the parties hereto, so that the Port Reading Com- 
pany shall be liable for and entitled to only that portion which shall 
have accrued after January 1, 1892. All liabilities heretofore incurred 
by or in behalf of the Central Company, in relation to the demised 
premises, for or account of which, under existing contracts or agreement, 
payments have been made since January 1, 1892, or are now or may 
hereafter become due, which are or shall properly be chargeable to 
capital account, may be liquidated by the Central Company, as herein- 
after provided respecting betterments made at the request of the Port 
Reading Company, and with like effect. 

Twenty-third. That if the Port Reading Company shall make de= 
fault in the payment of the rent hereby reserved, or in any of the 
payments herein covenanted to be made by it fcr a period of thirty 
days after the same shall have become due, or shall fail to keep and 
faithfully perform any of the covenants of this agreement on its part 
to be kept and performed, then it shall be lawful for the Central Com- 
pany, at its option, to declare this lease at an end and the agreements 
herein contained to be rescinded, and it may thereupon re-enter and 
repossess the whole of the demised premises, including all property, 
real and personal, embraced within the terms of this lease, as of its 
first and former estate, and may resume, take, and enjoy all its rights, 
privileges, and franchises as if this agreement had not been made, and 
notice of the exercise of such option and of the intention to reenter 
upon and repossess itself of said demised premises shall operate as a 
reassignment of the agreements and leases hereby assigned, but the 
exercise of such option and such re-entry, repossession, and reassign- 
ment shall not relieve the Port Reading Company from liability to the 
Central Company, its successors and assigns, for all arrears of rent 
due and unpaid at the time, and for all damages resulting from the 
breaches of covenant by the Port Reading Company; and the Port 
Reading Company hereby covenants and agrees that it will forthwith, 
after notice of the exercise of such option on the part of the Central 
Company, deliver over to the Central Company all the property and 
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rights of every kind, description, or nature then held by said Port 
Reading Company under this lease, and will on request immediately 
execute and deliver to said Central Company all agreements, deeds, 
and transfers that may be necessary or proper to reinvest said Central 
Company with all said demised premises, and all said assignments, 
leases, and contracts, as fully as if they were held by the Central 
Company at the time this lease was made, saving and excepting the 
personal property purchased and paid for by the Port Reading Com- 
pany under this agreement, which shall in such case remain the pro- 
perty of the Port Reading Company. 

Twenty-fourth. It is understood and agreed, and is of the es- 
sence of this contract, that if default shall be made by the Port Read- 
ing Company or any of its covenants in and under a certain tripartite 
agreement of even date herewith, between the Central Railroad Com- 
pany of New Jersey, the Philadelphia and Reading Railroad Company, 
and the Port Reading Railroad Company; and if such agreement shall 
be terminated by reason of any such default or for any other reason, 
then this lease shall, at the option of the Central Company, be the- 
reby at once terminated and ended, and such termination shall operate 
as a reassignment of all agreements and leases assigned hereby. 

Twenty-fifth. It is further covenanted and agreed, in the event 
of the Central Company resuming possession of the said demised pre- 
mises as hereinbefore provided, the Port Reading Company shall make 
good to the Central Company any depreciation in the then aggregate 
value of the demised premises from their present value. 

In witness whereof the parties hereunto have caused their cor- 
porate seals, duly attested, to be hereunto affıxed the day and year 
first above written. 

Tae CEstRAL RAILROAD COMPANY OF NEW JERSEY, 
‚ President, 








Attest: 
on, Secretary. 
THE Port READING RAILROAD ÜoMPANY, 











‚ President, 
Attest: 








‚ Seerelary. 


Anlage VII. 


Agreement. 


This agreement, made this thirtieth day of April, 1892, by and 
between the Lehigh and Wilkesbarre Coal Company, a corporation of 
Pennsylvania, hereinafter called the Wilkesbarre Company, party of 
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the first part, and the Philadelphia and Reading Coal and Iron Com- 
pany, also a corporation of Pennsylvania, hereinafter called the Read- 
ing Company, party of the second part. 

Whereas the Wilkesbarre Company is the owner or lessee, by 
certain indentures of lease, of various lands, mines, and improvements, 
situate along or near the railroad and branches of the Lehigh and 
Susquehanna Railroad; and 

Whereas the Port Reading Railroad Company, as lessee of the 
Central Railroad Company of New Jersey, has arranged with the 
Reading Company for the transportation of all anthracite coal consigned. 
by the Reading Company over the lines and branches of the Lehigh 
and Susquehanna Railroad Company and of the Central Railroad Com- 
pany of New Jersey, for and during the eontinuance of the said lease 
to the said Port Reading Railroad Company; and 

Whereas it is proposed on the part of the Wilkesbarre Company 
to sell and deliver the entire product of its collieries, now operated 
or hereafter to be opened and operated by it, to the Reading Company 
to be shipped to market over the lines and branches of the Lehigh 
and Susquehanna Railroad and the Central Railroad Company of New 
Jersey, and the Reading Company has proposed to purchase and pay 
for the same: 

Now, therefore, this agreement witnesseth: That the said parties 
hereto, in consideration of the sum of one dollar by each of the parties 
paid to the other, and the mutual covenants and stipulations herein 
contained and written, have agreed and do hereby covenant agree to 
and with each other as follows, that is to say: 

First. The said Wilkesbarre Company hereby sells and agrees to 
deliver to the Reading Company the entire product of its collieries 
now opened and hereafter to be opened and operated, for and during 
the entire period hereinafter fixed and determined, and the Reading 
Company hereby agrees to take, receive and pay for the product of 
the said collieries and of each of them, for and during the entire term 
of this agreement, as hereinafter provided; and to ship the same in 
accordance with the existing agreements between the Lehigh Coal and 
Navigation Company and the Central Railroad Company of New Jersey. 

Second. The Reading Company agrees that from its allotment of 
cars which it shall receive from time to time from the Central Rail- 
road Company of New Jersey, or any lessee thereof, it shall and will 
at all times during the continuance of this contract caused to be 
distributed to the collieries operated by the Wilkesbarre Company 
such number of cars as will enable the Wilkesbarre Company to mine 
and ship monthly, in as nearly daily quantities as practicable (Sun- 
days and legal holidays excepted), such an amount of anthracite coal 
as it can produce from said collieries as a whole, by working the 
same for as many days and to as full a capacity in each month as 
the Reading Company works its own collieries. It being understood 
and agreed that the Wilkesbarre Company shall have the right, from 
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month to month, to apportion its entire product among its various 
collieries as it shall deem best. 

And further, in case the collieries located on the lines and branches 
of the Lehigh and Susquehanna Railroad, other than those of the 
Wilkesbarre Company, should not, for any cause, continue to ship the 
same proportion of the total tonnage of the whole anthracite region 
over the said lines which was shipped from them in 1891, then, and 
in that case, the Wilkesbarre Company shall be at liberty to mine and 
deliver, and the Reading Company shall receive and pay for an amount 
equal to the deficiency, in addition to the quantity hereto provided 
to be mined and sold and received and paid for, and the Reading 
Company shall cause sufficient cars to be supplied therefor; so that 
there shall always continue to be shipped monthly over the said rail- 
roads of the central system an amount of anthracite coal equal in pro- 
portion of the total production of anthracite coal in the whole anthra- 
eite region to the proportion shipped on the said system in the year 
ending December 31st, 1891. 

Third. The Reading Company agrees to pay and the Wilkesbarre 
Company agrees to accept monthly the following prices for the said 
coal, when prepared in accordance with the standard hereinafter 
mentioned and delivered in railroad cars at the said breaker, viz: 

For all sizes larger than pea coal, sixty (60) per cent. of the 
average “free on board” price received for said sizes at tide points 
at or near New York between Perth Amboy and Hoboken both inelu- 
sive, for the Wyoming and Lackawanna coals of the Lehigh Valley 
Coal Company, and the Lehigh and Wilkesbarre Coal Company (herein- 
after called Wyoming Coal) when the said f.o.b. price is four dollars 
($ 4) per ton or less; when the said average f. o. b. price is more 
than four dollars ($ 4) per ton, forty (40) per cent of the increase 
above four dollars ($ 4), until the f. o. b. price realized reaches four 
dollars and fifty cents ($ 4.50), after which the Wilkesbarre Company 
shall receive thirty (30) per cent of any advance in the said f. o. b. 
price above four dollars and fifty cents ($ 4.50). 

For example: 








7 When the 

















Wilkesbarre Reading When the Wilkesbarre Reading 
f. o. b. price | Company will |Company will f. o. b. price | Company will | Company will 

is— receive— receive— | is— receive— receive— 
$ 3.80 $ 2.28 $152 $ 4.50 $ 2.60 $ 1.90 
3.90 2.34 1.56 4.60 2.63 1.97 
4.00 2.40 1.60 4.70 2.66 2.04 
4.10 24 | 166 480 | 2.69 2.11 
4.20 2.48 1.72 4.90 2.72 2.18 
4.30 2.52 1.78 5.00 2.75 2.25 
4.40 2.56 1.84 etc. etc. etc. 

| 
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In cases where the said average f. o. b. price received for any 
size or sizes of Wyoming coal is less than $ 4 per ton, and for other 
sizes the said price is at or above $ 4 per ton, it is understood that 
settlement shall be made on the coal shipped by the Wilkesbarre 
Company in the manner indicated in the following example: 


10 tons of broken, at an average f. o. b. price of $ 3.50 6 35.00 


20 tons of egg, at an average f. o. b. price of $ 3.75 75.00 
40 tons of stove, at an average f. o. b. price of $ 4.30 172.00 
30 tons of nut, at an average f. o. b. price of $ 4 120.00 

402.00 


Or an average of $ 4.02 per ton; proportion to be paid the 
Wilkesbarre Company will be 60 per cent. of $ 4 and 40 per cent. of 
2 cents—$ 2408. For pea coal, forty-five (45) per cent. of the said 
f. o. b. price at tide points at or near New York realized for Wyoming 
coal when the said price is two dollars and fifty cents ($ 2.50) or 
less; and for each advance of ten (10) cents per ton in the said f. o. b. 
price above two dollars and fifty cents ($ 2.50), the proportion paid 
the Wilkesbarre Company shall be increased one (1) per cent., until 
the said f. o. b. price reaches the price of any of the larger sizes, 
after which the said proportion shall be adjusted on the basis of the 
price received for such larger sizes. 

For example: 

When the f. o. b. price at tide for Wyoming pea is two dollars 
and fifty cents ($ 2.50) or less, the Wilkesbarre Company will be paid 
forty-five (45) per cent. of the same; when the said f. o. b. price is 
two dollars and sixty cents ($ 2.60) the proportion thereof paid the 
Wilkesbarre will be forty-six (46) per cent.; when the said f. o. b. 
price is two dollars and seventy cents ($ 2.70), the proportion thereof 
paid the Wilkesbarre Company will be forty-seven (47) per cent., and 
increasing in the manner and proportion as above provided. 

For buckwheat coal, thirty-two (32) per cent. of the average f. o. b. 
price at tide points at or near New York when the said price is two 
dollars ($ 2) per ton or less; and for each advance of ten (10) cents 
per ton in the said f. o. b. price, the proportionate price paid the 
Wilkesbarre Company shall be increased two and six-tenths (2.6) per 
cent., until the said f. o. b. price reaches two dollars and fifty cents 
($ 2.50), after which the proportionate price paid the Wilkesbarre 
Company shall advance one (1) per cent. of each ten (10) cents advance 
in the f. o. b. price above two dollars and fifty cents ($ 2.50), as in 
the case of pay coal above mentioned. 

For example: 

When the price realized for Wyoming buckwheat is two dollars 
($ 2), the Wilkesbarre Company shall be paid thirty-two (32) per cent. 
of that sum, or sixty-four cents; when the price is two dollars and 
ten cents ($ 2.10), the Wilkesbarre Company shall be paid thirty-four 
and six-tenths (34.6) per cent. of that sum, or seventy-two and sixty- 
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six one-hundredths (72.66) cents; when the f.o.b. price is two dollars 
and twenty cents ($ 2.20) per ton, the Wilkesbarre Company shall be 
paid thirty-seven and two tenths (37.2) per cent., or eighty-one and 
eighty-four one-hundredths (81.84) cents; when the f. o.b. price is two 
dollars and fifty cents ($ 2.50), the Wilkesbarre Company shall be 
paid forty-five (45) per cent., or one dollar and twelve and one-half 
cents ($ 1.12!/2); when the f. o. b. price is two dollars and sixty 
cents ($ 2.60), the Wilkesbarre Company shall be paid forty-six (46) 
per cent. of said price, and so on as in the case of pea coal above 
mentioned. 

For No. 2 buckwheat coal and smaller sizes (if marketed and sold 
by the Reading Company), twenty (20) per cent. of the said average 
f. o. b. price shall be paid the Wilkesbarre Company when the said 
price is $ 1.20 per ton or less; and for each advance of ten cents 
per ton in the said price the Wilkesbarre Company shall receive one 
and one-half per cent. increase, until the said price reaches two dollars 
($ 2) per ton, after which the price paid the Wilkesbarre Company 
shall advance two and six-tenths per cent. for each ten cents advance 
in the said price above two dollars per ton, advancing from that point 
in the same manner and in the same proportion as buckwheat coal, 

Provided, however, that on Honey Brook and other Lehigh coal 
of like grade, the price to be paid to the Wilkesbarre Company by 
the Reading Company shall be based on the average net f. o. b. price 
received for the Honey Brook and other Lehigh coals of the Lehigh 
Valley Coal Company and Wilkesbarre Coal Company, at said tidal 
points at or near New York, anything herein contained to the contrary 
notwithstanding. 

The amounts so to be paid shall be without any deduetion what- 
soever for demurrage or charges other than commissions paid, and the 
payments thereof shall be made monthly on the twentieth (20th) day 
of each month for all coal delivered to the Reading Company during 
the next preceding month, and the said average prices on which the 
amount paid is based shall be the average prices for coal sold and 
delivered during such preceding month. The Reading Company shall 
and will keep full and true accounts of the sales of all coal delivered 
to it by the Wilkesbarre Company under the provisions of this contract, 
specifying the price realized for each size of coal from each of the 
mines or colleries, as far as reasonable and practicable, and the results, 
both gross and net, of the sales of said coal, all of which said accounts 
shall be open to the examination and inspection of the officers and 
agents of the said Wilkesbarre Company at all reasonable times. 

Fourth. The percentages of the various sizes of coal to be delivered 
under this agreement shall be the same as those produced at the 
collieries of the distriet in which the mines are respectively located, 
but the Reading Company shall not be required to take a greater 
amount of Jump and steamboat sizes than in proportion to the whole 
amount of such sizes sold for the time being by the Reading Company. 
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Fifth. In determining the quantity of coal sold and received under 
this agreement, twenty-two hundred and fourty (2,240) pounds shall 
constitute a ton, and the same shall be weighed on the scales of the 
Central Railroad of New Jersey, and the amount of coal contained in 
each car shall be determined by the certificate of the weighmaster at 
such scales, it being agreed that he shall deduet from the gross weight 
of the coal one per centum for waste; provided that the requirements 
of any leases to or held by the Wilkesbarre Company as to the mode 
of weighing coal mined thereunder shall be strietly observed. 

Sixth. The Wilkesbarre Company covenants and agrees that the 
said coal (not including culm) shall be properly prepared for market 
and shall be delivered on board the cars at the breakers in good 
merchantable condition, free from dirt, and shall not at any time con- 
tain a greater amount of bone or slate than is usually present in good 
merchantable coal of the respective sizes, and the same shall be subject 
to inspection by a competent inspector, to be appointed and paid by 
the parties hereto jointly, whose decision as to the quality of coal 
shall be final and conclusive upon both parties. Such inspector when 
so appointed shall be subject to removal on the request of either party. 

The different sizes of coal shall in no case contain more than 
the following percentage of refuse (consisting of slate, rock, fire-clay 
and bone with less than forty per cent. of fixed carbon), viz: Broken, 
one per cent.; egg, two per cent.; Stove, four per cent.; nut, an average 
of not more than five per cent., an dat no time to exceed a maximum 
of seven per cent.; pea, ten per cent.; buckwheat, fifteen per cent. No 
more than the following percentage of bone containing a proportion of 
fixed carbon ranging between forty and seventy per cent., viz: broken, 
two per cent.; egg, two per cent.; stove, three per cent.; nut, five per 
cent. Pea and buckwheat coal shall not contain such proportion of 
said bone as to reduce their price below the average market prices of 
those sizes. 

If the condition of the trade shall at any time or times require 
a higher standard of preparation than as aforesaid, the Wilkesbarre 
Company shall prepare the coal so as to conferm to such high standard ; 
provided, however, that if they shall claim that they should be reim- 
bursed for any increased expenses involved, and the parties shall not 
agree as to the amount of such reimbursement, the question shall be 
referred to arbitrators, to be appointed as hereinafter provided. 

When the inspector is making a test for impurities in the coal 
he shall, whenever possible, take the sample from the coal as it flows 
from the chute into the car. If at any time the first test is unsatis- 
factory to either party the inspector shall make two other tests of the 
coal in question and the average of the three tests on one car shall 
then be final. If at any time it is necessary to test a car after it 
leaves the chute, a sample shall be obtained by taking equal quantities 
of coal from the middle and each side and end of the car, in order 
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to ascertain the average quality of the coal tested in that car. The 
cost of all inspections shall be equally divided between the parties 
hereto, except that the chief inspector shall be paid by the Reading 
Company. 

Seventh. The Reading Company shall and will cause all the coal 
purchased under the provisions of this contract to pass to or towards 
its market over and by the lines of the Central Railroad of New Jersey 
system, it being the intention hereof to provide that the Reading 
Company consignor and shipper of said coal shall not and will not 
divert or cause to be diverted from the transportation lines or terminals 
comprising the system of the Central Railroad Company of New Jersey 
the present traffic of said Central Railroad Company of New Jersey, 
or any traffic which would naturally go to or towards its destination 
by or over the said system. 

Eighth. It is mutually agreed that if by reason of strikes among 
employ6s of either party or of the railroad company or companies over 
whose lines the coal is to be shipped, or by reason of any injury to 
the works, buildings, fixtures, or other property of either party, or of 
such railroad companies, either party shall ‚be temporarily disabled 
from furnishing or transporting coal as hereinbefore provided, the party 
so disabled shall not be liable for such nonfulfillment of its contract 
as shall result therefrom, but shall make every reasonable exertion to 
remove such disability as promptly as possible. 

Ninth. It is further agreed that, if at any time during the con- 
tinuance of this contract the selling price of coal at tide- water shall 
be so low that the said sixty (60) per centum thereof shall not be 
sufficient to pay the cost of mining the same, together with a reason- 
able allowance for royalties, then the Wilkesbarre Company shall be 
at liberty to suspend deliveries of coal thereunder until the prices to 
be paid therefor shall be sufficient to pay the cost of mining and such 
reasonable royalties, without liability to payment of any damages for 
such suspension of deliveries. 

Tenth. The Wilkesbarre Company shall have the right to sell coal 
at its breakers at retail to be taken by wagons, but not to be shipped 
in railroad cars except for delivery under royalty agreement as herein- 
before provided. 

Eleventh,. Should any disagreement arise between the parties 
hereto as to any matter or thing arising under or in consequence of 
this agreement and the operations carried on hereunder, or if the 
parties hereto shall fail to agree as to what ought to be done or 
omitted, in respect to any matter or thing not specifically covered by 
the express provisions of this contract, but coming within the general 
scope and true intent and purposes thereof, every such disagreement 
shall be determined by arbitration, one arbitrator to be appointed by 
the Wilkesbarre Company and the other to be appointed by the Read- 
ing Company, and the finding of such arbitrators shall be final and 
conclusive upon the parties hereto as to such controversy. 
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In any case where the arbitrators are to be appointed hereunder, 
and either the Wilkesbarre Company or the Reading Company shall 
neglect or refuse to make an appointment for a period of ten days 
after being requested in writing by the other party to make such ap- 
pointment, which request shall set forth specifically the matter or thing 
to be submitted, then the arbitrator appointed by the party not in de- 
fault in making such appointment shall appoint an arbitrator for the 
party so in default, and the two arbitrators so appointed shall have 
the same power as though one of them had been appointed by each 
of the said parties, and in case where the arbitrators so chosen shall 
disagree, they shall have the right to appoint an umpire, and the de- 
cision of a majority of the three shall have the same force and effect 
as though the two arbitrators first appointed should have agreed upon 
such decision as their finding. In case the two arbitrators first chosen 
by either method can not agree, and do not agree, within five days 
after such disagreement, and do not select an umpire as above provided, 
then upon application by either the Wilkesbarre Company or the Read- 
ing Company, such umpire may be appointed by the president judge 
of the court of common pleas of any county of the State of Pennsyl- 
vania. 

Twelfth. This contract is expressly upon condition that the Read- 
ing Company shall not transfer, assign, or pledge it in any manner, 
or interest or associate therein any other person or persons, body 
politic or corporate, without the written consent of the Wilkesbarre 
Company first had and obtained. And that no judicial or other sale 
or transfer of any kind whatever, whether upon or under any writ, 
order, or decree issued by or vut of any court, or by any justice 
of the peace, alderman, or other judicial officer or tribunal, or by 
virtue of or in compliance with any order or decree of any court of 
equity or chancery or any proceedings in insolveney or bankruptcy, 
shall have the effect of transferring the interest of the Reading Com- 
pany herein for any time or term whatever to any person Or persons, 
body politic or corporate, without the written consent of the Wilkes- 
barre Company first had and obtained. 

Thirteenth. In case of the failure of the Reading Company for 
thirty days to make any payment hereunder when and as the same 
shall become due and payable, or in case of any breach of covenant 
on its part, and thirty days’ notice thereof given by the Wilkesbarre 
Company to the Reading Company if the same be not fully compensated 
within such period of thirty days, then the Wilkesbarre Company may 
at its option declare this contract at an end, and thereupon all rights 
of the Reading Company hereunder shall cease and determine: pro- 
vided, that the delay or omission of the Wilkesbarre Company at any 
time or times to exereise the rights conferred by this clause of this 
contract shall not be construed to be nor to operate as a waiver of 
any such right or rhights in respect to existing or subsequent defaults 
of the Reading Company, and that any annulment or determination of 
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this contract as aforesaid shall be without prejudice to the right of, 
the Wilkesbarre Company to recover damages past or future for any 
breach thereof by the Reading Company. 

And the Reading Company hereby covenants and agrees that it 
will forthwith, after notice of the exercise of such option and of an 
intention to declare this contract at an end on the part of the Wilkes- 
barre Company immetiately execute and deliver to the Wilkes- 
barre Company all agreements and assignments that may be neces- 
sary or proper to reinvest the Wilkesbarre Company with all rights 
under any agreements or contracts aforesaid as fully as they were 
held and enjoyed by the Wilkesbarre Company at and before the time 
this agreement was made. 

Fourteenth. It being the intention hereof and of the parties he- 
reto that this contract shall continue for a period coincident with the 
term of the above recited lease from the Central Railroad Campany 
of New Jersey to the Port Reading Railroad Company, it is hereby 
further mutually covenanted and agreed that this contract shall be 
binding upon and enure to the benefit of the parties hereto and their 
successors and assigns respectively for and during the period of nine 
hundred and ninety-nine (999) years from the date hereof, unless the 
said lease of the Central Railroad Company of New Jersey to the 
Port Reading Railroad Company shall be canceled or annuled before 
the termination of that period, and that in that event this contract 
shall, at the option of either party thereto and upon written notice 
by such party to the other of its intention to exercise that option, 
cease to be in force at and upon the termination, cancellation, or an- 
nulment of the said lease. 

In witness whereof the parties hereto have caused their corporate 
seals to be hereunto affixed, attested by their secretaries, and these 
presents to be signed by their respective presidents, the day and year 
aforesaid. 

Witness: 

THE LEHIGH AND WILKESBARRE (OAL ÜOMPANY, 
By J. R. Maxweıı, President. 

Attest: 
W. T. Zeıı, Secretary. [seaAr..] 
THE PHILADELPHIA AMD READING ÜOAT, AND IRON COMPANY, 

By A. A. McLeon, President. 

Attest: 

F. P. KAERCHER, Secretary. [srAr..] 
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Anlage VII. 


IN CHANCERY OF NEW JERSEY. 


JOHN P. STocKTON, ATTORNEY GENERAL OF NEW JERSEY, INFORMANT, 
v5. THE GENERAL RAILROAD (COMPANY OF NEW JERSEY, THE Port 
READING RAILROAD ÜOMPANY, AND THE PHILADELPHIA AND READING 
RAILROAD ÜOMPANY, DEFENDANTS, 


(1) A corporation, created by statute, possesses no rights and can exer- 
cise no powers which are not expressly given or to be necessarily implied. 

(2) Such a corporation can not lease or dispose of any franchise need- 
ful in the performance of its obligations to the State without legislative 
eonsent. 

(3) The act of March 11, 1380, which amends the seventeenth section 
of the act entitled “An act to authorize the formation of railroad corpo- 
rations and to regulate the same” (Rev., 930), is free from constitutional in- 
firmity in its title, and is sufficiently broad in its terms to confer power 
upon railroad corporations chartered special law. 

(4) The act of May 2, 1885, entitled “An act respecting the leasing of 
railroads," is constitutional. 

(5) Equity looks at the substance, and will disregard names and pene- 
trate disguises of form, to discover and deal with it. 

(6) Where a corporate excess of power tends to the publie injury, or 
to defeat publie poliey, it may be restrained in equity at the suit of the 
attorney general. 

(7) A railroad company of this State leased its franchises and roads to 
the railway corporation of another State. The lease was not only unautho- 
rized but was expressly forbidden by law. Its effeet was to combine coal 
producers and carriers and to partially destroy competition in the production 
and sale of anthracite coal, a staple commodity ofthe State. Held, to be a 
corporate excess of power which tends to monopoly and the publie injury. 


On order to show cause why injunction shall not issue; heard 
upon information, exhibits, and affidavits, answers of the defendants, 
affıdavits, and limited proofs taken under order of the chancellor in 
conformity with the provisions of Rule 121. 

The object of the information is to have a certain indenture of 
lease made between the Central Railroad Company of New Jersey and 
the Port Reading Railroıd Company, and also a certain tripartite agree- 
ment between the Central Railroad Company of New Jersey, the Port 
Redaing Railroad Company, and the Philadelphia and Reading Rail- 
road Company decreed to be ultra vires, and therefore void; and void 
also upon the ground of public policy, in that they tend to create a 
monopoly of the anthracite coal trade within the State. by stifling 
competition between the contracting corporations, and thereby to in- 
crease the price of anthracite coal to the inhabitants of the State, 

And to effecetually destroy the efiect of such lease and agreement, 
under which the property and the franchises of the Central Railroad 
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Company of New Jersey have already been delivered to the Port 
Reading Raiload Company, it seeks a mandatory decree which shall 
enjoin the Port Reading Railroad Company to surrender and return to 
the Central Railroad Company the Corporate franchises and property, 
and a restrictive decree which shall perpetually restrain the Port Read- 
ing Railroad Company from hereafter controlling and intermeddling with 
such franchises and property, and the three corporate defendants, from 
all future combinations to do that which will arbitrarily increase or 
tend to increase the price of coal to the inhabitants of New Jersey. 

1 am asked to now issue an injunction that will temporarily, at 
least, effect all these ends. 

The Central Railroad Company of New Jersey was incorporated 
by special act of the Legislature of this State entitled “An act to in- 
corporate the Somerville and Easton Railroad Company,” approved 
February 26, 1847. Before then, on the 9th of February 1831, the 
Elizabethtown and Somerville Railroad Company had been incorporated, 
with power to construct a railroad from Elizabethtown to Somerville., 
The Somerville and Easton Railroad effected a continuation of railroad 
communication from Somerville to Phillipsburg on the Delaware River 
opposite Easton, Pa. By a supplement to the charter of the Somer- 
ville and Easton Railroad Company, approved February 22, 1849, that 
company was authorized to purchase the Elizabethtown and Somerville 
Railroad, and it was provided that the two railrcads should be con- 
trolled by the charter of the Somerville and Easton Railroad Com- 
pany, and that the controlling company should thereafter be called the 
Central Railroad Company of New Jersey. 

The purchase was consummated on the 1st day of April, 1849. 
In 1860, by another legislative act, the Central Railroad C mpany was 
authorized to extend its road to the New York Bay at or south of 
Jersey City. From time to time, by legislative act, the capital of the 
company was increased, until now the stock outstanding amounts in 
round figures to about $ 22 500 000 of an authorized capital of 
5 30.000 000. DBesides this large capital, the company has an indebted- 
ness of upwards of $ 45 000 000. It owns, leases, or controls more 
than forty tributary railroads. It has a large and prosperous business 
and earns a respectable dividend upon its capital stock beyond the 
payment of the interest upon its indebtedness and its other fixed char- 
ges. Its assets exceed in value its outstanding capital stock and its 
indebtedness, which together aggregate, as has been indicated, more 
than $ 67000000. In 1871 it leased the Lehigh and Susquehanna 
Railroad, running from Wilkesbarre to Easton, in Pennsylvania, from 
its owner, the Lehigh Coal and Navigation Company, a corporation of 
Pennsylvania, and also purchased the rolling stock and other equip- 
ment of that road. This leased railroad extends trough a valuable 
portion of the anthracite coal region in Pennsylvania. 

About the same time the Central Railroad Company also invested 
in coal lands by organizing or causing to be organized the Lehigh and 
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Wilkesbarre Coal Company, and becoming the owner of all or sub- 
stantially all of its capital stock. This coal company issued bonds 
which the Central Railroad Company guaranteed. In virtue of its 
interests in the anthracite coal region and the advantageous location 
of its roads the Central Railroad Company has become a considerable 
coal carrier, not only from the mines of the company in which it is 
interested, but also from the mines of other miners not having rail- 
road facilities in and through the States of New Jersey and Pennsyl- 
vania to the New York Harbor, which is the greatest distributing point 
for anthracite coal in the United States. 

The Philadelphia and Reading Company, a corporation of the 
State of Pennsylvania, is also possessed of railroads running into the 
anthracite coal region of Pensylvania, and is an extension coal carrier. 
Sare a few shares used to qualify direetors, it is the owner of the 
entire capital stock of the Reading Coal and Iron Company, which, in 
the year 1891 produced from its collieries 8203465 tons of coal, being 
one-fifth of the total produce of anthracite coal from Pennsylvania dur- 
ing that year. Along the lines of the Philadelphia and Reading’s rail- 
roads there are also other coal miners who find a market for their 
coal by the means of transportation it affords. The capital stock of 
the Philadelphia and Reading Company, at par, amounts to about 
$ 40000 000, and its indebtedness to more than $ 160 000 000, all 
of which is balanced by assets alleged to be of equal value. The an- 
nual report of the directors of this company for the year ending No- 
vember 80, 1891, referring to the coal lands controlled by that com- 
pany, contains this statement: 

“The coal lands comprise in extent about 32 per cent. of the en- 
tire anthracite coal fields of the State, and taking into account the 
aggregate thickness of the veins on the company’s lands and the grea- 
ter proportionate depletion of the estate in the other regions which 
has been going on for many years, it must be conceded that’ we have 
at least 50 per cent. of the entire deposit remaining unmined." 

Throughout this report and reports similar, whenever the lands 
of the Reading Coal and Iron Company are alluded to, they are spoken 
of as the property of the Philadelphia and Reading Railroad Company, 
and that company itself, as the property of the railroad. 

It appears also that the Philadelphia and Reading Railroad Com- 
pany has become the lessee of the Lehigh Valley Railroad Company, 
a corporation of the State of Pennsylvania, which in turn is the lessee 
of the Easton and Amboy Railroad Company, a corporation of this 
State, having a line of railroad from Easton, Pa., to Perth Amboy. 
The Lehigh Valley Railroad Company is a miner of coal to some ex- 
tent, and possesses a railroad which runs through the anthracite coal 
region of Pennsylvania, and affords facilities for transportation of coal 
there mined to markets in this and adjoining States. 

For several months past competition between these three roads, 
in the procuration and transportation of coal, and between each of 
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them and the Delaware, Lackawanna and Western Railroad Company, 
the Delaware and Hudson Canal Company and the Pennsylvania Rail- 
road Company, each of which is possessed of interest in the antbra- 
cite coal region and the means of transportation of coal therefrom, has 
materially reduced the price of coal to consumers in this State and 
elsewhere, to the loss of considerable profit to each of the companies 
named, which would not have been suffered if competition between 
them had not existed. 

It further appears that anthracite coal is a necessity to the 
people of New Jersey, being the fuel that is most abundantly and 
cheaply obtainable and most universally used in their homes and manu- 
factories. 

The Philadelphia and Reading Railroad Company operates in this 
State among other railroads, the Delaware and Bound Brook Railroad, 
which extends from Bound Brook to the Delaware River, at Yardley- 
ville, a few miles above Trenton, connecting with railroads to the an- 
thracite coal region. It possessed and operated this road prior to the 
year 1890. 

On the 3d of November, 1890, A. A. McLeod, I. A. Sweigard, 
William R. Taylor, D. Jones, Robert S. Davis and John Walker, jr., 
all of whom were officers and employ6s of the Philadelphia and Read- 
ing Railroad Company, with others, organized the Port Reading Rail- 
road Company, under the general railroad law of this State, designat- 
ing in the certificate of incorporation its capital at $ 2000000, di- 
vided into 20 000 shares of the value of $ 100 each. 

The Corporators named became six of its direcetors with six other 
persons who were also connected with or friendly to the Philadelphia 
and Reading Railroad Company. The real business office of the com- 
pany was fixed at the office of the Philadelphia and Reading Railroad 
Company in the eity of Philadelphia, and a nominal office, to comply with 
the law- of this State, was maintained at Kaighn’s Point Ferry, in the 
city of Camden, belonging to the Piladelphia and Reading Company. 

On the same day that this railroad company was organized Albert 
Foster, James K. Landers, W. H. Blood, F. W. Stone, and Charles 
H. Quarles, under the general corporation law of this State, formed 
the Port Reading Construction Company, with a capital of $ 100 000, 
divided into 2000 shares of the value of $ 50 each. The incorpo- 
rators of the company were all officers or agents of the Philadelphia 
and Reading Railroad Company. Forty shares of the stock, in all of 
the value of $ 2000, were subscribed for, and with that amount of 
money the company commenced business. The business office of this 
company was the office of the Philadelphia and Reading Railroad 
Company in the city of Philadelphia. 

Shortly after the organization of these two companies under the 
general laws of New Jersey, the Port Reading Construction Company 
contracted with the Port Reading Railroad Company to build its rail- 
road, from a point in the Delaware and Bound Brook Railroad, to a 
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point on the Arthur Kill, opposite Staten Island, a distance of 20 miles, 
for $ 1500 000 in mortgage bonds of the Port Reading Railroad Com- 
pany and all the capital stock of the latter company, save 400 shares 
which had been subscribed for by its corporators, the proceeds of 
which subscription were paid to the State treasurer in pursuance of 
the requirements of the statute, that $ 2000 for each mile of road 
to be constructed shall be deposited with the treasurer of the State 
at the time of the organization of the company. 

Previous to the formation of these companies the Philadelphia 
and Reading Railroad Company had purchased 300 acres of land at 
the proposed terminal of the Port Reading Railroad upon the Arthur 
Kill, and after the organization of the two companies this land was 
transferred to the Port Reading Railroad Company. 

When the contract for the construction of the Port Reading Raıl- 
road was executed, a mortgage for $ 1500 000 was made by the Port 
Reading Railroad Company upon its property and franchises, and the 
bonds secured thereby were transferred to the construction company, 
and that company thereafter immediately commenced to procure a right 
of way for the railroad company and to construct its road. The 
moneys required in the prosecution of the work were had by loan to 
the construction company from the Philadelphia and Reading Railroad 
Company, and as well when the Bonds of the Port Reading Railroad 
Company could be negotiated from the sale of them. 

In the official report by the president of the Philadelphia and 
Reading Railroad Company to the stockholders of that company, for 
the year ending November 30, 1890, the president says: 

“In another place in this report the lack of means of placing the 
product of your mines upon the markets, and the consequent shrinkage 
of production in proportion to that of competing fields, is commented 
upon. A marked illustration of the necessity of providing additional 
facilities for the distributing of anthracite coal in New York Harbor 
and all tide-water points tributary thereto is found in the fact that 
at the time of writing this report there are more than 1000 cars 
loaded with coal standing on the side tracks in Jersey City, because 
of the lack of dock facilities for transferring coal to vessels, and on 
account of the restriction which these limitations impose upon your 
traffic, the management is now obliged to transport coal from Port 
Richmond trough the Delaware River and around New York Harbor, 
encountering all the perils of coast navigation as this season of the 
year and at an expense largely in excess of all-railfreights. 

“With the view to meeting these wants and other disabilities under 
which your company has labored ever since the day it opened its 
mines, for want of unrestrieted access to the waters of New York 
Bay, the greatest distributing centre in the country of anthraeite coal, 
your board has determined to promote the construction of a line of 
road, to be under the control of your company, to extend from the 
vieinity or the terminus of the Bound Brook Railroad near Bound 
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Brook, N. J., to deep water in Arthur Kill, a distance of 20 miles, 
at a point readily accessible to the waters of New York Bay and New 
England parts by large vessels. Plans have been completed for the 
construction of this line, with adequate terminals for the storage and 
shipment of coal in quantities limited only by the demands of the market. 
Over 300 acres of land have been acquired for terminal purposes, 
bordering on the waters of the Arthur Kill. Work will be speedily 
commenced and prosecuted with vigor. Conservative estimates show 
that the earnings of this line will be sufficient to meet all charges on 
its cost and leave a large surplus; it will furnish the means of supply- 
ing the markets with your proportion of the coal tonnage at all times. 

“The advantage of the construction of this line in the increase of 
tonnage on nearly all other parts of the system, without regarding the 
increase of product of the coal and iron company, can scarcely be 
estimated, but it is certain that it will add a large increase of traffic 
earnings. It was anticipated that work on this line could have been 
commenced before this time, but it was found necessary to make se- 
veral surveys in order to avoid all grade crossings of other railroads, 
and your board is pleased to announce that the line adopted is of fa- 
vorable grades and of almost perfect alignment, the maximum grade 
being only 15 feet to the mile.” 

On the 12th of January, 1892, while the Port Reading Railroad 
Company was yet incomplete, only a few miles of a single track hav- 
ing been laid upon an unfinished road-bed, and it was without rolling 
stock of any kind, or depots, and its stock and bonds were substan- 
tially all in the hands of the port Reading Construction Company, the 
Central Railroad Company of New Jersey entered into a lease with 
it, whereby it transferred to it for nine hundred and ninety-nine years 
its entire railroad, together with the right to maintain and operate 
more than forty tributary railroads, which it controlled by leases or 
through the ownership of the majority of capital stock, together with 
all laterals, extensions, sidings, turnouts, tracks, bridges, viaducts, cul- 
verts, rights of way, water rights and privileges, lands, shops, machi- 
nery, fixtures, depots, passenger, freight, and water stations, houses, 
buildings, structures, improvements, tenements, and hereditaments of 
whatever kind or description and wherever situate, appertaining to the 
operation, maintenance, and renewal of said railroads which where then 
laid, leased, or owned by the Central Railroad Company, or which at 
any time thereafter, during the term of the lease, might be acquired 
by that company for railroad purposes. Together also with all its 
ferries and rights of ferriage then belonging or thereafter to be ac- 
quired by it, and all the stationary and locomotive engines, and the 
cars, tenders, trucks, and other rolling stock of the company, tools, 
implements, machines, and personal property of every kind and de- 
scription in use, or intended or adapted for use upon or about the 
railroads and premises demised, or the business thereof; and also the 
rights, powers, and franchises (other than the franchise of being a cor- 
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-poration) and all the privileges which then, or at any time thereafter 
during the term of the lease, might be lawfully exercised and enjoyed 
by it touching the premises demised, including all rights in telegraph 
lines upon the railroad or the several branches thereof. The Central 
Company reserved to itself its office building in the eity of New York, 
known as the „Central Building,” and lands owned by it which are 
not adjacent to the railroad, or if adjacent and not in railroad use; 
provided, however, if the last mentioned lands, or any of them, should 
be subsequently needed by the lessee, they also would be surrendered,. 

The Port Reading Railroad Company covenanted to pay the Cen- 
tral Railroad Company, annually, enough money to enable it to pay 
its fixed charges and 7 per cent. upon its capital stock then issued, 
and such capital stock as should be issued thereafter under specified 
eircumstances, and also pay it 50 per cent. of the lessor’s earnings 
through the instrumentalities of the railways of the Central, in excess 
of the fixed charges and 7 per cent. upon the capital stock, up to 
3 per cent. upon the outstanding capital stock of the Central. And 
also agreed to pay the taxes which should be assessed upon the ca- 
pital stock and dividends of the Central, to keep the premises de- 
mised in repair, to insure the property, to save the Central harmless 
from all damages by reason of the operation of its road or by reason 
of any failure in the performance of the duties required of it, and to 
provide and maintain terminals, stations, repair shops, and equipments 
and maintain rolling stock and tools equal to the rolling stock deli- 
vered to it, so marked as to identify them. Betterments were to be 
made by the Central Railroad Company; if it pleased, it was to have 
5 per cent. annually upon the moneys it should pay for the better- 
ments and was to be permitted to mortgage the demised property to 
secure the repayment of moneys it should borrow to enable it to 
make them. 

The Port Reading also agreed to keep accounts which should be 
open to the Central’s inspection and to perform all the Central’s exist- 
ing contracts relating to the demised premises; also to procure traffic 
over the Lehigh and Susquehanna Railroad to a specified amount. It 
covenanted that it would not divert nor permit the diversion from the 
Central of the Central’s then traffie or of any traffic which should 
thereafter be naturally tributary to it, but that it would foster and 
strive to increase traffic and the earnings of traffic over the Central’s 
road and the earnings of that road. It also covenanted that individual 
coal miners on the line of the Central’s roads should have transpor- 
tation for their coal without discrimination against them; that cars and 
transportation should be furnished to all coal miners who should be 
naturally tributary to the Central’s system, and that the rates charged 
for transportation should be as low as the rates charged at any time 
for similar transportation by the Philadelphia and Reading Railroad 
Company from the Schuylkill region. All the stocks of various com- 
panies owned by the Central Company were, so far as concerned corpo- 
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rations, included within the lease, to remain the property of the Cen- 
tral Company, and be used by it to enable the Port Reading Com- 
pany to control those corporations. The lease was not to be assigned 
without the Central Railroad Company’s consent. It was to take effect 
as of January 1, 1892, and the right of reöntry was secured to the 
Central in case of any default upon the part of the Port Reading Rail- 
road Company in the performance of its undertaking. 

Upon the same day that this lease was executed, a tripartite agree- 
ment between the Central Railroad Company, the Port Reading Rail- 
road Company, and the Piladelphia and Reading Railroad Company, 
in which the lease just referred to was incorporated, was entered into. 
This agreement recited that the lines operated by the three railroad 
companies were connected in New Jersey and Pennsylvania and form 
continuous lines; also that the Central Railroad Company was willing 
to lease to the Port Reading Company if the Philadelphia and Read- 
ing would guarantee the performance of the Port Reading’s covenants 
in the proposed lease; that the Port Reading was willing to lease if 
the Philadelphia and Reading would insure the increase of traffic that 
the lease contemplated, and the Philadelphia and Reading was willing 
to guarantee the lease because of the advantage it would have in the 
terminals of the Central Railroad and in the interchange of traffic 
with it. 

And it was thereupon agreed that the lease should be executed; 
that the consent of the stockholders of the Central and Port Read- 
ing Companies to the lease should be procured as counsel of the Phila- 
delphia and Reading Company should instruct; that possession of the 
demised premises should be immediately given; that the payments to 
be made by the Port Reading Company and the covenants to be per- 
formed by it were guaranteed by the Philadelphia and Reading Com- 
pany; that the Philadelphia and Reading would make the payment if 
the Port Reading should not make them, and that it would cause the 
Port Reading to perform its covenants; that the Port Reading Com- 
pany should provide or procure, at Jersey City, and in New York and 
Brooklyn, and on the Arthur Kill, terminal facilities for the Phila- 
delphia and Reading traffic, the Central Railroad Company having the 
privilege to provide such facilities, except at the Port Reading’s ter- 
minal on the Arthur Kill, as betterments; that the traffic, which would 
thereafter naturally go to the Central as its direct route, should be 
secured to that road; that coal, naturally tributary to the Central, 
should go over it for as long a distance as possible; that coal, naturally 
tributary to the Philadelphia and Reading, which was destined to the 
New York Harbor, north of Elizabeth, should go over the Central’s 
road, at least, from Bound Brook Junction; that coal, for delivery on 
line of the Central’s road, from mines tributary to it, should go over 
the Central, or in event of its not going over the Central, that an 
equivalent for the loss of the freight rates should be eredited in the 
Centrals account; that traffic on the Easton and Amboy Railroad and 
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upon other Lehigh Valley lines, destined to the Central terminals, 
should go over the Central at least as far as from Roselle Junction 
to the terminal ; that other traffic, as then interchanged, should be 
continued to interchange; that the Port Reading and the Philadelphia 
and Reading would maintain the present traffic of the Central and 
increase it; that the Philadelphia and Reading would put $ 2 000 000 
of securities in trust to secure its performance of the agreement; that 
in case of a termination of the lease and agreement, the Central shall 
have an interest equal to the Reading in the Central, New England 
and Western Railroad Company, and in the Poughkeepsie Bridge Com- 
pany upon its paying to the Reading one-half its expenditure for the 
Reading’s interest, and assumming a due proportion of the obligations 
assumed by the Reading in securing that interest. 

The agreement of guarantee and assurance of traffic was to con- 
tinue as long as the lease should last, and in case the lease should 
be forfeited, the agreement should then be void. The lease was exe- 
cuted upon the part of the Port Reading Railroad Company by A. A. 
McLeod, its president, and William R. Taylor, its secretary, and the 
agreement of guarantee and assurance was also executed by those 
gentlemen as president and secretary respectively, not only of the: 
Port Reading Railroad Company, but also the Philadelphia and Read- 
ing Railroad Company. 

On the 8th of April, 1892, the board of directors of the Central 
Railroad Company reported to the stockholders of that company that 
their railroads were then being operated by the Port Reading Rail- 
road Company. Commenting upon the advantages of the lease and 
agreement, this report says: 

“It is intended to secure for your railroad its present traffic and 
its natural growth and development, and, in addition, by the guarantee 
of common interest, the benevit of whatever traffic is controlled and 
influenced by the Reading system and is naturally tributary to your 
road and terminals. It prevents a diversion of traffic which might 
otherwise have resulted from the lease of the Lehigh Valley Railroad 
by the Philadelphia and Reading Company. 

“It is fair to expect, as the further results of this alliance, with 
the coöperation of other large coal-producing companies, greater uni- 
formity in the prices of coal, steadier employment for the laboring 
classes in the coal regions, the avoidance of needless and expensive 
competition between producers and the establishment of economies 
which, without undue burden to consumers, will bring to the stock- 
holders adequate returns for their capital. 

“In both the lease and traffic contracts every safeguard had been 
provided for the preservation and developement of your property. 

“The independent organization of the Central Railroad Company 
will be maintained to discharge its obligations directly to the stock- 
holders and bondholders, as well as to see that the provisions of the 
agreement are observed and the maximum rentals thereby secured.” 
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The testimony of Mr. A. A. McLeod, who was president of both 
the Philadelphia and Reading and the Port Reading Companies when 
the lease and tripartite agreements were executed, has been put in 
the ease upon the part of the informant. In it Mr. MeLeod states, 
among other things, that the lease does not put it in the power 
of the Philadelphia and Reading road to raise or lower the price of 
coal without the coöperation of other coal carriers, but that it will pos- 
sibly facilitate such coöperation. It would itself, he says, undoubtedly 
affect prices of coal at some points. 

In point of fact the price of coal has risen at several places in 
New Jersey since the lease and agreement were made. Whether this 
is attributable to the lease does not distincetly appear, but it is quite 
clear that it is the purpose of the coal companies in which the rail- 
roads involved are interested to demand a greater price for the coal 
they sell. 

While the facts above recited remain admitted or uncontroverted, 
the answers deny that the defendants, or either of them, own any coal 
lands, or mine or sell any coal, and also that they, acting either se- 
parately or conjointly, can fix or increase the price of anthracite coal, 
or create a monopoly in the business of mining or selling anthracite 
coal, or put an end to competition in the price or sale of coal. 

The Attorney-General and Mr. F. W. Stevens for the informant. 

Messrs. Benjamin Williamson, Samuel Dickson, and R. W. De 
Forrest, for the Central Railroad Company of New Jersey. 

- Messrs. Thomas N. MeCarter, John G. Johnson, and John R. Emery, 
for the Philadelphia and Reading and Port Reading Railroad Companies. 

TAa& CHANCELLOR,. “It is a cardinal rule of the law of corpora- 
tions,'’ said Vice-Chancellor Van Fleet, in National Trust Company v. 
Miller (6 Stew., 162), “that a corporation created by statute can exer- 
cise no power and has no rights except such as are expressly given 
or necessarily implied." 

“It may also be considered settled,” said Mr. Justice Van Syckel, 
in pronouncing the opinion of the court of errors and appeals in Black 
v. Delaware and Raritan Canal Company (9 C. E. Gr., 465), in which 
a lease of railroad franchises and property for nine hundred and ni- 
nety-nine years was in question, “that a corporation can not lease or 
dispose of any franchise needful in the performance of its obligations 
to the State, without legislative consent,’’ and the law thus declared 
to be settled was reiterated by Mr. Justice Dixon, in the same court, 
in Stewart v. The Lehigh Valley R. R. Co. (9 Vr., 513), in this 
language: “It is not open to dispute that such a lease as this can 
be valid only if sanctioned by the legislature. Nor is such sanction 
to be implied; it must rest upon a clear expression of the legislative 
intention. It must be gathered in the first place from the words which 
the legislature has used upon the subject, and if those words, construed 
according to their usual signification, declare the purpose to authorize 
a lease to a foreign corporation, or to a class of corporations which 
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includes the plaintiff, we must give effect to such purpose. The court 
has no right to add to the words of the legislature, or to substitute 
other words for them, in order to widen the power conferred; nor has 
it any more right to strike out words or detract from their fair and 
ordinary meaning, for the purpose of restricting the grant. The duty 
of the court is one of interpretation merely.” To the same effect is 
the holding in the United States Supreme Court—Thomas v. West 
Jersey R. R. Co. (101 U. S., 71); Penn. R. R. Co. v. St. Louis, etec., 
R. R. Co. (118 U. S., 290): Green Bay, etc., R. R. Co. v. Union 
Steamboat Co. (107 U. S., 98); Central Transportation Co. v. Pull- 
mann Co. (139 U. S., 24). 

The validity of a lease of this Kind is questioned in this case, 
and it has not been seriously contended that the lease can be sustained 
if clear legislative sanction for it is not found. 

It is claimed that such sanction is had in the amentment of March 
11, 1880, to the seventeenth section of the general railroad act en- 
titled “An act to authorize the formation of railroad corporations and 
to regulate the same.” (Rev., 930; Sup. Rev., 828.) 

That section originally, so far as it bears upon the present 
question, was in this language: “And it shall be lawful for any corpo- 
ration incorporated under this act, at any time during the continuance 
of its charter, to lease,' etc. 

In 1880 it was amended by having interpolated in it, after the 
words “under this act,” the words “or under any of the laws of this 
State,” so that the amended section is now, including the words which 
follow the word “lease,” which remain as in the act, as follows: “And 
it shall be lawful for any corporation incorporated under this act or 
under any of the laws of this State, at any time during the continuance 
of its charter, to lease its roads or any part thereof to any other cor- 
poration or corporations of this or any other State, or to unite and 
consolidate, as well as merge its stock, property, and franchises, and 
road with those of any other company or companies of this or any 
other State, or to do both; and such company or companies are hereby 
authorized to take such lease or to unite, consolidate, as well as merge 
its stock, property, franchises, and road with said company, or to 
do both, and, after such lease or consolidation, the company or com- 
panies so acquiring said stock, property, franchises, and road, may use 
and operate such road and their own roads,” &c. 

It is insisted in behalf of the Attorney-General, as a matter of 
construction, that under the seventeenth section as it originally stood, 
power was conferred upon a company organized under the general 
railroad law to make a lease of its road either to another company 
formed under that act, or to a company created by a special act of 
the legislature of this State, or to a foreign corporation, that is, it 
might be lessor to a company of either of those characters, but that 
the law did not make it competent to take a lease from specially in- 
corporated or foreign companies, that is, to become the lessee of a 
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company of any character, other than one formed unter the general 
railroad law. He insists that the effect and purpose of the amended 
act was to render such company competent to become lessee of „any 
corporation incorporated under this act or any of the laws of this 
State,’ that is, that any corporation incorporated under the general 
law might become lessee of the road of any company specially in- 
corporated. In other words, his insistment shortly stated is, that the 
design of the amendment of 1880 was to complete the powers of the 
company formed under the general railroad law, so that it could be- 
come either lessor or lessee of any other railroad company, but that 
it was not the legislative purpose thereby to extend the powers of 
specially chartered railroad companies. 

He claims that such interpretation of the meaning of the law of 
1880 is made necessary by the restrietive language of the title of this 
act, and that if the interpretation be that the amendment extends the 
powers of a corporation created by special act, then the law contra- 
venes the provision of the Constitution, which declares that “every 
law shall embrace but one object, and that shall be expressed in the 
title.’ 

lf the intention of the legislature was to give the interpolated 
words the meaning which the informant contends for, the method of 
expressing that intention was most infortunate. It is observed that 
the power conferred consists of two parts, separated by a semicolon. 
The firsts treats of the power to give a lease, and the second treats of 
the power to take a lease. Now, the interpolated words are put in 
the first part, so that the grammatical and natural meaning, and, I 
think, the only meaning of which the act is susceptible, is that power 
to lease is conferred upon the company incorporated by special act. 
If it had been intended to express the meaning that the informant 
contends for, the intention would accurately and easily have been 
effected by an interpolation in that part of the power which authorizes 
the taking of a lease. The meaning insisted upon is too forced to 
merit further discussion. 

Passing to the consideration of the title to the act, I acquiesce 
in the informant’s insistment that the rule is established, that where 
the meaning of a statute is doubtful the title may be referred to for 
assistance in its elucidation, because, under the Constitution, the ob- 
ject of the act must be expressed in its title, and before a law shall 
be declared to be unconstitutional, it will be read in the light of its 
title to see if, within the fair bounds of that title, a reasonable inter- 
pretation may be given to it. That rule is invoked here to excuse 
and support the meaning contended for, but it is of no assistance, 
The meaning of the body of the act is not in doubt. The meaning 
of the title is that which counsel really questions. It is “An act to 
amend an act entitled ‘An act to authorize the formation of Railroad 
corporations and regulate the same.’” The inquiry is, to what an- 
tecedent the words, “the same,” in this title relate? To railroad cor- 
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porations generally, or to those only which are formed under the act? 
Does the object which it expresses contemplate the formation and re- 
gulation of all railroads or the formation and regulation of those only 
which may be organized under that law? These questions suggest 
ambiguity in the title of the law. If we refer to the body of the ori- 
ginal act for an index to the legislative mind, we will find that which 
I described in Montclair v. New York and Greenwood Lake Railway 
Co. (18 Stew., 442), in this language: 

“Throughout the act the greatest care is taken, by express lan- 
guage prefacting certain of the sections, to confine the provisions of 
those sections to corporations formed under the act, but there are 
other sections, which concern proper regulations applicable to any rail- 
road, that are not so prefaced, and in terms refer to ‘any railroad,’ 
indicating that the legislative intent was to enact a general law which 
should regulate all railroad corporations, and at the same time autho- 
rize the formation of new ones. Perhaps the most striking indication 
of this intention is found in the last section of the act (Rev., page 935, 
sect 127), where it is provided that the act may be altered, amended, 
or repealed, but such repeal or alteration shall not effect any corpo- 
ration heretofore organized unless the act making such repeal or alte- 
ration shall so expressly declare. It was evidently the legislative 
intent that the act should extend to all railroad corporations of the 
State. Its several sections, however, are so drawn as to distinguish 
in their application between corporations organized under that act and 
all corporations, whether formed under that act or otherwise incorpo- 
rated. This distinction was evidently the result of an extended con- 
sideration of corporate interests, for in the last section of the act, 
looking to the maintenance of the distinction, it is provided that when 
an amendment is intended to extend to corporations, organized before 
the act was passed, it shall so expressiy declare.” 

In the case from which I have just quoted I found it to be im- 
possible to reconcile the body of the act with a narrow construction 
of the title which would restrict the act’s regulation of railroads to 
those companies which were formed under it. The object of the act 
appeared to be general provision for the organization and control of 
railroad corporations; the gathering of all, so far as could be consti- 
tutionally done within one comprehensive, general law. That such has 
been the universally accepted signification of the law is evidenced by 
its being known as the “General Railroad Law.” That such has been 
the subsequent legislative construction of its object is shown by the 
frequent enactment of laws for the regulation of all railroads, however 
formed, entitled as supplements to the law discussed. And such con- 
struction has more than once, without being questioned, had judicial 
acceptance in this court. (Elkins v. Camden and Atlantic R. R. Co., 
9 Stew., 11; Mills v. Central RB. R. Co., 14 Stew., 4.) The title of 
the act in question may naturally be read to express the object of 
the law. It does express the object evinced in the body of the law 
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and does not necessarily restrict that body within narrower bounds 
that it assumes. 

But does a law which purports to both form and regulate rail- 
roads embrace a single object ? 

The Constitution requires that each law shall have a single ob- 
jecet, and that object shall be expressed in the title of the act. The 
language of the sentence in which this constitutional requirement is 
embodied is this: “To avoid improper influence which may result from 
intermixing in one and the same act such things as have no proper 
relations to each other, every law shall embrace but one object, and 
that shall be expressed in the title.’ (Placitum 4, sect 7, art. 4.) 

The requirement is to be construed in the light of the expressed 
reason for it. The evil condemned, for which the remedy is prescribed, 
is not the uniting of properly relating subjects in one act, but the 
uniting of subjects that are foreign to each other, and which do not 
all tend to the promotion of a single object. Various subsidiary sub- 
jects, properly connected and relating to one comprehensive subject, 
may be united in the same law. The end aimed at is that each law 
shall have a single general object, which shall be stated in its title, 
and that all parts of the law shall be germane to that one subject. 
The purpose is that each distinet subject matter of legislation shall 
have independent eonsideration upon its merits, unaffeeted by the pre- 
sence of foreign matter which may tend to distraect, confuse, or im- 
properly influence, and that the title shall conspicuously indicate the 
general object of the act, so that the intrusion of the irrelevant mat- 
ter may be readily detected, and, if it should remain in the law, be 
without effect, because inimical to the title. This is the accepted 
interpretation of this provision of our Constitution in numerous de- 
eisions of our courts. (State v. Town of Union, 4 Vr., 350; Gifford 
v. New Jersey R. R. Co., 2 Stock, 172; State v. Newark, 5 Vr., 236; 
Rader v. Township of Union, 10 Vr., 509; S. C., 12 Vr., 621; Payne 
v. Mahon, 12 Vr., 292; State v. Hammar, 13 Vr., 438; Onderdunk 
v. Plainfield, Id., 480; van Riper ®. Plainfield, 14 Vr., 349; Snipe 
v. Shriner, 15 Vr., 206; New Brunswick ». Williamson, Id., 169; 
Bergen Co. Savings Bank v. Township of Union, 15 Vr., 599; Vail 
v. Easton and Amboy R. R. Co., Id., 237; Grover v. Trustees of Ocean 
Grove Association, 16 Vr., 399; Daubman v. Smith, 18 Vr., 200; 
Bumstet v. Tavern, etc., 368; Dobbins v. Northampton, 21 Vr., 496; 
Easton and Amboy R. R. Co. v. Central R. R. Co., 22 Vr. 267; Kirk- 
patick v. New Brunswick, 13 Stew., 46.) 

The formation and Regulation of railroads are subjects naturally 
and properly related to and connected with each other, and are both 
germane to the object which is expressed by their being coupled in 
defining the title of the act, that is, as I have already said, the crea- 
tion of a general scheme which is capable of dealing with all railroad 
affairs which may be within the legislative power. We are not to 
say that the object of a law is not expressed in its title when the 
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language of the title is an enumeration of the subjects it embraces, 
That very enumeration may serve to more clearly express the general 
object. For instance, in Easton and Amboy R. R. Co. v. Central R.R. Co., 
supra, the title “An act to cede to the mayor and common council of Jersey 
City certain lands of the State, now and heretofore under the tide 
waters of the Communipaw Bay, and to establish a tide water basin 
adjacent thereto,” was held by the Supreme Court to express, with 
even unnecessary precision, the single object of appropriating land, 
owned by the State, to public uses. 

I do not find any constitutional infirmity in the title to the act 
in question, and the language of the act appears to me to be suffi- 
ciently broad and comprehensive to confer the power contended for by 
the defendants. 

My conclusion upon questions arising in this case and hereafter 
stated obviates the necessity of my passing upon this proposition, which 
was most strenuously insisted upon by the Attorney-General; that even 
though the act of 1880 may confer the power to lease, that power 
impliedly, from the character of railroad corporations as quasi public 
bodies, is limited to leases designed for the public welfare, and does 
not warrant a lease in furtherance of a scheme to prevent compe- 
tition and create a monopoly. While I do not declare this insistment 
to be law, and accept it as a factor in the process by which I reach 
the result of my deliberation, I deem it to be of such importance as 
to merit full statement. 

Corporate bodies that engage in a public or quasi public occu- 
pation are created by the State upon the hypothesis that they will 
be a public benefit. They enjoy privileges that individuals can not 
have. Perpetual or certain life is accorded to them. Usually the 
exercise of the right of eminent domain is delegated to them, often to 
be exercised in whatever locality they may be pleased to designate. 
(National Dock, ete,, Ry. Co. v. Penna. R. R. Co., 24 Vroom, 217.) 
The use of the common highways is frequently subordinated to their 
operations, and, indeed, the individual is compelled, even in his own 
home, to submit, without redress, to discomforts, incident to their law- 
ful operation, which he would not be required to tolerate from other 
sources. (Beseman v. Penna. R. R. Co., 21 Vroom, 235; 8. C. on 
Appeal, 23 Vroom, 221.) Thus they are given special privileges be- 
cause of the benefits they are presumed to confer upon communities. 
Railways afford speedy and comfortable passage to and from divers 
parts of the country, carry produce of mines, farms, and factories to 
markets, distribute industries throughout the land, feed the multitudes 
in populous cities, and accomplish many other beneficent ends. Water, 
gas, telegraph, and similar corporations also render to the public bene- 
fits which ‚readily suggest themselves to the mind as it contemplates 
their work. 

While the State confers special privileges upon these favorites, it 
at the same time exacts from them duties, which also tend to the 
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public welfare. The whole scheme of the laws of their organization 
is to equip and control them as instruments for the yublie good. Such 
corporations hold their powers, not merely in trust for the pecuniary 
of their stockholders, but also in trust for the publie weal. The im- 
press for public good is stamped upon their very being, and it be- 
comes a duty, which, though not prescribed in express language of 
the law, is to be implied from the nature of every power conferred. 
When, therefore, it appears that such a corporation, unmindful of this 
plain duty, acts prejudicially to the public, in order to make undue 
gains and profits for its stockholders, it uses its powers in a manner 
not contemplated by the law which confers them. The use becomes 
abuse and is tantamount to excess of power. 

I appreciate the strength of this argument, but, as I have said, I 
do not need to affırm it to justify my conclusions, and, therefore, con- 
tent myself with the mere statement of it. 

Antieipating that I may hold that the act of 1880 is constitu- 
tional, and that it gives power to the Central Railroad Company to 
lease its road and franchises, the Attornev-General further urges: First, 
that the lease in question is in reality made to a foreign corporation, 
and, second, that such a lease is forbidden by the statute approved 
May 2, 1885, entitled “An act respecting the leasing of railroads,” 
except under conditions which do not exist, 

I agree with him in both these propositions. 

Equity looks at the substance, not merely at the outward form. 
The transaction of the 12th of January, 1892, between the three de- 
fendants consists, in form, of a lease between two of them, and a 
guarantee of that lease, coupled with a traffic agreement, to which all 
three of them are parties. Such is the form. But when the fact that 
a law, which, in its terms, prohibits a lease to a foreign corporation 
without legislative sanction, is contemplated, and regard is had to the 
characters and relations of the contracting parties, and to the terms 
of the instruments they have entered into, and the simultaneous exe- 
cution of those instruments, a substantial status, differing from the 
form, is disclosed. 

The statute forbade a lease to the Philadelphia and Reading Rail- 
road Company, a foreign corporation, until a law should be enacted 
which would approve such a lease, but it did not prohibit a lease to 
a domestie corporation. The Philadelphia and Reading Railroad Com- 
pany through its officers and servants had promoted the organization 
of the Port Reading Railroad Company under the general railroad law 
of this State for the purpose of building and operating a short railway 
in connection with its system. The capitäl of that company is $ 2 000 000. 
The road is only 20 miles long. When the lease was made it was 
but partially constructed. Upon such assets as it then had there 
existed a mortgage for $ 1500000, an amount probably in excess of 
the value of those assets. No one can for a moment believe that the 
Central Railroad Company of New Jersey would commit its extensive 
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railroad with its depots, stations, terminals, rolling stock, ferries, and 
forty auxiliary roads, in all representing assets valued at nearly 
$ 70000 000, to the keeping of so irresponsible a lessee and depend 
upon it alone for the security of that property and the payment of a 
rental which for a single year will exceed the value of the lessee’s 
entire property. The mere statement of such a proposition exhibits a 
business absurdity. The lessee was not only irresponsible under such 
a trust, but was not in position to afford the Central Railroad even a 
temporary benefit from alliance with it, Without the sustaining arm 
of the Philadelphia and Reading Company a lease to it would not 
have been thought of. | 

The reeitals of the guarantee admit this absurdity by represent- 
ing that the Central Railroad Company would not lease until the Phi- 
ladelphia and Reading Company, entering into the same transaction, 
and as a party thereto, executed the paper called the “guarantee. 
That paper expressly embodied the lease and bound the Philadelphia 
and Reading Railroad Company to the virtual execution of it. The 
lease so called, with the Port Reading Company, was a mere form. 
The guarantee was the really operative and important paper. Without 
it the Central Railroad would not be assured of its rental and the 
traffic that was necessary to make the proposed alliance profitable, for 
the Port Reading Railroad Company, as a distinet entity, was irre- 
sponsible and without power to assure traffic. 

But more than this, the Port Reading Railroad Company is, for 
all substantial purposes, the Philadelphia and Reading Railroad Com- 
pany. It is confessedly owned by individuals who represent and serve 
the Philadelphia and Reading. Its capital stock, save a few shares, 
has gone, or is to go, to a construction company, whieh inquestionably 
belongs to the same interest. 

The construction company is officered by the servants of the Phi- 
ladelphia and Reading Railroad Company. It has commenced work 
with an insignificant paid capital $ 2000, and it has confessedly 
drawn moneys from the Philadelphia and Reading Railroad to enable 
it to build the Port Reading Road. The business officers of both the 
Port Reading Railroad and the Port Reading Construction Company 
are identical with the principal office of the Philadelphia and Reading 
Railroad Company. A glance at the execution of the guarantee ex- 
hibits that the same individuals are president and secretary of both 
the Port Reading Railroad Company and the Philadelphia and Read- 
ing Railroad Company. By official reports, stockholders of the Phila- 
delphia and Reading Railroad Company are informed that the Port 
Reading Railroad is “their” road, and, in substance, that it is expected 
to earn an adequate return for “their'' investment in it. In the face 
of such a situation it is idle to say that the Port Reading Railroad 
Company is not in all things, save in its intangible and unsubstantial 
corporate entity, the Philadelphia and Reading Railroad Company. It 
is only necessary to state these partieulars to satisfy the mind of the 
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justice of this conclusion. “The statement,’ says Mr. Morawetz in his 
work on Corporations, section 227, “that a corporation is an artificial 
entity, apart from its members is merely a description, in figurative 
language, of a corporation viewed as a collective body. A corpora- 
tion is really an association of persons and no judicial dietum or legis- 
lative enactment can alter this fact.”. 

“It is a certain rule,” said Lord Mansfield in Johnson ®. Smith 
(2 Burrows, 962), „that a fietion of law shall never be contradieted 
so as to defeat the end for wich it was invented, but for every other 
purpose it may be contradicted." 

It follows from the conclusion reached that the intervention of 
the Port Reading Company as nominal lessee is but a device to dis- 
guise the real nature of the transaction. It is demonstrated, as clearly 
as words could state it, that the object of the transaction was to place 
the Central Railroad within the Philadelphia and Reading Railroad 
system. The Central’s reliance was not upon the small unfinished road 
with a comperatively petty capital and little or no valuable assets, but 
upon the Philadelphia and Reading Railroad Company that estimated 
its assets at $ 200 000 000. It is sticking in the bark to say that 
in this transaction the Philadelphia and Reading Railroad Company is 
not the real lessee, and that the guarantee executed by it is not the 
real lease. The misnomer of papers and the use of a nominal entity 
as nominal lessee does not change the substance of the transaction with 
which this eourt deals. The situations here may be summed up in the 
words of Vice Chancellor Kindersley, in Attorney-General v. The Great 
Northern Railway Co., 1 Dr. Sm., 157 (6 Fur. N. S., 1006, 29 L. F. 794): 
“A more flimsy device, when the particulars are once known, it is im- 
possible to imagine. It may succeed for a time in baffling persons 
who may have an interest in preventing its being done and has suc- 
ceeded, but it was a mere crafty contrivance to evade the requisition 
of the law on the subject of joint stock companies.” 

It must not be thought that courts are powerless to strip off dis- 
guises to thwart the purposes of the law. Whenever such disguises, 
in fact, appear, they can readily be disrobed. The diffieulty is in 
showing the disguises, not in penetrating them when they appear. 
(Atty. Genl. vs. Great Northern Rwy. Co., supra; Penna. R. R. Co. 
v. Commonwealth, 7 Atlantic Rep., 268; People v. Chicago Gas Trust 
Co., 130 Nl., 268; People vs. North River Sugar Refining Co., 121 
N. Y., 582: State of Ohio, ex rel. Atty. Genl., v. Standard Oil Co., 
80 N. E. Rep., 279.) 

Now, what is the effect of the act of 1885 ? 

It consists of three sections. The first forbids any railroad corpo- 
ration to lease its road or franchises to any foreign corporation or to 
unite, consolidate, or merge its stock, property, franchises, or road 
with those of a foreign corporation, until the consent of the legisla- 
ture of this State thereto shall have been obtained. The second pre- 
scribes how that consent of the legislature shall be obtained. The 
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language is: “It shall submit a draft of the proposed lease” * * * 
“to the legislature of this State for its consideration, and no such 
lease” * * * “shall be of any effect whatever, until the same shall 
have been approved by an act of the legislature passed for that pur- 
pose, nor until the corporation or corporations, person or persons, parties 
to such lease” * * * shall first, and as a condition-precedent to the 
same, file in the office of the secretary of state an agreement, to be ap- 
proved by the governor and attorney-general, surrendering to the State 
all rights or exemption from taxation,” etc. 

‘ The third section repeals inconsistent legislation. In short, the 
effect of the act is to withdraw the power to lease, given by the sta- 
tute of 1880, so far as a lease to a foreign corporation is concerned. 

The defendants attack this act by claiming that it contravenes 
two requirements of the Constitution contained in paragraph 11, sec- 
tion 7, article 4, one of which is that the legislature shall not pass 
any private or special law “granting to any corporation, association, 
or individual any exclusive privilege, immunity, or franchise whatever,” 
and the other of which is that “the legislature shall pass no special 
act conferring corporate powers.” Their argument is that the pro- 
posed lease is to be without validity until it shall be approved by an 
act of the legislature passed for that purpose, and that as any lease 
to be approved will be replete with conditions, covenants, and terms, 
which, in their very nature, are special and inapplicable to any per- 
son, natural or artificial, other than the contracting parties therein, 
and that any, even general, act ratifying it, must confer a particulary 
limited power, and to some extent exclusive privilege, upon the cor- 
porate parties to the lease. 

If this argument should be applied to a law specially passed to 
sanction a particular lease it might be regarded as sound, but as no 
such law has been passed, it is obvious that its validity can not be 
discussed or determined. The law now considered is the act of 1885. 
That act does not confer either a power or a privilege. Its object is 
to restriet or condition the exercise of an existing power. The ob- 
jecetion urged, then properly should be, that the law of 1885 can not 
constitutionally be put in force according to the legislative intent, and 
to sustain that objection it must appear that an attempt to act under 
the law will, of necessity, induce legislation that will be unconsti- 
tutional, and, therefore, void, and the argument will be that, as for 
that reason no action under the law can be successful, the law is in- 
capable of being performed, and, therefore, binds not. 

It is to be observed, however, that the reference to a subsequent 
legislature is couched in terms that manifestly contemplate a lawful 
exercise of the lawmaking power. The action is to be by “an act 
passed for that purpose.“ The statute attacked, then, contemplates 
a law to be subsequently made by a power equal to that from which 
it sprang. It can not dictate the terms of such subsequent law. When 
it prescribed that action should be by law it surrendered power over 
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the action. I must assume that the statute questioned was enacted 
in the light of this fundamental principle, for the lawmakers are en- 
titled to every presumtion in favor of their knowledge and wisdom. 
(Cooley Const. Lim., 219.) 

Viewed in this light, the legislative purpose appears to have been, 
not to inaugurate a permanently prohibitory policy concerning leases 
to foreign corporations, but to forbid them until they should have 
legislative sanction. Having no power over subsequent legislation, the 
law could not prescribe that that sanction shall be given in special 
terms, nor does it intend to so prescribe. Its purpose is to lead the 
proceeding for sanction to a point where its power must cease and 
there surrender it. It in effect prescribed that railroad corporations 
of this State shall not lease to foreign corporations without the sanction 
of law to be hereafter enacted; that it is not the policy of the law 
to permanently prohibit such a lease, but it does now prohibit it, and 
will prohibit it, until hereafter a law to be enacted shall permit it; 
until a future law shall, in the light of the terms desired, prescribe 
terms under which it may be made. 

That such uncontrolled future law need not be special, is too 
plainly apparent to require discussion. 

The law of 1885, then, is constitutional and is applicable to the 
lease now questioned. And it follows that the lease was made, not 
only without legal sanction, but in defiance of an expressly prohibi- 
tory statute. 

The next inquiry is whether the Attorney-General may invoke the 
power of this court to restrain further operations under and in pur- 
suance of the lease. 

It is well settled that where a corporate excess of power tends to 
the public injury, or to defeat publie poliey, it may be restrained in 
equity at his suit. In Attorney-General v. DO Delaware and Bound Brook 
R. R. Co. (12 C. E. Gr., 631, 633), in pronouneing the opinion of 
the court of errors and appeals, Mr. Justice Dixon said: “In equity 
as in the law court the Attorney-General has the right, in cases where 
the property of the sovereign or the interests of the publie are di- 
rectly concerned, to institute suit by what may be called civil infor- 
mation for their protection. The State is not left without redress in 
its own courts, because no private eitizen chooses to encounter the 
diffieulty of defending it, but has appointed this high public officer. 
on whom it has cast the responsibility, and to whom, therefore, it has 
giving the right of appearing in its behalf and invoking the judgment 
of the court on such questions of public moment." 

Prof. Pomeroy, in section 1093 of this work on equity jurispru- 
dence, states the rule in this language: “When the managing body 
are doing or are about to do an ultravires act of such a nature as to 
produce public mischief, the Attorney-General, as the representative 
of the public and of the government, may maintain an equitable suit 
for preventive relief.”, 
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It appears that the Attorney-General has the election in his dis- 
cretion whether, in case of excess in corporate powers, he will pro- 
ceed at law to forfeit the charter and franchises or apply in equity 
for a restraint of the excess. Both tribunals are open to him. The 
right of appeal to equity does not depend upon the inadequacy of the 
legal remedy. This subject is stated by Chief Justice Ryan, in At- 
torney-General v. Railroad Companies (35 Wis., 524), in this way: 
“The equitable jurisdietion precludes the objeetion that there is an 
adequate remedy at law. It admits the remedy at law, but admi- 
nisters its own remedy in preference when the State seeks it in pre- 
ference. It seems to proceed on the presumption that it may better 
serve the public interest to restrain a corporation than to permit it 
by penal remedies or to forfeit its charter, and that on that view the 
proper officers of the State should have an election of remedies. And 
we may as well say in this connection that the jurisdietion to enter- 
tain these informatioas is wholly independent of an adequate remedy 
at law; and that were that otherwise we could not consider the in- 
formations in the nature of a quo warranto, pending in this court 
against these defendants, as an adequate remedy at law, which could 
be a substitute for or bar to the injunction asked. Judgments of 
ouster on those informations might not only be of far more grave con- 
sequence to the defendants, but might be far less beneficial to the 
State and less accordant with its policy, and altogether less suitable 
and proper than the injunetion sought to restrain the defendants from 
doing what is alleged to work a forfeiture of their charters.” 

There has been some disagreement among the cases as to whether 
an injunction will issue at the instance of the Attorney-General to 
restrain every excess of corporate power, or whether, before it issues, 
actual threatened injury must be manifest. The argument which sus- 
tains the first class of cases is that every excess of corporate power 
violates the contract with government and thereby invades public and 
governmental rights. The law deems such invasion to be a public in- 
jury. An apt illustration is to be found in the case of Thomas v. 
West Jersey Railroad Company (101 U. S., 71), where there was an 
authorized lease of a railroad. The Supreme Court of the United 
States there held that the franchises and powers granted to a rail- 
way company are designed to be exercised by it for the public good, 
and this purpose enters into the consideration for the grant. Any con- 
tract, therefore, by which the corporation disables itself to perform 
those duties to the public, or attempts to absolve itself from their 
obligation without the consent of the State, is a violation of its con- 
tract with the State and tends to the public injury. 

The argument to sustain the other classe of cases is that a court 
of equity should not move upon mere legal intendment, but should be 
satisfied of a real, substantial public injury which demands the writ 
of injunction in the due protection of the public. In the use, at least, 
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of a preliminary injunction, the latter class of cases appear to be the 
better founded in fitness and reason, for if there be no present emer- 
gency to be met, why may not the injunction be reserved until final 
hearing. 

The authorities upon this subject are numerous. The following 
among them appear to me to best exhibit the contrariety of opinion 
that I have stated: Green’s Brice’s ultra vires (2d ed.), 708; Atty. 
Genl. v. Shrewsbury Bridge Co., 21 Ch. Div., 752; Atty. Genl. v. 
Cockermouth Local Board, 18 Eg. Cas., 172; Atty. Genl. v. Great 
Eastern Ry. Co., 11 Ch. Div., 449; Atty. Genl. v. Great Northern Ry. 
Co., 1 Dr. & Sm., 184; 6 Fur. N. S., 1006; Atty. Genl. v. Railroads, 
35 Wis., 525. The last cited case collects almost all the authorities 
upon this subject. 

But the exhibition of the tendency of the lease in question to 
public injury does not rest alone upon mere legal intendment, and I 
may here apply the rule, with the limitation incorporated in it, that 
the tendency to public injury must, in fact, appear. 

There are peculiar features in the transaction now considered that 
evince a public danger much more serious than appears in the mere 
transfer of corporate duties to performance by a foreign corporation. 
The real lessor and lessee here are extensive producers and carriers 
of anthracite coal. They constitute two of the six great anthracite 
coal carriers from the coal regions of Pennsylvania to this and ad- 
joining States. It is disclosed that the real lessee has secured a lease 
of the Lehigh Valley Railroad Company, and that thereby, and by the 
lease in question, it controls three of the six great coal carriers re- 
ferred to, and also that the alliance thus formed now controls, through 
the instrumentality of coal companies, the capital stock of which these 
combined carriers own, more than one half of all the anthracite coal 
fields in Pennsylvania. 

Moreover, as an indication of the tendency of the combination, 
the Attorney-General presents a report by the lessor defendant to its 
stockholders, in which it congratulates them upon an alliance which, 
with the coöperation of other large coal producing companies, will in- 
sure them “greater uniformity in prices of coal” and the “avoidance 
of needless and expensive competition between producers.” He urges 
that, in substance, this report declares the reaching out to a mono- 
poly which will work inestimable disaster to the people of this State, 
And as a further evidence that monopoly is in view he points also to 
an admission by the president of the Philadelphia and Reading Rail- 
road Company, that the lease complained of will possibly facilitate 
the coöperation of other coal producers, and, in itself, undoubtedly 
affect prices of coal in some localities. 

The proofs show that there are localities in this State which 
formerly had the advantage of competition between these allied roads, 
but now are subject to the monopoly which this lease affords. 

It is true coöperation of the remaining coal roads, which is neces- 
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sary to a complete monopoly, has not yet been secured. By this lease 
only one competitor is silenced and only a little more than one-half 
of the entire coal region is controlled. It is only the second step in 
the direction of monopoly, the first being the lease of the Lehigh 
Valley Railroad. It is to be remembered, however, that the attorney- 
general may have his injunction when the ultra vires act tends or is 
of a nature to produce publie injury. He is not required to wait 
until all the monopoly possible is created, or until all the injury pos- 
sible is in process of infliction. The present situation may be justly 
regarded as Vice-Chancellor Kindersley considered that which was 
presented to him in Attorney-General v. Creat Northern Railroad Com- 
pany, supra., where the ultra vires act was a mere dealing in coal by 
a railway company. He comments upon it as follows: 

„Mr. Rolt argued well, but there is no danger of monopoly, be- 
cause, even if you were to suppose that this company got the entire 
command of all the coal which comes down that line from the inland 
distriets and the northern part of England, that is not monopoly ; there 
is all the coal that comes from the Northwestern dietriet, the Lan- 
cashire distriet, and all the coal from the Welsh distriet, Bristol coal, 
and so on, and there is no monopoly. But follow that out, and sup- 
pose this company has got the command of all the coal on its line, 
and from that part of the country from which it starts, and suppose 
that the London and Northwestern has got the control of all the 
Lancashire and Nordwestern coal country, and suppose the Great 
Western has got the command of all the Welsh and Bristol coal 
fields, you have got, then, the whole traffie in coal which is to 
supply the metropolis and the country in the hands of three com- 
panies. Are not the interests of the public most deeply ‚concerned in 
preventing that? Is it not obvious that the interests of the public 
must suffer if that state of things is allowed to arise? And, yet, what 
this company is doing may just as well be done by each of the other 
companies I have mentioned; and the result would be, in effect, not a 
monopoly of one company, but a monopoly of three, or four, or five 
companies, and a monopoly most prejudicial.’ 

But the answers deny that either the Philadelphia and Reading 
Company or the Central Company own any coal lands or produce or 
deal in coal. That is true, but at the same time it is admitted 
that the Philadelphia and Reading Company owns a majority of the 
capital stock of the Reading Coal and Iron Company and that the 
Central Company owns the majority of the capital stock of the Lehigh 
and Wilkesbarre Coal Company, and that these two coal companies 
own or possess the coal land referred to as belonging to their owners. 
What is this but disguise and evasion ? Whatever may be the nominal 
ownership or the legal title for the substantial purposes of the injury 
apprehended and the attorney-generals complaint, the railroad companies 
stand as the owners of the coal lands in this court. 

That the fietion which excuses the denials of the answers is mere 


*300 Levy don Halle. 


form is emphasized by the language of the president of the Philadelphia 
and Reading Company, when, in one of his reports to its stockholders, 
he speaks of competitors and adds, “who with yourselves are engaged 
in producing a commodity far in excess of the demand of the markets, 
but the proportion of business allotted to this company in years past, 
when its financial straits and lack of facilities did not permit it to 
mine and distribute its proportion of the increased tonnage,“ etc., and 
when he refers to the Port Reading Railway as supplying the means 
of putting the product of “your mines’” upon the market, and when he 
reports to the same stockholders in this language: “It will not do to 
expect immediate returns for your large holdings of unproductive coal 
land. These in good time will reach a value equal to the entire capi- 
tal debt of your company. But what is needed now is the practical 
development of so much of these lands as are needed to supply the 
demand for anthracite coal.” And also by the report of the presi- 
dent of the Central Railroad Company to its stockholders, to which I 
have already referred, in which he says: “It is fair to expect as the 
further results of this alliance, with the coöperation of other large coal- 
producing companies, greater uniformity in the price of coal,” etc. 

So also the testimony of the president of the Philadelphia and 
Reading Company abounds in admissions of railroad ownership of the 
coal lands. 

The answers are literally true, but their denials in this respect, 
without explanation, and in the face of the facts adverted to, savor of 
an evasion which this entitles them to that force which is usually ac- 
corded to the denials of responsive answers upon such a preliminary 
hearing as this. 

Here, then, we have great coal dealers, complaining that they are 
not sufficiently paid for the produce of their mines, combining so that 
already they control more than one-half of the coal fields upon which 
this State depends for fuel, and looking to the coöperation of the re- 
maining anthracite coal producers to effect a change in the price of 
their output so that they may have more satisfactory returns from 
their investment. To say that these conditions do not tend to a dis- 
astrous monopoly in coal would be an insult to intelligence. It is 
possible that such a monopoly may be used, as the defendants sug- 
gest, to introduce economies and cheapen coal, but it does violence 
to our knowledge of human nature to expect such a result. Upon 
such a possibility I quote again the language of Vice-Chancellor Kin- 
dersley in the case of the Great Northern Railway. He says: 

“It is said, well, but according to the statement of the bill and 
affidavits, so far from that being prejudicial to the public, it is most 
beneficial; for see what is the result, coal is made cheaper; yes, 
coal is made cheaper temporarily; but are we to suppose that this 
company, or any company—for I confess I have no faith in the mo- 
rality of any joint stock company—that this company, or any other 
company, especially this company, which has contrived such a cunning 
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device to conceal its proceedings, will merely consider the interests 
of the public, and supply the public with cheap coal? What is the 
object of a joint stock company? To make as much money as pos- 
sible to divide among shareholders. The result, if this proceeding 
goes on, with this company and other companies, must be most griev- 
ously to the detriment of the public.” 

Treating this same suggestion, in State v. Standard Oil Co. 
(30 N. E. Rep. 279), Judge Marshall says: “It may be true that it 
has improved the quality and cheapened the cost of petroleum and its 
product to the consumer. But such is not one of the usual or general 
results of a monopoly; and it is the policy of.the law to regard not 
what may, but what usually happens. Experience shows that it is not 
wise to trust human cupidity where it has the opportunity to aggran- 
dize itself at the expense of others. The claim of having cheapened 
the price to the consumer is the usual pretext on which monopolies 
of this kind are defended, and is well answered in Richards v. Buhl 
(77 Mich., 632). After commenting on the tendency of the combina- 
tion known as the ‘Diamont Match Company’ to prevent fair compe- 
tition and to control prices, Champion, J., said: ‘It is no answer to 
say that this monopoly has in fact reduced the price of frietion matches. 
That poliey may have been necessary to crush competition. The fact 
exists that it rests in the discretion of this company at any time to 
raise the price to an exorbitant degree.’ 

The commodity in which these companies deal is a necessary of 
life in this state. It is the principal fuel of its homes and factories. 
The slightest increase in its price is felt by a population of hundreds 
of thousands of persons, for their necessity compels them to pay that 
increase. If once a complete monopoly be established by the destruction 
of competition, whether that be through lease, or by coöperation, the 
promoters of it and sharers in it may have whatever price their cu- 
pidity suggests. The disaster which will follow can not be measured, 
it will permeate the entire community, furnaces, forges, factories, and 
homes, leaving in its trail murmurs of discontent with a government 
which will tolerate it, and all the other evil effects of oppression. 

Enough has been said to exhibit that the ultra vires act com- 
plained of portends the greatest danger to the public welfare and that 
the case is clearly one in which the attorney-general may and should 
ask the assistance of this court. 

My conclusions upon the points stated preclude the necessity of 
my passing upon many other matters that were discussed at the argu- 
ment. Among them is the question whether the Central Company has 
power to lease its forty and more auxiliary roads, many of which it 
holds by lease or the ownership of the majority of stock, and also 
the very important question as to the power of the Central Company, 
under its charter and subsequent legislation, to invest its capital in 
coal lands or in the stock of a coal company; also questions presented 
in a wider discussion of the subjeets of monopolies, competition and 
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restraint of trade than it has been necessary for me to venture upon. 
Perhaps the prayer of the information and the motion ior injunction 
thereon would now justify an entrance upon the discussion of these 
latter topics, but as I conceive that the relief I have concluded to af- 
ford at this time is all that the public necessity will demand until all 
the proofs may be regularly taken, and the case may be finally and 
more deliberately heard, I refrain from it. 

It remains only to define the bounds of the injunetion to which 
the attorney-general is now entitled. 

This is a preliminary application heard upon information, answers, 
and exparte proofs. Its object is to do no more than to prevent a 
threatened, irreparable injury until the cause can be finally heard, and 
it should go no farther in disturbance of the existing situation than 
the effectual prevention of the injury apprehended will admit. 

But the danger is serious. I do not perceive how I can effectu- 
ally prevent it in any other way than by forbidding all operation under 
the lease and tripartite agreement, and also the performance of the 
covenants that those instruments contain. To merely continue the stay 
that has been granted, and leave the Philadelphia and Reading Rail- 
road Company in possession and operation of the property and fran- 
chises of the Central Company, would be to facilitate and invite in- 
fraction of the order already made. The devices for disguise which 
have appeared in this case as attributable to the defendants, admonish 
me to sever, as far as possible, the connection between them until the 
final hearing. 

I will, therefore, continue the present injunction to final hearing, 
adding to it, however, the further direction that the defendants, and 
each of them, their officers and agents, do desist and refrain from 
further performing and carrying into effect the lease and tripartite 
agreement, and that the Port Reading Railroad Company and the 
Philadelphia and Reading Railroad Company do desist and refrain 
from continuing to control the road, property, and franchises of 
the Central Railroad Company of New Jersey, and from further in 
anywise intermeddling therewith, and that the Central Railroad Com- 
pany of New Jersey do desist and refrain from permitting the Port 
Reading Railroad Company or the Philadelphia and Reading Railroad 
Company to use, control, or operate its road, property, and franchises 
and that the Central Railroad Company do again resume control of 
all its property and franchises and performance of all its corporate 
duties, 

A true copy 


Arzan McDermort, Olerk. 
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Anlage IXa. 





‚189. No. —. 


Subjeet to the conditions named herein, and for the purpose of 
securing the continuous patronage of the within-named purchaser, the 
successors and assigns of the same, for its products, the Distilling and 
Cattle-Feeding Co., six months from the date of this purchase voucher, 
will pay to of purchaser, dollars, ($ ) being a 
rebate of seven cents per proof gallon on proof gallons of the 
Distilling and Cattle Feeding Company’s product purchased this day. 
This voucher will be valid and payable only upon condition that the 
above-named purchaser, the successors and assigns of the same, from 
the date of this voucher to the time of its payment, shall have bought 
their supply of such kinds of goods as are produced by the Distilling 
and Cattle Feeding Company, and all compounds thereof, exclusively 
of one or more of the dealers named on the back hereof, until further 
notified, and shall also have subscribed to the certificate on the back 
hereof. 

When due, forward to the German American National Bank of 
Peoria, Ill., where this voucher is payable without exchange or other 
charge. 


ProRIA, ILL., 

















DistiLLıngG AND CATTLE FEEDING Co., 
By J. B. GREENHUT, President. 
(Stamped across the face.) 42 Not transferable or negotiable. 





Proof gallons.| Amount. 





Proof gallons. 
Amount of Rebate . —— man 


It is hereby certified that from the date of this voucher to the 
maturity thereof the within-named purchaser and the successors and 
assigns of the same have purchased all of their supply of such kind 
of goods and their compounds as are produced by the Distilling and 
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Cattle Feeding Co. exclusively from one or more of the dealers named 
hereon. " 


> 


Dated : 





James A. Webb & Son . »: - see. 20 000% New York. N. Y. 
Doris & Un. 3 1 2 u ae 8 ee Re “ 

Thomas B. Kerr. 2 nun. en 8 wen an z 

Ross & Keaney . .. 2»: se meer. e\ 

J. L Hasbrouck & Co. ... 22000000. J 

Eastern Distilling Co. and Ridgewood Re-Distilling Co. . 

Geo. W. Kidd & Co. ... x: see eneen en. 


” 
” 
n 
n 
n 
n 
Columbia Distilling Co. . .» » v2... Albany, u 
H. & HB: Reinerss. Brooklyn, = 
Carstairs, MeCall & Co...» 2 rennen. Philadelphia, Pa. 
Dougherty & Downs. . .» 22.2.2000. — 
Nicholas J. Griffin, ...- ⸗ E 
BR. J. Allen, Son & Üo. .»... 220er 00. ii 
Charles 8. Habs. .... 2» cs 2 soo 0 un. = 


Beattie & ern EEE — J 
ing Bi ee de Do Boston, 
: Co 


AT WEB 4 screen Baltimore, 'Md. 
James Walsh & Co... . Cineinnati, Ohio. 
Maddux, Hobart & Co. .. - »: 2:22 22000. 
Millereek Distilling Co. . .. - 22220000. 
Union Distilling 00.. . » 2 + casa seo un. 
Hoffheimer Bros. =: = 22.8 3.8.8.8 2 una, 
Elias Block & Bons . . . . 2» 2 2000000. 
Freiberg & Workuem. .. 2... 22. 20 000% 
The Old ’76 Distilling Co...» «20.0... 
W. W. Johnson & Co... . ce. 0 
Henry W. Smith & 00: 2 2... 2 Wer 
Hirsch, Loewenstein & Levi. . . » 2. 22 2 2 0 0. 
Fleischmann & Co. »... 220 es * z 
W. 2, Weller & Boss... 2.5 si sa nenn Louisville, Ky. 
Terre Haute Distilling Co...» » » 2 22.0200. Terre Haute, Ind. 
—— ——— 0: 5 2.2 3 2.0 ee ee Chicago, Ill. 

United States Distilling Co. . . .»» 2.2200. 

Abel, Ames & Co... 04 sone ea da 
Empire Distilling Co..— 
The Riverdale Distillery... 
Henry H. Shufeldt & Co.... . . 
The Calumet Distillerxy..... . . . 
VOTE ED ce Peoria 
H. Behwähhelef:.. 4. 240 4 we 8 sa a . 
John Meiners & Son. . . 2 2 2 2 2 m m u rn an Milwaukee, Wise. 
National Distilling Co... . ». . 2: 2222 2020. * 

The St. Paul Distillerx.......... South St. Paul, Minn. 
Mound ar Distilling Do. 2 2 u ea 2 2er St. Louis, Mo. 
DOnNBEher E00. 0 0 a et e e 

Kansas City Distilling Co... 2» 22 22 2 2 220. Kansas City, Mo. 
Uer N a a a ee ae Omaha, Nebr. 


Mass. 


3 
2 


3233333333 
SS S3131 333134) NH 


* ” 


n n 
n n 
n ” 
n ” 
” 
” 
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Lilienthal & Co..... San Franeisco, Cal. 
— — 
Jones Mundy & Co.......... 
J. & A. Preiberg.... er Cineinnati, Ohio. 
Mihalovitch, Fleteher & Co... . 2222020. rn u 
Rhéeinstrom EIEOM. #05 ; J 
The Cook & Bernheimer Co... . : 2 v2 2220. New York, N. V. 
©. H. Graves & Son . . » 2 2 2 2 er er rn 0 Boston, Mass. 
Thos. E. WERE 20. een on a ee Oswego, N. Y. 
The Wm. Bergenthal Co. . ».. 2. 2er 000. Milwaukee, Wis. 


Anlage IXb. 


Dails statement of Distilling and Cattle Feeding Company’s rebate 
vouchers issued on its product sold this 


by 








day of ’ 189-, 








‚of . 
















Leave 





Purchasser. 


k 
No. of es . Proof Amount 
voucher — gallons. rebate. 





Name. Location. 


Anlage X. 


AGREEMENT 


FOR THE 


REORGANIZATION OF THE AMERICAN COTTON OIL 


[2 


This Agreement, made this sixth day of November, 1889, by and 
between Frederie P. Olcott, Samuel Thomas, Edward D. Adams, 
Nicholaus Sheldon, James H. Benedict and William L. Bull, a Com- 
mittee of the Certificate holders of The American Cotton Oil Trust, 

Schriften LX. — Kartelle. II. 20 
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hereinafter called The Committee, parties of the- first part; and such 
of the Certificate holders of the said The American Cotton Oil Trust 
as shall become parties to this Agreement, parties of the second part; 
and The Central Trust Company of New York as Depositary, party of 
the third part; Witnesseth: 


WHEREAS, The American Cotton Oil Trusts was heretofore created 
under and by virtue of an Agreement or Deed of Trust, and there 
have been issued thereunder Trust Certificates now outstanding to the 
amount of $ 42 185 238; 

AND WHEREAS, It is the desire and purpose of the parties hereto 
to effeet a reorganization of The American Cotton Oil Trust by the 
merger and incorporation of the Trust and the property and assets 
thereof, in whole or in part, into The American Cotton Oil Company, 
a corporation organized and existing under the laws of the State of 
New Jersey, or that such Trust Certificates be sold, exchanged or 
transferred directly for shares of said Company, or that such other 
method or plan be adopted as may be considered by said Committee 
calculated to accomplish the following general result and basis, viz.: 


GENERAL BASIS OF REORGANIZATION 
OF THE 


AMERICAN COTTON OIL TRUST. 


The American Cotton Oil Company to issue Six per cent., Non- 
cumulative, Preferred Stock, redeemable at 105 per cent., secured by 
the shares of all companies received on such merger or acquisition, or 
by property or Trust Certificates, as may be determined by the Com- 
mittee, and limited to $ 15 000 000 in amount — $ 4 454 000 thereof 
(or any balance in excess of the amount required on the exchange) 
to be held, used and disposed of by the Directors for the purposes 
of the Company; and Common Stock to the amount of $ 21 092 000. 
All such stock to be entitled to like voting power. 

The American Cotton Oil Trust Certificates to be exchanged for 
such shares in the following proportion, viz.: 


For each share of Trust Certificates, 50 per cent. 
thereof in such Common Stock . . ..$ 21 092 000 
And 25 per cent. thereof in such Preferred Stock $ 10 546 000 


Now, THEREFORE, in consideration of the sum of one dollar each 
to the other in hand paid, and of their mutual agreement, and of other 
valuable consideration, the receipt whereof is hereby acknowledged, 
the parties hereto, and such other certificate holders as shall come in 
and participate under the terms of this Agreement, either by execut- 
ing the same, or by depositing their Certificates hereunder, hereby 
mutually covenant and agree (each for himself and not for the other), 
to and with each other, and with the said Committee, parties of the 
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first part, and with said Central Trust Company, party of the third 
part, as follows: 


I.—That they are the owners, or legal or personal representatives 
of the owners, of Certificates of The American Cotton Oil Trust, to 
the amounts set opposite their respective names, or deposited here- 
under respectively; and that they will in all cases deposit said Certi- 
ficates owned, or represented by them, or either of them, in good 
faith, on or before the twentieth day of November, 1889 (or within 
such further period as may be granted by said Committee), with the 
Central Trust Company ofthe City of New York, which is hereby de- 
signated as the Depositary of said Committee for said purpose, and that 
they will respectively accept in lieu thereof negotiable Certificate or 
Certificates of Deposit of said Central Trust Company, issued in such 
form as may be approved by the Committee; and that they and each 
of them will in all cases execute legal and sufficient transfers of their 
Trust Certificates to the Committee, parties of the first part, and de- 
posit the same with their said Trust Certificates, so that the legal 
title to said Trust Certificates shall be and become vested in said 
Committee, for the use and subject to the control of said parties of 
the first part, or a majority of them, or their successors, as such 
Committee; provided, however, that if any holders of American Cotton 
Oil Trust Certificates shall fail to surrender and transfer their said 
Trust Certificates in accordance herewith, or in any other respect 
fail to comply with the terms of this Agreement, they and each 
of them shall, from and after such omission or failure, have no right 
to partieipate in the benefits of this Agreement, without the express 
consent of said Committee. 

By the acceptance of such Certificates of Deposit above referred 
to, the several parties of the second part respectively depositing their 
American Cotton Oil Trust Certificates with said Central Trust Com- 
pany, become parties to this Agreement with the same force and effect 
as if they had severally affixed their signatures and seals at the foot 
of this instrument. 


1I.—The assenting stockholders hereby constitute the Committee, 
said parties of the first part, and their successors and substitutes, as 
their Committee, Trustees and Agents to carry out the general plan 
of reorganization above generally set forth, in such manner, and by 
such methods, means and proceedings, as in their judgment may seem 
advisable; to possess and exercise all the title, interests, rights, powers 
and privileges of such certificate holders appertaining to such Certifi- 
cates under the Deed of Trust, or otherwise, including the power and 
right to vote and act (either in person or by proxy) at any and all 
meetings of certificate holders of said Trust upon any measure or 
subject, whether previous notice thereof be given or not, and to as- 
sent to, act upon and coöperate in the dissolution and winding up of 
said Trust, and the transfer and sale of any or all the assets thereof—all 

20 * 
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in such manner and upon such considerations as they deem best; and 
to prescribe the form and provisions of such Preferred and Common 
Stock Certificates, and determine with what shares, property or Trust 
Certificates such Preferred Stock shall be secured and the manner 
thereof. 

Also to prosecute or defend any and all legal proceedings which 
said certificate holders personally, or any of them, could have instituted, 
conducted or be parties to, and for any of the purposes or ends for 
which such certificate holders might have instituted or conducted the 
same; to employ and determine compensation of such assistants, agents, 
attorneys and counsel and incur such other expenses for advertising, 
printing and otherwise, as they may deem necessary for the accomplish- 
ment of the purposes herein generally expressed; and in general to 
devise and execute means for the reorganization of said Trust, and to 
do and perform each and every act which they may deem necessary 
or desirable to consummate such reorganization, and the general pur- 
poses hereinbefore recited, and full discretion is conferred upon them 
in the premises. 

It is expressly provided and agreed, that such Committee shall 
not be confined to any single method of accomplishing the conversion 
of such Trust Certificates into shares of said corporation, but shall 
have and is hereby given plenary power and discretion to bring about 
such result by such method and in such manner as they may consider 
practicable and advantageous to the certificate holders; and that the 
enumeration of speeifie powers anywhere in this Agreement shall not 
be construed to limit or restriet the general powers herein mentioned. 


III.—Said Committee shall have power to add to their number 
from time to time, to such limit as they deem judicious, and to fill 
any vacancy which may arise in the Committee by death, resignation 
or otherwise. They shall select of their number. a Chairman and 
Secretary, who shall perform the duties usually appertaining to. such 
offices. They shall be and are hereby empowered to act in all res- 
pects and upon all questions and matters by the affirmative vote of.a 
majority of their number; and all the interests, rights, duties, powers 
and discretion herein conferred upon the parties of the first part, 
shall extend to and be possessed and exereised by any successor, sub- 
stitute or additional member of said Committee as fully as if such 
person or persons had been originally named herein. They shall have 
power to nominate and appoint an agent, agents or sub-committee, 
through whom they may act, and they may delegate any necessary 
authority as well as discretion to such agent, agents or sub-com- 
mittees, Ä Ä 


IV.—This Agreement, and all the provisions thereof, shall be 
binding upon all parties hereto, and depositors of Certificates here- 
under, and shall be carried out without regard to any fixed proportion 
or amount of Trust Certificates that may be deposited hereunder.- 
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The Committee shall be the sole judge as to whether the assent 
of the holders of such American Cotton Oil Trust Certificates has been 
obtained to this Agreement sufficient in amount to warrant them "in 
carrying out the same; and they shall have power, and it shall ‘be 
their duty, to execute and consummate any such plan, and the pro- 
visions of this Agreement, for and in behalf of such holders as may 
become parties hereto, and without any regard to any fixed proportion 
or amount of such Certificates; and this Agreement shall continue in 
full force and effect until all of its purposes and provisions are ac- 
complished ; provided, however, that said Committee, in their absolute 
discretion and judgment, may at any time and at any stage of their 
duties, bring this trust in whole or in part to a close, wind up the 
same in whole or in part, and distribute, pro rata, among the holders 
of-such Central Trust Certificates, the shares, certificates or other pro- 
perty that may be in their hands at the time. 

V.—And it is expressly agreed that, if said Committee should 
consider it preferable, for any reason or cause, so to do, they are 
speeifically authorized and empowered to sell and dispose of, from 
stage to stage, and at any time or times, all or any part of the Ame- 
rican Cotton Oil Trust Certificates deposited hereunder to said Ame- 
rican Cotton Oil Company, for its Common’ and Preferred Stock of the 
general discription aforesaid, and upon such considerations as they 
"may deem best; and they are fully empowered to enter into any agree- 
ment-and make such. arrangements with said Company as they may 
consider desirable to such end, and to determine with what shares, 
property or Trust Certificates such Preferred Stock shall be secured 
and the form and manner thereof. 

And they are fully and specifically authorized and empowered to 
hold, manage, represent: and be vested with the legal title to such 
shares required on any such sale or on such merger and dissolution 
of the Trust; and to continue therewith to pursue the purposes. afore- 
said, until such merger and dissolution and the purposes of this Agree- 
ment are completely accomplished, and said Trust is wound up: and 
Jliquidated, or at their discretion, to make distribution’ thereof as 
'hereinbefore authorized. 

And the said Committee shall possess and exereise all the ctle, 
interest and rights, powers and privileges of such stockholders of said 
Company, including the power and right to vote and act (either in 
person or by proxy) upon any measure.,, matter or subject, in such 
‚manner as they may deem best, either’ in writing or at any meeting 
‚of stockholders of said Company, with or without previous notice 
thereof, and to represent said stock-in every respect. 

And all the powers anywhere in this Agreement contained « are 
made applicable to the provisions of thie Article -as ‚fully as.if set 
forth therein. 

VL—It is expressly understood and — ‚that any of the pro— 
visions of this Agreement other than Article IV., and that any detail 
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of said general basis of reorganization, may be altered, amended, or 
added to in any respect by the assent of the holders for the time 
being of at least three-fourths in amount of the said Central Trust 
Certificates of Deposit issued hereunder, expressed either in writing 
or by a vote had at a special meeting of such holders called for that 
purpose by such Committee in the manner hereinafter provided; and 
any and every such alteration, amendment or addition shall become, 
and be deemed to be, a part of this Agreement, as fully and effectu- 
ally in every respect as if the same had been originally so provided 
herein. 

VIL.—The holders of Trust Certificates of said The American 
Cotton Oil Trust may avail themselves of the benefits of this Agree- 
ment, by depositing their Trust Certificates hereunder on or before 
the twentieth day of November, 1889; and after that date the holders 
vf Trust Certificates, who have not deposited their Certificates as afore- 
said, shall be precluded from enjoying the benefits of this Agreement, 
unless said Committee shall extend the time within which the same 
may be so deposited; and said Committee is hereby granted full power 
and authority to extend the time within which such Certificates shall 
be deposited, upon such terms and penalties, and in such cases as 
they, in their absolute judgment, may consider best, and may waive 
penalties in any case. 

VIIL.—Said Committee shall have power to call meetings of the 
holders of such Central Trust Certificates of Deposit, for any purpose 
and upon at least three days’ notice to be given by publication of 
such call in two or more newspapers of general ceirculation published 
in the City of New York; and such publication shall be the only no- 
tice of such meetings requisite hereunder, and shall be deemed and 
taken to be actual and sufficient notice thereof to the holders of such 
Central Trust Certificates and the respective depositors hereunder. 

IX.—No member of said Committee, party of the first part, nor 
said Depositary, party of the third part, shall be responsible or liable 
for any act or default of the other of them, or of any agent employed 
by them or either of them; and they shall respectively be entitled to 
proper and reasonable compensation for all services by them respec- 
tively rendered in the execution of the powers and duties herein pro- 
vided for, and to reimbursement for any expenses they may deem it 
proper to incur in the execution of said trusts, powers and duties; 
and they or either of them may become pecuniarily interested in any 
of the properties or matters which are the subject of this Agreement. 

X.— And the said Committee, party of the first part, and said 
Depositary, party of the third part, do hereby respectively accept and 
agree to the trusts, powers and duties upon them respectively con- 
ferred or imposed hereunder, and will carry out the same to the best 
of their respective abilities; but it is expressly understood that they 
assume no legal responsibility for the execution of any such plan of 
reorganization. 
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XI.—This Agreement may be printed and copies thereof may be 
signed; and all of said copies so signed shall be deemed and taken as 
constituting one original contract. 


XIL.—This Agreement shall bind and extend to the parties hereto, 
the depositors hereunder, and their and each of their successors, exe- 
cutors, administrators and assigns. 


In WITNESS WHEREOF, the said parties have hereunto set their 
names or affıxed their corporate seals, and have written opposite to 
their respective names or seals the amount of Certificates of the Ame- 
rican Cotton Oil Trust held by them. 


SAMUEL, THOMAS 
hei ae EDWARD D. ADAMS, Reorganization 
Ww. Nerson ÜROMWELL, —— A. BENEDICT, Committee, 


BULL, 
NICHOLAS SHELDON, 


CENTRAL TRUST COMPANY 


OF NEW YORK, 
et By E. F. HYDE, Depositary. 
2d Vice-Pres., 













AMOoUNT OF 
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Anlage XI. 


STATE OF ILLINOIS. 
DEPARTMENT OF STATE. 
Isaac N. Pearson, secretary of State. 


To all to whom these presents shall come, greeting : 


Whereas a statement duly signed and acknowledged has been 
filed in the office of the secretary of State, on the 31st day of Janu- 
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ary, A. D. 1890, for the organization of the Distilling and Cattle- 
Feeding Company, under and in accordance with the provision of “an 
act concerning corporations,’’ approved April 18, 1872, and in force 
July 1, 1872, and all acts amendatory thereof, a copy of which state- 
ment is hereto attached. 

And whereas a license has been issued to Joseph B. Greenhut, 
Adolph Woolner, and George J. Gibson as commissioners to open 
books for subscription to the capital stock of the said company; 

And whereas the said commissioners have on the 11th day of 
February, A. D., 1890, filed in the office of the secretary of State 
a report of their proceedings under said license, a copy of which re- 
port is hereto attached: 

Now, therefore, I, Isaac N. Pearson, secretary of State of the 
State of Illinois, by virtue of the powers vested in me by law, do 
hereby certify that the said Distilling and Cattle Feeding Company 
is a legally organized corporation under the laws of this State. 

In testimony whereof I hereto set my hand and cause to be fixed 
the great seal of State. Done-at the eity of Springfield this eleventh 
day of February, in the year of our Lord one thousand eight hundred 
and ninety, and of the independence of the United States the one 
hundred and fourteenth. 

[sear.]) I. N. PEARsoN, 

Secretary of State. 


STATE oF Iruınos, Peoria County, ss. : 
To Isaac N. Prarson, Secretary of State: 


We, the undersigned, Joseph B. Greenhut, Adolph Woolner, and 
George J. Gibson, propose to form a corporation under an act of the 
general assembly of the State of Illinois, entitled “An act concerning 
corporations,” approved April 18, 1872, and all acts amendatory 
thereof; and for the purpose of such organization we hereby state as 
follows, to wit: 

1. The name of such corporation is Distilling and Cattle Feeding 
Company. 

2. The object for which it is formed is to carry on a general 
business of distilling, redistilling, and rectifying high wines, alcohol, 
spirits, gins, and whiskies of every kind and description, and deal in 
the same, in the State of Illinois and elsewhere, and owning the pro- 
perty necessary for that purpose; also to engage in feeding and deal- 
ing in cattle and other live stock; also malting, dealing in malt, and 
doing any other business incident to the main purpose of this corpo- 
ration. 

3. The capital stock shall be $ 35 000 000.00. 

4. The amount of each share is one hundred dollars. 

5. The number of shares three hundred and fifty thousand. 
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6. The location of the principal office is in Peoria, in the county 
of Peoria, State of Illinois. 
7. The duration of this corporation shall be ninety-nine years. 
JOSEPH B. GREENHUT, 
ÄADOLPH WOOLNER. 
GEORGE J. GIBSON. 


To Isaac N. PEARSOoN, 
Secretary of the State of Illinois. 


The commissioners duly authorized to open books of subscription 
to the capital stock of Distilling and Cattle Feeding Company pursu- 
ant to license heretofore issued, bearing date the 31st day of January, 
A. D,, 1890, do hereby report that they opened books of subscription 
to the capital stock of said company, and that the said stock was 
fully subsceribed; that the following is a true copy of such subscription, 
viz: We, the undersigned, hereby severally subscribe for the number 
of shares set opposite our respective names, to the capital stock of 
Distilling and Cattle Feeding Company and we severally agree to pay 
the said company, for each share, the sum of one hundred dollars as 
the same shall be called for. 













Names. Shares Amount. 





Joseph B. Greenhui . » 2.2. cr an 00% 43750 | 84375 000 
Warren A. Coming. . -. . 22 2220000. 43 750 4 375 000 
Wem. N. Hobart 2 2. 2070 24%. 0 43 750 4 375 000 
Lewis H. Greene.. newer 43 750 4 375 000 
0, 2, Tersall: 2 4.0.0 2.23 3 4 8a 205 43 750 4 375 000 
Adolph Woolner .. 2.2 2.222202 00 —— 43 750 4375 000 

ara wa 5 anne en 43 650 4 365 000 
Molson Morris: ; & 4.5. 4.3 EEE 43 350 | 4 335 000 
H. M. Ringman . - u... 0. Pa a REN 


500 | 50 000 


That on the eleventh day of February, A. D. 1890, at 207 North 
Jefferson ave., Peoria, Ill., at the hour of 10 a. m., they convened a 
meeting of subseribers aforesaid, pursuant to notice required by law, 
which said notice was deposited in the postoffice properly addressed 
to each subseriber, ten days before the time fixed therein, a copy of 
which said notice is as follows, to wit: 

You are hereby notified that the capital stock of Distilling and 
Cattle Feeding Company has been fully subseribed, and that a meeting 
of the subseribers of such stock will be held at 207 North Jefferson 
ave, Peoria, Ill., on the 11th day of February, A. D., 1890, at 10 
o’elock, a. m., for the purpose of electing a board of direetors for 
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said company, and for the transaction of such other business as may 
be deemed necessary. 
(Signed.) JoSEPH B. GREENHUT, 
ADOLPH WOOLNER, 
(GEORGE J. GIBSON, 
Commissioners. 


That said subscribers met at the time and place in said notice 
specified and proceeded to elect directors, and that the following per- 
sons were duly elected for the term of one year, viz: Joseph B. Green- 
hut, Warren H. Corning, Wm. N. Hobart, Lewis H. Greene, H. L. 
Terrell, Adolph Woolner, Peter J. Hennessy, Nelson Morris, H. M. 
Kingman. 

JOßSEPH B. GREENHUT, 

A. WOooLNER, 

GEORGE J. GIBSON, 
Commissioners. 


STATE OF ILrınois, County of Peoria, ss: 


On this 11th day of February, A. D. 1890, personally appeared 
before me a notary public in and for said county in said State, Joseph 
B. Greenhut, Adolph Woolner, and George J. Gibson and made oath 
that the foregoing oath by them subsceribed is true in substance and 
in fact. 

[SEAL..] N. E. D. Hıcens, 

Notary Public. 


STATE OF Irumols, Peoria County, ss: 


I, Francis G. Minor, clerk of the eireuit court in and for the 
county of Peoria and State of Illinois, and er-officio recorder of deeds 
in said county, do hereby certify that the annexed instrument was filed 
for record in my office on the 12th day of Feb’y, A. D. 1890, at 
9:19 o’clock a. m., and has been duly recorded in book 3 on page 
64 in said recorder’s office, 

In witness whereof I have hereunto set my hand, at my office in 
Peoria, the day and year above written. 

E. G. Minor, 
Clerk and Recorder, 

By J. P. Durkın, 
Deputy. 


Induſtr. Unternehmer: u. Unternehmungsverbände i. d. B. St. v. Nordamerika. 315* 


Anlage XII. 


BY-LAWS 
OF 


THE UNITED STATES LEATHER COMPANY, 
AS ADOPTED MAY lürn, 1893. 


ARTICLE 1. 
MEETINGS OF STOCKHOLDERS. 


$ 1. The annual meeting of the Stockholders shall be held at 
the principal office of the Company, in the State of New Jersey, on 
the fourth Wednesday in February, at the hour of twelve o’clock noon 
of said day in each year, for the purpose of electing twenty-seven di- 
rectors to serve for the ensuing year, and for the transaction of such 
other business as may come before such meeting. 

At least twenty days’ notice ofthe time and place of such — * 
ing shall be given by the Secretary to each Stockholder by mail to 
such address as may be on record in his office. But no failure to give 
such notice shall be held or taken to invalidate the proceedings at 
such meeting, when the same shall be hıld at the time and place 
hereby fixed and established, and such meeting may be adjourned from 
day to day, until its business is completed. 

If for any reason there should be a failure to hold such meeting, 
or to elect a Board of Directors thereat, a meeting may be held at 
said place at any time thereafter for the said purpose, on the call of 
the Board of Directors, or by the holders of a majority of the stock 
on twenty days’ notice thereof, to be given to each Stockholder by 
personal service or by mail. Any of the books and papers of the 
Company which shall be required by the holders of a majority of the 
stock, present, shall be exhibited at such meetings. 

$ 2. Special meetings of the Stockholders may be called at any 
time for any lawful purpose, on the order of a majority of the Board 
of directors, and shall be called by the President on the request, in 
writing, of the holders of a majority of the stock issu’d, stating the 
object for which the meeting is to be called, and the business trans- 
acted at any special meeting shall be given to each Stockholder by 
personal service or by mail at least twenty days before the day fixed 
for such meeting. 

$ 3. At all meetings of Stockholders the vote shall be by ballot, 
unless the same is waived, and each Stockholder shall be entitled to 
one vote, to be cast in person or by proxy, for every share of stock 
standing in his name on the books of the Company, and a majority 
of the votes cast shall determine the question or questions submitted 
to vote, 
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$4. At their meeting next proceeding any meeting of Stockholders, 
the Board of Directors may appoint from the Stockholders three In- 
spectors, whose duty it shall be to receive and count the votes cast 
by the Stockholders at such meeting, to report the result thereof in 
writing to such meeting, and to deliver the ballots cast upon each 
question to the clerk of the meeting with their report. But it shall 
be competent for the holders of a majority of the stock represented 
at any meeting to appoint Inspectors to act at such meeting. 

$ 5. Should the holders of the requisite amount of stock be un- 
represented at any meeting where the vote of any definite proportion 
of the stock is required, it shall be competent for the Stockholders 
present or represented to adjourn the meeting from time to time until 
the requisite amount of stock shall be represented. 

$ 6. At all meetings of the Stockholders the holders a majority 
of the outstanding stock of the Company or their representatives shall 
constitute a quorum, but a less number ma adjourn from time to 
time until a quorum shall be convened. The majority of the stock 
represented by those present may elect a Chairman and Clerk, but 
the President of the Company, if present, shall act as Chairman, unless 
the meeting shall, by a majority vote, elect a Chairman. 

The Secretary shall, if present, act as clerk of the meeting, un- 
less the meeting shall, by a majority vote, elect its own Clerk. In 
either case, it shall be the duty ofthe Clerk to keep a true and faith- 
ful record of the proceedings of the meeting, and to certify the same 
under his hand to the Board of Directors at their next meeting. 


ARTICLE II. 
BOARD OF DIRECTORS. 


$ 1. The management of the affairs of the Company, and the 
control of its business shall be vested in a board of twenty-seven Di- 
rectors, each of whom shall, at the time of his election and during 
his continuance in office, be a bona fide holder of stock — in 
his name on the books of the Company. 

$S 2. Fourteen members of the Board shall constitute a quorum, 
who, whenever and wherever convened in conformity to the provisions 


of the By-Laws, shall have full power to transact business. But a. 


less number may adjourn from time to time until a quorum shall be 
convened. 

8 3. At the first meeting of the Board of Directors after their 
election, or at any subsequent meeting when the same shall not have 
been done at the first meeting, they shall choose by ballot from- their 
number a President and a First and a Second and a Third Vice-Pre- 


sident who shall respectively hold their offices until their successors 


shall be duly chosen. They shall also eleet a Secretary, Assistant 
Secretary, Treasurer, Assistant Treasurer, Auditor, an Executive Com- 
mittee, and such additional officers and agents as they may deem ad- 


A 
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visable, whose duties shall be defined by the By-Laws, and who shall 
respectively hold their offices during the pleasure of the Board, One 
person may hold more than one office. 

$ 4. It shall be the duty of the Board of Directors to present, 
at each annual meeting of the Stockholders, a full and clear state- 
ment of the business and affairs of the Company. 

$ 5. The Board of Directors shall fix or approve the compen- 
sation of the officers of the Company, and of the several heads of de- 
partments. The wages of subordinates and other agents and employees 
shall be fixed by the Executive Committee, subject at all times to the 
action of the Board. 

S 6. Vacancies in the Board of Directors shall be filled by the 
Board from time to time, and in case of any failure to elect a Board 
of Directors at the time or in the manner herein provided, the ex- 
isting Board, for the time being, shall continue in office until their 
successors shall be elected. 

87. The Board of Directors shall hold regular meetings at the 
office of the Company in the City of New York, State of New York, 
on the fourth Tuesday of the months of March, June, September and 
December, for the transaction of such business as may come before 
them. 

‘Special meetings of the Board may be called at any time or 
place by the President, and shall be called by him or one of the Vice- 
Presidents on the written request of nine members of the Board, stat- 
ing the object of such meeting. Notice of not less than four days 
from date of notice, by mail, or two days by telegraph, of all speeial 
meetings shall be given to each Director, in which the object of the 
meeting shall be stated, and no business shall be transacted except 
such as shall have been so stated in the notice. 

$ 8. At all meetings of the Board, the President, or in his ab- 
sence a Vice-President, present, shall act as Chairman, and in their 
disability to act, one of the .Direetors present may be chosen..to pre- 
side. The presiding officer shall preserve order and regulate all dis- 
cussions in accordance with parliamentary usage. 

$ 9. At all meetings of the Board, the order of business shall be: 

1st. Reading of the minutes of the previous meeting. 

2d. Reports of Officers and Committees. 

3d. Untinished business. 

4th. New business. 

$ 10. Any .officer, agent or employee may be at any time re- 
moved at the pleasure of the Board, except the President, who may 
be removed by a vote af eighteen of the members of the Board. 

$ 11. During a prolonged absence or disability of any officer the 
Board may appoint a substitute pro tempore, and on the death or re- 
signation of any officer the Board shall fill the vacancy. 
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ARTICLE II. 
THE EXECUTIVE COMMITTEE. 


$ 1. There shall be an Executive Committee of nine, consisting 
of the President and the three Vice-Presidents for the time being, and 
of five other members to be chosen by the Directors from their own 
number. The President, or in his absence one of the Vice-Presidents 
shall preside at the meetings of the Committee. The remaining mem- 
bers of the Committee shall have power to fill vacancies in its mem- 
bership, subject to the approval of the Board of Directors at its next 
meeting. 

There shall be regular meetings of the Committee at least once a 
week at a time and place to be fixed by the Committee, and the 
Committee may make such rules as it thinks best with reference to 
special meetings and the notice thereof, but the President may call a 
special meeting at any time and the President or any of the Vice- 
Presidents shall do so at the request of four members of the Com- 
mittee 

Five of the members of the Committee shall constitute a quorum 
for the transaction of business, and a majority vote of all the mem- 
bers present at a regular meeting of the Committee, or at any meet- 
ing of which due notice has been given to all the members, shall be 
deeisive, and the unanimous vote of seven members shall be valid and 
decisive at any meeting, even though no notice thereof was given to 
the members not present. 

The Executive Committee shall possess and exercise all the powers 
of the Board of Directors during the intervals between the meetings 
of the Board, subject to the orders and resolutions of the Board. Re- 
ports of the proceedings shall be submitted to the Board at their next 
meeting. 


$ 2. Subject to the orders and resolutions of the Board, the 
Executive Committee shall have charge and control of all the affairs 
and business of the Company, and of all its books, papers and pro- 
perty, and also of the corporate seal. They may appoint custodians 
of the same, and remove them or any of them at pleasure. 

They may appoint Committees to aid in the conduct of the aflairs 
and business of the Company, and the majority in each such Com- 
mittee shall be members of the Board of Directors; but the other 
members of each such Committee may be Stockholders or employees. 

They may appoint a temporary or acting officer to discharge, 
under their direction, the duties of any officer who by reason of any 
disability cannot act, except those of the President, whether there be 
a vacancy in such office or not, and the acts of such temporary officer 
shall be as valid and effectual as those of the officer whose duties he 
shall perform. 
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ARTICLE IV. 
PRESIDENT. 


8 1. The President shall be the chief executive officer of the 
Company, and shall exereise general supervision over all its affairs, 
officers and employees subject to the direction of the Board of Direc- 
tors and of the Executive Committee. He shall have power to call 
special meetings of the Board of Directors and of the Executive Com- 
mittee to be held at such times and places as shall be designated by 
him, and it shall be his duty to call meetings of the Board immedia- 
tely on the written request of nine members thereof stating therein 
the object of such meeting. He shall also call special meetings of the 
Board upon the written request of four of the members of the Exe- 
cutive Committee, The said call for said special meeting shall be 
issued by him forthwith, and shall conform with said request as to 
time, place and object of such meeting. He shall preside at all meet- 
ings of the Board and of the Executive Committee when present thereat. 
He shall be careful that all the business and affairs of the Company 
are conducted in conformity to law, and that the By-Laws and rules 
and resolutions of the Board are faithfully executed. 


$ 2. He shall have power, with the concurrence of the Board of 
Directors or of the Executive Committee, to negotiate, execute and 
deliver all contracts, and shall sign all agreements, contracts and 
other documents, except where the signing, execution or delivery of 
such contract or document is otherwise provided for, and shall gener- 
ally exercise and perform the powers and duties such as are usually 
exercised by and devolved upon the President of an incorporated com- 
. pany, except as herein otherwise provided. In case a vacancy occurs 
in the office of President the same shall be filled by the Board of 
Directors without delay. 


$ 3. The President shall prepare an annual report of the affairs 
and business of the Company, and submit the same to the Board of 
Directors at their meeting next before the annual meeting of Stock- 
.holders. 


ARTICLE V. 
VICE-PRESIDENTS. 


$ 1. In case the office of President shall become vacant by death, 
resignation or otherwise, or in case of the absence of the President or 
other disability to discharge the duties of his office, the same shall in 
all things for the time being devolve upon the Vice-Presidents in their 
respective order, who shall exereise all the powers and duties of the 
President, and the three Vice-Presidents shall respectively do and per- 
form such other acts as the Board of Directors or Executive Committee 
may from time to time authorize them to do. 


*320 Levy von Halle. 


ARTICLE VI. 
SECRETARY AND ASSISTANT SECRETARY. 


8 1. It shall be the duty ofthe Secretary to attend all the meet- 
ings of the Board of Directors, and keep a true and faithful record 
of all their proceedings, and enter the same in a book to be provided 
and kept for that purpose. He shall give due notice, as hereinbefore 
provided, of all the meetings of the Directors and Stockholders. 

$ 2. He shall, subject to the control and direction of the Exe- 
eutive Committee, have the eustody of the corporate seal, and shall 
affıx the same to all documents which shall require sealing, and which 
shall have been duly authorized or approved by the Board of Directors 
or the Executive Committee, and shall perform such other duties from 
time to time as shall be presented to or required of him by the Board 
of Directors, Executive Committee or the President. 

$ 3. The Assistant Secretary shall perform such duties from time 
to time as shall be presented to or required of him by the Board of 
Directors, Executive Committee or the President. 


ARTICLE VL. 
TREASURER AND ASSISTANT TREASURER. 


$ 1. It shall be the duty of the Treasurer to keep and account 
for all moneys, funds and property of the Company which shall come 
into his hands, and he shall render such accounts and present such 
statements to the Directors, the President and Executive Committee 
- as may be required of him. He shall deposit all funds of the Com- 
pany which may come into his hands in such bank or banks as the 
Board of Directors or Executive Committee may designate; he shall 
keep his bank accounts in the name of the Company, and shall ex- 
hibit his books and accounts to the President, the Vice-Presidents or 
any Director upon application at the office during ordinary business 
hours; he shall pay out money as the business may require upon the 
order of the properly constituted officer or officers of the Company, 
taking proper vouchers therefor: Provided, however, that the Board 
of Directors or the Executive Committee shall have power by reso- 
lution to delegate any of the duties of the Treasurer to other officers, 
and to provide by what officers all bills, notes, checks, vouchers, or- 
ders or other instruments shall be signed. 

8 2. The Assistant Treasurer shall perform such duties from time 
to time as shall be presented to or required of him by the Board of 
Directors or the Executive Committee. 

$ 3. AI officers and employees designated by the Board of Di- 
rectors shall give security to the Company for the faithful performance 
of their duties, in such form and in such an amount as shall be pre- 
scribed by the Board, 
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ARTICLE VI. 
AUDTTOR. 


$ 1. The Auditor shall have supervision of the books of account 
of the Company, and of all books and papers relating thereto, subject 
to the Executive Committee, and shall examine all vouchers and audit 
all accounts. He shall keep such records of the business of the Com- 
pany as will at all times show the condition of the accounts. 

S 2. He shall render statements to the President and to the 
Executive Committee as may be required, showing all receipts and 
disbursements, and the amount of money due to the Company from all 
sources or otherwise remaining to the credit of the Company, and he 
shall make such other reports and statements as may be required of 
him from time to time. 


ARTICLE IX. 
TRANSFER AGENT. 


$ 1. There shall be a transfer agency established and maintained 
in the City of New York, under the direction and control of the Exe- 
cutive Committee for the registration of transfers of stocks and bonds, 
and keeping accounts of the same. 

$ 2. Transfers of stock shall only be made on the books of the 
Company, either in person or by attorney, but no certificate shall be 
issued to an assignee, unless the certificate representing the stock as- 
signed shall be surrendered and cancelled, except when the Board of 
Directors or Executive Committee, being satisfied of the loss or de- 
struction of any certificate, shall authorize the issue of a duplicate 
thereof. 


ARTICLE X. 
CORPORATE SEAL. 


S 1. A Corporate Seal shall be prepared and shall be kept by 
the Secretary in the oftice of the Company. The impression of the 
seal may be made and attested by either the Secretary or an Assistant 
Secretary, or by any other person duly authorized by the Board of 
Directors or by the Executive Committee, for the authentication of 
contracts and otlier papers requiring the seal and bearing the signa- 
ture of the President or a Vice-President. 


ARTICLE XI. 
AMENDMENTS. 

S 1. Any of these By-Laws may be amended, altered, added to, 
repealed or annulled by the concurrent vote of a majority of all the 
outstanding stock present at any meeting of Stockholders, where no- 
tice of the proposed alteration or amendment shall have been” given 
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in the call for such meeting; and at any time these By-Laws may be 
amended, altered, added to, repealed or annulled by the unanimous 
vote of all the members of the Board of Directors present at any 
meeting when the amendment, alteration or addition shall have been 
proposed to the Board and entered upon its minutes at a meeting at 
least thirty days previous to the meeting at which the same shall be 
adopted, of which minutes at least four days’ notice shall have been 
given to each Director by mail, 

$ 2. Every person who becomes a Stockholder in this Company 
shall be deemed to assent to these By-Laws, and shall designate to 
the Secretary the address to which he desires that the notices herein 
required to be given may be sent, and all notices mailed to such ad- 
dresses, with postage prepaid, shall be considered as duly given at 
the date of mailing, and any person failing to so designate his address 
shall be deemed to have waived notice of such meeting. 


Nadhtrag 
zu der Abhandlung „Rartelle in Rußland“. 


Wie vorauszufehen war, iſt das Kartell der ruffifchen Naphta= und 
Petroleumproduzenten zu ftande gefommen, allein feine Schidjale jcheinen 
recht eigentümlicher Natur zu werden. Wir lafjen nachträglich die Haupt- 
bejtimmungen des zwifchen den ruſſiſchen Produzenten abgefchloffenen Ber- 
trages in einem Auszuge, den wir in der Überſetzung der Münchener All- 
gemeinen Zeitung (Nr. 167 diejes Jahres) wiedergeben, folgen. Diejer 
lautet: 


Das auf der letzten Konferenz ın St. Petersburg unter Zuftimmung des 
Finanzminiſters gebildete Syndikat der ruffifchen Petroleum:Raffinenre Hat folgen- 
den von jämtlichen Teilnehmern an der Konferenz abgeſchloſſenen Vertrag unter: 
zeichnet, 

Die unterzeichneten Bafu-Raffineure haben in dem Wunſche, eine regelrechte 
Organifation betreffs des Handels mit raffiniertem ruſſiſchen ÖL an den Märkten 
des Auslandes zu Ichaffen, das Übereinfommen unter folgenden Bedingungen ge 
nehmigt: 

1. Der Export und der Verkauf von Petroleum an ausländifche Märkte darf 
nur jeitens eined bon uns erwählten Komitees von fünf Perjonen beſorgt werden. 
Jeder Naffineur, welcher dem getroffenen Übereinfommen zuwider Petroleum ins 
Ausland erportiert, Hat für jedes Pud de3 exrportierten Quantums 15 Kopeken Strafe 
zu zahlen. 

2. Der Anteil jedes Raffineurs an dem Gefamtquantum des zu exportierenden 
Petroleums vegelt fich folgendermaßen. Das Recht der Beteiligung richtet ſich nad) 
der Anzahl von Aktien, und jede Aktie ift gleich 1000 Pud Petroleum, die mit der 
Kaukaſus-Bahn thatjächlid im Jahre 1892 erportiert worden find. Die Größe jedes 
Anteilſcheins in Pud drückt fich aus, indem das vom Syndikat im Laufe eines Jahres 
erportierte Petroleum durch die Gejamtzahl der vom Syndifat auf Grund der bes 
treffenden Klauſel diejes Übereinkommens anzgegebenen Anteilicheine dividiert wird, 

21° 
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Nach Artikel 3 iſt jeder Raffineur, welcher das auf ihn entfallende Quantum 
Export-Petroleum nicht geliefert hat, für alle VBerlufte haftbar, welche aus folcher 
Verringerung der Ausfuhr entitehen können. Befreit von der Strafe ift der Raffi— 
neur nur, wenn er an der Lieferung durch Feuer, Strike oder durch irgend welche 
andere Urſache verhindert worden ift, die ihm die Fabrikation oder Bearbeitung des 
Petroleums auf feinen Werfen unmöglich machte. Artikel 4 ftellt die Gefchäftsregeln 
für die Handelsagenten feft. Artikel 5 beftimmt, daß ſämtliche für Nichterfüllung 
der erlaſſenen Vorichriften zu zahlenden Strafgelder unter alle übrigen Syndikats— 
mitglieder verteilt werden jollen, um denjelben als Erſatz für die von den Straf: 
fälligen verurfachten Schäden zu dienen. Die Artikel 6, 7, 8 und 9 befchäftigen fich 
mit den Pflichten und der Verantwortlichkeit der Handeldagenten. Artifel 10 ver: 
bietet den Handel3agenten, Petroleum in Kiften zu verlaufen, wenn nicht dieſe Kiſten 
von der jeitend der Leiter des Trufts empfohlenen Firma bezogen worden find. 
Artikel 11 macht das Syndikat für Ledage und für andere dur Behandlung der 
Ware veurfachte Schäden haftbar. Artifel 12 ermächtigt das Komitee des Syndi- 
fat3, denjenigen Anteil an der Produktion, welcher jedem Raffineur zuzuweiſen ift 
u. }. w., einer genauen Kontrolle zu unterziehen. Artikel 13, 14, 15, 16 und 17 
find Übergangsbeftimmungen, welche fich auf die Thätigkeit des fünfgliedrigen Syn— 
dikatskomitees beziehen. Nach Artikel 18 dauert das übereinkommen bis zum 1. April 
1899. Wenn e8 innerhalb diefed Zeitraums möglich oder erforderlich jein follte, 
das Syndifat in eine Aftiengejelichaft umzuwandeln, oder wenn auf Grund ge: 
machter Erfahrungen die Erweiterung des Übereintommens durch neue Beitimmungen 
unerläßlich ericheinen jollte, jo hat das fünfgliedrige Syndifatsfomitee, jofern die Er: 
weiterung3beichlüffe in einer Generalverfammlung des Komitees gefaßt worden find 
die Zuftimmung des Finanzminifters einzuholen. Iſt diefe Zuftimmung eingegangen, 
jo find die vorgenommenen Abänderungen für jämtliche Syndifatsmitglieder bindend. 
Artikel 19 enthält gewiſſe Beltimmungen über Produktionsbeichränfung. Dann 
fommt mit Artikel 20 der Kernpunkt der ganzen Sade. Wir geben daher diefen 
Artikel feinem ganzen Wortlaute nach wieder: 

20. Das fünfgliedrige Komitee hat fi) mit der Standard Dil Company in 
Verbindung zu ſetzen, um die notwendigen Beſtimmungen desjenigen Übereinfom- 
mens auszuarbeiten, welches die Märkte der gejamten Welt zwiichen dem Kandel 
mit ruſſiſchem umd demjenigen mit amerifaniichem Petroleum teilt. Sobald die Be: 
ftimmungen des Übereintommens von der Generalverfammlung des Syndikats an: 
genommen worden find, follen diefelben dem Finanzminiſter behufs Zuftimmung 
unterbreitet, ſodann aber Delegierte ernannt werden, welche das Übereinfommen mit 
der Standard Dil Company zu unterzeichnen haben, das dann für fämtliche Be: 
teiligten bindend wird. 

Artikel 21 trifft Vorjorge, daß denjenigen NRaffineuren, welche dem Überein⸗ 
kommen nicht gleich zu Anfang beigetreten ſind, ſowie denjenigen, welche nach Ab— 
ſchluß desſelben neue Raffinerien errichten, der Beitritt offen gehalten wird. 


Dagegen ſind die Verhandlungen zwiſchen dem neugegründeten ruſſiſchen 
Syndikat und dem amerikaniſchen Standard Oil Truſt zu feinem defini— 
tiven Abſchluß gelangt. Es ſcheinen Überraſchungen eingetreten zu fein, 
die einerjeitS auf eine Überfhägung der Macht des Standard Dil, anderer- 
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ſeits aber auf einen Antagonismus der Intereſſen bei einer Abgrenzung der 
beiderfeitigen Abjabgebiete hinweiſen. Seitens ıuffifcher Kontrahenten wurde 
die Bedingung aufgeftellt, der Standard Dil möge den Beweis erbringen, 
daß es ihm gelungen ift, jede Konkurrenz in amerikanifchem Ol zu bes 
feitigen. Den Beweis fonnten aber die Vertreter des Standard Dil nicht 
liefern, vielmehr erbaten fie fich auf der Zufammentunft, die im April d. J. 
in Paris jtattgefunden hat, eine Frift zur Niederwerfung der lebten Kon— 
furrenten auf dem amerifanishen Markte. Zugleich aber fjollen xuffiiche 
Unterhändler entjchieden abgeneigt geweſen fein, ihren bisherigen europätjchen 
Abſatz mit anderen Weltteilen zu vertaufchen. 

In der deutjchen Preffe wurde vielfach ein größeres Importhaus in 
Mannheim genannt, welches das Zuftandefommen des Weltmonopols ver— 
hindert haben follte. Die Eigentümlichkeit dieſes Falles veranlaßte mich, 
direft bei der genannten Firma um Informationen zu bitten, die auch be= 
reitwilligjt erteilt worden find. Ich Habe Hier feinen Raum und feine 
Beranlafiung, auf die recht intereffanten Verhältniffe, die ſich außerhalb 
des ruſſiſchen Produftionggebietes abfpielen, näher einzugehen. Nur ſoviel 
ift zum Verſtändnis der dem Ringe erwachjenen Hinderniffe mitzuteilen, daR 
die Weigerung eines einzelnen Importeurs unmöglich auf die Dauer den 
Zuſammenſchluß der Produzenten verhindern könnte, wenn die Standard 
Dil Company die Produktion felbft monopofifiert Hätte. In Wirklichkeit 
aber joll die Standard Dil Company nur ein großes Übergewicht in der 
Produktion des raffinierten Ols befien, dagegen nur einen Kleinen Teil 
der Rohölproduftion in ihrem eigenen Befige Haben und vielmehr genötigt fein, 
ihr Rohöl ebenfo auf offenem Markte zu erwerben, wie eg ihre Konkurrenten 
thun. Letztere bilden den feiten NRüdhalt des Mannheimer Importeurs 
PH. Poth), der übrigens nicht jo ganz allein unter den Importeuren da= 
ftehen ſoll; auch in Amfterdam und London beziehen einzelne Impor— 
teure ihr raffinierteg amerifanifches ÖL nicht vom Standard Oil, fondern 
von der Columbia Dil Co. und einer Reihe fleinerer, mit ihr zufammen- 
gehender und gemeinfam gegen den Standard Fämpfender Raffinerien. 
Dieſe Dutfiders befigen in der United States Pipe Line eine mit den größten 
technifchen Mitteln, wie drei eigene Nöhrenleitungen für raffiniertes Ol, 
Tanfanlagen, Tankdampfer ıc. operierende Gejelljchaft, gegen die die Stand- 
ard Dil Company nicht mehr wie früher eine überlegene Technik in Pro- 
duktion und Transport in die Wagſchale werfen könne, 

Sollte wirklich ein Weltmoͤnopol⸗ vorlãafig vereitelt worden ſein, ſo 
entſteht die fernere — ob das ruſſtſche Syndifat; bas ja nur unter der 
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Vorausſetzung einer Verſtändigung mit den großen amerikaniſchen Konkurs 
renten entftanden ift, auch weiter beftehen wird? ch vermute, daß dies 
thatfächlich geichehen wird, jchon aus dem Grunde, weil die Urheber des 
Syndikats den Fehler nicht eingejtehen werben, ein nationales Kartell 
aus Gründen veranlaßt zu haben, die fich nachträglich als illuforifch 
erwiejen. 


Dr. 6, Jollos. 


Pierer'ſche Hofbuchdruderei. Stevban Geibel & To. in Altenburg. 
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